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Erganzungen 
deö 


Allgemeinen Landrechts 


fuͤr die 


Preußiſchen Staaten 
enthaltend 


eine vollftändige Zufammenftelung aller noch — Fan). 
Allgemeine Landrecht abändernden, ergänzenden und erläuternden 
Gefege, Verordnungen und Minifterialverfügungen 
| neb'ft | 
einem chronologifchen Berzeichniffe derfelben und Regifter 
BET RETSEIEN 
von 


Zriedrich Heinrich von Strombeck, 


Königlih Preußiſchem Rn Zuflig= und ans, Rathe. 


Vierter 3, and. 
Enthaltend die Nachträge zur briften Ausgabe derfelben, 
bearbeitet 
und bis auf die neuefte Zeit fortgefhgee 
von 


Ferdinand Leopold Lindau, 


Königl. Zreuß. Landgerichts⸗ Aſſeſſor. 


teipzig: 
3% 4 Brockhaus. 
1837. | 
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Bei der Bearbeitung der Nachtraͤge zu den von Strom— 
beckſchen Ergänzungen zum Allgemeinen Landrecht habe ich, 
"neben dem Zwecke, die nad) dem Erfcheinen der dritten Aus: 
gabe der- Ergänzungen ergangenen neuern Beflimmungen 
moͤglichſt vollftändig und treu aufzunehmen, vorzüglich auch 
den im Auge gehabt, die gemeinfchaftliche Benutzung diefer 
Nachtraͤge und des Hauptwerks fo viel als möglich zu er= 
leichtern. Aus diefem Grunde habe icy mich auch ftrenge 
nach dem Plan des Hauptwerks richten muͤſſen, von dem 
ich, bei Bearbeitung einer neuen Ausgabe, in manchen Punk: 
ten vielleicht abgemwichen ‚fein würde. Wo bie hier aufge: 
nommenen Beftimmungen fih auf frühere in den Ergän-. 
zungen befindliche beziehen, habe ich die betreffenden Pa: 
ragraphen allegirt, um das Nachfchlagen in den erftern 
bequemer zu machen. Aeltere Verordnungen, wenn gleich 
diefelbe in den Ergänzungen fehlen, habe ich nur in dem 
Falle aufgeführt, wenn deren Aufnahme durch die fpäter 
ergangenen nothwendig gewefen ift. 


- 


17 | = Vorrede. 

Daß ich in möglichft gebrängter Kürze die, in den 
von den ‚Herren Geh. Ober-Juſtiz- und Kevifionsrathe 
Simon und Kammergerihtörath) von Strampff ber 
auögegebenen Rechtöfprüchen der preußifchen Gerichtshöfe 
auögefprochenen Rechtsanſichten, den Nachträgen hinzuge— 
fügt habe, wird, bei dem anerkannten Werthe jenes Werks, 
gewiß als eine nicht unwillfommene Zugabe angefehen werben. 

Geſeke, im December 1836. 


5 8% Lindau 


Seinem verehrten Oheim, 
ben Heren | 

3 2 Lindau. 

gewidmet 


Verfaſſer. 
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Ergänzungen 
um | | 
Publicationspatente. 


eu. Die im Allgemeinen Landrecht Ip. 2. Tit, 7. ‚Berwar 
$. 18— 86. enthaltenen Borfchriften gelten, unter Auf legenheiten 
bedung ber fremdherrlichen Gefeßgebung, auch in Bezie:Taanage: 
bung auf die Verwaltungsangelegenheiten der Landge- Zu $.1. 
meinden im den zum Verwaltungs = WBerbande der Provinz (Erg. $-3.) 
Sachſen gehörigen, der Weftphälifchen Zwifchenregierung 
unterworfen gewefenen Zandeötheilen. 

(Gef. v. 31. März 1833. $,.1. ©. ©. 1833, ©. 61.) 


$. 2. Vide Verordnung v. 31. März 1833 über die (Erg-$.%) 
Derwaltungsangelegenheiten ‚der Landgemeinden (G. ©. 
1833. ©. 61.) zu $. 18. Tit. 7. Th. 2. A.C.R. $. 571. 


$. 3. Im allen Angelegenheiten ber ftreitigen und freis Zu $- 1. 
willigen Gerichtsbarkeit derjenigen Perfonen, über welche 
- die Surisdiction den Gouvernementögerichten in den Bunz 
deöfefturgen Mainz und Luremburg übertragen ift (cfr. 
Nachtr. zu den Erg. zur Allgem. Ger. Ordn ad $. 48, 
Tit. 2. Th. 1. A. G. O.), kommen die VBorfchriften des 
Allgemeinen Landrechtö, der Allgem. Gerihtsordnung und 
der fpäter dazu ergangenen gefeglihen Beflimmungen in 
Anwendung. | 
Megen der Verträge vide $. 82. zu $: 111. Tit. 5. 
Th. 1. A. E. R. | — te 
(Allerh. Cab. Order v. 19. July 1834. Nr. 1. ©. S. 1834. 
©. 132.) . i “ > ’ — 
F. 4. Ueber die Bedeutung des Ausdrucks: „Allges Bu 8.2. 
‚ meine Landeögefege” in $. 2. des Patents vom | 
Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 1 


* 


* 


— 


x 


gu $.3.17. 


Zueſget 


2 Zum Pubticationspatente. $. 3—17. 
15. November 1816 wegen Einführung des Allgemeinen 


Landrechts in ‚die ehemals Saͤchſiſchen Provinzen vide 


Beriht des Dber = Landesgerichts zu Naumburg vom 
8. November 1831: v. Kamptz J. B. Bd. 39. S. 350. 


$. 5. In Schleſien findet die Verjährung nad) dem 
Allgemeinen Landrecht, nicht nach dem Sachfenrecht, ſtatt. 
(Erkenntniß des zweiten Senats des Ober: + andeögerjhts g* 
‚Liegnis v. 18. Sanuar 18135. S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 398.) 


$. 6. Die Vorfchriften des Allgemeinen Landrechts wer 


frauen un und gen der Bürgfchaften ber Ehefrauen follen auch im Her: 
Anfhezuns zogthum Weftphalen, im Fürftentyum Siegen und den 


flentee 

mund⸗ 
dat, 
Zu $. 7 
(Era. 8.4 


| Nr. 3.) 


Bu $.7 


Grafſchaften Wittgenſtein beobachtet werden, und iſt die 
Suspenſion der drei erſten Titel des zweiten Theils des 


z Allgemeinen Landrechts für die 88. 341— 344. Fit. 1. 


"aa. O. außer Kraft gefekt. 
(Auerh. Gab. Order v. 14. Zuly 1834. ©. ©. 1834. &..118.) 
$. 7. Die Geſchlechtsvormundſchaft in der Provinz 


(Grg. 10, Schlefien, jo wie die Vorſchriften der Rudolphiniſchen 


Polizei-Ordnung v. 19: Juny 1577. Art. 2. von der 
Weiber-Obligation, Buͤrgſchaften und Gerechtigkeit iſt 


aufgehoben, und gelteh wegen der perfönlichen Dispofis 


tionsfähigkeit der Frauensperfonen in Schleſien die Vor⸗ 
ſchriften des Aug. Landrechts. — Auch genügt. in allen 


m 


noch zu ‚entfcheidenden Fällen, wenn bei Belehrung ders. , 


felben bei Aufnabme von Bürgſchaften, Prioritäts Eins 
räumungen und ähnlichen Gefchäften die Vorfchriften des 


‚Ag. Landrechts beobachtet find. 


(Berorbn. v. 50. Auguft 1833. G. ©. 1833. ©. 96.) 
$. 8. Die Verordn. v. 28. Juny 1829, wegen Auf» 
. Hebung der, Geſchlechtsvormundſchaft in einigen Theilen 


von Weftpreußen (Erg. DI, 487.), iſt aud auf den - 


ehemals Weftpreußifchen , durch die ‚Provinzialeintheis 
lung vom 30. Aptil 1815 dem Coͤslinſchen Regie— 
rungsbezirk uͤberwieſenen, Lauenburg⸗ Buͤtowſchen Kreis, 
imgleichen auf die beiden eben dieſem Regierungsbezirk 


dadurch einverleibten Weſtpreußiſchen Enclaven ausge⸗ 


dehnt worden. 
(Cab. O. v. 13. März 1850. ©. ©. 1830. S. 24) 
$. 9. In denjenigen Kreifen des Franffurter Negies 
rungsbezirks, wo Gefchlechtsvormundfchaft noch beflanden 
hat, ift fie. ebenfalls aufgehoben. 
(Berorön. v. 27, July 1832, ©. S. 1832, ©. 205.) 


3um Publicationspatente. $. 7 —1}. 3 


$. 10, Wenn Eheleute, fich. vor Einführung, bes All⸗ Bu $. m 
gemeinen Landrechts verheirathet, und die geſetzliche ftatt- 10.1 
findende Gütergemeinfchaft durch Vertrag auögefchloffen, 
diefe Ausſchließung aber nicht oͤffentlich befannt gemacht, 
auch die Bekanntmachung nicht bei Einführung des Alls 
gemeinen Landrechts nachgeholt haben, fo ift anzunehmen, 
daß von der Zeit an, da das Allgemeine Landrecht in . 
Kraft getreten, in Be ziehung auf dritte Perfonen bie 
Gemeinſchaft der Guͤter unter ihnen ſtattfinde. 

Erkenntniß des Geheimen — v. 19. September 
823. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2, ©. 200) 


$. 11. Die Allgemeine, Hypotheken : Ordnung vom „Borgtber 
2%. December, 1783, und bie darauf Bezug habenben im Herzogs 
fpätern gefeglichen Vorſchriften erhalten in den nebenge- —— ai 


nannten &andestheilen vom 1. May 1834 an Gefeßes: „Sürlten: 


thum Sie⸗ 
kraft *). — gen mit den 
‚  &erorbnung wegen Einrichtung des Hypotheken⸗ — in —— 
dem — Weſtphalen ꝛc. vom 31. März 1834. 8.1. G. ©. Neuentir: 
—— 47.) * —83 
— 
Die Bearbeitung des Hypothefenwefen ver: „fe "den is 
belt * Gerichten, welche zur Zeit damit beauftragt fi find. ven Sat 


($. 2. a. a. O.) abigen, 

$. 13. Nür Grundffüde, nicht aber Gerechtigkeiten, genfeim > 
weiche für fich beftehen ($. 14. Zit. 1. der Hyp. Ordn.), S Hein: uge 
erhalten ein Folium im Hnpothefenbuche. Bei getheils Ieburg. 
tem Eigenthum ı wird das Folium für das Nukungs: Ei: 
genthum, bei DVererbpachtungen für die Erbpachts⸗Ge⸗ 
rechtigkeit angelegt. 

($. 3. a. a. ©.) ‚ 

$. 14. Auf Gegenftände des Bergweſen⸗ Eigenthums 
findet dieſe Verordnung keine Anwendung, und bleiben 
hierüber bejonbere Beilimmungen vorbehalten. 

($. 3.0. a. DO.) | 

$.. 15. Die Anlegung eines Foliums erfolgt, wenn 
der Befiger des Grundftüds ausdruͤcklich darauf anträgt, 
oder wenn er nach der Allerh. Cab. Order vom 31. Ots 
tober 1831 ($. 164.) von Seiten des Gerichtö zur Bes 
er e- en angehalten werben muß. 





) Die Beftimmungen,, welche Lediglich bie Hypothekenbuch⸗ 
Fuͤhrung betreffen, ſind, als zur Vypotheken⸗Ordnung gehörig, 
nicht mit aufgenommen. 1* 


4 u Zum Publicationspatente, 8§. 7—14. 


8. 16. Jeder Eigenthümer eines "Grundftüds, deſſen 
Eintragung in das Hypothekenbuch gefchehen fol, ift vers 
pflichtet, — 

1) ſeinen Vorbeſitzer zu benennen, — 3 
2) den Rechtögrund anzugeben, vermöge beffen das Eis 

. genthum von dem Vorbefiger auf ihn übergegangen 

iſt; demzufolge J 

3) alle darauf Bezug habenden Documente und Bes 

. weismittel, in deren Beſitz er fich befindet, getreus 
lich. vorzulegen, und = 

4) einen Auszug aus der Grimdfiener- Mutterrolle eins 

zureichen, mit einer Befcheinigung, daß feit der letz⸗ 
. ten Berichtigung der Mutterrolle Feine Befiß: Vers 
änderungen bekannt geworden find. 
($. 7. a. a. D.) , | | 
$. 17. Zur’ Eintragung des Befistitel5 auf den Ra- 
men des in ber Mutferrolle als, Steuerpflichtigen vers 
merften Befigerd genügt es, wenn derfelbe 
1) das Grundftüd in einer Subhaftation erftanden, oder 
ein Präcufions: Erfenntnig darüber ausgebracht hat 
($. 30. Zit. 4. der Hypotheken: Drbnung), oder 
" 2) wenn er, dur Dotumente, Zeugen oder Attefte öfs 
fentlicher Behörden glaubwürdig befcheinigt, daß er 
dad Grundftüd feit dem 1. December 1825, oder 
überhaupt 10 Sahre lang ununterbrochen befige.. 


($. 8. a. a. DO.) ; . 
8. 18, Bei einem kuͤrzern Befißftande muß der Ueber- 
gang auf den Befiger durch einen zur Ermwerbung -des | 
Eigenthums nach Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts 
‚an. fich geeigneten, dem Inhalt und der Form nad) 
rechtögültigen Zitel nachgewiefen, und entweder 
1) dargethan werben,. daß der unmittelbare Borbefiger 
ſelbſt ſchon einen Zitel für fich hatte, der nach den 
damals geltenden’ Gefegen an ſich zur Erwerbung 
des Eigenthums gefchidt ift ($. 29. 30. Tit. 4, der 
| Hypoth. Ordnung), oder. | 
2) durch Documente, Zeugen oder Attefte öffentlicher 
“ Behörden glaubwürdig befcheinigt werden, daß der 
jesige und ber Vorbefiger, ihren Befisftand zuſam⸗ 
mengerechnet, das Grunbflüd feit dem 15. Decems 
ber 1825 oder überhaupt 10 Jahre lang befigen. 
($. 9. a. a. D.) 


Zum Publleationopatente. $.7 14. 3 


$. 19. Wer die Berichtigung bes Beſitztitels eines. in 
ber Mutterrolle auf den Namen eines. Andern eingetras 
genen Grundftüds für fich verlangt, muß fein. befjeres 
Recht nachweilen. — Der in der Mutterrolle eingetra= 
‚gene Steuerpflichtige wird darüber -gehört, und bei ent: 

ftehendem Widerfpruche die Sache zur richterlichen Ents 
fheidung verwiefen. 

($. 10. a. a. ©.) ; : 


$. 20. Da unter ben -vorflehenden Bedingungen für 
ben in der Mutterrolle eingetragenen Steuerpflichtigen 
der Befigtitel berichtigt werden fol, ſo werden alle dies 
jenigen, 
„welche nicht in der Mutternolle als Steuerpflichtige 
‚ eingetragen ftehen, und dennoch vermeinen, daß ih⸗ 
nen als Eigenthümern oder aus einem Lehndverhälts 
niffe, einer Subftitution, oder fonft einem die freie , 
Dispofitionsbefugnig des Beſitzers einſchraͤnkenden 
Rechtsgrunde Anfprüche zuſtehen, 
aufgefordert, ſolche innerhalb dreier Monate von dem 
Tage der Geſetzeskraft diefer Verordnung bei der Hypos 
thetenbehörde anzumelden. Nach Ablauf diefer Frift muß 
bee Hypothefenrichter den Vorſchriften $. 15. und 17. 
‘gemäß mit der Berichtigung des Befigtiteld vorfchreiten, 
und Feder, der die Anmeldung feiner Realanfprüche ver: 
fäumt, hat es fich ‚felbft beizumeffen, wenn bis zur Nachs 
holung feiner ‚Anmeldung der eingetragene Befiger in al: 
len mit dritten Perfonen über das Grundſtuͤck gefchloffe- 
nen oder zu fchließenden Verhandlungen nach Vorſchrift. 
des Allgem. Landrechts Th. 1. Zit. 10. $. 7 u. f.- für 
den wahren Eigenthümer defisibenmangefehen wird. 
G. 11. a. a. O.) Su 
$. 21. Bei Anlegung des Hypothekenbuchs follen 
a) alle Hypotheken, welche in Folge bed im $. 22: des 
Patents vom 21. Juny 1825 und der Allerh. Cab. 
Orb. vom 4. Februar 1828 gefchehenen Aufrufs bei 
bem Gericht, in deſſen Gerichtöfprengel das Grund⸗ 
ftüc? belegen ift, bis dahin angemeldet worden find, 
b) fänmtlihe nach $. 8—11. des Patents vom: 21. 
-Suny 1825 (Erg. $. 46— 50.) feit dem 1. Decem= 
ber 1825 entftandenen Realrechte 
von Amts wegen berüdfichtigt werden. | 
G. 12.0. 0.0.) - : 


6 um Hublicationspatente. 5. 7—2144. 


| $. 22. Es ift dabei in nachftehender Art zu verfahren: 
1) Bei jeder Befistitel - Berichtigung muß. der Neal 
ESchuldenzuſtand 
a) durch Vernehmung des Beſi itzers, 
by durch Extracte aus den bisher geführten Regihem 
uͤber die angemeldeten Realrechte und Hypothe⸗ 
fen, und 
€) durch Einficht der. denfelben zum Grunde liegenden 
Anmeldungen und Documente fefigeftellt- werden. — 
2) Ieder auf diefe Weife ermittelte Realberechtigte oder 
Hypoibefengläubiger iſt aufzufordern, die ihm er— 
theilte Recognition, mit dem dazu gehörigen Docus | 
— zur Eintragung in das Hypothelenbuch ein⸗ 
zureiche 
Auch Erben, Geffionarien, Pfandinhaber und andere Ve⸗ 
theiligte erhalten eine ſolche ſpecielle Aufforderung, wenn 
ihr Rechtsanſpruch zu den Grundacten angefügrt worden. 
($, 13. a. a. D.) 


$. 23. Alle Inhaber von Recognitionen, welche ihre 
'MRechtsanfprüche zu den Grundacten .nicht angezeigt ha= 
ben, werden aufgefordert, innerhalb dreier Monate, vom 
Zage der Geſetzeskraft dieſer a die Anmeldung 
nachzuholen. 
(8.14 a. a. O.) 


‚$.24. Wer ber ergangenen Aufforderung nicht ge 
nügt, behält zwar u 
a) feine Rechte gegen bie Perfon feines Schuldners 

oder deſſen Erben, und kann fih auch an das ihm 
verhaftete Grundſtuͤck halten, infofern ſolches noch 
> den Händen diefes Schuldners oder deſſen Erz 
ben fich befindet; | 

er geht aber‘ 

b) in Beziehung auf alle übrige. Kealbere hügte, deren 
Hypotheken⸗ und andere Real-Anſpruͤche eingetra⸗ 
gen worden, ſeiner Vorzugsrechte verluſtig; 

verliert | 
e) in Beziehung auf jeden Dritten, der im sehtien 
Glauben auf die Nichtigkeit des Hypothekenbuchs 
nach der Anlegung des letztern das Grundſtuͤck 
ſelbſt erworben hat, ſein Realrecht; 
und haftet endlich 
d) für jeden mit dem — ſpäterhin gemachten 


Fr 
“ 
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Mißbrauch und für jeben hiedurch und aus der 
Nichtbefolgung der an ihn ergangenen —— | 
entftehenden Schaden. 

G. 15. a. a. O.) 

S. 26. Jeder zur Einreichung der Recagni ion — 
forderte Realberephtigte ift verpflichtet, auf — die 
Grundſtuͤcke, auf welche ſein Recht eingetragen werden 
ſoll, ſpeciell nach deren Bezeichnung im neuen Flurbuche 
anzugeben. — Waltet gegen die Identität diefer Grund: 
ffüde mit den im «Document. verpfändeten. fein Zweifel 
ob, oder erkennt der Beſitzer dieſe Identitaͤt an, fo bes 
gründet die erhaltene Recognition einen Anſpruch auf 
die Eintragung des Rechts ſelbſt. — 

Entſtehen Zweifel uͤber die Identitaͤt, bie fih nicht 
fofort befeitigen laſſen, die Identitaͤt aber ift wahrſchein⸗ 
lich, ſo wird dadurch jedenfalls die Eintragung einer 
Proteſtation begründet. — Eine mangelhafte und vor⸗ 
laͤufi ige Proteſtation über zwar befcheinigte, aber nicht ſo⸗— 
fort Liquid zu machende Realanſprüche begründet eben: 
falls einen Anſpruch auf die Eintragung einer Proteſta⸗ 
tion zur un des Vorrechts. 

($. 16. a. a. D.) 

$. 26. Yen vor dem 4. December 1825 — 
nen, binnen der vorgeſchriebenen Friſt angemeldeten Neal: 
rechten gebührt bei der Eintragung bie, Priorität vor den 
fpäter erworbenen, mit Borbehalt der ‚näheren. Beſtim⸗ 
‚mungen ihrer Rangverhältniffe unter fich, welche feſtzu⸗ 
fielen, oder im Fall eines- Streits durch: richtexliche Ent: 
ee feftftellen zu laſſen, den Intereſſenten überlaf 
en bleibt. — 
| Die feit dem 1. December 1825 entfiandenen wer: 
den nach, der Ede ihrer Anmeldung eiugetragen. | 0 
6.1 
$. 27. — die bei einer Subhaſtation, 
einem Concurs⸗ oder Liquidationsprozeſſe ausgefallen, prä: 
cudirt, oder durch. Zahlung getilgt find, werden nicht 
weiter berückfichtigt. — Behauptet der Befiter, daß das 
Realrecht auf andere Weiſe aufgehoben worden, ſo muß 
er dieſe Aufhebung ſofort darthun. Kann er dies nicht, 
ſo iſt die Eintragung der Forderung, und zugleich in ber 
Colonne „Ceſſionen“ die Eintragung. des Widerfpruchs 
zu ee im Pan TEL, iſt. — 


— 
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- 838. Allen Inhabern bereit3 angemeldeter Titel zu 
Hypotheken: und Nealrechten, welche ungewiß find, ob 
die von ihnen angemeldeten Titel auch wirklich in bie 
s geführten Hppothefenregifter aufgenommen worden, und 
daher beforgen, bei der Zeftftellung des Schuldenzuftan? 


des nach $. 21 ffr unbeachtet zu bleiben, bleibt es uͤber⸗ 


laſſen, fich die angelegten Hypothefenregifter vorlegen zu 
laffen, und erforderlichen Fall die Nachtragung in die: 
felben, oder die Ertheilung vollftändiger Necognitionen 
anderweit in Antrag zu bringen. Auch ſteht ihnen frei, 
durch fchriftlihe Eingaben ſich die Berüdfichtigung bei 


der Anlegung des Foliums zu fihern. — Es muß jeboh 


dieſe Eingabe enthalten: 


die Namen der gegenwärtigen Befiger berfelben, 
die Angabe des Zitels und des Datums der frühes 
ren Anmeldung, 
und muß -berfelben | 
eine Abfchrift der erhaltenen Recognition beigefügt 
werden. 
($. 19. a. a. D.) | 


$. 29. In dem $. 20. erfolgten Aufruf find diejenigen 
Realberechtigten nicht mit begriffen, welche aus einem 


Grundſtuͤcke gewiffe, zu beftimmten Zeiten wiederkehrende,” 


nad) $. 49. Tit. 1. der Hypothekenordnung in die zweite 


Rubrik gehörende Hebungen zu beziehen, und biefe bes 


reitö vor dem 1. December 1825 erworben haben. Die 
Dernehmung des Befigerd über feinen Befistitel ift daher 
auch auf das Borhandenfein ſolcher beftändigen Laften 
und Abgaben mit möglichfter Sorgfalt zu richten... Es 
find diefe Laften und Abgaben fodann mit Ausnahme 
derjenigen, die nach $. 48. Zit. 1. der Hypothekenord⸗ 


nung und $. 58. des Anhangs zum Allgem. Landrecht 


überhaupt Feiner Eintragung bedürfen, zur Eintragung 
in notiren, und ber’ Berechtigte davon in Kenntniß zu 
egen. * 

($. 20. a. a. O.) 


g. 30. Wenn der Beſihtitel hiernaͤchſt berichtigt und 


das Hypothekenfolium angelegt worden iſt, ſo iſt dies 


unter woͤrtlicher Bezeichnung des Grundſtuͤcks und des 


Beſitzers, wie ſolche das Hypothekenbuch enthält, duch 


einmalige Einrüdung in das Amtsblatt der Regierung 


eine — Bezeichnung der verhafteten Grundſtuͤcke, 


Pr 
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öffentlich befannt zu machen, mit- dem Bemerken, daß - 
‘alle Realberechtigte jener Art ($. 29.), welche von ber 
— Aufzeichnung ihrer Anſpruͤche nicht beſonders 
enachrichtigt worden ſind, ſich noch innerhalb dreier 
Monate bei der HZypolhekenbeh orde melden muͤſſen. — 
Mer auch dieſe Friſt verfäumt, verfällt in die $. 24. bes 
fiimmten Nachtheile. Diefe Bekanntmachung erfolgt vier: 
teljährlich durdy das Oberlandeögericht (Hofgericht) zu 
Arensberg, welches die Ele ber ie ‚Ge: 
richte zu ammenftellt. 

($. 21. a. a. ©.) 


$. 31. Diejenigen, ältern Realanſpruche, welche vor⸗ 
ſchriftsmaͤßig angemeldet worden und deren Richtigkeit 
durch oͤffentliche Urkunden, oder das Anerkenntniß des 
Beſitzers des verhafteten Grundſtuͤcks nachgewieſen iſt, 
werden ihrer Zeitfolge nach in das Hypothekenbuch ein⸗ 
—— mit dem ausdruͤcklichen Vorbehalt der naͤhern 
— ihrer Rangordnung unter ſich. — 
Iſt der Nachweis der Richtigkeit nicht gefuͤhrt, der 
Anſpruch jedoch einigermaßen beſcheinigt, und widerſpricht 
der Beſitzer der Eintragung, fo kann nur eine Proteſta— 
tion, und muß dabei zugleich der Widerſpruch des Be⸗ 
ſitzers vermerkt werden. 
Die Feſtſtellung Rangordnung erfolgt nad) den 
Beflimmungen des $. 2 
($. 22. a. a. ©.) 


$. 32. Bei Grundflüden, welche nach dem 1. Decem⸗ 

ber 1825 in einer nothwendigen Subhaftation erflanden 

: find, und worüber nach $. 99 u. f. Zit. 51. der Prozeß- 

ordnung ein Prächufiond » Erfenntniß ergangen ift, findet 

eine Ausmittelung ber älteren Reallaſten * weiter en 
($. 28. a. a. ©.) 


$. 33. Wenn für ein Grundftüd ein Folium im Sy: 
pothekenbuche angelegt ift, fo hört in Beziehung auf-daf- 
. . jelbe die-in $..13. ded Patents vom 21. Juny ‘1825 
(Erg. $. 51.) erfolgte Suspenfion derjenigen Gefege auf, 
welche das Dafein eingerichteter Hypothekenbuͤcher vor⸗ 
ausſetzen, und 83 treten die Vorfchriften der Hypothefens 
‚ordnung und der darauf fich beziehenden gefeglichen Vor⸗ 
ſchriften in volle Kraft. Insbeſondere kann auf ein fols 
es Grundſtuͤck ein Realrecht nach, Vorfchrift der Vers 
ordnung vom 16. Juny 1820, und nad) §. 8—12. deö 


— 


! 


u. 
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Natents vom 21. Juny 1825 (Erg. §. 46 — 50) nicht 
- ferner erworben werden. 

($. 24. a. a. ©.) | 

$. 34. In Beziehung auf folche Bentfihde, womit 

noch Fein Folium im Hypothekenbuche angelegt ift, bleibt 
es bei den Vorfchriften der $. 8— 13. des Patentd vom, 
21. Jum 1825 und ber Verordnung vom 15. Juny 
1820. Seder arigemeldete Zitel muß jedoch ‚für die kuͤnf⸗ 
tige Eintragung genau aufgezeichnet und in den Docü— 
menten ober Anmeldungen Des Grundſtuͤcks fo bezeichnet 
werden, wie es im Katafters$lurbuc aufgeführt ift. Eben , 
fo muß es in der auszufertigenden Recognition u 
net werden. , 

($. 25. a. a. ©.) A 

$. 35. Auch denen, welche durch Gefjion, Verpfaͤn⸗ 

.. bung, oder aus einem andern gefeßlichen Grunde in die 
Rechte der urfprünglichen Realberechtigten getreten find, 
ſteht es in dem Falle des vorhergehenden $. frei, ihr 
Recht bei der betreffenden Hypothekenbehoͤrde anzumelden. 
Es ift ihnen ein Atteft darüber zu ertheilen. 

($. 26. a. a. ©.) 


Zur Einleitung. 


318.7 6.86, Vorſchlaͤge zum Erla” eines ſpeciellen Geſetzes, 

1. 6 mag materielle Beſtimmungen enthalten ober die ge: 

ſetzliche Form betreffen, werden ohne Ruͤckſicht auf die 

Provinz, fuͤr welche es beſtimmt iſt, von beiden Juſtiz⸗ 

miniſtern gemeinſchaftlich gepruͤft und unmittelbar an 

Se. Majeſtaͤt den Koͤnig oder an das Staatsminiſterium 
eingereicht. 

| (Allerh. Gab. Orber v. 9. Februar 1832. G. ©. 1882. S. 15.) 

Bremt: © 6. 37. Bekanntmachungen öffentlicher Behörden, , die 

OR ade im au usfchließenden Interefje der Staatsverwaltung und 

ter. &g- auf deren Koften gefchehen, — Ausbietungen von 

Bus. 10sq. Bauen, Lieferungen u. f. w. gehören, werben unentgelds 

lih in den öffentlichen Kae des Amtsblatts aufges 

. nommen. — Uebrigens follen die Gerichtöbehörden ſich 

der Amtsblaͤtter nur zu den Bekanntmachungen bedienen, 

‚ welche. ein allgemeines Intereſſe haben, nicht aber zur 
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Inſertion der Verfuͤgungen, welche allein zur Kenniniß⸗ 
nahme ſubordinirter Behoͤrden beſtimmt find und mit ges 
ringeren Koften für die Staatöverwaltung durch fpecielle 
Erlaſſe zugefertigt werden koͤnnen. (Erg. $. 80 sq.) 
(Refer. v. 2. April 1832. v. Kamph 3. B. Bd. 39, S. 849.) 


$. 38. Namentlich fol dies mit allen denjenigen Vers 

fügungen gefchehen, welche blos zur Kenntnißnahme 
fämmtlicher Untergerichte, fowie der Juſtizcommiſſarien 
des Departements beftimmt find und nicht in ganz Eurs 
zen Aufforderungen, Anmweilungen oder Etinnerungen bes 
fiehen, und ift nah dem Umfange der Bekanntmachung 
und nach ber Zahl der anzufertigenden Eremplare von 
dem Prafidium des Obergerichtö zu beftimmen: | 

ob die Bekanntmachung durch fchriftliche, gedrudte 

oder lithographirte Erlaffe — je nachdem, die wenig: 

ſten Koften verurſacht werden — erfolgen fol. Ä 
Namentlich find die durch die Sahrbücher der Preußi- 
hen Gefeggebung und Rechtsverwaltung befannt gemachs 
ten Verordnungen, fobald ein neues Heft der Jahrbücher 
erfcheint, und nach der Verfügung v. 12. Januar 1821 
(Erg. 3. %. ©. O. $. 1477,) zum Vortrag bei dem 
Obergerichte Fommt, je nachdem ihre allgemeine Bekannt: 
machung nothwendig erfcheint, oder fie nur zur Kennts 
nißnahme der Gerichtöbehörden und Juſtizcommiſſarien 
beftimmt find, zufammenzuftellen und dur die Amtös 
biätter oder durch fpecielle Erlaffe bekannt zu machen. 
Hinſichts derjenigen Untergerichte und Juftiscommiffarien, _ 
welche die Sahrbücher halten, iſt dies Letztere nicht ers 
forderlich. 

(Refer. v. 15. April 1834. 0.8.9.8. Bb. 43. ©. 447. 448.) 


$. 39. Bei Publication local polizeilicher Verordnun⸗ Publlcation 
gen ift folgendes Verfahren zu beobachten: ee 
1) In den Städten, wie auf dem platten Sande müf-_ gen. 
fen diefelben zunaͤchſt an den gewöhnlichen ‚Orten du $. 1. 
öffentlich angefchlagen werben. 
2) Wo der, öffentliche Anfchlag bisher noch nicht üblich 
‚war, erfolgt derfelbe in den Städten in einem am 
Rathhauſe befindlihen, Jedermann leicht zugäng- 
lichen und leicht erfichtlichen vergitterten Kaften. In 
den Dorfgemeinden beftimmt die Polizei: Obrigkeit 
diefen Ort ein für allemal und macht ihn ber dies 
ferhalb zu verfammelnden Gemeinde befannt. 


i 
* 
! 
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3) «Auf dem platten Lande wird außerdem bie erlaffene 
Verordnung der verfammelten Gemeinde vom Dorf: 
fhulzen vorgelefen, unter dem Original Anfchlage 
- bemerft, wann diefe Befanntmachung erfolgt ift, 

‚ und von diefem Zage an erlangt, die Verordnung 
ihre Gültigkeit. j 

4) In den Städten erfolgt die Bekanntmachung da, 
wo es bisher uͤblich war, durch Inſertion in das 
betreffende Local» oder Kreisblatt. — Wo die In— 
fertion ‚bisher nicht gefchehen ift, hängt ed von dem 
Magiſtrat ab, ob er diefelbe fünftig in dasjenige 
Blatt, welches vorzugsweife im Drte gelefen wird, 
veranlaffen, oder noch durch Öffentlichen Ausruf den 
wefentlihen Inhalt deffelben bekannt machen will. 
— Sedenfalls haben bie Magiftrate auf geeignete 
Meife, durch Patente in die Häufer oder dergl., 
die Bewohner des Orts davon in Kenntniß zu fegen, 
wie für die Folge die Bekanntmachung ſolcher Vers 
orbnungen gefchehen fol. 

5) Die_betreffende Verordnung fommt in den Städten 
nach vorherigem Anfchlage von dem Zage an zur 

: Anwendung, wo dad Blatt, welchem fie inferirt if, 
‚ausgegeben worden, oder wo ber öffentliche Audruf 
erfolgt iſt. 

6) Die öffentlichen -Anfchläge müffen mindeſtens drei 
Monate affigirt bleiben, und werden na .. 
Abnahme aufbewahrt. 

* — v. 19. December 1335. Merf. Amtebl. 1835. ©. 


3u $.14 $. 40, Die Verordnung vom 9. Suny 1827 wegen 
15, Ergänzung der 8, 5. und 7. der Verordnung vom 11. 
| März 1818 über die Lehne und, Fideicommiffe in den 
jenfeit5 der Elbe gelegenen Provinzen, kommt 
a) ald Erklärung bdiefer Verordnung, . 
b) als Ergänzung berfelben 
in allen noch zu enticheidenden Fällen mit ruͤckwirkender 
Kraft zur Anwendung. . 
(Erkenntniß des Geheimen ——“ vom 6. Juny 1833. 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 294.) 
Zu 5.23 G. 41. Die naturalifirten.Zuden in der Provinz Pos 
(Erg. $. fen (vide Nachträge zum 7. u. 8. Zitel Th. 2. ÜE.R. 
92) Bon den Juden) find mit Ausnahme ber. befondern Bor: 
nel welche die Gefege wegen lolcher Handlungen 


* 
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- mb Sefgäft, worauf die Berfchiedenbeit ihrer Religions: 
begriffe von Einfluß ift, namentlih Th. 1. Zit. 10. 
$. 317— 351. der Gerichtöordnung und $. 335. Nr. 7. 
wegen Eidesleiftungen, und 357. Nr. 8. der Criminal⸗ 
ordnung wegen der abzulegenden Zeugniffe und Zeugens 
eide, fowie Th. 2. Zit. 8. $. 989 und 990. des Allgem. 
Landrechtd wegen Präfentation der Wechſel an Sabbäs 
then und Zefttagen, in Hinficht ihrer bürgerlichen und 
privatrechtlichen Berhältniffe nach den allgemeinen Ges 
feben, gleich den chriftlichen. Einwohnern zu behandeln. 
(Berorbn. v. 1. Juny 1833, $. 20. ©. &. 1833. S. 70,) 
$. 42. Auch wegen ber nicht naturalifirten Juden gels 
.‚ten diefe Vorſchriften, fomweit nicht befondere Ausnahmen 
(vide Nachträge a. a. O.) feſtgeſetzt find. 
Alle früheren, ‘wegen biefes wsegeunanbes erganges , 
nen Verordnungen fi Dr une en. = 
($. 27... 0.8. ©. 
$. 43. Wenn der — und die —— Zu $. 22. 
zur Zeit der Schwängerung und der Geburt des Kindes 23-28. 82. 
an einem Drte wohnten, wo franzöfi [ches Recht gilt, ſpaͤ⸗ 
ter aber ihren Wohnſitz an einem Ort aufgefhlagen has 
ben, wo das Allgemeine Landrecht eingeführt ift, fo iſt 
der Schwängerer fhuldig, von dem Zeitpunfte an, wo 
beide Theile Einwohner des Preußifchen Staats wurden, 
Alimente fuͤr das Kind zu bezahlen. 
—— des Tribunals von — v. 80. September 
826. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 37 
‚44. Eine Gefchwächte, die im Preußifhen Staate Zu $. 22%. 
einem Drte wohnt, wo franzöfifches Recht sit, u 9. 
wirbt aus einer Schwängerung an einem foldhen Orte 
gegen ihren Schwängerer, ber an einem Orte wohnt, , 
wo bas Allgemeine Landrecht eingefuͤhrt iſt, keine Rechte 
für ſich, oder für ihr in Zolge jener Schwängerung gebos - 
renes Kind.- 
(Sreenntniß des Öberlandesgerichts zu ünfter vom 9. No⸗ 
vember 1827, ©. u. Str. Ripche. Bd. 1. ©. 423.) | 
$. 45. Ein. Ausländer, der in feinem foro. originis „Diärefi: 
et domieilii die Majorennität erreicht hat, ift auch im feit eine 
Preußifchen als dispofitionsfähig anzufehen,, wenngleich ek Sapı al. 
berfelbe das 24. Jahr noch nicht vollendet bat. Die ten tn feinem 
Volljährigkeit gehört zur Kategorie der perfönlichen Gidforo major 
genfchaften, und. wo foldpe daher gefeglich eingetreten ift,"'. Y 
‚muß fie in an Faͤllen, bei denen es ſich von der Die: gi 2 


“ 


= S. 23. 
—55, 


l 


Zu 8. 73. 


Bd. 3 


14, Zur Einleitung. $. 23—73, 


poftionefähigteit handelt, ihre volle Wirkung äußern. 
+ Der nebenallegirte 5. 32. bezieht fi nur auf Rechtöyers 
"baltniffe, welche die Sache, nicht aber die perſoͤnliche 
Dispoſitionsfaͤhigkeit des Eigenthuͤmers betreffen, wie 
dies aus $. 35. 1. : befonders hervorgeht. — Die Vor⸗ 
ſchrift Tit. 5. Th. 1. $. 115. A. L. R. bezieht ſich nur 
‚auf die Form der Verträge, und Fann auf die durch alls 
gemeine Beftimmungen geregelte Dispofitionsfähigkeit der 


Contrahenten nicht ausgedehnt werben. 


(Refer. v. 21. October 1831. v. 8. I. B. Bb. 32, ©. 237.) 


$. 48. Ueber die Nothwendigkeit der Aufnahme 
eines Proteſtes entſcheiden die Geſetze bes Ortes, wo ges 
klagt wird. 
; Wr bes Geheimen Obertribunale. ©. u. Str. Rſpche. 


§. 49. Die Anwendbarkeit der gefeglichen Vorfchriften 
über die Nothmwendigkeit der Gertioration bei Bürgfchafs 
ten der Frauensyerfonen, oder bei deren Eingehung ge 
meinfamer Verpflichtungen mit Männern in Einem Ins 
firument, hängt von dem Drte bed gefchloffenen Gons 
tracts, nicht von dem Wohnort der Frauensperfon ab. 
(Erkenntniß des Ober: — zu — vom 
2. April 1819. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 425.) 

Diefelbe Anficht hatte der * Senat des Oberlans 
desgerichtd zu Magdeburg in dem Erfenntniffe vom 13. 
Januar 1818 angenommen, der zweite Senat dieſes Ge⸗ 
richts hatte aber dieſes Urtel p. sent. vom 26. Juny 
1818 reformirt. 


8. 50.. Ueber den Unterfchieb zwiſchen landeshoheit⸗ 
lichen und fiscaliſchen Rechten iſt, Behufs der Belehrung 
der Gerichte, von dem Staatsminiſterio unterm 16. Nov. 
1831 nachfolgender Bericht erſtattet, und — Allerh. 
Cab. Order. v. 4. Dec. 1831 (G. ©. v. 1831. ©. 255.) 
genehmigt worden. 

— — „Mas zu den Hoheitsrechten bes Staats⸗ 
oberhaupts gehöre, und was unter dem Fiscus zu ver⸗ 
ftehen fey, ift in den Zitt. 13. u. 14. Th. 2. des A. L. R. 
genau beftimmt, und die Gerichte bürfen nur hierauf hin⸗ 
gewiefen werben, um die hin und wieder vorgefallene 
nn des Landeöheren und bes Fiscus zu ver= 
meiden. Auch iſt, nach den vorliegenden Berhandluns 
gen, darüber fein Zweifel angeregt, daß ein privatrecht: . 
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licher Widerſpruch wider den Act des Hoheitsrechtes ſelbſt 
nicht ſtattfinde, wohl aber iſt behauptet worden, daß ein 
Anfpruh aus den Folgen und Wirkungen dieſes Act3 
nicht wider die Perfon des Landesherrn, fondern wider 
das Staatövermögen, Ei Fa der Entſchaͤdigung, zuläfs 
fig ſey. Aus dieſer irrthümlichen Anſicht iſt beifpields 
weiſe das Verfahren der Gerichte hervorgegangen, die 
ſich fuͤr competent hielten, eine Klage wider den Fiscus 
auf Erſatz erlittener Kriegsbefhädigungen - anzunehmen 
und über den Anfpruch zu entfcheiden. Allein ſo weni 
der Souverain in Ausübung feiner Hoheitsrechte- felb 
von der Einwirkung irgend einer Gerichtöbarfeit abhängt, 
fo wenig hat berfelbe die Folgen diefed Gebrauchs feiner 
Rechte in einem gerichtlichen Verfahren zu verantworten, 
und die Meinung, als ob in folchen Fällen der Anſpruch 
nicht wider den Souverain, fondern wider den Fiöcus 
gerichtet fey, beruht auf einer gänzlichen Verwechſelung 
der Rechtsverhaͤltniſſe; denn theild kann eine rechtliche 
Berbindlichfeit des durch die fisculifthe Behörde vertretes 
nen Staatövermögend, die aus einem Acte des Souves 
raind abgeleitet wird, nicht anders erörtert und entfchies 
den werden; alö daß das Necht des Spuverains, diefen 
Act vermöge feiner Landeshoheit auszuüben, der gerichts 
lichen Cognition unterworfen wird, welches als unftatts 
haft anerkannt ift, und bei der Unabhängigkeit des Sou⸗ 
verains, der, als folcher, keinen Gerichtöftand vor den 
Landeögerichten hat, unausführbar feyn würde, theils ift 
weder der. Fiscus verpflichtet, weil er die Handlung des 
‚ Souverains nicht zu verantworten hat, noch die fiscae 
liſche Behörde zur Einlafjung auf den Proceß legitimirt, 
weil fie nicht zur Vertretung der Hoheitsrechte des Sour 
verains beftelt iſt. Hiernach find namentlich die wider 
‚ den Fiscus, in vermeintlicher Vertretung einer einzelnen 
Provinzialverwaltungsbehörde, angeftelten Klagen auf 
Erfag eines Schadens aus den Zufällen. bed Krieges und 
aus dem Befteuerungsrechte, fo wie folhe Anfprüde an 
den Fiscus der Competenz der Gerichte geſetzlich entzos 
gen worden, deren DBerhandlung vor, Gericht die Folge 
gehabt haben würde, über dad Hoheitsrecht des Staats» 
oberhaupts zum Abfchluffe von Verträgen mit fremden 
Staaten und zu Beftimmungen über die Maßgaben ih: 
‚rer Erfüllung in privatrechtliche Erörterungen verfaſſungs⸗ 
widrig einzufchreiten. So viel Übrigens aus den, vorlies 


1 
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genden Beſtimmungen zu erſehen, find es einige Beſtim⸗ 

mungen in der Einleitung z. A. L. R. die das Mißver⸗ 
ftändniß der Gerichte hauptfächlich veranlaßt haben. Wenn 
nämlich in den 88. 73—75. verfügt wird, daß dad Pris 
vatinterefje der Einzelnen dem Gemeinwohl aufgeopfert, 
der Einzelne dagegen für den zu erleidenden Berluft vom 
Staate entfhädigt werden müffe, fo hat man diefer Bes 
flimmung hin und wieder den Sinn beigelegt, ald ob 
der Landesherr fich verpflichtete, Diejenigen zu entfchäs 
digen, deren Privatintereffe durch Ausübung feiner Ho: 
heitörechte gefährdet wird. Allein davon abgefehen, daß 
eine folhe Auslegung des Landrechts, deffen Vorfchriften 
auf privatrechtliche Verhaͤltniſſe beſchraͤnkt find ($. 1. der 
Einl.), über feine Gränzen hinaus zu einem unfruchtba⸗ 
ren und unausführbaren Nefultate führen würde, wie 
ſich namentlich) bei Ausgleihung der Kriegsfchäden und _ 
bei Vollziehung der Steuergefege genügend ergiebt, fo 


darf man nur nicht außer Acht laffen, daß der Landes 


herr hier als Gefeßgeber zu feinen Unterthanen fpricht, 
um in den erwähnten Beftimmungen den einfachen Grund: 
ſatz zu finden: daß, wenn dad Intereffe der Gefammt- 
heit der Einwohner des Staats eine Einrichtung in der 
Verwaltung erfordert, die das Privateigenthum des Ein= 
zelnen gefährdet, die Entfchädigung des Einzelnen aus 
dem Gefammtvermögen zu leiften fey. Diefer allgemeine 
Grundfag wird an mehreren Stellen des U. L. R. auf 
fpecielle Rechtöverhältniffe angewendet, wie beifpieläweife 
88. 29—32. Fit. 8. u. 59. 4—11. Tit. 11. Th. 1. Iederzeit 
dagegen, wenn ber Landesherr erforderlich gefunden hat, 
eine Maßregel der innern Verwaltung unmittelbar durch, 
einen Act der Gefeßgebung anzuordnen, und wenn hierbei 

ein Bebürfniß vorhanden gewefen ift, dem Privatintereffe 
vorzufehen, iſt die Verpflichtung zum Schadenerfage aus . 
dem Staatövermögen «befonders feftgefegt worden, wie 
3. B. im Zollgefege v. 26. Mai 1818. 8.19. In allen ders 
gleichen Fällen findet daher entweder aud dem allgemeis 
nen Grundfaße $. 75. der Einleit. z. A. 2. R., oder aus 
fpeciellen Borfchriften des Geſetzgebers, ein Entſchaͤdi— 
gungsanfprud an dad Staatövermögen im fiscaliſchen Ci⸗ 
vilprocefje wider bie betreffende Verwaltungsbehörde ftatt. 
Auch die Vorſchrift im $. 80. der Einl. z. A.L. R., 

nach welcher Rechtöftreitigfeiten zwifchen dem Eperhaupte 
des Staats und feinen Unterthanen bei den ordentlichen 


— 
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Gerichten erörtert und. entfchieben werben follen, if mißs 
verfianden worden. Im vorhergehenden $. 79. wirb der 
Grundſatz aufgeftellt: daß die Entfcheidung vorfallender 
Streitigkeiten denjenigen. Gerichten überlaffen werden 
müffe, welche einem jeden Einwohner des Staates durch 
bie Geſetze angewiefen fi find. In $. 80. wird diefer Grunds 
fag auf die privatrechtlichen Verhältniffe des Landesheren 
angewendet, um auszudrüden, daß auch für dieſe Fein 
fpecieller und außerordentlicher Gerichtöftand ftattfinden 
dürfe, daß alfo. Proceffe des Landesheren aus eg 

. Rechten a Nugungen ($$; 11. u. ff. Zit. 14. Th. 2. 
des A. 8. R., $. 1. it. 35. Th. 1. der 4. G.D.) und 
aus Privathandlungen ($. 18. Zit. 13. Th. 2. des U. 
2. N.) den ordentlichen Gerichten zu uͤberweiſen find. 
Zwifchen dem Oberhaupte des Staats, als folchem, und 
den Unterthanen giebt es weber Rechtöfkreitigkeiten zu 
entfcheiden, * ein Landesgericht, welches darüber zu 
entjcheiden hätte. 

Die Gerichte haben demnach, innerhalb der durch 
bie Geſetze und die Gerichtöordnung ihnen vorgezeichnes 
ten Gtänzen, das procefjualifche Verfahren und die riche 
terlihe Entfcheidung wider fiscalifche Behörden, in Vers 
tretung der Staatöverwaltung, auf Gegenflände bes Pris 
vatrechts zu befchränfen und fich zu enthalten, Gegens 
ftände des Majeftätsrechtd auf. dad Gebiet privatrechts 
licher Verfügungen zu’ ziehen. —“ 

. $. 51. Vide Berordn, v. 24. Febr. 1834. (G. ©. 1834. Bu $. 78 
Bere 52. Zit. 10.2. 2.0 U. 2. R. $. 951. 

Des Kön * Majeſtaͤt haben mittelſt Allerh. au $. m 
| 8* Ser v. 20. November 1821 entfchieden, daß die 
Zruppenübungen zur Kategorie. derjenigen Staatszwecke 
gehören, rüdjichtlich welcher dad Grundeigenthum geſetz⸗ 
licher Beftimmung gegen angemefjene Entſchaͤdigung, uns. 
terworfen ift. Es kann fi alfo Niemand weigern, — 
gen dieſe Entſchaͤdigung Grundſtuͤcke zur temporellen 
nutzung zu den Truppen-Uebungen herzugeben. 

(Refer. v. 5. Juny 1833. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 559.) 

$. 53. Das Recht, vom Staate für die dem gemein-Zu $. 75. 

famen Wohl aufgeopferten Vortheile . Entſchaͤdigung zu 
fordern, geht nicht durch dreijährige, fondern durch die 
gewöhnliche Verjährung wegen Nichtgebrauch verldren. 

(Erfenntn. d. Geh. Obertribunals de 1824. ©, u. Str. RN. 
- Bd. 1, ©. 75. — Erfenntn. v. 20. April 1827. ©.79. a.a. ©.) 
Ergänz. z. preuß. Landrechte. IV. Thl. 2 


. 


18 Erſter Theil. Erfter Titel! g 2635, 


3u $.105. 8, 54. Entfagungen wohlerworbener Rechte muͤſſen 
ausbrüdlich erfolgt feyn, (cfr. Hymmen, Samml. 8. 
©. 6668.) | 
(Erkenntnig des Geheimen Obertribunals- v. 14. März 1816. 
S. u. Str, Rſpche. Bd. 1. ©. 145.) 


Zum erften Theile 


& | Zum erften Titel. 


‘ 


Von Perfonen und deren Rechten überhaupt. 


8. 56. Auch in Neu:Borpommern und Rügen dauert 
Srosjätrige die Minderjährigkeit bis zum zuruͤckgelegten vier und 
In Reuvor: zwanzigſten Sabre. F 
ee CGaordnumg d. 6. Juny 1831. G. ©. 1831. ©. 68.) 


3u 926. 5 57° Megen der Großiäbrigkeit der Juden vide 

3u $: 26. Allerh. Cab. Order vom 8. Auguft 1830. (G. ©. 1830. 
©. 116.) und vorläufige Verordnung wegen bed’ Judens 
thums im Großherzogthum Pofen vom 1. Juny 1833, 
(8. ©. 1833. ©. 66.) zum fiebenten und achten Zitel 
Th. 2.4. L. R. $. 894 ff. 921, . 


Bode: 5, 58. Da feit der Beendigung ber in ben Jahren 
ausd. Krie: 1806 bid 1815 geführten Kriege eine Reihe von Jahren 
pie isıs verfloffen ift und die Vermuthung begründet wird, daß 
mid zuräd die darin vermißten Perfonen nicht mehr am Leben find, 
Feten fo fol das für gewöhnliche Todes- und Abwefenheitss 
Er ri — vorgeſchriebene Verfahren nicht erforderlich 
Erg. 5, ſeyn. j | | * 
10 ih) (Gefes dv. 2. Auguft 1828. &. ©, 1828, ©. 93.) 
| $..59. Alle diejenigen, welche an einem der in ben 
: Sabren 1806 — 1815 “geführten Kriege Theil genommen 
haben und darin vermißt worden find, follen von dem 
Gericht ihres legten Wohnorts oder ihrer Herkunft für 
todt erklärt werden, wenn nachgewiefen wird, daß fie an - 
einem jener Kriege Theil genommen haben und feit der 


Bon Perfonen und deren Rechten überh. 6. 36. 19 


‚ Beendigung deſelben von ihrem Leben keine nn 
vorhanden fey. 
($.1.a.a. ©.) 
$..60. Es erſtreckt fich dies. nicht blos auf bie — 
lichen Militair-Perſonen (Combattanten), fondern auch 


auf Kriegsbeamte, Knechte, Schanzs und andere Arbeis 


ter, beögleichen Ehefrauen, Kinder und. Gefinde des Mi⸗ 
litairs, und überhaupt Alle und Jede, welde in a 
einem Berhältniß der Armee gefolgt find. 

$. 2 a. a. O.) 


8. 61. Zum Behuf jener Nacweifung muß der bie. 


Todeserflärung ertrahirende Intereſſent zuvoͤrderſt ein At⸗ 
teſt der Ortsobrigkeit beibringen, daß der Verſchollene in 
irgend einem Verhaͤltniß an dem Kriege Theil genom⸗ 
men habe. Es kann jedoch dieſer Nachweis auch durch 


jede andere Beweisführung geliefert, werden,. wenn das 


Atteſt der Ortsobrigkeit nicht zu erlangen ſeyn moͤchte. 
G. 5. aa. DD.) 
$. 62. Sodann muß der Extrahent eidlich bekraͤftigen, 
daß er von dem Leben und Aufenthalt des Abweſenden 
ſeit deſſen Gefangennehmung oder Verſchwinden im Kriege 
keine Nachricht erhalten habe. 
($. 4. a. a. ©.) ’ 
8. 63. Auf den Grund biefes gelieferten Beweiſes 
ſpricht das Gericht die Todeserklaͤrung des Verſchollenen 
durch ein koſtenfreies Erkenntniß aus, ohne daß es einer 


oͤffentlichen Vorladung deſſelben und ſonſtiger Foͤrmlich⸗ 


keiten des Verfahrens gegen Verſchollene Beet: 
($- 5. a. a, ©.) 


‚$. 64. Der Tag der Rechtöfraft des Etenntniſſes 
wird als der Todestag des m, en 


($. 6. a. a. ©.) \ 


6. 65. Das. Factum, daß das. Schiff —— Zu F. ss. 


fey, muß vollftändig feftgeftellt feyn, wenn der Tod des 
“auf dem Schiffe befindlich geweſenen Menfchen ohne 


Edictal: Citation und ohne Zodederkidrung rechtlich als 


erwiefen angenommen werden fol. — In jedem andern 
Falle muß. eine Epvictal = Citation ‘ hinzukommen. (efr. 
Nachtraͤge zum A.L.R. II. 1, 69. 688. 689. 692. 693.) 


(Refer. v. 17, Sept. 1832. v. 8. J. B. — ©. 155.) 


\ 


20’ Erſter Theil. Zweiter Titel, $. 6—105 ff 
Zum zweiten Zitel, 
Von Sachen und deren Rechten uͤberhaupt. 


zu 5.6. 5.66. Eine Bockwindmuͤhle iſt zu ben unbeweglichen 
| Sachen zu rechnen. 
(Erkenntniß be3 Geheimen Obertribunals vom 19, März 
4. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 8.) 
Zu 5:16. 8. 67. Kupferplatten gehören zu den Utenfilien einer 
Kunfthandlung, welche Landcharten verfertigt, 
— des —— Döerteibundis vom 7. Auguſt 
. ©. u. Str. Rſpche. Bo. 1. ©. 109.) 
Su $. a x 68. Das dingliche Seht eines Hypothekenglaͤubi⸗ 
—4. gers, welchem nicht ausdrüdlih nur Grund und Boden 
zur Hypothek verfchrieben ift, erſtreckt ſich auch auf das 
ſpaͤter von einem Dritten auf dem verpfaͤndeten Grund⸗ 
ſtuͤck errichtete Gebaͤude. 
(Erkenntniß des un re vom 19. März 
1834. S. u. Str. Rfpde. Bd. 4. ©. 3.) 
su $. 22 8.69. Iſt gegen «inen beftimmten Zins eine fruchte 
—47. tragende Sache mit einer andern, bie nur durch dem’ 
Gebrauh der Subſtanz genugt werben kann, zugleich 
und in einem Contract dergeftalt überlaffen worden, daß 
es nur zweifelhaft ift, ob das Gefchäft nach den Regeln 
des Pacht: oder Miethöcontractd zu beurtbeilen fey, fo 
giebt bei der Beftimmung hierüber die Befchaffenheit der 
Hauptfade auch felbft in dem Falle den Ausihlag, _ 
daß die überlaffenen Sachen zu einander nicht im Vers 
— haͤltniß einer res principalis zu ihrem accessorium ffes 
ben. — Als Hauptfahe wird alddann diejenige er» 
— welche der Hauptgegenſtand des Vertrages 
iſt, d. h. diejenige, auf welche hauptſaͤchlich die Abſicht 
der Contrahenten gerichtet war, es mag nun dieſer Vor⸗ 
zug in dem hoͤhern Werth der Sache, oder in einem 
andern Verhaͤltniſſe begründet ſeyn. 
(Erkenntniß des zweiten Senats des Ober-Landesgerichts gu 
Naumburg v. 15. Nov. 1827. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 557.) 
$. 70. Ueber die Behandlung der im Inlande gele— 
105 f- genen Parcelen und ber im Inlande zu leiftenden Zinfen 
und Dienfte, welche Pertinenzien Sächfifcher oder Weis 
marfcher Güter fi n vide Refcript vom 4. November 
1833. (0. K. 8 I. 12. ‚S 20) au $. 166 fi 
* 18. 2.1 LER. 6.3 


t 


> 


\ 


Vierter Titel. Don Wilenserflärungen. $.5— 163. 4 


‚Zum vierten Titel, er: 
Von Billengerklärungen. 


$ 71. Eine Wilenserflärung, welche das Verbot ber zu $. 5 ff. 
Benutzung eines gewiſſen Grundſtuͤcks zu einem Gewerbe (Gr. $. 
enthält, ift rechtöbeftändig, und ſtehen diefem die $$. 16. 1. 
u. 17. des Edicts v. 28. Dectober 1810 und die Aller. * — 
Gab. Order vom 19. April 1813 nicht entgegen. — Der 
Gewerbefreiheit gefchieht durch. ein ſolches Verbot Fein 
Eintrag, denn. das Verbot der Benugung eines gewiflen 
Grundftüds zu einem Gewerbe ift von dem Verbote ber 
Ausübung eined Gewerbes überhaupt, oder in einer Com⸗ 
mune zu unterfheiden. Nur das Leßtere ift durch jene 
Gefege ausgefchloffen und ein Vertrag dieſer Art bes 
gründet Fein Klagerecht, ein Vertrag aber, der nur das 
erftere Verbot enthält, iſt allerdings zuläffig, weil bie 
Glaufel fih nicht auf bie Gewerbefreiheit, fondern nur 
u den Gebrauch oder die Benugung eines Grundflüds 
ezieht. 
a (Refer. v. 13. Sanuar 1832, v. K. I. B. Bd. 39. ©. 113.) 
8. 72. Vide — Cab. Order v. 30. April 1830. auf, 2. 
(8. ©. 1830. ©. 64.) zu $. 303, zit. 11. Th. 2. A. u. 
2. R. 8. 1012. 
. 73. Nicht blos denjenigen, welcher den Ebblaſſer Zu $. 81. 
an der Errichtung feines Zeftamentd dur phyfilhen 
Zwang verhindert, fondern auch denjenigen, der fich hiers . 
zu pfychologifchen Zwanges bedient hat, trifft der Ver: 
luft aller Vortheile aus. der gefeglichen Erbfolge oder aus. 
einem frühern Zeftamente. Dagegen findet der Verluſt 
nicht flatt, wenn die Errichtung des Teſtaments durch 
Bitten oder durch Betrug verhindert worden iſt. 
(Erkenntniß des Geheimen dertribunals v. 4. April 1833. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 81.) 
$. 74. Wenn ein Vater den von ihm feinen Rindern au. * 
beſtellten Vormund von den geſetzlichen Einſchraͤnkungen 
der vormundſchaftlichen Adminiſtration befreit hat, ſo er⸗ 
ſtreckt ſich dieſe Befreiung auch auf Zuwendungen, welche 
fpäter ein Anderer den Kindern vom Todestage des Da: 
ters ab verliehen hat, fofern dem letztern dieſe Zuwen⸗ 
dungen befannt geworden find. 
(Erfenntniß des Geheimen Obertribunald vom 29. Auguft 
1827. ©. u. Str. Rſoche: Mb. 3. ©.3,) 


u’ Er j Erſter Theil. Fünfter Titel. F. 11— 374. 


Zum fünften Titel. 
Bon Verträgen, 


Zu zug. 1 er 75. Wer mit einem Vormunde, ‘unter Genehmis 
101 f nr: gung des vormundfchaftlichen Gerichts, in Fällen contras 
* hirt, in welchen die Geſetze zugleich die Approbation der 

— dieſem Gericht unmittelbar vorgeſetzten hoͤhern Inſtanz, 
oder die Approbation des Chefs der Juſtiz erfordern, 
wird zum ſofortigen Ruͤcktritt berechtigt, wenn die vorge⸗ 
ſetzte hoͤhere Inſtanz ihre Genehmigung verſagt. 

— —— Geheimen Obertribunals. S. u. Str. Rſpche. 


| en 89. I 76. Vide Refeript v. 13: Januar 1832. (0. K. 
ne 30.39. ©.113.) zu $. 5. Tit. 4. Th. 1. AL.R. 


Zu 8.75. 2 — Der Kaͤufer eines Grundſtuͤcks, welcher eine 
‚ 76. 153. darauf eingetragene Forderung auf Rechnung des Kauf⸗ 
1, geldeö übernimmt, wird dem Gläubiger dadurch allein 
nicht perſoͤnlich verpflichtet. 
un bes Geheimen Dbertetbunals vom 15. Auguft . 
1833 . ©. u. Etr. Rſpche. Bd. 3. ©, 1 66.) 
3u 8.75. $. 78. Wer bei einem Gutskauf eine Perſonalſchuld 
76. feines Verkaͤufers in partem pretii uͤbernimmt, tritt 
dadurch in deſſen Perfonal s Verbindlichkeit gegen ben 
Gläubiger. 
(Erfenntniß des Geheimen tie vom 5. Februar 
1816. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 118.) 
Bu. 81. 8. 79. Die Annahme einer von einem. Andern, in 
- 116.118. der Hoffnung des Darlehns⸗Empfanges, oder gegen 
120. muͤndliches Verfprechen der Darlehns- Zahlung, ausge— 
ſttellte Schuldverſchreibung verpflichtet ohne weitern, ſonſt 
erforderlichen ſchriftlichen Vertrag nicht zur Darlehns⸗ 
zahlung. 
\ — bes Geheimen Dbertribunals vom 28. November 
en 805. ©. u. Str. Rſpche. Bbd.1. ©. 122.) N 
Bug. ul. 6. 80. Ueber die Nothwendigfeit der Certioration bei 
: Bürafchaften zc. der Frauenzimmer, ‚wenn biefelbe nad) 
den Gefegen des Orts des gefchloffenen Vertrages nit 
erforderlich ift, vide Erkenntniß des Dber: Landesgerichtd 
zu Halberfladt vom 2. April 1819. (©. u. Rſpche. 
BD. 2. ©. 426.) zu $. 23. Einleit. z. A. ER. 


Von Verträgen. $. 111-143. 23 
$. 81. Nach den zwiſchen der Preußiſchen und Sach⸗ Borm ber 


‚ fen = Weimar » Eifenahfhen , Sachfen = Altenburgifchen, Fa 
a nosung Gorralihen und Reuß-Plauenſchen, 111fl. 
der jungern Linie, Regierung abgefchloffenen Abkommen | 
zur Beförderung der Rechtöpflege werden alle Rechtsge⸗ 
fchäfte unter Lebenden und auf den Todesfall, was die 
Gültigkeit derfelben rüdfichtlih der Form betrifft, nad) - 
ben Gefegen des Orts beurtbeilt, wo fie “eingegangen 
find. — Hängt nach der Verfaſſung des einen oder des 
andern Staats bie Gültigkeit der ls allein von 
der Aufnahme vor einer beftimmten Behörde in demfels 
ben ab, fo hat es hierbei fein Bewenden. — Verträge, 
welche die — eines dinglichen Rechts auf un⸗ 
bewegliche Sachen zum Zweck haben, richten ſich ledig⸗ 
lich nach den Geſetzen des Drtö, wo die Sachen liegen. 

— vom . Juny 1824. Art. 34. u. 35. ©. ©. 
1824. 149 ff. — vom 18. Februar 1832, Art. 34..u. 85. 
G. ©. Gssz ©. Li — vom 35. December 1833. Art. Fr 
u. 865. © ©. 1834. © 9ff. — vom 5. JZuly 1834. Art. 34 
u. 35. ©. ©. 1834. ©, 129.) 


$. 82. Verträge, welche die ber. Suriödiction ber Gou⸗ 

vernementsgerichte in den Bundesfeſtungen Mainz und 11 

Luremburg unterworfenen Perfonen (efr. Nachtraͤge zu 
‚ den Erg. zur ‚Ag. Gerihtiordnung ad $. 48, Tit. 2. 
Th. 1. A. G. O.) mit den Einwohnern gedachter Städte 
und fremden Unterthanen,, foweit ed gültigermeife gefches 
hen fann, mündlich unter Privatunterfchrift, oder vor 
‚einem dortigen Notar abfchließen, werben hinfichtlich 1 ⸗ 
rer Form nach den dortigen Landesgeſetzen beurtheilt, 

e.: — Gab. Order v. 19. Zuly 1884. Nr. 4. ©. ©. 1834. u 


1377 
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$. 5 Vide Refeript v. 21. Oetober 1831. (v. K. Zu $. 115, 
J. B. Bd. 32. ©. 287.) zu $..23. Einleit. zum Allge⸗ 
meinen — uͤber die ze tionsfähigkeit der Aus⸗ 
länder $. 45... - 


$..84. Wenn bie Gontrahenten darüber einig gewor⸗ Zu $. 116. 
den find, daß vor Errichtung des Gontractd eine Punc⸗ 117. 143, 
tation aufgelegt und vollzogen werden folle, fo ift anzus _ 
nehmen, daß bie verbindliche Kraft des Vertrages von 
der fchriftlihen Abfaſſung und Unterfchrift der Puncta⸗ 
tion hat. abhängen und erft mit diefer anfangen follen. 
Die zwiſchen —* geführte Correſpondenz vertritt. 


⸗ 


24 Erſter Theil. Fuͤnfter Titel. 6. 120— 293 ff. 


in biefem Falle unter Feiner Bedingung, die Stelle bes 
fchriftlichen Vertrages. 


(Erkenntniß des Geheimen SbertriSunals v.1, März 1818. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 31.) 


Bu & 120, $. 85. Eine Punctation über den in Paufch — Bo⸗ 
127 —129. gen geſchloſſenen Verkauf eines Guts und deſſen Inven⸗ 


Su 1. 138. 


In ¶ 134. 
\ —— erfo 
S.6 


tariums iſt nicht fuͤt vollſtaͤndig zu erachten, wenn darin 
hinſichtlich einer in partem pretii übernommenen hypo⸗ 
thefarifchen Forderung nicht ausgedrüdt ift, inter wels 
en Bedingungen diefelbe auf dem Gute eingetragen 
fieht, auch wegen des Inventariumd auf einen Anfchlag 
Bezug genommen -wirb, für welchen der Verkäufer hafs 
ten, und welchen ber Käufer von biefem in Händen has 
ben foll, falls der Käufer einen folchen Anſchlag nicht er⸗ 


halten hat. 


EErkenntniß bes —— Dberteibünals v. 15. May 180%, 
S. u. Str. Ripde. Bd. 2. ©. 95.) 
$. 86. Ein Vertrag, wodurch Jemand gegen Entgelt 
auf Alimente Verzicht leiftet, welhe an fi ic zwar bes 
flimmt, unter gewiflen, ihrem Cintritte und ihren rechts 
lihen Folgen nad) unbeflimmten Bedingungen aber vers 
Anderlich find, iſt nicht ald Entſagung, fondern als ein 
Vergleih über künftige Verpflegungsgelder anzufehen, 
welcher, ohne Beftätigung bes ordentlichen perfönlichen 
a des zu Verpflegenden, fuͤr denſelben unverbind⸗ 
lich i 
(Erkenntniß des Geheimen Dberteibunals v. 31. März 1833, 
®. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 286.) 
$. 87. — wohlerworbener Rechte muͤſſen 
gt ſeyn. (efr. Hymmen, Samml. 8. 


a bes Geheimen —— v. 14. Maͤrz 1816. 
S. u. Str, Rſpche. Bd. 1. ©. 145.) 


$. 88. Derjenige, — oͤffentliche Papiere auf Zeit, 


235 das heißt zur Abnahme bis zu einem beſtimmten Tage, 
fr ‚nad einem gewiſſen Gourfe verkauft, ift, bei nicht, ers 
folgter Abnahme durch die Beſiimmimg des Schlußzet⸗ 


tels: daß er im dieſem Falle befugt ſeyn ſolle, die Pas 
piere nach dem Zagescourfe zu verkaufen, und die Diffes 
ren; vom Käufer zu verlangen, berechtigt, von dem Käus 
fer die Coursdifferenz ald Entſchaͤdigung zu verlangen, 
ohne ben Beweis bed Verkaufs der Papiere zur Bes 


a? Don Verträgen. $. 270-445. 25 


gründung feiner Forderung auf Schadenerſatz führen zu 
müffen. 

— des same — v. 6. Januar 1818. 
©. u. Str. Rſpche. Bb. 1. ©. 246.) 

$. 89. Derjenige, — einem Andern i in einem Re⸗ Zu $. 
vers oͤffentliche Geldpapiere auf Zeit, d. h. nady Ablauf 270 ff 
einer gewiſſen Zeit zu einem. beftimmten Gourfe zu lies u 
fern verfpricht, wird dadurch nicht verpflichtet, dieſe üf- f- 
fentlichen Papiere auch dann zu liefern, wenn der Käus 
fer beim Ablauf der geſetzten Friſt Ihn nicht zur Liefe⸗ 
‚ rung ber Papiere aufgefordert hat, fpater aber diefelben ) 
ihren Cours verändert haben. Auch kann eventuell ein’ | 
fpäterer, höherer Cours als Schadenerfag nicht verlangt 
werden. 

(Erfenntniß des Geheimen ‚Dberteiunas vom 25.. Sanuar ' 
1319. ©. u. Str. Rſpche. Bb. 1. ©. 255.) 

$. 90. Dem Erbpaͤchter einer Mühle ſteht das Recht Zu 5. 334. 
zu, vom Fiscus fr die Aufhebung der Befreiung vom 325—328. 
Wegezoll Entfhädigung zu verlangen, falld er zur Zeit 
feines mit dem Fiscus gefchloffenen Erbpachtscontracts 
ſich im Befig jener Befreiung für die Wagen der Erb: 
pachtmühle ‚befunden, und im Erbpachtscontract die Zus 
fiherung erhalten hat, daß es hinſichtlich der Freiheit 
von oneribus bei der bisherigen Obſervanz gelafjen 
werde und er fich folcher ebenfalls zu erfreuen habe. 

(Sreenntniß bes — ai v. 15. Suly 18358. 
©. u. Str. Rſpche. B. 4. ©. 22.) £ 

$. 91. Bei Verträgen, welche, wie bie Erbpacht, uns Zu $. 343 
ter den Gontrahenten ein fortdauerndes Verhaͤltniß, fort: — 345. 
dauernde wechfelfeitige Anfprüche und Verpflichtungen 318, 
begründen, erneuert fich ſtets dad Recht deö Uebernehs 
mers der Sache, die Gewaͤhrleiſtung der übernommenen 
Sade in contractmäßiger Art’ zu fordern. Dieſes Recht i 
verliert er durch Berjährung nur für diejenige Zeit, welche 

außer den, von der gerichtlichen Klage zurüchzurechnens 
- den, gefeglichen Friften liegt. 

KErkenntnig des on. Obertribunals v. 15. July 1833. 

©. u. Str. Aſpche. Bd. 4. ©, 22.) 

$. 92. Ein Gorreal:Berpflichteter, welcher den Glaͤu⸗ Zu $. 443 
biger gegen jura cessa bezahlt hat, muß fich bei dem — 445. 
Negreß gegen feinen Mitverpflichteten, der Geffion uns 
geachtet, feinen eigenen Antheil in Abzug bringen laffen. 


(Erkenntniß des Geheimen Obertribunalse. ©. u. Str. Rſpche. 
Bd. 3. ©, 90.) | 


20 Erſtet Theil. Sechster Titel. $. 20-— 54 
Zum fehöten Titel. 


Bon den Rechten und Pflichten, die aus uner= 


laubten Handlungen entftehen. 


0. $. 93. Fiscus muß für die feinem beauftragten Beam: 


ten, Behufs der Umſchreibung in Staatsſchuldſcheine, von 
einem Dritten eingelieferten, und demnaͤchſt vom Beams* 
ten "unterfchlagenen Lieferungäfcheine aufkommen, wenn 
die Rieferungsfcheine nicht auf den Namen des Cinlies 
fernden lauteten, fondern nur mit einer Geffion in bianco. 
verfehen waren. 


(Erkenntniß des Geheimen Obertribunal® vom 28, Zebruar 
827. und 7. Februar 1827. ©. u, Str. Rſpche. Bd. 2. S. 221.) 


a. ar $. 94. Wenn bei einem Auflaufe Beſchaͤdigungen an 


— 


5. Sachen vorfallen, fo haften nicht nur die Urheber derſel⸗ 
ben, fondern auch alle diejenigen folidarifch, | 
a) welche fich bei dem Auflaufe irgend eine geſetzwi⸗ 
— Handlung haben zu Schuiden kommen lafſ—⸗ 
b) alle a welche fihb an dem Orte des Auf⸗ 
laufs befunden und nach dem Einſchreiten der Orts⸗ 
und Polizeibehoͤrde nicht ſogleich entfernt haben. 
Wird beim Einſchreiten der bewaffneten Macht noch 
: ein.Zufchauer angetroffen, fo wird feine Entſchuldi⸗ 
gung deſſelben beachtet. 


Denen, die fi) in dem Iegtern Falle befunden haben, 


Zu $. 54. 


bleibt der Regreß an diejenigen vorbehalten, die fich mit 
ihnen in demſelben Falle befinden, zu gleichen Theilen, 
an die Urheber und Theilnehmer des Verbrechens ‚aber 
für den ganzen von ihnen gezahlten Betrag. 

(Gef. v. 17. Auguft 1835, $. 11.8. ©. 1335. ©. 172.) 


8: 95. Das Recht, vom Staat für die dem gemein: 
famen Wohl aufgeopferten Vortheile Entſchaͤdigung zu 


fordern , geht nicht Dutch dreijährige, fondern durch 


dreißigjährige Verjährung verloren. | 
ri bes Geheimen Obertribunals de 1824. ©. u. Str. 
en . ©. 7% Erfenntnig v. 20, April 1827. a. a. D. - 
$. 96. Die dreijährige Frift, mit deren Ablauf. das 
Recht auf Erftattung des außerhalb, dem -Falle eines 
Contracts erlittenen Schadens verloren 1 geht, beginnt nicht 
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erſt mit dem Tage, wo die beſchaͤdigende Handlung 
durch Anerkenntniß oder richterlichen Ausſpruch als eine 
unerlaubte feftgeftellt worden. — 

Der mit Ablauf diefer Frift verbundene Verluft des 
Rechts erſtreckt fih auf allen aus der befchädigenden 
Handlung entflehenden Schaden, fo daß auch bei forts 
dauernden fchädlichen Folgen der Befchädigte feinen 
ganzen Schadensanſpruch verloren hat. 


(Srfenntniß bes Geheimen — v. 6. April 1883. 
S. u. Str. Ripde. Bd. 4. ©. 15.) 


$. 97. Die gefegliche Vorſchrift, daß derjenige, wel⸗ zu 8. 66, | 


cher aus einer unerlaubten Handlung zur Entfchädigung 
verpflichtet ift, den, nach Gelde feftgefehten, Betrag der⸗ 
felben erft vom Zäge, des ergangenen Urteld an verzins 


fen fol, bezieht ſich nur auf eigentliche Befchädigungen, - 


nicht aber auf verbrecherifche Beſi ignehmung fremden Eis 
genthums. 

Erteuntniß des Geheimen — — v. 29. Auguſt 1808. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. S. 21) 


$. 98. Bei fortdauernden Befchädigungen hat der Be 3u $. 79 


fehädigte die Wahl, den Erfag feines Schadens - durch ⸗ SL: 80. 


eine Capital⸗ Abfindung, oder durch partielle Vergütiguns 
gen in beflimmten Sriften zu fordern. 


ſErkenntniß des Ober-Landesgerichte zu Rönigeberg, % — 


Mittwoch c. Fiscum ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 8 


$. 99. Das Recht des Beichädigten, ‚den — aus⸗ Zu $ 89, 


gemittelten, vormaligen Werth der befchädigten beweg⸗ 

lihen Sache gegen deren Ueberlaffung zu fordern, ers 

firedt fi nicht auf ſolche Sachen, die aus mehreren 

einzelnen, für fich beftehenden Sachen zu einem Ganzen 
‚zufammengefegt find. 


(Erfenntniß des — — Tribunals vom 1. September | 
821. 1. ©. 436.) 


&. u. Str. Rſoche. Bd. 


Zum‘ —J—— Zitel, 
Bom Gewahrfam und Befib. 


8. 100. Die Unredlichkeit des Befißes ſetzt boraus, daß Zu $. 11. 


ber Befi iger wiffe, daß nicht er, fondern ein Anderer 
ein Recht auf den Beſitz habe. 


(Erkenntniß des Ober: er u Damm v 10. Wir 
1827. ©, u. Etr. Rſpche. 8. 1, ©, 4 31) 


“.% 


— 
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805.58. 6. 101. Die Uebergabe beftellter Waaren gefchieht, nah 
| völligem Abſchluß des Kaufvertrages, mit der Wirkung, 
daß Eigenthum und Gefahr auf den: Käufer übergeht, 
durch Ablieferung der Waaren an ben Fuhrmann felbft, 
wenn bem Verkäufer die Art der Uebermahung aud nur 
ſtillſchweigend überlaffen worden iſt, ohne daß es alds 
dann noch einer ausdrüdlichen oder flilfchweigenden Ges 
nehmigung bedarf. | 
(Erkenntniß bes Rpeinifchen, une und Revifionshofes. 
S. u. Str. Ripde. Bd. 3. S. 
Au 8.69. 6. 102. Wer gegen eine Häbefige Heibemiethe zum 
5. Raff⸗ und Lefeholz berechtigt ift, kann dieſes Recht nicht 
verjähren. 
(Erkenntniß des Geheimen ar — vom 81. October 
1803. ©. u. Str. Ripde. Bo. 1. ©. 83.) 
3u 8.71. 6, 103. Ueber bie ng des Berpächters auf die von 
72 dem Pächter eingebrachten, zur Zeit bes Ablaufs bes 
| Contractö noch auf dem Gute befindlichen, "in der Zwi⸗ 
»  fchenzeit aber verkauften Sachen und Effecten des Lestern 
vide Erfenntniß des Geheimen Obertribunal5 vom 20. 
März 1833. (©. u. Str. Rfpche. ar — = 274.) zu 
$. 395. Zit. 21. a ae en 
3u $.78f. 8. 104. Die Frage: | 
146-154, ob der Beſitz des perſonlichen Rechts, eine Rente 
oder Penſion lebenslaͤnglich, oder auf ngewiſſe Zeit 
zu beziehen, durch poſſeſſoriſche Rechtsmittel geſchuͤtzt 
werden kann? 
iſt vom erſten Senat des Ober-Landesgerichts zu Pader⸗ 
born durch das — vom 29. September 1823. 
(S. y. Str. Rſpche. Bd. 2. S. 393.) bejahend — vom 
Kammergeriht aber durch das Erkenntniß vom 7. May 
1877. (S. 409. a. a.D.) verneinend beantwortet worden. 
Bu 5.81. 8. 105. Wenn bei der Negatorienklage von dem Bes 
82. 107. fißer des berecptigten Grundftüds die Erwerbung ber 
Grundgerechtigkeit mittelft Verjährung behauptet wird, 
fo liegt dem Kläger der Beweis ob, daß der Verklagte 
die fireitige Befugniß vermöge einer Bergünftigung 
in Befiß genommen habe. 
(Ertenntniß des Ober : Appellationds Senats bed Kammerge⸗ 
richts vom 16. Juny 1827. ©. u. Str. Rſpche. Bb. 2. ©. 341.) 
Bu 5.143. $. 106. In — — Zeile 4. iſt ſtatt: „$. 84. 
85.“ zu leſen: „§. 77. 
(Reſcr. vom PAS v. 3.8. Bd. 48, ©. 445.) 


Achter Titel. Vom Eigenthume, 8. 6—69 ff, 2% 
8. 107. Wer eine fremde Sache unreblicher Weiſe an Bu $. 178. 
fi) gebracht hat, muß fie dem dazu beffer berechtigten 
Rücforderer unentgeldlich herausgeben, felbft wenn er in 
Beziehung auf diefen nicht unredlich gehandelt hat. 
(Erkenntniß des Geheimen Obtrtribunals dv. 80. April 1833. 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 3. S. 242.) 


Zum achten Ditel. 
Vom Eigenthume. 


F. 109. Wegen der Erwerbungsfaͤhigkeit der Juden 3u8.6—8. 
vide Abſchnitt: Bon den Juden, zum ſiebenten und 
achten Titel des zweiten Theils des Allg. Landrechts. 

$. 110. Vide Allerh. Gab, Order vom 25. Januar 3u$.6—8. 
1831. (6. ©. 1831. ©. 5.) wegen Ermwerbung von 
Nittergütern durch Dorfgemeinden oder von Mitgliedern 
Derjelben zu $. 33. Zit. 7. Th. 2. A. 2. R. $. 574. Ä 

$. 111. Der Staat Fann fein Recht: zum Wohl des Zu 8. ©. 

. gemeinen Beften Jemand zum Verkauf feiner Sahe zu 39. 
. zwingen, einem Dritten eigenthuͤmlich überlaffen. 

(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 7. Januar 1831. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 225.) | 

8. 112. Die Beflimmungen der für die Kurmark ers Ausetnam 
gangenen Edicte vom 15. Zuny 1795, 28. Auguft 1796 "Gene 
und 19. April 1804 find in andern Provinzen nur in Zu $. 29- 
foweit arwendbar, ald fie als eine nähere Erläuterung —31-691- 
der in den allgemeinen Gefegen enthaltenen Vorſchriften nrN 
zu betrachten find, nicht aber in foweit fie eine Abändes 192.) 
vn. der legtern enthalten. Zu dieſer lestern Gattung 
gehören die in dem Edict vom 15. Juny 1795 gegebes 
nen Normen über die Behufs des Auseinanderbaued noͤ⸗ 

‚ thig werdenden Verlegungen von Gehöften, und das für 
den Fall des MWiderfpruch& der Intereffenten zu beobachz 
tende Verfahren, indem bie zwangsweiſe Verlegung der 
Gehoͤfte nicht ald eine. bloße Befchränfung des Eigens 
thums betrachtet werden kann. Diefelbe ift vielmehr, da 
es fich dabei von einer wirklichen Abtretung des Eis 
genthums handelt, nad den Beftimmungen des $. 4 ff. 
zit. 11. Th. 1. A. L. R. zu beurtheilen. Zur Abtres 
tung. feines Eigenthums kann aber Niemand wider feinen 
Willen gezwungen werden, wenn nicht beren Nothwen⸗ 
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digkeit zum gemeinen Wohl in dem einzelnen Falle ents 
weder durch das Oberhaupt des Stanted. ausgelprochen, 
oder durch befondere -gefeglihe Beftimmungen die Ents 
fheidung darüber gewillen Behörden ausdruͤcklich überlafs 
fen und in der vorgefchriebenen Art erfolgt ifl. — \ 
5 Es kann alfo in denjenigen Provinzen, in welden 
die allegirten Edicte Feine bindende Kraft haben, bei dem_ 
;. Wiederaufbau in Städten und - Dörfern Niemand ohne 
Allerhoͤchſte Entfcheidung , zur Abtretung feines. Eigens 
thums gezwungen werden. ö 
(Refeript v. 1. März 1838. v. K. Annal. Bb. 17. &. 207.) 


au $. 29 6. 113, Ueber die. Benutzung von Privatgrundflüden 

— 81. zu den Truppen=Uebungen vide Refeript vom 5. Juny 

BE 1833. (v. 8. Annal. Bd. 17. ©. 559.) zu $. 73. 74. 
* Einleitung zum A. L. 8.9.52. ° } 


Ziadtz 8. 114. Den Stabtgemeinden ift die willfürliche Abs 

- 3u $. 38, tragung ihrer Stadtmauern, Thore, Thürme, Wälle und - 

anderer, zum Berfchluffe ſowohl, als zur Vertheidigung 

der Städte beflimmten Anlagen weder in polizeilicyer, noch 

in’ militairifcher. oder finanzieller Ruͤckſicht geftattet, und 
in diefer Beziehung Folgendes feftgefegt worden: 

4) Wenn die Stadtbehörden die Stadtmauern und anz 
dere obenbenannte Anlagen ganz oder zum Theil 
abzutragen, Oder damit Veränderungen vorzunehmen 
beabfichtigen, fo haben fie diefe Abficht zuvoͤrderſt 
der Regierung anzuzeigen und vor der Ausführung _ 
deren Entfchließung abzuwarten. Die Regierungen 
find von den Minifterien des Innern, des Krieges 
und der Finanzen, wegen der anzuftellenden weitern- 
Erörterungen, mit Injtruction zu verfehen. 

2) Dafern eine Anlage der gedachten Art von felbft 
durch die Zeit verfällt, und deren Erhaltung und 
Miederherftellung in polizeilicher, militairifcher oder 
finanzieller Hinficht für nothwendig erachtet wird, fo 
fol das beftehende Sachs und Rechtsverhaͤltniß uns 
terfucht und hiernach, nöthigen Falls im Rechts: 
wege, feftgeftellt werden, wem die Verbindlichkeit 
zur Zragung der diesfälligen Koften obliegt. Wenn 
aber die Wiederherftellung des fchadhaften Verfchlufs 
ſes mahl⸗ und fchlachtfteuerpflichtiger Städte ‚ledig: 
lih und ausfchließlich zur Sicherung: der Steuerges’ 
fälle erforderlich ift, fo ſollen diejenigen Städte, wel⸗ 
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chen. zu Dedung ihres Gorfmunalbebhrfniffes ein 
Zuſchlag zur Mahl: und Schlachtfteuer bewilligt iſt, 
jedenfall einen nad dem. VBerbältniffe diefes Ins 
ſchlages zur Hauptſteuer abzumefjenden Beitrag zu 
ben Koften derjenigen Vorkehrungen leiften, welche 
die Steuerverwaltung zur Erreihung des an, 
ten Zweckes für nothwendig erkennt. 

(Gab. O. v. 20. Zuny 1880, G. ©. v. 1830, ©. 118,) “ 


8. 115. Diefe Vorfchriften finden auch bei Aufführung 


von Bauanlagen längs den Chauffeen Anwendung. 


(Refcript v. 10. Juny 1834, v. 8. Annal, Bd. 18. ©. 551.) 
116. Wegen der Anlagen von Dampfmafchinen, 


.$ 
find folgende Vorfchriften ergangen. 


au $. 
7 ff. 


— 
mpfs 


on Slacı, 


Die Aufftellung von Dampfmafchinen zum Gebraud _ F ur 
darf nicht ohne befondere polizeiliche Erlaubniß ‘gefchehen, 97 rn 
bie zeitig vor der beabfi ichtigten Aufftellung unter genauer, 
mit den erforderlichen ——— begleiteter Beſchrei⸗ 

rt 


bung des Orts der Anlage, der 


des Umfangs und 


Zwecks der Waſchine, des Materials und der Staͤrke des 


Keſſels, und zwar in Städten bei der Orts-Polizeibe⸗ 
hoͤrde, auf dem platten Lande aber bei dem Kreisland⸗ 


rath nachzuſuchen iſt. 


u 5 Gab. D. v. 1. Januar 1831. Rr.1.2: ©. ©. 1831. 


209 


$. —* Hinſi ichtlich des Umfangs ber einzureichenben — 


Zeichnungen iſt Nachſtehendes feſtgeſetzt: 


a) Tür Dampfmafchinen auf Bergwerfen reicht ein von 


einem Königlihen Markfcheider beglaubigter Ertract 
aus dem Situationdplan, nad) dem den meiſten 
Grubenriſſen zum Grunde liegenden Maßſtabe von 
suow Theil der wahren Größe hin. Wo keine Ges 
bäude in der. Nähe der Dampfmafchinen etwa eine 
größere Ausdehnung nöthig machen, muß ein fols 
her Ertract die auf der Oberfläche befindlichen Ges 
‚genftände in einem Umfange von 25 Ruthen der 
Beabfichtigten Dampfmafchinen = Anlage dem Grus 
benbilde getreu nachweiſen. 


b) Bei andern Dampfmafchinen:Anlagen oder Dampfs 


keſſeln zu andern Zwecken umfaßt der Situations⸗ 
plan die zunaͤchſt an den Ort der Aufſtellung anſto⸗ 
„ Benden Grundſtuͤcke. Auch hier dient der Zora Theil 
 Daßfob a als Regel, und nur in den feltenen — 


I 
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Ien, wo dieſer zwifchen. winfligten ‚und unregelmäßi« 
‚gen Gebäuden Feine hinreichende Deutlichkeit gewähs, 
ren follte,  ift der Situationsplan nah dem Ir. 
‚ Maßftabe aufzutragen. 

R - (Snftruetion vom 21. May 1335, $.1. ©. ©. 1835. ©. 94) 


Fe 8. 118. Nivellementö » Pläne find nur dann auf befons 
isplan· deres Erfordern der prüfenden Sachverfländigen in der 
jedesmal nach der Localität zu beflimmenden Art nach⸗ 
‚zuliefern, wo allgemeine polizeilihe Rüdfihten fie, we⸗ 
gen des Ablaufs des condenfirten: Waflerd, der Anlage 
Be ‚, Eifternen ıc. unumgaͤnglich nöthig 
ächen 
Situations⸗ und Nivellement3 + Pläne, welche nicht, 
von einem König. Markſcheider beglaubigt worden, müfs 
fen von einem Feldmeſſer gefertigt, oder Doch von dems 

felben auf Amtöpflict als Fchtig befcheinigt feyn. 

($. 2, a.:a. ©.) 


Bau»  $. 119. Es iſt nur der Bauriß zu fordern, wie er 
von dem Erbauer wegen Angabe der erforderlichen Raͤume 
geliefert wird, wenn ſich daraus der Standpunkt der 
Maſchine, des Keſſels, des Schornſteins, die Lage ber 
Roͤhren geoen die der benachbarten Grundftüde, fo wie 
die der Speifevorrichtung deutlich ergiebt. Hierzu kann 
den Umfländen nach ein einfacher Grundriß und eine Laͤn⸗ 
genanſicht oder ein Durchſchnitt genuͤgen. 

| 6.3. a. a. ©,) 


er M 


| Ginjeindet $. 120. Bon dem Keffel nebſt Zubehoͤr und der Feue⸗ 


fbinen- rUngd= Anlage werden folgende Zeichnungen in einfachen 
nn Linien nach dem Maßſtabe von 3/5 Theil der natürlichen 
Größe gefordert: | 
'a) Em Hauptlängen: Durchſchnitt, in dem ſaͤmmiliche, 
auf demſelben befindliche Ventil⸗, Sicherungs⸗ und 

Füuͤllungs-Apparate erſcheinen. 
b) Ein Querdurchſchnitt in Linien, aus welchem ſich 
die Lage der Feuerzuͤge gegen den niedrigſten Waſ⸗ 

ee ergiebt. 

Reicht der Längendurdfchnitt a nad der Con⸗ 
Ä firuction des Keſſels nicht hin, ein Gutachten über 
f deſſen Gefaͤhrlichkeit oder Gefahrloſigkeit zu geben, 
ſo muß die Erlaͤuterung durch den Querdurchſchnitt 


5. gefhehen. 
€) &in r Längenburchfhnitt ber Borrichtung zur Spei⸗ 


Vom Eigenthume. $. 67—81. 33 


fung des Keffels außer dem Fuͤllungs-Apparate (a), 
in welchem ihre Lage, Conftruction und Verbindung 
mit dem Waflerbehälter deutlich angegeben ift. 

- ($. 4& a. a. ©,) ' 


8 121. Diefe Zeichnungen find durch eine Befchreis Berärels 
bung zu erläutern, in welcher die Dimenfionen des Kee uns. 
fels, die Stärke ‚und Befchaffenheit des Materiald, ber 
Drt, woher es bezogen worden, die Art der Zuſammen⸗ 
fegung genau angegeben feyn muß, fo wie die Dimen⸗ 
fion der Ventile und ihre Belaftung, die Dimenfion des 
Fuͤllungsapparats, der Speifevorrichtung und der Feues 
rung. Die fchriftliche Angabe über die Kraft der Dampf: 
mafchine, ob fie eine Hochdruck⸗- oder Condenſations⸗ 
Mafchine fey, welche Arbeit fie betreiben foll, genügt 
vollkommen, ohne weiteres Eingehen in ihre Conftruction 
durch Zeichnungen. 
($. 5. a. a. DO.) 
$. 122. Dieſe Zeichnungen und Pläne find doppelt Dupttcate. 
einzureihen. Ein Eremplar wird dem Gonceffionar zu 
ſeiner Legitimation nach erfolgter Genehmigung beglau: 
bigt zurudigegeben, das andere bei der Orts-Polizeibe⸗ 
hörde aufbewahrt. 

($.6.0.a.0D) | 

$. 123. Bevor die Genehmigung zur Aufftellung der 
Keffel von Dampfmafchinen, oder der zu andern Zweden 
anzulegenden Dampffeffel ertheilt wird, muß die polizeis 
liche Zuläffigkeit derfelben nach Anleitung folgender Vor: 
ſchriften durch einen fachverftändigen Beamten geprüft 
und die genaue Beobachtung derſelben von leßterm bes 
fcheinigt werben. 

1) Mit alleiniger Ausnahme Fleiner Keffel, welche 
die Dämpfe von Mafchinen für. zwei, höchftens vier 
Dferdefräfte entwideln, darf Fein Dampfleffel zur Ents 
widelung von niedrige oder hochgefpannten Dämpfen, 

d. h. folchen, deren Spannfraft die der dußern Atmos 
fpohäre um ein oder mehrere Male übertrifft, innerhalb 
oder unter bewohnten, oder zu einem andern Zweck bes- 
nußten Räumen aufgeftellt werden. j 
- (Infteuction vom 13. October 1831. 8.1.2. ©. ©. 1831. 
©. 244.) | 


2) Der alfo außerhalb bemohnter ober anderweitig 
benutzter Gebäude liegende Raum zur Aufnahme von 
Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 3 


x 
3 
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einem oder mehreren Dampfkeſſeln muß an wenigſtens 

zwei freiftehenden ‚Seiten mit ſchwachen Umfaſſungswaͤn⸗ 

den umgeben und mit einem leichten Dache bedeckt feyn. 

"Die an ein anderes Gebäude anftoßende Seite diefes 
Raums, fo wie auch die Seite an der Grenze eines be: 

nachbarten Grundftüds, wenn "dad Kefjelgebäude nicht ' 

von dem leßtern entfernt werben fann, muß aus einer 

Mauer beftehen, welche 'mindeftend um die Hälfte ſtaͤrker 

ift, als die übrigen freiftehenden Umfaflungsmauern. — 

Der Raum über dem Keffel felbft darf nicht überwölbt 

werden; dagegen ift der Raum vor ber Einheizthür, 

wenn er fo groß ift, daß darin eine gefahrbringende 

Menge Brennmateriald angehäuft werden kann und ſich 
andere Nachbargebäude in der Nähe befinden, oder in: 

der Folge eingerichtet werben können, zu überwölben. *. 

($- 3. a. a. ©.) Zu — 

3) Zwiſchen den Umfaſſungsmauern des Keſſelge⸗ 
baͤudes und dem Feuerungs⸗ und Rauchgemaͤuer des Kefs - . 
feld muß ein freier Raum von wenigfiend zwei Fuß vers 

“bleiben. a Sr 

($.4.a.a. ©.) Ä Ä | 

4) Die Feuerung eined Keffeld muß fo angelegt 
werden, daß bei möglichft volllommener Verzehrung des 
Rauchs die Züge zur Abführung deſſelben und des Feuers 

durch und um den Kefjel an ihrer höchften Stelle wes 
—nigſtens noch vier Zoll unter dem im Keffel fefigefesten 
Waſſerſpiegel liegen. - 
($. 5, a. a. ©.) ; 

5) Der Schornftein für ein oder mehrere Dampfs 
tefiel muß, wenn die Anlegung in Städten oder. in der 
Nahe nachbarliher Grundftüde gefchieht, wo bereit Ges 
bäude vorhanden find oder in der Folge errichtet werden - 
fönnen, eine Höhe von mindeftens fechdzig Fuß und je: 

derzeit fein eignes Fundament haben, auch von der nach⸗ 
barlihen Grenze mit der äußern Seite feined Mauer» 
— werks wenigſtens zwei Fuß abftehen. a 

(F. 6. a. a. O.) — — 

6) Jeder zur Dampfentwickelung beſtimmte Keſſel 
muß mit mehr als einer ber beſten bekannten Vorrich⸗ 
tungen zur jederzeitigen zuverläffigen Erkennung ber oben 
Nr. 4, vorgefchriebenen Waflerftandshöhe im Imern defs 


0. felben, wie 3. B. mit gläfernen Waflerfiandsröhren, 
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oder mit Probehährien oder Schwimmern u. f. w. verfes 
ben feyn. | 
($. 7. a. a. ©.) | 
7) Seder Dampfkeſſel muß mit guten und zuverläfs 
figen Vorrichtungen zu feiner Speifung verfehen ſeyn. 
Werden hierzu Drudpumpen gebraucht, welche das Waſ⸗ 
fer unmittelbar in den Keffel treiben, fo muß die untere. 


Fläche des Drudpumpenkolbens bei feinem  höchften 


Stande 'wenigftens einen halben Fuß unter dem niedrig: 

fien Waflerfiande des dazu gehörenden. Waflerbehälters 

liegen. | 

i ($. 8. a. a. ©.) 

8) Auf jedem Dampflefjel müffen ein ober zwei, 

zwedimäßige Sicherheiteventile angebracht feyn, welche 

zufammen wenigfiens fo viel Deffnung haben, alö ber 

rn Theil der Kefielgrundfläche beträgt, aber nie mehr 


belaftet werden. können, als es die angegebene Spannz - 


kraft der Dampfe erfordert. — Unter „Keflel: Grund: 
flähe" ift.der große horizontale Durchfchnitt des Keſſels 
zu verftehen. | 

($. 9. a. a. O. Reſcript vom 18. July 1834, v. K. Annal. 
8b. 18. ©. 829.) ec 
9) An jebem Dampfkeſſel oder an ben Dampfab: 
leitungsröhren muß eine Vorrichtung angebracht feyn, 
welche den flattfindenden Drud der Dämpfe zuverläffig 
angiebt, und die in oben offenen Quedfilbers oder Waſ⸗ 
ſerroͤhren, oder Monometern beftehen Fann. 

($. 10.0.0098.) en 
10) Durch den Dampfraum eines Kefjeld darf Fein 
eiferned Rauchrohr geführt werden. . 

G. 11. a. a. OD.) 


11) Der Gebrauch der Keſſel von Meſſing iſt uͤber⸗ 


haupt, umb — * Gußeiſen für Dampfſchiffe unterſagt. 
($. . Ad. a. D. * 
- . 12 Um die Dampfkeſſel gegen das Zerreißen und 
‚Zerfpringen durch die Spannung der Dämpfe zu fichern, 
muß zur Fertigung bderfelben nur gutes Material vers 
wandt werden, und bie Stärke deffelben an den ſchwaͤch⸗ 
ſten Stellen bei den anzuftellenden Unterfuchungen fo viel 
betragen, ald die nachftehende Formel ergiebt, und zwar 
a) wenn das verwendete Eifen gewalztes oder gehäms 
mertes Eifen iſt: 
| e — 0,00235..d. a+ 0,1. F 


— 


l 


a ’ 
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Hierbei bezeichnet e die für die Bleche erforder— 
liche Stärke in preußifhen Zollen, d den größten 
Durchnieffer in preußifhen Bollen, und a die Anzahl 
der Atmofphären = Preflungen über unfern Luftorud. 

Diejenigen Bleche, die zu den vom Feuer berühr= 
ten Keffelböden, zu den Giederöhren und. zu den 
innern Feuerröhren, welche‘ den Drud der Dämpfe 
auf der aͤußern Gylinderflähe zu ertragen haben, 

“ verwendet find, müffen, 

4) wenn ihr Durchmefler innerhalb der Gren⸗ 


zen von 10 Zoll liegt | | 1,5 mal 
2) wenn ihr Durchmeffer über 10 Zoll und \ 
bis einſchließlich 20 Zoll beträgt 1,55 mal 
3) wenn ihr Durchmeffer über 20 Zoll und 
bis einfchließlic) 40 Zoll beträgt: 1,6 mal 
4) wenn ihr Durchmeffer ‚über 40: Zoll und 
- bis einfchließlih 60 Zoll beträgt . 1,65 mal 
5) und wenn ihr Durchmeffer über: 60 Zoll | 
beträgt - 4,7 mal 


Die nach vorftehender Formel fich ergebende Stärke - 
zu ihrer Stärke haben. . E 
b) Iſt das verwendete Material Kupferbleh, fo bleibt 
88 bei den für Eifenbleh gegebenen Beftimmungen. 
ce) Iſt das verwendete Material aber Gußeifen, fo muß 
die Stärfe defjelben an allen Xheilen des Keifels 
und der Siederöhren gleich groß feyn und dad Viers 
fache von derjenigen betragen, welche die obige For: 
mel ergiebt. | j 
Für die Güte des verwendeten Materials und bie zweds 
mäßige Gonftruction find außerdem, wegen etwa verftedz 
ter Fehler, der Verfertiger und der Inhaber des Kejjels 
verantwortlich. | 
($. 13. a. a. ©.) | 
$. 123° Iſt nach den vorfichenden Beflimmungen bie 
polizeiliche Zuläffigkeit der Aufftelung eines Kefjels zur 
Dampfmafchine, oder eines zu andern Zweden einzurich- 
tenden Dampfkeſſels dargethan, fo muß dad Borhaben 
der. Anlage durch einen Anfchlag in dem Dienftlocale der 


Polizeibehörde, fo wie durch einmalige Inſertion in die 


Öffentlichen Blätter mit einer präcufivifchen Frift von 
4 Wochen befannt gemacht werden, binnen welchen ein 
Seder, der durch die beabfichtigte Anlage ſich in feinen 
Rechten beeinträchtigt glaubt, feine Einwendungen gels 


/ 


iv 
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tend zu machen und zu befcheinigen hat. Ueber folche 
- Einwendungen entfcheidet die betreffende Polizeibehörde, 
und kann gegen deren Feflfegung der Weg Rechtens 
nicht ergriffen werben, vielmehr findet nur der Recurs 
an bie obere‘ Polizeibehörde flat. 
($. 14. a. a. O. — Nr. 3. der Allerh: Gab. Order v. 1. Sa: 
nuar 1831. ©. ©. 1831. ©. 243.) | 
-$. 124, Diefe Bekanntmachung muß unverzüglich nah 
Feſtſtellung der Zuläffigkeit der Anlage erfolgen. 
($. 15. der Inftruction v. 13. October 1831. a. a. OD.) 
$. 125. Nach erfolgter Aufftelung muß die Polizeis 
behoͤrde genau unterfuhen, ob die Ausführung der 
Beftimmung der - dazu ertheilten Exlaubniß ' entfpricht, 
und’ muß hierüber eine Befcheinigung auögefertigt wer: 
ben, vor deren Empfang die Dampfmafchine nicht in 
Gebrauch gefegt werden. darf. — Die Unterfuchung 
muß fpäteftens drei Tage nach gefchehener Anzeige von 
ber wirklich erfolgten Aufftellung des Dampffeflels ans 
geſtellt und bie Befcheinigung fpäteftens in drei Tagen 
nach ber veranftalteten Unterfacung auögefertigt werben. 
($. 15. der SInftruction vom 13. Detober-1831. a. a. O. 
Nr. 4, 6. der Aller. Gab, Order v. 1. Sanuar 1831. a. a. D.) 
$. 126. Wer entweder ohne Erlaubniß ber betreffen- 
den Polizeibehörbe eine Dampfmafchine zum Gebrauch 
aufſtellt, oder bei der genehmigten Aufftelung von den 
ihm vorgefchriebenen Bedingungen abweicht, 'oder endlich 
die Mafchine vor Empfang der Befcheinigung uͤber die 
vorſchriftsmaͤßige Aufftellung in Gebrauch fest, ift mit 
einer -Polizei:Strafe von zehn bis funfzig Thalern zu 
belegen, die außer dem Unternehmer auch den Werkmei— 
ſter, welcher die Aufftelung einer. Dampfmafchine ohne 
die erforderliche polizeiliche Erlaubniß, oder nicht nach 
. den: Borfchriften der letztern ausführt, trifft. 
(Nr. 6. 8. der Allerh. Cab. Order v. 1. Sanuar 1831. a. a.O,) 
$. 127. Mit diefer Strafe ift die gänzliche Abtragung 
der ohne Erlaubniß aufgeftellten oder in Gebrauch gefehs 
ten Dampfmafchine in dem Falle zu verbinden, wenn 
dieſelbe an einem nicht geeigneten Orte aufgeftellt, oder 
ihre Einrichtung Beforgnig erregend, fehlerhaft und nicht 
zu verbeffern ift. | J— 
" (Nr. 7. a. a. O.) | 
8. 128. Sollen Dampfmafcinen oder Dampffeffel an 
‚einem andern Orte benußt werden, welche fich bereits im 


* 


—* 
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Gange befanden, ald die Allerh. Gab. Order vom 1. Ja⸗ 
nuar 1831 Geſetzeskraft erhielt, fo kann eine Abändes 
rung ber Conftruction der Keffel nicht gefordert werden, 
wohl aber, daß die Einrichtung ihrer neu anzulegenden 
Feuerung und bie Lage der Speifevorrihtung. der Ins 
firuction vom 13. Dctober 1831 gemäß fey. Haben bie 
zu, verfegenden Dampfmaſchinen oder Dampfkeflel der 

ung nach jenen gefeglihen Vorſchriften bereits uns 
terlegen, fo genügen die früher eingereichten Zeichnungen 
ihrer Einzelnheiten, infofern darin feine Abänderung beab⸗ 


fihtigt wird, und eine formelle Erklärung ift in biefee , 


Beziehung hinreichend. | 

Werden Bergwerk = Dampfmafchinen von einem 
Schacht auf einen andern verſetzt, in deſſen Nähe Feine 
Wohngebäude liegen, fo bedarf es dazu nur. einer fchrift- 
lichen Anzeige. Bei der Aufftelung müffen jedoch bie 


bei der frühern Conceffion zum Grunde liegenden Sicher. 


heitömaßregeln befolgt werden, oder bei Altern Keſſeln 
die oben bei der Teuerung und Speifevorrichtung ertheils 


ten Borfchriften. 
(Inftruction vom 21. May 1835. $. 6. &. S. 1835. S. 96.) 


Su $. 67 


* 


8. 129. Bei Anlagen von Dampfmaſchinen, welche 


1. unter unmittelbarer Aufficht Föniglicher Behörden  betries 


ben werden, ift eben fo, wie bei den übrigen, die Ein⸗ 
wirkung der ordentlichen Polizeibehörbe in der vorgefchries 
benen Weife erforderlich, indeſſen iſt ſowohl bei der Feſt⸗ 
fielung der Zuläffigkeit, ald bei der Unterfuchung über 


"die bedingungsmäßig erfolgte Aufftellung der fachverftän- 


dige Beamte ($. 1. der Inftruction vom 13. October 
1831. $. 123.) von der Behörde, unter deren Aufficht 
die Dampfmafchine betrieben werden foll, zu ernennen. 


Nimmt die Polizeibehörde Anftand, auf deffen Gutadhten. 
die Befcheinigung zu. ertbeilen, fo hat fie der Behörde, — 
von welcher der Beamte ernannt worden, und ihrer eig, 


nen vorgefeßten Behörde die Urfachen anzuzeigen, damit 
eine gemeinfchaftliche Entfcheidung erfolge. _ 
‘  (Refeript v. 24. Februar 1832, v. K. Annal. Bb. 16. ©. 175.) 


m. $ 130. Die engen, vom Schornſteinfeger nicht zu 


Bu $. 67 
— 81. 
(Era. $. 
211,) 


"befahrenden Scornfteinröhren dürfen nicht weiter als 
— Zoll im Durchmeſſer oder im Quadrat angelegt 
werden. 


86.1 


’ 
l 


! 


— 


(Refeript d. Miniſt. da Innern u. db. Pol. v. 17. Mai 1830, _ 
330, ©. 84.) 


’ 
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$. 131. Ruͤſſiſche Schornfteine dürfen nur allein mit 
gebrannten Steinen in gehörigem Verband und mit Kalk 
verbunden errichtet, alfo Feine Lehm⸗ oder Luftfleine und 

Lehm zur Ausführung verwendet werden. 

_ _ (Berorbnung v. 22, Dctober 1835. Nr. 1. Merfeb. Amtsbt. 
1335. ©. 231.) - | Ä 
F. 132. Die innere Flähe muß mit Kalk gepugt und . 
moͤglichſt glatt gehalten werben, um die Anfegung des . 
Rußes ficherer zu verhindern. - 

(Nr. 2. a. a. ©.) En tin 
$. 133. Diefe Röhren find, wenn fie nicht an Mauern 
liegen, fondern frei aufgeführt werden, mit einem tüchs 
tigen Mörtel von Strohlehnr zu umgeben, damit die 
ſchnelle Raucyerfältung verhindert und dadurch die An 
fegung des Glanzrußes möglichft vermieden wird. 
N...) >? 
$. 134. Zur Aufmauerung einer dergleichen Röhre muß 
eine glatt gehobelte Lehne von eo inwendig angewen⸗ 
bet werden, welche den dem Schornflein zu gebenben 
Querdurchfchnitt enthält und etwa 6— 7 Zuß lang, nach⸗ 
dem das Mauerwerk in der Höhe vorfchreitet, hinaufge⸗ 
zogen wird. 
(Rr. 4. a. a. OD.) ‚ 
8.135. Ein Auffatteln der Röhreh darf nicht flattfins 
- den, auch muß bei vergleichen rufjifchen Schornfteinen 
um fo mehr nur trodned Feuerungd» Material angewen: 
det werben, um die Erzeugung des Glanzrußes möglichft 
zu verhindern. 2 | 
| : M.5.0.0D) - ; 
$. 135% Die im $. 70. h. t, beffimmte Strafe tritt zu 5. 69. 
auch in dem Falle ein, wenn bie obrigkeitlihe Genehmi: 70. 
gung zwar eingeholt, der Bau aber abweichend von ber 
ertheilten Bauerlaubniß ausgeführt worden ift. 
(Refer. v. 6. Juny 1834. v. K. Annal. Bd. 18. S. 550.) 

FG. 136. In dem Lauenburg = Bütowfchen Kreife haben 3u 5.83 ff. 
die Pommerfche Forſt- und Jagd⸗Ordnung vom‘24. De: 
cember 1777 und die Verordnung vom 22. Juny 1800 
(Hoffmann’d Repertorium Fortfegung 3. Anhang 2. S. 
566 — 583.) gefeglihe Kraft. Die Bellimmungen ber 
$$. 2. 3. und 10. des Geſetzes vom 14. Dctober 1773 
und das Yublicandum vom 26. November ejusd., wos 
durch in den Landen Lauenburg und Bütow die Weſt—⸗ 
preußifchen Gefege eingeführt und biefe, ungeachtet ber _ 


: \ 
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im Jahre 1803 erfolgten Trennung dieſer Landestheile 

von der Provinz Preußen und ihrer Vereinigung mit 

Pommern, aufrecht erhalten worden ſind, ſtebt — 

nicht entgegen. 

—— v. 14. December 1888. v. K. 38. BB. 42, ©, 

43 — 468.) 
u 10h $. 137. Der $. 410. des Gefeßes vom 15. November 

9. 5. 1811 wegen ber MWafferfteuer bei Mühlen und Verſchaf⸗ 

— u. fung von Vorfluth iſt nicht mit-der Einſchraͤnkung anzus 

256.) wenden, daß die polizeiliche Veranftaltung der Auskraͤu⸗ 

fung oder Räumung beftehender Graben und Waſſer⸗ 

Abzüge, nur in den Faͤllen ftattfinde, wenn entweder bie 

Berpflichtung dazu feftfteht, oder befondere Umftände ob⸗ 

walten, unter welchen die Beftimmungen des $. 39. der 

Verordnung vom 26. December 1808 *) Anwendung fins 


den, vielmehr findet dasjenige, was im $. 6. des erfiges : 


dachten Geſetzes ſpeciell vom Waſſerſtau bei Mühlen gilt, 
uͤberhaupt fuͤr die Beſtimmungen wegen der Vorfluth 
Anwendung. 

Geſcript des Miniſterii des Innern vom 28. Juny — 
und des Miniſterii der Juſtiz vom 15. July 1883, v. K. J. B 
Bd. 42. ©. 83.) 

Serum 8. 138. Bei ber Setung eines Merkpfahls zur Feft: 
prabie. ſtellung des Waflerftandes der Mühlen nach $. 2. des 
Bu S > Gefeges vom 15. November 1811 find. die von der Res 
ierung und dem Gerichte ernannten Commiſſarien als 
> Soncommiiffarien zu betrachten. Die Zuziehung der Leb- 
tern ift nicht blos. der Beglaubigung wegen erforderlich, 
fondern es Eommt dabei eben fo fehr auf Wahrnehmung 
der Rechtepunfte, ald der abminiftrativen Rüdfichten an, 
auf erftere insbefondere Behufs Ermittelung derjenigen 


a * 


*) Der $. 39. der Verordnung vom 26. December 1808 bes - 


flimmt: 

“die Regierungen find berechtigt, des Widerſpruchs ungeachtet, 
und wenn auch der Rechtsweg gegen ihre Verfügung zuläffig 
und. ergriffen ift, mit der Ausführung fofort vorzugehen und 
die Erecution zu verfügen, wenn ihrem pflichtmäßigen Ermef: 
fen nady damit ohne Nachtheil des Allgemeinen bis zur richs 
terlihen Entfcheidung nicht gewartet werden darf. 

(Berorbnung wegen verbefferter Einrichtung. der Provins 
zial⸗Polizei⸗ und a vom 26, December 1808, 
Nov. Corp. -Const. Thi. 12. ©. 680 ff, — Mathis 8b: 7. 
©. 339. 1. Abſchnitt.) 


f 
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Intereffenten, mit welchen über den Gegenftand zu vers 
bandeln ift, dergeftalt, daß unter tenfelben mit‘ Beftand 
abgefchloffen, oder ein wirkſames Anerkenntniß abgeges 
ben werden Fann, rücdfichtlich der wohlerworbenen Rechte 
eines oder des andern Theil, und ob danach die Höhe 
des Waflerftandes bereits feit und deutlich beftimmt ift, 
und wenn dies nicht der Fall ift, ob die deshalb unter 
den Intereffenten obwaltenden Streitigkeiten von der Art 
find, daß fie in den ordentlihen Weg Rechtens verwies 
fen werben müffen, oder ob ‚nach Rage der Sache die 
landespolizeiliche Feflfegung des Waſſerſtandes eintritt? 
nicht minder in dem Falle, wenn es fich von einer pros 
viforifchen Feſtſetzung handelt, wegen der hierbei auf die 
vorgeblichen mehr oder minder befcheinigten Rechtsan⸗ 
—— eines oder des andern Theils zu nehmenden Ruͤck⸗ 
ichten. 

Endlich kommt es auch darauf an, daß die Reſul⸗ 
tate und die Wirkung des Regulativs in Beziehung auf 
alle Intereffenten und auf alle dabei zu beobachtenden 
Faͤlle klar und beflimmt ausgebrüdt: und niedergefchries 
ben werben. 

(Refer. v. 12, May 1834. 0.8.3.8. 3b, 43. ©, 483-485.) 


Zum neunten Titel. 


Bon der Ermwerbung des Eigenthums überhaupt, 
und den unmittelbaren Arten derjelben infonderheit. 


$. 139, Wegen Gültigkeit der Pommerfchen Forſt⸗ und 3u $. 127 
Jagd: Dröonung vom 24. December 1777 und der Ber: — 19. 


ordnung vom 22. Juny 1800 im Lauenburg : Bütomws 
fhen Kreife vide Reſcript vom 14. December 1833, 
(v. 8. 3. B. Bd. 42. ©. 458 — 463.) zu $. 83 ff. 
zit. 8. Th. 1. A. L. R. $. 136. 


$. 140. Sn dem nebenallegirten $. Zeile 4. iſt ſtatt: Zu 


„Tit. 17. Abſchn. 2.” zu lefen: „$.303 f. Zit. 2. Th. 2. 
(Refcript vom 5. May 1834, v. 8, 3. B. Bb. 43. ©. 445.) 


$. 141. Wenn der ZTeftator feine Gefchwifter und Ge: Zu $. 
fhwifter: Kinder zu Erben berufen hat und aus den Ums — 97 


ftänden erhellt, daß in der Inteftat: Erbfolge nichts hat 
geändert werden follen, ohne daß jedoch für den Fall, 
da der eingefegte Bruder oder die‘ eingefegte Schweiter 


$. 352. 


367 
0, 
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2 — 
vor dem Teſtator mit Tode abgeht, eine Beſtimmung 
im Teftamente enthalten ift, fo treten in dieſem Falle 
. die Kinder ded Verſtorbenen an deffen Stel. J 
Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 13. December 
1810. ©: u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 57.) 
3u $.867. 8, 142. Dem Snteftaterben, welcher zugleich in einem 
3 2 Zeftamente zum Erben eingefegt worden, laufen die ge: 
424._497, feslihen Friſten zur Erflärung über den Antritt zur Erbs 
haft und zur Einreihung des Nachlaß: Inventariums 
erft von der Zeit der Publication des Zeflaments an. 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunald vom 18, Februar _ 
1838. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 50.) - 
3u.$. 367. $. 143. Die im Allgemeinen Landrecht vorgefchriebe: 
Fra 385. nen Friften zur Erklärung über die Antretung einer Erb: 
227 ff ſchaft oder deren Entfagung finden mit gleicher Wirkung 
bei deren Verfäumniß auf den Nachlaß eines Ehegatten 
in der Chur: und Neumark nicht Anwendung, vielmehr 
gilt in diefer Beziehung dad Erbfchaftsedict v. 30. April 
1769. | 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 7. April 1884. 
| S. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 56.) 
3u $. © 8. 144. Nach den Vorfchriften des Allgemeinen Land: 
. a‘ nn rechts ift die Entfagung einer Erbfchaft Auch nach Abs 
421 fi lauf der Ueberlegungsfrift fo lange geftattet, ald die Frift 
zur Einreichung des Inventard läuft. 
(Erkenntniß bes Ober: Appellations : Senats bes KRammerge- 
richts v. 24. September 1812. S. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 56.) 

— 308. ° $ 145. Wenn in der Chur: und Neumark der in 
— f- einem wechfelfeitigen Zeftament ald Erbe eingefegte über: 
0 lebende Ehegatte, ohne dafjelbe publiciren zu laffen und 

die Legate auszuzahlen, im Beſitze des Nachlaſſes bleibt, . 
über diefen willfürlich disponirt und fich über die Erhes— 
antretung nicht erklärt, fo koͤnnen nach feinem ebenfalls _ 
erfolgten Zode feine Beneficiaterben fich. gegen die auf 
Auszahlung dringenden Legatarien des erften Ehegatten, 
durch Berzichtleiftung auf deffen Nachlaß nicht fchügen. 
efr. Erbſchafts-Edict vom 30. April 1765. Abth. 1. 
F u. 4. Abth. 2. 8. 3. 4. 11. 12. N. C. C. M. 

om. II. Nr. 42, ©. 689 ff.) 
(Erfenntniß des Geheimen Obertribunals vom 1. Juny 1818, 
&. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 279.) 

‚Bu 8.399. $. 146. Es ift hier vorausgefegt, daß der Juſtizcom⸗ 

#15. miſſarius zugleich als Notarius angeftellt ift, wie dies, - 


4 


Bon Erwerb. d. Eigenthums überh. $. 406—447. 43 


aus $. 130. Tit. 1. Th. 10. der Als. Ger. Ordnung un⸗ 
zweifelhaft hervorgeht. 


* —* — vom 2. März 1885, ad1. b. K. J. S. Bb. 45. ©. 


$. 147. Der Erbe, welcher einer Erbſchaft entſagt, — 
kann dies nicht zu Gunſten eines Andern, als des Erz gen wrän- 
- ben, welcher nach dem $. 406. Zit. 9. Th. 1. d. A. N R. —— 
an feine Stelle treten würde, thun, indem er fonft über“ dio, 
die Erbſchaft disponirt, da er fie von fi, mit Ueberges | 
bung deſſen, dem fie ohne ihn anheimfallen würde, auf : 
einen Andern überträgt. Iſt eine Erklärung in diefer . 
abgegeben, ſo ift fie unter einer unzuläffigen Bedingung 
erfolgt und nach $. 394. u. 396. 1. c. als nicht gefche: 
ben zu erachten, vielmehr ift der Entfagende nad) $. 421. 
l. e. als Erbe mit Vorbehalt anzufehen. | 


— _ (Betr vom 14. Februar 1884. v. K. J. B. Bo. 48. e. 


$. 148. „Beneficialerben fi nd verpflichtet, die in ben Benefictal: 
‘von ihnen oder gegen fie in der Eigenfchaft als Venefi ern 
cialerben angeftellten Prozeſſen entftandenen gerichtlichen Su * 443 
Koften zu bezahlen, und die Gerichte find berechtigt, — **7- 
“diefe, wenn fie auch nur als Beneficialerben zur Tra⸗ 
‘ gung berfelben verurtheilt find, von ihnen einzuziehen. 
Dergleichen Prozepkoften find auch nicht in allen Fällen 

ald Schulden des Nachlaffes zu betrachten und müflen _ 

nicht allemal aus diefem bezahlt werden, vielmehr müfs 
fen darüber die Gläubiger gehört und event. darüber 
inftruirt. und erfannt werden, ob bdiefe Koften aus ber 

Maſſe vorweg zu entnehmen, oder die Beneficialerben 

mit dem Anſpruch auf Erſtattung abzuweiſen ſind. Wenn 

jedoch die von oder gegen Beneficialerben angeſtellten 
Prozeſſe bei na des erbfchaftlichen Liquidations: 
Prozefied noch nicht beendigt find und von dem Cura⸗ 

tor zur Fortfuͤhrung ohne Vorbehalt wegen der Koften 
übernommen werden, fo find auch die biöher erwachſenen 

und noch nicht berichtigten Koften, gleich den fpäter er: 
wachfenden, als Gommun = Koften zu betrachten, welche 

die Gerichte aus der Maffe zu entnehmen haben. 

Megen der & —— außergerichtlichen Koſten 
gelten diefefben rundfäge. 
Den Beneficial= Erben fteht, unbeichabet ihres Erb: - 

rechts, frei, ſich biergegen durch gerichtliche Beſtellung | 


J 


44 Lrfſter Thell. Neunter Titel, $. 41— 403. 


ee Bertaffenfhafts- -Curators auf Koften der Mafle 
gen 
(Refer. v. 16, März 1835. v. 8. 3.8. 3b. 45. ©. 182—185.) 
Zu 8.444. $. 149. Ein Beneficialerbe, welcher während der Dauer 
453.454. feiner Adminiftration des Nachlafies ausftehende Forbes 
rungen beffelben eingezogen und Nachlaßſchulden berich 
tigt hat, ift nach hiernaͤchſt eröffnetem erbſchaftlichen Li⸗ 
quidations⸗Prozeſſe nicht verpflichtet, die eingezogenen 
Gelder zu der unter gerichtliche Adminiſtration geſtellten 
Maſſe zuruͤckzugeben und, ſtatt der befriedigten Gläubis 
ger zu liquidiren, vielmehr gebuͤhrt ihm ein Compenſa⸗ 
tionsrecht. 
| (Erfenntnig des —— eng v. 26. März 1828. 
— S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 63.) 
zu.  $. 150. Wenn ein Nachlafgläubiger auf‘ Grund eines 
447—450. por eröffnetem erbfchaftlichen Liquidationds Prozeß erhal 
tenen Ziteld zur Hypothek feine Forderung erfi nach ers 
Öffnetem Liquibationd = Prozeß zur Eintragung in das 
Hypothekenbuch angemeldet und deren Eintragung bes 
wirft hat, fo erlangt er dadurch nicht das Recht der 
dritten Claſſe gegen die übrigen Nachlaßglaͤubiger. 


(Erfenntniß des zweiten Senats bes — —— zu 
„Naumburg v. 15. Maͤrz 1828. S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. S. 268.) 


Grbeblegis $. 151. Zum Nachweife ber Verwandtſchaft Behufs | 
“ Zu $. 484. der Erbeölegitimation fi find nicht in jedem Falle Zaufs 
zeugniſſe als einzige Beweismittel erforderlich, vielmehr 
kann dieſe auf jede andere Art nachgewieſen werden. 


GLæeſcript v.2. März 1835. v. K. 3.8. 8b. 45. ©. 181. 182.) 


3u 5.486. 8. 152. Diefe eidesftattliche Verſicherung kann nur vor 
Gericht. abgegeben werden. Ein Notar ift hierzu nur in 
dem Falle befugt, wenn er vom Nichter dazu requirixt 
wird, und auch in biefem Falle befchranft fich feine 
Function nur auf die Verhandlung felbft und deren Nies 
derfchreibung, wogegen dad Protocoll felbft zur Aus⸗ 
fertigung an den requirirenden Richter abgegeben wer: 
‚den muß. | 
(Refeript v. 4. Februar 1835. — Refer. v. 2. März 1835. 

. K. J. B. Bd. 45. &. 179 — 181,) 


— is 6. 153. Erbeslegitimationsattefte aus Zeftamenten follen’ 
tee an Ze: zwar in der Regel nicht ertheilt werben, da die Teſta⸗ 
Yerden,  mentsausfertigung die Stelle eines ſolchen Atteſtes ver— 


31 5 493, tritt; allein in den Fällen, wo dem Erben daran liegt, 


’ 


Bon Erwerb. d. ie übe, S. 516 — 591. 45, 


daß der Inhalt, des ganzen Teſtaments nicht bekannt 
werde, genügt ein Auszug aus dem XZeflamente, ſoweit 
bafjelbe die Erbeseinſetzung zum Gegenſtande hat, mit 
Hinzufügung eines Atteftes, 
baß in dem Zeflamente weiter feine Beftimmung 
enthalten ift, welche auf bie Erbeseinfegung und die 
Dispofitionsbefugniß der Erben’ fich beziehe, und 
daß diefer Auszug dem N. N. zum Ausweis dars 
über ertheilt werde, daß er zum alleinigen Erben 
des ıc. ernannt worden. | 
en vom 28. April 1834, v. 8. 3.8. Bd 48, ©. 


. 154. Die unterbrochene Communication —— 516 
dem Ort, wo ſich der Wechſel-Inhaber aufhält, und 
demjenigen, wo das Recht gegen den Wechfelfchuldner 
zu verfolgen ift, verhindert den Anfang der Wechfelvers 
jährung, ohne daß es der Aufnahme des für andere Fälle 
vorgefchriebenen Protefled bedarf. 
(Erkenntniß des Geheimen — vom 23. October 

1815. S. u. Str. Rſpche. Bd. 07.) 

$. 155. Wer gegen eine a Heidemiethe zum Bu 6. 527. 
- Raff: und Lefeholz berechtigt ift, kann dieſes Recht nicht 801. 
verjaͤhren. | 

— des Geheimen Derteibunate vom 81. October 
. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 33.) 

z 156. Die Vorfchrift = Allgemeinen Landrechts, Zu $. 554. 
daß von dem Tage an, wo der Kläger die Sache hätte 595. 
fortfegen koͤnnen und ſollen, eine neue Verjährung wider 
ihn anfange, ift auch auf Prozeſſe anwendbar, „welche 
bei dem Reichöfammergericht geichwebt haben und bei 
demfelben vom Kläger nicht follieitirt worden, oder welche 
deöhalb liegen geblieben find, weil der Kläger weder zum 
Erkenntniß fubmittirt, noch auf die Submiffion des Ders 

klagten gedrungen hat. | 

(Erkenntniß bes Geheimen Dberteihundte vom 6, Suny 1828. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 114.) 

$. 157. Ein Anerfenntniß * Verpflichteten über feine Zu 5. 562. 
Verbindlichkeit zum Schadenerfag unterbricht bie Berjähs 
rung, wenngleich ein Anerkenntniß über den Betrag des 
Schadenerſatzes nicht erfolgt ift. 
(Erfenntniß des —— —“ v. 20. April 1827. 
©, u. Str. Rſpche. Bd. 1. S. 80.) 


460  Erfter Theil. Zehnter Titel, g 6—24. 


Zu 8.565. 8. 158. Dem Einwande der Mechfelverjährung Tann 
66. rechtsguͤltig entfagt werben. | PS 

(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 16. Sanuar 

1838. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 138.) 
3u 5.627. 8.459. Ueber den Beweis ber Verjährung bei Erwer: 
bung einer "Grundgerechtigfeit vide Erfenntniß des Ober: 
| Appellationd= Senats des Kammergerihtö vom 16. Juny 
i 1827. (S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 341.) zu $. 81; 

zit. 7. Thl. 1. A. L. R. $ 105. 


Zum zehnten Titel. 
Von der mittelbaren Erwerbung des Eigenthums. 


Zu 5.6: . 8. 160. Der Eigenthuͤmer eines Grundſtuͤcks, deſſen 
Beſitztitel im Hypothekenbuche noch nicht berichtigt wors 
den, iſt daſſelbe zu verkaufen befugt. 
Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 13. Juny 1811. 

S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 188.) — 

Zu $.6.7.: 8. 161. Wegen der Eintragung eines geſetzlichen Ti⸗ 
tels zum Pfandrecht, nachdem das Grundſtuͤck des ver: 
pflichteten Befigerd auf, einen Dritten — iſt, 
vide Reſcript v. 15. April 1835. (v. K. I. B. Bd. 46. 
©. 500. 501.) zu $. 2. Tit. 20. Th. 1. A. L. R. $. 368. 


Zu 8.6.7. 8. 162. Vide Verordnung vom 31. März 1834 wes 
12—14. gen Einrichtung’ des Hypothekenweſens in dem Herzogs 
thum Weftphalen ıc. $. 4 ff. (G. ©. 1834 ©. 48.) zu 

$. 15. des Publ. Patentd zum Allg. Landrecht $. 11 ff. 


Zu $.8 ° 8. 163. Wenn die Gültigkeit des Verkaufs des Erb: 

— 10, 24. zinsguts contractmäßig von der Einwilligung des Erb: 

zinäheren abhängig gemacht, ober auf andere Weife die 

Dispofitionsbefugniß des Erbzinsmanns befchränft, dieſe 

- Beichränfung aber fo wenig, ald die Erbzimöqualität bes 

- Grundftüds in das Hypothefenbuch eingetragen worden 

find, fo ift der Erbzinsherr, wenn das ‚Gut- ohne feine 

Einwilligung verkauft und dem Käufer übergeben ift, 

nicht berechtigt, dad Kaufgefchäft auf Grund jener Be: -- 
ſchraͤnkung ald null und nichtig gegen den Verkäufer auf: 

zurufen, ſollte auch der Käufer Kenntnig von jenen Bes 
fchränkungen oder der Erbzins: Qualität gehabt. haben. 

— Bei dem Verkaufe des Grundſtuͤcks eines Curanden 


i — F 
B. d. mittelbaren Erwerb. d. Eigenth. & 12-17. 4 


liegt nicht dem vormundſchaftlichen Gericht, ſondern dem 
Vormunde die Sorge der Uebergabe an den Käufer ob. 

(Erfenntniß bes Oberlanbeögericht Au Palberfiaht v. 22. Juny h 
1824. ©. u. Str. Rippe. Bd. 1 13.) 

$. 164. Die Verpflichtung Grunbeigentbümer zur Swanptoen“ 

Nachweiſung ihres Eigenthums, Behufs der Eintragung ur Beliptie 
in dad Hypothekenbuch, ift in fämmtlichen Provinzen, in ine” 
welden die Hypothekenordnung vom 20. December 1783 Zu $. ij? 
gilt, ſuspendirt und die Einwirkung der Gerichte zum 1% 
Zweck der Berichtigung des Beſitztitels tritt nur dann 
ein, wenn bie Eintragung von dem Befigen oder einem 
hypothekariſchen Gläubiger, oder einem fonftigen = 
tigten nachgefucht wird. 

(Allerh. Gab. Ord. v. 31. October 1831. G. &. 1831. ©. 25.) 

8. 165. Wenn aber nach obigen Beftimmungen die 

. Verpflihtung zur Berichtigung des Befigtiteld feſtſteht 
und ber Befiger dazu angewiefen ift, und er die ihm 
hierzu beftimmte Zrift nicht inne gehalten hat, fo wird 
bie ee Strafe feftgefegt und fofort beigetrieben,. 
die Berichtigung. bed Beſitztitels aber auf. feine Koften 
von Amtöwegen durch die executio ad faciendum oder 
fonft auf die kuͤrzeſte Art bewirkt. 

(Allerh. Gab. Order v. 6. October 1838, G. ©. 1838, S. 124.) 


8. 166. Ueber das gegen den zur Berichtigung bes 
Beſitztitels Verpflichteten einzuleitende Verfahren, ſowie 
über diejenigen, bie dieſelbe zu verlangen berechtigt find, 
vide Refeript v. 13. July 1829. v. 8. 3. B. Bd. 34. 
‚©. 122. — Refer. v. 28. October 1832. v. 8. I. 8. 
Bd. 40. ©. 483. — Reſcr. v. 20. July 1832. S. 524. 
aa. D. — Refer. v. 18. October 1834. v. 8.9.8. 
Bd. 44. ©. 411. (cfr. Nachtr. 3. Hyp. Ord. $. 33— 39.) 


$. 167. Da bei einer nothwendigen Subhaftation das Zu $. 12 
Gericht wider den Willen des Eigenthümers verfauft — 14. ' 
und daher die Uebergabe bewirken muß, fo muß es auch 
die Berichtigung des Befigtitel auf den Abjubicatar von 
ein veranlaffen. 

Kr @efeript ». 18. October 1834. PR 1 2. 2. Bd. a4. 
) 


6. 168. Ueber bie Erforberniffe einer vollftändigen Zu $. 17. 
Yunctation vide Erfenntniß. des Geheimen Obertribus Ä 
u vom 15. May 1804. (©. u. Str. Rſpche. Bd. 2, 

©. 9.) zu $. 120. Zit.-5. Th. 1. A. L. R. 8. 85. 


48 Erſt. Th. Eifter Tit. Erſter Abſchn. 8. 4- 3322. 
| Zum elften.Zitel 


Bon den Titeln zur Erwerbung des Gigenthums, 
welche fi in Verträgen unter Lebendigen gründen. 


Zum erften Abſchnitt. 
Bon Kaufs⸗ und Verkaufsgeſchaͤften. 


8. 169. Vide Geſetz über Verträge zahlungsunfaͤhiger 
Schuldner zum Nachtheil der Gläubiger vom 26. April . 
4835. (©. ©. 1835. S. 53— 56) efr. Nachträge zu 
den Ergänz. zur Allg. Ger. Ordn. Th. 1. Zit. 24. 8.75. 


3u 4 8. 170. Der Staat kann fein Recht: Jemand des 

382. gemeinen Beftens wegen ‚zum Verkauf feiner Sache zu 
zwingen, einem Dritten eigenthümlid überlaffen. 

| (Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 7. Januar 1831, 
Tr ©. u. Str. Rſpche. Bd. 8. S. 225.) | 

3u8.4—6. $. 171. Ueber die Benutzung von Privatgrundftücen 

zu. den Zruppentbungen vide Refcript v. 5. Juny 1833. 

(0. 8. Annal, Bd. 17. ©. 559.) zu $. 73. 7A. der Eins 

leitung zum A. L. R. $. 52. 


Zu $. 12. 8. 472. Der völlige Abſchluß eines Waarenkaufs nad) 
Muftern hängt nicht von der Vergleihung der bei dem 
* Befteller angelangten Waaren mit den Muftern ab. 

-  (Grkenntnif des Rheinifchen Caſſations- und Revifionshofes. . 

©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 313.) , . | 

Zu $. 19. 8 173. Wegen Erwerbung von Nittergütern durch 
Dorfgemeinden oder von Mitgliedern derſelben vide Al⸗ 
lerh. Cab, Order v. 25. Januar 1831. (G. ©. 1831. 

©. 5.) zu $. 33. Tit. 7. Th. 2. A. L. R. $. 574 fi. 


“ 308.46, $. 174. Zur Abſchließung eined Kaufvertrages über 
#7. oͤffentlich feilgehaltene Sachen ift eine ausdruͤckliche Vers 

.  abredbung des Kaufpreifes nicht erforderlich, fondern es 
genügt, wenn ſich Iemand dergleichen Sachen verabfols 

en läßt in ber auögefprochenen oder aus ben Umftän: 

den fich ergebenden Abficht, daruͤber als Eigenthümer zu 
verfügen. Der Käufer muß in dieſem Falle den bort 

- üblichen Kaufpreis entrichten. Ä 
(Erkenntniß des ‚Geheimen Obertribunals v. 7. Januar 1831. 


©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 225.) 


* 


Von Kaufsi u. Verlaufegeſchaften. $. 84- 209. 49 


$. 175. Im nebenallegirten $. iſt Zeile 3. ſtatt: „vers Zu $. 84. 

kauft“ zu lefen: „erfauft. 

(Refer. v. 17. Suny 1831, v. K. J. B .37. ©. 323, 
— fer. d. 5. Map 1834. d. 8.9. 8. Bo. io 4) ‚ 

$. 176. Bei einem Verkauf in'Paufh und Bogen 3u $. 117, ‘ 

geht das Eigenthum mit ber Unterzeichnung des Kauf: 
contractd auf den Käufer über, ohne daß es einer Weber: 
gabe bedarf. 

(Erkenntniß bes — — zu re vom 22. 
Zuny 1824. ©. u. Str. Rfpdhe. Bd. 1. ©. 4 

8. 177. Die Uebergabe beftellter — geſchieht, Zu 25 — 
nach voͤlligem Abſchluß des Kaufvertrages, mit der Wir: z 
kung, daß Eigentbum und Gefahr auf den Käufer über: 108; 1 2 

eht; durch Ablieferung der Waaren an den Fuhrmann 
—* wenn dem Verkaͤuſer die Art der Uebermachung 
auch nur ſtillſchweigend überlaffen worden iſt, ohne 
daß es alddann noch einer ausdrüdlichen oder ſuiuſchwe⸗⸗ 
genden Genehmigung bedarf. 

(Erkenntniß des a er ——— und Reviſi onehofes. 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 3. 

Z. 178. Bei einer FRantendeellung unter Kaufleuten 3u $. 129. ' 
ift die Art des Transports, wenn fie der Befteller unbes 
flimmt läßt, dem Abfender als flinfchweigend überlaffen 
anzufehen. 

— des —— — und Reviſtonshofes. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 8. 

8. 179. Die —* bob — der dem Ge: zu $. 134, 
meinſchuldner vor eroͤffnetem Concurſe Waaren auf Cre⸗ 
dit verkauft hat, dieſelben zuruͤcknehmen kann, wenn die 
Waaren erſt nach, oder zwar vor der Concurseröffnung, 
aber doch zu einer. Zeit anfommen, da der Gemeinfchulds 
ner ſich ſchon für zahlungsunfahig erflärt und feinen 
Gläubigern eine Behandlung angetragen hat, findet auch 
dann Anwendung, wenn bie Uebergabe der Waaren zwar 
früher zwifchen dem abwefenden Verkäufer und Gemein⸗ 
ſchuldner erfolgt ift, die Waaren jedoch erſt in dem ans 
gegebenen Zeitpunkt in dem Wohnort des Gemeinſchuld⸗ 
ners angekommen ſind. 

(Erkenntniß des Geheimen — vom 14, Sanuar 
808. ©, u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 185.) 

8. 180. Wenn der — bie Beſtellung nicht durch au $. ‚pr 
bie augenblidliche und gleichzeitige Lieferung der ganzen — 
befiellten Quantität bedingt hat, auch das sn nicht 

Ergänz. 3. preuß, Eandrechte. IV. Thl. 


Zu 6.221. 


— 


50 Erf. Th. Eifter Tit. Erf. Abſchn. . 221—981. 


von der Art iſt, daß eine ſolche Bedingung vermuthet 

werden kann; ſo iſt derſelbe die Annahme einer gerin⸗ 
gern Quantität zu verweigern nicht berechtigt. 

Erfenntniß des Rheini Caſſations⸗ und 2 

©. h ce 3 3. re EL 

$. 181. Schuldanfprüche der nicht naturalifirten Ju⸗ 

den in der Provinz Pofen für verkaufte beraufchende Ges 


traͤnke haben Feine vechtliche Gültigkeit. 


a v. 1. Juny 1833. $. 25. litt. g. ©. S. 1838, 


8. 182. Derjenige, welcher einem Andern in einem 


f- Revers Öffentliche Geldpapiere auf Zeit, d. h. nach Ab» 
" lauf einer gewiffen Zeit’ zu einem beſtimmten Gourfe zu 
liefern verfpricht, wird dadurch nicht verpflichtet, dieſe 


Öffentlichen Papiere auch dann zu liefern, wenn der Käus 
fer beim Ablauf der gefegten Zrift ihn nicht zur Liefes 
rung ber gedachten Papiere aufgefordert hat, diefe fpäter 
aber ihren Cours verändert haben. Auch Fannn eventuell 
ein fpäterer höherer Cours ald Schabenerfag nicht vers 
langt werden. m 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 25. Januar 
1819. ©. u. Str. Ripde- Bo. 1. ©. 255.) | 


$..183. Derjenige, welcher öffentliche Papiere auf Zeit, 


- d. h. zur Abnahme bis zu einem beftimmten Zage nach 
" einem gewiſſen Gourfe verkauft, ift bei nicht erfolgter Ab» 
nahme durch die Beftlimmung des Schlußzettelö: daß er 


in diefem Falle befugt feyn folle, die Papiere nach dem -. 
Zagescourfe zu verkaufen und die Differenz vom ‚Käufer 
zu verlangen, berechtigt, von dem Käufer die Coursdifs 
ferenz; als Entfchädigung zu verlangen, ohne den Beweis 
des Verkaufs der Papiere zur Begründung feiner For: 
derung auf Schadenerfa führen zu müffen. 

(Erkenntniß des Geheimen rg vom 6. Sanuar 


1818, ©. u, Str. Rſpche. Bd. 1. ©. | 
3u 5.335. 8. 184. Wenn ein Käufer mit ber Glaufel „bis zum 


Beſehen“ gekauft hat, fo Fann er yon einem folchen Ver⸗ 
trage zurüdtreten, fobald er erflärt, dag ihm die Sache 
nicht anftehe. Ein folcher Vertrag iſt gleichartig mit 
einem „auf Probe“, oder mit dem Kaufe einer genießba⸗ 
ren Sache „bis zum Koften‘ gefchloffenen Gontracte. 
(Erfenntniß des Geheimen Obertribunald vom 29. Januar 


1817. ©. u. Ste. Rfpde. Bo. 1. ©. 229.) 


Deitter Abſchn. V. Abtret. d. Mechte. $. 376—401. 51 


Zum dritten Abfhnitt, 
Bon Abtretung der Rechte 


8. 185. Die Einhändigung eines über ein Lieferungs⸗ Geffionen. 
geihäft abgefchloffenen und mit dem Namen bed Abneh: Por $. 
mers in dorso verfehenen Schlußzettelö ift als eine Gef: jö 
fion defjelben zu erachten. 

(Erkenntniß bed Geheimen Obertribunals vom 27, Februar 
1817. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 154.) 
$. 186. Die Abtretung des Eigenthums ber Actien der Sefffon ber 
gitterfchaftlichen pommerſchen Privatban? kann nur durch Yommer- 
einen fchriftlichen Ceſſions-Vermerk auf der Rüdfeite der Ber Pr 
Actie mit den Worten: cedirt an NR. von N.N..... Bu $. 382, 
den ten 18.. und mit Wiffen des Bankdirectos IM. 
riums flattfinden. Sie tritt erfi mit dem Zage in Kraft, (a F— 
an welchem die Anzeige geſchehen und die Eintragung 
des neuen Eigenthümers in den Büchern der Bank durch 
eg ia auf, der Actien= Urkunde befcheinigt wors 
den ift. | 
(Statuten der ritterfchaftlichen Privat: Bank in Pommern 
vom 23. Sanuar 1833, $. 5. ©. ©. 1833, ©. 6.) 

8. 187. Auch der Schuldner muß in die Abtretung Geffionen 
willigen, und bevor dies nicht auf eine glaubhafte Art Kante an 
nachgemwiefen ift, Tann die Genehmigung des Geſchaͤfts Sul: 
vom Richter nicht gefordert werden, um fo weniger, als _ ferien. 
wenn diefe ohne jenen Conſens ded Berpflichteten ertheilt — 
werden wuͤrde, hierdurch nur die angedrohte Strafe bes yup, 5.17. 
feitigt, keineswegs aber die Ungültigkeit des Vertrages 
gehoben wird. | 

(Refeript vom 10. October 1834, v. 8. 3. B. Bb. 44, 
S. 341. 342.) 1 
8. 188. Das in einem Prozeſſe von dem Gegner er: 
firittene Recht zur Koftenerftattung Fann dem Mandatar 
gültig cedirt werden, und ift als ein. flreitiges nicht z 
betrachten. 

(Refeript vom 3. October 1834, v. 8. I. B. Bo. 44. 

S. 893— 395.) 

8. 189, Ueber die Vertretungdverbindlichkeit des Fis⸗Zu $. 394 
cud für die feinem beauftragten Beamten zur Umfchreis — 397. 
bung in Staatsfchuldfcheine eingehändigten, mit ‚einer 
Ceſſion in bianco verfehenen, und von diefem Beamten 
unterfchlagenen Lieferungsfcheine vide SER des 
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Geheimen Obertribunals v. 7. Februar 1827. u. 28. des 
bruar 1877. (©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 221.) zu 
$. 20. Zit..6. Th. 2. A. 2. R. 


Zu 9.399. 8. 190. Die Ausfertigung diefer beglaubigten Abfchrift 
kann von jedem inländifchen Gericht und Notar gefches 
ben. Es müſſen jedoch hierbei die Vorfchriften der $. 


207. 208. Zit. 2. der Hypothekenordnung genau beach⸗ 


tet und der Vermerk über die erfolgte Geffion und Abs 


tretung dergeftalt, bei eigner Vertretung, auf das Haupt: 


inftrument gefegt werben, baß er davon hicht getrennt 


werben kann. i 
(Allerh. Gab. Orber vom 6. November 1834. ©. ©. 1834, 
©. 180. Refeript 'v. 21. Februar 1835. v. K. 3. B. Bd. 45. 
-, .8.224—226) | 
3u 5.402. 8. 191. Ein Correal= Verpflichteter, welcher den Gläu: 
biger gegen jura cessa bezahlt hat, muß, wenn auch 
die Forderung ded Gläubiger ſchon vor der Geffion 
rechtskraͤftig feftgeftellt war, gegen feinen Mitverpflichter 
» „ten von neuem Tagen, und fann nicht fofort Erecution 
ertrahiren. ; | oe 
(Sekenntniß des Geheimen Obertribunals, ©. u. Str. Rſpche. 

d. 3. ©. 90.) — 


3 8. 408, $. 192. Gin Correal = Berpflichteter, welcher den Glaͤu⸗ 


biger gegen jura cessa bezahlt hat, muß fich bei dem 


Negreß gegen feinen Mitverpflichteten, der Geffion uns 
geachtet, feinen eignen Antheil in Abzug bringen Tafien. 
Erkenntniß des Geheimen Obertribunals. Bd. 3. ©. 90.) . 


3u 8.427. 8. 193, Das Verfprechen des Gebenten einer hypothe⸗ 


#29. 437. kariſchen Forderung, dem Geffionar für jeden Ausfall mit 
feinem übrigen Vermögen haften zu wollen, enthält die 
Verpflichtung zur Gewährleiftung. J— 

(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 4. May 1833. 

-&.u Str. Rſpche. Bd. 4. S. 68. 

Zu 5.435, 8. 194. Ein Ceſſionar, dem der Cedent nicht geſetz⸗ 

— 429. lich, ſondern vertragsmaͤßig für die Sicherheit der 


Forderung haftet, verliert das Recht, fih an den Gebens . 


ten zu halten, dadurch nicht, daß er die Forderung nicht 


— 


binnen drei Monaten nach erfolgter Geffion gerichtlich 


aufgefündigt hat. | 

(Erfenntniß deö Geheimen Obertribunals vom 2. März 1838. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 158. — vom 14. May 1833, 
Bd. 4 ©. 63. a. a. O. — m 22 Zum 1838. S. 70. a. a. D.) 


f ’ 


> 
’ 
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Zum fehöten Abſchnitt. 
Bon gewagten Gejchäften und ungewiffen Ermwar- 
fungen. | 
8. 195. Ein Anfpruh auf Bezahlung von Einfahgel: auswärtige 
bern für die von Collecteurs fremder Lotterien an hieſige zu y nur. 
Unterthanen ‚verfendeten, oder ihnen fonft zugefommenen i 
Lotterie-Looſe, findet felbft dann nicht flatt, wenn der 
Empfänger fie angenommen, und zu fpielen oder weiter 
zu bebitisen beabfichtigt, oder fie wirklich gefpielt ober’ 
bebitirt hat, und eine auf ſolche Bezahlung gerichtete " 
Klage fremder Lotteries Coßecteurd fol, als auf einem 
gefegwidrigen Fundament beruhend, unter allen Umftän: , 
den von den Gerichten zuruͤckgewieſen merden. Ä 
— Gab. Order dv, 6. Juny 1829. Nr. 14 G. ©. 1829, 
$. 196. Eine Witwe, deren zweite Ehe durch richters Witwen: 
lichen Ausfpruch ohne ihr Verfhulden getrennt worden, us. 
ift wieder zur vollen Witwen: Penfion aus der allge: 599—601. 
meinen Witwen: Berpflegungscaffe berechtigt. . 
ECErkenntniß des Geheimen Obertribunald v. 22. März 1823, 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 251). " 
$. 197. Vom 1. April 1831 incl. ift die Aufnahme Dim 
in die allgemeine Witwen = Verpflegungs = Anftalt auf die: gungs - An- 
jenigen Civilheamten befchranft, denen nach den Allerh. Zug 602 
Gab. Ordres vom 17. Juiy 1816. (Erg. $. 4400.), 22.” _6se. - 
Auguſt 1817..(Erg. $. 4416.) und 3. September 1817. (Erg. $. 
(Erg. $. 4422.) der Beitritt zur Pflicht gemacht ift. Es 3706 sy.) 
bedarf auch fernerhin der baaren Entrihtung der ſtatu-⸗ 
tenmäßigen Antrittögelder oder der Hinterlegung verzins> 
. licher Wechfel von Seiten der neu hinzutretenden Mit: 
glieder nicht, vielmehr fol der Zinfenbetrag von dem fla= 
tutenmäßig zu berechnenden Antrittögelde mit Fünf vom 
Hundert den laufenden halbjährigen Beiträgen zugefchlas 
en und mit ihnen zufammen erhoben werben. — Au 
iſt, mit Ausnahme der beitrittöpflichtigen Civil: Staats: 
beamten und der Givil: Staatöpenfionaire, einem Seden 
der bis jet recipirten Interefjenten geftattet, unter Bei: 
bsingung eines Gonfenfes feiner verficherten Ehefrau, aus 
der Gefellfhaft auszutreten, oder die verficherte Penfion, 
mit Beobachtung der reglementsmäßigen Penfionsraten, 
zu 25 Thle. Gold herabzufegen. > 
‘ (Alerh, Sad. Ord. v. 27. Februar 1891, G. ©. 1331, ©, 3.) 


x 
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$. 198. Die Feſtſetzung des Betrages der zu verſichern⸗ 
ben Penfion ift Sache der, dem nterefjenten vorgefeßs 
ten Dienftbebörbe, fie fol jeboch minbeftens. dem fünften 
Theile des Dienſteinkommens gleich feyn. 
(Publicandum ber Generals Direction der itwen · Berpfles 
Em : wm vom 18. May 1835. Nr. 2, Merf. Amtsbl, 18 5. 


8. 199. Auch ein im wirklichen Staatödienft ftehender 
oder bereitö penfionirter Beamter kann bis auf ein Fünf: 
- tel, feines Dienſteinkommens oder feiner Penfion, die 
Denfion herabfegen, nur ift hierzu ein Atteft der vorges 
fegten Behörde über den Betrag feines Einkommens noͤ⸗ 
thig. Die von der Ehefrau beizubringende Genehmigung, 
muß in einer gerichtlich auögefertigten Urkunde mit Zus 
— eines Rechtsbeiſtandes dahin ausgeſtellt ſeyn, daß 
ie erklaͤrt: 


wie ſie, nachdem ihr die Folgen ihrer Erklaͤrung ge⸗ 


hoͤrig bekannt gemacht — zur Herunterſetzung 


der Penſion auf. . Thle. — oder resp. zur 
ar. Aufhebung. der Affociation ihre ; uftims 
mung gebe. 


Diefe Berhanblung ift fodann mit dem Receptionsfäeine 
einzureichen. 


(Nr. 5. a. a. 9.) 
$. 200. Die Herunterfeßung der Penfion Seitens eines 


Eivilftaatsbeamten oder Eiviiftaatöpenfionaits fegt aber alles 


mal voraus, daß er feiner Ehefrau eine über das vorſchrifts⸗ 
mäßige Minimum eines Fünftheild feiner Penfion oder fei= 
ned Gehalts hinausgehende Penfion verfichert habe. Die 
Herabfegung findet auch in diefem Falle nur bis zu dem 
gedachten Minimum und mit Beobachtung der reglementds 
mäßigen Penfionsrate zu 25 Thle. Gold ftatt. 

(Allerh. Gab. Orb, v. 14. Decemb. 1833. &. ©. 1834. ©. 2.) 


$. 201. Auf Kündigung angeftellte Beamte find nur 

alsdann für beitrittöpflichtig anzufehen, wenn fie felbft 

Anfpruch auf Penfion haben, fowie die Emoluniente 

eines Beamten nur infofern zum Dienfteinfommen zu 

rechnen find, als folde bei der Penfions: Beftimmung 
nach dem Reglement in Anrechnung gebracht werden. 
(Refer. v. 18. Zanuar 1831, v. K. Ann. Bb. 15. ©. 6.) 

$. 202. Beamte, die fchon . früher der Witwenver⸗ 

- pflegungssAnftalt beigetreten, feitvem aber in ihrem Eins 


En 


Gewagte Gefchäfte. $. 602-651. » 


fommen verbefjert worden find, fo daß bie verficherte 
Penſion nicht mehr den fünften Theil des Einfommens 
beträgt, koͤnnen zu einer Erhöhung ber einmal verfichers 
ten Penfion nicht gezwungen werden. 


(Refeript v. 15. März 1831. v. 8. Annal, Bb. 15. ©. 7.) os 


$. 203. Das Altentheil hat bie Natur der Alimente, 603. 
ba es zur lebenälänglichen Verſorgung der Berechtigten 
beftimmt ift. Es finden daher bei entſtehenden Prozeſſen 
auf die feit der angemeldeten Klage laufenden Leiftungen 
bie Vorſchriften des $. 6. Nr. 1. Zit. 14. Ih. 1. der 
A. ©. D. Anwendung. 

(Refer. v. 1. März 1834. v. 8. 3.8. Bd. 43. S. 104. 105.) 


87204. Ale Verträge wegen Veräußerung bäuerlicher 
Grundftüde,.worin ein Ausgedinge ſtipulirt wird, müffen 
gerichtlich abgefchloffen werden, und macht es dabei kei: 
nen Unterfchied, ob dieſe Grundftüde ſich im freien Eis 
genthum des Befigers befinden, oder nicht. | 

(Refeript vom 27. September 1835. v. 8.9.3. Bd. 48, 
©. 103. 104. — vom 14. Februar 1834, v. 8. I. B. Bd. 43, 
©. 100. 101. — vom 3. Zuny 1834. v. 8. 3. B. Br. 43. ©. 
452 —454. — vom 3. Dctober 1834. v. K. 3. B. Bo. 44. ©, 
348. 34.) 

8. 205. Dies gilt auch in dem Falle, wenn das Aus: 
gedinge gelegentlih in einem Vertrage über einen an- 
dern Hauptgegenftand, bei welchem die gerichtliche Form 
nicht erforderlich ift, flipulirt worden. 


er v. 10, April 1835. v. 8. I. B. Bd. 45. ©. 415 gsiprenten 


J rer 
8. 206.8 ift bei einem Leibrenten:Bertrage der freien *" 3. 
Willkuͤhr der Parteien überlaffen, nad fie als Rente aus: j 
bedingen und was fie dafür entrichten wollen, und ift 
eine Nachrehnung bes Richters nicht zuläffig. 
(Refeript:vom 12. Bebruar 1834, v. 8: 3.8. Bd. 43. ©. 
 105— 108.) — we 
6. 207. Die Rente kann alfo auch unter dem Betrage _ 
ber landüblihen Zinfen des ausbebungenen Kaufpreifes 
- verabredet werben. _ 
(Allerh. Gab. Orb. v. 10, Juny 1835. G. S. 1835. ©. 100.) 
- 8. 208. Diefe Genehmigung wird von dem Oberpraͤ⸗ 3u 5. 651. 
fidenten, und wenn der Wirkungskreis einer Caſſe ſich 
über die Grenzen des Oberpräfidial: Bezirks hinaus er> 
firedt, oder wenn fich gewifje Elafjen von Beamten das 


bis 
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zu vereinigen, von dem Minifter ded Innern und ber 
"Polizei, und letztern Falls gemeinfchaftlich mit dem vors 


caffen find übrigens alle Caſſen zu verftehen, aus wels 

cher für den Sterbefall eines Mitgliedes der Gefellfchaft 

eine Zahlung zu irgend einem Zwecke zu leiften ift. 
(Allerh. Gab. Ord. v. 29. Sept. 1833. G. ©. 1333. ©. 121.) 


Zu 8. 651. $. 209. BegräbnißsGaffens Vereine bedürfen der Als . 


Verhöchften Landeöherrlichen Genehmigung nicht. 


gefegten Minifter des. Beamten ertyeilt. Unter Sterbes 


- (Refeript v. 5. July 1830. v. K. Annal. Bd. 14. ©. 576.) : 


Zum fiebenten Abſchnitt. 
Vom Darlehnsvertrage. | 


Darlehn. d. 210. Der Empfänger eined Darlehnd wird nit . 


Su $ 653. perfönlich verhaftet, wenn er in einer demnächft außerge⸗ 
727. 1063. yicptfich vom Gläubiger genehmigten Schuldverfchreibung 
* über das Darlehn erklärt, daß er feinem Gläubiger für 
die geliehene Summe ein beſtimmtes Grundflüd ver- 
pfande, "mit ausdrüdlicher Ausnahme feines Mobiliars 
und anderweitigen Vermögens "und feines fonftigen Eins 
fommens, dergeftalt, daß der Gläubiger fich nur rein an 

das Grundftüd halten folle. 


(Erkenntnis des Geheimen —— vom 31. October 


1827. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 24 
3u 8.654. 8. 211. Die ‚Annahme einer von einem Andern, in 
. 65. Hoffnung des Darlehnd> Empfanges, oder gegen münds 
liches VBerfprechen der Darlehns = Zahlung auögeftellten 
Schuldverfhreibung verpflichtet ohne weitern, fonft erfors 
— ſchriftlichen Vertrag nicht. zur Darlehns-Zah⸗ 


ung. 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 28. November 
1805. S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 122.) 


Zu 5. 684. 8. 212. Der Fiscus kann in dieſem Falle ſeine Klage 


— 


gegen den Schuldner allein richten, ohne den nominel⸗ 


len Gläubiger, an deſſen Stelle er treten will, mit in 
Anſpruch zu nehmen. Der rechte Beklagte. ift derjenige, 
von welchem eine Verbindlichkeit verlangt wird, und- dies 
ift der Schuldner, nicht der nominelle Gläubiger. Exci⸗ 
‚ pirt der Verklagte, daß er nicht Schuldner des Fiscus, 
fondern des obgedachten Gläubigers fey, fo ift dies Fein 
Einwand de jure tertii, fondern nur der der fehlenden 


Bom Darlehnsvertrage. $. 724— 730. | 97 


Actios Legitimation. Diefer würbe dann contradictorifch 
zu erörtern feyn, die Zuziehung des nominellen Gläubis 
gerd würde aber-nur dann erfolgen, wenn diefer fich ent« 
weder ohne Veranlaffung ‚oder auf Adcitation des Schulds . 
nerd als. Intervenient meldet, fonft ift: fie nicht unums 
gänglich erforderlich, ‚und der Einwand wird zwifchen 
dem Schuldner und dem Fiscus allein erörtert. 
(Refer. v. 17, Septbr. 1832, v. 8. 3. 3. Bb. 40. ©. 159.) 
$. 213. In der Auflage des Allgemeinen Landrechtö Zu $. 724. 
vom Jahre. 1832 ift in dem nebenallegirten $. Zeile 2 
ſtatt: „Nachlaß“ zu lefen: „Nachweis". | 
(Refcript v. 5. May 1834. v. 8. I. 8. Bd. 43. ©. 445.) 
$. 214. Die nicht naturalifirten Juden in der Provinz 3u $. 727. 
Pofen dürfen bei Strafe der Ungültigkeit Darlehnsge— 
fchäfte nur gegen gerichtlich aufgenommene Schuldurfuns 
den abjchliegen. . | 
(Berordn. v. 1. Juny 1833. $. 35. litt. f. ©. ©. 1833. ©. 71.) R 
8,215. Niemand darf ohne Genehmigung des Staats „ariere 
Dapiere auöftellen und in Umlauf fegen, wodurch die Zahlungs: 
Zahlung einer gewiffen Geldfumme an jeden rl: 
Inhaber verfprochen wird, bei Vermeidung. einer Geld» Snbaber 
ftrafe, die dem fünften Theile des Betrages gleichlommt, Zu &, 
jedoch nie geringer ald hundert Thaler feyn darf. Zus 7308q. 
leich muß der Auöfteller angehalten werden, die Einlös 
* und Vernichtung der ausgegebenen Papiere zu be⸗ 
wirken. Die vor Erſcheinung dieſes Geſetzes gusgegebe⸗ 
nen Papiere dürfen, wenn fie an den Ausſteller zurüds 
‚gekehrt find, bei gleicher Strafe nicht wieder ausgegeben 
werben. Eine Genehmigung zur Auöftellung folcher Pas 
piere, die auf den Antrag der Minifter für den Handel 
und die Finanzen ertheilt wird, muß durch die Geſetz⸗ 
fammlung befannt gemacht werden. — Dergleihen an 
jeden Inhaber ausgeftellte Papiere begründen ein Klage: 
recht gegen den Auöfteller, und diejenigen, welche bis 
jest ohne landesherrliche Genehmigung auögegeben find, 
begründen ebenfalld ein Klagerecht, ohne daß der Inhas 
ber die Webertragung des Eigenthums nachweifen - darf. 
— Die auf jeden Brief: Inhaber ausgeftellten Wechſel 
derjenigen Perfonen, welche Faufmännifche Rechte haben, 
find von diefen Beflimmungen ausgenommen, 
(Gef. v. 17. Zuny 1833. &. ©. 1833. ©. 75.) 
8. 216. Das Geſetz macht in diefer Beziehung zwifchen N 
zind: und nicht zinstragenden Papieren feinen Unterfchied, 
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und ift daher auch auf Schuldfcheine, die mit dem Ver: 
fprechen der Zahlung einer beflimmten Geldfumme an 
jeden Inhaber zugleich die Verpflichtung der Verzinfung 
berfelben enthalten, anwendbar. — Es gelten alfo diefe 
Beflimmungen auch für alle Communen, Actien = Gefells 
fchaften, Sparcaffen, Inftitute. 2c., welche ohne unmittels 
bare Allerhöchfte Genehmigung vor der Publication des 
Geſetzes Schuldfcheine, mit oder ohne Binfen, an den 
Inhaber auögeftellt haben. — 
(Bekanntmachung vom 25. November 1888. v. K. Annal. 
Bd. 17. ©. 892.) | 


Zu 8.730. 8. 217. Ein Schuldfchein, in welchem ber Schuldner 
Er en erklart hat, daß er den Schuldbetrag nach einer, zwifchen 
ihm und dem Gläubiger angelegten Berechnung verfchulde, 
ohne daß fonft eine andere Beflimmung, worin die Bas 
Iuta beftanden habe, im Schuldfchein enthalten ift, bes 
ründet noch nicht die rechtliche Vermuthung, daß ber 
uldner die Baluta empfangen habe. 
(Erkenntniß ‚des Geheimen Obertribunals v. 7. April 1825, 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 75.) 
Zu 750. 8. 218. Die Anmeldung einer Wechſel-Forderung oder 
Sl. einer Forderung aus einem in Wechfelform auögeftellten 
Schuldſcheine bei einem Gehaltsabzugsverfahren hat gleiche 
Wirkung mit der Liquidation im Concurfe. Durd eine 
+ folhe Anmeldung wird daher bei Wechfeln und bei 
ü Schulddocumenten in Wecfelform das ihnen beigelegte 
Borzugsrecht erhalten, wenn zur Zeit der Anmeldung 
nicht die einjährige Verjaͤhrungsfriſt abgelaufen ift. 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 19. April 1810, 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 104.) 

‚Darteind: 5. 219. Die Allerh. Cab. Order vom 30. November 
fremden 1829. hat nur die Berechnungsart des Preußifchen Gels 
mine des, nicht aber, mit Ausnahme der fremden Scheides 
3u $. miünze, die Außer: Couröfegung anderer fremden Münzs 
773 fi. forten beſtimmt. Hinſichtlich diefer letztern behält es bei 

den allgemeinen gefeglichen Vorfchriften fein Bewenden, 
wonach die Contrahirung von Darlehnen in fremden 
Münzforten geftattet und ‘der Gläubiger für befugt er 
- achtet ift, die Zahlung in der flipulirten Münzforte, oder 
in beren Ermangelung nad den, in den nebenallegirten 
Paragraphen enthaltenen allgemeinen Vorfchriften zu vers 
langen. Es fönnen alfo dergleichen Darlehnöverträge uns 
ter Preußifchen Unterthanen in andern ald Preußifchen 


J 
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Münzforten ausgeſtellt, auch in das Hypothekenbuchein⸗ 
getragen werden. I 
(Refeript v. 10. Sept. 1880. v. K. I. B. Bd. 36. ©. 146.) 


$. 220. Vide hierüber Allerh. Cab. Order vom 25. 
November 1826. (G. S. 18%. ©. 115.) — vom 30. 
November 1829. (G. S. 1830. ©. 3.) — vom 28. Fes 
bruar 1880.. (S. 22. a. a. D.) — vom 233. Auguft 
1831. (G. ©. 1831. ©. 174.) — und vom 4. Auguft 
1832. (G. ©. 1832. ©. 207.) zu $. 76. Tit. 16. Th. 1. 
a. 2%. $. 292 ff. 


$. 221. Ueber die Bedeutung des Ausbruds: „Münze 
fuß“ vide Alerh. Gab. Order v. 4. Auguft 1832 und 
Refcript vom 9. Auguft 1832. (v. K. & B. Bd. 40, 
©. 162.) zu $. 76. Zit. 16. 1.0.8.8. $. 298. 


$. 222. Die Zuruͤckzahlung eined Darlehnd muß indu $. 793. 
baarem Gelde erfolgen, wenn die Baluta in Geldpapies: - 
ren, bie mit baarem Gelde gleihen Werth hatten, geges 
ben und die Zurüdzahlung in. baarem Gelde verfprochen 
worben ift. — 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 5. Juny 1810. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 190.) 
$. 223. Wenngleich nach dem 22ften Zuſatze des Oſt⸗ 3insrus m 
preußifchen Provinzialrechts der Zinsfuß auf Sechs vom a 
‚Hundert beftimmt ift, fo follen doch in allen Fällen, in 803 sy. 
- welchen die Verbindlichkeit zur Zinszahlung nicht auf830. 841. 
einer Verabredung, fondern unmittelbar auf dem Gefehe — $. 
‚beruht, nicht mehr ald Fünf vom Hundert an Zinſen > 
gefordert werben dürfen. , 
(Verordnung v. 2. Juny 1827. $. 1. ©. ©. 1827. ©. 76.) 
$. 224. Die Bögerungszinfen werden ebenfalld auf 
Fünf vom Hundert herabgefegt, betragen aber die vers 
abredeten Zinfen mehr als Fünf Procent, fo werden das 
nach auch die Zögerungszinfen beftimmt. 
($. 2. 3. a. a. ©.) 
$. 225. Iſt im Allgemeinen Landrecht ein höherer 
Binsfuß feftgefest, fo hat ed dabei fein Bewenden. 
($. 4. a. a. O.) \ 
$. 226. Diefe Beflimmungen finden auch auf den ehe: 
mald Meftpreußifchen, durch die Provinzial: Eintheilung 
vom 30. April 1815 dem Köslinfhen Regierungsbezirk 
- überwiefenen Lauenburg: Bütowfchen Kreis, ſowie auf die 
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beiben demfelben einverkeibten Wekpreufifchen Enclaven, 


Anwendung. | 
- (Alterh. Cab. Order v. 3. Febr. 1833. ©. ©. 1333. ©. 15.) 


Zu 8.805. 8.228. Bei Forderungen, bie ſich aus einem Pacht: 


vertrage herfchreiben, ee er unter einander 
mur kandübliche Zinfen zu fordern befugt. Ä 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 26. Sanuar 1815. 

+ .&. u Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 23.) ; - 
3u 5.821. $. 229. Ein erecutorifches Binszahlungs: Mandat be> 
gründet nixht, gleich einem Urtheil, das Recht des Gläus 


bigerö, von dem feftgefegten Zinerüdftande, vom Ablauf , 


der beflimmten Friſt an, Verzugszinfen zu fordern. 


(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom, 15. Auguft 


1833..©. u. Str, Rſpche. Bd. 3. ©. 166.) 
Berjöbrung 8. 230. Die Zinscoupons, melde mit den Schuldver⸗ 
coupons. fchreibungen der Zilgungscaffe zur Erleichterung der Ab- 
Zu $. 849. [fung der Reallaften in den Kreifen Paderborn, Büren, 
"Marburg und Hörter ausgegeben werden, verjähren zum 
Bortheil der Anftalt, wenn fie nicht innerhalb vier Jah⸗ 
ten nach der Verfallzeit zur Zahlung präfentirt werben. 


(Reglement v. 16. Auguft 1834. %. 7. G. S. 1834. ©. 173.) . 


Zu S 849.. 8 231. Zögerungszinfen koͤnnen für einen mehr. als 
51. zehnjährigen Zeitraum gefordert werben. 


2 (Erkenntniß des Geheimen Obertribunals. ©. u. Str. Rſpche. 
Bd. 1. ©. 149.) nz 


Zum achten Abſchnitt. 


Bon Verträgen, wodurch Sachen gegen Handlun—⸗ 


gen oder Handlungen gegen Handlungen. verjprochen 
—— werden. | 


2232. Ueber die Verhaͤltniſſe der Steomfciffer und 
Befrachter vide Allerh. Cab. Order vom 23. September 


\ 


- Verträge in Sadın, gegen Handl. $. 873— 1177. 82 


41835. (6. ©.. 1835. ©. — zu 6. 1620 — 17 
zit. 8. Th. 2. A. L. R. 8. 8 
$. 233. Ein Dienftbote, — ſeiner Herrſchaft in u $, 873, 
deren Krankheit außergewöhnliche Dienfte geleiftet hat, 4, 
-ift berechtigt, "dafür eine angemefjene Belohnung zu 
verlangen, wenn auch eine ſolche vorher nicht ſtipulirt 
worden. — 
—— bes Geheimen Obertribunals v. 6. April 1818) 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 80.) 
$. 234. Die von dem DVerfäufer eines Guts nad bes Zu 5. 
reits geſchloſſenem Kaufcontract einem Dritten fchriftlich 869 ff. 
ertheilte Zuficherung, ein ihm für die Bemühungen bei 1169. 
bem Verkauf, wenn ſolcher vollftändig bewirkt werde, 
freiwillig verfprochenes, belohnendes Gefchent von ben 
Kaufgeldern zu zahlen, iſt fuͤr das Verſprechen eine bes 
lohnenden Geſchenkes, und nicht für das eines Mäflers 
lohns zu halten. 
(Ertenntniß des Geheimen Dbertribunal v. 8. April 1838; 
S. u. Str, Rſpche. Bd. & ©, 189.) 
$. 235. Im nebenallegirten $. ift Zeile * u. d ſtatt zu 3 960. 
„Beſteller“ zu leſen: „Werkmeiſter“. 
(Refeript v. 17. Juny 1881. v. K. J. B. Bo 87. '@. 323. 
— Refer. v. 5. May 1834. 0. 8, I. B. Bd. 43. S. 445.) + 
$. 236. In dem nebenallegirten $. Zeile 6. ift fatt: Zug. 1086. 
mabfchnitt 14.” zu leſen: „Abfchnitt 15." 
(Refeript v. 5. May 1834. v. K. J. B. Bd. 48, ©. 445) 
$. 237. Gleiche Konventionen’ find gefchlofien mit; Buͤgerpod⸗ 
z Mecklenburg: Schwerin laut Erklärung vom 27. No: Bus er 
venber 1827. (G. ©, 1828. ©. 2.) 
— 1. Erklär. vom 27. November “= 2 
1827. (©. ©. 1823. ©. 3.) 
Walded 1. Erklär v. 26. November 1827. (G. ©. 


41828. ©. 21.) 
ee I. Erflär, v. 11. December 1827. 
(6. ©. 1828. 


13.) | 

Holftein, — u. Schleswig I, Erflän v. 11. 
December 1827. (G. ©. 1828. ©. 17.) 

— l. Erklaͤt. v. 8. Januar 1828. 
(8. ©. 188. ©.7) 

Hobenzoll Hechingen l. Erklaͤr. ©.8. Januar 

1828. (G. ©. 1828. ©. 9.) . 

Anpalt: Bernburg i. Erklaͤr. v. 9, Sannet 1828. 

(G. ©. 18238, ©. 10.) . 


2 — 


62 Ef. Th. Eift. Tit. Neunt. Abſchn. $. 1075. 


WReuß⸗ Sqleitz u. — — I, Erklaͤr. v. 10. 
Januar 1828. G. ©. 1828. ©. 11.) 
Baden I, Erklaͤr. v. 4. Imuar 1828. (G. S. 1828. 


S. 14.) 
Reuß⸗ Diauen, ältere Dun I. Erflär. v. 18. Sanuar 
1828. (G. ©. 18238. ©. 15.) 


— l. Erklaͤr. v. 18. Januar 1828, 
(8. ©. 188. ©. 2) 


Köni greich ürtemberg l. Erklaͤr. v. 19. Februar 
1828. (6. ©. 1838. ©. 3. 

Hamburg 1. Erflär, v. 13. July 1828. (8. ©. 
1828. ©. 91.) 
— i. Erklaͤt. v. 22. Januar 1829. (&. ©. 


10. 
i 2. ne. I. Erflär. v. 8. May 1829. (©. S. 
—— He en l. Erklaͤr. v. 30. Detober 


182 
nee ge — l. Bundes⸗ 
— v. 12 Februar 1833. (G. S. 1833. S. 
26 — 


Zuz. 1086. 6. J Wenn in einer Privat⸗ Bibliothek, deren Ver⸗ 
kauf nothwendig geworden iſt, ſich Bücher: Nachdrüde 
befinden, fo Fönnen diefelben mit verkauft werden, und 
ift das Verbot im $. 1297. Zit. 20. Th. 2. A. L. R, 
auf diefen Fall nicht auszudehnen. 

(Refeript v. 10. April 1833. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 455.) 


Zum neunten Abſchnitt. 
Von Schenkungen. | 


Söentunn 6. 239. Ueber die Schenkungen unb lettwilligen Bus 
le wenbungen an Kivchen, alten, Geſellſchaften, Lehr⸗, © 


1) Schenkungen und letztwillige — an in⸗ 
laͤndiſche oͤffentliche Anftalten oder Corporationen 


Don Schenkungen 8. 1075. 63 


müffen von deren DVorftehern der vorgefebten Des 
er va eg erg Schekku ⁊ 
|; &. 1833. ©. 49.) — ae 


2) Beträgt bie armer “mehr ald Eintaufend Tha⸗ 
ler, fo ift zur Gültigkeit derfelben ihrem vollen Bes 
trage nach die Genehmigung Sr. Majeftät des Koͤ⸗ 
nigs erforderlih, die auch in allen Faͤllen ohne 

 Unterfchied des Betrags der Zumendung nöthig ift, 
* wenn eine neue Öffentliche Anftalt gegründet, oder 
einer bereit vorhandenen etwas zu einem andern, 
als dem bereitö genehmigten Zwede gewidmet wers 
den fol. | 
($. 2.0.5. a. a. O.) 

3) Zuwendungen, welche in feſtgeſetzt wiederkehrenden 
Praͤſtationen beſtehen, werden mit Vier vom Hun⸗ 
dert zu Capital berechnet. 


($.3. a. a. O.) 

4) Die Verbindlichkeit zur Entrichtung bes Geſchenks 
oder Vermächtniffes, fowie zur Uebergabe der Erbs 
fchaft, nimmt erft mit dem Zage ihren Anfang, an 
welchem dem Gefchenfgeber oder Erben die landes⸗ 
herrliche Genehmigung befannt gemacht worden. Mit 
ber zugewendeten Sache müfjen zugleich die davon 
in dem Zeitraume vom Zage ber Schenkung, oder 
vom Todestage bed Erblafjerd an, wirklich erhobes 
nen arutungen verabfolgt werben. 

a: 


($. 4. a. a. O. 

5) Zuwendungen, bie zwar einer öffentlichen Anſtalt 
oder Corporation befchieben, aber zur Vertheilung 
an Einzelne beftimmt find, es mag biefe Verthei— 
lung von dem Geber felbft fefigefegt, oder ber be= 
dachten moralifchen Perfon übertragen werben, find 

ben Beftimmungen dieſes Gefeged nicht unterwors 
fen. Hierzu gehört auch dasjenige, was für Sees. 
lenmeſſen, die gleich nad bem Tode zu leſen find, 
den tatpolifchen Prieftern entrichtet wird. 


. ($. 6. a. a. ©.) | 2 
6) de landesherrlihe Genehmigung erfolgt unbefchas 
bet der Rechte jedes Dritten, und ändert in den ges 
feglichen Vorſchriften nicht ab, aus denen Schens 
ungen und letztwillige Dispofitionen angefochten 

werben Fönnen. | 
G. 7. a. a. O.) | 
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7 Wenn durch ein Vermaͤchtniß an eine Anſtalt oder 
s Gorporation Perfonen, welchen der Erblaffer waͤh⸗ 
rend feines Lebens Alimente zu geben gefeßlich vers 
pflihtet war, wegen Unzulänglichfeit des Nachlaffes 
daran Abbrudy erleiden würden, fo follen die Eins 
fünfte des Bermächtniffes, fo weit. diefelben dazu . 
erforderlich find, zur Ergänzung bes folchen Perſo⸗ 
nen zufommenden Unterhaltö verwendet werben. 
8.000) j I 
8) Ein Gleiches gilt auch von Schenkungen unter Les 
— bendigen, oder von Todes wegen, infofern übers 
haupt wegen verkürzten Pflichttheild oder gefchmäs 
Ierter Alimente Scenfungen widerrufen werben 
koͤnnen. | — 5” 
($. 9. a. a; 9.) = | ’ 
9), Vorfteher und Verwalter ber ad’ 1. gedachten Ans 
falten und Gorporationen, welche den Vorfchriften 
diefes Gefeged zuwider Gefchenfe, Erbfchaften. mb 
Bermächtniffe annehmen, ohne fofort bei der ihnen. 
vorgeſetzten Behörde auf die Einholung der erfor 
derlichen landesherrlichen Genehmigung anzutragen, 
haben fiscalifhe Strafe verwirkt, welche jedoch die 
Hälfte des angenommenen Betrages nicht überfteis 
gen darf. Ta Zr | 
> ($. 10. a. a. O.) 
10) An ausländifche öffentliche Anftalten und Corpora⸗ 
tionen bürfen Schenkungen, Erbichaften und Vers 
mächtniffe, ohne Unterfchted ihres Betrages, nur mit 
! Genehmigung Sr. Majeftät des Königs verabfolgt 
werben, bei Vermeidung einer nach den Umftänden 
zu beflimmenden Geldfirafe, welche jedoch den dop⸗ 
Widerruf gelten Betrag der Zuwendung nicht überfteigen darf. 
ve; — ($. 11. a. a. ©.) — 
au 8.1129 . 240. Dieſer Widerruf ſteht auch jedem Gläubiger 
— außer dem Concurſe frei, wenn ſich bei der Execution 
1166, gegen den Schuldner eine Vermögens = Unzulänglichkeit 
1171. iebt. | FR a 
4972 ve (Gef. v. 26. April 1835. $. 1. G. ©. 1855. ©. 54.) 
3u 5.1129 8. 241. In der Chur: und Neumark Fönnen die Gläus 
— 1181. 'biger eines Gemeinfchuldners, welcher vor eröffnetem Con: 
A 1 curfe auf die Erbſchaft feines verftorbenen Ehegatten zu 
Gunſten der übrigen Erben Verzicht geleiftet hat, diefe 


= 


Svwoͤſt. Tit. Sf, aAbſchn. $.37— 623. And, 5.30." 65 


Verzichtleiſtung gleich einer widerruflichen Eqenluns 
nicht anfechten. 

(Erkenntniß des Geheimen ER vom 10. Februar 
834, ©. u Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 3 | 


e gum zwölften Titel. 


Von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, 
— aus Verordnungen von Todeswegen ent« 


- fiehen. 
Zum erften Abſchnitt. 


Bon Zeftamenten und Codicillen. 


8..242. Wegen der Zuwendungen an. Anftalten = Zu — 87 
a vide Gefeg vom 13. May 1833. (8. S. 9. 
1833. ©. 49.) zu $. 1075. Zit. 11. a L.UER. 
$. 239. 

$. 243. Im BERN 9, ift Zeile 6. ſtatt: „§. 138." 3u $. 68. 
zu lefen: „$. 136. 

(Refeript v. 17. Juny 1831. (v. K. J. 8. Bd. 37. ©. 323.) 
Refer. v. 5. May 1834, (v. 8. 3. B. Bo. 43. ©. 445.) 

$. 244. Die Kreis-VJuſtizraͤthe können ebenfalls Zefta- aus 72. 
mente, Codicille und Erbverträge von erimirten Perſo⸗ 
nen aufnehmen, muͤſſen dieſelben aber mit der naͤchſten 
Poſt an das Oberlandesgericht zur Annahme in das Des 
pofitum abfenden. . 
nn vom 30. November 1833. $. 4. Nr. 1. G. S. 
S. 245. Ein Untergericht kann die Annahme eines von Bu 5. 9. 
einem andern Untergerichte unter Beobachtung der” ge: 80. 
ſetzlichen Foͤrmlichkeiten aufgenommenen und verſchloſſenen 
Codicills zur - gerichtlichen Aſſervation nicht ablehnen, 
wenn eintretende Umftände dazu Veranlafjung geben, die 
Alfervation bei demfelben zu beantragen. 

(Refcript v. 12. Februar 1832. v. 8. J. B. Bd. 39. ©. 136.) 

$. 246. In den Städten, wo der Richter nicht: am Deamente 
-Drte wohnt, oder wo nur Eine zur Verwaltung des _ fir ken. 
Kichteramtö beftellte Perfon ift, Fönnen in Abwefenheit Ba 132. 
derfelben Zeflamente rechtögültig von einer aus dem 
. Bürgermeifter oder deffen Stellvertreter und zwei Mas 
giffratsmitgliebern beftehenden Deputation ans und aufs 
Ergaͤnz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 


66 Erſt. Th. Zwoͤlft. Tit. Exit. Abſchn. $. 99. 


genommen werden, und bedarf es, außer dem geleiſteten 
Amtseide der Mitglieder dieſer Deputation, Feiner beſon⸗ 


dern Vereidigung derſelben zu Amtsverrichtungen dieſer 


Art. Die Stelle des einen Magiſtratsmitgliedes kann 
durch den Stadtſecretair, einen vereideten Gerichtöfchreis 
ber oder ‚eine der $. 94. 1, c. des U. 2. R. genannten ' 
Perfonen vertreten werben. 

A¶Allerh. Cab. Orber v. 21. Januar 1833, ©. ©. 1833. ©. 13.) 
. 247. Für diejenigen Städte des Großherzogthums 
Poſen, welchen die Städteordnung vom 17. März 1831 


"noch nicht verliehen ift, muß in den Fällen des vorigen $. 


die Deputation aus ben Bürgermeifter oder deſſen Stell: 
vertreter, und aus zwei Nathmännern beftehen, wobei in _ 
die Stelle des einen Rathmannes außer den im $. 94. 
zit. 12. Th. 1. des A. L. R. und der Allerh. Cab. Dr: 
der vom 21. Sanuar 1833 genannten Perfonen auch ein 


“ Mitglied des Stadtraths oder ein zur interimiftifchen . 


Verwaltung einer pacanten Fatholifchen Pfarrftele "von - 
der geiftlichen Behörde abgeorbneter Commendarius zuges 
zogen werden Fann. Saͤmmtliche Mitglieder einer folchen 


. Commiffion müffen des. Lefend und Schreibens der u 


deutfhen Sprache Fundig feynz ift der Zeflator nur der 
polnifhen Sprache mächtig, Ind muß daher nach $. 152.- 
der. Berordnung vom 9. Februar 1817 dad Protocol in 


polniſcher Sprade aufgenommen und demſelben nach 


3u 8. 99, 


Art. 11. der Verordnung vom 16. Juny 1834 eine 
beutfche Ueberfegung beigefügt werden, fo kommt es bei 
Anwendung der $$. 125 — 132. 1. e. des A. 2. R. dar⸗ 
auf an, ob ale oder wenigfiens zwei Mitglieder der 
Deputation der polnifchen Sprache kundig find, in wel: 
chem Falle diefelbe felbft das Protocol in deutfcher und 
polnifcher Sprache aufnimmt. Ift nur Ein Mitglied der 
polnischen Sprade Fundig, fo muß Ein vereideter Dols 
metfcher, und wenn Kein Mitglied polnifch verfteht, müf - 
fen Zwei vereidete Dolmetfcher zugezogen werben. 
(Alerh, Cab. Orb. v. 6. Novemb. 1834. G. ©. 1834. ©. 181.) 
$. 248. Die in den $$. 95— 97. h. t. angeordnete 
nachträgliche Mitwirkung des Richters fallt bei Errich⸗ 
tung von Teſtamenten vor Magiſtraͤten nicht fort. Dies 
felben müffen die dor ihren Deputirten ans und aufges 
nommenen Zeftämente, wie es der $. 95. fordert, „ohne 
Zeitverluft" dem Richter einhändigen, der verpflichtet ift, 
die in diefem "und den folgenden Paragraphen ihm vor 


Von Teſtamenten u. Eodicillen. &. 15— 24. 67- 


fehriebenen Handlungen vorzunehmen. — Gegen ben 

orftand oder die Mitglieder eines Magiſtrats, der ſich 
bei Ablieferung folcher Zeftamente. fäumig zeigt, kommen, 
da das Geſetz hierfür eine befondere Strafe nicht ans 
geordnet hat, die allgemeinen gefeglihen Vorfchriften über. 
die firafs und civilrechtlichen, Folgen der den Beamten 
zur Laſt fallenden Pflichtwidrigkeiten zur Anwendung. 

(Refeript v. 10. Zuny 1838, v. K. I. B. Bd. 41.0.4827.) . 


8 249. Es ift nicht erforderlich, daß die von einem Bu $. 115. 
Teſtator, der fonft fchreiben Fann, mit geführter Hand 116. 
erfolgte Unterfchrift des Protocols, welches die Erklaͤ⸗ 
zung feines legten Willens enthält, durch zwei dabei zus 
gezogene glaubwürbige Männer bezeugt werde: | 
(Erkenntniß des. Geheimen Obertribunald. ©. u. Str. Rfpche. - 
Bd. 1. ©. 263.) ey er 
- 8.250. Ein, den zwanzigften Theil des Nachlaffes Bu $. 172. 
nicht überfteigendes Vermaͤchtniß, deſſen Entrichtung der 
Erblaffer einem ‚gegenwärtigen Erben mündlich aufgetra> 
gen bat, ift auch dann rechtäbefländig, wenn dem Noth⸗ 
erben im Zeftamente nur der Nießbrauch des Nachlaffes " 
auf eine beflimmte Zeit zugewendet und die Erhaltung 
der einigen, feiner Kinder hinterlaffenen Subſtanz zur 
Pflicht ‚gemacht, er jedoch 'eventualiter in den Pflichts 
theil eingefegt ift. — 
Erkenntniß des Ober :Appellations Senats des Kammerge⸗ 
richts v. 26. Juny 1817. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 80.) ' 


$. 251. Die Vorſchriften des A.E.R. I, 12. 89. 177. Seftamente 
483 — 187 incl.,. 194. 198— 202 inel. und $. 241. den Rrantz 
folen, mit Aufhebung. der Beftimmungen des gemeinen „ &yermung 
Rechts, unter- den Modificationen, die in der Cab, Dider - —— 
v. 12. July 1831 ($. 254. d. Nachtr.) für die aͤußere zu $. 177. 
Form der bei anſteckenden Krankheiten privilegirten Xes 183—187. 
-flamente vorgefchrieben worden, auch in, der. Provinz 19%. 198 
Neuvorponimern zur Anwendung kommen, ohne daß hiers 2 
durch an den Feſtſetzungen des gemeinen Rechts über den- ⸗ 
Inhalt letzter Willensverfügungen etwas abgeändert wird. 
(Alterh. Gab. O. v. 19. Zuny 1832. G. ©. 1832. ©. 179.) | 
. 252. Gleiche Gültigkeit hat es auch, wenn biefe Zu $. 188. 
Teſtamente in den Feld: Kriegscaflen deponirt worden find. 
(Auterh. Cab. Ord. v. 11. July 1833. ©. S. 1833. ©. 289.) 
8. 253. Diefe Vorfchriften finden auch im- Nothfalle Zu $. 194. 
bei Zeftaments : Aufnahmen der es = Öerichte 


68 Zwölf. Tit. Erſt. Abſchn. $.199— 238. Anh. $.39. 
in den Bundesfeflungen Mainz und Luremburg Anwens 
‚dung. | “ ; 
Cklerh, Gab. Order v. 19. July 1834. Nr. 8. G. ©. 1834, 
©. 133), 


3u 8.199, 8. 254. Die Vorfchrift des nebenallegirten $. findet 
auch da Anwendung, wo einzelne Häufer und Straßen 
wegen ber darin herrfchenden anſteckenden Krankheiten 
abgefperrt und: die Bewohner fich des richterlichen Amts 
u bedienen. dadurch behindert find. In diefen Fällen 
an die, bei den angeordneten Schuscommiffiorien an 
geftellten Aerzte, Polizeibeamte, ftellvertretende Offiziere 
und Schuscommiffiond »Vorfteher ZTeftamente mit recht: 
licher Wirkung in eben der Art aufnehmen, wie folches, 
unter Beobachtung der im $. 194.1. ce. ds A. L. R. 
vorgefchriebenen Förmlichkeiten, dem Prediger oder Ca⸗ 
. plan geftattet if. © — 
(Allerh. Cab. Order vom 12. July 1831. Nr. 1. 2. ©. ©. 
831. ©. 156.) J 


$. 255. Es iſt jedoch dieſe Ausnahme vom den geſetz⸗ 

lichen Foͤrmlichkeiten nicht auf die im $. 192. 1, c. des 

A. 2. R. erlaubte Form einer legtwilligen Verfügung zu 
erfireden,. und ift den Perfonen des Civilftandes in den 

Fällen des 8. 198. 1. e..nicht geftattet, blos mündlich 

vor zwei Zeugen ihren legten Willen gültig zu erklären. 

(Alterh. Cab. Orb. v. 8. Oct. 1831. ©. ©. 1831. ©. 225.) 

Publication 8. 256. Um zu verhüten, daß Zeflamente, deren Pus 


mente Son blication nicht in Antrag gebracht wird, nicht uneröffnet 


1 


Ampsrweaen und die Beftiminungen der Teftatoren unerfüllt bleiben, fo - 


zen aur Nier: wie, daß fich die Zahl der Teftamente, weldye nach 56jähris 


biefeiben ger Niederlegung eröffnet werden müffen, nicht anhäufet, ” 


a und daß Streitigkeiten aus einer zu fpäteri Eröffnung von 
ange, uners Teſtamenten entfiehen, müflen die Verzeichnifje der bei 
bielben. einem Gericht niedergelegten Zeftamente alle Jahr mes 
a. 2: nigſtens einmal revidirt werden, um zu ermitteln, “ob 
* 33 ſich darunter Teſtamente notoriſch verſtorbener Perſonen 
*7 vorfinden. Wie dieſe Reviſion zu veranlaſſen ſey, bleibt 
der Beurtheilung und Beſtimmung des Praͤſidiums des 
Gerichts uͤberlaffen. — Am zweckmaßigſten erſcheint es, 

a) dem Beamien, dem die Bearbeitung des Erbſchafts⸗ 
ſtempelweſens uͤbertragen iſt, oder dem Regiſtratur⸗ 
beamten in ber Teſtaments- und Verlaſſenſchafts⸗ 
WRegiſtratur ein Duplicat der Teſtamentsliſten zuzu⸗ 

f fielen, um darauf bei Anfertigung der Erbfchaftse 


* 


* 


- 
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- flempeltabelle, ober. bei“ Einleitung ber Nachlahſachen 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

b) Eine Vergleichung ſeiner Liſte mit bet Zeftamentens 
Lifte des Collegiums alle Jahr zu veranſtalten. 

e) Auf jeder —— die es enthaͤlt, von ihm 
bemerken zu, laſſen, ob ein Teſtament des Verſtor⸗ 
benen im Teſtamenten e Archiv aufbewahrt ‚wird, 

2 oder nicht. F 
Findet ſich in einem Teſtament, deſſen Publication ver⸗ 
anlaßt wird, bemerkt, daß der Erblaſſer bereits fruͤher 
ein Tefiament gerichtlich niedergelegt hat; fo hat der 
Richter, welcher nach $. 238,1. c. des UL. R. die 
Ausfertigung des Zeftaments und deffen Bekanntmachung 
an die Erben zu bewirken: hat, dem Gerichte, bei welz 
chem ſich das frühere Zeftanient befindet ,. von Amtöwes 
gen von der Publication und: Eriftenz des fpätern Zeflas 
mentö Anzeige zu machen, damit bie Publication des aͤl⸗ 
tern —5 auch verfuͤgt werde, oder in dem Falle, 
wenn durch das ſpaͤtere Teſtament das fruͤhere widerru⸗ 
fen worden, nach $. 39. des Anhangs zum A. L. R. un⸗ 
terbleibe. 
(Refer. v. 11. Novemb. 1833. v. K. J. B. Bd. 42. ©. 234.) 
$. 257. Die Ausfertigung eines. Zeftaments muß alle ußfer 
Berhandlungen enthalten, welche dazu gehören, Die Gül- Zeftamente. 
. tigkeit deö Teſtaments zu überfehen, alfo, die Verbands Er 
. Jung über die Annahme des Zeftaments, dad Teſtament 
ſelbſt und das Publications-Protocoll. 
(Refer. v. 3. December 1882. v. K. 3. B. Br. 40:'©. 416) 
$. 258. Diefe Vorfchrift findet Feine Anwendung auf Zu $. 237. 
ben Fall, wenn der ordentliche Gerichtäftand des Teſta⸗ 

tors fich im Auslande befindet. In diefem Falle muß 

dad Zeflament, wenn ber Fremde, der ed in hiefigen 

Landen. errichtet, feinen erimirten Gerichtöftand. gehabt 

‘hat, bei dem Richter, bei welchem es niedergelegt iſt, 
verbleiben; gehoͤrt er aber mit Ruͤckſicht auf die Vor: 

ſchrift 8. 26 zit. 2. Th. 1. der Allg, Ger, Ordn. zu 

den Erimirten, fo muß das Zeflament, wenn es bei 

einem Untergericht niedergelegt worden if, unter Zurüd: 

- bebaltung einer. beglaubten Abfchrift deffelben, ſowie des 
Arnahmes und Publications Protocolld, an das Dberge: 
richt des Departementd zur weitern Verfügung wegen 
Ausfertigung und Aufbewahrung defjelben gefandt werden, 
(Refer. v. 28. Detober 1833. v. K. I. B. Bd. 42. ©. 286.) 


— 


7, Zwölf. Fit. Zweit. Abſchn. F. 621 623, Dreizehnt. Tit. 


Zu 5.259. 6. 259, Die Mittheilung dieſer Abſchrift it nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 13. May 1833 nicht 
mehr erforderlich. 
(Refeript v. 26. Auguſt 1833. v. K. I. B. Bd. 42. ©. 84.) 
Bu $; rg S 260. Ueber dad Zuwachsrecht der Zeftamentöerben 
831. — vide Erkenntniß des Geheimen — v. 13. De⸗ 
cember 1810 (S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 57.) zu 
E $. 367 ff. Zit. 9. Th. 1. A. L. R. 81 141. 
Zu 5.466, 85. 261. Der Fiduciarius iſt im Falle einer gewoͤhn⸗ 
Uchen fideiommifjarifchen Subftitution nicht verpflichtet, 
die Gebäude des Fideicommißgutes bei der Feuerfocietät 
höher verfichern zu laffen, ald er diefelben von dem Erb⸗ 
laſſer ‚verfichert erhalten hat. 
(Erkennkniß des Bepeimen — — vom 5. Januar 
1804. S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 126.) 
Zu 5.605. 8. 262, Nicht blos denjenigen, welcher den Erblaſſer 
an der Errichtung feines Teſtaments duch phyſiſchen 
Zwang verhindert, ſondern auch demjenigen, der ſich hiers 
zu pfychologifhen Zwanges bedient hat, trifft der 
Verluſt aller Vortheile aus der geleglichen Erbfolge oder 
aus einem frühern Zeftamente. Dagegen findet der Vers 
luft nicht flatt, wenn die Errichtung des Teſtaments 
buch Bitten -oder durch Betrug verhindert worden iſt. 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunald vom 4. April 18833. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 81.) 
Zu $. 606. .$. 263. Wer bie gerichtliche Vollziehung einer Schen⸗ 
607. kung hindert, muß demjenigen, der durch die Schenkung 
bedacht werden ſollte, für die entgangenen Vortheile ge 
. recht werben. 


(Ertenntniß des Geheimen Oberteibunals v. 10. Juny 1805. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 62.) 


Sum zweiten Abſchnitt. 
WVon Erbvertraͤgen. 


u 8. 264. Die Ausfertigung ber Eröverträge — vor 
Ertvers den ordentlichen Richter des Verſtorbenen 
Zu $ 621 (Refer. v. 1. May 1835. v. 8. 3. B. Bi 45. ©. uud 


Zum dreizehnten Titel. 


Von Erwerbung des Eigenthums der Sachen und 
— Rechte durch einen Dritten. 


Erſt. Abſchn. Von Vollmächtsaufträgen. $. 62—139. 71 


Sum erften Abfehnitt, 
Von Vollmadtöaufträgen. 


$. 265. Ein Lotteriegewinn > Eigenthum der Ehe: zu & 62, ' 
frau, wenn biefelbe das Loos gekauft, wenn fie auch das 
Ginfaggeld von dem ihr von ihrem Ehemanne zur Be: 
en der Wirthſchaſiskoſten gegebenen Gelde entnom⸗ 

men hat. 

— des Geheimen Dbereisunas vom 7.. December 

. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 305.) 

u "266. Der Inboffatar — von einem nicht Wechſel⸗ ei: la 

‚ fähigen in Wechfelform audgeftellten, von einem Wechfel: 
fähigen, mittelft eines Indoſſements procura indoffirten 
Schuldſcheines kann nach erlofchener Wechfelkraft von ſei⸗ 
nem Indofjanten nur den wirklich erlittenen Verluſt er 
fiattet verlangen. 

(Erfenntniß des Ober : Landesgerichts au Seiterfabt vom 
8. November 1825. ©. u. Str. Ripche. Bd. 23.) 
. 2367. Mandatarien,, welche im Fonien ihrer au,$. 105. 
Mandanten die diefen von dem Gegner ‚zu erflatten: 
ben Mandatariengebühren einfordern, bedürfen weder - 
hierzu, noch zur Empfangsnahme und Quittungsertheis 
lung, einer befondern VBollmadıt. 

ns v. 3. Oct. 1834. v. 8. 3.8. 8b. 44. ©. 398-395.) 

268. In ben überfeeifchen Ländern Fönnen die Preus Zu $ 
ßiſchen Confuin und Conſular⸗-Agenten von Preußiſchen ug. 
Unterthanen Vollmachten, die den gerichtlichen gleich zu 
achten find, aufnehmen und .atteftiren. 

(Allerh. Gab. Ord. v. 11. November 1829. ©. ©. 1830. ©. 2) 

269. In Prozeſſen ihrer Dienſtherren find Haus⸗ „Hausoff i 
‘offictanten nur in den beiden Fällen ald Bevollmächtigte Snim, ats 
zuzulaffen, wenn ihnen der Betrieb der Rechtsangelegen: Zu $. 122. 
beiten berfelben ein für allemal als ein Theil ihrer. 
Dienſtgeſchaͤfte übertragen worden, oder wenn ber Prozeß 
ein ihnen in ihrer Ar al ald Hausofficianten anver: 
trautes Gefchäft betrifft. | 

(Refer. v. 6, November 1832. v. 8. J. B. Bb. 40, 8. 425. 
— Reſcr. v. 10. May 1834. v. K. J. B. Bd. 43. ©. 479.480.) 
..$. 270, Ein Commiffionair, welcher dad Kaufgeld der zu $. 134 
‚ ihm zum Verkauf gefandten Waaren, ohne Autorifation — 139. 
ſeines Committenten, crebitirt, haftet dieſem für den 
Ausfall. 

(Erfenntniß des ———— un v. 10, Januar 1816. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. . ©. 219.) 


4 


72 Vietzehnt. Tit. Dtitt. Abſchn. 8.220 — 407. Anh. 8.48, 


Zum vierzehnten Ditel. 
Von Erhaltung des Eigenthums und der Rechte. 


Zum dritten Abſchnitt. 
Von Cautionen und Buͤrgſchaften. 


3u $. 220. & 271. Sn dem nebenallegirten 5 Seile 3. iſt ſtatt: | 
„Abſchnitt 4. zu leſen: „Abſchnitt 5.‘ | 

; (Refeript vom 5. May 1834. v. 8. J. B. Bb. 43. ©. 445.) 
Bürafhafs $. 272. Wegen ber Bürgfchaften der — n fuͤr ihre 
Srauens: Ehemaͤnner in Ye ien vide Allerh. der vom 
ed 30. Auguft 1833. (G. ©. 1833. © 96.) zu $. 7. des 
221 f. Publ. Patent zum A. 2 R. $. 7. und. wegen der . 
07. Bürgfchaften der Ehefrauen im Herzogthum Weftphalen, 
Fürftentbum Siegen und den Graffchaften en 

.. Gab. Order vom 14. July 1834. (G. ©. 1834, 

©. 118.) zu $. 1. des Publ. Patents ;. A. L. R. 8.6. 


Bu 8.221 $. 273. Die von einer Ehefrau, zum gerichtlichen Pro: 
— 226. tocoll und mit Zuziehung eines Veiftandes erklärte Ueber» 
u 48. nahme der Schulden ihres Chemannes ift, ohne Gertios , 
S ration, auch dann rechtöverbindlich, wenn dad Protocol 
‚exgiebt‘, daß ihr das Weſen und die Folgen der Erpros 
miffion befannt gewefen find. 
(Erfenntniß des Geheimen — v. 14. Maͤrz 1827. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 266.) 
Bug.‘ a $. 274. Diefe Borriten find für den Fall nicht ‚ans 
wendbar, wenn eine Frauensperſon als Sinhaberin einer 
für fie auf ihrem Grundſtuͤck eingetragenen Sorderung 
einem andern Gläubiger wegen derfelben die Priorität 
einräumt. Der $. 230. ift nur eine Folgerung aus 
. 229., wig dad: „alſo“ im Eingange ergiebt. Der 
. 229. fest aber voraus, daß ein Fronengimmer gewifs 
n Vortheilen entſagt, wenn ein Anderer ſeine Verbind⸗ 
lichkeit nicht erfuͤllt. Es muͤſſen alſo fuͤr die Faͤlle der 
$$. 229. u. 230, immer drei Perſonen concurriren: 
a) ‚derjenige, zu deſſen Gunften die Erklärung gefchieht, 
b) die erflärende Srauenöperfon, 
ce) ein Dritter, welcher eine Verbindlichkeit zu erfüllen 
verpflichtet ift, indem die Frauensperſon eben für, 
den ‚Sad, da biefe dritte Perfon die Verbindlichteit 


Don Cautionen u. Bürgfchaften. $. 232— 262. 73 


nicht erfült, gewiffe Nachtheile übernimmt, oder 
Bortheilen. entfagt. — Der Ri 
Für den Fall aber, da ein Frauenzimmer eine Schuld 
contrahirt, dieſe auf ihre Güter eintragen läßt und dem 
Gläubiger die Priorität für eine Forderung einräumt, 
"welhe für fie felbft auf ihren Gütern eingetragen iſt, 
concurrirt Feine dritte Perſon. Sie felbft ift die Verpflich⸗ 
tete, und von der Priorität kann nur'die Rede ſeyn, 
wenn fie felbft als Schuldnerin die Zahlung nicht leiſtet. 
(Reſcr. v. 16. December 1831. 0.8.3.8. Bd. 38. ©. 289.) 

$. 275. In dem nebenallegirten $. Zeile 1. ift flatt:3u $. 232, 

„oder“ zu leſen: „und“, | Ä 
(Refeript v. 5. May 1834. v. 8. 3. B. Bb. 43, ©. 445.) - 

8. 276. Eine Ehefrau, ‚die fich in einem Schuldinfiru: Zu $- 232. 
ment mit ihrem Chemanne als Selbſt- oder Mitfchuld: 288. 
nerin verpflichtet hat, haftet auch ald Bürgin nur dann, 
wenn fie, wie bei der Uebernahme, einer Bürgfchaft, ges - 
richtlich cettiorirt worden if.  - | 

(Erkenntniffe des Geheimen Obertribunald vom 25. October 
822. u. 15. März 1826. ©. u. Str. Ripde. Bd. 2. ©. 271.) 

$. 277. Die entgegengefegte Anficht hat das Geheime 
DObertribunal in einem Erfenntniffe vom 10. July 1833 
(S. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 250.) ausgefprochen. 

$. 277% Ueber die Nothwendigfeit der Gertioration der Zu $. 232. 
Frauenzimmer bei Bürgfchaften zc., wenn viefelbe am 233. = 
Drte des gefchloffenen Contract gefeglich nicht erforder 95, ' 
lic ift, vide Erfenntnig des DOberlandeögerichtd zu Hals j 
berſtadt vom 2. April 1819 (S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. 
©. 425.) zu $. 23. Einleit. zum A. L. R. $. 49. 

$. 278. Die gerichtliche Gertioration muß aud) in dem 3u $. 
Halle erfolgen, da eine Frauensperfon und eine Manns: 232— 234, 

perſon fih in ein und demfelben Snftrumente dergeftalt 
ausdrüdlich verpflichten, daß die Ehefrau ald Haupts 
ſchuldnerin, der Ehemann aber ald Bürge haften folle, 
weil in diefem Falle die zweite Vorauöfegung des 8.232. | 
eintritt, baß namlich in einem Inſtrument eine Frauens⸗ 
perfon und eine Mannsperfon fi) als Mitfchuldner vers 
pflichtet haben, inden auch der Bürge ald ein Mits 
Schuldner; nämlich ald ein fubfidiarifch verpflichteter Mit 
fhuldner erachtet werden muß. 
(Refeript v. 12. April 1880. v. 8. 3 B. Bd. 35. ©. 269.) 
‚8. 279. Zu Gunften eines Bürgen, der fih nur fuͤr zu $. 261. 
die Zinfen eines Capitals verbürgt hat, ift das Capital 


74 Erſter Theil. Funfzehnter Titel. $. 17— 19. 


bei dem Hauptfchuldner für verloren anzufehen, fobald 
deffen Unvermögen nachgewiefen ifl. Die Concurs: Er: 
Öffnung über das Vermögen bed Hauptfchuldners ift 
- hierzu nicht erforderlich. — 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 28. März 1826. 
S. u. Str. Rſpche. Bin 1. ©. 52.)- - 
3u 5.297. 8, 280, Wer ſich bei einer Bürgfchaft als Selbſt⸗ 
— ſchuldner verpflichtet, entſagt dadurch dem Einwande, 
daß der Hauptſchuldner zuerſt belangt werben muͤſſe. 
Seinem Glaͤubiger liegen, zur Erhaltung ſeines Rechts 
gegen ihn, nicht die Verbindlichkeiten ob, welche die Ge: 
fege einem Gläubiger bei einer gewöhnlichen Buͤrgſchaft 
auferlegen, a He > = 
—CECEErkenntniß bes Geheimen Obertribunals vom 13. Februar 
1810, ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 180.) 


Zum funfzehnten Liter, 
- Bon Verfolgung ded Eigenthums. 


3u $. 17. 8, 281. Wer eine fremde Sache unreblicher Weife an 
fic) gebracht hat, muß fie dem dazu befjer berechtigten 
Rüuͤckforderer unentgeldlich herausgeben, felbft werin er in 

Beziehung auf diefen nicht unredlich gehandelt hat. 
(Erkenntnig des Geheimen Obertribunald v. 30, April 1833. 

— ©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 42) - 

erpfän 8. 282. Die Beftimmungen bes A. L. R. Th. 1. Tit. 15. 
dem König. $. 19, finden Auf Verpfändungen bei dem, von ber Koͤ— 
Berlin.” niglichen Sechandlung errichteten, Röniglicpen Leihamte 


- 


Su $. 19. feine Anwendung. 
| (Reglement v. 8, Bebr. 1834. $. 7. ©. ©. 1834. ©. 21.) 
$. 283. Es ift naͤmlich das Königl. Leihamt die von 
ihm angenommenen Pfänder an Niemand, auch nicht an 
ichtliche Behörden, anders ald gegen vollftändige Be⸗ 
riebigung wegen des Gapitald, der Binfen und ber et- 
waigen Koften audzuliefern, auch den Verkauf derfelben : 
im Wege ber öffentlichen Verſteigerung nach eingetretes 
ner Berfallzeit nur gegen vollftändige Prolongation bes 
Pfandfcheins oder gegen Niederlegung der Geſammtfor⸗ 
derung audzufegen verpflichtet. | i 
allen Fällen alfo, in welchen es ben Parteien 
ober den Behörden auf die Auslieferung oder Confervas 
tion der Pfänder ankommt, iſt es lediglich die Sache der 


Von Verfolgung des Eigenthums. 6.47. 76 


Beteiligten, die Einlöfung ‚des Pfandes oder die Pro⸗ 
longation des Pfandſcheins auf ihre Koſten zu bewirken. 
Dies gilt auch von den in "einer Concursmaſſe ſich etwa 
vorfindenden Pfandſcheinen. 

Hierdurch ſollen jedoch bie etwaigen Eigenthums⸗ 
oder ſonſtigen Anſpruͤche dritter Perſonen an die niede⸗ 
gelegten Pfaͤnder, ſoweit ſolche nach dem vorſtehenden $. 
‚gegen- das Leihamt rechtlich begründet find, nicht bes 
fchränkt werden, fondern den Betheiligten entweder auf 
das Pfand ſelbſt, oder, wenn deſſen Verkauf bereitö ges 
fchehen, auf die Verkaufsloſung gegen dad Leihamt vors 
behalten bleiben. 

In allen Fällen dagegen, in welchen das Leihamt. 
die Redlichkeit des Befiges für ſich bat,.ift daffelbe auch 
die von dem Pfanddarlehn aufgelaufenen Zi nfen bon dem’ 
Bindicanten zu verlangen oder bemfelben in Abzug zu 

—— 

a. a 
_$&. 284. Wegen der auf jeben Inhaber — Pa⸗ Bu $. 47. 

— vide Geſetz vom 17. Juny 1833 ee . 1833. * 1 

©. 75.) zu $. 730. Tit. 11. Th. 1. 2. R. $. 215. 

8. 285. e. bed Außer: und Wiederin⸗Coureſeben⸗ Außer: md 
ber "auf jeden Inhaber Iautenden Papiere find folgende —— 

Beſtimmungen erlaſſen: u A 

4) Vermerke, wodurch auf jeden Inhaber laufende uns Supaber 

ter Öffentlicher Autorität auögefertigte Papiere von "Hayiere 

Privatperfonen außer Cours gefebt find oder wer: auf E 

ben, haben für dad Inflitut, dem die Zinfenzahlung $ (E a, 

und planmäßige Tilgung obliegt, Feine bindende ° 

Kraft. — In Anfehung der Wirkung derfelben ge⸗ 

gen andere Befiger bleibt ed bei den Vorſchriften 

des nebenallegitten Paragraphen. 

(Gef. v. 16. Juny 1835. $. 1. ©. e. 1835. ©. 183.) h 

2) Wird der Verluft eines außer’ Cours gelegten Pas: 

piers von demjenigen, zu deſſen Vortheil daffelbe. 

außer Cours gefest ift, dem Inflitute angezeigt und. 

„enthält diefe Anzeige außer der Bezeichnung des 

Papiers noch Buchftaben, Nummer und Geldbetrag, 

bei Pfandbriefen auch mit Benennung bes Gut, 

zugleich den Inhalt des Vermerks, fo foll dad Ins 

flitut das Papier, wenn es von einem fpätern Ins 

baber vorgelegt wird, anhalten und den Anzeigen: 

den hiervon, aut weitern Berfolgung feines Rechts 


® 
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76 Erfter Theil, Sunfzehnter. Zitel. &. 47. 
egen den Präfentanten, berrachrichtigen. Das Ins 
—* iſt befugt, das Papier zum gerichtlichen ang 
fitum abzugeben, 
(8.2. a. a. 8.) 
.3) Ebenſo fol auch dasjenige Papier (fey. es mit oder 
: ohne Vermerk) angehalten werden, worauf ein Ge: 
richt aus irgend ‚einem Grunde bei dem" Inftitut 
Beſchlag gelegt hat.- In diefem: Falle geſchieht die 
- Benachrichtigung. und ———— an das Beſchlag 
gende Gericht. 
6G. 8. a. a. O.) 
9 Wenn bei Pfandbriefen, die mit | einem — 
merk verſehen find, das Inſtitut die amtliche Ver: 
aſicherung ertheilt, daß bis zur erfolgten Einloͤſung 
des Papiers weder eine Anzeige des Verluftes, noch 
eine Beſchlagnahme geſchehen ift, fo fol die Loͤſchung 
bes der Hypothekenbehoͤrde eingereichten Pfandbriefs 
auf ven Antrag des Inflituts ohne Weiteres erfols _ 
en. Auch die Eintragung eines ausgefertigten 
Pfandbriefs ſoll erfolgen, wenn das Inſtitut darauf 
anträgt und die oben erwähnte Verficherung ertheilt. 
„& 4. a. 0.9.) 
In, Anfehung der ‚Außer: Coursſetzung durch das 
Inſtitut ſelbſt oder eine andere oͤffentliche Behoͤrde, 
ſowie in Anſehung der Pflichten, die das Inſtitut 
bei der bloßen Anzeige des Verluſtes eines Papiers, 
‚ohne Ruͤckſicht auf einen in demſelben angebrachten 
Vermerk, zu beobachten hat, bleibt ed bei. ben bis» 
berigen Borfiriften. 
$. 5.6. a. a. ©.) F 
:6) * Papieren, wozu beſondere Zinscoupons ausge⸗ 
fertigt werden, wird ſelbſt durch die mit einer fuͤr 
das Inſtitut bindenden Kraft erfolgte Außer-Cours⸗ 
ſetzung die Zahlung der Zinſen auf die bereits aus⸗ 
gegebenen Coupons nicht gehindert; die Ausreihung 
. neuer Coupons aber unterbleibt, fobald eine Anzeige 
— —— 2.98: ber Beſchlagnahme geſchehen iſt. 
N Bei — wozu keine Coupons, ſondern abge⸗ 
ſonderte Zinſen-Recognitionen, Zinſenſcheine oder 
dergleichen ausgefertigt werden, "müffen diefe im Fall 
Nr. 2. u. ‚3. von dem Snftitute eben fo angehalten 
werben, wie es mit den Papieren ſelbſt ſeyn wuͤrde, 


5 


— 


“. Sechzehnt, Tie. e Ci Abſchn. $. 9. — 77 


zu ben fi ie gehören. Bis zur Anzeige ber Dos - 
- fohlagnahme aber werden bie Binfen an jeden — 
ſentanten gezahlt. 

(- 8, a. a. ©.) 5 
‚ 8) Bei Papieren, wozu weber Coupons, noch Zeſen⸗ 
Recognitionen ausgefertigt werben, erfolgt bis zur 
Anzeige eines Verluſtes oder OBERE die 
A E an jeden Präfentanten. 2* 

$. 286. Der Beſitzer eines Pfandbriefs Lit. B. Kann Pfandbriefe 

denfelben durch einen Privatvermerf außer Cours fehen, guy A7sg. 
er verliert aber hierdurch gegen das Inftitut die Eigens (Erg. $. 
ſchaft eines billet au porteur nicht. ODeffentliche Bes 520 49) 
hoͤrden koͤnnen dieſelben unter ihrem Stempel und ihrer 
Unterſchrift aus und wieder in Cours ſetzen. — 

Jedem Inhaber eines Pfandbriefs 3 fieht es frei, 
denfelben durch das Greditinftitut und zwar durch einen 
von demfelben darauf’ zu fegenden Vermerk, den der... 
Borfigende und der Syndicus, oder ber dazu ernannte | 
beftändige Commiffarius unterfchreibt, unentgeldlic aus 
und wieder in Cours feßen zu laffen, oder ihn gegen 
jährlide Worausbezahlung von ', vom. Zaufend. Des 
Rennwerths bei dem Inſiitut verwahrlic niederzulegen, 
In beiden Fällen darf der Pfandbrief nur dem Einreis 
enden perfönlich oder einem in beglaubter Form Legitie 

mirten von dem Snftitute ee werden. 

(Verordn. v. 8. Juny 1835. $ 1886. &. 114, 115.) 


Zum ſech zehnten Titel. — 
Von den Arten, wie Rechte und Verbindlichkeiten 
aufhoͤren. 


Zum erſten Abſchnitt. 
Von Erfuͤllung der Verbindlichkeiten uͤberhaupt. 


8. 287. Derjenige haftet nicht als Depoſitar, welcher Zu $. 9. 
eine fremde, ihm nicht befonders übergebene Sache, ohne 
fih zu deren Aufbewahrung und Rüdgabe zu verpflich« 
‚ten, in ein ihm gehoͤriges Behältniß zu bringen geftattet. 
(Erfenntniß des —— Tribunals vom 1. September | 
1821. ©. u. Sir. Rſpche. Bd. 1. ©. 436.) 


+ 


I 
+ 


78 Erſt. Th. Sechzehnt. Tit. Zweit. Abſchn. $. 32—76. “. 


Zum zweiten Abſchnitt. 
Von der Zahlung. 


3u $. 34. 6. 288. Die an ein Gericht von einer Perſon, welche 
fi nicht am Drte defjelben befindet, geleiftete Zahlung 
ift für gültig zu erachten, wenn bad Geld an dafjelbe 
adreffirt mit der Poft überfandt iſt, der Zahlende fich mit 
einer Befcheinigung des Gericht3 uͤber die erfolgte Zah: 
lung begnügt, und eine förmliche Depofitalguittung nicht 
verlangt hat, die Gelder aber nicht ad Depositum ge: 
Tommen, fondern von dem Dirigenten des Gerichts vers 
untreut worden find, 
(Erfenntniß des zweiten Senats bes Oberlandesgerichts zu 
RE Stettin v. 10. Juny 1826. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2.6. 332.) 
3u $. 68, 5 289. In dem eigen $. Zeile 1. ift ſtatt: 
Fe erpflegende” zu lefen „zu Verpflegende“. 
" en v. 9 May 153% v. eis B. Bd. 43. ©. 445.) 
3u$.64f. F. 290. Wegen des Rechte und der Verpflichtung des 
Fiscus in Anfehung der Zinfen vide Gefe vom 7. Suly — 
1833. (G. ©. 1833. ©. 79.) zu $. 803. Zit. 11. Th. 1. 
Re A.L. R. $. 227. 
Zu 5.65. 8. 291. Bei Forderungen, die fich aus einem Pacht: 
vertrage herfchreiben, Fönnen auch Kaufleute unter einan⸗ 
„ ber nur landübliche Binfen fordern. De 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunald vom 26, Januar 
1815. S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 23.) 
zunfoe 8. 292. Im Handel und Verkehr im Innern fol in 
"den wefllihen Provinzen der Monarchie Feine ans _ 
dere Berechnungsart, ald in Preußifchem Gelde, den 
Thaler zu 30 Silbergrofchen, und den Silbergrofchen zu 
- 42 Pfennigen, fiattfinden, und jede dagegen. entdedte 
Contravention polizeilich beftraft werden.  ı . | 
Die Beflimmung im $. 14. des Geſetzes Über bie 
Münzverfaflung vom 30. Sept. 1821 (G. ©. v. 1821. 
©. 160.), wonach im Privatverkehr jede bisher erlaubte . 
Berechnungsart ferner geftattet ift, hört daher auf. 
‚.. Kaufleute und Gewerbtreibende, welche kaufmaͤn⸗ 
niſche Rechte haben, follen ihre Bücher, wo ſolches noch 
nit flattfindet, vom Anfang des Jahres 1827 an, nad) 
biefer Eintheilung führen, widrigenfalld fie, wenn bei eis 
ner, nach den gefeglichen Beflimmungen eintretenden Vor⸗ 
legung der Bücher, oder daraus zu fertigender Auszüge 


Bon der Zahlung. $. 76. 79 _ 


. eine :Gontravention gegen diefe Beftimmung fich ergiebt, 
in eine Strafe von 20 bis 100 Thle: verfallen. . 
. Wird bei Öffentlichen Verhandlungen der Verwal 
tungs⸗ und Juftizbehörden, Notarien, Auctionscommiffas 
rien u. ſ. w. die neue Münzeintheilung nicht zur Anwen- 
dung gebracht, fo verfällt der Beamte, welcher die Vers 
handlung aufnimmt, in eine Strafe von 2 bis 25 Thlr. 
Nur der Wechfelverfehr bleibt von dieſer Vorſchrift 
ausgenommen. | 
| Wegen der unterfagten Annahme fremder Gold⸗ und 
Silbermünzen bei den öffentlichen. Gaffen, bleiben vie 
bisher erlaffenen Beflimmungen in Kraft. 

Sm Handel und gemeinen Verkehr follen die frems 
den Silbermünzen nur zu dem Werthe ausgegeben wers 
den bürfen,. welcher. ihnen in der, der Bekanntmachung 
v. 27. Nov. 1821. (G. ©. 1821. ©. 190 ff.) beigefüg» 
ten Vergleichungs⸗Tabelle gegen Preußifhes Geld. beige: 
legt ift, und dürfen fie zu einem höheren Werthe bei 
Zahlungen nicht aufgedrungen werben. | 
x Zur Annahme diefer Münzen ift übrigens Niemand 

verpflichtet. Ä 

Aller. Gab: D. v. 25. Nov. 1826, G. S. 1826. ©. 115.) _ 
- 8. 292% Die vorfiehenden Beftimmungen gelten auch 
für die öftlihen Provinzen der Monarchıe. 

(Allerh. Cab. O. v. 30. Rov. 1829. &. ©. 1830. ©. 3.) 

$. 292: Deögl. für Neuvorpgommern und Rügen. 

(Allerh. Gab. D. v. 28. Febr. 1830. G. ©. 1830. S. 22.) 

8. 292° Alle privatrechtlichen Verpflichtungen, bei des 
nen die Zahlung in pommerfchen Gourant, oder in Zwei⸗ 
drittelſtuͤcken vorbedungen ift, koͤnnen von dem Schuld: 

. ner. mit einem Aufgeld von 13"s Procent in Preußifhem 
Courant abgelöft werden. — Diefer Normalcours findet-' 
auch für diejenigen Verbindlichkeiten flatt, die aus Judicaten 
und legtwilligen Verordnungen, oder auf’ den Grund eines 
fonftigen Rechtötiteld mittelft baarer Zahlung zu erfüllen find, x 

ECERitlerh. Cab. Ord. v. 28. Aug. 1831. G. ©. 1831. ©. 174.) | 


6. 293. Durch dad Muͤnz-Geſetz vom 30. September * 
1821 (Erg. $. 531.) und die Allerh; Cab. Order vom vrude: 

25. November 1826 hat Feine Veränderung ded Münze "guanı 

fußes für die Preußifchen, Silbermünzen bervorgebraht3u $. 76. 
werden follen, vielmehr. ift dieſer unverändert geblieben. 

Eben fo .wenig ift mit dem Conventiond:Gelde eine Vers 


änderung in Hinficht des Münzfußes vorgenommen wors 


\. 


x 


80, Erſt. Ih. Schzehnt. Tit. Zweit. Abſchn. $. 76— 153; 


den, welches nur dadurch hätte gefchehen koͤnnen, wenn 
in den Preußifhen Münzftätten Conventions-Geld nach 
einem andern, als dem bisherigen Gewicht und Feins 
"Gehalt auögeprägt worden märe. Unter dem Ausdrud 
„Muͤnz-Fuß“ iff nur die Feftftelung des Gewichts und 
Feingehalts der Münze zu verſtehen — ohne daß das 
Verhältniß des innern Werth. zu dem dußern in Bes 
tracht kommt. — | 
(Allerh. Gab. Order vom 4. Auguft 1832. u. Refeript vom 
‘9, Auguft ejusd. amni, v. K. 3. B. Bb. 40, ©. 162.) 
‚ Aablungen“ 8. 294. Bom 1. Januar 1832 ab müflen bei Zahluns 
3u $. 76. gen an Königliche Kaſſen in Silbergeld auch Friedrichs⸗ 
“por zu dem feflen Courfe von 5° Thlr. angenommen 
werden. : 
(Allerh. Cab. Order. vom 21. November 1831. G. ©. 1831. 
©. 254.) | 


6. 295. Unter Königlihen Kaffen find ſolche zu 
‚berftehen, welche wirklich Staats-Revenuen zu -vereins 
nahmen und zu berechnen haben. — Auf Communals 
und Inftituten:Kaffen findet die vorftehende Verordnung 

feine Anwendung. | F 
 (Refeript v. 3. Februar 1832. v. K. Ann. Bd. 16. ©. 52.) 
Behlungen: $. 296. Wenn eine Zahlung in Gonventiondgeld, oder 
tionsgeld. in einer andern ‚gegenwärtig noch courfirenden fremden 
3u 3.7659. Münzforte zmifchen den Intereffenten verabredet worden, 
ſo hat der Schuldner die Wahl, ob er die Zahlung in 
der bedungenen Muͤnzſorte oder in Preußifchem Gelde 
mit Erftattung des Tages:Courfes leiften will. 
(Allerh. Cab. Orb. v. 4. Auguft 1832. ©. &. 1832. S. 207.) 


Bu $. 76. 6. 297. Wegen der Darlehnöverträge in fremden Münzs 

forten vide Refer..v. 10. Sept. 1830. (v. K. J. B. Bd. 36. 

S. 146.) zu $. 778. Tit. 11. S.1.UE.R. 6. 219, 

du $. 82. $. 298. In dem nebenallegirten $. Zeile 8. ift flatt: 
R „78. 7. zu lefen „787". 

(Refeript v. 5. May 1834. v. 8. I. 8. Bb. 43. ©. 445.) 

3u 5.153. 6. 299. Ein Gläubiger, dem ein Bürge für ein zins⸗ 

- bares. Capital, jedoch nicht für die Zinſen, Bürgfchaft 

geleiftet hat, ift auch zum Nachtheil "feines Bürgen be= 

rechtigt, die ihm nicht ausdruͤcklich auf das Capital ges 

leifteten Zahlungen, zuerft auf die rüdftändigen Zinfen 

abzurechnen. | 

Bd 


. 4 ‚ 


‘ 


Erkenntniß des Gehrimen DObertribunals. ©. u. Str. Rſpche. 
‚1. ©. 110.) | J 


Fünfter u. fehstr Abſchaltt. h. 200 322. si 


zoo. Die condietjo indebiti findet auch bei einer 3u 5178. 
au⸗ einem Rechtsirrthunie geleiſteten Zahlung ſtatt. | 
* — des Geheimen Dbertribunals. S. u. Str. Ride 

:$. 301. Ueber die Guͤltigkeit einer von der Ehefrau. in 3u & 188. 


Beriehung auf. ihr eingebrachtes Vermoͤgen während‘ ber 


Ehe ohne Genehmigung des Mannes contrahirte Schuld 
nach erfolgter Zrennung der Ehe vide Erfenntniß des 
Geheimen DObertribunald vom 6. April 1825. (S. u. 


. Str. — Bd. 2. ©. 262.) zu $. 320. Tit. 1. Th. 2 


lung aus einer acceptirten Anmeifung feine Rechte gegen 


A. 8 S. 486, 
"Zum fünften Abſchnitt. 
| Von Anweiſungen. 


28. 302, Ein Affignatar, welcher bei unterbfiebener Zeh⸗ sn 8.280 
287. 288. 


tel 


— Aſſignaten nicht verfolgt, ſondern auf den Aſſignan⸗ 
ten zurüdgeht, kann ſich auch nur am dieſen Letztern hal⸗ 


ten, und nur dieſer wieder an den Aſſignaten. 


CErkenntniß bes — Obertribunals -v. 24. April 1827. 
e. n. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 47.) 


304. In dem nebenallegirten 8. Zeile 3. ift flatt: be x 298. 
Pr fignaten” zu lefen „Affignanten“, 
"Refeript’o. 5. May 1834. 0. 0: 3. 8. Bb. 43. ©. 445.) 


Zum fehöten Abſchnitt. 
Von der Gompenfation. 


F. 305. Ueber das Compenſationsrecht eines Beneficial⸗ Bu $. 817. 
Erben, der vor eröffnetem erbſchaftlichen Liquidationspros 
1 mit eingezogenen Forderungen der Maffe Nachlaß: 


‚Schulden bezahlt hat, vide Erkenniniß bes Geheimen 


Dbertribunald v. 26. März 18%. (S. u. Str. Rſpche. 
Bd. 2. S. 63.) zu $. 444. Lit.9. Th. 1. A. E R. $. 149. 

306. Wenn einem Beamten, bevor über fein Ver: Zu $. 822 
mögen Goncurs eröffnet worden ift, von der ihn befols 


‚denden Behörde ein Darlehn water der von ihm einges 


gangenen Bedingung gegeben worden ift, daß die Rüds 
zahlung fucceffive aus feinem Gehalte erfolge, * iſt die 
Ergaͤnz· z. preuß. Landrechte. IV. Thl. 


! 


— 82 ,C1fbTH. Scchjehne, Tit. Sieb. Afcın. 8. 381—414. 


“ Behörde auch Nach eröffnetem Goncurfe berechtigt, ‚ihre 
Forderung gegen die Concursmaſſe mit dem abzugsfähle 
gen Theile ‚des Gehaltes des Gemeinfchuldners zu com⸗ 
penſiren. 
DE run bes Geheimen N vom 14. November 
- 1815. ©. u. Str. Rſpche. Bb. 3. ©. 128.) 
3u 8.368. $. 307. Die gefeßliche 34 daß Forderungen an 
eine landesherrliche Caſſe auf Zahlungen, die an eine an⸗ 
dere zu leiſten find; niemals abgerechnet werden koͤnnen, 
iſt zum Beſten der Koͤniglichen Caſſen gegeben und fin 
det auf den Fall Feine Anwendung, da eine. Königliche 
Caſſe gegen ihren — eine ihr von einer andern 
dergleichen, Gafje,-.abgetretene, Forderung an denſelben mit 
ihrer eignen Sur tompenfiren will. : » 
(Erfenntniß des a. > * May 1816. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 1 
3u.8.:370. .$; 308, Der Käufer — Grundſtuͤds, welcher « eine 
x darauf eingetragene Forderung auf Rechnung des Kaufe 
geldes übernimmt, ‚wird ‚dem Gläubiger dadurch allein 
nicht perſoͤnlich verpflichtet. F 
Erkenntniß des Geheimen Sotztzhunali v. 15 Auguſt 1888, 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 166.) 
Zu 8870. $. 309. Ueber die perfönice Verhaftung bed Käufers 
eines Grundftüds für die darauf ‚eingetragenen, von ihm 
“übernommenen Schulden vide Gefes vom” 21.. Diärz 
1835. (G. ©. 1835. ©. 8) zu $. 54. Tit. 20. 3. 1. 
A. L. 8.8. 367 ff 


— 


Zum fiebenten Xvbſchnitt. 
J Von Verichtleiſtungen. | 


Zu $. 881. g 310, Eütfesungen wohlerworbener Rechte müffen 
887. 403, HL aid erfolgt ſeyn. (efr. Hymmen, Samml. 8. 
(Erfenntniß bes Seien Obertribinale v. 14. März 1816, 

©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 145.) 
zu 8.381. $. 311. Ein Vertrag, — Jemand gegen Ent: 
— geld auf Alimente Verzicht leiſtet, welche an —* zwar 
418. 414. "beflimmt, unter gewifjen, ihrem Eintritte ‚und ihren 
rechtlichen Folgen nad unbeflimmten Bedingungen aber 
veränderlich find, ift nicht als Entfagung, fondern als 
ein Vergleich über Fünftige Derpegungägeiber anzufehen, 


— t 
N 


Acht. Abſchn. Yon Vergleichen. $ 413, Anh. '$. 51. 83 


welcher, ohne Beftätigung des ordentlichen perfönlichen 

des zu DVerpflegenden, für denfelben unverbinds 
1 . 
(Erkenntniß bes Geheimen Obertribunals v. 21. Maͤrz 1383, 

©. y. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 286.) | \ 

F. 312. Ueber das Recht der Gläubiger in der Chur-3u $ 893, 
‚und Neumark, die Verzichtleiftung des Gemeinſchuldners 398. 
auf die Erbfchaft feines verftorbenen Ehegatten vor eröff: 
netem Goncurfe anzufechten, vide Erfenntniß des Gehei— 
men Öbertribunaldö v. 10. Februar 1834. (S. u. Str. 
Rſpche. Bd. 4. ©. 35.) zu.$. 1129 ff. Zit. 11. Ip. 1. 
A. L. R. $ 24. — 

$. 313. Ueber die perſoͤnliche Verhaftung eines Schuld: Zu $. 898. 
ners, der für dad contrahirte Darlehn dußergerichtlich ein » 
beftimmtes Grundflüd mit Ausfchluß feines übrigen Ver⸗ 
moͤgens verpfändet ‚hat, vide Erfenntniß des Geheimen 
Obertribunals v. 31., October 1827. (S. u. Str. Rſpche. 

* 2. ©. 248.) zu $. 653. Tit. 11. Th. 1. A. L. R. 

. 210. | Ä 


⸗ 


Zum achten Abſchnitt. 
Von Vergleichen. 


8. 314. Ein Vergleich, den der mütterliche Großvater Zu F. 418. 
“ eines unehelichen Kindes über die Alimentation eines fol: Anh. $. 51. 
chen abfchließt, bedarf zu feiner Gültigkeit der Genehmis 
gung und Beftätigung der vormundfchaftlihen Behörde 
nicht. Die-Beftimmung des $. 51. des Anh. 3. A. L. R. 
ift nur auf die Fälle zu beziehen, wo der zu verpflegende 
Minorenne unter obervormundfchaftlicher Aufficht Mehr: 
es hat durch bdiefelbe nur der Zweifel befeitigt wers 
den follen, der darüber gewefen, ob ein beim vormund⸗ 
fchafttichen Gericht über die Alimentation des Curanden 
abgeſchloſſener Vergleih von Gültigkeit fey,. und kann 
diefer $. Überhaupt nur da zur Anwendung fommen, wo, 
wie bei den Obergerichten oder einzelnen Fleinen Unter: 
gerichten, befondere vormundſchaftliche Behörden. beftehen, 
und die Frage entftehen Fönnte: | 
ob fie ald die im $. 413.1. c. bezeichneten perföns 
lichen Gerichte zu betrachten feyen? | 
Meſcr. v. 28. July 1834. v. 8. I. B. Bd. — 66, 67.) 


17 


* 


- 


84 Sehyehnt. Tit. Zefnt. Abſchn. $.476—484. Anh. $. 62. 


Bu 8.453. 8. 315. Die Prolongation eines trocknen Wechſels iſt 
nicht als eine Novation anzuſehen. | 


. (Ertenntniß des Geheimen DObertribunald vom 16. Sanuar 
1833. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 133.) 


Zum zehnten Abfhnitt. 
Bon Aufhebung der Rechte und Verbindlichkeiten 
Ä durch deren Vereinigung. 


- 8, 316. Bei einer im Hypothefenbuche eingetragenen 
*- Forderung wird durch Gonfolidation auch die perfönliche 
“ . Verbindlichkeit zwifchen dem Gläubiger und Schuldner. 
- nicht aufgehoben. Ä | 4 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 14. März 1826. 
S. u. Str. Rſpche. Bo. 1. ©. 12 ff.) J 
Zu 5.484. 6. 317. Der Eigenthuͤmer eines Grundſtuͤcks erwitbt 
"Anh. $.52. durch Auszahlung der darauf verſicherten Geldſumme 
$ 550) (— wegen der Ausnahme bei Pfandbriefen und mit einer 
7 auflöfenden Bedingung verfehenen Hypothefen vide $. 319. 
/ 329.) den locus derfelben und die Forderung felbfl, er 
mag perfönlicher Schuldner feyn, oder nicht. Dr 
(Reflr. v. 25. Februar: 1833. v. 8. 3.8. Bo: 41. ©. 267.) 
$. 318. Hypothekenforderungen, ‘welche im Wege der 
nothwendigen Subhaftation und bes eröffneten Kaufgel« 
der Liquidations > Prozeffes ausgefallen find, muͤſſen ge⸗ 
Iöfcht werden, und kann der. Adjudicator über die dadurch 
leer gewordene Stelle ald über ein ihm zugefallenes Hyr _ 
pothefenrecht nicht disponiren. -, -. ' a 
= (Refer. v. 17. December 1831. v. K. 3.8. 3b. 38. ©. 423.) 
3u 8.484. 8. 319." Ueber das Hypothekenrecht, welches mit ge | 
Anh. $. 52. tilgten und abgefchriebenen Schlefifchen Pfandbriefen Litt. B. 
8 verbunden geweſen iſt, und ruͤckſichtlich der fernern Ver⸗ 
"7 zinſung der abgeſchriebenen Summe bis zur kuͤnftigen 
Loͤſchung derſelben wirkſam bleibt, kann der Schuldner 
anderweitig zum Nachtheil der hinter den Pfandbriefen 
eingetragenen Hypothekenglaͤubiger nicht disponiren. 
(Verordnung v. 8. Juny 1835. G. ©. 1835, S. 118.) 
83%. Der locus abgeloͤſter Pfandbriefe überhaupt, 
ſowie gelöfchtet Hypothefenforderungen ift Bein Gegen 
‚ fand des Verkehrs. — Enthält eine Hypothek eine uns 
bedingte Forderung, fo wird der Gutöbefiger durch Zahs 
lung Eigenthümer derfelben und kann darüber Durch Gef 


— 


w 


-, Don Aufhebung ber Rechte. $. 484, Anh. $. 52. 85° 
flon weiter verfügen; iſt aber bie Forderung mit- einer, 
auflöfenden Bedingung‘ verfehen, wie dies "bei ——— 
fen der Fall iſt, ſo kann der Gutsbeſitzer kein Recht auf 
dieſelbe erhalten. Sie muß geloͤſcht und kann nicht 
"weiter cedirt werden, eben fo wenig wie eine Hypo⸗ 
thek, wenn ber Darlehnsgeber bei der Hergebung des 
Darlehns ausdruͤcklich die Bedingung aufgeftellt hat, daß 

jede Abfchlagszahlung gelöfht werden fol, Der locus 
einer gelöjchten Forderung ift ein leerer Raum und fein 
Hypothefenrecht, der nachfolgende Hppothefengläubiger 
‚rüdt ipso jure herein. Die Beſchlagnahme eines Plate, 
worauf eine Forderung eingetragen fteht, iſt etwas ju= 
riſtiſch Unmögliches, weil fich der locus ohne eine For⸗ 
derung nicht ald etwas für ſich Beftehendes denken läßt, 
die Beſchlagnahme eines folhen Platzes ohne die Forde> 
zung felbft alfo nur die Ausficht auf einen leeren Raum 
gewährt. 

‚ (Refer. 9. 29. Sept. 1832. v. 8. 3. B. Bb. 40. S. -164.) 
- 8. 321, Wenn eine Forderung auf. zweien Grund: Zu $. 484. 
ſtuͤcken eingetragen ift, fo haben zwar die poftlocirten Anh. $.5% 

Gläubiger Fein Recht, der Verzichtleiftung auf die mit - 
dem einen Gute zugleich beftellte Sicherheit und. der 
Loͤſchung auf diefem zu widerfprechen, allein hieraus folgt 
nicht, daß der Schuldner befugt ift, über die dergeftalt 
“ erledigte Stelle anderweit zu disponiren. — Das Pfands 
md Hppothefenrecht ift immer nur als eine Nealfordes 
sung denkbar und zu erwerben ($. 140. Zit. 2. $. 55. 
Tit. 20. Th. 1. A. L. R.). Der Schuldner kann alfo 
über eine Stelle (loeus). nur inſoweit verfuͤgen, als er ' 
die Forderung, wofür die Hypothek haftet, bezahlt, oder 
auf.andere Weiſe an fich bringt. Hierin ift auch dur) 
den $. 52. des -Anhangs zum U. 2. R. nichts geändert. 
Dies: Gefeb beflimmt nur, daß Hypothekenrechte durch 
bloße Conſolidation nicht, erlöfchen, und die Declaration, 
vom 3. April 1824 verordnet, daß der Eigenthümer 
eines Grundftids, wenn er die eingetragene For— 

‘derung bezahlt und blos Quittung erhalten 
bat, auf Grund diefer Quittung die Rechte eines Ceſ⸗ 
fionars ausüben kann. Bon einer Dispofitiond = Bes 
fugniß über die Stelle im Hypothekenbuche Tann aber 
nicht die Rede feyn. Die Stelle ift an und für fich 
nichtö, der locus ohne eine Forderung laßt fich nicht 
als etwas für fich Beſtehendes denken, nur in Beziehung 


— 


&6 Erſt. Th. Sechzehnt. Tit. Zehnt. Abſchn. $. 493, 494. 


auf die obligatio, deren Erfüllung ficher geftellt. werben 
fon, ift er etwas, ' Be 
Die nacheingetragenen Gläubiger haben ein Recht 
barauf, daß ihnen nur die voreingetragene Fordes _ 
rung vorgehe. Wäre diefe auf den Grund eines Vers 
zichtes des Glaͤubigers bei dem einen Gute gelöfcht wors 
den, fo würde dadurch ihre Lage nicht geändert feyn. 
Dies gefchieht jedoch, fobald nach erfolgter Tilgung 
der Forderung ‚eine neue auf ihrem Foltum. fubftituirt 
wird. Wenn alfo die urfprüngliche Fofderung durch den 
Verkauf, des einen Gutes ganz oder zum Theil getilgt 
wäre und man. wollte dem Schuldner ‚dennoch die Dis: 
poſition Über die ganze Forderung oder deren getilgten 
Theil auf dem .andern Gute — fo würde, dies 
eine neue Forderung feyn, die den eingetragenen Gläus 
bigern vorgefegt würde, — Daß auch das Sntereffe der 
nachftehenden Gläubiger durch eine derartige Subftituis 
- rung -gefähtdet feyn kann, wird am beutlihften, wenn 
man den Fall annimmt, daß der poftlocirte Gläubiger, 
auf denfelben Grundftüden wie der ihm vorhergehende 
verſichert fey. Dieſer konnte darauf rechnen, dag ihm 
bie Forderung nur einmal. vorging; ließ der Schuldner 
die Forderung auf dem einen Gute löfchen, fo gewann 
er hier, was er dort verlor; giebt man aber zu, daß 
ſtatt der Loͤſchung eine andere Poft eingetragen werten 
kann, fo tritt ihm flatt des einfachen ber doppelte Bes 
trag vor, | 
Auf das Recognitionsſyſtem Tann der $. 52. des . 
Anhangs nicht angewendet werden. Das Hypothes 
Fenrecht erlifcht nicht durch die bloße Gonfolidation, 
fondern erft durch die Löfhung. Iſt aber nur ein res 
cognoscirter Zitel vorhanden, fo kann von deffen Löfchung 
nicht die Rede feyn, denn die Loͤſchung fest eine Eintras 
gung-voraus, und diefer Titel wird nach $. 482. h. t. 
von felbft aufgehoben, fobald die Verhaͤltniſſe des Schuld⸗ 
nerd und Gläubigers fich vereinigen. u 
.. efer, v. 6. May 1835. v. K. J.B. Bb.45. ©. 502-1507.) 
Zu 5.498, $. 322. Ein Correal:Berpflichteter, welcher den Glaͤu⸗ 
494. biger gegen jura cessa bezahlt hat, muß fich bei dem 
. Regreß gegen feinen Mitverpflichteten, der Ceffion un» 
geachtet, feinen eignen Antheil in Abzug bringen laffen. 
Erkenntniß des Geheimen DObertribunals. ©. u. Str. Rſpche. 
Bi. 3. ©. 90,) | | ; 


% 


Sieben. Dit. Erf. weit, Acſchn. $. 2074, 87 


‚Zum ſiebzehnten Titel. 
Vom gemeinſchaftlichen Eigenthume. 3 


Zum erſten Abſchnitt. 
Vom gemeinſchaftlichen Eigenthum uͤberhaupt. 


g. 323. Ueber die Stimmenzaͤhlung bei der Concurrenz Zu $. 20. 
mehrerer Gompatrone vide Erfenntniß des Geheimen 21. 22. 
Obertribunald. S. u. Str. Nfpche. Bd. 3. ©, 131. J 

$. 324. Im nebenallegirten $. Zeile 1: iſt ſtatt: Zu $. 23. 

— zu — * Stinmengleläheit®. | 
(Refer. v. 9. May 1834. v. 8. 3. 8. Bo. 43. S. 445.) 


Zum zweiten Abſchnitt. 
Vom gemeinſchaftlichen Eigenthum der Miterben. 


g. 326. Das Allgemeine Landrecht kennt den Grund⸗ Zu x 74. 
fat des römifchen Rechts nicht, wonach Alles, was zur 
Actios ‚ und Paffivmaffe gehört, auf die ‚Miterben . 
nah DVerhältniß ihrer Erxbquoten ipso jure. übergeht, 
vielmiehr muß erft eine Erbauseinanderfegung voraudges 
hen, ehe man mit Gewißheit annehmen kann, daß einem 
Miterben an einem gewiflen zur Verlaſſenſchaft gehoͤri⸗ 
gen Grundſtuͤcke ein beſtimmter Antheil zuſteht, und fo 
lange dies nicht geſchehen iſt, kann auch auf Andringen 
eines Glaͤubigers eines Miterben die Subhaſtation eines 

beſtimmten Antheils an dieſem Grundſtücke nicht, erfols 
gen, weil man weder wiſſen kann, ob und wie viel der 
Miterbe vielleicht zu conferiren hat, und ob nach Bes 
rihtigung der Schulden überhaupt etwas zu. erben Orig 
bleibt. — Iſt aber demohnerachtet mit dem Verkauf 
eines folchen beſtimmten Theils verfahren, fo tritt der 
Käufer (Adjudicatar) dadurch doch nur in die Stelle ſei⸗ 
nes Schuldners, folglich in die Gemeinſchaft mit den 
übrigen Theilnehmern mit allen feinem Schuldner in Bes 
Zedung auf das Miteigenthums = Verhältni re 

echten und Verbindlichkeiten. Er ift nach $. 68. | 
des U. 8. R. den Mitgenofjen in die Gemeinfchaft air 
edrungen worden und hat nun erſt dad Recht erwor: 
eu auf Zheilung bes GRAN Eigenthums und - 


i ’ 


88 Erſt. Th. Siebzehnt. Tit. Zweit. Abſchn. $. 75-475. 


u biefem, Bwede auf den Öffentlichen Verkauf des Grunds 
Tide anzufragen. In den Rechten der Hypothefengläus |, 
iger und Nealberechtigten wird hierdurch nichts geäns 
bert, und wenn es fich von dem gemeinfchaftlichen Eis 
genthum mehrerer Miterben handelt, fo find die Rechte 
und Berbindlichkeiten des Käufers diefed einzelnen Ans — 
theild. als eines Erbfchaftöfäuferd nach F. 454 ff.-Zit. 11. 
Th. 1. des Allgem. Landrechts zu beurtheilen. Die 
Löfhung eingetragener Hypotheken auf dieſem erfauften 
Antheil ift derfelbe vor Befriedigung der Hypothelgläus 
biger ſonach zu fordern nicht berechtigt. 
 (Referigt v. 13. April 1833. v. 8. I. B. Bb. 41. ©. 555.) 


ann 8. 326. Jeder Miteigenthümer kann Behufs der Auss 
„di Bit, einanderfegung den öffentlichen Verkauf ber gemeinfchafts 
ee Ber-lichen Sache fordern. Diefer Antrag wird den befanns 
Su rer ten Miteigenthuͤmern mitgetheilt und dieſe find aufzufors 
89.91, dern, fich binnen 4 Wochen. über die in Antrag, gebrachte 
172. 173, Beräußerurig mit Bezug auf den $. 75. Zit. 17. Ih. 1. 
175. A. L. R. zu erklären. Stellen fie Feine Einwendungen . 
“auf, welche den Öffentlichen Verkauf für immer oder zur 
Zeit. auöfchließen, fo wird die Subhaftation ded Guts 
nah $. 2. Nr. 3. der ‚Verordnung vom 4. März 1834 
eingeleitet, ftellen fie aber dergleichen Einwendungen auf, 

fo ift der Provocant zum Nechtöwege zu in 
(Refer., v. 80. Juny 1884. v. 8. 3.8. Bb. 48. ©. 449. 450.) 


3580. $. 327. Auf den Antrag eines Miteigenthümerd zum 
Bwede der Auseinanderjegung findet, infofern ſich bie 
Miteigenthuͤmer nicht darüber einigen, daß nur eine freis 
willige Subhaftation ftatthaben fol, die nothwendige 
Subhaftation mit ihren Wirkungen flat. ° 5 

(Verordnung v. 4. März 1834 über den Gubhaftationd:Pros 
zeß. $. 2. Nr. 3. ©. ©. 1833. ©. 39.) ‚ 

Eu — $. 328. Ueber die Form der Erbtheilungdverträge vide- . 
13. Refcript vom 1. Februar 1833. (v. 8. J. B. Bd. 4. 

I. S. 215.) zu $. 56. Tit. 17. %.2. 48% 8. $. 1179. 


Bu 8.131. $. 329. Die Erben eines Bürgen haften dem Gläus 
157. biger, welchem fie die Theilung der, Erbfchaft nicht vors 
.  Shriftsmäßig befannt gemacht haben, auch dann in so- 

lidum, wenn zur Zeit der Zheilung die Bahlungsvers 
bindlichkeit aus der Bürgfchaft noch nicht eingetreten war. 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals. S. u, Str. Rſpche. 

\ B. 1. & 110) | | 


» 


* . 


“ 


Von Gemeinheitsthetungen.$: 311 — 301.809 


$. 330. Eine "mehreren Perſonen als Legat hinterlaſ⸗Zu $. 151. 
ſene Activ-Forderung iſt unter dieſen nach den von dem 

Erblaſſer angewieſenen Quoten von ſelbſt — ipso jure 
— getheilt, und kann ein.theilbared Legat, fofern der 

Antheil eines jeden Mitlegatars feſtſteht, von jedem Le⸗ 

gatar auf Hoͤhe ſeines Antheils eingezogen werden, ohne 

daß es darauf ankommt, nachzuweiſen, welchen Intereſ⸗ 

ſenten die nicht eingeklagten Antheile des Legats zuſte⸗ 

ben. (ofr. 8.4. Nr. 7. Tit. 6. Th. 1. der Allgem. Ges 
richtsordnung.) DT IRRE TEN 

(Refeript v. 20. Sept. 1833, v. 8. J. B. Dh. 42, S. 86.) 


Zum vierten Abſchnitt. 
| Bon Gemeinheitötheilungen. ° 


6. 331. Wegen des Gefchäftöbetriebes in ben Angeles Bu $. . 
genheiten der Gemeinheitstheilungen zc. vide Verordnung 311-361. 
vom 30. Iuny 1834 (G. ©. 1834. ©. 96.) zu it. 43. 

2. 1. A. G. O. 
$. 332. Bei Verwandlungen von Natural-Praͤſtatio⸗ Zu $. 

nen in Geldrenten können ſtatt der veränderlichen Geld: 311—361. 
venten vergleihöweife auch fefte, nach den 14jährigen „LS79: 8 
Martini s Durhfcnitts = Marktpreifen mit, Hinweglaffung 2 
der zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten Jahre zu. bes 

rechnende Geldrenten geftattet werben. Ä | 

 - (Berorbn. v. 22. Sanuar 1835. Merf. Amtsbl. 1835. &.18.) 
8333. Die Beftimmung, nach weldher im Fall der Zu F 
Entſchaͤdigung in Renten im Hypothekenbuche des belas311—368; 
fteten Grundftüdd vermerkt werden muß, daß die Rente 688. * 
ein Zubehör des berechtigten Guts und bie Befugniß 2389, 
des Beſitzers, über diefelbe zu verfügen, aus dem Hypoz £ 
thekenbuche über das letztgedachte Gut zu erfehen fey — 
findet auch auf. Entfhädigung "in Capital Anwendung 
und gilt, mit biefer Ausdehnung, bei Ablöfungen und 
Negulirungen nad dem Edict vom 14. September 1811 
ebenfo, wie bei Gemeinheitötheilungen. Die Beflimmuns 

en bes 6. 76. der Gemeinheitötheilungsd : Ordnung (Erg. 

. 633.) u. 38. der Ablöfungs= Ordnung vom 7. Juny 

1821. (Erg. — 2389.) find — — Dieſe Ein⸗ 
tragungen muͤſſen die General⸗Commiſſionen von Amts⸗ 
wegen beſorgen. | = 

(Befeg v: 29. Juny 1835, $. 8. &. S. 1835. &, 136) 


90. Cfk Dh. Atze, Fe. Er Affen. 549-106 ff 

or Zum ahtzehnten Lite 
— 5 e Vom getheilten Eigenthume. | 

Zum erften Abfhnitt 
F Vom Lehne. Sa 


. 334. Ueber das. Mieberlaufigifche Lehnrecht vide v. 

898. Bo. 44. ©. 199 sq.. 

-3u$.49.-6..335. Die Vorfchrift "des fächfifchen Lehnsmanbats, 

nach welcher Stadtgemeinden, welche Lehngüter befigen, 
die Lehen durch Lehnstraͤger zu fuchen verpflichtet find, 
fol bei‘ inländifchen Stadtgemeinden. nicht mehr’in Ans 

wendung gebracht ‚werden; und -ift die Beflellung von 
—— gern fuͤr ſolche Gemeinden nicht weiter erfor⸗ 
i | 8 


(Allerh. Gab. Order v. 33. October 1833, — Reſcript vom 
| 4. November 1833. v. 8. I. B. Bd. 42. ©, 287. 288.) | 
„entiä 8. 336. Wenn bei landeöherrlichen Lehnen eine Regu⸗ 
Ablöfuns lirung gutöherrlicher und bäuerlicher Verhaͤltniſſe, Dienſt⸗ 
Bu" $. 88, ablöfung , Gemeinheits- Theilung oder Reluition' von 
Grundgerechtigkeiten durch die ‚General: Gomitiffion bes 
wirkt wird, fo tritt Die Entſchaͤdigung, weldhe dad Lehn 
für aufgegebene Gerechtfame empfängt, unmittelbar. in die 
‚, Stelle des dedurdh- verminderten Lehnswerthes, und ers 
folgt die Berechtigung des Befigtiteld, ohne daß es einer 
Belehnung des Lehnsbefigers, der Lehnöfolge und der 

E Anwärter mit dem. neu entftandenen Lehnöpertinenzftreite 


edarf. 
(Allerh. Cab. Orb. v. 16. Februar 1835. ©. ©. 1835. S. 1.) 
308. 8. 337. Die im Herzogthum Sachſen mit Lehngütern 
147 ff. anfäfligen, jedoch nicht im.diefjeitigen Unterthanen-Verhältz 
niffe fiehenden Vafallen bedürfen zum Eintritt in fremde 
Militairdienfte der Allerhöchften Erlaubniß nicht. | 


* (Allerh. Cab. Order vom 26. April 1835. und Reſcript vom 
1. May 1835. v. 8: 3. B. Bd. 45. ©. 811. 312.) ’ 
Zu &. -$& 338. Die zu Lehngütern im Königreih Sachſen und 
166 fi. dem Großherzogthum Sachlen: Weimar ald Pertinenzien 
- gehörigen Parcellen oder Beigüter, welche im Preußifchen 
biete. liegen, werden als Preußifche Lehne angefehen, 
- bie auf den Fall der Apertur diefjeitö eingezogen werben 
koͤnnen. Was jedoch die Zinfen und Dienfte betrifft, die . 


* 


ä 
x 


als Pertinenzien zu einem Lehn im Saͤchſiſchen ober Weis 


Vom Lehne. $. 228— 696 »q. An 


marſchen gehören, fo ſollen diefe mechfelfeitig nicht mehr 


als felbfiftändige Lehne in den Ländern des Wohnſitzes 
ber Verpflichteten angefehen und behandelt meiden. — 
Sn, Bezug auf. die 'Gegenfiände, welche: zu einem dies⸗ 
oder jenfeitigen Gute gehören, gelten vie Beftimmungen 
ber Convention vom 28. Zugufi 1819 Art. 2. $. 13: bis 
19. (G. ©. 1819. Anhang 7) unbefchäadet jedoch 
1) der befondern etwas: ‚Anderes feſtſtellenden Beflims 
mungen in ber Convention, z. B. in rasch der 
Gerichtöbarkeit Art. 2, 5. 11. (a. a. 8.) — 
. 2) mit der Beſchraͤnkung, daß 
a) Prozeffe über jene Rechte nut bei den Gerichten 
bes Gebiets. der Pflichtigen . geführt werden, und 
. auch. nur von diefen Gerichten die Erecution gegen 
die Pflichtigen gefchehen darf; 
b) bei der Subhaſtation eines Guts, wozu Rechte 


der fraglichen Att gehören, die etwa nöthige Taxa⸗ 
“tion folcher Rechte von den sub a gedachten Ges. 


richten geſchehen ſoll. 
Auch auf Allodialguͤter ſoll in Bezug auf die zu ih⸗ 
* ehoͤrenden Rechte alles das Anwendung finden, mas 


nfehung der Lehnguͤter nach Dbigem beftimmt ift, 


ee find dieſe Beſtimmungen nicht zu erfireden auf 
felbftftändige, nicht. zu einem Gute gehörige Rechte, 
welche im beiden Gebieten ausgeübt werden, z. B. auf 
das einer Familie als Corporation ohne Ruͤckſicht auf ein 
Gut freiftehende Recht, Zinfen in mehreren Dörfern, von 
den einige Preußifch geworden, andere Saͤchſiſch geblie⸗ 
ben find, zu erheben. — 

Sind bereits Reluitionsgelder folcher Zinfen ‚oder 
Dienfte als lehnbare Geldftämme in Beſchlag genommen, 
fo find fie wieder frei zu geben. ⸗ 


(Refer. v. 4. Rovemb. 1838. v. K. I. B. Bd. 42. S. 280.) 


$. 339. Wegen der Zuziehung des Lehnsherrn und der 
Lehnöfolger bei den von den General-Commilfionen refforz 
tirenden Ablöfungen: zc. vide Verordnung vom 30. Juny 


1834. 88. 23—.27. (©. ©. 1834. ©. 106, 107.) zu. 


Allg. Gerichtsordnung Th. 1. Zit. 43. 


340. Vide Gef. v. 29, Juny. 1834. 6. 4. 5.6. 


(Gef. Samml. 1835. ©. 136. 137) und Allerh. Cab. 
Order v. 2. July 1831. (Gef. Samml. 1831. ©. 155) 
zu $. 240— 494, Tit. 7. Ih. 2. $. 588 ff. —— 


Zu $. 
50.· 
696 .. 


92 Erf. Th, Achtzehnt. Tr. Erſt. Abfcın. $. 228 — 567. 


$. 341. Ein Lehngut kann wegen einer, auf beffen 

4 Subfanz, vom Befiger aufgenommenen, und im Hypo⸗ 
295.297. thekenbuche eingetragenen Schuld, wenn diefe nicht für 
so2F.311. ſaͤmmtliche Agnaten verbindend ift, mit Vorbehalt der 
831. 832, Rechte der nicht verpflichteten Agnaten fubhaftirt werben. 
833 ff. 339. Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 6. Juny 1827. 
” — Rſpche. Bd. 2. S. 161. u. 20, Suny 1828. ©. 169. 


„oerkonen © 6. 342. Zu Geffionen und Verpfändungen von Lehns⸗ 
— bypotheken im Herzogthum Sachſen iſt weder ein Con⸗ 
ſens der Lehnscurie, noch eine Confirmation von Seiten 
berfelben erforderlich. 
EAulerh. Gab. Drd. v. 20, Aug. 1831. G. S. 1882. S. 213) 
$. 343. Es bezieht fich jedoch dieſe Verordnung nur 
auf bit. unmittelbaren landesherrlichen, nicht aber auf 
Privat-Lehnöcurien. 
— — vom 25. Auguſt 1824. v. K. 93.8. Bd. 44. e. 


Bu 5.259. 6. 344. Die Lehnöqualität, insbefondere das Ober: 
eigenthum eined Lehnſchulzenguts muß sub Rubr. 2, im 
Hypothekenbuche eingetragen fein, wenn dieſe Beſchraͤn⸗ 
kung des Eigenthums den fpäter eingetragenen Gläubis 
gern, welde die Subhaftation des Guts ertrahiren,. mit 
zechtlicher Wirkung entgegengefegt werben fol. 
. 1 (Erkenntniß bed Geheimen em vom 17. Zebruar 
1820. ©. u, Str. Rſpche. Bd. 1. S. 224.) 
Zu spe $. 345, Ein Lehnbefißer, welcher ein zu feinem — 
1, — Forſtgrundſtuͤck zum allgemeinen Beſten, 3. 
967. um hauſſeebau an den Staat abtreten muß, w - 
pflichtet, nicht allein die ihm von dem Staate für den 
Grund und Boden ‚gezahlte Summe, fondern auch die 
ihm für das Mu frühe. Schlagen des jungen Holzed ge: 
leiſtete Entfhadigung und den Werth des gefällten und 
verkauften, :noch nicht haubaren Holzes ald Geldlehn 
auch zum Bellen des Lehns⸗Agnaten und ——— 
anzulegen. | 
3, (Sekenntnis des Geheimen Dbepteibunale vom 15. Kuguft 
23. ©: u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 196.) 
Zu $. 350. $. 346. Lehnögläubiger, welchen die Subftanz bed 
“851. 35%. Lehngutes verhaftet ift, find nicht verpflichtet, bem Lehnös 
befiger eine Competenz zu bewilligen. 
. (Erfenntniß des Geheimen — —— vom 80, December 
1883. ©. u. Str; Rfpde: Bd: 4. ©. 101.) — 


Vom Lehne, d. 502-6. WM 


$. 347. Bei Allodification von Lehngütern und: Lehn⸗ Zu $. 

ftämmen durch Familienſchlüſſe finden bie Grundfäge ber „s02 1 
Aufhebung von Familien:Fideicommiffen Anwendung, E8 "7 en 
müffen alfo dabei nach $. 68. Zit. 4. Th. 2. AL. R. 
fämmtliche. aus dem Hppothelenbuche bekannte Familien» 
glieder zugezogen, und außer den aus diefem fich erge⸗ 
benden Mitgliedern müffen nach $..42 ff. 1. e. den. mins 
derjährigen -Defcendenten berfelben Vormuͤnder - beftellt; 

und die innerhalb des 302. Zages nach Vollziehung ‚des 
Familienſchluſſes Geborenen berüdfichtigt werden. + Der 
Richter hat nicht nöthig, Liber diefen aus dem Hypothe⸗ 
kenbuche fich ergebenden Umfang der Zheilnahme heraus 

zu gehen, und nach andern nicht eingetragenen Familiene 
gliedern zu forfchen, da es deren Schuld ift, daß fie ſich 

nicht haben eintragen laffen. Die 88. 157. u. 158. Zit. 51, 

2b. 1. A. G. O. fliehen diefem nicht entgegen, da fie nur 
fpecielle Vorſchriften ded Provinzialrechtö im Auge haben, 

welche mit den. gefeglichen Vorſchriften über Bamiliens 
fhlüffe gar nicht in Verbindung. gebracht werden koͤnnen. 

(Reler. v. 16. Gept. 1833. v. 8. J. 3. Bd. 42. ©. 107.) 

8. 347° Mer unter den innerhalb des 302. Tages 
Geborenen zu verftehen, darüber fiehe Allerh. Gab. Order 

vom 5. Sept. 1835. (G. ©. 1835. ©. 198) zu $. 44. 


Tit 4. Th. 2. A. L. R. — 

$. 348. Auf Lehnſtaͤmme find, fo weit dies ihrer eigene Bu $. 
thůmlichen Befchaffenheit nach überhaupt möglich ift, die re 
bei Lehngütern ertheilten gefeglichen VBorfchriften zur Ans r 
wendung zu bringen, und ein Lehnftamm, der aus Kurs 
maͤrkiſchen Lehnen entflanden ift, ift auch nach Kurmaͤrki⸗ 
fchen Lehnrechten zu beurtheilen, fo daß, 3. B. bei Suc⸗ 
ceffion in einen foldhen die Vorfchriften des: Kurmaͤrki⸗ 
ſchen Lehnrechts zur Richtſchnur dienen. Anders: aber, 
verhält es fi mit der Einziehung und weitern Untere 
bringung eined Geldflammes. Für diefen Fall enthalten, 
die Kurmärkifchen Lehnrechte Feine Beftimmung, und die 
Lehre von den Lehngütern bietet Beine zutreffende Anas 
logie. Sol die Lehndeigenfchaft von einem Gute anf 
das andere Übertragen werden, fo kann died nur nad) 
vorgängiger Allodification des Lehnguts, deffen Veraͤuße⸗ 
rung im Wege des Kaufd oder. Tauſches und ber Er⸗ 
werbung und Ummandlung eines Allodialguts zu Lehn 
gefchehen, ind dies kann nur von der ganzen Familie 
durch einen Familienbeſchluß beforgt werden. - Bei ber 


98 Erſt. Th. Achtzehnt. Tit. Erſt. Abſchn. $. 651 ff. 


| Eim lehung und Wiederausleihung eines Geldcapitals 


kommt es aber auf keine Allodification, ſondern nur auf 
die Prüfung der Sicherheit bei ber neuen Ausleihung a 
Das: Capital bleibt unverändert ein Lehn der dazu bern 
- fenen:-Samilie. Da nun dad Märkifche Lehnrecht in dies 
m Beziehung fehmeigt, und eine Analogie von den. Lehris 
—— hier nicht abgeleitet werden kann, ſo muß auf die 
orſchriften des Allgem. Landrechts recurrirt werden, 
welches. auf- Geldlehne überhaupt die Vorſchriften von 
Geldfideicommiſſen angewendet, wiffen will. — Es kom⸗ 
men alſo hierbei die Vorſchriften d. 128 ff. Tit. 4. Th. 2. 
A. L. R. zur Anwendung; es find die bei dem Lehnſtamm⸗ 


capital im Hypothekenbuch . eingetragenen Lehnsanmwarter - 


hörten, und die Sicherheit muß nad den fttengen 
Vorfchriften bei Ausleihung von Geldern aus dem Ges 
neral-Depofito geprüft werben. 


(Refeript v. 17. Zuny 1833. ©. K. J. B. Bd. 42. ©. 89) 


wurebung < 6. 349. Die Aufhebung des Lehnsverbandes der Bauers 
„uerbanded Tehne in den Domainen Fann, wenn ber Befiter bed 
er Lehns dieſſelbe nachſucht, unter folgenden Bedingungen 

Er erfolgen: 
su 2) bei Lehnen, die auf'mehr als vier Augen ſtehen, 
kann Namens des Domainen⸗Fiscus, die Aufhebung 
ef Lehnsverbandes nachgegeben werden, wenn der 

Beſitzer 
bei Mannlehnen 2 bis 5 Procent, 


bei Weiberlehnen, vermifchten Lehnen und Erbleh⸗ 


nen 1 — 3 Procent 
bed Werths des Lehns, nach" Abzug der darauf haf⸗ 
tenden Hypothekenſchulden, wozu der Lehnöherr den 
Confens gegeben hat, oder die er anzuerkennen vers 
pflichtet iſt, zu zahlen übernimmt. Nach diefen 


Sägen und nad) Maafgabe der größern oder ges _ ” 


ringern Beſchraͤnkung des Vaſallen, in Hinſicht auf 
Dispoſition über das Lehen oder Vererbung deſſelben, 
wird in jedem einzelnen Falle die Entſchaͤdigung 
feſtgeſtellt. Statt der Zahlun des Capitals kann 
auch die Entrichtung eines jaͤhrlichen Canons von 


5 Procent des Capitalbetrages angenommen werden. 
(Allerh. Cab. Order vom 8. Auguſt 1830. — Anweiſung 


für die Regierungen vom 8. Auguft 1830, $. 1. u. Re⸗ 
feript v. 6. Decemb. 1830. v. 8. J. B. Bd. 86. S. 196.) 


2) Der Werth des Lehns wird, wenn eine brauchbare 


Vom Lehne. g. 601 f. o⸗ 


Taxe borbanben ift, nach dieſer, anberufi 8 aber 

nah dem letzten Erwerbungspreiſe angerommen. 
Ersgiebt ſich ·kein ſolcher Preis, oder erſcheint er fo 
a —— 3 daß ‚er, nicht zum —— Beet 


8 merhen,E jo muß, eine, lbſchaͤung erſolgen. 


—* 

3) Sordio der Lehnverband für aufgehoben erklärt # ’ 
voͤrt auch? die Verpflichtung ‚auf, Laudemien, Con⸗ 
fensgebuͤhren, oder andere in gleichem Derhälft 
fehende Gebuͤhren pi zahlen." — Andere Auf dem 
Lehn haftende, beſtaͤndige und unbeftändige; -baare 
und Natliral⸗Gefaͤlle, Bene, und Leiſtungen heiben 
ENT | a 


1. 8 Do) 
4) Bei Rehnen;; deren Werth: — x zug. ber Sub, 
- mehr als: 20,000 Thlre. beträgt, muß vor Abfchlies 
ßung des‘ Vertrages bie: Genehmigung ded Finanz 
wminiſterii nachgefucht- werden. Diefe Genehmigung ift 
eben: fo eiforberlich in allen den Fällen, in ' welchen 
- die Entfchäbigung nicht nach dem höchften sub Nr. 1. 

— aufgeftellten Sägen feflgeftellt ‘werden foll, jedoch 

> mar fo lange, bis hieruber ba ac —— ge 
geben fein werden. =. ' 

5. 0:0. D,) 

5 Wenn Lehne auf vier Wugen ſtehen fann zwar die 
Aufhebung des Lehnönerhanded. ebenfalls fattfinden, 
bei der Berechnung ‚der Entfchädigung wird aber 
mindeſtens das Doppelte der; sub Nr. 1. beſtimmten 
Säge: zum Grunde gelegt: Dieſe koͤnnen auch noch 

 erhöhet werben, wobei. darauf ,Rüdficht genommen 

. wird,. ob der Lehnsverband ‚für den Bafallen mehr 

oder weniger laͤſtig ſei, und ihn in ſeiner Dispoſi⸗ 
tion uͤber das Lehn mehr oder anne befchränfe. — 
Die Vorſchriften sub Nr. 1. 2. 3. finden bei diefen 

. Xehnen auch Anwendung; bie. —— des Fi⸗ 
nanzwiniſterii muß aber in allen Faͤllen eingeholt 
— 


O.) 

6) Si — die nur auf zwei — ſtehen, findet 
der Antrag auf Aufhebung des Lehnsverbandes nicht 
ſtatt, es ſei denn, daß beſondere Vortheile angebo⸗ 
ten wuͤrden; in einem ſolchen Falle muß uͤber den 
ars an u EN berichtet werben. 

( a. a. 


ı 


Erdiinde 


— 


I- üter, 
Zu g. 
680 sq. 


Merkmale 2 


96 Erf. Th. Achtzehnt. Tit. Zweit, Abfchn.. 6.680 — 689]. 


Sum zweiten Abſchnitt. 

— Bon. Erbjinsgütern. . . ER 
- 8. 350. Ueber die’ rechtliche Natur der Erbzinsgüter in 
ber preußifhen Grafſchaft Hohenſtein ſiehe v. K. I. & 
Bd. 21. ©. 175 59. v. K. J. B. Bd. 44. S. 3 seq. 
8 351. Die 88, 15. 17. und 18. in Verbindung mit’ 


des vollen hen 65. 43. bis 45, des Gefehes vom:.21. April 1825 


und des 


über die den Grundbefig betreffenden Rechtöverhältniffe 
und ‚über ‚die Redlberechtigungen - in den Landeötheilen, 


u. Sonfens eines Erbzinsgutes in allen denjenigen Fällen, in ‚welchen 


bins 
berrn bei 


auf einem folchen ‚feine Naturallaften oder. Dienfte und 


en namentlich auch alddann nicht, wenn Laubemien auf dems 


Bu $. 
680 ff. 
689 fi. 


felben haften, nicht beduͤrfe, vielmehr geht Der Sinn ders 
felben ‚dahin: haften auf dem Grundſtücke Andere,. als 
jährliche. fefte Geldabgaben ; namentlich Naturälabgaben, 
Dienfte und Laudemien, fo hat der Befiger 'nur das: nutz⸗ 
bare Eigenthum; ſollte aber ber Beſitzer fchom vor Eins 
führung der fremden Gefege das volle Eigenthum gehabt 
haben, fo bleibt er voller Eigenthümer, wenn auch auf 
dem Grundftüde foldhe andere Laften ruhen; der: Befiger 
muß auch die Laudemien, welche vor Einführung ber 


fremden Gefege zu entrichten waren, ferner 'entrichten, 


felbft wenn: ihm das volle Eigenthum an dem’ Grunds 
ftüde ſchon vor jener Einführung zugeftanden, ihm folches 


- daher auch jest geblieben fein folte; doch fallen in dies . 


fem legtern Falle die Gewinnbriefe weg. Der Fall, wa 
ein laubemialpflichtiges Grundftüd volles Eigenthum des 
Beligers ift, und die Gemwinnbriefe wegfallen, gehört alfo 


zu der Ausnahme, wovon der Schluß des $. 18. redet, 


und muß in concreto immer bewiefen werden. — Das 
gegen bleibt es Regel, daß, falls nicht ein folcher befons 
derer Ausnahmefall nachgewiefen wird, die auf einem 
Grundftüde haftende Laudemialpflichtigkeit ein Merkmal 


des blos nutzbaren Eigenthums ift. 


| (Refeript v. 6. Febr. 1832. v. K. 3. B. 8b. 89, &. 117.) 


. Diefe $$. abgebrudt Gr 2411. 2413. 14. 
210.220. 2 ji 3 


Bon Erbzinsgütern: $. 698 — 719. 97 


$. 352, Ueber die Rechte des Erbzinsheren beim Wer: Zu $. 698. 
kauf eines Erbzinsgutes, wenn die Erbzinäqualität nicht 702. 708. 
in das Hypothefenbuc eingetragen ift, vide Erf. des AR 
ee zu Halberfiadt vom 22. Juny 1824. 

( . u. Str. Rſpche Bd. 1. ©. 413) zu $. 8—10, 

it. 10. Th. 1. A. L. R. $. 163. 

$. 353. Zur Begründung des gutsherrlichen Rechtes, Saudemien 
Laudemier oder andere —— Vererbung von Ruſtical⸗ — 
ſtellen in Schleſien übliche Abgaben, von Erben in ab»714—719. 
fteigender Linie, fordern zu dürfen, foll in Ermangelung (Erg. $. 
eines befondern Rechtötitels der Beweis genügen, daß bei°=1. 822.) 
ber Befigung, von welcher die Abgabe gefordert wird, 
biefelbe von Defcendenten in ben beiden legten, zunaͤchſt 
vorangegangenen Fällen entrichtet worden ift. 

(Gefeg v. 19. July 1882. $. 1. ©. ©. 182, S. 194.) 

8. 354. Iſt diefe Abgabe in den beiden erwähnten Faͤl⸗ 
len nach verfchiedenen Sägen entrichtet worden, fo wirb 
der niedrigfte Sag zur vorläufigen Norm angenommen 
und dem Berechtigten vorbehalten, die Verpflichtung. des 
eo zu — hoͤhern Satze im Prozeſſe auszufuͤhren. 

($.2 a. a. O.) 


S. 355. Bei Ausmittelung des Werths ber Altentheils⸗ Beregnung 
nutzungen, Behufs der Feſtſtellung des Betrages eines thails bei 
Laudemii, iſt eine Lebensdauer von 70 Jahren ald Grund» kauemen 
lage der Berechnung anzunehmen, und find bie Regie: 714—719. 
‘ rungen angemwiefen, bei Berechnung der Laudemien im 
Allgemeinen nah Maaßgabe des Lebendalterd des Alten- 
theild:Befigers I 
1) bei einem Lebensalter bid zum 60. Jahre incl. das 
- achtfache, F u 
2) vom zurüdgelegten 60. bis 62. Jahre incl. das 
ſechs fache, . 
3) vom zurüdgelegten 62, bis 64. Jahre incl. das 
pierfache, na 1 
4) vom zurüdgelegten 64. bis 66. Sahre incl. das 
dreifache, | in 
5) vom zurüdgelegten 66. bis 69. Jahre inel. das 
ein und ein halbfache des Jahresbetrages ber 
eng in Gelde, und | 
6) vom Anfange bed 70. Jahres an nur. den ein= 
fahen Jahres⸗Betrag 
zu dem bedungenen Kauigelde binzuzurechnen. | 
(Refeript v. 7. April 1833, v. K. Annal. Bd, 17. ©. 506.) 
Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl, u. en, 


4 


98: Eofl. Vet: Neunzehnt. Titel. $. 19. 


Bereit der‘ 5. 356. Wenn ein Colone im Münfterfchen und Ber 


ſteuerar⸗ 


tigen Natur ſchen behauptet, daß die von ihm geforderte Abgabe 


der Abgaben 


die Natur der Steuern habe, alfo durch den $. 36. des 


ten tm Müns Gefetzes vom 21. April 1825 (Erg. $. 2568.) abgefcha 


ı fterfhen u 


— ſey, fo liegt ihm der Beweis der ſteuerartigen Natur E 


u.9. 815. 


3u $. 19. 


Wie diefer zu führen fey, bleibt in jedem einzelnen Falle 
der ‚richterkichen Beurtheilung überlaffen, Da die Gene: 
ralcommiffionen fich von allen auf diefe Berhältniffe be: 
ziehenden Umſtaͤnden die ‚gefchichtlichen Nachrichten vers 
Ichaffen müſſen, fo wird nicht felten ein von ihnen nach 
Maßgabe des $. 59. Zit. 10. Th. 1. der %. ©. O. ers 
forderted fehriftliches Gutachten fehr zweckmaͤßige Aufs 
Bärung geben. — Alle drei Gejege vom 21. April 1825 - 
geben von dem Grumdſatze aus, daß im Zweifel anzu» 
nehmen ift, die auf einem Grundftüd haftende Abgabe 
werde für Weberlaflung eines Grumdftüds entrichtet, fey 
alſo als fortbeftehend zu betrachten. 

Die im $. 49. des Geſetzes für die Bergfchen Lans 
destheile (Erg, $. 2581.) aufgenommene Beflimmung beab⸗ 
fiptigt Teine Abweichung ‘von diefem Grumdfage, will 
vielmehr nur größern Weiterungen vorbeugen , welche 
durch die oberflächtihe Bezeichnung ber. verfchiebenen 
Gattungen. der Abgaben und Leiflungen in dem Berg⸗ 
ſchen Setrete vom 13. September 1811 zwiſchen den 
Intereſſenten unausbleiblich herbeigeführt werden würden, 
wenn der zu einer als abgefchafft benannten Abgabe ver> 
pflichtete Grundbefitzer gegen den Berechtigten den Bes 
weis zu führen habe, daß die Abgabe aus einer Grund- 
verleihneg nicht entfianzen fe — Dem Richter liegt 
nach. allen drei Gefegen ob, genau zu prüfen, ob bie 
Leitung urfprüngli auf einer Grumdverleihung beruhe, 


oder nicht, und die Intereffenten müffen die Materialien 


zu diefer Prüfung Kiefern. 
(Refeript v. 26. März 1332. v. 8. I. B. Bi. 39. ©. 115.) 
Zum neunzehnten Titel. 
Bon den dinglichen und perſönlichen Rechten auf 
fremdes Eigenthum. 


$. 357. Die bein Verkauf einer Domaine vorbevuns 

gene Grundſteuer ſteht den zu jener Zeit bereits dinges 
tragen gewefenen Hypothekenforderungen nah. 

(Refer. d. 3. Oct. 1884, 0.8. J. B. Wo. 44. ©. 404-406.) 


— 


‘ 


Ef. 29. Bwanyigß. Zit. Erſt. Abſchn. 6.2413. 99 


Zum zwanzigſten Titel. 


Von dem Rechte auf die Subſtanz einer freme 
den Sache. 


Zum erſten Abſchnitt. 
Vom Rechte des Unterpfandes. 
$. 358. Die Beſtimmung, daß jede auf den Grund Zitel Laum 


\ 


Pfan *8* 
F 


eines an ſich rechtsgültigen Titels gegen den zu * 
eingetragenen Beſitzer erfolgte Hypothek-Beſtellung ihre 8. 8. 

Kraft behalte, wenn ſich auch in der Folge findet, dag +00 
diefer Befiger nicht der wahre Eigenthuͤmer geweſen if, 


"404. 
410. 413. 


| ſetzt immer voraus: 


daß die Hypotheken⸗ Eintragung ſich auf einen 

an ſich rehtögültigen Titel gegen den ei-⸗ 

getragenen Beſitzer gründe. 
Gründet fi) aber die Eintragung auf ein geſetzlich es 
Pfandrucht, fo kann diefe wider den Willen des einges 
fragenen Befigerd und des. wahren Eigenthümers nicht 
mehr erfolgen, wenn der Schuldner nicht mehr Eigen⸗ 
thümer, des Grundftüds ift, als deſſen Befiger er noch 
im Hypothekenbuche eingetragen ſteht. Das gefepliche. 
Pfandrecht hinfichts diefes Grundſtuͤcks erliſcht ii pe 
Uebergange des Cigenthums an einen andern nicht "Vers 
pflichteten von felbit, wenn es nicht früher dur Eins 


‚ tragung in das Hppothefenbuh in ein. bypothefarifches 


Recht umgewandelt ift, und wiirde ed daher der ſpaͤtern 
Eintragung an einem Titel fehlen. 
(Refer. v. 15, April 1835. v. K. J. B. Bd. 45. ©. 500. 501.) 


$. 359. Vide Verorbnung v. 4. es 1834 tiber die 3u $. 5. 


Execution in Civilſachen $..22. (G. ©. 1834. ©. 36.) 


zu $. 110 sq. Tit. 24. Th. 1. %. ©. d. 
$. 360. Derjenige, welcher einem Beamten Geld zur Zu. 6sq. 
Leiſtung der Caution vorgefchoffen hat, kann fi durch 


- Derpfändung und Uebergabe des Recognitionsfcheind und 


durch die gleichzeitige Nachricht der betreffenden Amtöbe: 
hoͤrde ein Pfandrecht auf die Cautionegelder, fo weit fie 
dem Fiscus fünftig nicht verfallen, verfchaffen. 

(Refer. v. 4. April 1834, v. K. 3.83. Bd. 43. ©. 568, 564.) 


$. 361. Der Schifförheber, welchem im Befrachtungs: 3u $. 22. 


4 


vertrage die Ladung fuͤr die Frachtgelder — Zoͤlle ver⸗ 


100 Erſt. Th. Zwanzigſt. Tit. Erſt. Abſchn. F. 24— 439. 


pfaͤndet worden, iſt, fuͤr den Fall, ba er wegen ber 
ſchlechten Belchaffenheit des geladenen Guts in Betreff 
der Frachtgelder und Zölle nicht hinlaͤnglich gedeckt iſt, 
nicht berechtigt, Caution von dem Befrachter zu ver⸗ 
langen. 
—— des Geheimen Obertribunals v. 22, märz 1815, 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 136.) 
‚Bu. 24 6. 362. Ueber die Rechte des Verpachters auf die vom 
Pachter eingebrachten, zur Zeit des Ablaufs des Gone 
tracts noch auf dem Gute befindlichen, in der Zwifchens 
zeit aber verfauften Sachen und Effecten des Legtern 
vide Erfenntniß des Geheimen Obertribunald vom 20, 
März 1833. (S. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 274.) zu 
| $. 395. Zit. 21. Th. 1. A. L. R. $. 432. 
Ditvoftion 8, 363. Die Bedingung, daß ein Schuldner ohne Con⸗ 
vernfäns fens feines Gläubigers auf das Grundftüd feine weitere 
Stunfiie. Schulden eintragen laffen, fowie, daß er ohne deſſen 
Zu 24. Conſens das Grundſtuͤck nicht verkaufen wolle, iſt ohne 
alle rechtliche Wirkung, und darf eine Proteſtation des⸗ 
wegen in dad Hypothekenbuch nicht eingetragen werden. 
(Refer. v. 14. Febr. 1834. v. K. RR B. Bd. 43. ©. 101. 102.) 
Bu $. 4. 6. 364. Ueber die perfönliche Verhaftung eines Schuld⸗ 
%5. 215. ‚ners, der für das contrahirte Darlehn außergerichtlich ein 
beftimmtes Grundftüd mit Ausfchluß feines übrigen Ver: 
mögend verpfändet hat, vide Erfenntniß des Geheimen 
Ang v 31. Oct. 1827. (©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. 
S. 248.) zu $. 653. Zit. 11. Th. 1. A. L. R. $. 210. 
Su 5. 26. 8. 366. Zur Begründung des Antrages auf Ableiftung 
, (; des Manifeftationgeides im Wege der Erecution if die 
" Freigebung eines dem Glaͤubiger beſtellten Pfandes nicht 
„erforderlich. Ueberhaupt darf der Richter von Amtöwe: 
gen das Executionsgeſuch nicht verwerfen, wenn damit“ 
die Freigebung des Pfandes nicht verbunden ift, er muß’ 
vielmehr abwarten, ob ver Schuldner von- der ihm- 
in dieſem Paragraphen ertheilten Befugniß Gebrauch 
” machen will. 
? " (Refer. v. 16. December 1831. v. 8. 3. B.Bb. 38. ©. 340.) 
Zu 8.53. ©. 366. Der Käufer eined Grundſtuͤcks, welcher eine 
u 54. darauf eingetragene Forderung auf Rechnung des Kauf⸗ 
geldes übernimmt, wird dem Glaͤubiger dadurch allein 
nicht perſoͤnlich verpflichtet. 
(Erkenntniß des —— O — vom is. Auguſt 
833. S. u. Str. Rſpche. Bd. 3 66,) 


. 


Vom Mechte des Unterpfandes, $. 04—250. 104 


-& 367. Wer durch fpeciellen Rechtstitel eine mit Zu u 54. 


Pfand: oder Hypothekenſchulden belaftete unbewegliche 
Sache erwirbt und dabei erklärt, daß er diefe Schulden 
mit übernehme, wird hierdurch allein dem Gläubiger 


nicht perfönlich verpflichtet, vielmehr bedarf es hierzu. 


eines :befondern Vertrages zwifchen dem Erwerber und 
dem Gläubiger. | 
(Deciaration v. 21. März 1835. $. 1. &. S. 1835. &. 43) 
$. 368: Auch dadurch entfieht Feine perfönliche Vers 
pflihtung, daß der Erwerber dem Gläubiger auf eine 


folhe Pfand» oder Hypothelenſchuld Zinſen Ka einen’ 
heil des Capitals. bezahlt. 


($. 2. a. a. D.) 


$. 369. Wenn aber ber Erwerber nicht blos die Dands | 


oder Hppothefenfchulden übernimmt, fondern ſich auch au: 
ferdem zu deren Zilgung perfönlic verpflichtet, fo ift 
der Verkäufer befugt, feinen Anſpruch aus diefem Ver⸗ 
fprechen den Stäubigern abzutreten. ' 

($.3.a. a. ©.) Ä 
8. 370. Auf nothwenbige Subhaftation finden dieſe 
Borfchriften feine Anwendung , ber Adjudicatar haftet 
vielmehr - für fein Gebot mit feiner Perſon und ſeinem 
ganzen Vetmoͤgen. 

($.5.a. a O.) 


$. 371. Ueber bie von den Beamten \ beflelten Gaus Gautionen 


tionen, felbft wenn fie. baar eingezahlt werben, muß alles 3, 
mal noch ein befonderes Gautionsdocument aufgenommen” 
werden, um dadurch den ganzen Umfang der Amtöcaus 
tion feftzuftellen. Ä 

... (Refer. v. 4. April 1834, v. K. J. B. Bd. 43, S. 563. 564.) 


$: 372. Die ritterſchaftliche Privatbank in Pommern 


db. Be 


u S. 


Ritter: 
ift befugt, die bei ihr. eingelegten Pfänder, ohne daß fie ——— — — 


dazu der gerichtlichen Ermächtigung bedarf, wenn biefels 


in Poms 
mern. 


ben Cours bei der Berliner Börfe haben, dafelbft oder Zu $. 
in: Stettin: durch vereidete Maͤkler verkaufen zu laſſen, 197 sq. 


oder folhe nach tem derzeitigen amtlichen Dürfen: Goürfe . 
% u ihren Fonds einzuziehen. Ein Gleiches findet in Hins 
ch 


t der als Pfand deponirten Waaren und ſonſtigen bes 
weglichen Gegenſtaͤnde ſtatt. 


(Statuten der — —— in Pommern vom 
23. Januar 1333. $. 30 3. ©. 10, 


.$. 373. Wer gegen ui 26 ERS — 200. 


* 


02 Erſt. Th. Zwanzigſt. Tit. Erſt. Abſchn. F. 263— 270, 


Ref und Lefeholz berechtigt iſt, kann dieſes Recht nicht 
verjähren. - 
es — des Geheimen Obertribunals vom. 81. October 
3. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©, 88.) 
gelbamt zw: * 374. Die Koͤnigliche Seehandlung hat zu Berlin, 
au $ — unter ihrer Garantie und alleinigen Aufſicht, eine oͤffent⸗ 
— 270! liche Leihanflalt unter der Benennung: . 
„Königliches Leihamt für Berlin” - 
unter folgenden nähern: — — errichtet. 
— 9,8. u. Cab. Order vom 25, Febr. 1854. ©. ©. 
1854. ©. 28.) . 
$. 375. Zum Betriebe des Gefhäfts beſtimmt die 
Königl. Seehandlung vorläufig ein Capital von 200,000 
‚ Rthlen. Courant, behält fich: jedoch. vor, dafjelbe nach 
den Umftänden. zu vermehren oder zu vermindein.. Das 
Gapital wird dem Leihamte,.nach den Erforderniffen ber 
Anflalt, in. runden Summen von der Königl. Seehand⸗ 
lung. überwiefen, und — foweit es nicht fortwährend 
zum laufenden Gefchäftöbetriebe gebraucht wird — einſt⸗ 
weilen zur Haupt: und Seehandlungscaffe zurückgezahlt. 
Die Zinſen werden gegenſeitig zu, 4 Procent jährlich be⸗ 
rechnet, für Provifion oder fonftige Se aber — 
in Anrechnung 4 gebracht. 
8. D.) 


$.. 376. Das zur Verwaltung der Anftalt —— 
Perfonale wird von dem Chef des Königl. Seehandlungsz 
Inſtitutes angeſtellt und mit befondern ı Inftructionen 
verfehen. Die allgemeine Aufficht über die Geſchaͤfte und 
die obere Leitung des Leihamtes führt ein Commiſſarius 
ber Seehandlung, welcher bei: demfelben zugleich als Dis 
rector fungirt. — Zur fpeciellen Beförgung dev Geſchaͤfte 
werden ein Rendant, ein Gontroleur, — die er⸗ 
forderlichen Buchhalter, Magazinaufſeher u. ſ. wi. ange⸗ 
ſtellt. — Die Abſchaͤtzung der Pfaͤnder AIdiel durch be⸗ 
ſonders anzuſtellende ſachverſtaͤndige und vereidete Taxa⸗ 
toren. Alle bei dem Leihamte angeſtellte Perſonen ſind 
zur groͤßten Verſchwiegenheit gegen das Publicum uͤber 
die Geſchaͤfte des Inſtitutes verpflichtet. 

2. a. a. O.) 

. 377. Die Bücher ber Anftalt_ werden allehrüch am 
31. December abgeſchloſſen. Auf Grund derſelben wird 
eine rechnungsmäßige Hauptuͤberſicht des Zuſtandes ber 
Anftalt umd ihres Verkehrs angefertigt und der Generals 
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direction der Seehandlung zugeftelt. Diele veranlaßt 
durch einen ihrer Beamten die Nevifion der Bücher und 
legt die Ueberficht dem Chef der Seehandlung vor, wels 
cher, nach vorgängiger Erledigung der etwa vorgefoms 
menen Srinnerungen, dem Leihamte die Decharge extheilt. 
Bei diefer Revifion hat ed lediglich. fein Bewenden, 
und ed findet eine fernere Syperrevifion nicht flatt. Aus 
dem wird bie Generaldirection der Seehandlung von 
it-zu Zeit außerorbentlihe Revifionen der Gaffen: und - 
Pfandbeſtaͤnde durch einen ihrer Beamten, mit Zuziehung 
des der Anftalt vorgefegten Seehandlungscommiſſarius, 
vornehmen. loflen. Die über diefe Revifionen. aufzuneh— 
menden. Protocolle werben der Generaldirection eingereicht. 
Letztere unterfucht und entſcheidet auch die gegen dad 
Leihbamf etwa eingehenden Befchwerden, mit alleinigem 
Vorbehalte des Recurfes an: den Chef des Seehandlungs⸗ 
inſtitutes. 
6: 8. a. a. O.) | — | 
- +6. 378. Die Anftalt wird ein. befonderes Siegel und 
einen Stempel mit der Infchrift: „Koͤnigliches Leihamt 
für. Berlin”, und mit dem Preußifchen Adler führen. 

($. 4, 0. 4. O.) 

- 8. 379. Die Anſtalt leiht auf alle beweglichen Effecten, 
infofern folche nicht, nach den unten folgenden Beſtim⸗ 
‚ mungen, ausdrüdlich von der Annahme ausgefchloffen 
werden, namentlic auf Kleinodien. und Edelfteine, auf 
Gold, Silber, Kupfer, Mefjing, Zinn und dergleichen _ 
metallene Geräthfchaften, ferner auf Kleidungsſtuͤcke, 
Beuge und Waaren, ſowie auf alle fonftige bewegliche, 
nugbare Gegenflände, infofern zu deren Aufbewahrung 
fein großer Raum erforderlich ift, die Halfte bis zwei 
Drittheile des Taxwerthes. — Ausgeſchloſſen von der 
Annahme als Pfand find alle abgenugte Sachen, flüffige 
‚ Segenftände, Kupferftihe, Bücher und alle leicht zer: 

brechliche oder dem Verderben ausgefegte, fowie feuerger 
fährliche Gegenftände. J | i 

, (5. 0% DJ . 

-&. 380. Auf dergleichen Pfänder ($. 5.) giebt die Ans 
ſtalt verzinsliche Darlehne, jedoch nicht unter Einem Tha⸗ 
ler und nur in folhen Beträgen, welche mit vollen ober 
halben Thalern abfchließen. Dem Chef des Seehand⸗ 
lungsinſtitutes bleibt es indeffen vorbehalten, nach den 

Umftänden das Minimum der Därlehne auf eine gerin⸗ 


\ 


N 


104 Erſt. Th. Zwanzigſt. Tit. Erſt Abſchn. 8. 263— 270, 


ere Summe feftzufegen. — Die Zinfen bürfen das 

arlmum des in der Cab. O. v. 28. Juny 1826 (vgl. 
v. Strombed Th. 1. ©. 498 ff.) beſtimmten Zins⸗ 
fußes nicht uͤberſchreiten. Die Anftalt behält fich vor, 
denfelben ſowohl in einzelnen Fällen (3.3. bei bedeuten: 
den Summen) zu ermäßigen, als auch im Allgemeinen, 
nach Maaßgabe der, jedesmaligen Verhältniffe, von Zeit 
zu Zeit zu verringern oder wieder zu erhöhen, ift aber 
verpflichtet, dergleichen allgemein abandernde Beftimmuns 
en jedesmal vor deren Anwendung durch einen Aushang, 


in dem -Gefchäftslocal zur Öffentlichen Kenntniß zu brins 


gen. Die Darlehne werden jederzeit auf 6 Monate ges 
geben, dem Verpfänder flieht ed indeflen frei, das Pfand 
auch früher einzulöfen, und er entrichtet, wenn dies ges 
fchieht, die Zinfen nur für die Zeit bis zur wirklich ers 
folgten Einlöfung. Diefelben werben jedoch nicht auf 
einzelne Zage, fondern nur auf Monate, berechnet, ders 
geftalt, daß jeder angefangene Monat für voll gilt. — 
Außer den Zinfen entrichtet der Verpfaͤnder nichts weiter 
‚ al den nach der Höhe des Darlehns, etwa gefeglich ers 
forberlichen Stempelbetrag, und zwar bei dem Abfchluffe 

des Geſchaͤfts. ——— 
G6. 6. a. a. O.) 

$. 381. Bon Perſonen, welche keinem ber Beamten 
des Leihamts ald unverdachtig bekannt find, ſich auch wes 
der durch Documente, noch durd dad Anerkenntniß bes 
Fannter glaubmwürdiger Perfonen ald unverdaͤchtig legiti- 
miren Fönnen, deögleichen von foldhen, deren‘ Befugniß, 
Darlehne aufzunehmen, geſetzlich befchränkt ift, dürfen 
Feine Pfänder arigenommen werden. Dagegen finden bie 
Borfchriften des A. &. R. Th. 1. Zit. 15. 8. 19. auf 
Verpfändungen bei dem Leihamte nicht Anwendung. 

($. 7. a. a. 9.) u 

$. 382. Steht der Annahme des Pfandes an fi 
nicht “entgegen, fo wird daſſelbe durch den vereideten 
Zarator abgefhäst und der Betrag: der Taxe, ſowie des 
darauf zu gebenden Darlehns, dem Darlehnsfucher bes 
fannt gemacht. Will derfelbe auf das Gefchäft nicht eins 
gehen, fo wird ihm das offerirte Pfand ohne Koften zu= 
ruͤckgegeben. Erklärt er ſich aber für einverflanden, fo 
empfängt er das Darlehn gegen Aushändigung des Pfan- 
des. Letzteres wird alsdann mit der laufenden Nummer 
des Journals bezeichnet, eingepadt und dem Vorſteher 


% 
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bes Magazins zur Aufbewahrung überliefert. Zuelen 
und andere Koftbarkeiten werden in einen Umfchlag ges . 
legt und verfiegelt; den Verpfänder flieht es frei, * 
Umſchlag des — Pfandes mit ſeinem Pricaifi ie⸗ 
gel zu belegen. | 
($. 8. a. a. ©.) 

8. 383. Gleichzeitig wird in bie Bücher des Am 
tes eingetragen: 

a) die Nummer bed Pfandes; 

b) der Name bed Pfandgebers ; 

c) die Befchreibung des Dianpfihdes; 

d) die Zare befjelben; | 

e) der Betrag des Darlehns; 

) det Zag der Auszahlung deflelben; 


gyÿ der monatliche Betrag,der davon zu entrichtenden 


Binfen. 
($. 9. a. a. ©.) 
8. 384. Der Pfanbfchuldner empfänge einen, alle diele 
Bezeichnungen enthaltenden, mit dem Pfandbuche genau 


üuͤbereinſtimmenden Pfandſchein, nach dem unten ſtehen⸗ 


den ———— *), enger von dem Rendanten und bem 


——— 
*) Fo nn i . 
No..... Sgr. Pf. 
Empfangen bon N. 4 "für ein Darlehn auf ſeche Monate im 
Betrage vom : » . (mit Buchftaben) 


md There. Gar. Pf. monatliche Zinfen, 
als Unterpfannn. 
taxirt Rthlr, 


| Sor pf. 
deſſen en — umſtehenden — erfolgt. 


Berlin 
Kdnigliches Leihamt für Berlin. 


Ruͤckſeite. 


Gegen Ruͤckzahlung des umſtehend verſchriebenen Capitals 
und ber Zinſen, welche für jeden angefangenen Monat voll gerech⸗ 
net werben, und gegen Rüdgabe diefes Scheine, wirb dem Vor—⸗ 
zeiger des Iestern, deſſen Legitimation zu prüfen das Königl. 
Leihamt befugt, jedoch nicht verpflichtet ift, das darin bezeichnete 
Pfand binnen Jahresfrift, vom Zage ber Ausftellung bed Schei- 


nes ab, jederzeit zuruͤckgegeben. 


Erfolgt bis zum  Ablaufe des Jahres weder. bie Ginlöfung 


» bed Pfandes, noch — gegen vollftändige Berichtigung ber Zinfen 


— die Prolongation des Darlehns, fo wird das Pfand Öffentlich 
verkauft, und dem Inhaber des Scheins verbleibt nur das Recht 
auf den etwaigen Ueberſchuß des Kaufgeldes, nad) Abzug des Ga: 


Ei 
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Gontroleur oder deren Stellvertretern vollzogen unb mit 
dem Stempel des Leihamtes verfehen wird. Diefer Schein 
vertritt die Stelle eines ſchriftlichen Darlehns- und Ber- 
pfändungsdocuments für und wider die Anſtalt derge 
fialt, daß, wenn letztere beim Verluſt oder Verderben 
des Pfandes, nach den allgemeinen gefeglichen Beftim: 
mungen, Erfaß zu leiften. verpflichtet ift, nur auf den im 
Pfandfchein ausgedrüdten Werth der Sache Rüdficht 


‚genommen, der Beweis eines. größern oder geringern 


Werthes aber weder dem einen, noch dem andern Theile 


| nachgelaſſen wird. 


($. 10: a. a. ©.) 
- 8. 385. Die Pfänder werden an einem gegen Ent: 
wendung und DVerderben möglichft geficherten Orte auf: 
bewahrt. Für Schaden, welchen diefelben durch das 
bloße Liegen, ohne Schuld oder Verwahrlofung der, Anz 
fiat, durch Zufall oder. durch Außere Gewalt erleiden, 
eht dad Leihamt nicht ein. Es übernimmt jedoch die 
Berfiherung der Pfänder. gegen Feuerögefahr, auf Höhe 
des taxirten Werthes derfelben, ohne befondere Vergütiz 
ung. — Die Benutzung irgend eines Pfandſtuͤckes iſt 
en Beamten der Anſtalt, bei Strafe des doppelten Er— 
faßes und der. Dienflentlaffung, ausdrüdlich unterfagt. 
(GC. 11. a. a. O.) - 
$. 386. Jedem Pfandſchuldner ſteht es frei, das Pfand 
auch vor Ablauf der Contractözeit einzulöfen ($. 6.). Dem 
jevesmaligen VBorzeiger des Pfandfcheins wird, gegen bie. 


pitals, der Binfen und Koften, boch wirb er bis zum Zufchlage 
noch zur Einlöfung oder Prolongation zugelaffen. Wird der Ues 
berfchuß nicht innerhalb Jahresfriſt nach dem erſten öffentlichen 
Aufrufe erhoben, fo fällt derfelbe, einer milden Anftalt unwiderrufs 
lih anheim. Dagegen wird aber auch der Schuldner durch den 
Verkauf des Pfandes von feiner Schuld jedenfalls völlig liberirt. 
Wird dem Königl. Leihamte der Verluſt des Pfandfcheins . 
angezeigt, bevor das Pfand eingelöfet ift, fo wird dies im Pfands 
buche bemerkt, der urfprüngliche Inhaber des Scheines aber erſt 
vier Wochen nad) Ablauf des Jahres, vom Datum des Scheines 
ab gerechnet, gegen Ausftellung einer Quittung und Mortifica⸗ 
tionsbefcheinigung, zur Einlöfung des Pfandes verfiattet, infofern 
nit bis dahin eine gerichtliche Beſchlagnahme beffelben erfolgt 
ſeyn follte. Bei etwanigem Verluſt des Pfandes- haftet das 
Königl. Leihamt als Depofitar für den Taxwerth, verfichert auch 
auf Höhe des legtern das Pfand gegen Zeuersgefahr. —  - | 
j Königliche Leihamt für Berfin. 


y 
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Ruͤckgabe des letztern unb gegen Berichtigung des Dar: 
lehnd_und der angewachfenen Zinfen, das Pfand zuruͤck⸗ 
gegeben, ausgenommen: | | 

a) wenn gerichtlich darauf Befchlag gelegt, oder 

b) wenn von dem in dem Pfandbuche verzeichneten 


Pfandgeber. dem Leihamte angezeigt worden, daß - 


ihm. der. Pfandfchein abhanden 'gefommen : fey. 


Das Leihamt iſt fonach wohl befugt, aber nicht verpflichs 


tet, von den auf dem Pfandfcheine etwa befindlichen Gef 
fionen oder fonfligen Vermerken Kenntniß zu nehmen, 


und überhaupt die Legitimation des Vorzeigers befonders 


zu prüfen.. 
($- 12.0.0. DO.) z Ä 

$. 387.. Derjenige, welchem ein Pfandfchein verloren 
geht, -muß, um fi vor Nachtheil zu ſchuͤtzen, ſofort 


dem Leihamte davon Anzeige machen. Dieſe wird, in⸗ 


ſofern nicht das Pfand gegen Ruͤckgabe des Pfandſcheins 
beteits eingeloͤſet iſt, mit Angabe des Tages, unter ges 
nauer Bezeichnung des Anmeldenden, in dem Pfandbuche 
vermerkt und dem Anzeigenden hieruͤber eine Beſcheini⸗ 
gung ertheilt. Der letztere muß alsdann den, nach $.15. 
zu beflimmenden, Verfalltermin des Pfandfcheins abwar⸗ 
ten, und iſt erſt vier Wochen nach defjen Eintritt, gegen 
NRüdgabe der erhaltenen Befcheinigung und gegen Auss 


ftellung eines Mortificationsfcheines, das Pfand. nady 


$. 12. einzuloͤſen berechtigt, infofern der Pfandfchein felbft 


bis dahin nicht präfentirt feyn ſollte. Meldet fich aber. 
dor dieſer Einlöfung der Inhaber eines foldhen, als ver⸗ 


foren angezeigten Pfandfcheind bei dem Leihamte, fo wird 
"Das Pfand demfetben nicht verabfolgt, der Pfapdſchein 
vielmehr angehalten und der Präfentent, unter Ausreis 
hung einer, von dem Rendanten zu vidimirenden und 
mit der Bemerkung, daß das Original angehalten fey, 
zu verfehenden Abfchrift deffelben, angemwiefen, fein Recht 
gegen den ihm namhaft zu machenden Inhaber der Bes 


fcheinigung geltend zu machen und die gerichtliche Bes 


fhlagnahme des Pfandes nachzuſuchen. Erfolgt eine 
folche bis fpateftens vier Mochen nach. dem Eintritt des 
oben erwähnten Berfalltermins ($. 15.) nicht, fo wirb 


der ursprüngliche Pfandgeber nach $. 12. zur Einlöfung 


des Pfandes .zugelaffen, und wenn. auch diefer fid) dazu 
nicht meldet, mit dem Verkauf des Pfandes in der im 
$. 15. beftimmten Art verfahren. — In allen diefen 


= 
. 
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Fällen, in welchen hiernach ein folches Pfand vor ber 
Verfalizeit nicht zurüdigegeben werden kann, foll es je: 
tod dem Schuldner geftattet feyn, das Darlehn. felbft 
zuruͤckzuzahlen und fi) dadurch von dem fernern Zinfen: 
laufe. zu befreien. | Ä 
(6. 13. a. aD.) | 
8. 388, Prolongationen ber Pfanddarlehne werden nur 
infomeit geflattet, ald eine neue Taxe ergiebt, daß das 
Pfand noch den bei der erften Verpfändung angenommes 
nen Werth bat. Wird die Prolongation hiernach zuläfs » 
fig befunden, fo wird, gegen Rüdgabe des alten Pfands 
fcheins und gegen Berichtigung der aufgelaufenen Zinfen, 
ein neuer Pfandfchein ertbeilt, das Pfandflüd mit der 
neuen Nummer bezeichnet und wieder zur Affervation 
genommen; auch eine neue Eintragung in die Buͤcher 
und die Ertheilung des Pfandfcheind nach den $$. 9. u. 
10. bewirkt. | 
G6. 14. 4. a. D.) 


$. 15. Jedem Pfandſchuldner wird nach Ablauf ber 
in dem Pfandfchein- bemerften fehsmonatlichen Frift noch 
eine Nachfriſt von ſechs Monaten: zur Einlöfung des 
+ Mfandes geftattet. Diejenigen: Pfänder aber, welche auch 
während diefer Nachfrift, mithin innerhalb eines Jahres 
vom Tage der Berpfändung ab gerechnet, weder einges 
Löfet noch prolongirt find, werden als verfallen betrach- 
tet, und das Leihamt ift alsdann zur Öffentliden Vers 
fleigerung -derfelben berechtigt. . 2 e 
Dergleichen Verfteigerungen werben, je nachdem das 
Beduͤrfniß dazu eintritt, jährlich zwei oder mehrere Male 
. von. dem. Leihamte, unter Leitung des Directord, mit 
Zuziehung eines Notar oder eines beſonders zu biefem 
Behufe zu verpflichtenden Beamten, in, dem Gefchäftslos 
cale der Anftalt abgehalten, worüber ein von ben ges 
‚ nannten Perfonen zu unterzeichnended Protocol aufges 
nommen wird. Cine nochmalige Abfchägung der zu vers 
Taufenden Gegenftände erfolgt nicht. Jede Verfteigerung 
wird zuvor drei Mal von acht zu acht Zagen durch die 
. Berliner Intelligenzblätter und zwei Zeitungen, beögleis 
chen durch eine, vier Wochen lang im Locale bed Leihs 
amtes auszuhängende Anzeige öffentlich bekannt gemacht. 
- Bür die entftehenden Koften wird Sin Sgr. pro Thaler 
von dem Exlöfe der Pfänder berechnet und von dem, 
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nach Berichtigung des Capitals und der Zinſen etwa 
verbleibenden, Ueberſchuſſe in Abzug gebracht. 
($. 15. a. a. ©.) . a — 
S. 389. Bid zum erfolgten Zuſchlage iſt jeder Pfand⸗ 
fhuldner fein Pfand, gegen Berichtigung des Darlehns 
und ber bis zur wirklichen Einlöfung aufgewachfenen 
Sinfen, zurüdzunehmen, odev nach $. 14. dad Darlehn 
u prolongiren berechtigt; hat jedoch die Verſteigerung 
ereitö angefangen, fo ift.der Pfandfchuldner zu den hier- 
auf "verwendeten Koften einen Beitrag von Einem Sils 
bergrofchen von jedem Thaler des Darlehns zu entrichten 
verpflichtet. . 
. ($. 16. a. a. D.) \ 
G. 390. Unmittelbar nach gefchloffener Verſteigerung 
. - wird durch die Berliner Intelligenzblätter und zwei, Zei⸗ 
tungen ein Öffentlicher Aufruf an die betheiligten Pfands 
geber erlaffen, fich bei dem Leihamte zu melden und den, 
nach Berichtigung des Darlehns und der davon bis zum 
Verkauf des Pfandes aufgelaufenen Zinfen und des. oben 
beftimmten Koftenbeitraged verbleibenden, Ueberſchuß ges’ 
gen Quittung und Rüdgabe des Pfandfcheined in Ems 
pfang zu nehmen. Die betreffenden Pfänder werden les 
diglich durch Angabe des Zeitraums, in welchem fie nies 
dergelegt find, bezeichnet, die Namen der Pfandgeber 
und die Nummer der Pfandfcheine aber nicht angegeben. 
Diefer Aufruf wird drei Mal von drei zu drei Monaten 
wiederholt. Meldet ſich binnen drei Monaten nach der 
legten Bekanntmachung (mithin nah SIahresfrift vom 
Zage der erften Aufforderung ab. gerechnet) Niemand zur 
Empfangnahme 'ded Ueberfchuffes, von welchem niemals - 
Zinfen vergütigt werden, fo wird folcher zur Anfammlung 
eined zu mildthätigen Zwecken beitimmten Fonds an bie 
 Haupt:Seehandlungscaffe abgeliefert und der Pfandfchein 
mit den darauf: begründeten Rechten der Pfandfchuldner 
ift erlofchen. Meldet ſich zwar der urfprünglicde, in 
dem Pfandbuche verzeichnete Pfandgeber, kann jedoch 
. den Pfandfchein nicht beibringen, fo muß er den Ablauf 
der oben beftimmten Frift abwarten und empfängt dann 
den Ueberfchuß gegen Ausftellung der Quittung und eines 
WMortificationsſcheines. Wird inzwifchen der Pfandichein 
von einem andern Inhaber präfentirt, fo wird der Pfands 
ſchein angehalten und der Ueberfhuß dem betreffenden 
ordentlichen Gerichte zur Regulirung der Sache überfens 
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det. Letzteres geſchieht auch, wenn vom Gericht auf das 
Pfand felbfi oder auf den Ueberſchuß Befchlag gelegt 
und im erfiern Falle der Verkauf des Pfandes nicht rechts . 
zeitig verhindert ift ($. 20.). Mit dem Ablauf der oben 
‚ beftimmten Frift_ verfällt der bis dahin nicht erhobene 
Ueberſchuß dem erwähnten milden Fond unwiderruflich, 
dagegen wird aber auch ber: Pfandfchuldner durch den 
Derfauf des Pfandes von - allen . Nachforberungen des 
Leihamtes, wegen bed etwa entflandenen Ausfalld an 
“ Capital, Binfen. und Koften befreit. 
(8. -17. a. a. ©.) | | 
8394, Das Königl. Leihamt behält fih vor, wenn’ 
ed dies feiner Gonvenienz gemäß findet, auch auf inlans 
bifche, auf jeden Inhaber lautende Staats⸗ oder Com⸗ 
- munalpapiere, Darlehne bis zu dem Betrage von Eins 
tauſend Thalern zu geben. Die Beflimmung der Höhe | 
derfelben, mit Rüdficht auf ‘den jedesmaligen Börfencours 
der zu verpfändenden Papiere, bdeögleichen der Dauer, 
des Zinsfages (Innerhalb des gefeglich zuläffigen Betras 
grB, efr. $.. 6.) und der fonftigen Darlehnsbedingungen, 
bleibt der jedesmaligen Bereinigung mit dem Commiſſa⸗ 
rius und refp. Director der Anftalt überlaffen. | 
($. 18. a. a. ©.) B ar 
$. 392. Sollte dad Königl. Leihamt es dem Intereſſe 
der, Anfialt angemefjen finden, zur Bequemlichkeit des 
Yublicums befondere Comtoird an verfchiedenen Drten 
der Stadt zu errichten, ſo wird das Nähere hierüber zu 
feiner Zeit Öffentlich bekannt gemacht werben. 
($. 19, a. a. ©.) SE: F 
$. 393. Das Koͤnigl. Leihamt iſt die von ihm ange: 
nommenen Pfänder an- Niemand, auch nicht an gericht: 
tiche Behörden, anders ald gegen vollftändige Befriedi- 
gung wegen des Capitals, der Zinfen und der etwanis 
en Koften auözuliefern, auch den Verkauf derfelben im 
ege der öffentlichen Verfleigerung nach eingetrefener 
Verfallzeit (5. 15.) nur gegen vollftändige Prolongation 
des Pfandſcheins ($. 14.) oder gegen Niederlegung ber 
Gefammtforderung der Anftalt bei der legtern auszuſetzen 
verpflichtet. In allen Fällen alfo, in welchen es den 
‘ Parteien oder Behörden auf die Auslieferung oder Gon= 
fervation der Pfander ankommt, ift e3 lediglich die Sache 
der Betheiligten, die Einlöfung des Pfandes oder die 
Prolongation des Pfandfcheins auf ihre -Koften zu bes 
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wirken. Dies gilt auch von den in einer Concursmaſſe 


ſich etwa vorfindenden Pfandfcheinen. Hierdurch follen 


jedoch die etwanigen: Eigentyums: ober ſonſtigen Ans 


werben follte, ein Sahr vorher 


- 


fprüche dritier Perfonen, foweit folche nach $. 7. gegen 
das Leihamt rechtlich begründet find, nicht befchränft 
werben, fondern den Betheiligten entweder auf das Pfand 
feibft, oder, wenn deſſen Verkauf nieht in der vorgebache 
ten Weife von ihnen verhindert worden, auf die Vers 
faufslofung gegen das Leihamt vorbehalten bleiben. In 


‚allen Fällen dagegen, in welchen das Leihamt die Red⸗ 


lichkeit des Beſitzes fiir fich hat, iſt daffelbe auch die von 
dem Pfanddarlehne aufgelaufenen Zinfen von dem Bins 
Dicanten zu verlangen, oder bemfelben in Abzug zu brin⸗ 
gen berechtigt. | 
($. 20. a. a. OD.) | Ä 
- 8. 394. Die Königl. Spehandlung behält fich zwar 
vor, das Leihamt zu jeder Zeit wieder aufzulöfen, wird 
aber die bevorftehende — wenn ſolche nn 
ffentlich befannt machen. 

(6.21. a. a ©.) ER Yo 

$ 395. In nebenallegirtem $. ift Zeile 1. flaft: „S.3u $. 3%. 
323’ zu leſen: „s. 329." 

Geſcript v. 5: May 1834, v. K. I. B. Bd. 43. ©, 445.) 


$. 396. Bet Eintragung eines gefeglichen oder vers Hupotdes 
tragsmäßigen Titeld zum. Pfandrecht, wenn biefelbe nach zu 5. A0s. 
dem Tode des Schuldners gegen feine Erben gefucht 
wird, kommt es nicht allein auf das urfprüngliche Rechtös 


verhaͤltniß, fondern zugleich auf die Art und Weife des 


Ueberganges der Verpflichtung auf die Erben an, und 
hieraus folgt, daß die Anerkennung und Eintragungs⸗ 
Einwiligung der Erben den Hypothekenrichter noch nicht 
berechtigt, die Eintragung ohne Weiteres vorzunehmen; 
sielmehr muß für fie erfi der Beſitztitel berichtigt werden, 
ehe auf den Grund ihrer Erklärung die Eintragung einer 
Hypothek erfolgen Fann. - \ 
(Roefeript v. 12. Suly 1833 v. 8. 3. B. Br. 42. S. 177.) 
$. 397. Der Käufer eines Guts Fann nicht mehr Rechte zu 5. 408. 
erwerben, al& ihm übertragen worden. Er muß ſich das 
ber gefallen laſſen, daß der Verkäufer die Bedingungen 
oder Realfltpulationen im Hypothefenbuche eintragen läßt, 


welche er fich bei der Veräußerung vorbehalten hat, und 


biefe gehen allen Stipulstionen-und Eintragungen vor, 


112 Exrſt. Th. Zwanzigft, Tit. Erſt. Abſchn. $. 411 500. 


welche von einem ſpaͤtern Beſitzer hertuͤhren, deſſen Titel 
noch nicht berichtigt worden iſt. 
(Reſcript v. 23, April 1883. v. K. J. B. Bd. 41. ©. 547.) 


au Mil. $. 398. ‚Vide- Verordnung vom 31. März 1834 we⸗ 


gen ber Einrihtung bed Hypothefenwefend im Herzogs 
thum Weftphalen, zu $. 15. ded Publ. Patents, zum 
Allg. Landrecht. $. 11 ff. Y 


Buff. 411. 399. Die Trage: ob ſich das Hypothekenrecht auf bie 
482. 500. porbedungenen Zinfen eined eingetragenen Gapitald, auch 


\ 


wenn berfelben bei der Eintragung in das Hypotheken⸗ 
buch nicht ausdruͤcklich Erwähnung gefchehen ift, erftredte? 
hat das Geheime DObertribunal bejahend beantwortet in 
dem Erfenntniffe in Sachen Fiscus wider die N.fchen Glaͤu⸗ 
biger, in Sachen Günther wider v. Richthoff p. sent. 
v. 21. Auguft 1805. Später änderte dafjelbe feine Ans 
fiht und beantwortete diefe Streitfrage verneinend in eis 
nem Erfenntniß vom 29. Januar 1817 in Sachen von 
Henneberg wider Müller, und in einem Erfenntniß vom 
18. Zuly 1826 in Saden v. St. wider R. 
(Sim. u. Str. Ripde. Bd. 1. ©. 89.) | | 


Zu $. 415. $. 400. Sowohl bei Eintragungen in bad Hypotheken⸗ 


423. 


buch, ald auch bei Löfchungen hat der Hppothekenrichter 
dad NRechtögelchäft von Amtöwegen zu prüfen, ob es 
27 pe Wefen nach nicht gegen die Vorfchrift der 

Gelege, | 

2) der Form nach rechtögültig, 

3) und dem oͤffentlichen Zuftande des Hypothefenbuchs 


emäß ift. 

| Finder fi in einer diefer Beziehungen ein Anftand, 

fo muß entweder die Eintragung oder Löfhung ganz uns 
terbleiben, oder fie darf doch nur unter Modificationen 
geichehen. — Wenn aber ein Eintragungs= oder Loͤſchungs⸗ 
geſuch von Amtöwegen verweigert werden darf, fo folgt 
hieraus, daß unter folchen Umftänden, da offenbar bie 
‚ Verweigerung der Eintragung oder Löfchung vom Hypos 
thefenrichter hätte erfolgen follen, der nämliche Richter, 
fobald er feinen Irrthum bemerkt, oder die vorgefegte 
Behörde, an welche die Sache im Wege der Beſchwerde 
elangt, ohne Conſens der Partei, auf deren Antrag bie 
intragung gefchehen, bie Berichtigung des Irrthums 
veranlaffen, eventualiter anbefehlen Tann. Dies Tann 
bei Löfhungen nur burch Wiederherftellung des Intabu⸗ 
Lats, bei Eintragungen nur durch Löfchungen gefchehen. — 


-r 


Vom Rechte des Unterpfandes. $. 48-474. 113 


Dieſe Befugniß zur Berichtigung des Irrthums von 
Amtswegen erleidet im Falle einer unrichtig geſchehenen 
Loͤſchung nur in- den Fällen der 98. 527. 529. h. t. 
eine Ausnahme Die nämlihe Ausnahme kann unter 
glei Umftänden bei irrthuͤmlich erfolgten Eintragungen, 

‚4 Brrbei Eintragung eines Vorzugsrechts eintreten. Diefe 
Ausnahme greift naͤmlich bei Eintragungen und Löfchuns 
gen Platz, wenn ein Dritter, veranlaßt durch die irrthlum 
liche Löfchung oder Eintragung, dem Glauben des Hys 
pothefenbuhs folgend, ein Hypothekenrecht erworben 
bat, in der Meinung, daß das erworbene Hypotheken: 
recht eine größere Sicherheit gewähre, ald ihm beigelegt 
ift. — Außer diefem Fall fteht der Berichtigung bed Irr⸗ 
thums von Amtöwegen nichtö entgegen. ‚ 
| (Refer. v. 12. October 1882. v. 8. I. B. Bd. 40. ©.478.) 
$. 401. Der nebenallegirte $. bezieht fich Lediglich auf Yrotete- 
Proteftationen, welche die vorläufige Eintragung eines 3u $. 418. 
Realanſpruchs zum Gegenftande haben (protestatio pro 
conservando loco). Wenn. eine Proteftation de non 
amplius disponendo im Wege ber fürmlihen Arreft- 
- Plage verlangt wird, fo Fommen die Vorfchriften der Pro- 
zeßordnung in Arrefifachen zur. Anwendung. 
(Refer. v. 8, Oct. 1834. v. 8. 3. B. Bo. 44. ©. 412. 418.) 
S. 402. Ueber die Rechte der Hypothekengläubiger bei Zu &. 
Abtretung von Grund und Boden-zu Chauffee = und Fluß: pr f- 
bauten‘ vide Allerh. Cab. Drder v. 8. Auguft 1832. I. 
(8. ©. 1832, ©. 202), — Allerh. Cab. Order v. 17. 
Febr. — 22. Auguft — 26. Decbr. 1833 (G. ©. 1833 
. ©. 23. 117. © ©. 1834 ©. 8) — Alerh. Cab. Order 
v. 18. Oct. 1834 (©. ©. 1834 ©. 179) zu $ 13 ff. 
Tit. 15. Th. 2. A. L. R. $. 1143 ff. un 
$. 403. Wegen der Rechte und Zuziehung der Reals Zu ’S. 
berechtigten bei Regulirung der gutöherrlichbäuerlichen 443 ff- 
Verhältniffe, Gemeinpeitötheilungen und Ablöfungen vide ö 
Allerh.- Cab. Order v. 2. July 1831 (G. ©. 1831. ©. 
155) — Nefeript vom 10. Nov. 1831 (v. 8. 3. B. 
Bd. 38. S. 294) — Gefeb vom 39. Suny 1835. $.1. 
4. 5.6. 7. 8. 9. 10. (©. ©. 1835, ©. 136 sq) zu 
‚$. 249 — 494. 2it. 7. Th. V. A. L. NR. $. 588 fi. 
$. 404. Das dinglihe Recht eines Hypothekenglaͤu⸗ aus Fe 
bigerdö, welchem nicht ausdrüdlihd nur Grund und Bo: =" 
den zur Hypothek verfchrieben ift, erftredt ſich auch auf 
Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 8 


a 
“ 


114 Erf. Ih. Zwanzigſt. Tit. Erf. Abſchn. $. 462 — 468. 


das fpäter von einem Dritten auf dem verpfänbeten 
Grundſtuͤck errichtete Gebände. 
. (Erkenntnis des Geheimen Obertribunals v. 19. März 1834. 
©. u. Str, Rſpche. Bd. 4. ©, 3.) 


Kändtaung G. 205. Diefe Kündigung kann bei Ablöfungen auf jede 
rohe in den Gefegen zuläffige Art erfolgen. Der Nachweis, 
ar daß fie geſchehen, muß aber bei der General-Commiffion, 


Zu F. 
ı ‚462 ff. 


als der zur möglichft vollftändigen Ausführung des Abs 
loͤſungsgeſchaͤfts beſtellten Behörde,. oder bei deren Spes 
eial-Commiffarius auf die von demfelben zu erlaflende 
Aufforderung, innerhalb der gefeglichen Zrift von 6 Wo⸗ 
hen geführt werden. Diele Friſt läuft vom Zage der 
den Gläubigern-nach $. 460. 462. h. t. zu ertheilenden 
Nachricht, wie died aus $. 463. hervorgeht. — Mit dem 
Ablauf diefer Frift erlöfcyt, bei unterbliebener Kündigung, 


das Hppothefenrecht "auf dem abgetrennten Theil deö vers 


pfändeten Grundftüdd ipso jure dergeflalt, daß die Ab⸗ 
fchreibung erfolgen Fann. Eines befondern prozefjualis 


- fhen Verfahrens bedarf es deshalb nicht. 


Dismems 
drationen. 


— lie. 


(Refeript u. 6. Sanuar 1831. v. 8. 3. B. Bb, 37. ©. 76.) 
8. 406. Bei einer jeden Didmembration von Grunbs 


467. ftüden müffen die Hypothelengläubiger von der Hypothes 


Benbehörde von Amtöwegen befragt werden, ob fie ihrem 
Rechte auf das abzutrennende Pertinenzftüd entfagen, 
oder die unveränderte Uebertragung ihrer Anfprüche vers 
langen, oder die Vertheilung mit Beibehaltung oder Auf: 
hebung der folidarifchen Verbindlichkeit fich gefallen Taf» 
fen wollen, (ef. Hyp. Ordg. Tit. 2. $. 91). ' 

(Refer. v. 8. Febr. 1834. v.8. J. B. Bb. 43. ©, 108-— 111.) 


Zu 8.467. 8. 407. Der eingetragene Kealberechtigte ift auch nach 


‚Darcelirung des verpfändeten Hauptguts berechtigt, vers ⸗ 
möge bes ihm zuſtehenden dinglichen Rechts jeden ein⸗ 

zelnen Parcelenfäufer. oder alle zufammen für das Ganze 
in Anfpruch zu nehmen, fo lange nicht eine Abfchreibung 


- und bei diefer eine Repartition der dem Berechtigten zus 


* 


ſtehenden Befugniſſe erfolgt iſt. — Der Conſens in die 
Veraͤußerung der einzelnen Parcelen aͤndert in dieſer Be⸗ 
fugniß nichts, wenn nicht damit eine Entſagung des 
Pfandrechts verbunden geweſen iſt, und kann der Berech⸗ 
tigte nicht angehalten werden, ſich zuerſt an den Beſitzer 
des Hauptguts zu halten. 

(Refeript v. 19. Julh 1888 v. K. I. B. Bd. 42. ©. 181.) 


Bom Rechte. bes Unterpfandes, 8. 468—506. 115 


$ 408. Ueber bie Rechte ber pothefengfäubiger. gegen Zu 
benjenigen, ber vor erfolgter Seile den Pr 
Anntheil eines Miterben an einem, den Hypothefengläubigern | 
. verpfändeten, zum gemeinfchaftlichen Eigenthum der 
erben gehörigen Grundftüde im Wege ber —— 
Subhaſtation kauft, vide Reſcript vom 13. April 1833 
(9.8.3.8. Bd. 41. ©. 555) zu $. 74. zit. 17. Th. 1: 
LER. $. 326, 
$. 409. Die gefeßliche Borferift, daß Verträge und au $. — 
— — wodurch der Schuldner uͤber kuͤnf⸗ 
tige Fruͤchte und Nutzungen im Voraus *5 in ſo 
weit unkraͤftig ſein tollen. als diefelben zum Nachtheil des 
alsdann ſchon eingeträgenen Hypothefengläubigerd gereichen 
würden, berechtigt nicht den, wegen ber laufenden Zins 
fen. vom Pachter befriedigten, eingetragenen Gläubiger, 
welcher noch ältere rudfländige Zinfen zu fordern hat, 
auf Annullirung des abgefchloffenen Pachtvertrages an⸗ 
zutragen, weil. das Locarium den wahren SIMON 
‚nicht erreicht. 
Erfenntniß bes Ober : Ap ellations erichts zu Poſen vom 
FE St en en 9) * 
$. 410. Das ——— "af * — Zu $. Fe 
Binfen eined eingetragenen Capitald wird nur dadurch er=*11. 500. 
worben, wenn derfelben bei Eintragung ausdruͤcklich Er⸗ 
wähnung gefchehen ift. 
(Erfenntniß bes ee rg I: por vom 
14. Sanuar 1824. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 17,) 
8. 411. Bei der Anftellung der Dandatsfinge wegen Zu $. 492. 
einer ———— gegen den Eigenthuͤmer des — 
verpfaͤndeien Guts iſt es gleichgültig, ob der Befigtitel un 
für den letzteren bereits berichtigt ift, oder nicht. 
 (Refer. v. 8. Dec. 1834. v. 8.3. B. Bb. 44. S. 409, 410) 
$. 412. Im Fall eines Prioritätöverfahrens über bie u * 
Revenüuͤen eines ſequeſtrirten, wegen ſeiner Lehns⸗ oder 
Fideicommißqualitaͤt unveraͤußerlichen Guts haben, bei den 
von, Publication des Claſſifications-Urtels ab ſtattſin⸗ 
denden Reventien= Vertheilungen die Capitalsforderungen 
und privilegirten Zinſen⸗ Rücftände der vorgehenden Real- 
gläubiger den Vorzug vor den vom Ablauf des erfien 
MWirthichaftsiahres an laufenden Zinfen. der nachftehenden 
‚Real:Släubiger. Ä 
(Erkenntniß des Geheimen En . 25. April 1833. 
©. u. Str. Ripde. Bd. 3. S. 201.) — 


116 Erf. Th. Ein u. zwang. Kit. Erſt. Albſchn. $47—89. 


Bu $ $. 413. Ueber die Befuyniß des Schuldners, fiber eine 
quittirte Hypothekenſchuld Fr disponiten, videRefcript vom . 
17. December 1831 (v. 8.93. 8. — 38. ©. 423). — 
Zei vom 29. Sept. 1832 (u. 8. 3. B. Bd. 40. 
©. 164). — Reſcript vom 25. Febr. 1833 (0. 8.3.8. 
B. 4. ©. 267). — Refer. vom 6. May 1835 (v. 8. 
J. 8. Br. 45. ©. a: 507) und — — 8. 
Juny 1835. $. 63. (G. ©. 1835. ©. 118) zu $. 484 
Auch $. 52. Zit. Zi LER. $. 317 ff. 


Zum zweiten Abſchnitt. 
Vom Retentionsrechte. 


$. 566. 6. 414. Die Eröffnung des erbſchaftlichen Liquidations⸗ 
Prozeſſes hebt, ſo lange derſelbe nicht in einen Concurs⸗ 
proceß übergegangen iſt, die Wirkung bes Netentionds 


rechts nicht auf. 
Erkenntniß bes Geheimen ar vom’15. November ' 
1821. &. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 205.) 


Zum ein und swanzigiten Zitel 


5 Bon dem. Rechte zum Gebraudy über Rugung 
fremden Eigenthums. 


Zum erften Abſchnitt. 
Vom Nießbrauche. 


Zu $.47.. 6. 415. Der Fibueiarius iſt im Falle einer gewoͤhnli⸗ 
chen fideicommiſſariſchen Subſtitution nicht verpflichtet, die 
Gebaͤude des Fideicommißgutes bei der Feuerſocietaͤt hoͤ⸗ 
her verſichern zu laſſen, als er dieſelben don dem Erb⸗ 
laſſer verſichert erhalten hat. 

| (Erfenntniß des Geheimen — —— v. 5. Januar 1304. 
S- u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 126.) 
u $, 70. 8. 416. Ein Ehemann ift dem Gläubiger feiner Ehe: 
89, frau wegen der. Zinfen eines auf ihrem Gute eingetrages 
nen Capitals, vermöge feines maritalifhen Nießbrauchs 
an biefem Gute, auf Höhe der daran gezogenen Nusuns 
gen —— verhaftet. 
(Erkenntniß des Geheimen, RE vom 27. September 
1832, ©. u. Str. a Bd. 3 . 387 A) 


N 


Dritt. Abſchn. Nugungsrechte fr. Sachen. $ 260. 117 


Zum zweiten Abſchnitt. 
Von der Erbpadht, 


u’ 47, Ueber die Erbverpachtung der Domalaen vide 3u $. 
‚Refeript. v. 1. Juny 1832, (v. 8. 3. 3.39, ©. 373) 197 fi 
zu 87.16. Tit. 14. Th. 2. A. L. R. 6. 114. | 

$. 418. Falls ein- Erbpachtö-Gontrach nach feinem Ins Zu $. 
halte für au — erachtet werden ſoll, wenn der Gas 187 fi. 
non in einer beftimmten Zeit-nicht abgeführt wird,‘ koͤnnen, 
‚ wenn bieferhalb die Aufhebung des Contract verlangt 
wird; Abfhlagszahlungen nur dann entgeg engefeßt wers - 
ben, wenn fie auf Ddie-gerügten Rüdftände geleiftet- und 
— drehen . 

nntniß des Oberlandesgerichts zu abt v. 
1825. S. u. Er. Rſpche. Bd. 1 8 329) bedtert Sul 
. $. 419. Im —— 7 Zeile 5 iſt fait: „Erb: 3u $. 195. 
paͤchters“ zu Iefen: —— chterö”, | 
(Refeript v. 5. May 1884. v. 8. J. B. Bd. 43. ©. 445.) k 

8, 420. Diefe Sequeftration muß, als eine conferva> u $. 204. 
torifche Maafregel zur Sicherheit bes Erbverpächters, 
auf defjen Antrag forort verfügt werden, wenn ber Erb⸗ 

pächter auf die eingereichte Klage fich nicht gleich über 
bie Zahlung des Canons auöweilen Fan, und darf nicht 
bis zur — — Entſcheidung ausgeſetzt bleiben. 

(Reſcript v. 13. Auguſt 1830. v. K. J. B. Bd. 86, S. 180.) 

8. 421: Ein Erbpaͤchter, dem ein Krug mit der Krug: Zu $ 20 
u Schankgerechtigkeit in Erbpacht gegeben iſt, kann, 

wenn dieſe Gerechtigkeit vom Staate aufgehoben wird, J 
nad Berhälmiß bed Anſchlagswerths bderfelben zu den 
übrigen mit vererbpachteten Gegenftänden, von. — 
Erbverpaͤchter Herabſetzung des Canons fordern. 


— — des — u Daten 
v. 17, — 1822. ©. u . Et. ‚Rfpäe Bd. 


Zum dritten Abſchnitt. 


ER eingeſchraͤnkten Gebrauch und Rugungdreihte 
fremder - Saden. 


8. 422. Iſt gegen eine beflimmte Zeit eine frucht⸗ Zu $. 260. 
tragende Sache mit einer anderen, die nur durch ben Y 
Gebrauch der Subſtanz as werben kann, zugleich 


418 Erſt. Th. Ein u. zwanz. Tit. Dritt. Abfchn. $. 274 324 sg. 


und in Einem Contracte dergeſtalt üͤberlaſſen worden, 
daß es nur zweifelhaft iſt, ob das Geſchaͤft nach den 
Regeln des Pacht: oder Mieth-Contracts zu beurtheilen 
fei: fo giebt, bei ber Beflimmung hierüber, die Beſchaf⸗ 
fenheit der Hauptſache auch felbft in dem Falle den 
Ausſchlag, daß die überlafienen Sachen zu einander nicht 


in Verhaͤltniß einer res principalis zu ihrem accesso- 


Zu $. 274; 


Bu $. 293. 


rium ftehen. 


(Erfenntniß des zweiten Senats des Ober Landesgerichts Kin 
.) 


Naumburg v. 15. Nov. 1827. S. u. Str. Rſpche. Bd. 3. S. 55 
F. 423. In nebenallegistem $. ift Zeile 5 und 6 ſtatt: 
„Tit. 14. $. 114. 118° zu lefen „Zit. 13. $. 234— 237", 
(Refcript v. 5, May 1834, 0, 8. 3. 3. Bb. 43. ©. 445.) 


S. 3%.) 


5. 426. Wo es nöthig gefunden werben follte, bei groͤ— 
Beren Wohnungen bie gefebliche Räumungafrift zu vers 


laͤngern, kann folches, unter Berudfichtigung der beſte— 


henden örtlichen Gewohnheiten, durch eine von der Orts⸗ 
polizeibehörde zu. erlaffende Verordnung mit verbinbli= 
cher Kraft für alle Einwohner. des betreffenden Orts ans 


geordnet werben ;' folche Veränderungen bedürfen iedoch 


der Beſtaͤtigung der vorgeſetzten Regierung. — Die Re: 
gierungen werden hierüber von dem Minifterium des Ins 
nern und ber Polizei mit Inftructionen verfehen werben. 

($. 2. a. a. 9.) 


t 


$. 427. Fallen Sonntage oder Feiertage in die beflimmte. 


Umzugszeit, fo fol an folhen Tagen die außerbem wor: 
handene Verbindlichkeit des Miethers ruhen. 
G. 3.0, a. ©.) N 


(Klerh, Gab. Order d. 30. Juny 1834. $ 1. G. ©. 1834. 


Vonm Nugungsrechte fremd. Sachen. $. 324 — 563, 119 


$. 428. Durch das Gefed vom 30. Juny 1834 über Bu $. 32. 
die Termine bei Wohnungs: Miethöverträgen find alle ent» 
gegenftehenden provinziellen und Local⸗Statuten und Ob⸗ 
ſervanzen aufgehoben. — 

Auf Miethsvertraͤge über Speicher, Keller, Ställe, 
Hölzhöfe und Gärten, fo weit fie nicht Pertinenzien 
ea Wohnungen fi ſi nd, kann daſſelbe aber nicht bezogen 


Fech 3 8. u. 16. September 1834. v. K. J. B. Bd. 44. 
$. 429. Das dem Verpaͤchter geſetzlich zuftehende Recht, Zu $. 366. 
ben Erben des Pächterd zu fünbigen, fest voraus, daß der 369. 
ee nicht auf dieſe ausdruͤcklich mit gerichtet wor⸗ 
den i 
( Erkenntniß des —— — v. a. July 1810. 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. S. 200.) 
$. 430. In nebenalegirtem $. ift Zeile 2. flatt „vers u 5. 374. 
pachtet” zu lefen: „gepachtet”. 
-  ANefeript v. 5. May 1834. v. K. I. B. Bo. 49. ©. 445.) 
$. 431. Dem Fiscus ſtehen ald Verpächter wegen fei: Zu $. 895. 
ner Forderungen aus dem Pachtverhältniffe ge ge gen feinen 
Oomainenpaͤchter auf die, von dem legtern eingebrachten, 
und zur Zeit der Endigung des Contracts in dem Gute 
noch vorhandenen Sachen und Effecten bie Rechte eines 
Pfandglaͤubigers zu. 
(Erkenntniß 9 Geheimen Derctsfhuneie v. 20, März 1833. 
©. u. Gtr. Rfpie. Bo. 3. ©: 274.) 
$. 432. Der Verpächter hat wegen feines a —— 395. 
anderer Forderungen aus dem Pachtverhältniffe, auf die, 
„von dem Pachter eingebrachten, und zur Zeit ber Enbis 
gung des Contracts in dem Gute noch vorhandenen Sa⸗ 
en und. Effecten die Rechte eines Pfandgläubigerd auch 
dann, wenn fie im ber Zwiſchenzeit verkauft, und dem 
Käufer durch die Erklärung des Paͤchters uͤbergeben ſind, 
daß er ſich nur fuͤr die Dauer ſeiner Pachtung den Nieß⸗ 
brauch daran vorbehalte. 
EErkenntniß bes nn Dberteibunals v. 20. März 1833. 
©. u. Str, Rſpche. Bd. 3. ©. 274.) 
$; 433. In nebenallegirtem $. ift Zeile 4. ſtatt: 3u 5 51. 
„Ss. 457" zu Iren: us. 455". 
ei v. 5. May 1834. v. 8. 3. B. 3b. 43. ©. 445.) 
Eine auf ein verpachtetes Gut auögefchriebene, 3u $. 560, 
nicht —— auf die Perſon geſchlagene, Natural: 568. 563. 
tieferung an den Feind, am: den Berpachter aid Eigen: 


% 


e 120 _ Erſt. Th. Zwei u. zwanzigſt. zit. &. 1— 248. 


thümer, felbft wenn das Gutsinventarium nach- einer 
Zare als Eigenthum lbergeben worden ift. 

(Erkenntniß des Geheimen ——— v. 18. Maͤrz 1811. 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. * 86.) 


Zum zwei und zwanzigſten Titel 
„Sittiateit Bon Gerechtigkeiten der Srundftüde gegeneinander. | 


Eultur: 
a N 435. Das Gulturedict vom 14. Sept. 1811 fo weit 
— tm, daſſelbe nicht durch ſpaͤtere Verordnungen aufgehoben und 
quuiereie modificirt worden, hat auch in den vormals zum König: - 
u reich Wefiphalen gehörig gewefenen Provinzen Gültigkeit. 
2 dis. (Refeript v. 27. Januar 1832. v. 8. 3.8. 3b. 39. ©. 114.) 


—A $. 436. Die Vorſchrift im $.-3. des Gulturebictd vom 

ı 14. Sept. 1811, wonach die Grundfteuer bei ihrer Res 

— N ds, partition auf getheiltes Eigenthbum um 4 Procent erhöht 

(Erg. $. — ſoll, i ik aufgehoben. Auch die Vorſchrift im $. 2. 

art, Litt. b. a. a. D., mad) welcher bei DVereinzelung von 

Erbpachtgrundſtuͤcken die Abgabe an den Erbverpächter um 

vier Procent zu Laften des Erwerberö der abgezweigten 

Parcele erhöht werden darf, foll bei Domanial · Erbpacht⸗ 
grundſtuͤcken nicht angewendet werden. 

CGllerh. Gab. Order v. 22. May 1888. ©. ©. 1838. S. 65.) 


- $. 437. Da bie Vorſchrift des $. 2. Litt. b. des Cul⸗ 
turedicts vom 14. Sept. 1811. nach $. 29. der Ordnung 

egen Ablöfung der Dienfte. ıc. vom 7. Juny 1821 aud) 

Fe andre zu Leiftungen Verpflichtete, fie mögen Eigen: 

thlmer oder Erbzinsleute fein, ausgedehnt worden, und 

Fein Grund vorhanden ift, bei Befolgung der Allerh. Cab, 
Order vom.22. May 1833 ($. 436.) ſolche zu Leiſtun⸗ 

gan verpflichtete Eigenthümer oder Erbzinsleute in den 
omainen anders als die Erbpächter au behandeln , fo 

fol auch Hinfichtlich jener dem Domainen:Fiscus Ber: 
pflichteten nach diefer Allerh. Beftimmung verfahren werben. 
(Refcript v. 81. July 1833. v. 8. Annal. Bd. 17. S. 604,) 

a 18.438. Die Vertheilung der Kirchen» und Schulab: 
gaben fteht den Dismembrationen der Grumdfltüde-ebens 

Fre ge falls nicht ent ag vielmehr muß diefe eben fo gefche- 
ben, wie es 3. des Edicts vom 14, Sept. 1811 

. wegen ber —— vorgeſchrieben iſt. — Wenn aber 
die Vertheilung zu ſehr ins Be Alt, und dies je, 


— 


Gerechtigk. d. Grundſtuͤcke geg. einand. $. 1— 248; 121 


nach der Entfernung des Empfängers oder ber Er⸗ 
hebungsſtelle von den Abgabepflichtigen mit ganz beſon⸗ 
derer Belaͤſtigung verbunden fein ſollte, fo koͤnnen die Ne: 
gierungen eine Zerftüdelung der Abgabe, welche über die 
im $. 29. zu e. 4. der Abloͤſungs⸗Ordnung vom 7. u. 
1821 (Erg. $. 2380.) hinausgeht, verfagen, und in e 
nem folchen Falle ſich ausbedingen, daß die Abgabe ganz 
bei der Hauptftelle bleibe, ohne daß es deshalb des Vor: 
behaltö der Mitverhaftung des Zrennftüds bedarf. 
Refer. v. 21: May 1833. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 351.) 


$. 439. In allen Fällen, in welchen Grundftüde dis: ‚Neubau: 
membrirt werden, welche zur Remiffion wegen” Neubaue nen bei Die: 
berechtigt find, muß Seitens des verpflichteten Fiscus "emaras 
nach $. 2. des Eultur-Edicts vom 14. Sept. 1811 und Zu 8.1 
8. 29. der Ablöfungs:Ordnung vom 7. Juny 1821 (Erg. —# 


S. 1139. 2380.) zuvoͤrderſt Die unbeftimmte Leiftung der (erg: z. 


189. 
Neubau⸗Remiſſionen vor der Parcelirung auf eine Jaͤhr⸗ 2430) . 
lichkeit fixirt umd auf den remiffiblen Zins zuvoͤrderſt ab⸗ . 


gefchrieben werden, wenn nicht der Befiger des zu pars 


celirenden Grundflüds, die abzuzmweigenden Parcelen ohne 
Remiflionsberechtigung veräußern will. Bei der Firation 

ift eine Durchfchnittö:Berechnung von dem, in den der 
Dismembration zunächft vorhergegangenen funfzig Jahren, 

dem- zu diömembrirenden Grundftüde wegen Neubaue zu _ 
Theil gewordenen Remiffionsbetrag zum Grunde zu legen. 

— Sf in diefem Zeitraum für das betreffende Grunds 

fü feine Remiffion eingetretep, fo ift der Durchfchnitt 

nach einem andern Grundftüd von gleicher Qualität und , 


von gleihem Umfange zu berechnen, welches in demfel: 
“ ben, oder eventuell einem zunächft gelegenen Orte deſſel⸗ 


ben Amtsbezirks befindlich iff. — 
- — (Belanntmahung vom 14. September 1832. v. K. Annal. 
Bd. 17. ©. 353.) ® | 

$. 440.. Die Beflimmung des $. 6. der Verord. vom „b!ffung, 
16. März 1811 (Erg. $. 1185.) wonach ed dem Ermef: —— 
fen der Regierungen üͤberlaſſen worden, ob die Abloͤſung S4 8, 4 
ber hohen Domainenjagd zu geflatten, oder in Erwäs (Erg £. 
gung der ocalverhältniffe zu verweigern fey, ift auch auf 1185) 
die Ablöfung der niederen und mittleren Domainenjagden 
auszudehnen. 

(Verordnung v. 29, März 1829. &. ©. 1829. ©. 23.) 


$. 441. Eine servitus necessaria fann nur alödann Zu $ 3. 


122 Erſt. Th. Zwei u. zwanz. Tit. $. 14—157. Anh. 8.58. 

‚ verlangt werben, wenn bem Eigenthuͤmer kein anderes 
Mittel übrig bleibt, fein Grundftüd zu nugen. 

(Erkenntnig des Geheimen Obertribunals vom 2. Februar 

1804. ©. u. Str. Rſpche. Bo. 1. ©, 55.) 

Zu $. 14. 442. Die Vorfchrift, daß bei der Erwerbung einer 
Grundgerechtigkeit burch Verjährung nachgewieſen fein 
müfje, daß ber Befiger des berechtigten Grunbftüds bie 
flreitige Befugniß als ein wirkliches Necht und nicht vers 
möge, einer bioßen Bergünftigung in Beſitz genommen 
babe, ift nur von der praescriptio ordinaria zu ber: 
ftehen. : 

(Erkenntniß des ——— Obertribunals de 1821. S. u. 


Str. Rſpche. Bb. 1. ©. 
3u 5.14. 8. 443. Ueber den Beweis der Verjährung bei Er: 
werbung einer Grundgerechtigfeit vide Erkenntniß des 
DOber:Appellationd:Senatd des Kammergerichtd vom 16. 
. Suny 1827. (S. u. Str. Rſpche Bd. 2. ©. 341.) zu $.. 
81. Tit 7. Thl. 1. WER. 8. 105. | 

3u 8.22. $ 444. Die landrechtliche Beflimmung, daß nach Ver: 
| — lauf. zweier Jahre von Publication des Landrechts an eine 
— Be are welche den Nubungsertrag des belas 
fieten Grundſtuͤks ſchmaͤlert, und gleihwohl durd) Feine 
in die Augen fallende Kennzeichen oder Anftalten anges 
deutet wird, durch Verjährung nicht mehr anderd erwor⸗ 
ben werden kann, ald wenn le&tere gegen eben denfelben 
Befiger des belafteten. Grundſtuͤcks angefangen und volls 

endet worden, ift durch ben. $. 58. des Anhang zum 
Allgemeinen Landrecht für aufgehoben zu erachten. 
(Erfenntniß des Geheimen Obertribunalg vom 15. Februar 

134. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©.119) 

3u $. 80. 6. 445. Ueber die ae der Pommerfhen Forts 
und Sagdordnung vom 24. December 1777 und der 
Verordnung vom 22. Juny 1800 in dem Lauenburge 


Buͤtow'ſchen Kreife vide Refcript v. 14. December 1833 


(0. 8. 3. B. Bd. 42. ©.458—463) zu $. 83. it. 8. 

TH. 1.8. N. $. 136. 

en, 8. 446. Das Verbot im $. 21. Cap. 35. der Magde: 
Dagsehurs burger Polizeiordnung vom 3. Januar 1688, nad) wel: 
306. 157, chem bie Bauern an den Orten, wo es nicht beigebracht 


ift, auf ihren eigenen Aedern keinen Hordenfchlag halten, ° 


und mit ihrer Schafheerde nicht lagern dürfen, ift auf: 
gehoben. | | | 
geb (Gofet v. 22. Juny 1880. $. 1. G. ©. 1880. ©. 109.) 


Erſt. Th. Drei u. zwangigft, Tit. $. 124. 123 


$. 447. Vorbehalten ‚werben jedoch bie aus jener Ber: 
ordnung . erworbenen Unterfagungsrechte, welche indeß 
nach den Vorfchriften der Gemeinheitötheilungs:Drbnung 
vom 7. Suni 1821 abgelöfet oder eingefchränkt werben 
Eönnen. 
($. 2. a. a. ©.) 


s 


Zum drei und zwanzigften Titel, . 
Bon Imangd- und Banngerechtigkeiten. | 


6. 448. Der Intelligenz:Infertionszwang mit ben mil: SnteRigeng: 
bernden Verfügungen, melde die Verwaltung bes Ins” zwang. \ 
telligenzweſens in. Beziehung auf denfelben erlaffen hat, | 
und noch eintreten laffen wird, gilt auch für die,Provinz 
Sachſen und tritt überall ein, wo nach der Verordnung 
vom 28. März 1811 $. 10. die Einrichtung eines Ins 
telligenzblattes für nöthig gehalten war. 
(Allerh. Cab. Ord. v, 18. März 1834. G. ©. 1834. ©. 71.) 
$. 449. Die in der Provinz Pofen noch beftehenden Kufdebung 
Zwangs⸗ und Bannrechte (A. 2. R. I. 23. $. 1— 22. und Bann 
$. 53—95.), namentlich das mit der Befugniß zum Be Gros 
trieb der Brauerei und Brennerei bisher verbunden gewe- 3 Ye 
fene Recht des Gebräude-Confumtionszwangs und die” ste. 
Schanfgerechtigkeit, infofern diefelbe in einem beflimmten 
Bezirke ausſchließlich ausgelibt worden, find mit dem Zage | 
der Publication des Gefeges vom 13. May 1833 (auss 
gegeben Berlin den 15. Juny 1833) aufgehoben. 
(Gefeg wegen Aufhebung der Zwangs⸗ und Bannrechte in ber 
Provinz Pofen v. 13. May 1833. $. 1.2. ©. ©. 1833. ©. 59.) 
8. 450. Wenn in einzelnen Fällen durch. die Aufhebung 
der Zwangs- und Bannrechte ein wirklicher Schade ent: 
ftehen follte, fo wird eine DVergütigung bed wirklichen 
Schabens nady den Beftimmungen der Verordnung vom 
15. September 1818 $. 1.2. Litt. c. 56. 3. 4. 6—11., 
welche aud in der Provinz Pofen Gültigleit haben, und 
auf die bezeichneten Fälle angewandt werden follen, aus 
Staatöcafien gewährt (Erg. $. 1225. 1230. 1231. 1236. 
1237. 1238. 140 — 142. — Vom Verkäufer, Erb: 
oder Zeitverpächter, vom Bwangöpflichtigen wird Feine 
Entfhädigung gewährt. — ·⸗· 
($. 7. a. a. ©.) 


124 Erf, Th. Drei u, zwanzigft. Tit. d. 2 — 23 fl. 


8. 451. Der Berechtigte muß Behufs Ermittelung fei- 
ned Derluftes den Debit, welchen er in dem Zeitraume. 
von 1816— 1825 incl. und den Debit in den Jahren 
1834 — 1837 nachweiſen, und nad Bergleihung bes 
Durchſchnitts diefer Vier Jahre zu dem jener Zehn Jahre 
wird der entfiandene Ausfall ermittelt ⸗·-· 

Die Vergütung fällt abet weg, wenn bem Berech⸗ 
tigten Mangel an .Zhätigfeit, Induſtrie und Güte. des 
Fabrikats nachgemwiefen werden Tann, und der Verluſt da= 
ber nicht alö unmittelbare Folge ded aufgehobenen Zwangs⸗ 
und Bannrecht3 angefehen werden Fann. 

($. 8. a. a: 9.) n ne 

8. 452. Nach Ablauf des Sahres 1837 follen die Ins 
haber früherer Zwangs: und Bannrechte Durch eine öffent: 
liche Bekanntmachung der Kreiöpolizeibehörde zur Anmel⸗ 
* dung und Beſcheinigung ihrer Entſchaͤdigungsanſpruͤche 

bei Berluft derfelben binnen einer fechömonatlichen’Frift 
aufgeforbert werden. R 1. 
. a 


‚»-(& 9 0.0. D.) = 
3u &4 8.453. Durch den $. 54. des Geſetzes vom 7. Sept. 

R 1811 ift nicht die Beſtimmung bed $. 1: des Geſetzes 
von 28. Oct. 1810, wonach der Branntweinzwang als 
Bannrecht nicht ferner ſtattfinden fol, aufgehoben, 
vielmehr nur. die Schließung von Verträgen über. das 
Vertragsrecht für zuläffig erflärt, und die-Fortdauer eis . 
ned — auf Grund der Verjährung oder ausdruͤckliche 
Vertraͤge bereits beſtehenden Nechtöverhältniffes ausge— 

ſprrochen worden. | / 

; — (Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 29. November 

| 1826. ©. u. Str. Rſpche Bd. 8. ©. 67.) 

äkaet g. 454. Ein Erfenntnig des Königl. Geheimen Ober: 

2. ober tribunals, nach welchem bie Gültigkeit des Edicts vom 

Mühlen: 28. Det. 1810 wegen Aufhebung des Mühlenzwangs im 

om Fürftentbum Erfurt ausgefprochen, ift durch das | 


um Refeript vom 19. März 1832 v. 8. I. B. Bd. 39. 
Bu d.23 ff. ©. 123, 


(Erg. $: um wo möglich eine gleichfoͤrmige Entſcheidung dieſer 
cn Stage herbeizuführen, mitgetheilt worden 
466 In einem von dem Koͤnigl. Geheimen Obertribunal 
5654.) unter dem 4. Auguſt 1834 erforderten und. unter dem 
20. ejusd. erflatteten Bericht hat daffelbe feine in jenem 
i —— ausgeſprochene Anſicht geändert, und aus: 
gerührt; | 


Bon Bwangde u. Banngerehtigkeiten. $. 51—59. 125 “ 


daß die Geſetze wegen Aufhebung der Zwangs⸗ 
und. Bannrechte in den neu- und wiedererworbe⸗ 
. nen Provinzen für nicht publicirt_ betrachtet werben 
müßten. | 
G. K. 3. 8. Br. 44. ©. 333— 338)  ; 
$. 455. Eine Gutöherrfchaft, welche ihre Bmangsmühle 3u $.'51. 
in Erbpacht gegeben hat, ift verbunden, auf diefer Mühle 
-mahlen zu laſſen, felbft wenn hierüber in dem Contract 
nichts fefigefegt iſt. Das Edict vom 28. Ock. 1810 hat 
. in diefer Verbindlichkeit nichts geändert. 
—— des INK Obertribumald vom-6. October 
. ©. u Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 66.) 
ar 456. Bei Anlegung neuer Brauereien und Bren- zu, 88 
nereien auf ländlichen Grundſtuͤcken finden in der Pro: 
vinz Pofen die Vorfhhiften Erg. $. 1246. 1248. eben= 
. falls Anwendung. Die Beurtpeilung der Werthönach- 
weilung gebührt der Regierung, und ein Recht zum Wis 
berfpruch flieht dem Befiger eines bisher ausgeuͤbten 
Gonfumtionszwanges' oder ausfchließenden Schankrechts 
nicht zu. 
GGeſetz v. 18, May 1833. $. 5. G. ©. 1833. ©. 59.) 


$. 457. Auch dürfen dafelbft auf dem Lande neue (Erg. g. 
Schankſtaͤtten nur unter beſonderer Genehmigung der 1256.) 
Regierung, und zwar nur auf den Antrag einer Ge- 
‚meinde, unter dem Nachweis des Bedirfniffes, und wenn. 
uvor der zur Ausübung des Schankrechts berechtigte 
Srundherr mit feinen Einwendungen gehört iſt, — 
tet werben. 

($. 6. a. a. ©.) 

$. 458. Durch den $: 54. des Geſetzes vom 7. Sept. Zu 5 En 

1811 ift nicht die Bellimmung des $. 1. des Gef. vom 2 — 
28. Oct. 1810, wonach der Branntweinzwang als Bann⸗** 
recht nicht ferner ſtattfinden ſoll, aufgehoben, vielmehr 
nur die Schließung von Vertraͤgen uͤber das Verlagsrecht 
für zulaͤſſig erklärt, und die Fortdauer eines ſolchen, 
auf Grund der Verjährung, oder ausdruͤcklicher Ber 
träge bereits beftehenden Rechtsverhaltniſſes ausgeſprochen 
worden. 

nn des Geheimen ie vom 29. November 

26. ©. y. Str. Rſpche, Bd. 3. ©. 67.) 

a: 459. Der Krugverlag ift auch in der Provinz Po: 3u_$. 56. 


fen nicht aufgehoben, und eben fo verbleibt der Eigen: a 


“ 


x 


’ J | 
. 15 Erf. Th. Drei u. zwanzigſt. Tit. $. 56. 


thuͤmer oder Erbpächter eines Grundſtuͤcks in bem Be: 
ſitz des Rechts zum Abſatz an Andere Bier zu brauen 
- oder Branntwein zu brennen, und das fabricirte Ges 
bräude im Einzelnen zu verkaufen. . 
(Gefeg v. 18. May 1833. $. 3, G. S. 1833. S. 59.) 


(Erg. $. F. 460. Verträge, wodurch ein Verlagsrecht conftituirt 
1254.) wird, Eönnen auch ferner errichtet werden, Verträge aber, 

wodurch fi) Iemand unterwirft, den Bedarf zu feiner 

eigenen Confumtion nur aus einer beflimmten Schank⸗ 

flätte zu nehmen, dürfen bei Strafe der Nichtigkeit, nur 

auf die Dauer eines Jahres gefchloffen werben. | 
fd. 4a. a. O.) 


> 
“ 


Zum zweiten Theile, 
Zum erften Liter. 
Bon der Ehe. 


Zum erften Abſchnitt. 
Bon den Grforderniffen einer gültigen Che. 


$. 461. Die Ehe eines Juden in ber Provinz Pofen Bu $. 3 f- 


mit einer Ausländerin ift nur in dem Falle zuläffig, wenn 
die legtere ein eigenthümliches Vermögen von wenigftens 
500 Rthlr. in die Ehe bringt. — Dispenfationen in 


rn Fällen find bei dem Dberpräfidenten nachzu⸗ 
u | | 


n. ü 
(Verordnung v. 1. Juny 1883. $. 15. G. ©. 1833, ©. 68.) 


$. 462. Bei Schließung jüdifher Ehen liegt die Beob⸗ Zu — 


achtung der Vorſchriften des Allgem. Landrechts Th. 2. 
zit. 1. 8. 18 ff. 147. Tit. 2. $. 187. Anh. $. 89. 


bei perfönlicher Werantwortlicpkeit denjenigen jüdifhen - ' 

‚ Beamten oder Bevollmächtigten der ifraelitifchen Relis' 

— ob, bei welchen das Aufgebot im, 
ynagoge vor erfolgter Trauung ihrer Glaubens» . 


Der 
genofjen nachgefucht werden muß. Sie dürfen das Aufs 
gebot nicht eher veranlaflen oder geftatten, ald bis den 
vorgefchriebenen Erforderniffen genügt ift, und haben fich bei 
eintretenden Zweifeln an die competente Gerichtöbehörde 
zu wenden, unter deren Disciplmar-Aufficht fie in Be⸗ 
ziehbung auf diefe Angelegenheit geſtellt find. | 
Weſeript v. 30. July 1831. v. 8. 3. B. Bd. 88. ©. 91.) 
$.. 463. Die Befolgung der Allerh. Cab. Order vom 
4. Det. 1810 (Erg. $, 1266.) iſt ſaͤmmtlichen Oberlandes⸗ 


., * 


— 


Bu 6. 25. 
(Era. $. 
1265. 
1266.) 


128 Zweit. Th. Erſt. Tit. Zweit. u. dritt. Abſchn. . 81 — 138. 


— mit der Anweiſung wieder in Erinnerung ge⸗ 
bracht, alle dergleichen ihnen bekannt werdenden Faͤlle der 
betreffenden Polizeibehoͤrde, Behufs des weitern Einſchrei⸗ 
tens, anzuzeigen, und die Untergerichte zu einem gleichen 
Verfahren anzuhalten. 
G&eſcript v. 23. Juny 1834. v. K. Annal. B. 18. ©. 785.) 
3u $.32. 6. 464. Unter den brei-nächften ‚Verwandten deffels 
- ben Namens find nicht blos männliche Verwandte 
allein zu verfiehen, fondern auch weibliche gleihen 
Namens concurriven bei dieſer Gonfensertheilung. Das 
gegen kann eine verheirgthete Schwefter nicht mehr 
als eine Verwandte’ defjelben Namens angefehen werden, 
- und eben fo wenig ift eine Schwägerin als eine nabe 
Verwandte zu betrachten, da unter: nahen Verwand— 
ten nur Blutsverwandte zu — ſind. 
(Reſcr. v. 20. Februar 1832. v. K. J B. 89. S. 129.) 
Zu 5.57. 8. 465. Vor zuruͤckgelegtem aͤ Jahre 
iſt den nicht naturaliſirten Juden in der Provinz Poſen 
die Schließung einer Ehe, ohne Erlaubniß des Ober: 
praͤſidenten, nicht gefiattel, 
od — v. 1. Juny 1833. 5. 25. fit, a. ©. S. 1833 


Zu 8. 40, N "266, Es berechtigt den Ehemann der ihm, zur. Zeit 
der e eingegangenen Ehe, unbekannte Umftand, daß feine 
Ehefrau früher mit andern Männern Umgang gepflogen 
hat, auf Ehelcheidung zu Elagen. 

"(Erkenntni des Obertribunals v. 29. Januar 1812. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. . 39.) » 


. Zum zweiten Abſchnitt. 
Von Ehegeloͤbniſſen. 


Zu $.81. 8. 467. Die in einem Theile des ſtandesherrlichen Ge⸗ 
biets Solms-Braunfels noch beſtehende Vorſchrift, nach 
welcher bei jeder EN nu ein Ehevertrag errichtet 

‚. werden muß, ift aufgehoben. 
- (Allerh. Cab. Ord. v. 28. März 1830. ©. ©. 1830. ©. 2) h 


| Zum dritten Abſchnitt. 
| Bon der Vollziehung einer vollgültigen Ehe 
Zu $. 186. $, 468. An tie Stelle der Trauung tritt bei den Ju= 


155. den in der Provinz Pofen die Zufammenkunft under dem 


Pe 
" = 
B \ 


Bolziep.einer güttigen Ehe. $. 138—153. Anh. $.70.- 129 


Zrauhimmel und das feierliche Anſtecken der Stinge und 

— die Stelle des Aufgebots das Bekanntmachen in der 
nagoge. 
er AR v“1. Juny 4833. $. 15. G. ©. 1838. ©. 68.) B 
‘8. 469. Vide Militair- —— v. 12. Fe⸗ Bu $. 

bruar 1832. $. 63. 64. (©. S, 1832. ©.. 87.,88.) zu — 
$. 435 sg. Tit. 11. 8.2.4.8. R. $. 1028. 


- "8. 470. Commiſſariſch beſchaͤftigten. Obergerichtd = Af: geiratns- 
ſeſſoxen werden die Heiraths = Confenfe von ben Chefs au dh 145, 
Präfidenten derjeni igen ‚Obergerichte ertheilt, bei denen fie Anh. 5.70. 
commiflarifch befchäftigt find. 
(Refer. v. 7. Auguft 1854. 0.8. 3.8.2d. 44. ©. 110. 111.) 

$: 471. Evangelifche Militairs Geiftliche müffen zu ih: 3u 8. 14%. , 
rer Verheirathung die Erlaubniß bei dem vorgeſetzten Anh. $.70. 
— nachſuchen. 

Er vom 12. Tebruar 1882. $. 33. 
: 6. 1832. ©. | 

$. 472. Die hatte: Gonfenfe find von den Geift: ag 146, 
lichen bei den Königl. Regierungs = Präfidien und vun Anh. $.70. 
den Directoren, Rectoren und Lehrern an ben Gymna⸗ 
ſien und Seminarien aber bei den Koͤnigl. Ober-Praͤ⸗ 
fidien, als Praͤſidenten des Conſiſtorii und Provinzial⸗ 
Schul⸗-Collegii, nachzuſuchen. 

(Reſcript v. 14. July 1830. v. K. Annal. Bd. 14. S. 551.) 

‚9. 473. Berge, Hütten: ünd Salinen = Arbeiter _bürfen 3u $. 149., 
nicht aufgeboten und. getraut werben, wenn. fie micht And. $.70. 
zuvor einen- ben Heiratböconfens vertretenden Zraufchein 
- der vorgefegten Bergbehörde beigobvasht haben. . 
en Cab. Ord. v. =. May 1833. v. K. Annal. Bhr 17, er 


$ 474. Die Dispenfation von zwei Aufgeboten ift Aut, 
- bei dem Minifterio der Geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten,” us 
“und in den Rheinprovinzen bei dem Oberpräfidenten, bie 
Disſspenſation von allem Aufgebot aber bei des Königs 
Majeftät durch die Behörden nachzufuchen. 
(Refer. v. 26. December 1833, v. 8. Ann. 3b. 18, S. 714.) 
$. 475. Die das Aufgebot der Juden vertretende Be: Der Daten 
kanntmachung in der Synagoge muß an dtei Sabbathen au | —— 
hintereinander erfolgen. — Dispenſationen von der drei⸗ 
maligen Bekanntmachung ſind in der Provinz Poſen bei 
den Landraͤthen nachzuſuchen. 
(Refer. v. 31. Auguſt 1834. v. K. Annal. Bd. 18. S. 719.) 
Ergaͤnz 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. * 


er 
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GCinmun 8. 476. Zur Unterfagung bes Aufgebots und der 


nung der Trauung ift, bei erhobenem Einfpruche jede Ortsobrigs 
"zu 5.160. keit befugt, und kommt dabei weder der Gerichtöftand 
deffen, der das Eheverfprechen ertheilt haf, noch etwas 
nige Gefahr im Berzuge in Betracht. — Das Geſetz 
bat. in diefer Beziehung die Competenz der Ortsgerichte 
erweitern wollen, weil eö in. der Natur der Sache liegt, 
daß alle Angelegenheiten diefer Art zu befchleunigen find 
und daß fie nicht geftatten, erſt die Intervention des 
entfernten Obergerichts in Anfpruch zu nehmen. 
(rReſcript vom 10. November 1884, v. 8. 3. B. Bd. 4. 
©. 861. 362.) , 


eher 8. 477. Kein Bewohner einer dem Allgemeinen Land: 
Provinzen, recht unterworfenen Provinz darf in einem Landestheile 
Börse @i der Monarchie, worin das franzöfifhe Civilrecht gilt, 
vitribt getraut werden, wenn‘ er nicht zuvor ein Zeugniß des 
Zu $. 170. betreffenden Gerichts feines Wohnorts: daß er zur Eins 
gehung der Ehe eines vormundfchaftlihen oder obervors 
mundfchaftlichen Confenfes nicht bedürfe, oder im entges 

gengefeßten Falle diefen Confend, oder — wenn er m 
derjährig und fein Water noch lebt — deſſen Einwillis 
"gung urfchriftlich beibringt. | | 
‘ (Refeript vom 15. Ianuar 1834, v. 8. I. B. Bd. 43. 

&. 450, 451.) i 


, Zum fünften Abſchnitt. 
Bon den Rechten und Pflichten der Eheleute in 
| Beziehung auf ihr Vermögen. 


ed. 478. Kaufverträge zwiſchen Eheleuten in ſtehender 
ihen She Ehe müffen gerichtlich aufgenommen werden, und 
Zu $. 198, genügt es nicht, wenn ein blos fchriftlic oder notariell 
abgefchloffener Contract dem Inhalte und der Unterfchrift 
nach unter Zuziehung eines Affiftenten gerihtlid anz 


1. erfaynt wird. Ä 
(Refcript vom 14, Februar 1834. v. 8. 3. B. Br. 43. 
©. 99 sq. — Refcript vom 3. Suny 1834. v. 8. 3.8. Bb: 43. 

©. 452 — 454.) 

‚Su $. 158 8. 479. Kaufverttäge zwifchen Ehegatten muͤſſen ges 
— * richtlich und unter Zuziehung eines Beiftandes der Ehe: 
frau abgeſchloſſen werden, um bie legtere zu verpflich- 
ten, und fieht dad Recht, einen folchen‘ Vertrag als uns 


⸗ 
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gültig aufzurufen, auch einem Dritten zu, gegen wel: 
chen = hemann fein angebliche Eigentbum ausfuͤh⸗ 
. ren will. 


(Grfenntniß des Geheimen Dbertribunals v. 16. April 1830, 


S. u. Str. Ripde. Bo. 4. ©. 109.) 


$. 480. Wenn eine Ehefrau ein Lotterieloos gekauft, Zu $.212. - 


das Einſatzgeld aber von dem ihr von ihrem Manne ge: 


gebenen Gelde zur Beſtreitung der Wirthſchaftskoſten 
entnommen hat, fo wird dennoch der Lotteriegewinn ihr 


Eigenthum. 


S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 282.) 


(Erkenntniß bes Geheimen Obertribunals vom 7. December 
1809. &. u. Str. Rſpche. Bb. 1. S. 305.) 


. 481. Bei allen zum Reffort der General: Commifs 3u $. 235. 


. fionen gehörigen Auseinanderfegungen vertritt ein Che: 
‚mann feine Ehefrau, ſowohl bei beftehender Güterge- 


meinfchaft, ald außer dieſem Falle, wegen der zum ge 
meinfchaftlichen Vermögen oder zum ingebrachten der 
Frau gehörigen Grundftüde und Gerechtigkeiten. j 
(Verorbn. dv. 30. Juny 1834. $. 22, &. ©. 1834. S. 106.) 
$. 482. Ein Capital, welches die Ehefrau dem Ehe: 3u $. 251. 
manne aus dem vorbehaltenen Vermögen dargeliehen, 
ohne daß Zinfen flipulirt worden, hat im Concurſe über 
das Vermögen des Ehemannes das Vorrecht der fünf: 
Erkenntniß des Geheimen Obertribunald vom 18. März 
1806. ©. u. Str. Rfpde. Bb. 1. ©. 199.) | . 
$. 483. Eine Ehefrau kann aus den Gehaltdabzligen Zu $. 25 
ihres Ehemannes für ihr Eingebrachtes auch dann Sicher: > 
beitöbeftellung verlangen, wenn ihr Ehemann vermögend 08. 
ift, fie flandesmäßig zu ernähren, es 
CECErkenntniß des Geheimen Obertribunald v. 28, März 1826. 
. 484. Dem Manne liegt gegen den ihm zuftehenden „Marita 
‚Riekbroud an dem Vermögen feiner Frau die Pflicht au. 7 


Rechte der- 


‚ob, für den flandeömäßigen Unterhalt der. Frau zu for: Gtäubiger 


gen und diejenigen Verbindlichkeiten zu erfüllen, zu bes ST" 


nen die Frau fubfidiarifch verpflichtet ift, z. B. Erzie⸗ 956258, 


bung und Unterhalt der Kinder. — Das Recht des 
Mannes ift daher durch feine Pflichten bedingt, und iſt 
ſonach fein Gläubiger des Mannes berechtigt, die Frau 
durch die Befchlagnahme des maritalifhen Nießbrauchs 
in eine fchlimmere Lage zu bringen, als fie fich geſetz!ich 
amd resp. vertragemäßig befinden — wenn der 


“ oa 


. 132 Zweit. Th. Erf. Zit. Funft. Abſch. $ 312—620.%. 9.74. 


MNießbrauch dem Manne verbliebe. — Nyr auf den Mehrs 


betrag kann ein Gläubiger die Erecution richten und das 
her niemald den ganzen Nießbrauh, fondern nur - den 


Vorſchlag bringen, der nach einer von ihm vorzulegens 


Theil deſſelben ald Gegenfiand feiner Befriedigung in 


‘- den Berechnung nicht erforderlich ift, um die Anſpruͤche 


| zu erfüllen, die der Ehefrau zuftehen, welche Berechnung 
> dann Gegenftand einer fernern Erörterung bleibt, wenn 
die Ehefrau diefelbe anfechten follte. nn 

(Refeript v..7. Juny 1833, v. 8. J. B. Bb. 42, SS. 181, 
— Bericht des Juftigminifterii v. 27. November 1833. — Allerh. 
Gab. Order d. 7. December 1833. — Refcript v. 22, November 
1854, 0. 8. 3.8. Bd. 44. ©. 344-351.) | 


gu 8. 485. Ueber das Recht der Gläubiger, Schenkun⸗ 


u 35 gen unter Eheleuten zu widerrufen, vide Gefeg vom 
nd. 3.796, April 1835. 8.1. (G. ©. 1835. ©. 54.) zu $. 1129. 
MMMHLLEREM 8 
Zu $. 320. 8. 486. Die in Anfehung des eingebrachten Vermoͤ⸗ 
a gend geſetzlich ausgefprochene Nichtigkeit einer von der 
Ehefrau während der Ehe ohne Bewilligung des Manz 
ned gemachte Schuld gilt nicht blos. für die Dauer der 
Ehe, fondern auch nad getrennter Ehe ift die Ehefrau 


„zur Bezahlung einer ſolchen Schuld rechtlich nicht vers 


; pflichtet. 
j | ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©, %6 
3u 5.329. $. 487. Wenn ein Ehemarin den von feiner Ehefrau 


auegeftellten Schuldfchein unterfchreibt, fo enthält dies - 


eine Genehmigung der Schuld.‘ — Die Beftimmung bes 
Allgemeinen Landrechts, wonach der’ Ehemann wegen 
einer Schuld feiner Ehefrau, in welche er eingewilkigt 
bat, den Gläubigern mit feiner Perfon und feinem Vers 
mögen haftet, weicht vom gemeinen Recht nicht ab. 

(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 7. Januar 
1817. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 312.) . 


3u 5.335. 6. 488, Die Certioration wird auch bei Ehefrauen er⸗ 
‚fordert, die für fi) ein eigned Gewerbe treiben, welches - 


feiner Befchaffenheit nad Credit und Verlag erfordert, 
wenn bad Darlehn nicht zum Betriebe bed Gewerbes 

2 gegeben. ift. R Bi EN, 
| (Erkenntniffe des Geheimen Obertribunals vom 25. October 
Bürgfcäfs 1822. u. 16. März 1826. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 271,) 
ten d. Cor 8. 489. Ueber die Bürgfchaften der Ehefrauen vide 
FR. J Verordnung v. 30. Auguſt 1833. (G. ©, 1833. ©. 96.) 
1—344, — 


/ 


’ 


(Erkenntniß des Geheimen — v. 6. April 1885, ° 


* 2 
/ 


Sechst. Abſch, Gemeinſch. b. Guͤt. unt. Ehel.$.350-4227f. 133 


u. Allerh. Cab. Order v. 14. July 1834. (G. S. 1834. 
S. 118.) zu $. 7.,des Publ. Pat. zum AL. 8.8.6.7, 
$. 490.. Üeber die Folgen der unterlaffenen Gertiora: u d. 343. 
tion, wenn eine Ehefrau fich in einem Schuldinftrument 
mit ihrem Chemanne ald Selbſt- oder Mitfchulbnerin 
verbürgt, vide Erkenntniß des Geheimen Obertribunald 
v. 16. März 1826.48. u. Str. Rfpche. Bd. 2. S. 271.) 
v. 26. Detober 18221 (©. 282. a. a. D,) und vom 10. 
July 1833. (Bd. 3. ©. 250. a. a. D.) zu $. 232. 233, 
Tit. 14. Th. 1. U.% R. 8. 276. 277. Se F 
$. 491. Ueber die Gültigkeit der Uebernahme einer Zu $. 348. 
Schuld des Ehemannes Seitens’ der Ehefrau ohne Cer- 3 
tioration vide Erkenntniß des Geheimen Obertribunals . 
v. 14. März 1827. (S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 266.) 
zu $. 221226, Tit. 14. 25.1.0888. 273. 


Zum ſechsten Abſchnitt. 
Von der Gemeinſchaft der Guͤter unter Eheleuten. 


F. 492. Wenn juͤdiſche Eheleute, welche nach den für zu 5. 348. 
fie. geltenden jüdifchen Nitualgefegen, mithin nicht er ge 
GSütergemeinfchaft lebten, zur Zeit ihres Uebertrittd zur ..;_ sag, 
riftlichen Religion an einem Orte wohnen, wo die Güt: 46.4227. 
tergemeinfchaft für chriftliche Eheleute. ihres‘ Standes 

ikt, fo wird ‚durch Diefen Webertritt Gemeinfchaft, der 

üter unter‘ ihnen eingeführt. = | | ws 

—* (Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 28. November 
1827. &. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 285.) 0. 
$. 493. Die in Danzig‘ beftehende- Gütergemeinfchaft 3u $. 346. 
der Eheleute bürgerlichen Standes erftredt fih auh auf - 
" "Solche Eheleute, welche einen erimirten Gerichtöftand haben. , , 

AAllerh. Gab. Order vom 29. Mey 1833. — Refeript vom 
3. Juny 1333. v. 8. 3. B. Bd. 41. ©. 569.) FE 
6. 494. Die, bei Eingehung der Ehe durch einen Vers Gütern: 
trag auögefchloffene Gütergemeinfhaft kann fpäter zwi⸗ duͤrch Ver⸗ 

ſchen den Eheleufen durch einen- neuen Vertrag wieder zu 5. 
> eingeführt werden. Es ift jedoch auch ih diefem alle 354357. 
die Öffentliche Bekanntmachung diefes Vertrages jederzeit Anh. $-76.. 
rathfam und die Zuziehung des noch lebenden Vaters der 
Ehefrau nothwendig. ER 

(Refeript vom 14. Kebruar 1834. v. K. 3.8. Bo. 48. 
e. 112— 115.) | | | | 


u 
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Zu $. 495. Wenn der Beſitztitel für den als bisherigen 
224. Befitzer bekannten Ehegatten noch nicht berichtigt iſt, ſo 
«Tann er zu dieſem Behuf von Amtswegen zur Beſitztitel⸗ 
berechtigung nicht. angehalten, vielmehr muß abgemwartet 
werben, ob ber andere Ehegatte, oder ein fonft dabei Ins 
tereflirter darauf antraͤgt. Nur bie Eheleute find hiebei 
zunächft betheiligt, da ohne Eintragung ihr Vertrag nur 
unter ihnen, nicht in Bezug auf einen Dritten gilt. (A. 

L. R. II. 1. $. 376. 430.) 

- (Refeript v. 18. October 1834. ad 2. v. 8. 3. B. Bo. 4. 

©. 410 — 412.) | S 
— $. 496. Ueber die einem minderjaͤhrigen Ehemann nad) 

feiner Großjaͤhrigkeit geftellte Friſt zur Ausſchließung der 

. geraten Gütergemeinfchaft vide Erkenntniß des Obers 

Landesgerichts von Oftpreußen vom 12. Oct. 1827 (S. 

| u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 312) zu $. 780. Zit. 18. 
MER. $ 1229. \. 


au ae ‘8. 497. Weber die Folgen der unterlaffenen Bekanntmachung 
| der Ausfchließung der Gütergemeinfchaft nach Einführung 
des Allgemeinen Landrechts, wenn die Eheleute fi vor 

dieſer Zeit verheirathet, und die gefeglich flattfindende Ges 
meinfchaft des Gutes durch Vertrag ausgefchloffen haben, 

' vide Erfenntniß des Geheimen- Obertribunald vom 19, 

. September 1828 (S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 290) 

zu $. 7. Publ. Pat. zum A. & R. $. 10. | 


Zu 8.422. 6. 498. Ein Vertrag über Ausfchliegung der Güter 
gemeinfchaft, wenn auch diefe nur gelegentlich in einem 
Vertrage über einen andern Hauptgegenftand, bei wels 

. chem die gerichtliche Form nicht erforderlich ift, flipulirt 
worden, muß allemal vor dem ordentlichen perfönlichen 

Richter vollzogen werden, und Notarien müffen fich der 
Aufnahme deſſelben enthalten. a 


J 


‚ (Refer. v. 10. April 1885, dv, K. J. B. Bb. 45. S. 415417) 


Zum fiebenten Abſchnitt. 
Von der Trennung der Ehe durch den Tod. 


3u 5.495. 8, 499, Ueber das Erbrecht des überlebenden Ehegatten 
1 und der Kinder nach dem Rechte der Gütergemeinfhaft 
in der Herrfchaft Gimborn⸗Neuſtadt vide Refeript vom 
31. Dec. 1833. v. I. 8. B. Bd. 42. ©. 463 J 


I. s 
Acht. Abſchn. Von Trennung der Ehe. $. 688— 693. 135 


$. 500. Der uͤberlebende Ehegatte, ber mit ben ver⸗ Zu g. 637. 
ftorbenen in lübifher Gütergemeinfhaft gelebt hat, ift in 
Rüdfiht auf das ihm verbleibende Miteigentbum als 
Miteigenthümer, und nicht ald Erbe anzufehen, und bat 
fi) daher weder zu legitimiren, noch über den Antritt 
eine Erflärung abzugeben. 

WGeſcr. v. 35. Aug. 1834. v. 8. J. B. 8b. 34. ©. 151. 2): — 


$. 501. Wenn hei ber Erbauseinanderfegung über den Zt 5- 
väterlichen Nachlaß zwiſchen Kindern und ihrer Mut— Anh.8.79. 
ter die letztere Grundſtuͤcke aus der Gütergemeinfchaft 
anzunehmen gefönnen ift, fo kann dies, wenn. Pflegbes , 
fohlne dabei concurriren, nur nach vorgängiger gerichtlis 
cher Zare gelchehen. Wenn dies nach dem nebenallegirten 

. bei dem Vater nicht nothwendig ift, fo hat dies. feinen 

rund darin, daß dad Recht der väterlichen Gewalt bie 
Stelle der vormundſchaftlichen Vorſorge vertritt, weshalb 
in dieſem Falle eine conſervatoriſche Maßregel genuͤgt, in 
jenem aber die geſetzlichen Vorſchriften uͤber die Veraͤuße⸗ 
rung der Muͤndelguͤter die leitende Norm geben. 

(Refer. v. 2. Juny 1834. v. K. J. B. Bb. “2, ©: 454-156.) 


- 


Zum — Abſchnitt. 
Von nn der Ehe durch richterlchen Aus⸗ 
| ſpruch. 


—* 502. Wenn ein Ehegatte aus erheblichen und er⸗ en 
laubten Gründen eine Reife wit einem * engines. „grümbung 


ht einge: 
angenommen werden kann, ach dem nebenallegisten $.. "Gangen 


693. die Eheſcheidungs⸗Klage anzuftellen und auf Edictai— aus — 
Citationen anzutragen, weil anzunehmen iſt, daß, wenn 60g, 
der entfernte: ee lebt, er von. Anfang an bie 

Abficht gehabt habe, den andern — zu verlaſſen, 


* 


* 
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indem er fonft wohl in dieſer Zeit Nachricht von ſich ge⸗ 
geben haben wuͤrde. 
(Refeript v. 17. Sept. 1832. v. 8. 3. B. 35.40. 8.155.) _ 


3u 8.694. 6. 503. Bei Entfcheidung ber Frage: ob eine halsſtar⸗ 
rige und fortdauernde DVerfagung der ehelichen Pflicht 
ftattfinde, kommt es nicht fowohl auf die Länge der Zeit, 
als auf die Moralität der Handlung, nämlich darauf 
an: ob jene Frl ihren Grund in einer völligen 
Abneigung habe. 
(Erkenntniß des. Ober » Candesgerichts zu Busstau v. 12, No⸗ 
vember 1799. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 353,) 
3u $.69.. 8. 504. Armuth und die Unmöglichkeit mehr Kinder 
zu ernähren entbindet den Ehemann von ber Leiftung der- 
ehelichen Pflicht nicht, auch bedarf ed dazu. feiner fur 
forderung Seitens der Ehefrau. Die Enthaltung. der 
Leiftung der ehelichen Pflicht ift aber erft dann als ein 
rechtlicher Ehefcheidungdgrund anzuerkennen, wenn ber 
Richter durch fruchtloſe Aufforderungen oder fonftige Um⸗ 
flände ſich die Ueberzeugung verfchafft hat, daß ſolche 
Enthaltung ben Charakter einer beflimmten, hartnädigen 
Weigerung angenommen habe. 
(Erkenntniß bes re ee ‘des Kammerge⸗ 
rihts de 1822. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. &. 400.) 
zu 6. 505. Die gefeßliche — welche dem Rich⸗ 
“ter erlaubt, in beſonderen Fällen, wo, nah dem Inhalt 
ber Acten der Winerwille fo heftig und tief eingewurzelt 
iſt, daß, zu einer Ausföhnung und zur Erreichung des 
Zwecks des Eheftandes gar Feine Hoffnung mehr übrig 
bleibt, eine fo unglüdtice Ehe zu trennen, bezieht ſich 
nicht blos auf Einderlofe Ehen. 


(Erkenntniß bes — Obertribunals vom 16. April 1817. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 204.) 


3u 8.720. $. 506. Die a auf den Eheſcheidungs · Prozeß 
involvirt eine Verzeihung der Beleidigungen, wegen derer 
ber Eheſcheidungs⸗Prozeß angeſtellt worden, und eine Stis _ 
pulation, daß es dem beleidigten Theile freiftehen folle, I ch 
bei einer ſpaͤtern Eheſcheidungsklage auf die in dem früs 
bern, entfagten Prozefje auögemittelten oder angebrach⸗ 
ten Thatfachen zu berufen, ift unzuläffig, da einmal 
verziehene Beleidigungen in der Zolge nicht wieder als 
Eheſcheidungs⸗Urſachen gerügt werden können. 
(Rsfeript v. 28, Ian. 1882, v. K. J. B. 2. 89, ©, 182) 


Rechtl. Folg. d. unthel. Beiſchlafs. $. 1015 - 1035 ff. 137 | 


‘ &. 507. Sobald eine Ehe rechtskraͤftig getrennt u 725. 
faut auch die fernere Zahlung ber interimiſtiſch für die 0 
"Dauer des Prozeſſes bewilligten Alimentengelder Ka , 8 
wenn auch wegen anderer Punkte der Prozeß in den hoͤ⸗ 

heren Inſtanzen 35* wird. — Eben ſo hoͤrt aber 

auch mit der rechtskraͤftigen Trennung der Ehe der mari⸗ 
taliſche Nießbrauch auf. 
2 (Refelipt v. 2, Gept: 1838, 0. K. I. B. Bd. 42. ©, 134,) 


8. 508. Rechtskraͤftige Eheſcheidungs⸗Erkenntniſſe Zu $- 738, 
koͤnnen durch Entſagung nicht in dem Sinne unkraͤftig 
gemacht werben, daß nun, bie ‚vorige Ehe ohne Meitered . 
fortgefegt wird, vielmehr ift bierzu wieder eine Trauung 
nach vorgängigem Aufgebot erforderlih. Iſt aber das 
Erkenntniß noch nicht rechtöfräftig, fo fleht der Ers 
klaͤrung der Eheleute, dem Prozefie entfagen und bie bis⸗ 
herige Ehe fortſetzen zu wollen, nichts entgegen. 
(Reſcript v. 23. Januar 1832, v. 8. J. B. Bd. 39. S. 132.) 


G. 509. Nach dem Reglement für die Militairwittwen⸗ : :Bietung d. 

Gaffe vom 3. März 1792 wird bei Eheſcheidungen allet vums in Bes 
Art dem Manne * Eintrittsgeld zurüdgezahlt und das heie 
Penſionsrecht der Frau ceſſitt. In Eheſcheidungserkennt⸗ Wiltwens | 
niffen dürfen „daher Uebereinfommen, welche die Forts Zu $. 
dauer der Verbindung ber gefchiedenen Ehegatten mit 732 sq. 
der Militair: VRDMIEDERAGSOORINE bebingen, nicht ferner bes 
flätigt werben. 

(Allerh. Gab. Orb. v. 18. — nen v. 22. Februar ‘1834, 
u K. J. B. Bo. 43. ©. 111. 

.$. 510. Eine Wittwe, = zweite Ehe burch richter: Bu. 766. 
lichen Ausſpruch ohne ihr Verſchulden getrennt worden, 767. 784, 
ift wieder zur vollen Wittwen-Penfion aus der allge: 2. 
meinen WittwensBerpflegungs:Gaffe berechtigt. F 


Erkenntniß des — — Obertribunals v. 22. Maͤrz 1828. 
S. u. Str. is Bd. 1. ©. 231.) 


Bum elften Abſchnitt. 
Von ben rechtlichen ro des unehelichen Bei⸗ 


$. 611. Weber bie Rechte einer —— die an Bu . an | 


einem Orte im Preußifchen — wohnt, wo 2. Fa 


I 


| 


138 Zweit. Th. Erſt Tit. Eift. Abſchn. $. 1083 — 1108, 


ı- 


fifches Recht gilt, gegen ihren Schwängeter, der an eis. 


nem Drte wohnt, wo bad Allgemeine Landrecht einge 
führt ift, aus einer am. Wohnort der Erfteren vorgefals 
lenen Schwängerung vide Erfenntniß des Ober:Landess 
Ä — zu Muͤnſter vom 9. Nov. 1827 (S. u. Str. 


* ‚8b. 1. ©. 423) zu $. 23. Einleitung zum A. 


en‘. 4 


. 8. 512. Cfr. Erkenntniß des Tribunals von Oſtpreu⸗ 
‚Ben vom 30. Sept. 1826 (S.u.Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 
373) zu. 8.22. Einleitung zum A. 2.-R. $. 43. 


3u$.1085. 8. 513. Die gefeglihe Beftimmung, wonach bie ganze 
Klage aus der Schwängerung erlifcht, ‘wenn fie nicht 

‘ binnen zwei Jahren nach erfolgter Niederfunft \angemel: 

det worden, betrifft nur die der Gefhwächten gebührende 
Entfhädigung, nicht aber den Anſpruch auf Alimenta- 


tion, welches dem Kinde gegen feinen natürlichen Vater 


ufteht. — 


Diele Gefegeöftelle iſt, als eine von ber Vorſchrift | 


für fuspendirt zu achten. Zu 
(Erkenntniß bes Geheimen Obertribunal® vom 15. Zanuar 
1817. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. S. 203.) a 


34$.1083. 8. 514. Derfelbe Grundſatz ift ausgefprochen im 
Erkenntniß des Ober-Landesgericht? zu Münfter v. 5. Decem⸗ 
ber 1827. ©. u. Str. Rſpche. Bd..2. ©. 350.) 

3u$.1087. 5, 515. Diefe Vorfchrift findet nicht Anwendung, wenn 
ber Schwängerer zur Zeit der Anſtellung der Klage fei- 
nen Wohnfig in das Ausland verlegt, alfo dort feinen 


früherer Gefege abweichende Verordnung in der Ehurmark 


erſoͤnlichen Wohnfig hat. Die Vorfchriften des $. 119. - 


it. 2. 25. 1. der A. G. D. und $. 34. des Anhangs 
zu berfelben find hierdurch nicht geändert. 
(Alerh. Cab. Orb. v. 30, Sept. 1835. G. S. 1835. ©. 216.) 


345.109. 8. 516. In nebenallegirtem $. ift Beile 2. flatt: „Bes 


klagten“ zu. leſen: Klägerin. N — 
Geſctipt vom 5. May 1834; v. K. I. B. Bd. 48. S. 445.) 


3u$.1106.: 8 517. Der Umſtand allein, daß die in einem Schwaͤn⸗ 
1108. gerungsprozeß ald Klägerin auftretende Geſchwaͤchte, als 
Diebin, jedoch mit einer nicht infamirenden ‚Strafe be 

ſtraft worden ift, fchließt die Anwendung der, gefeglichen 
Vorſchriften, nach welchen in den dazu geeigneten Hallen 


— 


*’ 
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eher auf ben Grfüllungs: als auf ben: Reinigungseid zu 
erkennen iſt, noch nicht aus. 
(Erkenntniß * rg Obertribunals de 1008, ©. w 
. Etr. nr Bd. 1. ©. 101.) 


Zum re Zitel. 


Von den wechſelſeitigen Rechten und Pflichten der 
Eltern und Kinder. 


Zum erſten Abſchnitt. | 
: Bon ehelichen Kindern. 


8. 518, Die gefeglihe Vermuthung, daß Kinder, die 3uS. 1-6, 
während ber ie erzeugt, oder geboren worden, von dem 
Manne erzeugt find, findet nicht bei einem Kinde flatt, 
welches zwar in ber Ehe, aber vor dem 210. Zage nah 
eingegangener Ehe geboren wird. — Die Ausfage der 
Mutter, "dag fie. mit ihrem Manne vor ihrer Verheiras ‘ 
thung nicht zugehalten habe, ift in dieſem Zalle bes 
weifen | 
— des kioeiten Senats bed — —— zu 
Stettin v. 5, Sept. 1825. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 440.) 
$. 519. Abweſenheit und an find Bu — 
nicht die alleinigen Gruͤnde, auf welche der Ehemann ſich 
zur Widerlegung der geſetzlichen Vermuthung fuͤr die Va⸗ 
terſchaft berufen kann, ſondern kommt es nur darauf an, 
ob er den im &. 2. nachgelaſſenen überzeugenden Gegen⸗ 
bemweis fuͤhren kann. Wodurch eine folche —— 
für den Richter zu erlangen, bleibt deſſen Ermeſſen 
lafien, nur darf er nach $. 5. nicht darauf bauen, daß 
die Mutter um bie Reit, ba das Kind erzeugt worden, 
Ehebruch getrieben, und kann nad) $. 6. auf das Zeugs 
niß-der Mutter nicht gerüdfichtigt werben. 
(Refcript v. 10. Febr. 1832. v, K. 3. B. Bd. 89. ©. 138.) 
$. 520. In einem Prozeß, der die Illegitimitaͤts-Er⸗ Zu $2. * 
klaͤrung eines in ſtehender Ehe gebornen Kindes betrifft, 
kann uͤber die Thatſache der ehelichen Beiwohnung weder 
auf einen nothwendigen Eid erkannt, noch ein Eid dar⸗ 
über zugeſchoben werben. | 
CECEErkenntniß des Oberlandeögerichts zu Satefabt vom 21. 
— 1821. ©. u. Str. Rſpche. Bo. 2; ©. 883,) 


140 Bio. Th. Zweit. Tit. Zweit. u, britt, Abſchn. $. 86 — 188. 


Zum zweiten Abſchnitt. 


Bon den Rechten und Pflichten der "Eltern und 
der aus einer Che zur rechten Hand erzeugten 


Kinder’ 7 fo lange die. legtern unter — Ge 


walt ftehen. 


— 4 621. Die Beſtimmungen des Reſcripts vom 11. 
(Era. 5, Maͤrz 1806 (Erg. $. 1383.) find wieder in Erinnerung 


1388) gebracht durch das 
| (Refeript; u 21. San. 1830. v. 8. 3. B.j%90. 85. ©. 126.) 


$. 522. Auch die Dauer der Detention beffimmt die 


vormundſchaftliche Behörde. Hält die Direction der Cor: 


| rectiond-Anftalt eine frühere Entlaffung gerechtfertigt, 
- Fo’ bleibt ed der Regierung Üiberlaffen, dariiber mit dem 


Dberlandesgerichte Rüdiprache zu nehmen, und nöthigen: 
falls an das Minifterium des Innern und der Polizei zu 
berichten. Die Allerh. Cab. Order v. 4. Dec. 1824 (©; 
S. 1824.16. 221.) bezieht fih nur auf den Fall, wo 
ein Individuum wegen eines begangenen Verbrechens zur 
‚Detention bis zur Beflerung durch ein gerichtliches Er⸗ 
kenntniß verurtheilt worden i 


ſt. 
(Reſcript v. 24. April 1831. v. K. Annal. Bb. 15. ©, 869.), 


Zu 8.12%. $. 523. Ein großjähriger unter väterlicher Gewalt fte 
189-191, gender Sohn kann ohne Zuziehung eines Curators mit 
feinem Vater rechtsbeſtaͤndig contrahiten, und in. dem 
Contract Laſten und Verbindlichkeiten übernehmen. 


(Erkenntniß des Geheimen Obertribunald v. 7. Auguft 1828. 
.) 


©. un Rſpche. Bd. 2. S. 257 


Zum dritten Abfchnitt. 
Von dem eigenthuͤmlichen Vermoͤgen der Kinder. 


3u &159. 8, 524, Auch Minderjährige, die fih in väterlicher Ge: 
walt befinden, Fönnen auf die restitutio in‘ integrum 
Anfpruch machen. 
(Erkenntniß des Sega zu Dünfter vom 5. July 
‚1830. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 75.) 

"Bu Pre $. 525. Die Frage: ob der Vater, der bei Eingebung 
& 1.5, der zweiten Ehe das muͤtterliche Vermögen ber Kinder 
a erſter Ehe auf feinen Grundſtuͤcken geſetzlich hat eintra agen 


pr 


laſſen von der — — Sicherheit auf ſeinen 


Viert. Abſchn. Aufheb. d. vaͤtetl. Gewalt. 5.214217, 14 


‚Antrag wieder entbunden werben kann, wenn er ſpaͤter⸗ 
bin die Grundftüde- verkauft, iſt nach der Allerh. Gab. 
Drder vom 23. März 1829 verneinend zu beantworten. 
— Die Boimundfchaftögerichte find hienach nicht befugt, 
den Vater von ber einmal beftellten Sicherheit zu entbin⸗ 
ben, ihm dad Cautions⸗Inſtrument zurüdzugeben und in 
die Loͤſchung zu willigen. — Der entgegenftehenden Minis 
‚fterialverfügung vom 16. Auguft 1806 ift Feine geſetz⸗ 
' liche Kraft beizulegen*).. | 
(Refeript v. 27. April 1829. v. 8. I. B. Bb. 33. ©. 339, 
— Refer. v. 25. April 1888. v. K. J. B. Bd. 41. ©. 494. — 
Refer. v. 81; October 1834, 9.8. 3. B. Bd. 44. ©. 851-353.) 
8. 526, Es dürfen auch die wegen Sicherftellung des 
Vermögens des Kindes ausgefertigten Documente dem 
Bater nicht auödgeantwortet, fondern müffen im’ Depofito 
affervirt werben. Ä 
(Refeript vom 25. April 1833. ad V. a. a. 9.) - 
$. 527. Verkauft der Vater das den Kindern wegen 
ihres Vermögens verpfändete Grundftüd, fo ift alsdann 
die pupillariihe Sicherheit zu prüfen, und, wenn biefe 
ermangelt, die Kündigung und Einziehung zur gerichtlis 
chen Verwahrung nothwendig, da das dem Vater nad) 
$. 188 1. 0..de8 A. 2. R. zukommende Vorrecht als ein 
gan perfönlihes Recht auf den britten Befiger nicht 
übergeht... > — 
Org vom 81. October 1824. v. 8. I. B. Bd. 44. 
- ©. 851 — 353.) 
$. 528. Wegen der Vorſichtsmaaßregeln bei Schließung 3u 8 187. - 
jüdifcher Ehen in Beziehung auf Ehehinderniffe und auf Auch 5.89. 
die Auseinanderfegung mit den Kindern früherer Ehen 
vide Refcript vom 30. July 1831 (v. 8. 3.3. Bd. 
38. S. 91.) zu $. 18. Zit. 1. Th. 2. A. L. R. $. 462. 


Zum vierten Abſchnitt. 

Bon Aufhebung der väterlichen Gewall. - . - 
$. 529. Ueber die in dem väterlichen Teſtamente vers Zu $. 214.. 
‚ ordnete Majorennitätd:Erflärung vide, Refcript vom 22.216. 217. 


Zuny 1833 (v. 8. 3. B. Bd. 42. ©. 122) zu $. 717. 
Tit. 18. IH.2 088. 5.1226. | 


N 


*) Das zu $. 1408. ber Ergänz. zum Aug. kandrecht * | 
zogene Reſcript iſt nicht vom: 6., ſondern vom 16. Auguſt 1806, - 


- — 


! 
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Zum fuͤnften Abſchnitt. 


Von der Erbfolge der Kinder und anderer Ver— 
wandten in abſteigender Linie. 


Zu z. 288. g. 530. In nebenallegirtem iſt Zeile 1. ſtatt: „eis 
genthümlichen‘ zu leſen: „eigentlichen“. 
Reſcript v. 5. May 1884. v. K. J. B. Bd. 48. S. 445.) 
— 


Zum ſiebenten Abſchnitt. 
Von Trennung der Ehe durch den Tod. 


3u 8. ., $. 531. Ueber das Erbrecht des Überlebenden Ehegat⸗ 
f- ten und der Kinder nach dem Rechte der Gütergemein: 
fchaft in der Herrfchaft Gimborn-Neuftadt vide Refeript 

vom 31. December 1833. v. 8.93. B. Bd. 42. ©. 463. 


Zum neunten Abfhnitt, 


Von den aus unehelichem Veiſchlaf erzeugten 
| | Kindern, 


3u $. 601. $ 632. Die Legitimation findet nicht fatt wenn ber zu 
Legitimirende im Ehebruch erzeugt iſt. 
(Reſcr. v. 21. October 1851. v. K. J. B. Bb. 88. ©. 470.) 


Bu $. . 6.533. Ueber die Folgen einer Schwängerung, wenn an 

ar bem Wohnorte der Gefchwächten, wo die Schwängerung 

| vorgefallen ift, franzoͤſiſches, am Wohnorte des Schwän: 

‚ gexerö aber dad Allgemeine Landredt gilt, vide Er: 

fenntniß des Oberlandesgerichtd zu rt vom 9. Nov. 

1827 (S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 425) zu d. 23. 
Einleitung zum A. L. R. $. 44. 


$. 534, Cfr. Erkenntniß‘ des Tribunals von Es) 
e vom 30. Sept. 1826 (©. und Str. Ripche. Bd. 2. 
©..373) zu $. 22. Einleitung zum U. L. R. $. 43. 


3u 5. 614. 6. 535. Ueber die Rechte des mütterlichen Großvaters 
eined unehelichen. Kindes vide Refeript vom 28. July 
1834 (v. 8%. B. Bd. 44. > 66. EL zu — 413. Tit. 
16. Th. 1. * L. R. $. 314 
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$. 536. Die Verbindlichkeit des Großvater, für Die A 
Verpflegung, des unehelihen Kindes feines Sohnes zu Gretpatrh 
forgen ift eine fubfidiarifhe Verpflichtung, kann Da ge 
niemals ftärfer feyn, als die Hauptverpflichtung felbft. ade, 
‘Hieraus folgt, daß, nur wenn ber Großvater fo viel bes nesSohnes. 
figt und bei angemefjener Thätigkeit fo viel zu verdienen u ° 
vermag, daß ihm nad Beftreitung des Unterhaltes feis u 
nes eigenen Hausſtandes etwas übrig bleibt, er des Ver⸗ 
mögend ift, der ſubſidiariſchen Verpflichtung gegen fein 
uneheliches Enkelkind zu genügen. Bleibt. ihm nichts . 
übrig, fo. geht wegen Un ermögend diefe Verpflichtung . 
auf die eigene Mutter des Kindes und deren Eltern über, 
und wenn ber Großvater und Vater des unehelichen Kins 
bes fich beide durch Händearbeit ihren Unterhalt erwers 
ben, fo ift der Fall einer fubjidiarifhen Verpflichtung — 
nicht vorhanden, weil dann der Vater zunaͤchſt zur 
beit anzuhalten iſt. — Ueberhaupt — der Großvater 
‚durch die: bem natürlichen Rinde feined Sohnes. zu veis 
‚chenden Alimente nicht felbft in Noth verfet werden. 

(Refer. v. 27. März 1834.0. 8.3.3. 3b. 43. ©. 115—117.) 

8. 537. Uneheliche Kinder müflen, wenn einer, der EI: Sraledung 
tern der chriftlichen Religion zugethan ift, im chriftlichen Kinder. 
Glaubensbetenntniffe erzogen werden, und kann fogar 62. 
‚eine Webereinkunft der Eltern in diefen Vorfchriften nichts 64. 
ändern. Dergleichen Kinder ftehen nicht unter der Ges 
walt des Vaters, fondern unter der vom Staate für fie 
' angeordneten Vormundfchaft, und. die Borfchrift des . 

78. h. t. findet auf fie feine Anwendung. N 

(Allerh. Gab. Order vom 21: u. meeript vom 81. December 
1834. v. 8.93. 8. Bd. 44. ©. 353. 354.) 

$. 538. Um * ein — Kind das Erbrecht Bu $ s. 
auf ben fechften Theil des Nachlaſſes ded Vaters zu bes 
gründen, genügt es, wenn die Paternität durch ein bei Leb⸗ 
zeiten des Vaters ergangene®, rechtöfräftiges Uxtel feftges 
ftelt it, wenn auch im Urtel felbft der Vorbehalt bed 
Erbrechts nicht befonderd ausgedrüdt if. — Auch ein 
ſtillſchweigendes Freiwilliges Anerkenntniß des vorgeblichen 
Vaters begründet ein ſolches Erbrecht für das unehe⸗ 
liche Knd. 


Erkenntniß des Geheimen Obertribunals. S. u. Str. Kſpche. 
Bd. 1. ©. 172,) | - j 


- 144 3. Th. Dritt, u. viete. Tit. Zweit. Abſchn. 8. 30— 68. 


Zum dritten Titel. 


"Von den Rechten und Pflichten der übrigen Mit: 
glieder einer Familie. 


Zu h. 80q. 539. Ueber bie Fra voge: ob das Repräfentetionäreät 
in der Seitenlinie in Schlefien auf die von ben Ges 
fhwiftern —— Kinder erſten Grades beſchraͤnkt 
I, Dr 8. J. B. Bd. 28. ©. 32 89. v. 8.3.8. 

Bd. 44 . ©. 44 SQ. P) ; 


Zum vierten Titel 
- on gemeinfchaftlichen Bamilientechten. 


Zum zweiten Abſchnitt. 
Von Familienſtiftungen. 


* er $. 540. Die in der. Verordnung vom 20, Dct. 1828 
x (Erg. $. 1457 b) angeordnete Bekanntmachung foll fünf: 

17 5 tig auch in die Leipziger politiſche Zeitung eingeruͤckt wer⸗ 

ben. — Es follen auch die Vorſchriften dieſer Verord⸗ 

nung auf alle in der Convention mit Sachſen vom 28. 

"December 1825 und in den darin gedachten früheren Abs 

kommen erwähnten Provinzials und Localfliftungen ans 

‚gewendet werden, fo, daß bei vorkommenden Erledigun: 

gen ſolcher Stiftungen die erforderliche Bekanntmachung 

nach der fuͤr die Familienſtiftungen vorgeſchriebenen Weiſe 
in die allgemeine Preußiſche an in. die Leipzi⸗ 

5 ger poljtifche Zeitung und in die Amtöblätter der Regies 

rungen zu Magdeburg, Potsdam, Frankfurt, Liegnitz, 

Merſeburg und Erfurt einzuruͤcken find, - 

—— der Koͤnigl. Miniſterien v. 22. May 1850. 

v. 8, Annal. Bd. 14. ©. 494.) 

Zu h. 210q. 6. 541. Bogen Zuziehung der Familienglieder und Ä 
Fideicommißanwarter bei den von den General: Commiffios - 
nen reffortirenden Ablöfungen ıc. vide Verordnung vom 
30. Zuny 1834 $$, 23—27. (©. ©. 1834. ©. 106. 
107.) zu’ Allg. Ger. Ord. Th. 1. Tit. 43. 

— $. 542. Zu einem Familienſchluſſe Behufs der Aufhes 

lien : Sivel- bung eines Familien⸗-Fideicommiſſes, welches aus Grund⸗ 


comm 


But. I -flüden befteht, find nur diejenigen "Anwarter zuzuziehen, 


I 


J— | er 
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' die im Hypothefenbuche eingetragen find, und die unter 
väterlicher- Gewalt ftehenden Kinder berfelben, falls fie R 
minderjährig find, deren Guratoren, und endlich die Cu 

ratoren der innerhalb des 302ten Tages nach der Vollzie⸗ " 
bung bes Familienfchluffes noch zur Welt kommenden 
Familienmitglieder. Auf andere nicht eingetragene Ans 
warter hat der Richter Feine Rüdficht zu nehmen. Die 
Borfchrift des $. 68. h. t. gilt fuͤr alle Verhandlungen 
über das Fideicommiß, wozu es der Concurrenz der Fas 
milienmitglieder bedarf, fei es in Beziehung auf daß 
nußbare, oder auf bad Dbereigenthum, alfo auf alle Fälle, 

wo es auf einen Familienfhluß antommt. 

Anders ift ed bei Familienftiftungen, wo nicht das 
Grundſtuͤck oder Capital, fondern nur die. Hebung davon 
Gegenftand der Stiftung ift. Hier kommt der Fall nicht 

vor, daß die Anwarter einer Familienftiftung namentlich 


im Hypothekenbuch eingetragen fein koͤnnen, und wenn 
im $. 42. h. t.ı von der Zuziehung der Mitglieder zu 
einem Familienfchluffe die Rede ift, fo find darunter die 
Mitglieder ganz unbefchränkt zu verſtehen, und findet ein 
Unterfchied zwifchen eingetragenen und nicht eingetrages . " 
nen Anwartern nicht ftatt. i 

- (Refer. v. 14. Juny 1832. v. 8. 3. B. 36.39. ©. 371. — 
Refer. v. 15. October 1832. v0. 8. 3. B. Bb. 40, ©. 402, — 
Refer. v. 23, März 1832, v. 8. 3. 3. Bb. 39. ©. 134.) 


$. 543. Ueber die Anwendung biefer Vorfchriften bei Fu 8. 427. 
Allodification von Lehngütern und Lehnftämmen vide 68. 
Reſcript vom 16. Sept, 1833 (v. 8. J. B. Bd. 42. 

©. 107.) zu $. 502 ff. Zit. 18. Th. 1. A. L. R. 8. 347. 


8. 544, Unter den im nebenallegirten $. genannten 3u $. 4. 
innerhalb des. dreihundertzweiten Tages nad der von 
ihren Eltern gefchehenen Vollziehung des Familienfhluffes 
- gebornen neuen Familienglieder find diejenigen Kinder zu 
verftehen, welche innerhalb jenes Zeitraums von dem 
Zage angerechnet geboren find, an welchem der Vater 
-derfelben, und.wenn die Mutter für ihre Perfon bei der 
Familienſtiftung betheiligt ift, auch diefe ihre Zuftimmung 
über den, den Familienſchluß betreffenden Gegenftand ge— 
richtlich oder außergerichtli abgegeben und durch ihre 
Unterfchrift vollzogen haben. 

(Allerh. Cab, Order v. 5. September 1835. G. &. 1835. 


S. 198. — Refeript vom 25. Februar 1833, v. 8. 3.3. Bd. 41. 
©. 211.) 


Ergänz: 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 10 


\ 


— — 


146 — Th. Viert. Zi. Zweit. Abſchn. $. 46 — 47 sq. 


age | $. 545. Verträge wegen Aufhebung eines Familien 
über Aufbe: Fideicommifles müſſen vor dem ordentlichen verfönlichen 


» bung 


Samen Richter errichtet, verlautbart und demnaͤchſt beftätigt wers 

fen den. Das Gefeg vom 23. April 1821 hat in den Vor⸗ 

3u 3. 46. fchriften über die Errichtung und Verlautbasung von Fa⸗ 
milienfchlüffen nichtE geändert. — Hieraus folgt aber 
nicht, daß bis zum Tage der Abfchließung vor dem com⸗ 
petenten Nichter der Familienfchluß gar Feine gültige 
Kraft habe, vtelmehr hat jede gerichtliche, oder doch 
ſchriftlich abgegebene Fategorifhe Erklärung eines Samt: 
ienmitgliedes die Kraft einer Punctation; und kann dat: 
aus auf nochmalige Anerkennung‘ und Einwilligung in 

die Beſtaͤtigung geklagt werden. 

(Reſcript v. 25. Febr. 1833. v. K. I. B. Bd. 41. ©. 211.) 
en 8. 546. Wegen ber. Fideicommiſſe, die zur Zeit der 
HWYA 47sq. gen Landeötheilen, welche bei Auflöfung der fremden 
(Era. $. Herrſchaft zum Großherzogthum Berg gefuͤhrt haben, iſt 

1468.) beſtimmt: 

1) Das in dem franzoͤſi ſchen Cioilgeſetzbuch enthaltene 
Verbot der Subſtitutionen ſoll als eine Aufhebung 
der Fideicommiſſe nicht betrachtet werben, dieſe fols 
len vielmehr fortbeftehen. und bie Erbfolge in den⸗ 
felben fo fhattfinden, wie fie vor Einführung der 
fremden Geſetze beſtand. 


— Einfuͤhrung des franzoͤſiſchen Civilgeſetzbuches in denjeni⸗ 


2) Alle Deräußerungen und andere Dispofitionen, welche 


feit Einführung des franzöfifhen Civilgeſetzbuches 
bis zur Verkündigung des Gefeges vom 23. May 
1828 über die Fideicommifjfe von deren Befigern ges 
troffen find, follen auf den Grund der Fideicommiß: 
Eigenſchaft weder angefochten werden, noch zur Ents 
ſchaͤdigung gegen den Urheber folcher Dispofitionen 
berechtigen. 
Gefetz v. 23. März 1828. $. 1.2. G. ©. 1328. ©. 38.) 
ı 8). Zu diefen Dispofitionen gehören auch Erbtheilun: 
gen, durch welche ſich die Erben eines Fideicommiß- 
eſitzers, es ſei vermoͤge der Inteſtaterbfolge oder 
einer letztwilligen Verfügung, in den Beſitz des bis⸗ 
herigen Fideicommiſſes, als eines freien, der Fidei⸗ 
commißeigenſchaft nicht weiter unterwoͤrfenen Vermoͤ⸗ 
gens, geſetzt haben. 
(Allerh. Cab. Ord. v. 24. July 1832. G. ©. 1832. ©. 201.) 
4) In fo weit dieſe Fideicommiſſe aus Grundſtuͤcken 


4 
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beftehen, müffen die Anwarter ihre Anfprüche daran 
in_einer bis zum 30. April 1834 verlängerten Frift 
bei der Hypothekenbehoͤrde anmelden, widrigenfals 
fie alle von dritten Perfonen darauf erworbene Rechte 
als gültig anerkennen müffen. Haben fie aber ihre 
Anfprüche bis zu diefem Zermin angemeldet, fo find 
fie zur Anerkennung der feit Publication des Ges 
feßed vom 23. März 1828 von dritten Perfonen ’ 
auf das Fideicommiß erworbenen Rechte nicht vers 
pflichtet. 
(Alerh. Cab. Order v. 23. März 1828. $. 3. a.m. DO. — 
Allerh. Gab. Orb. v. 27. April 1832. ©. ©. 1832, ©. 128. 
— Gef. v. 23. Aug. 1834. $. 1. G. ©. 1834. ©. 167.) 
In Bezug auf den Fideicommißbefiger und deffen _ 
Erben behalten die Anwarter die ihnen zuftehenden 
Rechte, und find befugt, folche zu jeder Zeit bei 
— m Hypotheenbehörde anzumelden und einträgen zu 


a 
— 


en. 

G. 2. d. Gef. v. 23. Augüſt 1834. a. a. O.) 

6) Auch bleibt es ihnen, der unterlaſſenen Anmeldung 
ungeachtet, unbenommen, aus dem Vermoͤgen des 
Beſitzers, welcher das Fideicommiß ſeit Publication 
des Geſetzes vom 23. Maͤrz 1828 veraͤußert, oder 
einem Dritten ein dingliches Recht darauf conſti⸗ 
tuirt bat, fo weit e& die beftehenden Geſetze geftats 
ten, Erſatz zu fordern. 

($. 3. a. a. ©.) | 
$. 547, Diefe Beflimmungen gelten fowohl für die 
Fideicommiſſe in der Provinz Weftphalen, melde zum 
Großherzogthum Berg gehört haben, als auch für diejes, 
‚nigen Theile der Rheinprovinz, welche Dazu gerechnet 
worden find. 
(Gef. v. 14. July 1833. &. ©. 1833. ©. 83.) 
$. 548. Den Fideicommißanwartern im Herzog: Im 
thum Weftphalen follen die, ihnen nach den Stif: Zu 8.4754. 
tungsurfunden zuftehenden Rechte in dem Falle einer er: 
folgenden Veräußerung, Verſchuldung oder fonftigen Be: 
laftung des Fideicommifjes, fo wie in dem Falle des Abs 
lebens des zeitigen Fideicommißbefigerd bis zur gefeglis 
chen Regulirung ihrer Verhältniffe, vorbehalten bleiben. 
(Allerh. Gab. DO. v. 5. Januar 1830. G. ©. 1830. ©. 5.) 
$. 549. Die in der Allerh. Cab. Order vom 5. Ian. Su 8.4759. 
1830 zu Gunften der Anwarter bei le der 
0 


4148 Bweit. Th. Viert. Tit. Zweit. Abſchn. $. 65 — 106. 
ablichen Gerichtöherren im Herzogthum MWeftphalen ge 
troffene prosiforifche Beftimmung ift für erledigt erklärt, 
und zugleich beflimmt, daß unter den Succeſſions-Ord⸗ 
nungen, welde in Folge ber Großherzoglich= Heffiichen 
Verordnung vom 1. Dec. 1807 8.3, der landesherrlichen 

‚ Beftätigung zu ihrer Rechtögültigkeit unterworfen wors 
den, die gefegliche Succeffiond= Ordnung nicht begriffen 
ift, die in der Weftphälifchen Erblandesvereinigung vom 
Sahre 1590 gegruͤndet ift. ee 

(Allerh. Cab. Ord. v. 22. Aug. 1832. ©. ©. 1332. ©. 225.) 
Su $. 65. 8. 550. Bei der Eintragung der Fideicommiß-Eigens 
68. 69. haft eines Guts muß allemal der wefentliche Inhalt ber 
k Stiftungsurfunde, alfo auch nothwendig eingetragen wers 
ben, für welche Familie und welche Linie derfelben das 
Fideicommiß errichtet worden ift. Der allgemeine Vers 
merk, daß die Defcendenz ber Familie zum Fideicommiß 
berufen fei, genügt nicht, um die Zuziehung des Einzels 
nen zu den Verhandlungen zu begründen, denn bie 
Agnaten und einzelnen Familienmitglieder müffen ſich nas 
mentlich in dad Hppothefenbuch eintragen laflen. Nur | 
die unter väterliher Gewalt ftehenden Söhne bedürfen 
zur Erhaltung ihred Rechts gegen den Dritten Feiner 
Eintragung (A. L. R. J. 18. 8. 293.); eine VBorfchrift, ‚die 
auch bei Fideicommiffen Anwendung findet ($. 67. h. t.). 
‚Von denjenigen, welche fih zur Eintragung Nicht ges 
meldet haben, ift anzunehmen, daß fie-eine Zuziehung bei 
"den Verhandlungen über das Fideicommiß nicht verlangen. 
(Refer. v. 23. März 1882. v. 8. 3. B. Bd. 39. ©. 134.) 
3u $.80f. 8. 551. Ueber Bie Rechte ded Fideicommißbefigerd zur 
Verpfaͤndung der Subftanz bei Ablöfungen ꝛc. vide Allerh. 
x Gab. Order v. 2. Juny 1831 (G. ©. 1831. ©. 155) 
u. Gef. v. 29. Juny 1835. $. 4+— 6. G. ©. 1835. ©. 136. 
137.) zu 8.240 — 494. Tit. 7. Th. 2. A. L. R. 8. 596 ff. 
3u,5. 82. 8. 552. Der Fiduciarius ift im Falle einer gemwöhnli: 
chen fideicommiffarifchen Subflitution nicht verpflichtet, 
die Gebäude des Fideicommißgutes bei der Feuerfocietät 
höher verfichern: zu laffen, als er diefelben von dem Erb⸗ 
laſſer verfichert erhalten hat. | u 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunal® vom 5. Januar 

‚1804. ©. u. Str. Ripde. Bd. 1. ©. 126.) 
3u g. 106. 8. 553. In dem nebenallegirten $. Zeile 3. ift flatt: 

8. 292% zu leſen „F. 592%. 

(Refeript v. 5. May 1834. v. K. J. B. Wo. 43. ©. 445.) 
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x 554. Wegen Anwendung biefer BVorfchriften auf 3u g. 
= Behaßammeaphelien vide Refeript vom 17. Juny 1833 128 fr 
J — S. 89) zu $. 502. it. 18. Th. 1. 


— 


Zum fünften Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Herrſchaften 
und des Geſindes. 


555. Revierjaͤger und Kunſtgaͤrtner gehören, ald Zu $ 
zyr Leiflung gewiſſer wirthfchaftlicher Dienfte auf bes 1 1176. 

fiimmte Zeit gemiethet , zur- Klafje des Gefindes. 

e (Refeript v. 7. Januar 1831, v. 8. Ann. Bd. 15. ©. 118.) 

'$. 556. Bei Miethung des Gefinded bedarf es ber Dienfts 
Production eines Dienftfcheins nicht, vielmehr bleibt es us 
ber Herrfchaft überlaffen, fich auf andere Weife Ueberzeus 1 — 176. 
gung zu verfchaffen, daß der Dienfibote feinen frühen (Erg. $- 

ienft rechtmäßig verlafien werde. Falls alfo von der — | 
Herrfchaft der eigentliche Gefindefchein über Führung und 1714 fi) 
Entlaffung des Geſindes nicht erfordert worden, ſo hat 
biefelbe. deſſenungeachtet die $. 12. ber Geſindeordnung 
(Erg. $. 1550) normirte Strafe nicht verwirkt, fondern . 
biefe ift nur dann. zur Anwendung zu bringen, wenn 
fich die Herrfchaft, der Beflimmung des $. 9. I. c. (Erg. 

. 1546) entgegen, nicht die rechtmäßige Verlaſſung * 

ienſtes gehoͤrig hat nachweifen laſſen, gleichviel auf 
‚welche Weife diefer Nachweis geführt worden, um fo 
mehr, alö der $. 171. 1. e. (Erg. 1714) die Ausftellung 
= Scheins er bei der Entlafjung aus dem Dienfte ans 
ordnet. 

(Refeript v. 19. April 1830. v. K. Ann. Bd. 14. S. 868 — 
370. — Reſcr. v. 6. September 1833. v. 8. Ann. Bd. 17. ©. 
724—729, — Refer. 9%. 12. Sept. 1834, v. 8. Ann. Bd. 18. 
- ©. 784.) 

8.557. Die Paragraphen 9— 12 und 171-- 176 der Edihevoit. 
Gefindeordnung finden auch auf- Schiffe und Schiffsvolf | Su Se 
aller in Preußischen Oftfeehäfen ausgerüfteten Schiffe An- Et rs 
wendung, mit der Maafgabe, dag Schiffe, welche Schiffes: Isae 
leute ohne Losſchein heuern, oder unwahre Losfcheine aus: 1548. 
ftellen, jederzeit mit dem höchften Sabe der im $. 1550 1550. 

“ und 1722 der Ergänzungen angedrohten Gelbbußen zu — 


beſtrafen find. 1719 — 
' Querh. Gab. Did. v. 23. Rob. 1831. G. ©. 18831. &. 255.) 1723.) 
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Zu $ 8.558. Die Vorfchriften der Gefindeordnung vom 8, 
1 ei 176. Nov. 1810 follen. auch "auf dad Verhältniß der Strom⸗ 
5 ſchiffer zu den Schiffsknechten angewendet werden. 


8691.) (Allerh. Gab. Order v. 23. September ‚1835. Nr. 1. G. ©. 
1835. ©. 222.) i 


Bu $. $. 559. Die Vorfchriften der Gefinde-Drdnung find 

* bei Beurtheilung der. Streitigkeiten zwifchen felbfiftändis 
gen Gewerbtreibenden und deren Gehülfen und Lehrlins 
gen nicht anwendbar. 

y (Refeript v. 15. März 1829, v. K. Ann: Bb. 13. ©. 149.) 
oporreine 8. 560. Die Competenz ber Polizeibehörben in Ge: 
Büren erſtreckt ſich auf folgende Punkte: 

Zu * a) von der verweigerten Annahme des Geſindes in den 
lẽre Dienſt von Seiten der Herrſchaft (Gef. Ord. 8. 47. 
1531 ff.) Erg. $. 1589.),, gen | 

b) von dem vermweigerten Antreten in ben Dienft von 

Seiten des Gefindes ($. 51. 1. c. Erg. $. 1593.), 

c) von dem vermweigerten Behalten des Gefindes im 
Dienft von Seiten der Herrfchaft ($. 160.1. c. Erg. 

81708) | 
d) von dem vermweigerten Bleiben im Dienft von Sei⸗ 

ten des Gefindes ($. 167. 1. c. Erg. $. 1710.), 

e) von dem vermweigerten Abgehen und Entlaffen 
die Rede ift, fo hat die Polizeibehörde die vorläufigen 
Beftimmungen zu erlaffen und fie zu erecutiren. Diejeni- 
gen Parteien, die fich bei diefer Beftimmung nicht berus 
bigen wollen, fünnen zwar auf Urtel und Recht provo= 
ciren, müffen aber bis zur Entfcheidung des Richters der 
Beftimmung der Polizei Folge leiften. In den Fallen 
a. c. befchränft ficy die Competenz der Polizeibehörde le— 

diglich auf die Frage: 

ob die Weigerung der. Herrfchaft, einen vor Ablauf - 
ber Dienftzeit entlaffenen Dienftboten wieder anzus 
nehmen, als begründet zu erachten fei, oder nicht? _ 
Ueber die Folgen der unbegründeten Weigerung entfcheidet 
der Richter. — Die vorläufige Entſcheidung der Polis 
zeibehörde über jene Frage kann nicht durch Zwangsmit—⸗ 
tel vollfiredt werden, denn dieſe finden gegen die Herr⸗ 
Thaft wegen Feftlfegung des Dienftverhältniffes nicht flatt, 
vielmehr zieht die beharrliche Weigerung bderfelben zur 
* Annahme des Gefindes nur die Verbindlichkeit nach fich, 
das ohne gefegmäßigen Grund entlaffene Gefinde zu ents 
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ſchaͤdigen. — Die Polizeibehörde fol theils eine Vermits 
telung verfuchen, theils aber wird nah $. 161.1. c. 
(Erg. $. 1704) der Anfpruch des Gefindes erſt durch Die 
Weigerung der Herrfchaft begründet, die Weigerung ift 
aber erfi anzunehmen, wenn die Herrfchaft von Seiten - 
der Obrigfeit vergeblich zur Wiederannahme aufgefordert 
worden. Ehe fi das Gefinde nicht ohne Erfolg an die 
Polizeibehörde gewandt hat, kann dafjelbe gar Feine Ent: 
fhädigungsflage anftellen. | 

In dem Falle sub d. tritt die Vermittelung der 
Polizeibehörde nur dann ein, wenn die Herrfchaft das 
Gefinde zurüdverlangt, und diefes fich weigert, und es 
alfo darauf anfommt, ob. die — dei Geſindes 
geſetzmaͤßig iſt, oder nicht. — Sind aber beide Theile 
uber die Aufhebung der Dienftverhältniffe einig, und bes 
trifft der Streit nur den Einfluß der Aufhebung auf den 
Betrag des Lohnes 2c., fo gehört diefer vor das Gericht. 
1 Die Feftfegung der Strafen in den Fällen der 

$. 12. 17. 20. und 31. der Gefindeordnung (Erg. 8. 
1550. 1555. 1558. 1569.) gehört ftets, felbft wenn ſolche 
über 5 Thlr. betragen, vor die Polizeibehörde, und fin= 
det dagegen Fein Nechtöweg, fondern nur Recurs an bie 
Regierung flatt. — 

‚ III) Die in den 88. 51. und 168. der Geſindeord⸗ 
nung (Erg. $. 1593. 1711.) feſtgeſetzten Strafen find 
ebenfalls von den Polizeibehörden feftzufegen und zu eres 
eutiren, ohne daß eine Provocation auf den Weg Rech— 
tens Statt findet. * 

IV) Wenn von Erfuͤllung contractmaͤßiger Verbind⸗ 
lichkeiten der Herrſchaft oder des Geſindes waͤhrend des 
Dienſtes die Rede iſt, d. h. wenn wirklich factiſch ein 
Dienſtverhaͤltniß beſteht, fo muͤſſen die Polizeibehoͤrden 

ſich der vorlaͤufigen Entſcheidung unterziehen und ſolche 
executiren, bis im Wege Rechtens eine andere Entfcheis 
dung extrahirt worden. — Beleidigungen des Geſindes 
gegen die Herrſchaft kann die Polizeibehoͤrde bis zu 14 
Tage Gefaͤngniß oder 5 Thlr. Geldbuße ahnden, ohne 
daß dagegen der Weg Rechtens zulaͤſſig iſt. 

V) Eben fo gebuͤhren der Polizeibehoͤrde die in den 
88. 37 u. 38. der Gefindeordnung (Erg. ) 1575. 1576.) 
gedachten Enticheidungen wegen der Livree und ber 
Koft, ohne daß darüber auf rechtliches Gehör angetragen 
werden kann, und 


152 3gweit. Th. Schar. Tit. $. 6— 114. 
VI) fteht derfelben in den Fällen der 88. 10. 13. 


4173. 176. der Gefindeordnung (Erg. $. 1547. 1551. . 


1719. 1722.) die Cognition ausfchlieglih zu. "- 
(Refeript v. 17. April 1812. u. 19. September 1833. v. K. 
3.8. 3. 42. ©. 110.) 


Zu $. 8. 561. In Kreiſe Hoyeröwerda, Regierungsbezirk 
| — 176. Liegnitz, iſt der Umzugstermin der Schäfer vom Jahre 

| N 1836 ab auf den 24. Juny beftimmt. | 
1772.) (Allerh. Cab. Ord. v..28. Aug. 1835. &. ©. 1835. S. 196.) 


Zumfehsten ZiteL 


“l 


Von Geſellſchaften uͤberhaupt, und von Corpora⸗ | 


tionen und Gemeinden infonderheit. 


3u $.6. 8, 562. vide Statuten der ritterfchaftlichen Privatbank 
in Pommern vom 23. Januar 1833 (G. ©. 1833 ©. 
5— 10). N ' 5 

3u $. 57. 6. 563, In Städten, welche über zehntaufend "Eins 
wohner und mehrere Parochien haben, fann die Einla> 
dung. der Mitglieder der we ne zu einer Ver⸗ 
fammlung , zur Berathung und 
gelegenbeiten der Gemeine, auch wo dies bisher_durch 


beren Verfaſſung nicht vorgefchrieben war, entweder durch : 


— eine in die Ortöintelligenzblätter, und in deren Erman⸗ 
gelung in fonflige, am Orte erfcheinende öffentliche Blaͤt⸗ 
ter zu inferirende, an die gefammte Gemeine zu richtende 
Bekanntmachung, oder durch deren dreimalige Ablefung 

von der Kanzel an zweien oder dreien auf einander fols 

i enden Sonhtagen, gefchehen, und diefe öffentlichen Be: 
anntmachungen follen die Stelle der Vorladung der ein: 
zelnen Gemeinemitglieder und deren $. 57. Zit. 6. Th. 2. 
des A. 8. R. angeordnete Infinuation mit voller rechts 
liher Wirkung vertreten. | 

(Allerh. Gab. Orb. v. 9. Mai 1829. G. ©. 1829. &. 40.) 
3u 8. 85. 5, 564, Auch bei Stadt:Communen ift bei Erwerbung 
von Grundftüden diefe Genehmigung aus landespolizeis 

lihen Rüdfichten immer nocy erforderlich. 
(Refeript v. 8. October 1832. v. K. Ann. Bd. 16. ©. 951.) 
— $. 565. Ueber die definitive Berichtigung des Schul⸗ 
(Erg. An, denverhaltniffed mehrerer Landgemeinden in Sclefien, 
x merf, — durch den Ankauf von Ritterguͤtern und deren 


eſchlußnahme uͤber An⸗ 
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Bertheilung ſich mit Schulden belaftet haben, für welche 
fie ald Gorrealverpflichtete haften, vide Allerh. Gab. Or: 
der vom 19. Auguft 1835 (©. ©. 1835. ©. 184—192). ° 
Anmertung. Die Beftimmungen dieſes Gefeges find, ba 
fie nur ein ganz locales Intereffe haben, nicht mit aufgenommen. 

. 566. Cfr. Reglement zu einer in ben gefammten 3u $: 97. 
Heinen Städten int Königreich Preußen zu errichtenden 98. 
Feuer:Societät d. d. Berlin den 25. July 1723. Sabme 
Einleitung zur Preußifchen Rechtögelehrfamfeit ©. 886). 


$. 567; Derjenige, welcher Brandentfchädigungägelder 
von der Feuerfocietät für die gefammten kleinen Städte 
im Königreich Preußen zu fordern hat, muß fi) mit den - 
von. der Regierung feftgefegten Zerminalzahlungen begnüs 
gen, ‚wenn die für einen Auöfchreibungs: Termin aufzus 
— Entſchaͤdigungsſlumme mehr als 5000 Thlr. 
eträgt. | 
- (GErfenntniß bes Geheimen Obertribunals. S. u. Str. Rfpche. 

Bd. 1. ©. 129.) \ | 

$. 568. vide Gefes vom 13. May 1833 über erlo: u $. 177. 
ſchene Parochien ıc. (©. ©. 1833. ©. 51.) zu $. 303.179. 189. 
zit. 11. A. L. R. $. 1013. 0 


f 8 


- Zum fiebenten Fitel, 
Vom Bauernftande. 


6. 569. Es bedarf nach $. 4. des Editts vom 9. Det. Zu $: 14, 
1807 (Erg. $. 1807) und dem Publicando vom 21. (Er $. 
März 1810 bei Dismembration von Grundftüden wegen ) 
des ntereffe der Steuerverwaltung Feines förmlichen Cons 
fenfes der Regierung , fondern es genügt, wenn dad Ge: 
richt bei Aufnahme des Vertrages eine Beſcheinigung des 
Landraths darüber verlangt: , 

daß ihm von der beabfichtigten Dismembration Ans 
zeige gemacht worden, und baß er dieſe Anzeige der 
Regierung eingereicht habe. — 
Haften aber auf dem Gute grundherrliche Abgaben und 
Verpflichtungen, fo treten die Beftimmungen bed $. 2. 
des Landeultur-Edictd vom 14. Sept. 1811 und $. 29. 
der Ablöfungs:Dronung vom 7. Juny 1821 ıc. ein. 
(Refcript v. 15. Ian. 1832. v. K. Ann. Bd. 16. ©. 87.) 


- 
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Zug. 1804. $. 570. Die nad den Beflimmungen bed $. 17. des 
| Wirthſchafts⸗ und Haushaltungs:Reglements für die Aem⸗ 
“ ter des Herjogthbums Pommern und die Lande Lauenz 
burg und Bütomw vom 1. May 1752 und im $. 50. ber 
Feuetordnung für das platte Land in Vor: ımd Hinter: 
pommern vom 24. May 1756 unter den bäuerlichen Ein: 
faffen in Pommern beftehenden Fuhrverbande zur wechfel: 
feitigen Unterftügung bei Neubauten find aufgehoben. 
,  (Allerh. Gab. Ord. v. 18. Aug. 1835. G. S. 1835. ©. 212.) 
Zu d. 18ff. 8. 571. In denjenigen Landgemeinden der Provinz 
31. Sachſen, welche zum ehemaligen Königreih Weftphalen 
gehört haben, und wo diefe Verträge durch die fremd: 
herrliche Gefeggebung aufgehoben find, follen die Inter: 
effenten vernommen werden, ob fie folche wieder herftel: 
len wollen, und koͤnnen die Landräthe desfallfige Ueber: 
einklnfte beftätigen. . Wo dergleichen Verträge oder Ge: 
wohnheiten factifch noch beftehen, hat es dabei fein Be— 
wenden. — 
(Gefeg v. 31. März 1833. $. 2. G. ©. 1833. ©. ‚61.) 
Zu d. 18eq. 8. 572. Die Rechtsbeftändigkeit einer bis zur Publis 
cation der Verordnung dv. 31. März 1833 in den Verwal: 
tungsangelegenheiten eines in jener Verordnung: bezeich- 
neten Gemeinde vorgenommenen einfeitigen oder zmeis 
feitigen Gefchafts Fann, wenn fie bis zur Publication - 
der gedachten Verordnung von feinem der Betheiligten 
angefochten ift, auch fernerhin unter dem Vorwande: 
daß rüdfichtlih der Vertretung der Gemeinden oder 
der Beauffichtigung durch die vorgefegten Behörden 
nicht nach den Vorſchriften des Allg. Landrechts zu 
verfahren fey, Ä a 
nicht angefochten werden, fofern nur biejenigen Formen 
beobachtet find, welche die zur Zeit des Abſchluſſes des 
Gefchäfts beftandene Verfaffung der Landgemeinden mit 
fich brachte, fie mogte nach der Weftphälifchen Geſetzge— 
bung geordnet, oder mit ausdrüdlicher oder ftillfchweis 
gender Genehmigung ber betreffenden Provinzial: Regie: 
rungen oder landräthlichen Behörden mobdificirt worden 


eyn. 
(Alterh. Gab. Ord. v. 24. Febr. 1835. G. ©. 1835. ©. 89.) 
3u 8.28. 8. 573. Jede Gemeinde iſt ‚berechtigt, durch) Commus 
nalbefhluß unter Genehmigung der Regierung den Neu= 
anziehenden die Theilnahme an den zur Vertheilung be: 
flimmten Nugungen zu verfagen, oder doch ein gewifles 
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nah Verhältnig der Theilnahme-Rechte zu beflimmen- 
bes Einfaufögeld von ihnen zu verlangen, da die Freiheit 
‚der Anfiedelung nicht dahin führen fol, einzelne wohls 
habende- Gemeinden durch den Reiz, welche die zu ver: 
theilende Gemeinde: Nusgung barbietet, mit neuen Ans 
koͤmmlingen zu überladen. 

(Refeript v. 80. May 1829. v. K. Ann. Bb. 18. ©. 812.) 


$: 574. Ein Kaufs oder Erbpachtögefchäft, wodurch Erwerbung 
Bauergemeinden, ald mpralifche Perfon, oder einzelne tern durg 
Glaffen oder mehrere Mitglieder derfelben ein Rittergut menden u. 
anz oder theilmeife erwerben, fol, ohne Unterſchied, ob dern Mit: 
| He 08 in Gemeinfchaft behalten oder unter fich vertheilen zu $. 33; 

wollen, nur erft dann rechtögültig feyn und einen ge 
. richtlichen Anfpruch wider die Erwerber begründen, wenn 
ſolches ‚zuvor von der Provinzialregierung geprüft und 
genehmigt worden. 


C(Allerh. Gab., Otb. v. 25. San. 1831. G. ©. 1831. ©. 5.) 


‘8. 575. Diefe hat dabei nach folgenden Grunbfägen 

zu verfahren: 

4) In allen Fällen, in welchen Gemeinden oder ganze 

Caffen derfelben. ein Rittergut zu erwerben beab= 
fichtigen, haben dieſe fih vor dem Abfchluß des 
Geſchaͤfts an die betreffende Provinzialregierung zu 

. wenden, welche die VBerhältniffe zu unterfuchen und 
dergleichen Erwerbungen in dem Falle mögiichft zu‘ 
‚befördern hat, wenn entweder dadurch fchmierige 
Berhältniffe zwifchen Nittergut und Gemeinde, des 
ren Abwickelung auf anderm Wege bedeutende Ko— 
fien oder doch Weitläufigkeiten. und Streitigkeiten 

, . verurfachen würde, in der Kürze befeitigt, oder Hin⸗ 
derniffe, die fih dem Wirthfchaftöbetrieb entgegen 
geftellt haben, gehoben und Mittel zur Erleichtes 
tung bdefjelben gewonnen werben. 

2) Die Regterungen haben dahin zu fehen, daß die bes 
reiten Mittel der Ankaͤufe genügend feyen, um einen 

angemeſſenen Theil des Kaufgeldeö, mindeftend bie 
Hälfte zu bezahlen. 

3) Die Uebernahme von Gorreal: Verpflichtungen von 
Seiten der Gemeinden oder ganzer Glaffen derſel⸗ 
ben ift in feinem Falle zu geftatten. Vielmehr ift, 
‚infomeit das zu erwerbende Gut nicht zur Sicher: 
beit dient, die Sache dahin zu veguliven, daß jes 
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bes Mitglied einen Theil ber Schuld als Privat: 

fhuld übernehme. it 
4) Wird in den Fällen, wenn bie Ermwerbung für bie 
Gemeinde gefchieht, das zeitherige. Corporation 
Vermögen dem Gläubiger mit zur Sicherheit ein 
gefest, fo muß mit demfelben die Verabredung ges 
troffen werben, daß, wenn auch auf Sequeftration 
oder Subhaftation der verpfändeten Gemeinde⸗Grund⸗ 
flüde angetragen werden follte, dennoch die zur Ers: 
haltung der Gemeinde: A” miniftration, 3. B. für 
Befoldung des Orts-Vorſtandes, fuͤr Kirche und 
Schule, für Erhaltung der Feuerloͤſchungs⸗ und Ars 
menanftalten, der Wege, Gebäude zc. erforderliche 
Summe, welche die Regierung feftzufeßen hat, freis 
gelaffen werde. _ 
Da in manchen Orten nicht fämmtliche Einwohner, 
fondern nur gewiſſe Claſſen derfelben die Ortöge- 
meinde bilden, fo ift immer genau zu ermitteln, 
welche Wirthe an folchen Ermwerbungen Theil neh— 


5 


— 


men, und dafuͤr zu ſorgen, daß den uͤbrigen Ein⸗ 


wohnern weder zu der Verzinſung und Tilgung ber 
Kaufgelder, noch auch zu den ſonſtigen, auf dem 
Rittergute ruhenden Verpflichtungen irgend eine Lei— 
ſtung angeſonnen, ſondern deren Erfüllung lediglich 
— dem Theilnehmer an der Erwerbung gefordert 
werde. 2. 
. 6) In allen Fällen ift dafür zu forgen, daß in Hinz 
fiht der Benußung des zu ermwerbenden Guts, fey 
ed durch DVertheilung von Parcelen an die einzelnen 
Mitglieder oder durch Verpachtung oder Adminis 
firation für gemeinfcyaftlihe Rechnung im voraus 
‚ möglichft genaue «und nur mit Genehmigung der 
Regierung abzuändernde Beflimmungen getroffen 
werden. Se nachdem baher die Zheilnehmer das 
Grundſtuͤck unter fich zu vertheilen, oder gemein⸗ 
fchaftlich zu befigen und zu benutzen beabfichtigen, 
find erften Falls die Zheilungdgrundfäge, andern 
Falls die Bedingungen des Xheilnahmerechts und 
die Uebertragung deflelben genau zu beflimmen, wo: . 
bei feflzufegen iſt: ob daſſelbe ein Zubehör anderer 
Befigungen der Theilnehmer bleiben, oder einen-uns 
abhängigen Gegenftand des Eigenthums ausmachen, 
in welcher Art über die gemeinfamen, dieſen Beſitz 


ir 
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betreffenden Angelegenheiten Beſchluß gefaßt, durch: 
wen und mit welchen Befugniffen und Befchränfuns 
gen die gemeinfchaftliche Verwaltung beforgt und 
geleitete. wie es mit der Goncurrenz zu den wirths . 
ſchaftlichen Arbeiten und Geldbeiträgen gehalten, 
' und in welcher Art und Weife die gemeinfchaftliche 
Einnahme vertheilt, infonderheit auch, wie die Ers 
fülung der in Hinfiht des Patronats, ber Iurids 
biction, der @inquartierung, bed Vorſpanns, ber 
Unterhaltung von Wegen, Brüden u. f. w. dem 
Rittergute obliegenden Verbindlichkeiten vegulirt und 
fichergeftellt. werden fol? wobei infonberheit das 
unter 5) erwähnte Verhaͤltniß forgfältig zu beachten iſt. 
7) Da es nicht die Abficht iſt, die Einzelnen in der 
- Berfügung über ihr Vermögen ohne dringende Vers 
anlafjung zu befchränfen, fo haben die Regierungen 
in dem Falle, wenn nicht ganze Gemeinden oder 
ganze Glaffen derfelben, fondern nur mehrere eins 
zelne Mitglieder ein Rittergut zu erwerben beabfich- 

tigen, zunächft zu beurtheilen, ob aus Rüdficht für 
das öffentliche Intereffe ein tieferes Eingehen in die 
contractlihen Abreden nothwendig, oder ob nicht . 
der Abſchluß als der eines bloßen Privatgeichäfts 
dem Ermeſſen des Betheiligten lediglich zu lıberlafs 
fen fey? Erfteres ift anzunehmen, wenn die Ermers 
ber fich zur Uebernahme von Correal: Verbindlich: 
Zeiten verftanden haben. Dergleihen Verpflichtungen 
koͤnnen nur ausnahmsweife, wenn fich einige wenige 
Sntereffenten dazu verftanden haben, niemals aber 
für eine größere Mehrzahl geftattet werden. Immer 
aber ift dafür zu forgen, daß die Erfüllung der dem 
Nittergute obliegenden, am Ende des $. 6. näher 
angegebenen polizeilihen und andern Berpflihtuns 
gen gehörig georbnet und fichergeftellt und nicht 
durh den Einfluß der Erwerber. den Gemeinden 
eine dem Rittergute obliegende Verpflichtung 'aufges 
kürbet werde... 

(Snftruction v. 18. Dec. 1832. v. 8. Ann. Bd. 16. ©. 914.) | 
G. 576. In den zum vormaligen Königreich Weſtpha⸗ zu 5. 83 
len gehörigen Landgemeinden der Provinz Sachfen tritt 34. 35. 
in diefen’ Fällen der Landrath an die Stelle der Gerichts⸗ 
obrigfeit. 

(Gefeg v. 81. May 1833. 5. 3a. G. ©. 1833. ©. 61.) 


* 
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3u 8.37. $. 577. Im Allgemeinen, und wenn nicht durch Vers 


trag oder Herkommen ein Anderes beftimmt ift, find die 
Nittergüter ald von den Gemeinden gefchiedene Gorpora- 
tionen zu betrachten, fo_daß, wenn zwifchen einer fol 
chen Gorporation und der Gemeinde irgend etwas Ges 
meinfames ift, die leßtere, infofern nicht etwas Anderes 
bergebracht ift, fich nicht an die einzelnen auf dem Gute _ 
wohnenden Perfonen, fondern an das Dominium felbft _ 
halten muß. Hiernach find auch die Verhaͤltniſſe der 
Dominien und deren Unterpächter zu den Gemeinden in - 
Beziehung auf die Communallaften zu beurtheilen. 
(Refeript v. 13. Suly 1833, v. 8. Annal. Bb. 17. ©. 694.) 


Zug 37. * 578. Degen der Verpflichtung zur Vorfpannleiftung 
vıdce 


Dorf⸗ 
ſchulzen 
Zu $. 47 


Alterh. Cab. Order vom 14. July 1831. (G. ©. 
— = 170.5 zu $. 15. Zit. 15. Th. 2. EN. 
. 1147, Ä 


8. 579. In Orten, wo nicht ein anderes Herfommen 


fr. befteht,; muß die ur der Dorffchulzen von der 


Gutsherrſchaft und der Gemeinde aufgebracht werben. 
Nach diefem Grundfage ift, wenn der eine oder andere 
Theil von einem Beitrage frei zu feyn behauptet, mit 
Vorbehalt des Rechtsweges ein Interimiflium zu res 


guliren. 


(Allerh. Cab. Ord. v. 18. Wir, 1817. — Reſcript vom 
4. May 1829. v. 8. Ann. Bb. 13. ©. 310.) 


3u$.47f. 8. 580. Da in den ehemals weftphälifchen Landestheis 
9%. Ten durch die Verordnung vom 31. März 1833 die Guͤl⸗ 


tigfeit- des Allgemeinen Landrechts in Beziehung auf die 

Derwaltungdangelegenheiten der Landgemeinden feftgefet 

ift, fo unterliegt eö& feinem Bedenken, daß, ſowie die 

Dominien die Schulzen wieder zu wählen haben, fie 

auch in Hinficht der Befoldung derfelben diejenigen Pflich- 

ten erfüllen müfjen, welche durch das. Allgemeine Land» 

recht oder die zu deſſen Erganzung erlaflenen landes— 

* herrlichen Erläuterungen und Verordnungen ihnen aufer 
legt find. Ä 

(Refeript dv. 3. Auguſt 1883. v. K. Ann. Bd. 17. ©. 695.) 


j 3u 8.47. 8. 581. Eine Präfentation der Dorfgerichtöperfonen 


und Beitätigung derfelben durch ben Landrath ift nicht 
erforderlich. j | ’ 


(Refer. v. 18. November 1831. — Reſcr. v. 5. März 1834. 
v. 8. Ann. Bd. 18. ©. 451.) as 


x 
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$. 582, In den Landgemeinden ber Provinz. Sachſen, Zu $. 47. 
die zum ehemaligen Königreich Weftphalen gehört has U #9. 
ben, muß aber der von dem mit Gerichtöbarfeit verfehes 
nen Gutsheren gewählte Schulze dem Landrath präfens 
tirt ‚werden, der ihn prüfen und beftätigen muß, oder . 
die Wahl eines andern verlangen kann 
(Gef. v. 31. März 1833. $. 8. litt. b. G. S. 1833. ©. 61.) 

$. 583. Juden. find zur Ausübung des Schulzenamts 3u $. 47. 
nicht. für qualificirt zu erachten. 

„(Refcript v. 4, May, 1833. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 442.) 

$. 584. Wenn ein a A fi) ‚weigert, auf Anfins 3u $. 49. 
nen ber Gutöherrfchaft das „Schulzenamt niederzulegen, 
fo muß darüber im Nechtöwege verfahren — 

(Reſcript v. 12. Sept. 1329. v. K. Ann. Bd. 13. ©. 556.) 

$. 585. Die Herrſchaft kann in diefem Falle nicht ge⸗Zu 3 49, 
zwungen werben, einen von dem Erbſchulzen präfen: 
tirten Stellvertreter, wenn auch berfelbe qualificirt ift, 
anzunehmen, fondern ift nur gehalten, "ihrer Seits einen 
tuͤchtigen Stellvertreter zu beftellen. 

St der Erbſchulze ſelbſt qualificirt, will das 
Schulzenamt nicht verwalten, ſo findet dieſerhalb kein 
anderer Zwang gegen ihn ſtatt, als daß er den Stell⸗ 
vertreter beſolden muß. 

— vom 16. November 1833. v. K. Annal. Bd. 18. 
©. 449. — Reſcr. v. 29. März 1884. ©. 452, a. a. ©.) 

$. 5858. Der von ber Gutöherrfchaft ernannte Stells 
vertreter kann nicht verlangen, daß ihm die mit dem 
Schulzengute verbundenen, auf dad Schulzenamt fich bes 
ziehenden BVortheile abgetreten werden, fondern muß fi ich 
mit einer billigen Entichädigung begnügen. — Ueberz 
fleigen die mit, dem Gute verbundenen Vortheile dad - 
Maaß einer billigen Belohnung, fo verbleibt der Ueber: 
ſchuß dem Befiger. Schlägt dieſer ein qualificirtes Sub⸗ 
ject vor, welches fuͤr eine geringere Entſchaͤdigung zur 
Verwaltung des Schulzenamts bereit iſt, als welche der 
von der Gutsherrſchaft ernannte Stellvertreter verlangt, 
fo iſt dieſer Vorſchlag zu beruͤckſichtigen. Die Gerichts— 
obrigkeit iſt zwar berechtigt. den Stellvertreter anzufeßen, 
nicht aber ihm, nah Willführ eine- unverhältnigmäßige 
und unbilige Belohnung auf Koften des Schulzengutss 
Beſitzers zu Deitannen:. 
(Refeript v. 9. Auguft 1834. v. K. Ann. Bd. 18. ©. 744.) 


$. — Die für den Stellvertreter im Schulzenamte 
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beſtimmte Remuneration iſt die Regierung erecutiif 
einzuziehen berechtigt. 
(Refcript v. 26. Auguft 1834. v. 8. Ann. Bd. 18. G. 745.) 


*97 $. 586. Es bedarf fernerhin nicht mehr ber durch die 
meindee Verordnungen vom 24. März 1777 u. 28. Juny 1800 
een. angeorbneten gerichtlichen Abnahme der Gemeinde» Rech: 
3u 8.8 56 ff. nungen, fondern bie Rechnungsabnahme iſt durch die 
Ortsobrigkeiten zu veranlaſſen. Die Gemeinden haben 

dafuͤr keine Gebuͤhren zu bezahlen, und bleibt es den 
Obrigkeiten, welche fuͤr die Abnahme der Rechnungen zu 

ſorgen haben, uͤberlaſſen, ob ſie den Juſtitiarius dabei 
zuziehen und ſich mit dieſem wegen ſeiner Remuneration 

einigen wollen. 

(Refeript v. 9. Julh 1882. v. K. I. B. Bd. 40. ©. 201.) 


Büät, ,_ 6. 587. Die in der für Schlefien ergangenen Verord⸗ 
At en "nung vom 18. July 1799. Abſch. 1. $. 50. noch als 
— zulaͤfſig ausgeſprochene Strafe des Stocks, Blocks oder 
227 ff. Gantes gegen unterthaͤniges Geſinde darf nicht mehr an⸗ 
gewendet werden. Ueberhaupt ſteht den Gutsherren jetzt 

uͤber ihr Geſinde kein Zuͤchtigungsrecht mehr im Sinne 

des $. 227. h. t. zu, vielmehr finden in dieſer Bezie— 

hung letigli die Beflimmungen des 8.77. der Gefindes . 

Ordnung (Erg. $. 1619.) Anwendung... Eben hiernach 

mobificirt fih auch der $. 228. h. t., da ein mehreres 

Recht, ald der Herrfchaft über ihr Gefinde zufteht, auch 

bem Gutsherrn über diefes fremde Gefinde nicht zugebil⸗ 

ligt werden kann. 
(Reſcript v. 9. Nov. 1832, v. K. 2. B. 8. 40, e. 418.) 
‚gutebunn 588. Die Beflimmungen des $. 460 ff. Zit. 20. 
an, Th. 1. des Allg. Landrechts kommen bei Auseinander: 
240 ſetzungen wegen der gutöherrlich = bäuerlichen: Verhaͤltniſſe 
(Erg. g, eben fo wie bei den Gemeinheitötheilungss und_Ablös 
64.8 ſungs-Geſchaͤften zur Anwendung. Das dabei ſtattfin⸗ 
dende Verfahren iſt folgendes: 

1) Die General: Sommiffion hat den hypothekariſchen 
Glaͤubigern ſowohl bei gutsherrlich-baͤuerlichen Re— 
gulirungen, als Gemeinheitstheilungen und Dienft: 
ablöfunsen, ohne Rüdficht darauf, ob die öffentliche 
Bekanntmachung der Auseinanderfegung erfolgt iſt, 
oder nicht * fogleich nach errichtetem Neceffe von 
dem auf Gapitalabfindung des verfchuldeten Buts 
gerichteten Abkommen Nachricht zu geben, mit. der. 


‘ 
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Aufforderung, fich innerhalb der $. 463. h. t. bes 
ſtimmten Frift mit ihren Anfprüchen zu melden. 


2) Machen fie der General: Gommilfion Feine Anzeige 


davon, daß fie von den ihnen nah $. 461 ff. h. t. 
zuftehenden Rechten Gebrauch maden wollen, fo 
geht ihr Recht auf die abgelöfte Nealität und resp. 
dad Abfindungs: Capital verloren, und es wird auf 
den Grund eines von der General: Sommiffion aus⸗ 
zuftellenden Atteftes über die nicht erfolgte Meldung 
die abgelöfte Realität im Hypothekenbuche abges 
ſchrieben. — Diefes Praͤjudiz muß den Gläubis 
gern bei der Benachrichtigung bekannt gemacht 
werden, | | 

3) Um zu verhindern, daß in der Zwilchenzeit von der 
erfolgten Bekanntmachung an die fchon eingetrages 
nen Gläubiger bis zur Erledigung ihrer Anfprüche 
an das Ablöfungss Object dur neue Eintragungen 
fernere Weiterungen entfteben, haben die Generals 
GCommiffionen glei nad) Gonfirmation des Rezeſſes 
bie Hppothefenbehörde von der erfolgten Ablöfung, 
Repartition 2c. zu benachrichtigen und zur Eintras 
gung. eined vorläufigen Vermerks im Hypotheken⸗ 
buche zu veranlaffen, welcher die Wirfung hat, daß 
fein fpäter ag Gläubiger Einwendungen 
und Anfprühe in Bezug auf. die flatt gefundene 
Auseinanderfegung machen fann. 


4) Melden ſich aber die Gläubiger und erklären fie, 


von den ihnen nach $. 461 ff. zuftehenden Rechten 
- Gebrauch machen zu wollen, fo Fann die: Abfchreis 
bung ber dur Capital abgelöften Realitäten zwar 
erfolgen, .e8 muß aber die Eintragung der Abfins 
dungs : Gapitalien, wenn deren Zahlung nicht fofort 
erfolgt, oder deren Verwendung nicht zu den in 
Folge der Auseinanderfegung nöthig werdenden 
neuen Einrichtungen, oder zur Befriedigung der ‚ers 
ſten Hypothefgläubiger dargethan ift, auf dem Folio 
besjenigen Guts, von deſſen Befiger die Zahlung ges 
Ieiftet werden fol, sub Rubr. II. geſchehen und 
dabei bemerkt werden, daß die Dispofition über 
diefe Gapitalien aus dem Hypothefenbuche des bes 
rechtigten Guts zu erfehen fey. Eben fo muß bei 
der Abfchreibung auf dem Folio des berechtigten 
Guts vermerkt werden, daß die Abfindung durch 
Grgänz. 3» preuß. Landrechte. IV. Thl. 11 


\ » 
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Capital geſchehen ſey, und daß die Capitalien bis 
zum Nachweife der gefehlichen Verwendung auf ben. 
verpflichteten Gütern eingetragen werben, . 


5) Diefe Eintragungen muͤſſen auch erfolgen, felbft 


‚wenn bie Verpflichteten bereits die Capitals» Abfins 
dung dem Dominio gezahlt haben folten, und ‚ges 


nügt die bloße Eintragung einer Proteftation nicht, 


‚da die Zahlung, fo lange die gefegliche Verwendung 


des Gezahlten nicht nachgewieſen iſt, den Rechten 
der Glaͤubiger unnachtheilig iſt, wogegen es den 
Verpflichteten uͤberlaſſen bleibt, bei Eintragung der 
Abfi ndungs = Gapitalien auf ihre Güter die bereits 
erfolgte. Zahlung in Form einer Proteftation vers 
merken zu laſſen. 


6) Meifet nun kuͤnftig der Gutsbeſitzer die erfolgte ges 


fegliche Verwendun ” der Abfindungs:Capitalien resp. 
durch Atteſte der General: Commiffion, oder durch 
von den erſten Hypothefgläubigern -quittirte und ges 
Yöfchte -Schulddocumente nach, fo kann dann die 
Löfhung auf den Bauergütern erfolgen, und daß 
Dies ur geführten Nachweis gefchehen, auf Rubr. I. 
bed Hauptguts, wo. der Abfchreibungsvermerk eins 
getragen wird, vermerkt werden. 


7) Haben ſich nur. einige der Intereffenten gemeldet, 


fo werden auch nur die Rechte diefer- bei Eintras 
gung der Abfindungs: Capitalien auf den Bauergü: 
tern zu vermerken feyn: 


8) Werden die Abfindungs= Capitalien gerichtlich depo⸗ 


nirt, ſo erfolgt die Abſchreibung in allen Faͤllen 
ohne allen Vorbehalt. 


9) Entſteht unter den Intereſſenten uͤber die Verwen⸗ 


dung der Abfindungs-Capitalien Streit, ſo hat die 
General⸗ Commiſſion dieſen zu eroͤrtern und zu ents 
cheiden. 

(Refeript v. 10. Nov. 1831. v. 8. I. 3. Bd. 38. ©. 294.) 


$. 589. Die befondere Bekanntmachung, welche bei 
" gutöherrlich = bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitötheis 
lungen und Abfindungen an- die Hypothekengläubiger zu 
2391=.) erlaffen -ift, findet nicht nur hinfichtlich der- Gläubiger, 
welche Capital zu fordern haben, fondern auch hinſicht⸗ 


lich 


derjenigen ftatt, welche mit Renten, Abgaben oder 


Ahnlihen fortwährenden Abgaben im Hypothekenbuche 
‚eingetragen fiehen.. Solche RAN fünnen vers 
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langen, daß die Capitalsabfindung entweder zur Wieder⸗ 
berftellung ihrer gefchmälerten Sicherheit, oder zur Bes 
friedigung der erften Hypothefengläubiger, infofern deren 
Forderungen für fie, die Nealberechtigten, verpflichtend 
find, verwendet werde, und es finden mit .diefer Ergäns 
ung der $. 150. der Gem. Zheilungd: Ordnung (Erg. 
. 707%) und der $. 39. der Abloͤſungs-Ordnung vom. 
7. Juny 1821 (Erg. $.2391%) nit nur auf Gemeins 
beitötheilungen und Ablöfungen, fondern auch auf guts⸗ 
herrlich-baͤuerliche Regulirungen Anwendung. 
Bei Capitalsabfindungen bedarf es keiner beſondern 
Bekanntmachung der Lehnsherren, Obereigenthuͤmer, Lehns⸗ 
und Fideicommißſolger und Wiederkaufsberechtigten, dieſel⸗ 
ben moͤgen von dem Theilungsplan Kenntniß erhalten 
haben, oder nicht. 
(Geſetz v. 29. Juny 1885, $. 8. G. S. 1835. S. 139, 140.) (Erg. 4. 
- 8.°590. Die befondere Bekanntmachung der Capitalabs 707° 
findungen an die eingetragenen Gläubiger und an die im — —— 
vorigen Paragraphen bezeichneten Realberechtigten fällt weg &. gıs, ° 
1) infomweit die Gapitalsabfindungen zu den Einrich- Cost. IL.) 
tungöfoften. erforderlich find; " | 
. 2) bei anderweiren Verwendungen in bie Subftanz des 
berechtigten Guts, oder zur Abtragung der zuerft 
eingetragenen Gapitalpoften, wenn‘ die Abfindung 
und die Verfhuldung fo mäßig. find, daß die eins 
getragenen Schulden unter Zurechnimg des folchers 
geftalt zu verwendenden Capitals mehr nicht als 
zwei Drittel des Gutswerths betragen, wobei ber 
Generalcommiffion überlaffen bleibt, auf welche 
Weife fie fich die Ueberzeugung von diefem Werthe 
verfchaffen will; u 
.3) wenn die Gapital: Abfindung nur 20 Rthle. oder 
weniger beträgt. _ | 
($. 9. a. a. ©.) | 
$. 591. Was wegen der Rechte der Lehns und Fidei⸗ Su S. 
commißfolger , bypothefarifchen “Gläubiger Und anderer 240—- 
Realberechtigten, ihrer Zuziehung und der Wahrnehmung — 
ihrer Rechte durch die General-Commiſſion rückſichtlich 2871. 
der Abloͤſungs-Capitalien verordnet iſt, findet auch in Boia. 
dem Falle Anwendung, wenn ſich bei der Veräußerung 2392.) 
der Abfindungsländereien Ueberfhüffe Über den zu den 
Einrihtungsfoften nothwendigen Bedarf ergeben. 
(Gefeg v. 29. Juny 1835. $. 10. ©. ©. ur ©. 140.) 


— 


Bu $. 240 
— 494. 


(Erg. $ 
2034, 
2050, 
2162, 
2042a. 
2851. 
2370. 


2356. 


2357.) 


\ 
J 
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. 592. Ueber die Kündigung der Hypotheken-Capi⸗ 
talien bei Ablöfungen, und die Folgen der Unterlaffung 
vide Reſcript v. 6. Januar 1831 (v.R. 3. B. Bo. 37. 
©. 76.) zu $. 462. Zit. 20. ZH. 1. A. L. R. $. 40%. 
$. 593. Für die bei der Regulirung der gutöherrlichs 
bäuerlichen Berhältniffe im Umfange des Brandens 
burgifhen Provinzialverbiandes vorbehaltenen 
Hülfsdienfte folen, wo die Ablöfungs » Ordnung vom 
7. Jung 1821 Anwendung findet, für jede Gegend ein 
für allemal beflimmte Normalpreife feftgefegt, üffentlich 
befannt gemacht und bei der Ablöfung diefer Dienſte an⸗ 
gewandt werden. Es find .dabei die Beflimmungen 
8: 2356. 2357. Erg. in Anwendung zu bringen. Die Er⸗ 
mittelungen und Feftfeßungen erfolgen unter Leitung der 
General: Commiffionen, und nach vorgängiger Ausfondes 
rung angemefjener Diftricte-durch befondere aus fachfuns 
digen Eingefeffenen und einem Abgeordneten der Ges 
neral= Commiffion zufammengefegte Diftricts:Commilffios 
nen. — Die hierzu zu wählenden Eingefefjenen follen bet 
jeder Diſtricts-Commiſſion nicht unter zwei und nicht 
über vier feynz; die Zahl wird durch die General:Coms 
miffion nad dem größern oder geringern Umfange des 
Diftrictd beſtimmt. Die eine Hälfte wird auf den Kreis: 
tagen von den Rittergutsbeſitzern aus der Zahl der Bes 
techtigten,. die andere Hälfte ebenfalld auf den Kreistas 
tagen aus drei oder ſechs von dem Landraihe aus der 
Zahl der Berpflichteten vorzufchlagenden Perfonen von 
den Landgemeinden erwählt.— Ueber die Art und Weiſe 
ber Wahl wird von dem Minifterio ded Innern und der 
Gewerbe eine befondere Inftruction ergehen. — Der Abs 


‚geordnete der General: Commiffion foll für, ale Diſtricts— 


Commiſſionen ihres Departements dieſelbe Perfon ſeyn. 
Die Feſtſtellung der Normalpreife erfolgt erft dann, wenn 
alle Diſtricts-Commiſſionen gehört find. Das Refultat 
aller diefer Erörterungen wird von den General:Commifs 
fionen dem Minifter des Innern und der Gewerbe zur 
Prüfung und Genehmigung vorgelegt und, ‚wenn biefe 
erfolgt ift, durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß _ 
ebracht. Bei fpätern Reviſionen, Abänderungen oder 
rgänzungen findet daffelbe Verfähren flatt. 

= 5* Cab. Order v. 26. October 1835. ©. ©. 1835. 


m 
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8.5 594. Bei Ablöfung der nad dem Edict vom 14. Fi 


Sept. 1811 $. 14. und der Declaration vom 29. May au Pal 249 
1816 Art. 37. den Gutsherren vorbehaltenen Hülfsdienfte — 494. 
fou die von den bäuerlichen Wirkhen zu entrichtende - 
‘ Geldrente in der Provinz Pommern fernerhin nicht mits 
telft fpecieller Veranfchlagung nah den in den 88. 8. 9. 
der Abloͤſungs Ordnung vom 7. Juny 1821 feftgeftellten 
Grundfägen, ſondern nach den von den Ständen in Vor⸗ 
ſchlag gebrachten Normalſaͤtzen, als: | 
für den zweilpännigen Gefpanntag zu 20 Sur. 
für den Manndtag u. .  . Tr: 
- für den drauentag zu. 5 
jedoch mit der — ——— berechnet werben, dag die Ders 
gütung; welche die Gutöherrfchaft für die Dienfte in ein» 
zelnen Fällen etwa zu entrichten hätte, nach $. 1%. des 
AblöfungssDrdnung in Abzug zu- bringen ift. 
— — — Order v. 11. December 1831. v. 8. Annal. 
$. nos Die Beflimmungen de3 $. 152. der Gemein: 3u Drag 
heitötheilungs: Ordnung vom 7. Juny 1821 (Erg. $. 709.) . Br 
über die Verwendung der Geldentfhädigung für ben A, i 
neueften _Düngungszufland ber abgetretenen Ländereien 20738. 
und für VerbefferungssArbeiten, gelten auch für die. Hofs *114) 
wehrgelder, welche bie bäuerlichen Wirthe bei Regulirung 
der gutsherrlich⸗ baͤuerlichen Verhaͤltniſſe an die Gutss 
herrfchaften zu zahlen haben. ‚Der Artikel 70. der Dez 
‚elaration vom 29. May 1816 (Erg. $. 2114.) ift, auf 
dieſe ſowohl, wie auf jene wich anzuwenden. 
(Geſetz v. 29. Juny 1835. $. 2. G. ©, 1886. S. 136.) 
$. 596. Die Vorſchriften wegen der den Gutsbeſi bern du s 2 
und Abgabeberechtigten in Beziehung auf die bypothefas — "= 
xiihen Gläubiger, Lehns⸗ und Fideicommißfolger und an: mi. 
dere Realberechtigten zugeftandenen Befugniffe zur Ver: 2076 
fhuldung der Hauptgüter, Veräußerung und Verpfäns 2077. 
bung von Ablöfungsländereien und Renten, Verwendung 
. ber aus dieſem Geſchaͤft bezogenen und der Ablöfungss 
Gapitalien zu den neuen Einrichtungen in Folge der gutös 9175. 
herrlichbäuerlihen Regulirungen und Ablöfungen find 2176. 
dahin abgeändert. 2371. 
4) 3u den Einrichtungsfoften, zu welchen ſich der ?732u.1."I 
Gutsherr und Abgabeberechtigte diefer Mittel bedies 
nen darf, werden der Regel nach nur gerechnet : 
a) die Baufoften und die zur nr ee 
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des Inventariums, welche noͤthig ſind, um dem 
berechtigten Gute die wegfallenden Dienſte zu ers 


fegen. 
b) Die Anfchaffungsfoften des Inpentariums, die Baus, 
Rodungs-⸗, Entwäflerungs= und Bewaͤſſerungsko— 
ften, welche, erforderlih find, um das zur Ent: 
fhädigung abgetretene Land, fey es als Zubehör eis 
nes andern Hauptguts oder mittelft Errichtung bes 
fonderer Vorwerkswirthſchaften oder Fleinern Etas 
bliffements, gehörig zu benußen, 
2) Wird. in dem Betrieböplane des Hauptguts durch die 
Auseinanderſetzung eine erheblihe Veränderung. ers _ 

forderlich, fo kommen nicht blos die vorftehend a. b. . 

benannten, fondern auch die zu der veränderten Eins 

richtung des ‚Hauptguts nöthigen Anfchaffungskoften 
bed’ Inventariums, die Bau:, Rodungs- und Bes 
wäfjerungs: oder Entwäfferungsfoften in Anfchlag. 

— Died findet befonderd Anwendung auf die Kos 

ften des Abbaues im Fall der Zrandlocation bäuer: 

licher Wirthe, ingleihen im Tal der Errichtung 
neuer Vorwerke auf entlegenen Gutsländereien, Bes: 
hufs der Erleichterung ihrer Beftellung "mit eignen 

Leuten und eigner Befpannung. 

Betreffen die Nr. 2. erwähnten Veränderungen Lehen⸗ 
und Fideicommißguͤter, ſo ſoll bei deren Feſtſetzung von 
ben. General⸗-Commiſſionen unterfucht werden, ob und in 
wie weit folche eine beftändige oder nur vorübergehende 
Verbefjerung der gedachten Güter gewähren: Die Kos 
ſten der letztern Art ift der Lehns- und Fideicommißs 
befiger und feine Nachfolger- durch eine jährliche Zah⸗ 
lung des funfzehnten Theils berfelben zu erflatten vers 

unden, 

Die Einzahlung diefer, jährlichen Abträge erfolgt, 
‚wenn nicht. durch die StiftungssUrfunde einem Familiens . 
vorfteher Rechte in dieſer Beziehung beigelegt find, an 
das gerichtliche Depofitorium. Die Verwendung der abs 
fhläglich geleifteten Zahlungen befchränft ſich nicht auf 
die Anlegung zu einem Lehns- oder Fiderrommißftemm, 
fondern es Fünnen die eingezahlten Gelder. auch zu Abs 
Jöfung von Schulden, weldhe auf der Subſtanz des 
Lehns oder Fideicommiffes haften, verwendet, oder fonft 
zu Lehn oder Fideicommiß, wieder angelegt werben. 

(Gefeg v. 29. Juny 1835, $. 4. G. S. 1836. ©. 186.187.) - 


I 


AN 
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.$. 597: Sobald der Geldbebarf des Gutsbeſitzers oder Bu: * ei 


- Abgabeberechtigten nach Art. 54. der. Declaration vom 
29. May 1816 Ai, $. 2080*-) feftgefegt umd von ber 
Seneral-Gommiffion befcheinigt ift, muß die Hypotheken⸗ 
behörde jede, innerhalb der fefigefegten Summen vorge: 


nommene Verpfaͤndung oder Veräußerung der Abfinduns ' 


gen unbedingt eintragen, und darf die Sicherheit des eins 
getragenen Gläubigers, oder des Käuferd von dem Bes 
weife der Verwendung des Geldes nicht abhängig gemacht 
werden. — 
‚Die bäuerlichen Wirthe, welche aus ber Eigenthumds 
verleiyung oder Ablöfung an den’ betreffenden Gutsbes 
ſitzer Capitalzahlungen zu leiften haben, find auf Antrag 
deffelten bis zum Belauf der feftgefegten Bebdarföfumme 
zur Zahlung ‘an denfelben anzumeifen. Die Verpflichtes 
ten werden auf die auf den Grund diefer Anweifungen 


- geleifteten-Zahlungen von aller weitern Vertretung rüds- 


fihtlich der Verwendung frei, und müffen folche auf den 

Grund jener Anweifung und der Quittung oder bed Loͤ⸗ 

ſchungsconſenſes des ihnen angewiefenen Empfängers im 
Hppothefenbuche fofort abgefchrieben werden. — 

| - Die General:Commiffion ift aber berechtigt und vers 

pflichtet, den’ Gutöbefiger zur beflimmungsmäßigen Vers 

wendung des Geldes anzuhalten, und f 


der Angabe, bei angeftellter Prüfung eine Befcheinigung 
über die Verwendung. — 

Alle Anwärter oder fonftige Nealberechtigte find 
auch, wenn fie bei der Auseinanderfegung nicht zugezos 
gen worden, befugt, fi die Beobachtung ber obigen 
Vorſchrift von der Generals Commiffion nachweifen zu 
laſſen. Dies Net fällt weg, wenn fie ſich nicht inners 


e ertheilt dem 
felben nad) geführtem Beweife oder befundener Richtigkeit 


(Erg. $. 
20738. 


halb dreier Jahre nach der Eintragung im Hypotheken⸗ 


re ‚bei der General: Commiffion deshalb gemeldet 
haben. | 
Diie vorſtehenden Beftimmungen finden bei allen 
Negulirungen nach dem Edict vom 14, September 1811, 
und bei allen Ablöfungen nad) der Ordnung vom 7. 
Suny 1821 Anwendung und die Art. 56— 59. der De 
claration vom 29. May 1816 (Erg. 2082* 2084. 2085.) 
treten außer Kraft. . 


(Gefeg v, 29. Iuny 1885. $. 5, G. ©. 1835. S. 197: 188,) 


& -f 


/ 
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$. 598. Den Lehns; und Fideicommißbefigern in fammt: ' 
lichen Provinzen der Monarcie ift geftattet, die Subjtanz- 
des Lehns oder Fideicommifjes für diejenigen Koften zu 
verpfänden, , die durch Vermeſſung und Bonitirung, fo 
‚wie durch die commifjarifchen Verhandlungen, bei, allen 
Gefchäften entftehen,, welche die Ausführung der Geſetze 
über die gutösherrlichshäuerlichen Regulirungen, und in 
ben Landeötheilen jenfeit der Elbe auch die durch’ die Ges 
fege vom 21. April 1825 vorgefchriebene Ausgleichung 
uͤber die erblichen Befigrechte und Neallaften außer. dem 
gutsherrlichen Berhältniffe, ferner die Gemeinheitstheilun: 
‚gen und Ablöfungen zum Gegenflande haben. — Sie 
find ferner berechtigt, die Subſtanz der Güter auch für 
den Betrag des Abfindungs:Gapitald zu verpfändben, wels 
ches fie bei Gemeinheitötheilungen oder Abfindungen zum 
Beten der Güter verwenden. 
(Xuerh. Gab. Order, v. 2. July 1831. ©. ©. 1881, ©. 155.) 
$. 599, 1) Wenn die Lehns; oder Fideicommißbefiger 
ftatt ‘der ihnen nachgegebenen Veräußerung oder 
Verpfaͤndung der Abfindungen g8 vorziehen, die Ein= 
richtungsfoften, welche fie bei gutöherrlich.bäuerlichen 
Regulirungen oder Ablöfungen verwenden müffen, 
durch Anleihen auf die Subftanz des Hauptguts, eins 
ſchließlich jener Zubebörungen, zu verfchaffen, fo duͤr— 
fen diefe Anleihen nicht die Hälfte des Werths der 
Abfindungen überfchreiten, Werden zu diefem Zwed 
landfchaftlihe Pfandbriefe aufgenommen, fo wird’ 
diefer Werth von ber Landfchaft felbft feſtgeſtellt. 
‚Bei andern Darlehnen gefchieht ſolches von der Ge: 
neral⸗Commiſſion nach den bei der Auseinanderfegung 
zum Grunde gelegten landuͤblichen Abſchaͤtzungs— 
Principien, | 
2) Die Lehns- oder Fideicommißbefiger find ferner be: 
fugt, die Subftanz des Hauptguts auch für den Bes 
trag der Gapitalsabfindungen und Entfchädigungen 
zu verpfänden, welche fie bei Gemeinheitötbeilungen 
und Ablöfungen für die zum Lehn und Fideicom— 
miß gefchlagenen Grundftüde, oder zu Ablöfung der 
auf denfelben haftenden Serpituten und Laften : zu 
entrichten haben. 
3) Auf die Koften der Prozeffe, welche durch das Auss 
einanderfegungss, Theilungs⸗ oder Ablöfungsgefchäft 
entfiehen, findet diefe Beflimmung nicht Anwendung, 


4) Im vorſtehend Nr. 1. bezeichneten Falle iſt die Hoͤhe 


5) 


6) 


der Einrichtungskoſten in den Fallen Nr. 2. und des 
vorigen $., außerdem aber die wirkliche Verwendung 


ber Abfindungen und Auseinanderjegungs » Koften ' 


ꝛc. durch ein in beglaubigter Form ausgefertigtes 
Atteft der General⸗Commiſſion nachzumeifen, und die 
Hppothefenbehörden find befugt und verpflichtet, auch 
ohne Einwilligung des Lehnsherrn, oder der Lehns⸗ 
und Fideicommißfolger, die auf den Grund des At⸗ 
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teftes nachgeſuchte Eintragung in das Hppothekens 


buch: zu veranlafjet. Es ſoll übrigens von dem 
Gutsbeſitzer abhängen, ob er die erweisliche Summe 
ald ein Darlehn auf die Gutsfubftanz aufnehmen, 
oder flatt deſſen feinem Allodial- und freien Nachs 
laffe den Anſpruch auf Erftattung bei der Fünftigen 


Erbauseinanderfegung mittelft eines Vermerks im, 


Hppothefenbuche vorbehalten will, — 

Vermag in den sub Nr. 2. und 3, bezeichneten Faͤl⸗ 
len der Gutöbefiger die Verwendung der Abfinduns 
gen und Auseinanderfegungskoften 2c. nicht fofort 
nachzumeifen, fo muß bei den im Hypothekenbuche 
eingetragenen Summen einftweilen bemerkt werben, 
„daß die Verwendung derfelben noch nachzumeifen ſey.“ 
Diefe Bemerfung wird auf das erfolgende Verwen⸗ 
dungsatteſt ber & 

tbefenbuche gelöfcht. 
Was im $. 597. in Anfehung der Befugniß der Ans 
wärter und Realberectigten, fo wie in Anfehung der 
dreijährigen Präclufiofrift in Beziehung auf die Vers 
fhuldung der Abfindungen beftimmt ıft, findet aud) 
bei Berfchuldung der Subftanz des Hauptguts Ans 
wendung. 


7) Die Rechte der früher eingetragenen Gläubiger bleis 


ben bei ſolchen Vetpfändungen des Hanptguts. übers 
al unverändert. | | 


(Sefeg v. 2. Julh 1831. ©. S. 1831. ©. 155. Gefeg v. 
39. ung 1835. $. 6. 6. ©. 1835. ©. 138, 189.) 


600. Die den Gutöbefigern und Abgabeberechtigten 


zuftehende Befugniß zur Verſchuldung der Abfindungen 


und 


des Hauptgutes, oder zur Veräußerung der erfteren, 


findet der Regel nach nur bis zu ben, in Folge der Auseins 
anderfegung im Hypothefenbuche zu bewirkenden Ab: und 


Zufchreibungen flat. Sol ihnen ſolche darüber hinaus 


) » 


eneral-Commiljion in dem Hypo: 


— 
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) N J 

vorbehalten bleiben, ſo liegt ihnen ob, dies bei der Zu— 
ſchreibung im Hypothekenbuche vermerken zu laflen. — 
Erfolgt Feine Zufchreibung im Hypothefenbuche, fo 
fteht ihnen jene Befugniß nur infofern zu, als fie ihre 
Anträge dieferhalb innerhalb Jahresfriſt nach Beftätigung ' 
bed Receſſes bei der General:Commiffion gemacht haben. 
— Sn allen Fällen ift diefe ermächtigt, denfelben eine 
angemefjene Präclufivfrift zu beftimmen, innerhalb wels 

cher fie die zur Feftftelung ihre Verwendungsbefugniſſe 
noͤthigen Nachweiſe beizubringen haben. Er 

| (Geſetz v. 29. Juny 1885. $. 7. a. a. ©.) 

Zu $. 240 8.601. Die Vorfchrift des $. 29. des Edictd vom 14. 
— 49. Sept. 1811 (Erg. $. 2101.) findet nur auf diejenigen 
a bäuerlichen Güter Anwendung, welche erft in Folge der 

” nah dem Edict vom 14. Sept. 1811 flattgefundenen Res 
gulirung erworben worden find. 
(Refer. v. 15. November 1833. v. K. I. B. 3b. 42. ©: 292.) 


3u $. 240 8, 602. Die $$. 147 — 155. der Gemeinheitötheilungs=- 
— 2%. Ordnung vom 7, Juny 1821 (Erg. $.704— 712.) über 
(er 8 die Wirkung. ber Auseinanderfegungen in Beziehung” auf 
2187,) die Rechte dritter Perfonen, finden auch auf die nach - 

| dem Edict vom 14, Sept. 1811 ‚vorzunehmenden, Wegu- _ 

lirungen, ingleichen auch. auf ſolche Auseinanderſetzungen 

Anwendung, bei welchen keine baͤuerlichen Beſitzer Theil 
nehmen. | | - 
(Geſetz v. 29, Zuny 1835. $. 1. G. ©. 1885. ©. 136.) 

Zu Fe 8. 603. Der Artikel 72. der Declaration vom 29. 
—3* May 1816 (Erg. $. 2117.) bezieht fich nicht auf die vor 
(Erg. ;. Erlaflung des Edicts vom 14. Sept. 1811 zu Eigen 
2117. thum oder in Erbpacht überlaffenen bäuerlichen Güter. 

Sn Bezug auf diefe Güter iſt die Vorſchrift 9. 280. h. t. _ 
immer, noch anwendbar. — 
(Reſcr. v. 7. October 1833. v. K. J. B. Bd. 42. ©, 290.) 

. een 6. 604. Die Beftimmungen in dem Geſetze vom 8, 

behörden, April 1823 wegen Regulirung der gutöherrlichen und 

Bu 3. 2 päuerlichen Berhälmiffe im Großherzogtum Pofen, im 
24, ulm: und Mihelauifchen Kreife und in dem Lands ‘ 
(Erg, $. gebiete der Stadt Thorn $$. 13. und 18. (Erg. $. 
2220, 2246. und $. 2251.) — fo wie in dem Gefege de eo- 
2223. dem für das Landgebiet der Stadt Danzig $$. 13. u. 
2246. 48, (Erg. $. 2220. u. 2223.), find dahin abgeändert: 

7 daß ed zwar den Intereſſenten nad wie vor freigefiellt 


— 


x 
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bleibt, ihre Anträge auf die Audeinanderfegung an die 
Kreisvermittelungsbehörden zu richten, daß ed jedoch jes je 
dem. Theile unbenommen ift, feine Provocation, mit Vor: 
beigehung diefer Behörden, fofort bei der General:Coms 
mifjion anhängig zu machen, welche die Einleitungen ihs 
rerfeits ohne Weiteres auch in dem Falle zu verfügen 
bat, wenn ein Theil die Einwirkung der Kreisbermittes 
lungsbehörde in Anfpruh nimmt, der andere aber fie 
ablehnt. -_ 

AAllerh. Cab. Order v. 27. Auguft 1831. G. ©. v. 1831. 
S. 186.) 


$. 605. Vide Verordnung vom 22. Januar 1835.3u $. 240 
(Merf. Amtsbl. 1835. ©. 18.) ad $. 311—361. Zit. —t%- 
17. Th. 1. A.L. R. $. 332. | 65 


.6..606. Die 88 17. und 18. des Geſetzes v. 21. April Zu 5 20 | 


1825 (wegen der den Grundbefiß betreffenden Rechtöver- — % 


hältniffe 2c. in den Landestheilen, welche vormal3 zum ei, $. 


‚Königreich Weftphalen gehört haben) find dahin decla⸗ gu13. 


rirt worden: R | 2414. 
daß den Befigern, der in ben 88. 15. und 55. des 2451.) 

erwähnten Geſetzes (Erg. $. 2411. u. 2451.) aufgeführs 

ten Grundftüde das volle Eigenthum derfelben nicht 

blos in dem, in den 68. 17. und 18. dieſes Geſetzes 

(0. a. ©. $$. 2413. 2414.) gedachten Falle zuftehen fol, 

fondern überhaupt in allen Fällen, wenn dieſe Grunds _ 

ftüde mit keinen andern Laften befchwert find, als mit 

feften- Geld= und Getreideabgaben, oder folhen Stroh: 

lieferungen, die aus verwandelten Behnten entfpruns 

gen find. ! | & 
(Declar. v..15. San. 1833, G. ©. v. 1832, ©. 14.) au 


- 8. 607. Ueber.die Merkmale des vollen und nutzbaren er S. 

Eigenthums an Erbzindgütern nach dem Gefeß vom 4. 2413. 
April 1825 und über den Conſens des Erbzinsheren bei 2414, 
Beräußerungen vide Refer. v. 6. Februar 1832 (v. K. 2439. 
J. B. Bd. 39. ©. 117.) zu $. 680 ff. it. 18. Th. 1. 2 
A. L. R. 35. ° . Br = 

mfalios 

$. 608. Durch die in- den nebenallegirten 88. enthal- Ted, . 
tenen Beftimmungen hat nicht die Anwendung der frühes ®" 194, 


. ren Vererbungs:Grundfäge auf das Verhältniß des Guts⸗ (Er— 


beſitzers zu dem Heimfalldberechtigten befchränkt, fons 2433. 
bern beſtimmt werden follen, daß dieſe Grundfäge auch — 


* 


> 
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bei ber Auseinanderfekung ber Erben unter einander beob⸗ | 
' achtet werden follen. 

\ eye Cab. Order vom 24, November 1833. G. S. 1858. 
$. 609. Diefe Verordnung erftrect fih nur bis auf 
den Zeitpunkt der Publikation des durch dieſelbe deelarir⸗ 
— Geſetzes vom 21. April 1825, aber» nicht weiter, | 
uruͤck 


Sericht * Staatsminiſteri v. 29. Suny 1835. u. Allerh. 
Gab. Order v. 1. Auguft 1835. ©. ©, 1835. ©. 180, 181.) 

. Bu $. 240 8. 610. Die Ablöfung des Heimfallsrechts kann auch 
— in den Faͤllen, wo das Gut nur noch auf zwei oder vier 
E50 h Augen fieht, in denjenigen Zheilen der Provinz Weftphas 

len, wo das Gefeh vom 13. July 1829 gilt, nicht vers 
weigert werben. Steht daſſelbe auf vier Augen, fo kann 
eine Ablöfungsrente von fimf, fleht es auf zwei Augen, 
von zehn Procent des Reinertraged gefordert werden, ber 
Antrag mag von dem Berechtigten oder dem Verpflichtes 
ten ausgehen. — 

(Gefeg v. 25. April 1835. G. ©. 1835. ©. 53.) .. 
Su $. 240 8. 611. Ueber den Beweis der feuerastigen Natur der 
(Era, 5. Apgaben von Golonaten im Münfterfchen und Bergifhen 

92568, vide. Refer. v. 26. März 1832 (v. 8. J . B.. Bd. 39, 

2581) ©. 115.) zu $. 815. Zit. 18. Th. 1. x EN. $. 356, 
au $. 240 $. 612, Der $. 3. Nr. 2. der Ablöfungs:Drdnung vom“ 
- 494. 13, July 1829. (Erg. $. 2729°), beſchraͤnkt fi nicht 
ER $. auf die Falle, in: denen der Kirchen: und Schulverband 

2 zwiſchen dem Verpflichteten und dem berechtigten Inſtitut 
noch beſteht. Die Abloͤſung dieſer Abgaben iſt nur in 
einzelnen Fällen und zwar dann auch nur mit Genehmis 
gung des Minifteriums. der Geiſtlichen ıc. Angelegenheiten 
zulaͤſſig. Werden daher dergleichen Anträge bei der Ges 
— Commiſſion gemacht, fo muß dieſe ſolche der 'betrefa 
fenden Regierung zur Berichtöerftattung an das gedachte 
Minifterium mittheilen. 

J (Reſcr. v. 14. April 1834, v. 8. Annal. Bd, 18. ©. 364.) 
3u 5249. 8. 613. Die Beftimmung des Art. 65. der Derlaration 
— vom 29. May 1816 (Erg. $. 2105): 
sion) daß bäuerliche Gier nicht über ein Viertel ihres 

Werths mit Hypothekenichulden belaftet werden fols 
‘ Ien, doß.alfo über diefen Betrag Fein Vorzugsrecht 
durch Eintragung unter mehreren Gläubigern bes 
wirkt werden kann, daß ia in aber der Hof-ein 


x 
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unbefchränktes Erecutionsobject für die vom Befiger 
| contrabirten Berbindlichfeiten bleibe, 
iſt dahin zu interpretiren:, 
daß der Befiger überhaupt nicht berechtigt feyn fol, 
einem feiner. Gläubiger auf die drei letzten Viertel 
des Werths feines Hofes fulche Vorzugsrechte eins- - 
zuräumen, bie gefeglih nur den Pfandgläubigern 
zuftehen, fo .daß alfo Eintragungen von Schulden 
auf diefe lesten drei Viertel ohne alle Wirkung und 
bem.$. 29. des Edictd vom 14, Sept. 1811 (Erg. 
$. 2101.) und dem Artikel 65. der Declaration vom 
29. May 1816 ganz entgegen ſeyn wuͤrden. 
(Refer. v. 24. December 1831. v. 8.3. B. Bd. 38. &. 299.) 


- &. 614, Es bedarf der in den Allerh. Cab. Orders vom 
17. May 1825 und 236. Juny 1828 (Erg. $. 2103% 
21034) erwähnten . Dispenſation nicht, wenn bis zur 
Höhe ded dem Gutsherrn für die volle Verleihung des 
Eigenthums ftipulirten Capitalabfindung entweder für den ' 
Gutsherrn felbft oder für einen Dritten, welcher das Geld - _ 
zur Befriedigung des Dominiums dargeliehen hat, ein 
* Capital, wenn es auch den vierten Theil des Taxwerths 
ber bäuerlichen Befigungen überfchreiten follte, eingetragen 
werden. fol, da durch dieſe Eintragung dad Grundftüd 
nicht mehr belaftet wird, als wenn die zu gewährende 
Entihädigung in Rente feflgefegt und eingetragen wors 
ben wäre. | 
(Refer. vom 15. October 1832. v. 8. J. B. Bd. 40. 
©. 413.) 


$. 615. Wer in Anfehung der Anfangszeit der Dienfte Zu $. 
eine Abweichung von der allgemein geleßlichen Zeit bes *6% ff 
hauptet, muß biefe, als eine: abweichende Local-Ob⸗ 
fervanz beweifen, bis dies aber geſchehen Eann, die Eye: 
eution gegen den Pflichtigen nad) der allgemein in der 
“ Provinz geltenden Beſtimmung in-Anfehung des Anfangs 
der Dienftzeit vofiredt werden. -» | 
(Refer. v. 10. Juny 1831. v. K. J. B. Bb. 37, S. 827.) 
8 616. Die Hülfs-Leiftung bei dem Gebäude-Richten Zu $. 392: 
Tann als eigentliher Baudienft nicht angefehen werben. nr 
- (Erfenntniß bed Geheimen Obertribunald v. 27. Decemb 
804. ©. u. Str. Rſpche. B. 1. ©, 153.) 
F. 617. Bei ungemeffenen Dienften ift die Unmoͤglich⸗ Bu $. 
keils⸗Klage begründet, wenn nachgewiefen wird, daß die tik 
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Unterthanen bei den bisher geleifteten Dienften nicht bes 
ftehen Fönnen, Bel deren Herunterfegung und bei Zelt: 
ſetzung derſelben auf gemeſſene Dienſte, muß theils auf 
die Nothdurft der Herrſchaft, teils auf das Bedürfnig 
- der Unterthanen gefehen werben. 
" (Erkenntniß des Geheimen Obesribunae vom 13. eyenbe 
1805. ©, u. Str. Rſpche. 3b. 1. ©. 57.) 
ner g. 618. Diefe Vorfchrift — durch die Aufhebung der ' 
ans Sefäle Erbunterthänigkeit nicht abgeändert, fo wie überhaupt 
Dortger Durch diefe legtere weder die Gutsherrlichkeit noch die 
Zu 6.484, Aus derfelben fließenden gutöherrlihen Rechte aufgeho: 
ben find. — Die Dorfgerichte müffen fich alfo der ihnen 
von der Gutsherrſchaft aufgegebenen executiviſchen Beis 
treibung rüditändiger unftreitiger Zinfen unterziehen, ohne 
daß es deshalb einer Aufforderung des Patrimonialgerichtd 
- bedarf.. Sie find Feine gerichtliche, fondern eine dem , 
Gutsherrn untergeordnete Behörde, und haben auch über 
ben an fie ergebenden Auftrag des Gutöheren nicht zu 
urtheilen, fondern etwanige Einreden den Schulonern, 
ſo wie der Beurtheilung und Vertretung der Gutsherren 
zu uͤberlaſſen. 
(Reſcr. v. 24. July 1830. v. K. J. B. Bd. 86. S. 131) 


| Shuggeid, $. 649. Diefe Vorfchriften finden auch auf Schutzgel⸗ 
N ler. ber Anwendung, und liegt ein Unterfchied : ob von reis ° 
nem Dominials oder von folhen Abgaben bie Rede ſei, 
welche aus dem Jurisdictionsverbande fließen, nicht im’ 
Geſetz. Das Schußgeld ift ein Beitrag. der Unterthanen 
zu den Laften der Gerichtöbarfeit und der Polizei, der bei 
allen Hinterfaflen der Gutshertſchaft in gleichem Maaße 
eintritt, ſo daß derjenige, welcher davon eine Ausnahme 
behauptet ‚, diefe im Wege der Negatorienklage nachweifen, 
bis dahin aber die allgemeinen Laften mit tragen muß. 
(Refer. v. 20. Juny 1831. v. 8. 3. B. Bd. 37. ©. 329.) 


u "Zum achten Titel. 
Vom Bürgerftande. 


Naftrige 5. 620. Das Minifterium des Innern hat die nachträg» 

I ednung lichen Beftimmungen, durch welche die St.D. v.19.Rov. 
36% 1-- 1808 feit ihrer Bekanntmachung ergänzt und erläutert wdr= 

178. den, überfichtlich sufammengeftellt, Diefe Zufammenftelung 
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ift alerhöchften Otts genehmigt, auch diefen Beflimmun: 


gen, in fo weit fie auf Verfügungen des Minifterii bes 
ruhen, die Königliche Beftätigung ertheilt, und dad Mia 
nifterium aytorifirt worden, die Zufammenftellung durch 
die Gefegfammlung bekannt zu machen. Dabei iſt es 


- gebilligt, daß die blos veglementarifchen Verfügungen des 


Minifterii und folhe, durch welche die Zweifel der Bes 
börden, über die Auslegung und Anwendung deö Ges 
feges in einzelnen Fällen befeitigt, nicht aufgenommen . 
worden, da die Minifterien zum Erlaffe ſolcher Verfüs 
gungen, welde das Gefeb nicht ändern, oder nicht eine 
gefeglihe Declaration enthalten, ohne befondere Autoris 
fation befugt find. | — 
(Allerh. Cab. O. v. 4 July 1882, G. ©. v. 1882. S. 181.) 
$: 621. Die gedachte Zuſammenſtellung enthält nun 
nachfolgende Beflimmungen : *) ae 
— 1) Zum 8Z. 16. der St. O. 
a) Reſcr. v. 42. July 1810 (v. Strombeck II, 2789.) 
Reſcr. v. 6. April 1813 (v. Str. $. 2872.) 
b) Refer. v. 1. Aug. 1817 und 6. May 1825. (v. Str. 
$. 2818. 2820°-) en , 
2 -2) Zum $. 16. | \ 
Reſcr. v. 14. Nov. 1827 (v. Str. $. 2825%), 
000.777 3)’Bum $ 17. FE San, 
a) Wer bereits in einer Stadt das Bürgerrecht ges 
wonnen hat, muß bafjelbe bei dem Ueberzuge in eine 
andere, in diefer zwar ebenfalls erwerben; es follen 
indeß einem Soldyen feine doppelten Koften zur Laſt 
fallen, daher. er für dad Bürgerrecht in dem neuen 
Wohnorte. nur infofern einen Nachfchuß zu‘ bezah: 
len hat, als daſſelbe theurer denn an dem vori⸗ 


gen ift. . 
b) Refer. v. 19. May 1809 (v. Str. $. 2838.) 
4) Zum $. 18. 


‚a) Auch Srauen von Nichtbürgern müffen, wenn fie 
Gewerbe treiben, oder Grundflüde erwerben wollen, 





* Es ſind ſolche nur ſo weit hier aufgenommen worden, 


sale fie in den Ergänzungen v. Strombeck nicht bereits enthal - 


ten find. 
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ba: Bürgerrecht gewinnen. ( Bergl. Refer. v. 28, 
April 1810. v. Str. $. 2877 
b) ae v. 3 ai 1812 und 18. Auguſt 1818. v.. 


Str... 2 ‚ 
— 5) Zum $. 19. 22% 
a) Su.D0. 3 v. e März 1816 u. 22. Sept. a 
v, Str 


» en nr 6 Sa 1817 (v. Str. $- ‚3739 Th. 3. 
18). 


| 6) Zu $$.-20. u. 39. | 
a) Gab. Orb. v. 25. Auguft 1822 und 6. April 1823 
v. Str. $. 29% u. 29277, 
b) Reſer. v. 5. Sept. 1809. (v. Str. $. — zu u. 
mit den Gab. Ord. ad a, 
7) Zu $. 25. 
Der Bürgereid wird nach ber durch bie revid. St. 
D. vorgeſchriebenen Norm geleiſtet. | 
gt 8). Zu $. 44. 
a). Reſcr. v. 11. Dec. 1809 ad 1. und Refer. v. 11. 
July 1822 $. 8. (v. Str. $. 2940. u. $. 2980.) 
b) Gef. v. 11. Suly 1822 $. 1. ff. (v. Str, $. 2941 m 
| 5. 9) Zu $. 56. Ä 
a) Aogabengefeb v.. 30. May 1820 F. 13. (v. Str. 


b) &s erhebt fi von ſelbſt, daß bie Eigenthümer - 
, von Grundftüden im Stadtbezirke, wenn fie gleich 
nicht ihren Wohnfig dafelbit haben, zu. den flädtis 
hen nah dem Grundeigenthbum vertheilten Leiftuns 

gen verpflichtet find. ——— v. Str. $. 1 

10) Zu $. 5 
a) Refer. v. 10. Okt. 1810 (v. Er $. 2915.) 
11) Zu $. 60. 

An Rüdfiht auf das Verfahren bei Abloͤſung der 
dinglichen Befreiungen gilt der $. 80. des Geſetzes wegen 
Einfuͤhrung der revidirten St. Ord. (S. 8. 643. d. Nachtr.) 

. 12) Zu $. 70. F 

Gab. O. v. 10. Juny 1809 (v. Str. $. 3059.) — 

Wenn eine Stadtgemeinde eine angemeffene ———— 
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der gefeklihen Anzahl von Stadtverordneten wünfcht, 
fo ift der Minifter des Innern und: der Polizei. autorifirt, 
auf den gemeinfhaftlihen Antrag des Magiftratd und’ 
der Stabdtverordneten, und auf einzuforberndes Gutachten. 
ber — die Genehmigung zu ertheilen. 
13) Zu $. 84. 
Reſer. v. 24. März 1820 (v. Str. g. 3144) 
14) Zu $. 109. 
a) Reſcr. v .13. Dec. 1809 (v. Str. $. 3117.) 
db) Wenn. gegen die Verbindlichkeit zur Entrichtung eis 
ner Communalabgabe Widerfpruch erhoben und auf - 
vechtliches Gehör provocirt wird, fo hat folches Feis 
nen Suspenfiv:Effect, vielmehr bleibt der Regierung 
überlaffen, die Erecution zu berfügen. 
15) 3u $. 110, 
Das Gefeg ift die Vollmacht det Stadtverorbneten. 
Wenn fie daher Handlungen auf eine andere Weile vors 
nehmen, als auf die, zu welcher fie durch. das Gefeg 
angewiefen find, fo find diefe zu beirachten, wie Hands 
lungen .eined Bevollmächtigten, ber feine Vollmacht uͤber⸗ 


ſchritten — 
16) Zu $. 113. 

Bern eine der ‚beiden ftäbtilchen Behoͤrben es rath⸗ 
ſam oder nothwendig findet, die andere von den Gruͤn⸗ 
den eines Vorſchlages oder Beſchluſſes durch muͤndlichen 
Vortrag zu unterrichten, ſo ſteht ihr frei, eines oder 
einige ihrer Mitglieder zu dieſem Behufe abzuordnen, 
welche Abgeordnete fich jedoch vor ber Abftimmung wies 


“ der entfernen. 
i 17) Zu$. 114. -- 
Befe. v. 21. Aug. 1821 (v. Str. $. 3124) 

. 48) Bu $. 116. 
Auch Geiftliche find zu den Aemtern des Borfteers 
und Protocollführerd der Stadtverorbneten und iret 
Stellvertreter nicht waͤhlbar. 

19) Zu 6. 117. 


a) Refer. v. 19. May 1809 u. 8, Nov. 1809 (v. Sr 


‚ 3133. u. $. 3134®) 
b) za die Stelivertretet nur bei eintretenden Erledi⸗ 
“ gungen einberufen werben muͤſſen, fo ift es nicht 
Ergaͤnz. 3. preuß. Landrechte. IV. a 12 


a) 


! 


178°. Bieie Th. Acht. Tit. A 7 


nöthig, daß wegen jeber vorlibergehenden Behinde- 
sung . eines Stadtverordneten die Einberufung er: 


folge. | | 

Der. Vorfteher der Stabtverorbneten foll aber bie 
Einberufung der erforderlichen Stellvertreter auch bei 
augenblidlihen Verhinderungen einzelner Stabtverorbnes 
ten veranlaffen, wenn entweder wichtige. Gefchäfte, nas 
mentlich Magiſtratswahlen, vorgenommen werden follen, 
bei welchen die. möglichfte Volzähligkeit der VBerfammlung 
wünfchenswerth ift, oder wenn fo viele Stabtverorbnete 
augenblidlich behindert find, daß die Verfammlung nicht 
beichlußfähig feyn würde. | 

20) 3u 88. 142 144. | 

Wenn das Bebürfniß einer Stadt nicht alle diejeni⸗ 
gen Beamten: erfordert, deren Anftellung in dieſen $$, 
vorgefchrieben ift, fo. kann der Minifter des Innern und 
ber Polizei, auf den Antrag bed Magiftrats und der 


Stadtverordneten, nach erfordertem Gutachten der Regie⸗ 


zung, von ber Annahme der für entbehrlich. erachteten . 
Beamten diöpenfiren, namentlich auch in mittleren Städs 
ten die Bereinigung der Stellen des Bürgermeifters und 
des Syndikus geſtatten. 
21) Zu $. 144. | 
Cab. ©. v. 15. May 1814 (v. Str. $. 3171.) 
22) Zu $. 146. | 
a) Cab. O. v. 5. May 1815 u. Reſcr. v. 5. April 
1826 (v. Str. $. 3181. u. $. 3183.) 
b) Refer. v. 19. May 1809 u. 18. July 1809 (v. Str. 
$. 3179. 3180,) | | 
23) Bu $. 147. | 
Reſcr. v. 8. Nov. 1809 Nr. 2. (v. Str. $. 3185.) 
24) Bu $. 148. 
Der Eid der Magiftratgmitglieder ift nach. der durch 
bie revidirte St. O. vorgefchriebenen Norm zu leiften. 
Be 25) Zu $. 149. 
Wenn auch nur in Hinficht der auf 12 Jahre er: 
wählten Magiftratömitglieder vorgefchrieben ift, daß fie 
fih einer Prüfung unterwerfen müfjen, fo ift dadurch 
doch nicht ausgefchloffen, daß die Regierungen auch bie 
auf 6 Sahre zu wählenden einer Prüfung unterwerfen koͤn⸗ 


= h 
J 
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nen, wenn ‘fie eine foldhe für nothmwendig erachten, um. 
ſich von ihrer gefeglichen Qualification zu Überzeugen. 
+26) Bu $. 450. . A 

Refer. v. 29. März 1813 (6. Ste. $: 3195.) 
| 27) Zu & 192. | 
a) Die Wahlen der Magifttatsperfonen find in ber Re⸗ 
gel nicht eher, als ein Jahr und nicht fpäter als 
ſechs Monate vor Ablauf der Dienftzeit vorzunkh⸗ 

-- men. . Doch „können aus befonderen Ruͤckſichten, 

bauptfächlich , wenn die Stabtverordneten eine Mas 
giftratöperfon auf Lebenszeit oder doch, auf längere als 
bie vorgeſchriebene Dienftzeit wählen, auch frühere 

Wahlen betätigt werden. . . | 

b) Refer. v. 11. Aug. 1820 (v. Str. $.3205.) 

28) Zu §. 154. | i 
Refer. v. 7. Febr. 1823 (v. Str, $. 307.) - 
29) Bu $. 157. | 
‚a) Ded. v. 29, May 1820 (v. Str. — 3230) — 
byy Reſcr. v. 23, July 1810 u. Geſchaͤftsanw. fuͤr die 
WKRegier. v. 31. Dec. 1825 (v. Str.,$. 3211. Note. 
u.8.4487.) — | 
—— 30) 3519. u 166. 
en v. 14. Det. 1811 (v. Str. $. 3283 
— 3286. | 
d) Bei. Berechnung der Penfionen find ben Beſoldun⸗ 
gen die rechtmäßigen Emolumente. hihzuzurechnen, 
und zwar unbeflimmte nach dem Durchfchnitte der 
. Testen ſechs Jahre. En 
31) 3u 6. 167. u. 1588. 
Abgabengefeg v. 30. May 1820. $, lit. e. Refer. v. 
2. Nov. 1821. Nr. 1. u. 2. (v. Str. $$. 3256. 
3257. 3258.) | 2 
| 3) uf.19a 
Del. v. 7. Nov. 1811 (v. Str. $. 3339.) 
33) Bu $. 183 a, \ 

- - Wenn bei polizeilichen Veranftaltungen Gefahr im 
Berzuge ift, und das Gutachten: der Stadtverordneten 
über die erforderlichen Koften nicht vorher eingehoft wer⸗ 
den Tann, ſo iſt der Maägiftrat berechtigt und —— 
auf ſeine Verantwortlichkeit, uͤber welche — chſt ‚die 


— 


X 


‘ 
⸗ — 
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Regierung entſcheidet, aus den bereiteſten Kaͤmmereimit⸗ 
teln die erforderlichen Gelder zu entnehmen, 
Ze 34 Bu & 184 | 
Reſcr. v. 26. Dec. 1811 (v. Str... $..3354 Note.) 
Ä 3) Zu $. 189. 
...a). Erbverpachtungen- ftädtifcher Grundflüde find wie _ 
= Veräußerungen: zu behandeln. IE, Ä 
--b) Zur Gültigkeit der Licitation-ift erforderlich : : 
su * oͤffentlich bis zum Termine aushaͤngender An⸗ 
ag; Rn | ut 
.. 2) einmalige Bekanntmachung durch die Amtöblätter. _ 
der Regierung und durch die öffentlichen Blätter 
des Orts und des Kreifß5 — — 
3) eine Friſt von 6 Wochen von ber Bekanntmachun 
bis zum icitationstermine; — 
4) Abhaltung "des Licitationstermins dutch eine Ju⸗ 
ſtiz- oder Magiftratsperfon... ' Ä 
0) In befonderen Fällen und -mit Webereinftimmung 
beider Stadtbehörden kann die Regierung auch den 
BVerkauf aus freier Hand geftatten, fobald fie fich 
überzeugt, daß der Vortheil der Gemeinde dadurch 
befördert, oder folche doch nicht benachtheiligt wird. 


— —— 36) Zu 8.191. ° | 
Zu Annahme befoldeter Stadtämter findet Feine Vers 
bindlichkeit ſtatt. — 

37) Bu $. 34. der Inſtruct. für die Stadtverordneten. 

. Bei der Wahl der Magiftratöperfonen foll die Abs 
flimmung über die Candidaten, nach Analogie des $. 94. 
der St. O., immer durch geheime Stimmzeichen flattz 
finden. | Y . * e a : 

38) Wenn außer vorftehenden Beftimmungen (1 — 

37) eine auf die St. D. v. 19. Nov. 1808 einwirkende 

geſetzliche Vorfchrift ergangen ift,' fo verfieht es fich von 

felbft, daß, fo lange ihre Aufhebung nicht ausdrüdlich 

befannt gemacht wird, ihrer gefeglichen ‚Kraft durch bie 
bier überfehene Aufnahme derfelben nichts entzogen ' wers - 
den- foll.. a ie we 

* Bek tm. b. ⸗ » » » » ® 14, 1832, 
a ee d d. Pol, v au 3 


r 
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$. 623. Die Frage: ob ein Grundſtuͤck, welchent we⸗ Gommanak 
gen feiner Beftimmung zu Öffentlichen oder gemeinnuͤtzi⸗ Zu $. 1— 
ir Sweden die Befreiung von ben Staatöfteuern zus 178. 


eht, deshalb auch den oͤrtlichen Communalſteuern nicht (Cfr. Erg. 


‚ unterworfen ſey? haben des Königs Majeflät dahin ent: $. 1786 
ſchieden, daß in den Provinzen und Drtfchaften, in wels 
chen die Vorfchriften des Alg, Landrechts oder. ded ges. 
. meinen Rechts verbindliche Kraft haben, der gegenmärtige. 
Zuſtand beibehalten werben fol; woſelbſt alfo dergleichen 
Grundftüde von Commumnallaften entbunden find, hat es 
dabei fein Bewenden; wofelbft fie dazu beitragen, "vers 
bleibt e& bei dem Antheil, der biöher flattgefunden hat. 
Zur die Zukunft dagegen, mit Inbegriff der ſchon einges 
fretenen, als unerledigt noch vorliegenden Fälle,“ follen 
bei neuen Erwerbungen zu ‚öffentlichen oder gemeinnligis 
gen Zwecken die Realverpflichtungen, die vermoͤge des 
Communalverbandes vor der Erwerbung geleiftet worden 
find, fernerhin davon geleiftet werben. Naturalleiftungen 
werden auf eine Geldrente nach den zur Zeit der Ermers 
bung beftandenen Preifert berechnet. , Perfönliche Präftas. 


‘ - tionen ber bisherigen Privatbefiger darf die Gemeinde aber 


nicht weiter fordern. Auch fol die Verpflichtung des 
Fiscus oder‘ der betreffenden Anftalt auf die Erwerbung 
von Grundſtuͤcken beſchraͤnkt und nicht auf Grundftüde 
bezogen werben, die mit Gebäuden nicht befegt find, wie 
beifpielöweife bei der Anlage von Feſtungswerken, Chauſ⸗ 
feen ꝛc. In der Rheinprovinz fol, nah den Beftimmuns 
. gen der dafelbft beftehenden Gefeggebung, nach wie vor 
verfahren werben. - | — 
(Cab. O. v. 8. Juny 1884. G. ©. v. 1834, ©, 87.) 


$. 624. Der $. 4. der Stäbteordnung vom 19. Nob, 36 & 1- 


1808 (Erg. 8. 2790.) bezieht fich nicht blos auf folche 178. 
‚Worftädte, oder foiche. einzelne Häufer, welche zeither fich Gr 
fhon im Communalverbande befanden, fondern auch auf, £ 
Diejenigen, welche. früher als Außerhalb deffelben befind« 

lich betrachtet worden. Died geht befonders aus dem - 

8. 140. a. a. DO. (Erg. $. 3162,) hervor, wonach für , 

die ganze Stadt nur Ein Magiftrat fein. fol, Durch 

diefe Beftimmung find die an mehreren Orten für. bie 

der Stadt früher nicht einverleibt gewefenen Vorſtaͤdte 
beftandenen befondern Magifirate aufgehoben, und biefe 


/ 
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Vorſtaͤdte, wenn fie auch vorher befondere Gemeinden ' 
bildeten, den Stadtgemeinden einverleibt worben. | 
* (Reſcr. v. 31. July 1834, v. K. Annal. Bd. 18. ©, 747.) 
Zu 51m. 8. 625,. Das Geſetz v. 14. July 1822 über bie Hers 
— B. $ anztehung der Staatödiener zu den Gemeindelhften, ſoll 
2970,, in allen. Städten, in welchen die Communalabgaben in, 
ber Form einer allgemeinen Einfommenfteuer. erhoben 
werden, und auf flädtifche, Iandfchaftlihe und andere 
nach der Bezeichnung ‚des U. L. R. IL, 10. $. 6% 
ald unmittelbare Staatödiener zu betrachtende Beamte in. . 
Anwendung gebracht, und hiernach die Beflimmung im 
N 8. des gedächten Geſetzes (Erg. $. 2970.), in fo weit 
ſie die vorbezeichneten Beamten betrifft, abgeändert feyn.. 
Vllerh. Cab. D. v. 14. May 1832, G. ©. v. 1832. ©. 145.) 
"8. 626. Patrimonialrichter find ebenfalls Staatödiener, 
und, in Bezug auf die Heranziehung zur Communalfteuer 
34 * über, letztere ergangenen Verordnungen zu bes 
eln, | | 
(Refeript vom, 11. May 1835, v. K. 3. B. Bb, 45. ©. 421.) 
Bu 5: — 8 . 626. Ale Penfionen und Unterſtuͤtzungen, welche 
Ru ',, die Witten und Waifen ehemaliger. Öffentlicher Beamten 
-_ — und Diener aus einer. der beſondern mit Allerhoͤchſter Ge⸗ 
| nehmigung errichteten: Verforgungsanftalten empfangen, 
' wohin namentlich die. allgemeine Wittwen⸗Verpflegungs⸗ 
anflalt, die Militair-Wittwencaffe, fo wie fämmtliche Anz . 
falten gehören, die zum Zwede der Wittwen: und Mais 
fenverforgung für einzelne. Glaffen der Öffentlichen Beamz 
ten, und Diener, beifpielöweife für Profefioren an ben 
\ Univerfitäten , für Geiftliche und für Schullehrer gebildet 
find, find von allen directen Beiträgen zu den, Gemeindes 
laften befreit. 

— (Deelgration v. 21. Januar 1829, G. &. 1829. ©, 9.) 
Bu 9.88. 8. 626° Die Vorſchriften des 8. 38. der revidirten 
EStaͤdteordnung v. 17. März 1831 (f. $..688. d. Nach⸗ 
> traged) in Betreff der Heranziehung der ferviöberechtig« 
ten Militgirperfonen 2c. zu den Communallaften, fol, in 
ganz gleicher Weiſe, auch. in denjenigen Städten. Anwen⸗ 
a. ra wo. :die. Städteorbnung vom 19, Nov, 
| 1 Te 
Buͤrgerrecht —— Gab, O. v. 29, May 1834, G. ©. v. 1834. ©. 74.) 
Zu 17.6, 6277. Die Allerh. Gab. Order v. 13. März 1733 
(Erg. $. (Erg. $. 2810.) iſt nicht auf ſolche Perfonen auszudeh⸗ 
2310,). nen, welche ald Offiziere verabfchiedet, oder nach ihrer 


# 
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Entlaffung aus dem Militair in Gioil-Bevienungen mit 
Befoldung übergetreten find. 
(Refer. v. 24. Suny 1333, v. 8. Annal. Bd. 18. S. 489.) 

8. 628. Die Allerh. Cab. Order v. 20. März 1816 3u 5.1— 
(Erg. $. 2814.) findet auf das durch die revidirte Städte 178. 
ordnung eingeführte Bürgerrecht Feine Anwendun 07 

(Refer. v. 24. Juny 1833. v. 8. Annal. Bd, 18, "E. 156 

$. 629. WBittwen der Bürger, und gefchiebene ce 3u $. 1- 
frauen, welche nicht fir den. ſchuldigen Theil erklaͤrt find, 178- 
haben auch in dem Falle, wenn fie ein neues Gewerbe 2a) 
anfangen, nicht möthig, dad Bürgerrecht zu gewinnen, | 

(Refer. p. 22. Sept. 1831. u. 8, Annal, Bd. 15. S. 571.) 
. 630. Der $. 37. der Städteordnung kann nur aufau $.1— 
y diejenigen Perfonen bezogen werden, welche blos wegen 178. 
ihres perfönlichen Verhältniffes Bürger find, und Grund⸗ DA 
- befiger, welche, ohne ſich dad Bürgerrecht befonders. zu 
referviven, ihren. Wohnfig an einen andern Ort verlegen, 
koͤnnen deshalb zur Veräußerung ihrer Grundftüde nicht 
gezwungen werben, find vielmehr gleich andern auswärs 
tigen Grundbefigern zu behandeln. 
(Refer. v. 16. Suly 1833, v. K. Annal. Bd, 17. S. 692.) 

8. 631, Das in Rumpfs Staͤdteordnung angeführte zu 5 1-— 
Refeript vom 29. April 1810, nach welchem die Stell: 8. 
vertreter abweſender Bürger. auch an den Wahlverfamm: (Crg. 8- 
lungen Theil nehmen, und für fie ihre Stimmen abge: 8083.) 
ben follen, ift nach der Anzeige der Geheimen Regiftrae 
tur des Minifterti, des Innern und ber Polizei weder im 
den Acten aufzufinden, noch in den Regiftern bemerkt. 

Wäre ed aber auch ergangen, fo würde das Minifterium 
fi) veranlaßt finden, daſſelbe wieder zurüdzunehmen, da 
die Ausübung des Stimmrechts durdy einen Bevollmaͤch⸗ 
figten nach $. 81. der Städteorbnung (Erg. $. 3082.) 
durchaus unterfagt ift. 

(Refer. v. 31, Julh 1838, v. 8. Annal. Bd. 17. &. 692) - 

$. 632. Poft:Erpediteure find als Staatödiener zu be⸗Zu & 1— 
trachten, und daher zur Stelle eines Protocollführerd der ig 
Stadtverorbneten  Berfammlung , oder deſſen Stellvertres — 
ters nicht wahlfähig. 

(Refer. v, 2. Apeit 1834. v. 8, Annal. Bb. ‚18, ©. 420.) 

$. 633. Wenn von. einer ftädtifchen Angelegenheit: bie Sn 1 1- 
Rede ift, bei welcher das Interefle einzelner Stadtverord⸗ 
neten mit dem ber Stadtgemeinde in Widerſpruch it fo fo (Se: AR 
.. bie dabei betheiligten Stabtverorbneten nicht mit 


* 


* 
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ſtimmen, ſondern muͤſſen ſich während der Berathung ent⸗ 
fernen. — Wenn nach ihrer Entfernung die zur Faſſung 
eines Beſchluſſes vorgeſchriebene Anzahl nicht bleibt, fo 
beruft der: Vorfteher die Stellvertreter ein, und wenn 
auch Hierdurch die Zahl nicht erfüllt wird, fo zeigt er 
dies dem Magiftrat, und diefer es der Negierung an, bie 
in folhem Falle das Intereffe der Stadt wahrnimmt, 
und ihr nöthigen Falls einen Rechtsanwalt beftellt. 
(Allerh. Cab. Order v. 18. July 1833. ©. ©. 1853. &. 84.) 
Bu & 1 . $. 634. Den Stadtgemeinden liegt die Unterhaltung 
178. der .Gefängniffe nach wie vor ob, und dad Refeript vom 
(8: $. 24. November 1820 (Erg. 1, c.) noch auch das Refcript 
B3273) vom 4. September 1833 hat darin etwas ändern wols 
- len. Das erftere beftimmt nur, | 
daß Hinſichts der Verpflichtung der Städte, die Ges 
fängniffe zu unterhalten, noch Beflimmungen ers 
folgen würden, und daß. vorläufig Alles in dieſer 
Hinficht in statu quo. bleibe, Ä 
and dieſe vorbehaltenen Beſtimmungen find durch bie 
Allerh. Cab. Order vom 3. October 1821 (Erg. 8. 3261.) 
: und das Minifterialrefcript vom 2, Nov. 1821 (Erg. $. 
3257 8q.) getroffen.” - 
Das zweite Reſcript entfcheibet nur die Frage: in 
wie weit die Stadtcommunen zur Unterhaltung der 
ben Gerichtöbehörden eingeräumten Geſchaͤfts⸗Localien 
verpflichtet find, | Des: 
und kann daher auf die Unterfaltung der Gefängniffe gar 
nicht bezpgen werben, 
(Refer. vom 30, December 1334. v. 8.23. B. DB. 44. ©, 
431. 432.) | 


Bu — $. 635. Das Reſcript vom 18. Juny 1821 bezieht 
(Städte: fi nur auf Nugungen der Gerichtebarkeit, welche früher 
ordnung den Städten zuftanden, und da, einige berfelben au 
8. 160. ex speeiali titulo das Recht auf herrenlofe Güter und 
(Erg. 5. Erbfchaften hatten, fo ift diefer in jenem Refeript ebens 
8273.) falls Erwähnung gefchehen. Es ift aber Feinesweges das 

durch allen Städten dad Recht darauf beigelegt. 

(Refer. vom 80. April 1831, v. K. Annal. Bd. 15. ©. 346.) 
Konmfen 5, 636. Ueber die "Befoldungszahlung an ftädtifche 
Beamirh Beamte, die wegen eröffneten Concurſes oder verfügter 
"58, Guratel: von ihrer Amtsverwaltung ſuspendirt find, iſt 
(Erg. 5. beſtimmt: daß in folhen Fällen, wohin bei eingetretener . 
3397.) Inſufficienz auch die mit Zulaß des Gläubiger eingeleitete 


— 


* 
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außergerichtliche Curatel gehört, nach Analogie bed $. 

222. der Griminalordnung verfahren, und dem fuspen- 

dirfen Beamten, wenn feine Infolvenz nach. der pflichts 
mäßigen Ueberzeugung ber vorgefesten Behörde durch Un 
gluͤcksfaͤlle veranlaßt ift, die Hälfte des Gehalts, anderns 

falls aber nur der nöthige Unterhalt für ihn und die Geis 

nigen gewährt werden fol. Im letzteren Falle fällt jedoch 

jede Zahlung weg, wenn entweder durch eine Competenz 

aus der Greditmaffe, Oder auf andere Weiſe für den 
Unterhalt der Betheiligten bereitö geforgt ift. Auch ſoll 

in beiden Fällen die Stadtgemeinde zu dergleichen Zahs 
-Jungen nur- auf die Dauer eines Jahres verpflichtet, 

und wenn mit dem Ablaufe deffelben die Suspenfion des 
Beamten nicht aufgehoben ift, berechtigt feyn, auf feine - 
Entlaffung anzutragen, weldje fodann auf den Grund eis 
. ner vollftändigen Gognition der Sache durch das Staats⸗ 
-minifterium verfügt werben fol. Auf eine Penfion von — 
Seiten der Stadtgemeinde ſoll ein ſolcher Beamter in 

der Regel feinen Anfprud haben, das Staatsminifterium 

aber in dem einzelnen Falle beurtheilen, ob ein hinreis 

chender Grund zu einer billigen Ausnahme vorhanden 

fey, in welchem Falle der Betrag der Penfion von deims 

felben zu ermeffen’ iff, 

-  (Allerh. Cab. ©. v. 28. April 1832. G. ©. v. 1832. ©. 142.) 

$. 637. Die Beflimmungen der Allerh. Cab. Order 3u $ i— 

vom 7. April 1809 findet auch auf alle feit dem Jahre @ “ 
1813 wieder eroberten und ‚neu erworbenen Provinzen “3400. 
in dem Maaße Anwendung, daß die Bürger bei nur vors 3401, 
übergehender Abweſenheit der Garnifon zwar von Bes 3402%) 
fegung der Ehrenpoften, fo wie von. Bewachung ber For⸗ 
tifications⸗Anſtalteri, der Militairgebaͤude, der Militair⸗ 
Pulvermagazine, der Militair-Strafanſtalten und der 
Zuchthaͤuſer, in welchen ſchon verurtheilte Verbrecher ſich 
befinden, entbunden find, daß dagegen aber die überall 
auf das dringendſte Beduͤrfniß zu beſchraͤnkende Geftels 
lung der außerdem erforderlihen Waht:Mannichaften, 
- eine den Communen obliegende Verpflichtung bleibt. 

- (erh. Eab. Orber.v. 11. July 1829, ©. ©. 1829, ©. 93.) 

$. 637% Die Allerh. Cab. Order vom 11. July 1829 

findet nur auf die neuen und wieder eroberten- Landes⸗ 

theile Anwendung. Für die alten Landeötheile gilt ledigs 

lich die Allerh. Cab. Order vom 7. April 1809. | 
Meſcr. v..5. März 1831. v. K. Annal. Br 15. 9 17,— 
Refer. v. 1, October 1831. a. 0. D. ©, 776). 
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3u $: — 6. 638, Bei — der Staͤdteordnung vom 19. 
| 78. Nov. 1808 war ed Sr. Majeftät landesvaͤterliche Abficht, 
den Stadtgemeinden in der Monarchie eine felbftftändigere 
Verwaltung ihrer Gemeinde: Angelegenheiten zu geben, 
" und in den Bürgern durch angemefjenere Theilnahme an 
ber Berwaltung des Stadtweſens, den Sinn und Eifer 
für das — Wohl ihrer Stadt zu erhöhen. Dies 
fer Zweck ift zu Allerhöchft Ihrer befonderen Zufrieden⸗ 
heit erreicht, und das Wohlwollen und Bertrauen Sr, 
— den Geſinnungen der Buͤrger nicht getaͤuſcht 
worden. 
In derſelben Abſicht und mit demſelben Vertrauen 
haben Allerhoͤchſtdieſelben beſchloſſen, ein ſolches Geſetz 
auch den Stadtgemeinden in: den. mit der Monarchie wies 
ber und neu vereinigten Provinzen und, Landestheilen zu 
verleihen. — | 
Die Städteordnung von 1808 ift demgemäß einer 
Kevifion unterworfen worden , bie fi) ohne Einwirkung 
auf die Grundlage des Geſetzes, theild auf die Einver- 
leibung der DBerichtigungen, welche die Städteorbnung in 
einzelnen VBorfchriften feit ihrer Einführung erlitten, theils 
auf ſolche Abanderungen befchränft hat, die in Folge 
mehrjähriger Wahrnehmungen dem Intereſſe des Stadt» 
haushaltes und einer zwedmäßigen Verwaltung im Als 
gemeinen günftiger gefunden find, und demnaͤchſt Folgen» 
des verorbnet worden,  _ ;® 
(Revid. Städteorbnung vom 17. März 1831. Publ. Patent, 
@. ©. v. 1831. ©. 10.) 


. 639. Die Städteordnung vom 19, Nov. 1808 foll 
in den: Städten, worin fie gefegliche Kraft hat, für jetzt 
beibehalten, den. Provinzialftänden,. oder auch den Stadt⸗ 
gemeinden aber überlaffen werben, die Verleihung der. res 
‘pidirten Städteordnung, wenn fie foldye ihrem Intereſſe 
zufagender finden, bei Sr. Majeftät ‚befonders nachzuſu⸗ 
chen. In die andern Städte, in welchen die Städteorbs- 
nung von 1808 nicht verbindliche Kraft hat, foll die [res 
vidirte] Städteordnung provinzenweife, nah und nad; - 
auf den Grund befonders zu publicirender VBerleihuns 
gem, eingeführt werden. Für jest iff die revidirte Staͤdte⸗ 
ordnung den zum provinzialftändifchen Verbande der 
Mark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlaus 
fit, nach ber Verordnung vom 17. Auguft 1825 (v. 
Strombed ILL, 120.) gehörenden Städten, in welche 
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ben worden. 
(Allerh. Cab. O. v. 17. März 1831. G. S. v. 1881. S. 9.) 


$. 640. Die revidirte Staͤdteordnung iſt auch ben, 


nah der V. v. 17. May 1827 (v. Strombed DL, 


133 ff.) zum provinzialſtaͤndiſchen Verbande der Provinz 
Sadfen gehörenden Städten, in melden bie St. D. 
v. n Nov. 1808 nicht verbindliche Kraft hat, — 
worden: 


(Gab. D. v, 28, April 1831. G. ©. v. 1831. ©. 53.) 


8: 641. Sie iſt ferner verliehen. worben : 
| 1) Der Stadt Pofen. (Den Vorfig im bafigen Mas 


ge firat führt ein Oberbürgermeifter, welcher der 
e 


shöchften Beftätigung, bedarf) 
Allerh. Gab. D. v. 4. San. 1832. ©. ©. v. 1882. &.7): 
. 2) Der Stadt Königsberg mn der Reumar 
(Alterh. Cab. O. v. 4. July 1832, G. ©. v. 1832, S. 176,) 
3) Den Städten Rawicz und Frauftadt. | 
(Allerh. Cab. O. v. 17. Zuly 1832. &. ©. v. 1832, ©. 191.) 
4) Der Stadt Wendiſch⸗ da im Reg. Bez. 
Potsdam. 


‚Alec. Gab. O. v. 24 Julh 183%; G. ©, v.-1832, S. 198.) 


5) Den Städten Minden und Herford. 
(Allerh. Gab.’ D. v. 11, Nov, 1832, 6. ©. v. 1832. ©. 229,) 


6) Der Stadt Liffa. ' 


(Allerh. Gab. D.. v. 97. Det. 1832. ©, ©; v. 1832, ©, 21), 


7), Der Stadt Birnbaum. 

(Alerh. Cab. O. v. — 1833, G. ©. v. 1838. &.23,) 
8) Der Stadt Zdun 

(Allerh. Cab. D. v. 5. ER 1883, ©. ©; v, 1833. ©. 88.) 


9) Der Stadt Kempen. 


(Allerh. Cab. ©. v. 2. Nov. 1833, G. Su 1833. S. 18.) 


10) Der Stadt Meferig. 


(Allerh. ab, O. v. 23. Nov. 1838, 6. ©. v. 1833, ©. 291.) I 


44) Der Stadt Bielefeld. 

‚  &Alerh. Cab. O. v. 26. Nov. 1838, ©.€. v. 1833, &.295.) 
42) Der Stadt Härter. 

A¶Vlerh. Cab. D. v.. 18. Dec. 1833. G. — v. 1834. S. 2.) 
13) Der Stadt Dortmund, 


CAllerh. Cab. D. v. 1. Febr. 1884, ©. S. v. 1834. G. 20.) 


14) Den Staͤdten der Provinz Weſtphalen. Bebenken, 


— 
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die ſich wegen der. Einführung finden, bleiben der 
. Entfbeivung Sr. Majeftät des Königs Überlaffen. 
R (Auerh. Cab. D. v. 18. März 1835. 6. ©, 1835. ©. 40.) - 
15) Der Statt. 1,Kofen 
C¶Ellerh. Cab. D. v. 23. May 1835, G. ©. 1835. ©. 8) 
: 46) Der a Sarne. 
(Allerh. Cab. O. v. 28. Maͤrz 1885, G. S. 1855, ©. 44) 


17) Den Städten Schmiegel und Schrim. 


(Allerh. Gab. O. v. 20. April 1886. G. S. 1835. ©. 40) He 
‚18) Der Stabt egal 

(Xuerh. Gab. D. d. 3. Juny 1835. ©. ©, 1835, &. 98.) 
49) Den Städten "Robylin und Schneidemühl: 

(Alerh. Cab. D. v. 15, Auguft 1835, ®. ©, 1835. ©, 183.) 
20); Der Stadt Filehne. 

(Aller. Cab, O. v. 28, Auguft 1835, Se. 1835, S. 196) 

21) Der Stadt Introseyn. 

(Allerh. Cab. O. v. 8. Sept. 1886. G. S. 1885. ©. 215.) 
22) Den Städten Inowraclaw, Nakel u. Samter, ' 


—— 


(Xuerh. Gab. D. d. 24. Sept. 1835, 6. ©, 1835, ©. 215.) 


23) Der Stadt Kurnif, 
(Auerh. Gab. D. v. 18. Oct. 1885, ©, ©. 1835. ©, 225) 
24) Der Stadt Trzemeszno 
C(Allerh. Cab. O. v. 5. December "isss, G. S. 1835, ®. 297.) 
25) Der Stadt Rogafen. 
AAtllerh. Gab, 2. v. 12, Dee. 1835, ©, ©. 1835, 6. 297.) 
26) Der Stadt Bojanowo. 
(Alterh. Cab. D. v. 24. July 1834, ©. ©. 1834, ©. 147) 
9) Der Stadt Schwerin, 
C(CuUllerh. Cab. D. v. 31. October 1834, @. ©. 1854, ©. 180.) 
28) Der Stadt Krotoſchin. | 
(Allerh. Gab. D, 0.29, November 1834. G. ©, ‚1834. ©. 182) 


F. 642. In allen Fällen; wo bie revidirte Städter 
‚ordnung Städten im Sroßherzogthum Pofen verliehen 
wird, iſt der Zehnte Zitel, als für jene Provinz nicht 
anmwenbbär, - auegeichloffen. FR 

(Allerh. ab. D. v. 3. September 1835. G. &. 1835. ©. 213.) 


-_$. 643. Ueber * bei Einfuͤhrung der (revidirten) 
Staͤdteordnung in den mit der Monarchie wieder und _ 
neu vereinigten Landestheilen zu- beobachtende Derfahren 
ift feftgefegt worden; Ä 

($. 1.) Die zur Einführung ber Staͤdteordnung erfors 
— ———— trifft und leitet der Dr 
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Er wird dazu mit Minifterial:Imfbruction verfehen wers 
ben „ und bedient ſich der Hülfe der. Regierungen; ſo 


wie es ihm-überlaffen ‚bleibt, zu. den örtlichen Gefchäfe 
ten der Einführung Commiffarien zu ernennen, 


($. 2.) Die St. ©. wird in allen denjenigen Orten 
eingeführt, welche auf den Provinzial: Landtagen im 
Stande der Städte vertreten werben. Wuͤnſchen Eleine 
Städte dieſer Art glei den Landgemeinden verwaltet zu 
werben und genehmigt foldhes die Regierung, fo gehen: be 
auch in Hinfiht des fländifchen Verhältniffes zu, den 
Landgemeinden über, und werden in Weftphalen und der 
Rheinprovinz nach der Ordnung für die Landgemeinden, 
in den andern neuen Provinzen aber bis zu weiterer Bes 
flimmung wie geither verwaltet. , - - j 

($. 3.) Auch folhen Orten, welche bisher nicht als 
Städte auf dem Landtage vertreten waren, werden: Se, 


. Majeftät, nach Befinden der Umftände, fowohl diefe Vers 


tretung , als mit derfelben die St. D. verleihen. 
($. 4) In_allen Orten, in welchen hiernach die St. 
D. einzuführen iſt, wird zuvoͤrderſt auögemittelt : 
a) welcher Grundbefig und welches Einfommen in den⸗ 
ſelben erforderlich fey, um Bürger und Stabtverorbs 
neter werden zu koͤnnen; 
b) wie viel-Stabtverorbnete zu wählen ſind; 2 
e) ob und wie Behufs der Wahlen die Stabt in Bes 
af und die Bürgerfchaft in Claſſen einzutheis 
len jey; 


q) wie die Stabtverorbneten , auf diefe Bezirke ober 


Claſſen zu vertheilen find. 


($. 5.) Hierüber ift das Gutachten der jetzigen Ver⸗ | 
waltungsbehörden und Gemeinde-Raäthe, oder fonftigen 


Gemeindevertreter zu erfordern, um hiernach vom Ober» 
präfidenten das Nöthige feftzufegen. - 

($. 6.) Diefe Feftiegungen find indeß nur vorläufige, 
wodurch den künftigen Beftimmuhgen im Statute nicht 
vorgegriffen werben fol; jedoch fol der Unterfchied zwis 
fchen Groß: und 'Kleinbürger, wo er bisher beftanden has 
ben möchte, jeden Falls gänzlich wegfallen 

($. 7.) Nach diefen Feftfegungen wird von den zeitheris 


gen Gemeindevertretern zur Schägung des Grundbefiges 


und Einfommens der Einwohner (nach $. 1.) gefchritten, 
wobei auch die Steuerrollen benugt werden können. Hier⸗ 
auf werben durch bie biöherige Gemeindeverwaltungss 


* 
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behoͤrde Liſten der zur Gewinnung des Buͤrgerrechts Ver⸗ 
pflichteten oder Berechtigten, ingleichen der zu Stadt⸗ 
verordneten Waͤhlbaren angefertigt. | 
Diefe Liften werden im Rathhaufe Bu Jedermanns 
Anſicht offen gelegt, auch wird, daß dieſes geſchehen, 
oͤffentlich bekannt gemacht. Wer ſich darin mit Unrecht 
uͤbergangen ſieht, hat ſeine Einwendungen dagegen binnen 
vierzehn Tagen nach der Bekanntmachung, bei Verluſt 
der Einreden, bei der Gemeindeverwaltungsbehoͤrde an⸗ 
zugeben und zu beſcheinigen. Dieſe bat darüber das 
Butachten der Gemeindevertreter zu vernehmen, und. wenn 


| hiernach die Aufnahme nicht befchloffeh wird, binnen ans 


dern vierzehn Tagen an die Regierung zu berichten, welche 
darüber in or. auf die erfte Wahl, ohne Recurs 


zu entfcheiden hat. Sobald biefe on eingegan: 
i 


gen ift, wird nad Anordnung des Oberpräfidenten zur 
e — 
rius C 1.) an Ort und Stelle geleitet. Derſelbe ents 


ſcheidet auch fiber die Richtigkeit der Wahlen, und fegt 


demmaͤchſt die Stabtverordneten-Verfammlung ein. 
‘;($, 9.) Sobald dies gefchehen ift, und die Verſamm⸗ 


lung ihren Vorſteher ermählt hat, treten bie zeitherigen 


- Gemeindevertreter zuruͤck, und die neuen Stadtverordnes 
ten an ihre Stelle. | ; 

($. 10.) In ben 'beiven folgenden Sahren wird das 
jebesmal ausfcheidende Drittheil der Stadtverordneten 


« 


buch das Loos: beflimmt. 


F 11.) Die Sladiverordneten⸗ Verſammlung hat zu⸗ 
naͤchſt 


Vorſchlaͤge zu machen, wie viel Magiſtratsmitglie⸗ 
der angeſtellt, und welche Beſoldungen ihnen ausgeſetzt 
werden ſollen. EHE 
| Auf diefe Vorfchläge hat der Oberpräfident das Noͤ⸗ 
thige —— feſtzuſetzen. 

G. 12.) Na 

ordneten:Berfammlung zur Wahl der Magiftratömitglies 
ber, bei welcher die jest im Amte ftehenden wieder era 
wählt werden können. Bis zur Beftätigung dieſer Wahl 
durch die Regierung, bleiben jebenfalld die bisherigen 


Beamten in Wirkſamkeit. 


($. 13.) Nach Eintritt des Magiftratd verabredet ders 


felbe mit der Stabtverorbneten:Berfammlung das Nös 


thige wegen Anftellung des Unterbedienten und holt“ dar⸗ 


ch diefer Feſtſetzung ſchreitet die Stadtver ⸗ 


) Dies Wahlgefchäft wird von einem Commiſſa⸗ 


* 


Mevidirte Städteordnung, &. 1178, 101 


über die Senehmigung ein. Hierbei muß auch über die 
Verrechnung ber Einnahme.yund Ausgabe und die Bes 
—— des Rendanten Verabredung getroffen werden. 
Für Weſtphalen und die Rheinprovinz wird uͤbrigens 
über die Einrichtung der Elementarerhebung der directen 
Steuern eine befondere Verordnung ertheilt und darin 
beftimmt werben, in wiefern ben vom Staate zu ernen> 
nenden Steuer:Empfängern die Uebernahme des Amtes 
eines Stadt:Einnehmers zu geftatten iſt. Ä 

($. 14.) Allen nach obigen Vorfchriften Behufs der ers 
ſten Einrichtung einzuleitenden Verhandlungen und Wah⸗ 
len foll der ernannte Commiſſarius ($. 1.) beimohnen, 
welchem zwar fein Stimmrecht zufteht, aber die Pflicht 
obliegt, über die Ordnungsmäßigkeit der Verhandlungen 
zu wacher, und über biefelben ein Protocol abzufafien, 
welches der Verſammlung vorzulefen, ‚und von den Ans 
weſenden mit zu unterzeichnen ift. Diefes Protocol! über: 
reicht er dann, mit feinem Gutachten begleitet, der Res 
gierung. | - 

($. 15:) Wenn die jest auf Lebenszeit oder auf bes 
flimmte Sahre angeftellten Magiftratöperfonen durch an: 
dere —— werden, ſo ſollen ſie Penſionen von der Stadt 

u fordern berechtigt ſeyn. Sie erhalten wenigſtens die 

älfte ihres ——— ienſteinkommens, wenn ſie aber 
vier und zwanzig Jahre im Gemeindedienſte geſtanden 
haben, wenigſtens zwei Drittheile deſſelben als Penſion. 
Dem Gehalte werden die rechtmäßigen Emolumente, nad 
dem Durchſchnitte der legten ſechs Jahre, gleich geachtet. 
Dasjenige, was zum Erfah von Dienftaufwand erforbers 
lich war, fommt aber nicht in Rechnung. | 

($. 16.) Diejenigen, welche auf Kündigung angeftellt 
find, von welcher jedoch obfervanzmäßig niemals, oder doch 
nur aus befliimmten Gründen Gebrauch gemacht worden: 
ift, find den lebendlänglich angeftellten Beamten gleich zu 
ſetzen, wenn nicht einer der Gründe eintritt, aus welchen 
die Kündigung vorbehalten worden. 

($. 17.) Blos vorläufig und commiffarifch. ohne Zeitz 
beſtimmung angeftelte Beamte haben nach fünfjähriger 
Dienftzeit den vierten Theil, nach zehnjähriger Dienftzeit 
aber den dritten Theil ihres Dienfteinfommens ald Pens 
fion zu fordern. | 

(8. 18.) Wenn ‘über den Penfionsbeirag Streit ent- 


— 
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ſteht, fo iſt der unzweifelhafte-Minderbetrag einfhweilen 


bis zur Entfcheidung auszuzahlen. . 


- (8. 19.) Wegen des Wegfalld oder der Suspenfion ber 


Penjion gilt die $$. 101 — 103. der St. D. enthaltene -. 


Vorſchrift. 2 
($. 20.) Die Gemeinderedhnungen werbey bis zum 


unter Leitung der Regierung nad) den bisher beftandenen 
Vorſchriften gelegt und erledigt. Für das laufende Jahr, 
in welchem die St. D. eingeführt worden, follen die bes 
ſtehenden Etat3 zum Grunde gelegt werden. 

($. 21.) Nachdem der Magiftrat eingefet ift, hat ders 


felbe alle Einrihtungen, welche erforderlic find, um die - 


ftädtifche Vermaltung nad Anleitung der St. D; in Gang 
zu bringen, nach genommener Ruͤckſprache mit der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung vorläufig zu treffen. | 


($. 22.) Der Magiftrat hat aber auch fofort zu der 


befinitiven Feftftelung der ftädtifchen Einrichtung, und 


baher infonderheit zu Entwerfung und Vollendung des _ ' 


Statut das Nöthige. einzuleiten, damit ſolches binnen 
feh8 Monaten nah Einführung des Magiſtrats zu 
Stande fommt. = 

($. 23.) Ale diejenigen, welche nach ber zeitherigen 
Verfaffung das Bürgerrecht gewonnen haben, bleiben im 
Beſitze der damit verbundenen Rechte. 


* 


($. 24.) Sollte ihnen bisher kein Antheil an den 


Wahlen in —— Angelegenheiten zugeſtanden has 


ben, ſo wird ihnen dennoch auf ihre Lebenszeit das 
Stimmredt beigelegt. 

($. 25.) Mo früherhin erbliche, auf Grunbbefiß rus 
hende Berechtigungen zum Bürgerrechte, ohne daß letzte⸗ 


red von dem permanenten Wohnfig am Orte abhängig 


geweſen, beftanden haben, follen felbige bei Entwerfung 
und Beltätigung der Statuten berudfichtigt werben. 


Schluſſe des legten Jahres vor Einführung der St. DO, 


($. 26.) Wenn in Städten bisher kein ftädtifches Bürs ._ 


gerrecht beftanden, jedoch Perfonen vorhanden feyn fols 
ten, die bis jest in Gemeindeangelegenheiten ein Stimm⸗ 


recht haben, fo fol ihnen diefes auf ihre Lebenszeit vers 


bleiben. — 
($. 27.) In Hinſicht auf die Waͤhlbatkeit zu Stadt⸗ 


56 ff. i 
($. 28.) Die 9. & ber St. O. vorbehaltene Zeftftellung 


’ 


verordneten bleibt eö bei den Beflimmungen der St. ©... 
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des Stadtbezirks durch Einverleibung oder Trennun 
von Vorſtaͤdten oder einzelnen Etabliffements ;, fol er 
dann vorgenommen werden, wenn bie frädtifchen Behoͤr⸗ 
den nach Maaßgabe der St. D. eingeſetzt find. Es ſol⸗ 
len dann dieſe ſowohl als die betheiligten Einwohner oder 
Gemeinden zuvoͤrderſt mit ihren Erkl rungen uͤber derglei⸗ 
chen Vereinigungen oder Trennungen gehoͤrt werden, und 
demnaͤchſt vom Oberpraͤſidenten die noͤthigen deſtſtellungen 
erfolgen. 

Wo aber bisher Städte in den Bürgermeiftereien 
(Sammtgemeinden) mit.ländlichen Gemeinden im Verbande 
ftehen, follen, wenn fie aus denfelben fcheiden, von den -' 
Derwaltungsbehörden die für Ießtere erforderlichen Der: 
fügungen erlaffen werden. 


($..29.) Behufs ber für folhe Fälle vorbehaltenen 
Auögleihungen im Verwaltungswege , follen zuvoͤrderſt 

gütlihe Vereinigungen verfucht, und folhe, wenn. nit 
toefentliche Bedenken  entgegenftehen, beftätigt werden. 
Kömmt eine ſolche gütliche Vereinigung nicht zu Stande, 
fo fleht dem Minifter des Innern,” dem jeder Oberpräfis 
dent bie einzelnen Säle, wenn fie, von ihm gefammelt 
feyn werden, mit feinem Gutachten einzureichen hat, die 
Entfcheid nach den Grundfägen des Rechts und der ” 
Billigkeit Derſelbe hat auch über die Verfahrungs: 
weite bei folchen Auseinanderfegungen befondere Snftructio- 
nen zu erlaffen. 

($. 30.) Dingliche Befreiungen’ fünnen von der Stadt: 
‚gemeinde, nach $. 41. der St. D., zu jeder Zeit abgelöft 
‚werben, Der Betrag der Ablöfung wird durch Schieds— 
richter fefigefegt, von welchen einen der Befiger des bis— 
ber befreiten Grundſtuͤcks, den andern die Stadtverordne⸗ 
tenverſammlung erwaͤhlt, und wobei die Regierung einen 
Obmann beſtellt. Durch deren Ausfpruch wird unabaͤn— 
derlich feftgeftellt, welchen Geldwerth die Befreiung, nad) 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, nach einem Durch— 
fhnitte von. zehn Jahren gehabt hat. Sobald die Ge— 
meinde den zwanzigfachen Betrag des ermittelten Sahree= 
quantums an den Betheiligten baar bezahlt hat,. hört die, 
‘ Befreiung auf, und das vorhin befreiete Grundſtuͤck ift 
‚gleich allen übrigen zu allen Gemeinbelaften anzuziehen. 

($. 31.) Perfönliche Befreiungen, fofern fie auf einem 
fpectellen Nechtötitel beruhen, dauern auf die Lebenszeit 

Ergänz. z. preuß. Landrechte. IV. Thl. 13 
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der jesigen Befiger, oder nur bis zu deren Entfchädie 


"gung fort. 


($. 32.) Nach vollendeter Einführung hört bie unmits 
-telbare Einwirkung des Oberpräfidenten wieder auf, welche 
ihm in dieſer Verordnung zur Herftellung größerer Gleiche 
"heit der Organifation beigelegt worden ift. 
(Verordn. v. 17. März 1831, 5.1— 32.6. ©. v. 1831. ©.73.) 
$. 644. Den (nach der Verorbn. v. 17. Maͤrz 1828.) 
zum provinzialftändifcheh Verbande bes Königreihs Preus 
Ben gehörenden Städten, fo wie denjenigen Städten der 


Oberlaufig, welche zum provinzialftändifhen Verbande des - 


Herzogthums Schlefien, der Graffchaft Glas und bes 
Markgrafthums Oberlaufig gehören, ift — infofern in 
benfelben die Städteordnung noch nicht eingeführt if — — 
die ältere Städteordnung v. 19. Nov. 1808, mit ih— 
ren —— erlaſſenen geſetzlichen Declarationen verliehen 
worden. 

(Allerh. C.O.v. 13. u. 26. April 1831. ©. ©. 1831. S. 115.) 

8. 645. Für das bei Einfihrung der Städteordnung _ 
in den vorgedachten Städten zu beobadhtende Verfahren, 
find durch die Gab. Order vom 28. Febr. 1832. (G. &. 
..n ©. 116.). nadhftehende Vorſchriften ertheilt 
worden. | — 

($. 1.).Die zur Einführung der St. O. erforderlichen 
Anordnungen trifft und leitet der Dberpräfident. 

($. 2.) Die St. D. ift in allen denjenigen Orten eins 
zuführen, welche auf dem Provinziallandtage im Stande 
der Städfe vertreten werden. Wuͤnſcht die eine oder ans 
dere der zu einem ftändifcyen Gollectiv: Wahlverbande 
gehörenden Städte, daß die St: D. bei ihr nicht einges 
führt werde, und ift folches zu genehmigen, worüber 
Sich Se. Majeftät die Entfchließung vorbehalten, fo 
fol fie auch in Hinficht der ftändifchen Verhaͤltniſſe vom 
Stande der Städte auöfcheiden, und in den der Landger 
‚ meinden übergehen. Die Verwaltung folder Städte wird 
jedoch bis zu weiterer Beflimmung in der zeitherigen Art 
fortgeführt. 

($. 3) Auch folchen Orten, welche bisher nicht als 
Städte auf dem Landtage vertreten waren, werden Se. 
Majeftät, wenn die Umftände fich dazu eignen, auf bes 
fondern Antrag bie St. D. verleihen, womit fie dann 
auch in Hinficht der ftändifchen Vertretung zu den Gtad- 
ten übergehen. | 


⸗ 


Revidirte Städteordnung. 5. 1178.” A496 


A. 4.) In Orten, wo biernady die St. D. einzufühe 
ven ift, fol zuvoͤrderſt ausgemittelt werden, welche Buͤr⸗ 


F nach Vorſchriſt derſelben im F. 74. ſtimmfaͤhig find. 
ieſe Ausmittelung liegt den jetzigen Magiſtraͤten uns 


ter Dernehmung mit den bermaligen Gemeindevertres 


tern ob. . 
($. 5.) Der Magiftrat fertigt demnaͤchſt darüber Li⸗ 


ſten an, weldhe im Rathhaufe zu Jedermanns Einſicht 


u 


offengelegt werden; auch wird, daß dies gefchehen, oͤffent⸗ 
lich befannt gemacht. Wer ſich darin mit Unrecht über- 
angen fieht, hat feine Einwendungen dagegen binnen 14 

gen nad) der Bekanntmachung bei Verluft der Einreden, 
bei der Gemeinde-VBerwaltungsbehörde anzugeben und zu 
befcheinigen. Diefe hat darüber dad Gutachten der Ges 
meinbevertreter zu vernehmen und, wenn hiernach bie 


. Aufnahme nicht befchloffen wird, binnen andern vierzehn 


Tagen an die Regierung zu berichten, welche für die erſte 


ı Wahl ohne Recurd zu entfcheiden haf.. ° 


($:6.) Gleichzeitig hat der Magiſtrat nach vorgängiger 
ann mit der Gemeinde-Repräfentation Vorfchläge 
zu eröffnen: Ale : J— ee 5 

a) ob und in welche Bezirke bie Stadt Behufs ber 
: Wahlen einzutheilen ift? ($. 14.0. St. D.) und. 
b) wie ‚viel Stadtverotrdnete, je nachdem die Stadt, 
nach der letzten Bevoͤlkerungsliſte, zu den großen, 
mittleren oder kleinen gehört, gemaͤß $. -70. der 
&t. D. u. der Cab. D.v. 1809 (v. Stromibed IL 
ı 3060.): zu wählen find? — Der Oberpräfident 
est hierüber, nuf das Gutachten der Regierung, das 
1:8 Noͤthige feſt, J — 

($. 7). Nach dieſer Feſtſetzung wird zur Mahl der 
Stadtverorbneten,, unter Leitung eines. der. Ortsverhaͤlt⸗ 
nifje kundigen Commiſſarii, gefchritten, welchen der Obers 
prafident zu beftellen hat. | | — 

($. 8.) Sobald die Stadtverordnetenverſammlung ger 
wählt und dem Gefege gemäß conftituirt iſt, wird fie 

m Gutachten aufgefordert, wie viel Magiftratöperfonen, 

efoldete oder unbefoldete, anzuftellen, und welche Befols 
dungen den erftern auszufegen find. . 

($. 9.) Die Feftfegung hierüber fteht ebenfalls dem 

Oberpräfidenten zu.- Be 
($. 10.) Hierauf fehreitet die Stadtverorbnetenvers 


fammlung zur Wahl ber Aragifivatöperfonen. Wit zur 
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Beftätigung diefer Wahlen durch die Regierungen bleiben 
jedenfall die bisherigen Beamten. in ihrer Wirkfamkeit. 

($. 11.) Auch die Verhandlungen ber Stadtverorbnes 
ten, welche nach $$. 8. und 10. erforderlich find, wer« 
- den von dem Commiſſario ($. 7.) geleitet, welcher vers. 
pflichtet ift, der Verfammlung hierbei nach feiner Kennt: 
niß der DVerhältniffe und Gefchäfte, mit Rath an bie 
Hand zu gehen, namentlih auch die Stadtverorbneten 
darauf aufmerkffam zu machen, daß, ‚wenn die definitiv. 
angeftellten Magiftratöperfonen nicht wieder gewählt wers 
den, ihnen die $. 161. der St. D. vorgefchriebenen Pen⸗ 
ſionen auögefegt werden müfjen, deren Betrag unter 
feiner Mitwirkung vorläufig zu ermitteln ift. | 

. ($. 12.) Werden die erften Wahlen der Magiftratöper: 
fonen für ungeeignet erklärt, fo müffen in der ($. 11.) 
vorgefchriebenen Art neue Wahlen veranftaltet werden. 

($. 13.) Der Oberprafident hat bie unzweifelhaften 
Denfionen auf die Stadtcafje anweifen zu laffen.. Wenn 
eine nicht wiedergewählte Magiftratsperfon glaubt, einen 
‚böhern Penfions etrag fordern zu können, fo bleibt .ders _ 
felben, dafern nicht ein Vergleich ‚getroffen werden kann, 
die Ausführung der größeren Anfprüche vorbehalten, ohne” 
daß deshalb die Auszahlung des unzmweifelhaften Minders 
betrags aufzuhalten iſt. 

($. 14.) Nach vollendeter Einführung hört die unmits 
telbare Einwirkung des Oberpräfidenten wieder auf, welche - 
ihm in dieſer Verordnung zur Herftellung größerer Gleich: 
heit der Drganifation beigelegt worben ift. | 

_ ($..15.) Die’ Gemeinderechnungen werden. bis zum 
Schluſſe des legten Jahres vor Einführung der St. D., 
unter Leitung der Regierung, nach den bisher beftande: 
nen Borfchriften gelegt und. erledigt. Für das laufende 
Sahr, in welchem die St. D. eingeführt wird, follen bie 
beftehenden Etats zum Grunde gelegt. werden. 

($. 16.) Alle diejenigen Einwohner, welche nad) ber 
St. D. das Bürgerrecht zu gewinnen haben, und folches 

. bei Einführung des Gefeges noch nicht befigen, erhalten 
folches unentgeldlih. Alle Einwohner aber bleiben im 
Genuſſe der nah der Ortöverfaffung ihnen zeither zuge= 
ftandenen Nechte, mit Ausihluß der Stimm: und Wahl- 
fähigkeit, welche vom Bürgerrechte und von den $$. 74, 
und 84. der St. O. abhängt. 
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($. 17.) Da es für jede Stadt eine Feftftellung ber: . 
jenigen Einrichtung bedarf, worüber die St. D. der Ges 
meinde die Wahl aus alternativen Beflimmungen vorbes . 
halten hat, fo fol jede Stadt verpflichtet feyn, das im 
$. 51. bezeichnete Statut in der- vorgefchriebenen Frift 
abzufafjen, wenn ſich daſſelbe auch nur auf die vorbehals 
tene Wahl folder Beftimmungen befchränft. 

- ($. 18.) Zugleich find die Stadtgemeinden (in Ermeis 
ferung der durch $. 49. der St. O. ihnen ertheilten Bes 
fugniß) durch das Statut in den Formen der Communal- 
‘verwaltung diejenigen Abweichungen von den Vorfchriften 
‚ der St. D., welche fie nach örtlichen oder fonft eigen? 
thümlichen VBerhältniffen dem Interefle ihres Gemeindewes 
fend nothwendig oder nüglih erachten, in, fomweit zu 
treffen, als dadurch die Selbfiftändigkeit der Bürger: 
fchaft in ihrer Communalverwaltung, ald das Hauptprin= 
cip der St. D., nicht gefährdet wird. Dergleichen Sta- 
tute, worin die Beflimmungen der St. D. medificirt wers 
. "den, find jedoch zur Immediatbeſtaͤtigung Sr. Majeftät 
' einzureichen. — | Ä 
$. 646. ($..1.)*) Die Verfaffung der Städte beruht 
(in denjenigen Zanbestheilen, welchen die revidirte Städtes 
ordnung dv. 17. März 1831 verliehen worden, conf. $$. 
639 — 642. d. Nachtr.) auf diefer Ordnung und auf bes 
fondern Statuten für die einzelnen Städte. 
\ (Revidirte Städteorbnung $. 1. ©. ©. v. 1831. ©. 10.) 
8. 647. ($. 2.) Jede Stadt foll ein Statut erhalten, 
* welches alle Vorfchriften über die Verfaffung in fich bes 
greifen. muß, die dafelbft außer diefer Ordnung gelten 
Follen. Jedenfalls muß daffelbe enthalten: _ | 
1) eine genaue Beſtimmung aller Punkte, in Rüdficht 
welcher dieſes Geſetz felbft Verfchiedenheiten inner: 
halb gewiffer Gränzen nachgelaſſen hat; 

2) alle übrigen Punkte, welche noch außerdem in den 

einzelnen 88. des Geſetzes dahin verwiefen find. 

$. 648. ($. 3.) Es Fann uber auch ausnahmsweiſe 

enthalten: Abweichungen von diefem Gefebe, fofern det: 

‚gleichen nach der Eigenthümlichfeit einzelner Städte noͤ⸗ 
thig befunden worden. | 


Die in () beigefegten Paragraphenzahlen find bie der we: 
vidirten Städteorbnung. * 


x 


y 
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$. 649. ($. 4.) Vorſchlaͤge zur erſten Abfaſſung ber — 
“ Statuten oder deren Aenderung Fönnen fomohl von einer. 
der Stadtbehörden (Magiftrat und Stadtverordneten:Vers 
fammlung) ald aud von den. vorgefegten Staatsbehoͤr⸗ 
den ausgehen, Sie werden jederzeit von den Stadtbes 
hoͤrden berathen und begutachtet, dann durch die Regie— 
zungen und Oberpräfidenten, mit ihren Gutachten be . 
gleitet, an das Minifterium des Innern ‚eingereicht, 
beſſen Beftätigung zu ihrer” Gültigkeit hinreicht, wenn 
fie fih auf ihren nothwendigen Inhalt ($. 2.) befchräns 
Ten. Enthalten fie aber Abweihungen von dem Gefebe 
($. 3), fo. erlangen fie:ihre Gültigkeit erft durch landes⸗ 
herrliche Betätigung und die gehörige Bekanntmachung. 

$. 650. ($. 5.) Zum ftädtifchen Gemeindebezirke gehoͤ⸗ 
ren fämmtliche Einwohner und Grundftüde innerhalb der 
Stadt, der. Vorftidte und der flädtifchen Feldmark. 


$. 651. ($. 6.) Es koͤnnen jedoch auch, wenn es nach 
den örtlichen Verhältniffen zweckmaͤßig ift, ſowohl Grunds 
fie, welche zu dem Stadtbezirke ($.'5.) nicht gehört 
haben, aber von der flädtifchen Feldmark umfchloffen 
find, oder doch in Verbindung mit, derfelben flehen, zu 
dem Stadtbezirke gelegt, als auch Grundftüde, welche 
bisher dazu gehört haben, davon getrennt werben. 
Die Vereinigung und Trennung kann fowohl von 
der Staatöbehörde, nach Anhörung der Betheiligten, ver- 
fügt, ald auch von diefen ſelbſt in Antrag gebracht mer: 
den. Im letzteren Falle ift, außer: der Webereinkunft ber ı 
Betheiligten, die Genehmigung der Regierung erforderlich. 
Die Veränderung trifft jedesmal aud die Bewohner der 
Grundſtuͤcke. In allen Fällen einer folhen Vereinigung 
oder Trennung muß aber, fo weit es nöthig ift, zwifchen 
den Betheiligten eine Auseinanderfegung, und zwar les 
diglich im Verwaltungswege, erfolgen. 


‘8. 652. ($. 7.) Den vormals unmittelbaren Reichs⸗ 
ftänden veubleiben ſowohl in perfünlicher Beziehung, als 
fir ihre im Stadtbezirke kiegenden Grundftüde und deren 
Bewohner, die ihnen ‚nach der. Inſtruction v. 30, Mai 
1820 (v. Strombed, $. 3871 ff.) oder durch befons 
dere Receſſe zuftebenden Rechte. 
‚Die Befiger der übrigen mittelbaren Städte gehören 
mit ihrem Dominialbefige und vdefjen Bewohnern nicht 
zum Gemeindeverbande, wenn fie demfelben nicht beitreten. 


Revidiete Städteordnung. $. 4— 12. 199 
$. 654. ($: 8.) Wenn fich in einzelnen Landestheilen 


innerhalb der Städte oder Vorftädte Königliche Grunds- 


ſtuͤcke oder Rittergüter befinden, welche noch gegenwärtig 


für fich beftehen,, fo bleiben fie mit ihren Bewohnern in 
der Regel auc ferner von dem Gemeindewerbande auss 
genommen. a 

$.. 655. ($. 9.) Inſofern die nad $$. 6. 7. und 8. 
von dem fläptifhen Verbande — Grund⸗ 


ſtuͤcke und deren Bewohner an gewiſſen Vortheilen deſſel⸗ 
ben Theil nehmen, ſo ſoll ein beſtimmtes Beitragsverhaͤlt⸗ 


niß, lediglich im Verwaltungswege, regulirt werden. 
$. 656. ($. 10.) Die Einwohner des Stadtbezirkes bes 
fiehen aus Bürgern und. Schußverwandten. mn 
$. 657. ($.11.) Bürger ift derjenige, welcher das Recht 
gewonnen hat; an ben, Öffentlichen Gefchäften der Stadts 
gemeinde buch Abftimmung bei den Wahlen ($. 50.) 
Zheil zu nehmen. (Bürgerrecht.) 
8. 658. Diejenigen Einwohner, welche bei Einführung 
ber revidirten Städteordnung zur Gewinnung des Buͤr⸗ 
gerrechtö berechtigt und verpflichtet, fo wie diejenigen, bie 
blos dazu berechtigt find, erhalten das Bürgerrecht unent⸗ 
geldlich, ohne jedoch hierdurch eine Theilnahme an befons 


- . bern Nugungen ber bisherigen Bürger zu erlangen. — 


Diefe verbleiben den bisher Berechtigten, und Die Bes 
flimmungen wegen Entrichtung der Bürger:, Rechts» und 


.Einfaufögelder bleiben dem Statute vorbehalten. 


(Alerh. Cab. DO. v. 14. Nov. 1835. G. ©. 1835. ©. 233.) 
$. 659. ($. 12.) Dad Bürgerrecht ‚ertheilt nach vors 
gängigem Gutachten der Stadtverordneten der Magiftrat, 
von welchem ſtets ein vollftändiges Verzeichniß aller vor: 
handenen Bürger (Bürgerrolle) geführt werden fol. Der 
neu aufgenommene Bürger muß ben unterfiehend vors 
gefchriebenen Bürgereid leiften, | % 
| : (Bürgereib. . 

SH N. N. fchwöre dem Könige unterthänig, treu 
und gehorfam zır ſeyn, dem Magiftrate Folge zu leiften, 
meine Pflichten ald Bürger, wie fie mir durch die Städtes 
ordnung vorgefchrieben find, nach beftem Willen und Ges 


wiſſen zu erfüllen, und zum Wohle der Stadt nad 


allen meinen Kräften beizumirfen. So wahr ıc.) 
$. 660. Der Bürgereid ift dahin abzuleiften: 
IHN. N. ſchwoͤre zu Gott, dem Allmaͤchtigen und 
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Allwiſſenden, daß Seiner Königlihen Majeftät von Preu⸗ 
fen, meinem Allergnädigften Deren, ich unterthänig, treu 
und gehorfam feyn, meinen Vorgefegten willige Folge leis 
fien, meine Pflihten als Bürger gewifjenhaft erfüllen, 
und zum Wohl des Staats und der Gemeinde, zu ber ich 
gehöre, nach allen meinen Kräften unterwerfen will, fo 
wahr mir Gott helfe u. f. w. — 
(Allerh. Cab. O. v. 5. November 1833. ©. ©. 1833. ©. 291.) 


8. 661. Es ift nicht nothwendig, daß ein Sude den - - 


Bürgereid in der Synagoge leiftet, fondern kann ihm 
derfelbe unter Zuziehung eines Rabbiners oder Afjeffors, 
den der Schmwörende auf feine Koften zu flellen hat, auf 
den Rathhaufe in Gegenwart des Magiſtrats unter 
Beobachtung der in der Allgem. Ger. Ordnung vorge: 
fihriebenen Sörmlichfeiten abgenommen werden. 
(Refer. v. 20. April 1833. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 443.) 
G. 662. ($. 13.) Wo für, Ertheilung des Bürgerrecht3 

Gebühren (Bürgerrechtögelder) üblich waren, Eönnen folche 

nach der zeitherigen Obfervanz fort erhoben, oder aud) 

mit Genehmigung des Minifteriums des Innern neu bes 
flimmt werden. | 

$. 663. ($. 14.) Nur ſolche Perfonen männlichen Ges 
fchlechtö, welche weder unter väterlicher Gewalt, noch 
unter Vormundfchaft oder Guratel fliehen, im Stadtbezirk 
ihren Wohnfig nehmen, und unbeſcholten ($$. 19. und 

20.) find, koͤnnen das Bürgerrecht erwerben. Diejenigen, 

bei welchen fich diefe Vorausſetzungen finden, find zur 

Erwerbung des Bürgerrecht5 theil5 berechtigt und zu— 

gleich verpflichtet, theild zwar berechtigt, aber nicht ver: 

pfüdte, theild nicht berechtigt, fo daß’ fie daffelbe nur 
uch freiwillige Verleihung erwerben koͤnnen. 
$. 664. ($. 15.) Berechtigt und zugleich verpflichtet zu 
Erwerbung des Bürgerrechts find: ’ 

a) Diejenigen, welche in dem Stadtbezirke ein Grund: 
eigenthbum haben, defjen geringfter Werth in Eleinen 
Städten nicht unter 300 Rthir., in größern nicht 
über 2000 Rthlr. beflimmt werden fol ; 

b) Diejenigen, welche im Stadtbezirk ein ſtehendes Ge⸗ 
werbe treiben, und aus demfelben eine reine Eins 

nahme beziehen, deren geringfter Betrag auf 200 bis 
600 Rthlr. zu beftimmen ift. \ 

8. 665. Suftizcommiffarien, approbirte Aerzte und Ehi- 

rurgen Fönnen nicht wegen ihrer in der gedachten Eigen: 


\ 
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fchäft betriebenen Gefchäfte,- fondern nur wegen des Bes 
ſitzes eines ‚bürgerlichen Grundflüds, oder wegen eines 
neben ihrer jtriftifchen oder -medicinifchen Praris betries 
benen bürgerlichen Gewerbes, infofern Grundſtlick und 


‚Gewerbe nad vorftebendem $. zur Auflegung diefer Vers, 


pflihtung geeignet find, zur Gewinnung des Bürgers 
rechtö in den Städten angehalten werden. 
(Refer. v. 27. July 1833. v. 8. Annal. Bb. 17. ©. 693.) 


8. 666. ($. 16.) Berechtigt, ‚aber nicht verpflichtet zu _ 


Erwerbung des Bürgerrechts find Diejenigen, welche 


aus andern Quellen ein reines Einfommen von wenigftens 
400 Thlr. bis 1200 Thlr. nachweifen, und wenigftens 
zwei Jahre lang in der Stadt gewohnt haben. Die genaue 
Beftimmung des Einfommens fol das Statut enthalten. 


$. 667. ($. 17.) Diejenigen, bei welchen fich bie bes . 


fonderen Bedingungen der $$. 15. und 16. nicht finden, 
und welche dennoch perfönlichen Anſpruch auf ausgezeich- 
netes Vertrauen haben, können das Bürgerrecht durch 


. einen. übereinftimmenden Beſchluß des Magiftratö und der 


Stadtverordneten erlangen. 

$. 668. ($..18.) Die Stadtbehörden find auch befugt, 
ausgezeichneten Männern, die fih um den Staat oder 
die Stadt vertwent gemacht haben, ohne Rüdfiht auf ih- 
ren Wohnfig das Ehrenbürgerreht zu ertheilen,zwelches 
Feine flädtifchen Verpflichtungen auferlegt. _ 


$. 669. ($. 12.) Das Bürgerrecht foll denjenigen ver: | 


fagt,. und, wenn es ſchon erlangt ift, wieder entzogen wer: 
den, welche wegen irgend eines Verbrechens auf zwei 
Sahre oder laͤnger zum Zuchthauſe oder einer härteren 
Strafart, oder aber wegen Meineides, Diebftahls oder 
qualificirten Betruges zu irgend einer Criminalftrafe rechts= 
fräftig verurtheilt worden find. | 


Eine anhängige Griminalunterfuchung und ein er⸗ 
öffneter Concurs macht die Ertheilung des Bürgerrehts 


vor Entfcheidung der Sache unzuläffig. - 
$. 670. ($. 20.) Die Stabtbehörden haben die Be: 
- fugniß, das Bürgerrecht demjenigen zu verfagen oder zu 
entziehen, welcher außer den Fällen des $. 19. zu irgend 
einer Griminalfirafe verurtheilt; oder in irgend einer Gri- 
minalunterfuchung nur vorläufig freigefprochen iſt. 
Es kann auc) demjenigen verfagt oder wieder entzo— 
gen werben, welcher ſich durch einzelne Handlungen oder 


4 


\ 


| 
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durch feine Lebensmeife die öffentliche Verachtung zuges 
zogen. bat. 

$. 671. (& 21.) In den Fällen des $. 20. foll die 
Derfagung des Bürgerrechts vom Magiftrate nur nach 
eingeholtem Gutachten der Stabtverorbneten verfügt 
werden. ” 

Bei der Entziehung deffelben hat aber der Magiſtrat 
bie zum Grunde liegenden Zhatfachen zu unterfuchen und - 
feftzuftellen, demnaͤchſt den Angefchuldigten mit feiner Vers 
theidigung zu hören und die Verhandlungen den Stadt—⸗ 
verordneten zum Befchluffe vorlegen zu lafien, welcher 
jedoch der Beftätigung des Magiftrats bedarf. 
Sowohl bei der Verfagung als bei der Entziehung 

- bed Bürgerrechts ift gegen den Belchluß der Stadtbehör: 
ben der Recurs an die vorgefegte Staatöbehörde zuläffig. 

$. 672. ($. 22.) Wer feinen Wohnſitz in der Stabt 
-aufgiebt, verliert dadurch das Bürgerrecht. Als folcher 
wird, in Ermangelung einer ausdrädlihen Erklaͤrung, 
derjenige betrachtet, welcher nicht binnen Jahresfriſt nad) 
feiner Entfernung einen Stellvertreter zur Erfüllung feis 
ner bürgerlichen Obliegenheiten beftellt hat. 


$. 673. ($. 23.) Das Bürgerrecht ruhet, wenn ein 


Bürger auf längere Zeit abwefend ift, ohne den Wohnfig, 
im Stadtbezirke förmlich aufzugeben; wenn er unter Cu⸗ 
ratel kommt; wenn er in Griminalunterfuhung oder 
Concurs verfält, und endlich, wenn er die $$. 15. und 
16. beftimmten Eigenfchaften verliert, ohne die im $. 17. 
zugelaffene Ausnahme zu bewirken. 

$. 674. ($. 24.) Schußvermwandte find diejenigen, - 
welche, ohne Bürger zu feyn, ihren Wohnfig im Stadt—⸗ 
bezirfe haben. Z | 

$. 675. ($. 25.) Sie können an ben öffentlichen Ge- 
fhäften dur Abftimmung bei den Wahlen nicht Theil 
‚nehmen. 

$. 676. ($. 26.) Dagegen koͤnnen fie, gleich den Bür: 
gern ſtaͤdtiſche Grundflüde erwerben und Gewerbe be _ 
treiben. i 

$. 677. ($. 27.) In welchen Fällen fie zur Erwer: 
bung des Bürgerrechts verpflichtet find, ift im $. 15. be: 
flimmt. | | | 

$. 678. (8. 38.) Die Stadtgemeinde befteht aus 


— 
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ſaͤmmtlichen Einwohnern des Stadtbezirks (Bürgern und 
Schußverwandten). 

$. 679. ($. 29.) Die Mitglieder ber Gemeinde ($. 28.) - 
follen an deren Rechten und Verpflichtungen unter folgen. 
den näheren Beftimmungen Theil nehmen. 

$. 680. ($. 30.) Die Einkünfte aus. bem Vermögen 
der Gemeinde follen in der Regel auch fernerhin nach der 


bisher dafelbft beftandenen Verfaſſung verwendet werben, ' 


$. 681. ($. 31.) An demjenigen Vermögen, welches 
bisher lediglich zur Beftreitung von Gemeindeausgaben 
beflimmt war (Kämmereivermögen), foll daher auch fer: 
ner ben Einzelnen Fein Nugungsrecht zuftehen. 


$. 682. ($. 32.) Dagegen fol dasjenige Vermögen 
der. Gemeinde, welches bisher von allen Einwohnern, 


oder von den Bürgern oder den Schußverwandten allein. 


benust wurde, auch ferner nach diefem Herfommen bes _ 
handelt werden. Das Statut fol die Beftandtheile dies 


ſes Vermögens genau beftinimen; deögleichen foll es die 


dazu berechtigten Perfonen, und dad von dem Neuanzies 
henden nach dem Hertommen etwa zu entzichtende Ein⸗ 
kaufsgeld angeben. 


$. 683. ($. 33.) Auf das Dermögen von Corporatios 
nen und Stiftungen, fo wie auf dasjenige, welches eine 
‚ zelnen Glaffen der Einwohner, 3. B. den Haußeigenthiis 
mern, angehört, haben die Mitglieder der Gemeinde, als 
ſolche, ‚einen Anſpruch. 
8. 684. ($. 34.) Die Stadtgemeinde iſt zu allen Leis 
rs verpflichtet, welche das ſtaͤdtiſche Beduͤrfniß er⸗ 
ordert 
$. 685. ($. 35.) Inſofern zu dieſen Leiſtungen das 
Kaͤmmereivermoͤgen ($. 31.). nicht hinreicht, find alle ein: 
zelne Mitglieder der Gemeinde gleichmaͤßig verpflichtet, 
nach Verhaͤltniß ihres Vermoͤgens Geldbeitraͤge und per: 
fönlihe Dienfte zu leiſten. 
Kunft: und handwerksmaͤßige Arbeiten koͤnnen jedoch 
als ſolche Dienſte nicht verlangt werden. 
. 686. 1$. 36.) Die Beitragspflicht der Einzelnen 
($. 35.) erftret fich auch auf die Verzinfung und Ab: 
tragung bereits vorhandener Schulden der Stadt, und es 
bedarf deshalb Feiner befondern san See an bie- 
neu eintretenden Mitglieder der Gemeinde. 


— 
⁊ 


r 
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- 8..687. ($. 37) Die Verpflichtung der Cinzelnen zu 
folhen Reiftungen ($$. 35. 36.) fängt ohne befondere Er- 
klaͤrung mit dem erften Verfalltage an, welcher feit ihrem 
in der Stadt genommenen Wohnſitze eingetretem äft. 
Menn fie ihr Verhältniß zur Stadt aufgeben, fo dauert 
ihre Verpflichtung noch, für den letzten, vorher eintretens 
ben Berfalltag fort, und hört mit demfelben auf. 
8. 688. ($. 38.) Serviöberechtigte active Militairper: 
fonen und auf SImactivitätsgehalt ‚gefegte Offiziere und 
Militairbeamte find von allen Beiträgen zu Gemeinde: 
laften fo wie von allen perfönlichen Dienften frei, in ſo— 
fern fie” nicht das Bürgerrecht gewonnen haben. Doch 
‚fol diefe Befreiung fich nicht auf Zufchläge zu indirecten 
Verbrauchsſteuern beziehen, wenn nicht Durch befondere lans 
deöherrliche Verfügungen darüber Ausnahmen feftgefest find. . 
Desgleichen fol diefe Befreiung nicht ayf folche 
Leiſtungen »bezogen werden, wovon fie als Grundeigen: 
thümer betroffen werden möchten. Ä “ 
$. 689. ($..39.) Wegen der Beiträge der befoldeten 
Staatsdiener follen die Vorſchriften des Gefeges v. 11. July 
1832. 88.1 — 7. und 88. 9— 12. (v. Strombed II, $. 
2941 ff.) angewendet werden. Durch die däfelbft beftimmten 
Geldbeiträge bleiben fie von perfönlihen Dienften frei. 
Snfofern fie aber Bürger oder Grundeigenthümer find, 
oder Gewerbe treiben, haben fie die Befugniß, Stellver: 
treter zu beftellen, oder auch, nad) Uebereinfunft mit der - 
Stadtbehörde oder Entfcheidung der Regierung, eine Geld: 
‚ vergütung bafür zu leiſten. — 
Die Vorſchriften dieſes $. find auch auf die ſtaͤdti— 
fhen Beamten anzuwenden. ec 
$. 690. ($. 40.) Mitglieder der Stadtgemeinde, welche 
außer der Stadt und den Vorftädten wohnen, find von 
perfönlichen Beiträgen zu folchen Anftalten frei, wovon fie 
wegen ihrer Wohnungsverhältniffe feinen Vortheil ziehen. 
... $. 691. (8 41.) Dergleichen Befreiungen werden nad) 
ihrem bisherigen Umfange fo lange anerkannt, bis fie 
von der Stadtgemeinde abgelöft find, erſtrecken fich jedoch 
nur auf den gewöhnlichen. Zuftand, nicht auf außeror: 
dentliche Leiſtungen. Neue Befreiungen diefer Art Eön- 
nen von den Stabtbehörden nicht ertheilt werben. 
$. 692. ($. 42.) Perfönliche Befreiungen Finnen gleich: 
falls von den Stabtbehörben nicht ertheilt werben. In 
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Anfehung der Geifllihen und Schullehter find bie bes 
ftehenden Verordnungen anzuwenden. « 

$. 693. ($. 43.) Diejenigen Eigenthümer von Grund: 
flüden im Stadtbezirke, welche in demſelben keinen 


Wohnfitz haben, ſind nur zu den, dem Grundeigenthum 


etwa aufgelegten Leiſtungen verpflichtet. 

$. 694. ( 44.) Perfonen weiblichen Geſchlechts, welche 
im Stadtbezirk einen ſelbſtſtaͤndigen Haushalt haben, find 
verpflichtet, für die ihnen obliegenden Leiſtungen taugliche 
Stellvertreter zu ernennen. Diefelbe Verpflichtung has 
ben alle Mitglieder der Stadtgemeinde im Falle einer 
ſolchen Abwefenheit, wodurch ihr —— zur Gemeinde 
nicht aufgehoben wird, ee bie au 
den Grumdeigenthümer ($. 43 


8. 695. (8. 45.) Der ae iſt als Obrigkeit 
und Verwalter ihrer Angelegenheiten ein Magiftrat vor: 
geiett: Ihre Mitglieder werden in. allen Angelegenheiten 

er Gemeinde durch Stadtverordnete vertreten. . | 


$. 696. ($. 46.) Die Anzahl der Stadtverordne— 
ten fol für jede Stadt nach Verhältniß ihrer Größe, der’ 
Wichtigkeit der Gewerbe und des Umfanges der ftädtie 
Then Angelegenheiten durch das Statut beftlimmt wer: - 
den. Sie fol jedoch nicht unter neun, und nicht über 
fechözig betragen. In gleicher Zahl follen auch Stellvertreter 
gewählt werden, welche beſtimmt find, in Behinderungsfäls 
len oder beim Abgange einzelner Stabtverorbneten deren 
Stelle einzunehmen, damit die gefegliche Zahl der legteren 
ſtets volftändig erhalten werben kann. 

$. 697. ($. 47.) Die Stadtverordneten und die Stelle ' 
vertreter werden auf drei Sabre gewählt. Jaͤhrlich fcheiz 
det ein Dtittheil derfelben aus, an deſſen Stelle neue 
Mitglieder. zu wählen, find. 

$. 698. ($..48.) In den Fällen, wo ed nad $. 46. 
nöthig iſt, werden. die Stellvertreter jedesmal nach. der 
Bahl ber Stimmen einberufen, die fie in der ganzen 
Stadt für fih gehabt haben. Der Einberufene tritt wies 
der aus, wenn die Behinderung desjenigen Stadtverord⸗ 


wärtd wohnen ⸗ 


neten aufhört, deſſen Stelle er einnahm. Iſt diefer 
Stadtverordnete gänzlich ausgefchieden, fo wird der Stel: 


vertreter flatt feiner auf fo lange EEE IBOR: als 
= jener es ſelbſt geweſen ſein wuͤrde. 
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G.699. ($. 49.) Wenigſtens die Haͤlfte der Stadtver⸗ 
ordneten muß aus Grundbeſitzern beſtehen, welches jedoch 
auf die Stellvertreter keine Anwendung findet. 

$. 700. ($. 60.) Die Wahl der Stadtverordneten ge⸗ 
fchieht in Heinen ‚Städten durch eine Berfammlung aller 
- Bürger. In größeren Stäbten werden zu diefem Zweck 

die Bürger in mehrere Verſammlungen getheilt. 

8. 701. ($. 51.) Die Vertheilung der Bürger ($. 50.) 
kann gefhehen nach, Bezirken der Stadt, worin dieſelben 
ihre Wohnung haben, 8 — — 

$. 702. ($. 52.) Die Vertheilung kann ferner in fol: 
hen Städten, worin bie verfchiedenartigen Berhältniffe der 


Einwohner es räthlidy) machen, nad Claſſen der Büre 


ger gefchehen, welche aus der Beichäftigung oder Lebens: 
weife derfelben heiporgehen. u 

-$. 703. ($. 58.) Das Statut foll beftimmen, ob alle 
‚Bürger gemeinfchaftlicd oder vertheilt zit wählen haben 
($. 50.), ferner, ob. die Bertbeilung nad Bezirken ($. 51.) 
oder nad Claſſen ($. 52.), oder nach beiden Einthei— 
Iungsarten neben einander geſchieht; endlich fol daffelbe 
bie Anzahl und Begränzung der Bezirke ober Glafien 
feftfegen, fo wie das Verhaͤltniß, in welchem Beide atı 
der Wahl Theil nehmen. DR a. Bee 

$. 704. ($. 54.) Ieder Bürger fol riur in einer -dies 
fer Abtheilungen ſtimmen koͤnnen, die Stadt mag in Claſ— 
fen. und Bezirke neben einander, oder in Bezirke oder . 
Claſſen allein getheilt fein. De 

$. 705. ($. 55.) Die Wahlverfammlung eines Bezirks 
ober einer Claſſe kann auch folche Bürger zu Stadtver: 
ordnete ernennen, welche nicht zu ihrem Bezirk oder ih— 
rer Glaffe gehören. Auch haben fich die ermählten Stadt 
verordneten nicht als Vertreter des Bezirks oder der 
Glaffe, worin fie gewählt worden, fondern der Stadtge: 
meinde im Ganzen zu betrachten. —— 
8. 706. ($. 56.) Zu Stadtverordneten koͤnnen nur dieje⸗ 
nigen Bürger gewählt werden, welche in dem Stabtbe: 
zirke ein Grundeigentum haben, befien geringfier Werth 
in kleinen Städten nicht unter 1000 Rthlr. zu beftim: 
men- ift, oder ein jährliches Einkommen, deffen geringfter 
Betrag fih auf 00 Rthlr. bis 1200 Rthlr. beläuft, 
Die genaue Beflimmung der Summe muß das Statut 
enthalten. | 


- 
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. 707; Regierungs- Mitglieder Tönnen nicht zugleich 
Mitglieder der Stadtverordneten-Verfammlung feyn. 
(Refcript vy 18. May 1884. v. K. Annal. Bd. 18. ©. 425.) 


$. 708. ($. 57.) Den Werth des Grundbefiges und 
dad Einfommen, Behufs der MWählbarkeit ſowohl, als 
. zur Gewinnung ded Bürgerrechts (68. 15. 16.), ſchaͤtzen 
nach pflihtmäßigem Ermeffen die Stadtverordneten, denen 
der Magiftrat die Steuerrollen und die übrigen Hülfe: 
mittel vorlegen muß. Dem Magiftrate fteht aber bie 
Entfcheidung über diefe Schäßung zu: Er forgt zugleich 
dafür, daß feine Entfcheidung dem Betheiligten ‘auf bie 
im Orte üblihe Weife bekannt werde. ' f 

Dem Betheiligten ſteht es frei, fomohl vor dem Ma— 

aa den Nachweis eines höheren Grundbefißes ober 


infommens zu führen, als auch an die Regierung den - 


Recurs zu ergreifen. | | 
$. 709. ($. 58.) Die Beltimmung des &. 56. bezieht 


fi nur auf neue Wahlen; daher follen Stadtverordnete, - 


welche fihon gewählt find, dur Verminderung des Ver: 
mögens ihre Stelle nicht verlieren, fo lange Pr nur noch 
bie Eigenfchaft als Bürger behalten. G. 23.) | 
$. 710. ($. 59.) Auch minder vermögende Bürger 
koͤnnen durch übereinftimmenden Beſchluß des Magiftrats 
und der Stadtverordneten-Verfammlung unter die Wähl 
baren aufgenommen 'werben, wenn fie ein völlig. unbe 


fcholtenes Leben geführt und ſich das öffentliche Ber 


trauen erworben haben. | 

$. 711. ($. 60.) Diejenigen Bürger, welche von ben 
Glaffen- ($, 52.) zu Stadtverorbneten gewählt werben, bes 
dürfen des im $. 56. beftimmten Grundbefiges oder Ein- 
fommens nicht. -» u 
8. 712, ($. 61.) Städtifhe Verwaltungsbeamte Fön: 
nen, fo lange ihr Amt dauert, zu Stadtverordneten nicht: 
gewählt werden. Bereits gewählte Stadtverorbnete müf- 
fen diefe Stelle niederlegen, wenn fie ein Stadtamt ans 
nehmen. | 
ı$. 713. ($. 62.) Die Wahl der Stadtverorbneten wirb 
für jede Stadt in einem durch das Etatut fir immer zu 
beftimmenden Monate vorgenommen. | 

8. 714. ($. 63.) Der Magiftrat hat vier Wochen vor 
jeder Wahl ſowohl die Bürgerrolle- ($. 12.) als au 
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ein Verzeichniß der wählbaren Bürger auf dem Rath: 
baufe auszulegen. Reclamationen gegen dieſe Verzeichniffe 
find. zuläffig, machen jedoch die Wahlhandlung felbit 
dann nicht ungültig, wenn nad) Vollziehung derfelben die 
Verzeichniſſe geändert werden follten. | 
8. 715. ($.64.) Wer einmal als flimmfähig und wähl: 
bar aufgeführt ift, kann ohne gefegliche Gründe (99. 19 
ff. $. 56 ff.), die ihm befannt gemacht werden müffen, 
‚ von ben Verzeichniffen ($. 63.) nicht weggelaffen werden, 
und bleibt, wenn er. der Entjcheidung der Stadtbehörden 
widerfpricht, oder beide Behörden fih nicht vereinigen 
Tonnen, fo lange in feinem früheren Verhältniffe, bis die ' 
Regierung wider ihn entfchieden hat. Nur dann, wenn 
beftimmte Thatfachen vorliegen, wegen welcher nad) 8. 19. 
das Bürgerrecht verfagt oder entzogen werden muß, ift 
der Magiftrat die unmittelbare Ausſchließung eines zeits 
herigen Bürgerd anzuordnen verpflichtet. 

$. 716. ($. 65.) Das ganze Wahlgefchäft fteht unter 
Leitung eines dazu abgeorbneten Mitgliedes des Mas 
giftratd, als Wahlvorftehers, welchem ein Deputirter aus 
der Mitte der Stadtverordnneten beigegeben wird. 
8 717. ($. 66.) Wenigftens vierzehn Tage vor ber 
Mahl wird durch den Wahlvorfteher an die Bürger eine 
Lifte der Wählbaren vertheilt, und darin der Wahltag 
und die Anzahl der zu Wählenden bemerft. | 


$. 718. ($. 67.) Die Wahlverfammlungen werden an 


einem Sonntage gehalten, welchen der Magiftrat bes 
ſtimmt, und vier Wochen vorher, nach der im Drte üblis 
chen Publicationsart, befannt gemacht. Ihnen geht ein 
feierlicher Gottesdienft mit befonderer Beziehung auf das 
Mahlgefhäft. voran, melches unmittelbar nach vollende: 
tem Gottesdienſte eröffnet wird. oo. 

719. ($. 68.) Im Waͤhltermine find alle Bürger, de: 
ren Bürgerrecht nicht ruhet, zu erfcheinen verpflichtet, 
wenn fie nicht begründete Entfchuldigungen für fich ha— 
ben. Die ausgebliebenen Bürger fünnen an der Wahl 
weder durch Bevollmächtigte ,..noch durch fchriftliche Ab— 
flimmungen Theil nehmen, find ‚aber an die Befchlüffe - 
der Anmwefenden gebunden. Sollte Jemand fo wenig 
Bürgerfinn befisen, daß er, ohne eine gefegliche Entſchul— 
digung zu haben, wiederholentlich nicht erfchiene,. fo ift die 
Stadtverorbneten-Berfammlung befugt, ihn des Stimm— 
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rechts und der Theilnahme an ber Öffentlichen Verwal: 
"tung verluftig zu erklären, oder auf gewiffe Zeit davon 
auszufchließen. er 

$. 720. ($. 69.) Bei der Wahlverfammlung werden 
diejenigen, welche fich eingefunden- haben, mit der Bürs 
errole verglichen. Sollte Jemand aus Irrthum er: 
chienen fein, der nicht zu der Wahlverfammlung gehört, 
oder der nicht flimmfähig ift, fo wirb er deshalb bedeu⸗ 
tet, und muß fich entfernen. | J 


$. 721.°($. 70.) Der Wahlvorſteher und ber ihm bei⸗ 
gegebene Deputirte der Stadtverorbneten, haben auf die 
Legalität und. Ordnungsmäßigkeit der Wahlhandlung zu 
fehen; die Richtigkeit der Abftimmung durch Vergleihung 
der abgegebenen Stimmen mit der Zahl der Anmefenden 
. zu prüfen; die Namen der, ohne gültige Entfchuldigung 
Audgebliebenen im Protocole zu verzeichnen, und darauf 
zu fehen, daß dad Protocol richtig geführt werde. 
Aus der Mitte einer jeden MWahlverfammlung, und 
durch eine gleich’ nach deren Eröffnung vorzunehmende. 
Wahl, werden dem Borfteher drei Beifiger zugegeben, 
welche die Protocolle mit zu unterzeichnen verpflichtet find. 
Von ihnen führt der Eine das Protocol und fie Alle 
leiften fich die nöthige Hülfe bei dem Wahlgefchäft. 


$. 722. ($. 71.) Nach einer den Wählern zur Beras 
thung über _die Wahl eingeräumten kurzen Frift werden 
fo viele Wahlen veranftaltet, als Stellen von diefer 
Mahlverfarnmlung zu befegen find, und zwar in der 
- Art, daß jeder Wähler einen verdedten Stimmzettel mit 
- dem Namen eined wählbaren Bürgers in den Wahlfaften 
wirft. Derjenige, welcher die abfolute Stimmenmehrheit 
erhalten hat, ift ald erwählt zu betrachten. Ergiebt ſich 
nicht fogleich eine abfolute Stimmenmehrheit, fo find die- 
jenigen,. welche die meiften Stimmen haben, auf eine 
engere Wahl zu bringen, welches Verfahren fo lange 
fortzufegen ift, bis die abfolute Mehrheit erreicht worden. 
Genaue Beftimmungen hierüber find vor der Abftimmung 
von dem im $. 70. angeordneten Wahlvorfteheramte nad) 
Stimmenmehrheit feftzufeßen. 

Wird auch durch wiederholte Verfuche eine abfolute 

- Mehrheit nicht bewirkt, fo gehf bei gleicher Sfimmenzahl der 
Angefeffene dem Unangefeffenen vor. Zwiſchen Erwaͤhl⸗ 

Ergänz. z. preußs Landrechte. IV. Thl. 14 


- 
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ten aber, die beide zu der einen oder der andern Claſſe 
gehoͤren, entſcheidet das Loos. — | 
G. 723. ($. 72.) Die Wahl der Stellvertreter gefchieht 
nach denfelben Regeln, als die Wahl der Stadtver⸗ 
orbneten. ; 

$. 724. ($. 73.) Wenn von ben gewählten Stabtvers 
orbneterr weniger ald die Hälfte Grundbefiger find, fo 
treten Diejenigen Unangefefjenen, welche die wenigften 
Stimmen gehabt haben, zurüd, und, werben bie erften 
_ Stellvertreter. Die Wahl muß alddann zur Ergänzung 

ber erforderlichen Anzahl der Grundbefiger in den Wahl: 

verfammlungen, in welchen fie gewählt worden waren, ers 
neuert werden. ‘ . 


8725. ($. 74) Die Wahlprotocolle werden dem Ma⸗ 
giftrate eingereicht, welcher fie zu prüfen, demnächft der 
Stadtverosdneten:Berfammlung vorzulegen, und, wenn ges 
‚ gen die Legalität nichts zu erinnern ift, oder die Erin- 
nerungen erledigt find, die Wahlen zu beftätigen und. 
die Einführung der Gemwählten anzuordnen hat. | 


$. 726. ($. 75.) Die Stadtverorbneten : Berfammlung 
erhält durch ihre Wahl und durch das Geſetz die Voll: 
macht und die Verpflichtung, die Stadtgemeinde nad) 
Maßgabe diefer Ordnung, ohne Rüdfprache mit der gans _ 
en Bürgerfchaft oder mit Abtheilungen derfelben, nad) 
eberzeugung und Gewiffen zu vertreten, und verbindende 
Beihlüffe für die Gemeinde zu faffen. 


8. 727. ($. 76.) Die Stabtverorbneten haben aber 
nicht einzeln, fondern nur in ber Gefammtheit die Bes 
fugniß, durch gemeinfchaftlihe Befchlüffe, nach näheren 
Inhalte diefer Ordnung, von ber gefeßlichen Vollmacht 
Gebrauch zu machen. | Ä z 
$.,728. ($ 77.) Wenn die Stadtverorbneten:Berfamm: 
lung eingefest ift; fo wählt fie aus ihrer Mitte auf ein 
Sahr einen -Vorfteher und einen Protocollführer, und für 
‚ jeden derfelben einen Stellvertreter, welcher aber nur in 
Krankheits⸗ und andern Behinderungösfällen, im Auftrag bes 
Vorſtehets oder auf Anordnung des Magiftrats, fein Amt 
verwalten darf. ‚ | 
8. 729. ($. 78.) Der Vorfteher ift berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, die nöthigen Verſammlungen zu berufen, alle 
der Verſammlung vorgelegte Angelegenheiten binnen ber 


\ 
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. vorgefchriebenen Frift, entweder felbft ober durch eis 
nen aus ber Derfammlung zu ernennenben Referenten 
‚ zum Vortrage zu befördern, nach Vorfchrift der beigefüg- 
ten Inſtruction *) über die Orbnungsmäßigkeit der Bes 


*) Diefe lautet: Ä | 

($ 1.) Gleich nach vollendeter erſter Wahl treten die gewähls 
ten Stadtverorbneten unter dem Vorfig bes Xelteften unter ihnen 
jufammen. u rw cs 

($. 2.) Sie erhalten durch den vom Oberpräfibenten ernann« 
ten Sommiffarius die aus den Wahlprotocollen beglaubigte Nach⸗ 
weifung pon ben -gemählten Stadtverordneten und deren Stellvers 
tretern zu ihrer Legitimation. 

($..8,) Demnädhft wählen fämmtliche Stabtverorbnete durch 
&timmenmebrheit aus ihrer Mitte zunächft den Vorfteher, ſodann 
den Protocollführer, hierauf den Stellvertreter des erften und ende 
lich den Stellvertreter des legten. ee 

($. 4) Sie verabreden zugleih Tag und Stunden zu ihren 
gewöhnlichen Zufammenfünften. FR 

($. 5.) In den folgenden Jahren tritt, nach Prüfung ber 


Wahlprotocolle, das neugewählte Drittel zu berfelben Zeit, in 


welcher es im erften Jahre gefchehen, in die Berfammlung ber 
Stadtverordneten ein. . | 


* ($. 6.) Die Wahl des neuen Vorſtehers, bes Protocollfuͤhrers 


und ihrer Gtellvertreter geſchieht nach dem Eintritt der neuen 


Mitglieder. 
($-. 7.) Der Vorſteher hat das Recht und die Pflicht, Alles 
u thun, was die Erhaltung der Orbnung in den Gefhäften und 
erhanblungen ber Stabtverorbneten- Berfammlung erfordert. 
($. 8.) Es gehört daher zu feinem Amte, Verfammlungen 
gu berufen, worin er den Vorfig führt, die Gegenftände der Be⸗ 
rathung felbft vorträgt, ober nad; vorheriger Vertheilung durdy 


einzelne Mifglieder vortragen läßt, .die Stimmen fammelt, und. 


für die richtige Abfaffung des Beichluffes nach der. Stimmenmehre 
heit Sorge trägt. 
.. 18.9.) Er muß hierbei dahin ſehen, daß nichts wider bie 
Rechte des Staats und die Verfaffung der Stadt verhandelt und 
befchloffen werbe, demnaͤchſt er die Einreichung des Beichluffes an 
den Magiftrat zu veranlaffen hat. | 

-($. 10.) Der Protocolführer hat die nöthigen Ausfertigun- 
gen zu beforgen. Es bleibt dom Befchluffe jeder Verſammlung 
. überlaffen, ihm zu ben Reinfchriften ac. die noͤthige Hülfe auf die 

befte und wohlfeilſte Art zu gewähren. . 
($. 11.) Bei den außerorbentlihen Sitzungen muß in bem 


Umlaufe der Zweck der Verfammlung, in fofern derfelbe nicht aus 


befondern Gründen geheim zu halten ift, angedeutet werben. 


($. 12.) Behufs der gewöhnlichen Sigungen ift es in der Res | 


| gel hinreichend, wenn bie Gegenſtaͤnde, worüber Y denſelben bes 


ı 


— 


— 


u2 Bvelt. Th. Acht. Eid 


rathung und Beſchlußnahme und ber Protocollführung . 
‚zu wachen, und dem Magifitate dad Protocol einzus 
reihen... ; | on Er 
rathen werden fol, jedesmal vorher verzeichnet werben, und bie Nach⸗ 
weifung davon am Zage vor ber Gisung im Verfammlungsfaale 
der Stadtverorbneten von jedem berfelben, eingefehen ‚werben kann. 
($. 18.) Bei erheblicheren, zur Deffentlichkeit geeigneten Ans 
gelegenheiten, wird in. ben größeren Städten ein zweckmaͤßiger, vom 
‚Magiftrat genehmigter Auffag über ben Gegenftand der Berathung 
abgedrudt, wovon ein Eremplar jebem Stabtverorbneten zuge» 
fandt, und an jeden Bürger, auf fein Verlangen und gegen Bes 


zahlung eines zum Erfag der Drudkoften feftgefegten Preifes, ab» 


gelaffen wird. . 
:($. 14.) -Alle eingehenden Sachen werben von bem Borftcher - 
-erdffnet, vom Protocolführer In den Zageszettel eingetragen, und 
alsdann in dernädhften Sigung zum Vortrage gebradt. 
G. 15.) Beim Anfange jeder Gigung werden bie anmwefenben 
Mitglieder der Stabtverorbneten:VBerfammlung überzählt, und von 


einem duch den Vorſteher dazu ernannten Mitgliede naments 


lich — Sodann wird das Protocoll der vorigen Sitzung 
verleſen. 
($. 16.) Jeder Stadtverordnete iſt befugt und verpflichtet, 


uͤber alle zum Vortrage - gebrachte ————— ſich freimuͤthig zu 


äußern. Er muß es alsdann durch Aufftehen bemerklich machen. 
Iſt dies von Mehreren geſchehen, ſo raͤumt ihnen der Vorſteher 
der Reihe nach das Wort ein. Der Sprechende allein muß ſtehen, 
und alle Uebrigen bleiben ſitzen. 

($. 17.) Die Berathung wird fo lange fortgeſett, bis bie 
Sache zur Beſchlußnahme reif iſt. Der Vorfteher kann von den 
— fordern, daß fie der Reihe nach ihre Meinung ab⸗ 
geben. — a —— 

($. 18.) Der Vorſteher darf weder zulaſſen, daß bie Die: 
cuſſionen auf andere Gegenſtaͤnde als auf die der jedesmaligen Be— 
rathung gerichtet werden, noch baß einzelne Mitglieder befonbere 
Discuffionen unter ſich eröffnen. | 

($. 19.) Ift der Gegenftand von Wichtigkeit, ober erfordert 


. berfelde Prüfung an Ort und Stelle, fo kann ber Vorſteher be= 


flimmen, daß bie Angelegenheit durch eine befondere Deputation 


‚ unterfucht, geprüft und zum Befchluffe der Verfammlung vorbes 


zeitet wird. - . | | 
($. 20.) Daffelbe muß auf den Antrag jedes Mitgliedes. ges 
ſchehen, wenn mwenigftens drei Mitglieder beiftimmen. Ä 
. ($. 21.) Die Deputation wird aus der Verfammlung durch 

Mehrheit der Stimmen von berfelben gewählt. 

- (8. 22.) Der Vorfteher ſchlaͤgt Mitglieber dazu vor, unb bie 
Berfammlung ftimmt, wenn keine Einigung flattfindet, darüber ab. 
— G. 23.) Nöthigenfalld werben auch über die Anzahl der ab⸗ 
zuordnenden Mitglieder die Stimmen geſammelt. 


* 
* 


\ 
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Inſofern der Magiſtrat und die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung daruͤber einverſtanden ſind, daß der Vor⸗ 





8 24.) Die Deputation erhaͤlt durch den Auftrag der Ver⸗ 
ſammlung die Befugniß und Verpflichtung, ſich von der Angeles 
genheit, deren Prüfung ihr aufgetragen ift, aufs forgfältigfte zu 
unterrichten, Alles zu einem reifen Befchluffe in berfelben vorzus ' 
bereiten, und ihr Gutachten nach ihrer Ueberzeugung abzugeben. 

($. 35.) Sie kann die Unterfuhung durch Augenfchein, durch 
Bernehmung fotcher Perfonen, welche von ber Sache Wiſſenſchaft 
- haben, durch Einficht der Magiftrats:, Inſtituts- ꝛc. Acten, Rech⸗ 
nungen und Documente, oder auf andere Art bewirken, ohne jedoch 
bie von der Verfammlung ihr angegebenen Mittel unbenugt zu laffen. 

(8. 26.) Nach unterfuchter Sache trägt die Deputation das 
Sachverhaͤltniß, ihre Gutachten ‚und deſſen Gründe der Verſamm⸗ 
lung ſchriftlich oder mündlich vor. Iſt der Auftrag fchriftlich ers 
theilt, fo muß darauf ſchriftlicher Bericht erftattet werden. 

. ($. 27.) Behufs der fortlaufenden Controle und Prüfung ber 
Verwaltung koͤnnen die Stabtverorbneten fih in Deputationen nad) 
den Geſchaͤftszweigen theilen. * 

($. 28.) In der Regel fol über jeden Gegenſtand, der zur Be⸗ 
rathung der VBerfammlung kommt, in berfelben Gigung, worin er 
zum Vortrage gebracht ift, ein Beſchluß gefaßt, ober verfügt wer⸗ 
den, daß die Sache einer Deputation zur näheren. Erdrterung und - 
zum Gutachten übergeben werde. | 

($. 29.) Außer den Fällen von $. 19. und 20. trägt ber Vor⸗ 
ſteher auf Stimmenfammlung an. 

($. 80.) Sobald indeß einzelne oder mehrere Mitglieder bie 
Kortfegung der Berathung in einer anderweiten außerordentlichen, 
oder in der naͤchſten gewöhnlichen Sitzung verlangen, fo wird dats 
über abgeftimmt, und nach der Mehrheit befchloffen. f 

($. 31.)-Ueber die Art der Abftimmung entfcheibet in der Res 
gel der Vorfteher. Wenn aber ein Mitglied darauf anträgt, und 
demfelben mwenigftens drei Mitglieder beitreten, muß durch geheime 
Stimmzeihen abgeftimmt werden. Dieſe Art der Abftimmung 
muß in allen Fällen. bei den der Stadtverorhneten-Verfammlung 
zuftehenden Wahlen ftattfinden. : vo 

($. 82.) Sobald die für jede der verfhiebenen Meinungen vor? 
—— Stimmen laut gezählt find, fo wird. vom Vorſteher der 

efhluß ausgeſprochen, vom Protocolführer in das Conferenz⸗ 
protocol eingetragen, "und Iegteres nach Vorſchrift des Gefeges 
$. 80. vollzogen. ® 

($. 33.) Iſt der Gegenfland der Verhandlungen von ſolchem 
umfange, daß der Beſchluß waͤhrend der An mit der gehoͤri⸗ 
gen’ Beſtimmtheit zu Protocol gefaßt werben kann, jo geſchieht 
folches nach aufgehobener Verſammlung.. 
($. 34.) Die Verſammlung wählt dazu aus ihrer Mitte eine 
Deputation von drei Mitgliedern. ' : 
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7 ; 
fteher feine, Stelle ohne Nächtheil für die Gefchäfte nicht 
länger verfehen kann, oder wenn bei verfchiedenen Meis 
‚nungen bie Regierung ſich für dieſe Anficht entfcheidet, 
bo ift derfelbe gehalten, feine Stelle zu jeder Zeit nieder: 
zulegen. J 

§. 730. ($. 79.) Die Stadtverordneten-Verſammlung 
kann und darf, ohne orbnungsmäßig vom Vorſteher, oder 
im Falle des $, 77. von deſſen Stellvertreter berufen zu 
ſeyn, nicht zufammenfommen, auch nur in feiner Ges 





($. 85.) Der. Beſchluß wird vom Protocolführer mit diefen 
drei Mitgliedern zu Protocol genommen, und von ihnen, fo wie 
vom Vorfteher unterfchrieben. 


($. 36.) Sollte derjenige, beffen Meinung ober Vorſchlag die 
Stimmenmehrheit erhalten hat, nicht unter den Mitgliebern diefer 
‚Deputation begriffen feyn, fo ift berfelbe dabei zuzuziehen. 

($. 87.) Die einzelnen Mitglieder dürfen aus ben Verſamm⸗ 
lungen nur dann wegbleiben, wenn fie gegründete Entfchuldiguns 
gen für fi haben; biefe müfjen dem Borfteher zu rechter Zeit 
angezeigt werden, damit berfelbe, um bie Berfammlung ſtets mögs 
— vollzaͤhlig zu ethalten, die erforderlichen Stellvertreter einla⸗ 

en Tann. R ! D 
C(8. 38.) Ob die Entfhuldigung, welche Jemand für fein Aus 
Benbleiben anführs, genügend fey, wird vom Vorſteher ermeffen, 
und wenn ber Betheiligte bei deſſen Ausſpruch fidy nicht beruhiget, 
von der Verfammlung nah Stimmenmehrheit entſchieden. 


($. 39.) Für den Kal unentfchuldigten Außenbleibens, für den 
Gebrauch ungenügender oder unwahr befundener Entfchuldigungen, 
für zu fpätes Erfcheinen in den Sitzungen und für andere Fälle 
diefer Art, durch welche die Ordnung geftört wird, darf die Stadt⸗ 
verordneten: Berfammlung Strafen bis zu fünf Thalern, unter Ges 
nehmigung bes Magiftrats, feftfegen; dergleichen Strafen hat der 
Magiftrat, wenn an der Thatfache Fein Zweifel iſt, zur Armen⸗ 
caffe des Orts einzuziehen. 

($. 40.) Wer dreimal hintereinander ohne gegründete Ente 
fhuldigung ausgeblieben ift, oder wiederholt durch ungebührfiches 
Benehmen Ordnung und Ruhe geftört, und den Zuruf ber Vor— 
ftehenden zur Ordnung nicht beachtet hat, kann auf beftimmte Zeit 
oder für immer aus der Verfammlung ausgefchloffen werden, wenn 
zwei Drittheile dberfelben in. diefem Befchluffe übereinftimmen. Eine 
weitere Erdrterung der Thatſachen und eine Reclamation . gegen 
einen folchen Beſchluß findet nicht ftatt. Dem Magiftrate ift aber 
davon Anzeige zu erftatten., und der Stellvertreter für die Dauer- 
des Ausſchuſſes einzuberufen. 

($.-41.) Die Stadtverordneten koͤnnen, mit Genehmigung des 
Magiftrgts, ihre Gutachten über die Verwaltung durch den Drud 
ober auf andere Weiſe Öffentlich bekannt machen. ’ 


\ 


‘ 
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genwart berathen ober Befchlüffe faffen, zu deren Gültige 
eit es erforderlich ift, daß wenigftens zwei Drittel ihrer 
Mitglieder gegenwärtig find. Sie, faßt ihre Befchlüffe 
nah Stimmenmehrheit, und bei gleichen Stimmen giebt 
die Stimme des Vorſtehers den Ausfchlag. 

Iſt von einem Rechte oder von einer Verpflichtung 
gegen die Stadtgemeinde die Rebe, bei welchen das Ins 
tereffe eined oder mehrerer "Stadtverorbneten mit dem . 
Intereffe der Stadtgemeinde im Widerfpruche flieht, fo 
möüffen die perfönlich betheiligten Stadtverordneten die 
Berfammlung verlaflen, und der Vorfteher beruft flatt 
ihrer dören Stellvertreter. Zritt dieſer Fall bei -einer 
folhen Zahl von Stadtverordneten ein, daß eine befchlußs 
fähige Verfammlung von unbetheiligten Stabtverorbneten 


"und GStellvertretern nicht zufammenberufen werden kann, 


fo ift der Magiftrat- verpflichtet, ſolches der vorgefegten 
Regierung zu berichten, welche, vermöge bes ihr zuſtehen⸗ 
den Oberauffichtörechtes, die Rechte der Stadtgemeinde 


‚ berüdfichtigt und ihr einen Rechtsanwalt beftelt. 


$..731. ($. 80.) Bei der Unterfrift und in dem Sie: 


gel führt die Gtabtverordnetens Verfammlung die Bes 


zeichnung: 
. + Stabtverordnete u MN. ' 1 
Alle Ausfertigungen ſind ohne Unterſchied koſtenfrei, 
und werben eben ſowohl als die Protocolle ‚von dem 
Vorſteher, dem Protocollführer und vier. andern Mitglies 
bern unterzeichnet. 


- 8. 732. ($. 81.) Den Stadtverordneten ift es nicht ers 


Yaubt, irgend eine Vergeltung für die Ausübung ihres 
Berufes anzunehmen. Nur baare Auslagen können ihnen 
erſtattet werden. | | ; 
$. 733. ($. 82.) Der Vorfteher, und naͤchſt ihm bie 
Verfammlung felbft, fo wie die einzelnen Stadtverord⸗ 
neten find der Gemeinde für den ihr — Nach⸗ 
theil verantwortlich, wenn fie ſich der Abſtimmung ent: 
ziehen, "wenn fie durch Ordnungswidrigkeit die Beſchluß⸗ 
nahme verhindern, oder die Befchlüffe vereiteln, oder fich 
ungebübrlicher Weife in die Ausführung mifhen. Dages 
gen find fie für den Inhalt ihrer Befchlüffe nur dann 
verantwortlich, wenn fie wider befferes Wiffen, alfo in 
unredlicher Abficht verfahren haben. — 
Ergiebt ſich eine ſolche Vertretungsverbindlichkeit 
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der Verſammlung, ſo hat die Regierung, auf Antrag des 
Magiftrats, einen Anwalt zu beſtellen, welcher im Na⸗ 
men der Stadt den Prozeß zu fuͤhren hat. Auch ein⸗ 
zelne Mitglieder koͤnnen wegen ſolcher Verbindlichkeiten 
— Gemeindebeſchluß in rechtlichen Anſpruch genommen 
werden. 

$. 734. ($. 83.) Sollte eine Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung fortwährend ihre Pflichten vernachläffigen und in 
Unordnung und Parteiung verfallen, fo werden Se, Mas 
* jeftät nad genauer Unterfuchung + fie auflöfen, die Bils 
dung einer neuen Verfammlung nad) Befinden wieder 
anordnen, und die Schuldigen auf gewiſſe Zeit oder auf 
immer für unfähig zu einer neuen Wahl erklären. Außers 


dem bleibt in dazu ei Fallen die gerichtliche Rüge 
‚vorbehalten. 


$. 735. Ehe auf eine Auflöfung der Stabtverorbneten: 

Derfammlung angetragen werden Fantı, muß diefelbe vors 

ber. von der Regierung zu einem ordnungsmäßigen , dem 

Beften der Stadt entfprechenden "Verfahren angemiefen, 

und mit der Androhung verwarnt werden, daß, wenn diefe 

Warnung ohne Erfolg bleibe ‚ auf ihre Auflöfung werde 

angetragen werden, 

er Ci) v. 28. Sanuar 1834, » 8. J. Annal. Bd. 18, ©. 
$. 736. ($. 84) Jeder Stadt ſoll als deren Obrigkeit 

ein Magiſtrat vorgeſetzt werden, welcher in einer — 

pelten Beziehung ſteht: 

a) als Verwalter der Gemeindeangelegenheiten; 

b) als Organ der Staatsgewalt. | 
Mehr als ein Magiſtrat toi im Stadtbegirte nicht 
beſtehen. 
$. 737. ($. 85.) Der Dagifrat bildet ein Collegium, 
und beſteht: 

a) aus einem Bürgermeifter, oder in den größeren von 
Sr. Majeftät: befonderd zu beftimmenden Städten, 
einem Oberbürgermeifter, welchem ein Bürgermeifter 
als Stellvertreter und Gehuͤlfe beigegeben wer⸗ 
den kann; 3 

b) aus drei oder mebreren anderen Magiftratsmitglies 
dern, welche theils beſoldet, theils unbeſoldet ſeyn 
koͤnnen. Das Statut ſoll die Anzahl der Mitglie— 
der überhaupt, und die ber befoldeten inöbefondere; 
befiimmen, 
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$. 738, ($. 36.) Alle Mitglieder des Magiftrats muͤſ⸗ 
fen das Bürgerrecht vor dem Antritt ihres Amtes gewonnen 
‚ haben. Der Eintritt in den Magiftrat wird durch Ver: . 
wandtfchaft oder Schwägerfchaft der drei erften Grade mit 
ſchon vorhandenen Magiſtratsmitgliedern verhindert; jedoch 
kann die Regierung ‚von dieſem Hinderniß dispenfiren. 
| Befondere Bedingung der Fähigkeit kann noch aus 
Berdem dad Statut beftimmen. z 
$. 739. Wenn ein Juftizcommiffarius als Buͤrgermei⸗ 
fler gewählt wird, fo kann feine Betätigung nur unter 
‚ber von ‚der vorgefegten Juftizbehörde genehmigten Be: 
dingung erfolgen, daß er weder fir noch gegen die Eins 
wohner des Orts als Juſtizcommiſſarius auftrete. — Auch 
ift der Genehmigung der Vorbehalt beizufügen, daß fie 
. Überhaupt zurücdgenemmen werden Fann, fobald die Ver 
enden, beider Aemter fich ohne Nachteil für das Buͤr⸗ 
germeiſteramt nicht aufrecht erhalten Igffe. 
(Refeript v. 5. April 1834. v. 8. Annal. Bb. 18. S. 412.) 
$. 740; ($. 87.) Unbefoldete Mitglieder miüffen- Hiefel- 
ben Eigenfchaften haben, , welche für die Stadiverordne⸗ 
ten in den $$. 56— 60. vorgefchrieben find. N 
‚8. 741. (8. 88.) Wenn befoldete Magiftratsmitglieber 
ein Gewerbe oder ein anderes öffentliches Gefchäft vor 
ihrem Eintritt betrieben haben, oder während ihres Am: 
teö übernehmen wollen, fo hat die Regierung über die 
Vereinbarkeit jener Befchäftigung mit der Stelle im 
Magiftrate zu entfcheiden, und das Minifterium des - 
Innern foll deshalb allgemeine Snftructionen erlaffen. 
8%. 742. ($. 89.) Bu. den Stellen der. Bürgermeifter 
und Oberbürgermeifter find nur diejenigen fähig, welhe 
ſich zur chriſtlichen Religion bekennen. 


$. 743. ($. 90.) Die Buͤrgermeiſter und andere Ma— 
iffratömitglieder werden in der Stadtverordneten-Ver⸗ 
Ag durch  abfolute Stimmenmehrheit der gegen» 
wöärtigen. Stadtverordneten gewählt. Der Vorfteher leis 
tet das MWahlgefchäft, wozw ihm zwei Gehülfen durch 
Mahl der VBerfammlung beigegeben werden. Jeder Stadt: 
verordnete wirft einen verdedten Stimmzettel, worauf 
nur der Name der zu wählenden Perfon fteht, in ein 
Wahlgefäßz der Vorfteher mit feinen Gehülfen fammelt 
die Stimmzettel und trägt die Namen in. eine Wahllifte 
‚ein. Ergiebt ſich nicht fogleich eine abfolute Mehrheit, 


„ 
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fo find diejenigen, welche bie meiſten Stimmen haben, 
auf eine engere Wahl zu bringen, und dies Verfahren 
ift fo Lange fortzufegen, bis die abfolute Mehrheit erreicht 
ift. Wird durch wiederholte Verfuche eine abfolute Mehrs 
heit nicht erreicht, fo wählt unter den beiden legten Gans 
bidaten die Regierung. 


Diefe Wahlform ift, bei- glei peitiger Erledigung 


mehrerer Stellen, für jede Stelle 
achten. | | 

$. 744. :($. 91.) Die Bürgermeifter und übrigen be 
foldeten Mitglieder werden auf zwölf Jahre, die unbe: 
foldeten auf ſechs Jahre erwählt. Aus befonderen Grüns 


efonderd zu beob> 


ben fol auch eine Wahl auf Lebenszeit zuläffig feyn, 


wozu’ jeboch, außer. dem Beſchluſſe der Stadtverorbnetens 
 Verfammlung, au die Zuflimmung des Magiftratd und 
ber Regierung erfordert wird. 
$. 745. ($. 92.) Bei Erlebigungen durch Ablauf der 
Dienftzeit dürfen die Wahlen der neuen Magiftratsmits 


— in der — nicht früher ald ein Jahr und nicht 


päter alö fehd Monate vor dem Ablaufe vorgenommen 
werden. Ein Jahr vor dem Ablaufe muß der Magiftrat 
die Stabtverordneten:Berfammlung auffordern, binnen 
ſechs Monaten die Wahl vorzunehmen. Jedoch follen die 


Regierungen, bei eintretenden befonderen Umfländen, 


frühere Wahlen zu erlauben, befugt feyn. — 
Bei außerordentlichen Erledigungsfaͤllen iſt die neue 
Wahl jedesmal ſofort zu — J | 
ı $. 746. Die Regierungen find befugt, bie Genehmigung 
bed außer der Wahlzeit gefchehenen Antrags auf lebens 
längliche Beftätigung einer Magiftratöperfon zu ertheilen, 
wenn daraus ein Vortheil für den öffentlichen Dienft zu 
‚ erwarten fieht. Sie müflen jedoch hierbei mit der groͤß⸗ 
ten Vorſicht verfahren, da nur bewährte Tuͤchtigkeit und 
Redlichkeit die Beftätigung auf Lebenszeit motiviren kann. 
(Refcript v. 16. Sanuar 1833. v. K. Annal. Bd. 17, ©. 111.) 


$. 747. ($. 93.) Die, Repierung hat die gewählten 
. Bürgermeifter und übrigen Magiftratömitglieder zu bes 
flätigen. Sie ift berechtigt, ſich von der Fähigkeit und 
Wuͤrdigkeit der Sandidaten durch Prüfung oder. auf andere 
angemeffene Art zu überzeugen, und wenn ungeeignete 
‚gewählt worden, eine neue Wahl anzuordnen. 


Wird durch unangenieffene Vorfchläge oder durch i 
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andere Umflände bie Beſetzung einer Stelle verzoͤgert, ſo 


iſt die Regierung berechtigt, ſolche einſtweilen auf Ko⸗ 


ſten der Stadt commiſſariſch verwalten zu laſſen: 
,.s. 748. (6. 94.) Bei Erledigung: der Stelle eines 
Oberbürgermeifterd haben die Stadtverorbneten, ‚auf die 
im $. 90. beftimmte Art, drei Gandidaten zu wählen, 
aus welchen fih Se. Majeftät die Auswahl vorbehalten. 
$. 749. ($. 95.) Die Magiftratömitglieder find nad 
erfolgter Beitätigung feierlich einzuführen, und nach fols 
gender Eidesformel in Eid und Pflicht zu nehmen: 


- 


„Ich N. N. ſchwoͤre dem König unterthänig, treu . 


und gehorfam zu feyn, und das mir anvertraute 
Amt immer nad beitem Wiffen und Gewiffen fo 
zu verwalten, wie die Gefehe ed vorfchreiben, auch 


aus allen meinen Kräften und ohne alle Nebenrüds _ | 


fihten das Wohl des Staates und ber Stabt zu 
fürdern. So wahr ıc." 


$. 750. (96.) Die außer den Magiſtratsmitgliedern 
zum Dienſte der Stadt erforderlichen Beamten und Die⸗ 
ner ſetzt der Magiſtrat auf Lebenszeit, die zu blos mechani⸗ 


fhen Dienftleiftungen beftimmten aber auf Kündigung an. 
Dei der Anftellung hat der Magiftrat die jest bes 
ſtehenden und Pünftig zu erlaffenden Verordnungen wegen 
Verforgung der Invaliden zu befolgen, und eh wegen 
der Entlafjung der auf Kündigung Angeftellten nach den= 
jenigen VBorfchriften zu achten, welche für die Königlichen 
Behörden in diefem Falle gelten, 
Bor jeder Anftelung hat er aber die Stabtverord: 
neten:Berfammlung über die Würdigfeit der anzuftellens 
den Perfonen zu hören. 
$. 751. Diefe Vorfchriften finden auf die Kämmereis 
Rendanten und Sommunalcaffen-:Beamten keine Anwen— 


dung, vielmehr ift den Behörden bei der Wahl dieſer 


- Beamten freie Hand gelafjen. | 
(Allerh. Cab. Orb. v. 1. Auguft 1885. ©. S. 1835. ©. 179.) 
8.752. (97.) Wo ‚ed der Umfang der Stadt noͤ⸗ 
thig macht, wird für jeden einzelnen Stabttheil von 
der Stadtverorbneten: Berfammlüng ein befouderer Bes 
zirksvorſteher gewählt, welcher in dieſem Stabttheile 
Hauseigenthuͤmer ſeyn muß, und fein Gefchäft uns 
entgeldlich , verrichtet. Der Magiftrat beftätigt ihn. 
Dad Amt beffelben dauert ſechs Jahre; er kann es 


4 
' 
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jedoch ſchon nach drei Jahren niederlegen. Für ben Fall 
der Verhinderung wird zugleich ein in demfelben Stadt: 
theile angefefjener Stellvertreter erwaͤhlt. Das Statut 
=, hat die Anzahl det Bezirksvorfteher und die Begränzung 
der ihnen_ıumtergebenen ‚Stadttheile zu beſtimmen. 
Der Bezirksvorfteher bildet. eine Unterbehörbe des 
Magiftrats für alle Gefchäfte, welche blos Örtliche Gegens 
ftände, 3. B. Straßenpflafter, Brunnen, —— 


Loͤſchanſtalten u.f. w. betreffen. In Beziehung auf dieſe 


Gegenftände hat ex Aufliht zu führen, Anzeigen zu mas 
chen, und die ihm vom Magiftrate gegebenen Anweifuns 
gen und Aufträge zu vollziehen. " 

8. 753. ($.-98.) Der Normaletat aller Befoldungen 
‚ wird von dem Magiftrate entworfen und von ber Stadt: 

Bean vorläufig feſtgeſtellt, welche 
verpflichtet ift, diejenigen Befi 
zu einer er und zwedmäßigen Verwaltung noͤ⸗ 

thig find, worauf der Etat der Regierung zur Prüfung 
und Beftätigung- einzureichen tft. Diefe Prüfung fol auf 
Berhütung fowohl unzulänglicher als übermäßiger Befol- 
dungen gerichtet feyn. | u.) 

Sollten demnächft Gründe vorhanden ſeyn, entweber 


den Etat bleibend zu ändern, oder in einzelnen Fällen. 


davon abzumeichen, fo ift der Antrag dazu der Regierung 
zur Genehmigung einzureichen. 


6. 754. ($. 99.) Die befoldeten Magiftratsmitglieder, 


welche nicht wieder erwählt oder nicht wieder beftätigt 
werden, haben Anfpruch auf Penfion. Diefer Anfpruch 
tritt auch für diejenigen Magiftratsmitglieder und auf Les 
benözeit angefesten Beamten und Diener ein, welche nad) 


wenigftens zmwölfjähriger Dienftzeit auf irgend eine Weiſe 


' ‚bienfluntüchtig werden, eö möge nun der Antrag von 
‚dem Beamten felbft, oder von den ftädtifchen Behörden, 
oder von ber Regierung ausgehen. Wenn nicht eine be 


fondere. Verabredung getroffen ift, betragen die Penſio⸗ 


nen. nach zwölfjähriger Dienftzeit die Hälfte des Dienft- 


oldungen zu bewilligen, welche ° 


* 


einkommens, und nach vierundzwanzigjaͤhriger Dienſtzeit 


zwei Drittel deſſelben. Die Penſionen werden aus der 
Stadtcafje bezahlt. J — = 

$. 755. Diefe befonderen un müfjen als 
ein wefentliher Theil des Wahlgefchäfts ebenfalld der 
. Regierung angezeigt werden, und fieht der Regierung 


— 
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auch hierlber das Beflätigungsrecht zu. — Eine gänzs 
liche Verzichtleiftung auf Gehalt oder Penſion kann nur 
dann genehmigt werden, wenn die aͤußere Lage des Gans 
didaten zweifellos von der Befchaffenheit_ift, daß fie feine 
Unabhängigkeit auch ohne dad Amt verbürgt und bafür 
Gewähr leiftet, daß er fih, um fich nach beendigter 
Mahl die Stimmen der Stadtverordneten zu fichern, nicht 
. zu bienflwidriger Gonnivenz bequemen werde. _ 
(Refer. v. 13. Januar 1834. v. X. Annal, Bd. 18. ©. 110.) -_ 
$. 756. ($. 100.) Sol ein Stadtbeamter wegen mans’ 
elhafter Dienflführung oder moralifcher Gebredhen, e8 
* auf Antrag der Stadtbehoͤrden oder der Regierung, 
unfreiwillig penſionirt werden, ſo iſt ihm dieſe Abſicht 
nebſt der Hoͤhe der zu bewilligenden Penſion von der 
vorgeſetzten Behörde bekannt zu machen. Erhebt er Wis 
derfpruch, ſo find die Beſchwerdepuncte aufzuſetzen und 
der Angefchuldigte darüber zu vernehmen. Bei Subals 
ternen leitet der Magiftrat diefes Verfahren ein, bei Ma⸗ 
iftratömitgliebern die Regierung, durch welche in beiden 
aller/ die Verhandlungen an das Minifterium ded Ins 
nern gelangen, worauf nad den über Staatsbeamte: 
beſtehenden Grundfägen zu entfcheiden ift. \ 
"8.757. Diefe $$. 754. 756. beziehen fi nur ‚auf 
Magiftratd:Perfohen, nicht auf Magiftrats-Unterbeamte. 
Tritt die Nothwendigkeit der Penfionirung der legtern 
ein, fo fommen die $$. 99. und 100, der revid. Städtes 
pronung in Anwendung. 
(Refeript v. 26. Juny 1832, v. 8. Annal. Bd. 16. S. 428.) 
$. 758. ($. 101.) Die Penfionen fallen ganz oder 
zum Theil weg, oder ruhen, wenn der Penfionirte ein 
anderes Staats» oder Gemeindeamt annimmt, welches 
ihn für fein Dienfteintommen -ganz oder unter Zulegung 
eines Theils der Penfion entfchädigt. Zur Annahme ans 
derer befoldeter Stabtämter find aber Penfiondre nur 
dann verbunden, wenn fie dem früheren Dienftverhältniffe 
gleich oder ähnlich find. F 
$. 759. Die Städte haben nur die Wahl, den zeitheri⸗ 
- gen Beamten bei ihrer Beibehaltung. ihr zeitheriges vol: 
- led Dienfteinfommen, fey ed durch etatömäßige Beloldung, 
oder durch diefe und die erforderliche perfönliche Zulage, als 
| das Minimum zu —— oder ſie ge eine nach dem 
zeitherigen rechtmaͤßigen Einkommen und nad) den Dienſt⸗ 
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jahren zu normirenden Penfion und durch andere zu ers 
fegen. — Ein wieder gewählter Beamter, welchem bie 
frühere Befoldung nicht wieder gewährt werben follte, 
würde daher ohne allen Zweifel dad Recht haben, bie 
Stelle auszufchlagen und feine Penfionirung zu verlans 
gen, die Regierung dagegen würde, wenn fie fonft die 
Wahl zu beftätigen und dabei zu beharren Grund hätte, 
befugt feyn, die Ergänzung des zeitherigen. Dienſteinkom⸗ 
— im adminiſtrativen Wege anzuordnen. Schlaͤgt aber 
ein dienſtfaͤhiger Beamter ein feiner zeitherigen Stelle ent» 
ſprechendes und mit dem ‚zeitherigen Dienfteinfommen 
verfehenes Amt freimillig aus, fo giebt er damit auch) 
zugleich den Anfpruch auf Penfion auf. Kann er aber 
feine Dienftunfähigteit beweifen, fo treten die Grundſaͤtze 
bes $. 99. der revid. Städteordnung ein, in fofern nicht 
nach der. befondern Verfaſſung des Orts, oder den durch 


den Anftellungsvertreg begründeten Rechtöverhältniffen- 


eine andere Beſtinmung flattfindet. | 
(Refeript. vom 5. Juny 1834. v. K. Annal. Bb. 16. ©. 121.) 
- 8.760. ($. 102.) Verbrechen haben ben Verluft der Pen: 
ſion nach den in der Cab. O. v. 21. May 1825 (v. Stroms 
beck II. $. 4506.) feftgeftellten, Grundfägen zur Folge. 
$. 761. ($. 103.) Wegen Suspenfion, Entfegung, und 
unfreiwiliger Entlaffung der Stadtbeamten gelten im 


Allgemeinen die in Hinfiht der Staatsdiener beftehenden - 


Grundfäge. Bei einem Magiftratsmitgliede hat die Re- 
gierung, bei einem Unterbeamten aber der Magiftrat die 
Vernehmung der Betheiligten zu bewirken, ‚und. das 
Staatöminifterium über die Entlaffung zu entfcheiden, bei 
dem Oberbürgermeifter aber an Se. Majeftät zu beriche 
ten. Durch daffelbe Verfahren fol bei alen das Bürs 
gerrecht vorausfegenden Aemtern die Entlaffung verans 
laßt werden, wenn das Bürgerrecht verloren wird; im 


Fall des ruhenden Buͤrgerrechts aber nad) Umftdnden 


über die Suspenfion verfügt werben. 
$. 762. ($. 104.) In feiner Eigenfchaft als Verwalter 


der ftädtifchen Angelegenheiten ($. 84.) führt der Mas_ 


giftrat die gefammte Verwaltung derfelben, und es find - 


ihm in diefer Hinficht untergeben und zum Gehorfam 
verpflichtet: ſowohl alle einzelne Mitglieder der Gemeinde, 
als auch alle zu Öffentlichen Zwecken am Orte beftehende 
Bädtifche Behörden, ingleichen ſtaͤdtiſche Gorporationen 
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und Stiftungen, mit ben durch ihre Statuten etwa bes 
gründeten Mobdificationen. ' | 
$. 763. ($. 105.) Als Drgan der Staatögewalt ($. 84.) 
iſt der Magiftrat fo berechtigt als verpflichtet, nicht nur 
darauf zu fehen, daß überall bie beftehenden Landeöges 
ſetze und Vorfchriften gehörig beobachtet werben, fo. weit 
für‘ diefen Zweck nicht ‚befondere Behörden beftellt. find, 
fondern auch die Aufträge, welche ihm in Randesangeles 
genheiten von den Staatöbehörden im Umkreife der Stadt 
‚gemacht werden, zu —— und ſorgfaͤltig auszufuͤh⸗ 
ren. Er ſteht in dieſer Hinſicht ganz unabhaͤngig von 
der Stadtgemeinde, iſt blos den betreffenden Staatsbehoͤr⸗ 
den untergeordnet, und die Stadtverordneten-Verſamm⸗ 
lung ift gleich allen übrigen Einwohnern ihm Folge zu 
leiften fchuldig. | 
$. 764. ($. 106.) Der Magiftrat verhandelt in colles 
gialiſcher Form, und die Befhlüffe werden nad Stims 
menmebrheit ber jedesmal gegenwärtigen Mitglieder ges 
faßt. Bei gleihen Stimmen: entfcheidet die Stimme des 
Borfigenden. | N 
| An der Berathung von kirchlichen und Schulangeles 
genheiten können nur folhe Mitglieder Theil nehmen, 
welche fich zur chriftlichen Religion bekennen. 
$. 765. ($. 107.) Der Magiſtrat ift die einzige aus⸗ 
führende Bebörde; es Fönnen aber zur Verwaltung eins 
zelner Gefchäftszweige in jeder Stadt, nach den örtlichen 
Verhältniffen und unter’ Genehmigung der Regierung, 
Deputatipnen und Commiflionen gebildet werden, wobei 
die Negierung verpflichtet ift, die Beibehaltung folcher . 
Einrichtungen, welche aus den befonderen Berhältnifjen 
ber Städte hervorgegangen und. in denfelben herföümms 
. lich find, infofern fie nur gegenmwärtiger Ordnung nicht 
zuwiderlaufen, möglichft zu begünftigen. | 
Haben folche Deputationen und Commiſſionen eine 
‚bleibende Beftimmung, fo ift es dem Staate vorbehals 
ten, zu verfügen, über welche Gefchäftözweige fie ange: 
ordnet und wie fie gebildet werden follen. Haben fie 
„aber nur vorübergehende Aufträge zum Gegenftande, fo 
- fleht ihre Anordnung und Zufammenfegung lediglih dem - 
Magiftrate zu. 
| Stadtverordnete koͤnnen fowohl zu den bleibenden 
ald vorübergehenden Deputationen und Commiſſionen er: 


* 
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nannt werden, ſofern Magiſtrat und Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung hieruͤber einig ſind. — 
Alle ſolche Deputationen und Commiſſionen ſind je⸗ 
doch nur als im Auftrage des Magiſtrats beſtehend und 
als ihm untergeordnet zu betrachten. J 
$. 766. ($. 108.) Der Vorſitzende im Magiftrate h 
a) die Aufficht und Leitung des garizen Gefchäftsganged 
| bei der ftädtifchen Verwaltung. . — 
b) Er iſt befugt, Beſchluͤſſe des Magiſtrats, welche er 
für geſetzwidrig oder gemeinſchaͤdlich hält, auf feine 
Derantwortlichfeit zu fuspendiren, jedoch verpflichtet, 
alddann fogleich an die Negierung darüber zu berichten. _ 
c) Ihm liegt es infonderheit ob, darauf zu fehen, daß 
der Magiftrat feinen Verpflichtungen als Staatds 
behoͤrde gebührend nachfomme. 
4) In allen Fällen, in welchen Gefahr im Verzuge if, 
hat er das Erforderliche zur Abwendung der Gefahr 
ſofort vorzufehren. Ä 
e) Zu Erhaltung der nöthigen Disciolin ſteht dem 
WVorſitzenden das Recht zu, den Magiftratöunters 
beamten Geldbußen oder "Gefängnißfirafen bis zu 
acht Zagen aufzulegen.. Ordnungsfirafen gegen bie 
Magiftratömitglieder hat die Regierung auf Antrag 
des Vorfigenden feitzuftellen. | | 


- 8. 767. ($. 109.) Infofern e& Se. Majeftät nicht für 
uöthig erachten, befondere Polizeibehörden zu beftellen, 
"ift der Magiftrat, und insbefondere der Bürgermeifter 
oder Oberbürgermeifter, oder" dasjenige andere Magiftiatss 
mitglied, welches damit etwa fpeciell, heauftragt werden 
möchte, verbunden, auch die Polizeivermaltung in dem 
Stadtbezirke zu übernehmen. Er handelt dabei aber blos 
im Auftrage der vorgefegten Regierung , unabhängig von 
feinem Verhältniffe als Gemeindevorfteher. Aber auch 
dba, mo befondere Polizeibehörden angeordnet find, oder 
ein einzelnes Magiftratömitglied mit der Polizeivernfaltung 
beauftragt worden, hat der Magiftrat und infonderheit 
‚ ber Borfteher deffelben, die Polizeibehörde zu unterflügen 
und die nöthige Huͤlfe derfelben zu leiften, damit überall 
die gefegliche Ordnung, Ruhe und Sicherheit erhalten werde. 


‘6. 768. ($. 110.) Wenn in den Stadtangelegenheiten 
. nicht blos die Gefege - oder fchon gefaßten Befchlüffe 
auszuführen, fondern neue Befchlüffe zu faſſen find, fo 


— 
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gehen zwar auch biefe in ber Regel zundchft von dem 
Magiftrate als Stadtobrigkeit aus; jedoch fol dabei die 
Entſcheidung, nach Verſchiedenheit der * abhängig feyn: - 
entweder von dem Magiftrate allein ; 
oder von der Stabtverorbneten-VBerfammlung allein; 
oder von der Einflimmung beider Stabtbehlrden; N 
oder von dieſer Einflimmung und der hinzutretenden 
“ Genehmigung der Staatsbehörden. 
$. 769.°($. 111.) Wenn der Magiftrat es nothwendig 
findet, die Stadtverordneten von den Gründen eines arı 
fie gelangten Vorſchlages, und den dabei zu beobachten= 
ben Rüdjichten näher zu unterrichten, fo iſt ihm geftattet, 
eined oder einige feiner Mitglieder zum Vortrage ber Ans 
gelegenheit in die Stadtverordneten: Verfammlung abzus 
. ordnen. Diefe Abgeordneten müffen ſich jedoch vor der 
Abflimmung wieder entfernen. Ä 
* Auf gleiche Weiſe duͤrfen die Stadtverordneten bei 
Uebergabe ihrer Beſchluͤſſe und zu deren Erlaͤuterung, oder 
auch zu Vorbereitung derſelben, eins oder einige ihrer 
Mitglieder in die Magiſtratsverſammlung abordnen. 


'$. 770. (112) Ein Gutachten der Stadtverordneten⸗ 
Berfammlung hat der Magiftrat bei allen Angelegenbeis 
ten einzuholen, in welchen es auf Erfüllung von Pflichs _ 
ten; gegen den Staat; gegen Inftitute und gegen Privats 
‚perfonen ankommt, wobei örtliche Berhältniffe Einfluß 
haben, 5. B. bei der Anlage und Unterhaltung von Pos 
lizeianftalten oder Armen-Inftituten, bei den Angelegens 
beiten ber Kirche, Schulen, frommen Stiftungen ꝛc. Dies 
ſes Gutachten bindet den Magiftrat überhaupt nicht, und 
insbefondere hat die Stadt alles „dasjenige, was nach 
den Feſtſetzungen der Staatsbehörden erforderlich ift, ohne 
Meiteres zu leiften. Kr 
. 8. 771. Der vorftehende $. bezieht fich nicht auf die‘ 
Ausübung des Patronats, fondern in den darin angeges 
‚ benen Fällen auf oͤkonomiſche Angelegenheiten der Kirz, 

hen und Schulen, auf welche Örtliche Verhältniffe Eins 
fluß haben. — Die revidirte Städteorbnung giebt den 
Stadtverordneten Feine neuen Rechte: in. Betreff der An 
ftellung: von Geiftlichen. «und Schullehrern, welche den 
Magifteäten vermoͤge des Patronatsrechts zufteht. Stand 
jedoch ber bürgerlihen Gemeinde durch deren, Vertreter, 

3. DB. die DVierteld: und Gaffenmeifter, früher eine Mit: 
Ergaͤnz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thi. 15 


* 
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wirkung hierbei zu, ſo treten jetzt die Stadtverordneten 
an deren Stelle. Auf die Beſtimmungen des Weſtphaͤli⸗ 
ſchen Decrets vom 28. Januar 1809 kann nicht mehr 
recurrirt werden. 

GEeſcript v. 2. July 1833. v. K. Annal. Bd. 17. S. 678.) 

$, 772. ($. 113.) Wenn der Ma irgend einen | 
andern Gegenftand, worin ihm die Entfcheidung zufteht, 
freiwillig der Stadtverorbneien-Verfammlung vorlegt, fo 
ift er an deren Befchluß gebunden. 

$. 773. (114.) Die Beſchlußnahme der Stadtverordne⸗ 
ten⸗Verſammlung hat der Magiſtrat in allen Angelegen⸗ 
heiten, welche ſich lediglich auf den innern Haushalt der 
Gemeinde beziehen, zu veranlaffen. Dahin gehört: 
1) Seftfeßung des Haushaltungs-Etats; 

2) Verpachtung oder Verwaltung von Grundftüden; 

3) Verpfändung von Grundflüden; 
4) Meliorationen von Grundftüden; 
5) Anftelung von Proceffen und Abfchliegung von Per: 

‚gleichen über Gerechtfame der Stadt oder über die 
| Subſtanz des Gemeindevermögeng ; 

: 6) Verträge, die außer den Grenzen. de Hausbarls- 
Etats liegen; 


7) ähnliche außerordentliche Geldbewilligungen, als Neu⸗ 


bauten, Hauptreparaturen u. |. w., Die den Haus⸗ 
haltungs⸗ Etat überfteigen. 
a In allen vorbenannten: Fällen iſt bie: Beſchluß⸗ 
nahme der Stabtverordneten-Verfannmlung, wenn fie nicht 
“den beſtehenden Geſetzen widerſpricht, in der Regel: bin: 
dend für: den Magiftrat. Ä 
" 8. 774. Den Stadtverordneten ſteht eine entſcheidende 
Mitwirkung bei der Frage: 
‚ob ein zur Nieberlaffung ſich meldender Auswaͤrti⸗ 
ger zuzulaſſen ſey? »7 
| ‚nicht zu, jedoch ift es wecmaßig, inen dergleichen An⸗ 
traͤge zur. Begutachtung ‚vorzulegen, da ihnen, vielleicht 
Umftände bekannt. ſeyn koͤnnen, ‚die der Magiftrat nicht 
‚tennt. — Sie find aber im Voraus zu belehren, daß ihr - 
Gutachten Feine verbindende Norm für die Behoͤrde fey. 
(Refer. dv. 16. März 1833: vi K. Annal. Bb. 17.©. 114.) 


$. 775. ($. 115.) Wenn jedoch der Magiftrat die Meber- 
zeugung hat, daß ein Befchluß der Stadtverorbheten-Ver- 


RD, in — dieſer Art dem Gemeinde⸗ J 


— 
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wohle nachtheilig erben würde ſo foll derfelbe die, Be 
ftätigung verfagen, und, wenn er feine Bereinigung mit 
den Stabtverorbneten bewirken kann ($. 111. )», darüber 
an die Regierung berichten, welcher die Entſcheidung zu⸗ 
ſteht, ob der Widerſpruch des Magiſtrats begründet if, 
oder nicht. Die Regierung fol in der Regel, ehe fie ent- 
fcheidet, durch einen Commiffarius eine Vereinigung zwifchen 
dem Magiftrate und der Stabtverorbneten-VBerfammlung 
:verfühen. Der Commifjarius kann, nach feinem Dafür: 
halten, Magiftrat und Stadtuerordnete, unter Zuziehung 
einer Anzahl von: ihm zu berufender achtbarer Einwohner, 
verfammeln, und wenn er auch auf diefem Wege Feine 
Einigung bewirken kann, fowohl von der Majorität der 
fo zufammengebrachten Berfammlung, als auch von der 
Minorität ein befondered Gutachten erfordern, welches er 
feinem Berichte an die Regierung beifügen muß. Hier: 
auf entſcheidet die Regierung uͤber die ſtreitige Frage. 


g. 776. ($. 116.) Der Magiſtrat ſowohl, als auch die 
Stadtverordneten⸗Verſammlung, kann auf Einführung 
neuer imd Aufhebung oder Abänderung beſtehender Ein⸗ 

richtungen antragen. Wenn beide Behoͤrden einverſtanden 

‚find, kann der Magiſtrat dergleichen Einrichtungen ſofort 

ausführen, aa fe nicht den Gefegen ppbe oder 

an höhere Genehmigung gebunden: find. Bei nicht ers 

‚folgtem: Einverſtaͤndniſſe iſt die Sache nach den oben 

!auögefprochenen ' Grundſaten zur Eniſcheidung zu brin⸗ 
gen. ($: 115.) . 
777. ($.°117.) Zur freiwilli en Veräußerung fläbti- 
fer Grundftüde und — iſt erforderlich: 
A) Einverſtaͤndniß zwiſchen Magiſtrat und. Stadtver⸗ 
oldnueten; 

:B): ‚Genehmigung ber Regierung; | 

0) — Licitation auf den Grund einer — 

* Bus‘ Gültigkeit"der Licitation aber gehoͤrt: > 

= — * bis zum Zermine aushängender An: 

95 * 

9 einmalige Bekanntmachung durch bie Amtsblätter 
der Regierung, und durch. die Öffentlichen Blätter 
Des Orts und bed Kreiſes; 

> eine Friſt von ſechs Wochen von ber Bekanntma⸗ 
chung bis zum irn er 


4 5 * 
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4) Abhaltung des Licitationstermins durch eine Juſtiz⸗ 
oder Maogiftratöperfon.  ' | 
Bor Erlafjung der Bekanntmachung iſt an die Ne 

gierung zu berichten, welche fi) davon überzeugen muß, 
ob ausreichende Gruͤnde zu der vorgefchlagemen Maßregel . 
vorhanden ‘find, und dad Weitere zu verfügen hat. Iſt 
bei der Picitation die Taxe nicht erreicht worden, fo hat 
‚ der Magiftrat, unter Einreichung’ der Verhandlungen, an 
die Regierung zu berichten, welche über den Zufchlag ent: 
ſcheidet. In befonderen Fällen. kann die Regierung, bei 
Uebereinffimmung beider Stadtbehördben, auch den Vers 
kauf aus freier Hand geftatten, fobald fie fich überzeugt, 
daß der Vortheil der Gemeinde ‘dadurch gefördert, oder 


ſolche doch nicht benachtheiligt wird. . 


Der Befigtitel kann für den Erwerber eines Ge: 
meinde⸗ Grundſtuͤcks nur dann berichtigt werben, wenn die 
Beobachtung diefer Vorfchriften nachgewieſen iſt. 
S. 778. ($. 118.) Zu Gemeinheitötheilungen fädtifher 
Grundftüde und Realberechtigungen ift die Erklärung 
beider Stadtbehörden und die Genehmigung der Regie: 
rung. nöthig, welche zu prüfen hat, ob nicht wirkliches 
Gemeindevermögen ($$. 31. 32.) dadurch in Privatvers 
mögen uͤbergehe, welches zu verhindern ifl.. 

$. 779. ($. 119.) Zur Veräußerung von wiffenfchafts 
lihen und. Kunftfammlungen, ingleihen von Archiven, 
ift, außer dem Einverſtaͤndniſſe des Magiftratö und der’ 
"> GStabtverorbneten: VBerfammlung, die Genehmigung des 
Minifteriums des Innern erforderlich. .. Ä Ä 
$. 7580. ($. 120.) Zur Aufnahme neuer Anleihen, und 
zum Ankaufe yon Grundftüden: ift ebenfalld das Eins 
verfiändniß bes Magiftratd und der Stadtverordneten⸗ 
Verfammlung, fo wie die Genehmigung der Regierung 
erforderlih. Die Genehmigung zu- neuen Anleihen hat 
die Regierung. nur dann: zu ertheilen,; wenn fuͤr einen 
ſichern Zins⸗ und Tilgungsfonds ıgeforgt, iſt. Auch Pros. 
longationen folder Anleihen und Abweſchungen von dem 
enehmigten Tilgungsplane find an die Einwilligung ber 
‚egierung gebunden. - are 
8.781. ($. 121.) Auch die Einführung von Gemeins 
deauflagen erfordert die Webereinftimmung beider Stabts 
behörden und die Genehmigung der vorgefegten Staatds 
behörden. Sie iſt überhaupt nur zuläffig, wenn die Eine. - 


Wrofite — us · =. 


Fünfte aus dem Vermoͤg en der Stadt zur Dedung der 
gg * — Ferner ſind ſolche 
Auflagen nie zulaͤſſig, 


fo lange noch ein Gemeindeyer⸗ 
mögen vorhanden iſt, deſſen ; von den einzelnen 


Einwohnern, oder einem beile derfelben bezogen wirb 


& 32.), vielmehr fol diefer Ertrag zu dem Stabtbes 


„bürfniffe verwendet werben, bevor zur ———— ge⸗ 
ſchritten werden darf. 


$. 782, ($. 122.) Für den Fall der Befleuerung ($. 44.) 
fol eine befondere Inftruction beftimmen, zu welchen 
landeöherrlihen Steuern Gemeindezufchläge zuläflig ſind 
und wiefern zu deren Veranlagung die Genehmigung der 
Regierungen oder der Miniſterien des Innern und der 


‘ Sinanzen erforderlich iſt. Der Zuſtimmung der letzteren 


bedarf ed zu allen bereits beſtehenden oder erſt einzufüh—⸗ 
senden Auflagen, welche nach einem andern Vertheilungs⸗ 
maafftabe ald dem der Staatöftenern aufgebracht wers 


ben, wenn die Erlaübniß zu deren Erhebung nicht fon 


feit Bekanntmachung des Gefeged über die Einrichtung 


rn Abgabenwefens vom 30. Mai 1820 auödrüdlic ges 


geben ilt. 
6. 783. Die im $. 122. Fe revidirten Stäbteorbnung 
vorbehaltenen Inftructionen wegen Anordnung von Ges 


meinde-Auflagen ift durch bad Reſcript des Finanzmini⸗ 
ſterii und des Miniſterii des Innern und der Polizei vom 


18. Febr. 1834 (v. K. Annal, Bd. 18. S. 116.) mit‘ der 
Beftimmung mitgetheilt, diefelbe auch in den Städten, wo 
die Städteorbnung vom 19. Nov. 1808 gilt, in fo weit, 
Tr fie mit der beftehenden Communal:Berfaflung vereinbar 
ift, in denen aber, wo bie revidirte Stäbteordnung eins 


geführt ift, * ihrer ganzen Ausdehnung in Anwendung 


ringen zu laſſen. 


1) Eine Gemeinde⸗ Auflage darf nicht eingefuͤhrt wer⸗ 


den, bevor dazu die Genehmigung der Regierung 

bes Bezirks erfolgt iſt. 

(Snftruction zu $. 121. der revidirten ET Ti v. 17. 
März 1831. $. 1. v. K. Annal. Bb. 18. ©. 117.) 


2) Jede Gemeinde, ‚welche zu einer Gemeinde⸗Auflage Mitigtetung 


fchreiten will, iſt verbunden, das vorhandene Be⸗ 


duͤrfniß und die Unzulänglichkeit des Ertrages bes 
Gemeinde⸗ Vermoͤgens gend — —* 
muß der Gemeindebe eben. und, wenn die in Aus 


* 


u 
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trag gebrachte Auflage nicht in “einem Zuſchlag zu 
der Staatsſteuer beſteht, die Veranlagungsweiſe voll⸗ 
ſtaͤndig, ſo wie eine Ueberſicht vom erwarteten Er⸗ 
trage, der Regierung eingereicht werben. F 


62. a. a. 0 
ein 3) Die Zuſtimmung ‚ber Staatsbehoͤrden zun Einfüh— 
Frezz ° zung einer GemeindeAuflage kann nur ertheilt wer⸗ 
lagen. 


ben, wenn biefelbe in einer Art und im e — Maaße 
angeordnet iſt, daß weder der freie Verkehr im In: 
nern dadurch gehemmt, noch der Eingang ber Staats⸗ 
ſteuern gefaͤhrdet wird. 
($. 3. a. a. O.) 

4) Im der Regel find die GemeindesAuflagen im Wege 
| des Zufchlags oder Beifchlages zu den Staatöftenern 
zu. erheben. Auch müflen dergleichen Beifchläge * 

Veranlagung der Haupiſteuer folgen. 


| G. 4. a. a. O.) ER 

Beiräläge 5) Unzuläffi ig find jedoch Beſchlag e — 
taats: a) zu den durch das Geſetz vom 26. May 1818 ein⸗ 

"Steuern. — Steuern, wie denn uͤberhaupt auch keine 
ommunal:30l= noch Communal⸗-Conſumtionsab⸗ 


gabe von auslaͤndiſchen Waaren geſtattet iſt. 
Gſr. $. 16—19, des allg. Geſetzes.) 
b) Daffelbe gilt auch von dem durch dad Gefe vom 
8. Februar 1819 befteuerten inländifchen Erzeugnifs 
fen (mit Ausnahme von Braumalz in beſonderen 


Faͤllen). 
vu c) Zu der Stempelabgabe, und 
© d) zu der- Auflage * das Salz. 
(F. 5. a. a. O.) 
—— 6) Zu der Gewerbeſteuer vom 30. May 1820 find Com⸗ 
munal⸗Zuſchlaͤge in der Regel ebenfalls nicht ver—⸗ 
ſtattet. Doc kann, wenn beſondere oͤrtliche Vers 
haͤltniſſe dafuͤr ſprechen, ausnahmsweiſe ein Zuſchlag 
zu der Gewerbeſteuer von‘ den Königlichen — 
gen in Antrag gebracht werden. 
G. 6. a. a. O.) 
une 7) Die Grundſteuer kann zum Vertheilungs: Maapflabe. 
der Communalfteuern nur benugt werden, mo die⸗ 
felbe nach gleichen en * alles Grundeigen⸗ 
ea. iſt. 


N 
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8) Bufätäge zur Gloffenfleuer find uͤberall verflattet. Safer 
nn 


‚Auch Fünnen dabei die Beifchläge für obere Steuer: - 
claffen nach erhöhten Procentfägen erfolgen. - 
($. 8. a. a. ©.) 
9) Ingleihen fteht es den Gemeinden, in welchen Mabt: „une 


Mahl: und Schlachtfteuer eingeführt ift, frei, ihre Teuer. 
Bedürfniffe durch Zufchläge in gleichen Procentfägen 
p beiden Steuern auüfzubringen. Ausnahmsweiſe 
ann der Zuſchlag auch auf die Schlachtſteuer bes 
fchränft werden. Das für das Militair beftimmte- 
Magazingut ift jedoch von dem Auſſchlage zum Vor: 
theil der Commune frei, auch bleiben die Vorfchrif: 

ten der. Circular-Verfügung der Minifterien des In- 
nern und der Finanzen vom 15. December 1820, . 
(Erg. $. 3021.) und des Finanzminifterii vom 7. 
September 1823 *) in Kraft. ee 
G. 9. a. a. O.J | 


\ i - - ! 

*) Das Refeript vom 7. September 1823 beftimmt Folgendes : 
- °,. Die eingeführte Silbergrofhen - Rechnung hat Weranlaffung. 

gegeben, die Erhebungsrolle für die Mahl-, Schlacht- und Ein- 
gangsfteuer vom Mahl, Bad: und Fleifchwert ſowohl über bie, 
Hauptfteuer, als den Communalzufag zur Erleichterung. der He- 
bung umgurechnen, und es erfolgt ein Exemplar in ber Anlage, \ 
um davon weitern Gebraudy zu machen. — . 

Nach diefer Stelle find ftatt der für den Communal-Aufſchlag 
unterm, 15. December 1820 feftgeftellt gemwefenen zwölf Procent= 
Säge von 4, bis 50 Procent diejenigen Säge ermittelt worben, 
welche ſich .nach der Silbergtofchen: Rechnung zunaͤchſt am zahlbars 
ften darftellen, wobei jedody, zur Vermeidung der Bruchpfennige, 
diejenigen Über einen halben Pfennig für voll angenommen, dies 
jenigen unter und bis zu einem halben Pfennig "einfchließlich weg⸗ 
gelaffen werben. — Diefe Erhebungsrolle ift auch in Anfehung _ 
des GSommunal:Zyufages, nach Maafgabe der Verfügung vom 15. 
December 1820 sib Nr. 6. in der. Art zum Grunde. zu legen, 
daß da, wo bie bisherigen Procentfäge mit den in, der Anlage - 
‚enthaltenen nicht genau übereinftimmen, die. zunächft höheren oder . 
niedrigeren, nad) ber jest entworfenen Rolle zum Grunde gelegt _ . 
und die daraus hervorgehenden Veränderungen öffentlich bekannt 
gemacht werden. — 
Uebrigens behält es bei den Brunnen der obgedachten 
Verfügung, befonders den zu 3 und 4, fein Bewenden. — | 
- *. - (Bufas an die Regierungen der Rheinpropinzen.) _ 
Namentlich ift in den Rheinprovinzen, da, wo in Folge bes 

Geſetzes vom 7. März 1822 wegen der Gemeinde-Schulden auf 
- dem linken Rheinufer ð. 19, der Mahl: und Schlachtſteuer⸗Zuſchlag 
über 25 Procent gefteigert werben kann, nichts deſto weniger vors 


— 


* 
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Braumalze 40) In befondern Fällen: behalten ſich die unterzeichnes 
— ten Minifterien vor, nach Maaßgabe der ihnen ers 
theilten Ermächtigung einen mäßigen. Zufchlag zur 
Braumalzfteuer zu verwilligen. ($. 5. Litt. 6.) 
6&1.a.a0D) 
Auftagen, 11) Wenn das Gemeindebebürfniß durch Beiſchlaͤge zu 
— Staatsſteuern nicht gedeckt werden kann, oder, wenn 
Bulle beſondere Gründe die Aufbringung im Wege anders 
feuern aufs - weiter Beftenerung erforderlih machen, kann deren 
erden. Geftaltung durch Vermittelung der Regierungen bei 
den Minifterien der Finanzen und bes Innern nach> 
gefucht werden, 
giuaa.D). Ä 
42) Sollte dad Gemeindebebürfniß in Form einer Eins 
fommenfteuer aufbebracht werden, fo find die Vor⸗ 
fchriften deö Gefeged vom, 11. July 1822, der Des 
claration vom 21. Januar 1829 und 14. May 1832 
über die Heranziehung der Staatöbiener, Penfionirs 
ten, landſchaftlichen und Gommunalbeamten. zu 
beachten. 
(5. 12. a. a. ©.) | 


Abgaben für 13) Abgaben für befondere Einrichtungen und Anftalten, 

‚ Anfalten, ald Pflafter:, Brüden:, Damm= und Fährgelder, 
Krahn:, Weg:, Bollwerk:, Legge:, Schau:, Zranf:, 
Marktftandsgelder und ähnliche Hebungen können: 
nur auf den Grund Landesherrlicher Verleihungen 
eingeführt werden, und es darf deren Ertrag die 
Koften der Herftelung oder Unterhaltung nicht übers 
fteigen. Auch die Zariffäge bereitö beftehender, wohls 
begründeter Erhebungen und Leiflungen diefer Art 





ee von der verzunehmenden Erhöhung über. diefen Procent-Gag 
ajeige gu machen. 
enn wenn gleich $. 80. des gebachten Gefehes ben Gemeine 
den bie Befugniß beilegt, die Art und. Weife, -wie die Schulden: 
tilgungsbeiträge aufzubringen find, nad Gutduͤnken zu beftimmen, 
fo find fie doc ausdruͤcklich dabei an die Genehmigung der Res 
ierung gebunden , und es ift dadurch nichts in den Bormen ges 
dert, welche bdiefelbe in Gemaͤßheit dee früheren Vorſchriften zu 
—— hat, um eine ſolche Genehmigung ihrer Seits ertheilen 
zu koͤnnen. | 


(Refeg, v. 7. September 1828. v. 8. Annal. Bd. 18. &, <20.) 


J 
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— — herabgeſetzt werben, wenn fie umberhältniße 
mäßig und für den Verkehr ftörend find. | 
Thorfperrgelder find gänzlich unſtatthaft. 

($. 13. a. a. O.) | — 

a) Der Regierungen. air 

44) Die Königlihen Regierungen en find berechtg t, zur 
Erhebung von Steuerzuſchlaͤgen ohne vorherige Ans 
frage zu ermächtigen: Ä R 

4) bei der Grundfteuer, infofern nach $. 7 7. ein Zu: 

ſchlag überhaupt zuläffig if, bis zu 20 Procent der 

Principalfteuern, - 
2). — = Glaffenfteuer bis zu Yıs des jährli ichen Er⸗ 


3) Wr * Mahl⸗ und Schlachtſteuer bis zu 25 Procent. 
($. 14. a. a. ©.) 


b) Der Minifterien. | 
45). ‚Safofern der Zufchlag zu ben im $. 14. genannten 
Steuern das darin feftgefegte Marimum — — 
ſoll, oder infofern ein ſolcher zu andern Steuern 
($. 6. u. 10.) nachgefucht wird, ift die Genehmigung. 
der Finanz: und Polizei-Minifterien - einzuholen. 
($. 15.0.0090.) - 


16). Sind Zufchläge au den Staatsſteuern bewilligt, fo Sememe 
erfolgt die Erhebung immer zugleih mit der Prin⸗ —— 
cipalſteuer, und durch denſelben Erheber. — 

Fir die Erhebung der Mahl: und Schlachtfieuer 
und ber Braumalziteuer wird den Gemeinden ein Betrag 
von 5 Procent ihrer Einnahme in Abzug gebracht. Für 
die Erhebung der Grund⸗ Claſſenſteuer und anderer Bei⸗ 
ſchlaͤge zu den directen Steuern werden ba, wo beſon⸗ 
dere Elementarſteuer-Erheber angeſtellt find, dieſelben 
Erhebungsprocente, wie von de Hauptfteuer einges 
zogen. 
6. 16. a. a. D.) . 
17): If die Genehmigung zur Erhebung einer Gemeinde⸗ Beibehals & 
‚ Auflage von der competenten Behörde, feit Publica: "' fe enden ; 
tion des Gefeßed vom 30. May 1820 bereitd ers Aullas 
theilt, ſo bat es dabei infofern fein Bewenden, 
und bedarf ed einer ermeuerten Einholung der Ges 
nehmigu z3 nach Erſcheinen dieſer Inſtruction nicht, 
als die mung der jest beſtehenden a mit- 


— 
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den in diefer Inftruction ausgefprochenen Grundfäßen _ 
nicht in Widerfpruch fteht. ne 
($. 17..a. a. ©.) 1 
$. 784. ($: 123.) Endlich ift die Verwandlung desje: 
migen Gemeindevermögens, deſſen Ertrag bisher an Ein- 
zeine vertheilt wurde ($. 32.), in Kämmereivermögen 
($. 31.) zuläffig, fobald beide Stadtbehörden einverftanz 
den find, und die Regierung ihre Genehmigung ertheilt. 
$. 785. ($. 124.) In jeder Stadt Muß vor dem Anz 
fange des Jahres ein Haushaltsetat feftgefegt und mög- 
Vichft kurze Zeit nach dem Sahresfchluffe die Rechnung bes 
richtigt werden. _ | 
Ueber die Art, wie Haushaltsetats und Rechnun: 
gen, auch das Caſſenweſen einzurichten, follen die Regie— 
rungen die erforderliche Inftruction ertheilen. 
$. 786. ($. 125.) "Die in die Stabtcaffe fließenden 
- Einfünfte , dürfen zu feinem andern Zwede, als zur 
—— des oͤffentlichen Staatsbeduͤrfniſſes verwendet 
werden. 


$. 787. ($. 126.) Die Stabtverorbneten-Verfammlung . 
controllirt die Verwaltung. Sie ift daher berechtigt und 


* 


verpflichtet, ſich von der Ausführung ihrer Beſchluͤſſe und 


der Verwendung aller ſtaͤdtiſchen Einnahmen Ueberzeu— 
gung zu verſchaffen, die Acten einzufehen, die Rechnun⸗ 
gen zu prüfen,‘ dagegen Grinnerungen zu machen und 
Decharge zu. ertheilen, die Richtigkeit der. Ausführung 
ftädtifcher Arbeiten zu unterfuchen u. f. w. —J— 
Dafern ſie zu finden glaubt, daß dem Magiſtrate 

oder deſſen einzelnen Mitgliedern Vernachlaͤſſigungen oder 
Pflichtverletzungen zur Laſt fallen, ſo hat ſie dies der 
Regierung anzuzeigen, welche die Sache zunaͤchſt auf ad⸗ 
miniftrativem Wege unterfuht und das Nöthige verfügt. 
Menn aber der eine oder der andere Theil fich bei ihrer 
. Verfügung nicht beruhigen will, fo ift ihm freigeftellt, 
“ binnen vier Wochen, vom Eingange des Regierungsbe-⸗ 
ſcheides an gerechnet, entweder auf die Entfcheidung der 
höheren Staatsbehörde, oder in den dazu geeigneten Faͤl⸗ 
len auf den Rechtsweg zu provociren. Bis zur Entfchei- 
dung bleibt die Vollziehung der vorläufigen Feftfegung 
dem Ermefien der Regierung überlafien. . Sobald auf 
höhere abminiftrative Entfcheidung angetragen worben 


— 


u 
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und beide Theile ‚mit dieſem Antrage: einverftanden find, 
ift der Rechtsweg ausgefchloffen, wenn nicht Die höhere 
Behörde die Sache dahin verweifet. 
Sollte ein Proceß gegen den Magiftrat nothwendig 
werben, fo: hat: die Regierung ſolchen, auf Antrag der 
Stadtverordneten-Berfammlung, eben fo wie $. 82. be⸗ 
ſtimmt ift, durch: einen Namens der. Stadt zu beftellen- 
den Anwalt einzuleiten. | 


‚$. 788. ($. 127.) Urkunden, welche die Stadtgemein: 
den verbinden follen, müfjen vom Magiftrate auögeftellt, 
und vom Bürgermeifter oder Oberbürgermeifter unterfchrie: 
ben werben; ed. muß aber, wenn fie Angelegenheiten des 
Stabthaushalts betreffen, ihnen der Genehmigungsbe- 
ſchluß der Stadtverordneten-Verfammlung, oder in dem 
$. 115.. angegebenen Falle die Entfcheitung der Regie— 
rung, in beglaubter Form beigefügt feyn. Den Urkuns 
den über Veräußerungen ift dasjenige, was zum Beweife 
ber F. 117. aufgeſtellten Erfordernifje dient, nicht minder 
den Urkunden über Anleihen, außer dem Beichluffe der 
Stadtverordneten-Berfammlung, die Beflätigung der Res 
gierung, ebenfalls. beglaubigt, beizufügen. | 

Bezieht fih die Urkunde auf eine von der Stadt zu 
erfüllende Pflicht (F. 112.), fo ift, wenn die Stadtvers 
orbneten-Verfammlung die Genehmigung verweigert, die 
Beflätigung der Regierung in beglaubigter Form beizus- 
+ fügen, in ‚welcher zu. bemerken ift, daß der Beſchluß der 
Stadtverorbneten-Berfammlung , da ed ſich um eine von 
der Stadt zu erfüllende Verbindlichkeit handle, ‚ergänzt 
worden. fey. Ä — 


$. 789. (59. 128.) Jeder Bürger iſt in der Regel ver: 


bunden , unbefoldete Stadtämter und einzelne Aufträge, , - 


fo wie die Stellen eines Stadtverorbneten und Stellver> 
treterö- deffelben zu uͤbernehmen und wenigftens drei Sahre 
zu verwalten. Nach Ablauf diefer- Frift ift jeder berech—⸗ 
- tigt, dad Amt niederzulegen, und kann binnen den naͤch⸗ 
fien drei Iahren zur Annahme neuer Aemter oder, Aufs 
träge nicht angehalten werden. 
_ Stellvertreter derStabtverorbneten Fönnen dieſe drei⸗ 
jährige Befreiung nur dann verlangen, wenn fie- wirklich 
einberufen find, und wenigftens ein Jahr ununterbrochen 
fungirt haben. | 

$. 790. ($.129.) Fortdauernde Krankheiten, Gefchäfte, 


‚2% Zweit. Th. Acht. Tit. F. 1— 178. 
die laͤngere Reifen nothwendig machen, und ein Alter 
über ſechszig Jahre find gültige Entfchuldigungdgründe, 
wodurch die im $. 128. ausgefprochene Verpflichtung eine 
. Ausnahme erleiden kann. Wer außer diefen beftimmten 
Ballen der Regierung darzuthun vermag, daß er nach feis 
nen befonderen Verhaͤltniſſen, oder ohne wefentliche Stös 
rung feines Wohlftandes, eine ihm angewiefene Stelle 
nicht zu übernehmen vermöge, ‚Tann von ber Regierung 
nach Umftänden ganz befreit, oder auch durch abgekürzte 
Dauer der Stelle erleichtert werben. f 


$. 791.. ($. 130.) Bon der im $. 128. —— 
Verbindlichkeit find gänzlich befreit: vom Staate beſol⸗ 
dete Beamte, Juſtizcommiſſarien, Advocaten, Patrimo⸗ 
nialrichter, Geiftliche, Schullehrer und Mebdicinalperfonen. 
Deögleichen können diejenigen, welche ein Stadtamt oder 
die Stelle eines Stadtverordneten bekleiden, nicht ges 
zwungen werden, eine neue Stelle neben der bisherigen 
zu übernehmen. Dagegen find Stadtverordnete und des 
ren Stellvertreter die Stellen unbefoldeter Magiſtrats⸗ 
mitglieder, deögleihen die Bezirksvorſteher, Mitglieber 
von Commiffionen u. f. w. verpflichtet, die Stellen der _ 
Stadtverordneten oder unbefoldeten Magiftratsmitglieder, 
anftatt ihrer bisherigen Stellen, nad 8. 128. zu über: 
nehmen. , ur ) 

$. 792. ($. 131.) Die vom Staate befoldeten Beam⸗ 
ten, Patrimonialrichter, Geiftlihe und Schullehrer bes 
bürfen,, wenm fie eine ftädtifche Stelle übernehmen wol: 
len, dazu der Erlaubniß ihrer vorgefesten Dienftbehörde 
und der Regierung. Diefe Erlaubniß kann auch, wenn 
fi aus der Verbindung beider Aemter für den Staats⸗ 
bienft oder für die flädtifche Verwaltung in der ‚Folge 
ein Nachtheil ergiebt, von der Dienftbehörde fowohl als . 
von der Regierung zurüdigenommen werben. 

di 793. ($. 132.) Wer fi den, in ben $$. 128 ff. 
- beftimmten Verbindlichfeiten, außer den Zälen ber 5%. 

129. und 130., beharrlich entzieht, Fan von den Stadt> 

»  bebörden, mit Genehmigung der Regierung, der Stimms 
fähigkeit und Wählbarkeit für immer oder auf beflimmte - 
Zeit verluftig erflärt werden. | 

$. 794. ($.133.) Die gegenwärtige Orbnung fol auch 
in den zu der Monarchie gehörenden mittelbaren Städten 
volle Anwendung. finden, ohne Unterfhied, ob den Be⸗ 
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figern berfelben barin die Grundherrlichkeit ober. nur ‚eine 
gelne Regierungd: und’ Auffichtörechte zuftehen. 

8: 795, ($. 134.) Gehören ſolche Städte zu dem Lands 
bezirfe vormals unmittelbarer Reihsftände, fo follen des 
ren Rechte über die Stadtgemeinden nad der Inftruction 
v. 30. May 1820 und dp abgefchlofienen befonderen Res 
mn beurtheilt werben. 

‘ Eben fo find die ‚Rechte derjenigen Befiger, welche 
in ähnlichen. Verhältniffen, wie Die vormaligen Reichs⸗ 
— ſtehen, nach ihren beſonderen — zu beur⸗ 

eilen. 

. 796. ($. 135.) Ale übrigen Beſi iger von fi ttelbas 
ten Städten bleiben auch fernerhin im Genuffe der ihnen 
ia ern Ehrenrechte und nugbaren Privatrechte. 

Bei der Abfafjung des Statutd follen fie von ber 
Regierun ra werden, fowohl um ihre eigenen Rechte 
im Verh —V wahrnehmen zu koͤnnen, als 
—* um ſich das Intereſſe der Stadt gutachtlich 


* yo 
| : 436) Sie follen femei auf die Angelegens 
En stadfgemeinde in. folgenden Fallen Einwirs 
aben: 
fie beflätigen bie gewählten Bürgermeifter und uͤbri⸗ 
en Magiſtratsmitglieder; 
by) J ſollen jedesmal mit ihrem Gutachten vernoms 
men werben, in den Angel een welche in den 
88. 6. 13. 116. 117. 120, 223. "gegenwärtiger 
Ordnung erwähnt find. In allen anteren Anges 
A Tegeneiten der Stadt hängt es vom der Regie - 
.. rung ab, ihr Gutachten zu erfordern; 
0) fie verwalten. in der Stabt die‘ Wolizei, koͤnnen bies 
felbe jedoch auch, nach vorgäugiger Einigung über 
die Koften, dem Magiftrate, überttagen. 1 
$.:798, ($. 137.) Sie follen jedoch die im $. 136. bes 
* Rechte nur raid folgenden, Einfchrän ungen unb 
‚Ausnahmen ausüben 
a) Sie, haben ra —— nur infofern, als 
biefe oder Anliche Repie Am Jahre 1806 ſchon 
beflanden haben. Maren j edoch nur einzelne * 
Yen, Bu. Ro Def in or t 
-zogen, fo fol. fich Diele ig au ie 
‚Sheile mit erfiveden; Ras 
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b) waren früherhin mit ihren Nechten gewiſſe Ver⸗ 


pflichtungen gegen die Stadtgemeinde verbunden, 
ſo ſollen ihnen dieſelben auch fernerhin obliegen; 
0) haben fie. ihren Aufenthalt außerhalb der Koͤnigli⸗ 


then Staaten , fo follen ihre Nechte einftweilen - 


ruhen und von der Regierung ausgeuͤbt werden; 


d) haben fie oder ihre Vorgänger. den Beſitz der mit⸗ 


telbaren Stadt durch Kauf, Tauſch u. f. w. zu ei- 
ner Zeit erworben, worin: folder Auffichtsrechte 

über die Stadt nicht beftanden, fo follen fie auch 

fünftig zu deren Ausübung nicht befugt ſeyn; 

e ) wenn fi die Stadigenieinde oder ein einzelnes 
Mitglied derfelben. durch die ‚Urt der Ausübung 
ſocher Rechte befchwert glaubt, ſo fol denfelben 

3 jederzeit der Recurs an die vorgejeste, Negierung 
freiſtehen. 


108. 799. Die Ausübung jedes einzelnen der im g. 


436; aufgeführten· Rechte bedingt ſich Durch die Aus⸗ 
uͤbung deſſelben oder eines aͤhnlichen Rechts im Jahre 
4806., Hiernach iſt denn auch eventnel das eine dieſer 
Rechte, ohne, das andere; fernerhin aus zuͤbhen, wenn, ‚Di 
‚frühere Verfaſſung dazu Veranlafjung giebt. „Namentli 
ſind die. Gutsherren im, Fall ,deö-$., 136°. ;nur Dann, mit 
vum —— zu hören, Aue 38* — —— 
icht oder Einrede bei, der Verwaltung Der, dort bezeich— 
neten oder her Komm ————— —2 
— Stand ihnen aber ein ſolches Recht ht zu, ob⸗ 


gleich fie die Magiftratsftellen beſehten und die Polizei - 


- verwalteten, fo haben fie zwar die, Rechte ad a, und c. 
ferner auszuüben, die, Regierung ift aber nicht verpflich= 
tet ihr Gutachten ‚uber die angegebenen. Haushglts: 
‚Angelegenheiten ‚ypr. Faſſung ker as; hließung zu ers 

fordern. Haben ‚die Grundherren nach $.n136° dem 
Magiftrat die Polizei übertragen, fo Fann dies nicht 


Unter beliebiger Theilung oder Beichränkung -diefes-Ge- 


Tchäfts gefchehen, noch weniger aber find’ fie Bere 
tigt, fih als Recuröinftanz zu conflituiren und dadu 
den Inftanzenzug zu ändern und die Inſtangen zu ver⸗ 
‚mehren. — Befteht dagegen eine verfaffungsmäßig con⸗ 
ftituirte Behörde, welche landesherrlich als Recurs⸗Inſtanz 
‚anerkannt.ift, fo ift Derfelben diefes Recht, wenn nicht bes 
“fondere Gründe obwalten, nicht zu beftreiten. 


(Refer, v. 3. Auguft 1833. v. 8. Annal.- 8b. 17... 676) 


— 
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$. 800. ($. 138.) Sn jeder mittelbaren Stadt ſollen | 
die dem Befiger über die Stadtgemeinde nach, gegenz- 


wärtigen Beftimmungen zuftehenden Rechte im Statute 
angegeben werden. 


$. 801. ($.:139.) Die Oberauffi ht des Staats über 


die Städte wird durch die Regierungen BR Diefe, 


find berechtigt und verpflichtet; _ 
a) fich Weberzeugung zu verfchaffen, ob in jeber Stadt 
bie Verwaltung nach den Geſetzen uͤberhaupt und 


nach gegenwaͤrtiger Ordnung insbeſondere einge⸗ 


richtet ſey; 

b) dafür zu forgen, daß, die Berwaltung fortwaͤhrend 
in dem vorgeſchriebenen Gange bleibe und ange⸗ 
zeigte Stoͤrungen beſeitigt werden; 


ec) die Beſchwerden Einzelner uͤber bie Verletzung der 
ihnen als Mitglieder der Gemeinde zuſtehenden 


Rechte zu unterſuchen und zu entſcheiden5 


 d) die Stadtgemeinden "zu UND. ihrer vnihtn 


anzuhalten, und 


0) in den Fällen zu — welche in dieſer Orb 


nung dahin verwieſen find: 4. 9. sie) 
In allen; Gemeindeangelegenheiten geht. per — 
curs ‚an: die Regierung, und ‚gegen Die, Eniſcheidung 


ſelben bleibt der Recurs an, die hoͤheren —— u | 


vorbehalten: Der, Rechtsweg iſt Haber gegen diem! 
ſcheidung der Regierung nur dann zwläffig, wenn di 
‚Klage anf eitten ſpetiellen privatrechtlichen: Titel; begruͤn⸗ 


det wird, Weber” allgemeine ‚ Vermaltungagrundfäge zınd.= 


‚deren Anwendung BR abero benn Richier * 


ſpruch. 
Wenn wider ee bie WMehneahi — ger: 


Schaft er an; befond flichtverlegu dig 5. 
- By " beba nee 32 fi ga en 
er ihr 


ſolchen ni diefe Stäbteorüpung werliehene 
. Berfaffung- zu entziehen. 


$. 802. Derjenige, der. von ber Annahıne eines "äori- . 
3 Iches jedoch freiwillig, uͤber⸗ 


ſchen Amts: befreit .ift, ‚ein 
nommen. bat, ift, zu jeber, Seit zum beliebigen ac 
‚davon befugt... - 

. ger. dv. 22. Ditober 1835, 9. K x. Annal— vd. 17. ‚8..969,) 
& 803. An den Orten, wo die revidirte Staͤdteord⸗ 
nung vom 17. Maͤrz 1831 eingeführt ift, er bie. Stadt: 


— 


a - 


240. Biielt: Th. Acht. Tit. $. 1—178 


geiseinben nicht mehr befugt, bie Erwerbung ftäbtifcher 
rundſtuͤcke von Seiten Auswärtiger zu befchränken, oder 
bie —— desfalls bezogenen Gonceffions = Gebühren zu 
erheben 

| b (Reſcr. v. 11. Januar 1832. v. 8. Annal. Bd. 16. ©. 132.) 
3u 7. .$. 804, Es ift, um den erimirten Gerichtöftand zu has 
ben, nicht erforderlich, daß der Beſitztitel des acquirirten 
Kitterguts bereits berichtigt fey, indem dieſer nicht Hi 

den Ehrerirechten gerechnet werden kann, deren die $$:27 

20. Kit. 17, Th. 2. des Ag. Landrechts erwähnen. 

— v. 16. September 1834. v. K. J. B. Bd. 44. ©. 


Zu WB. * —* Ueber die Theilnahme der Anſiedler an dem 
Gemeindevermoͤgen vide Reſcript vom 30. May 1829. 
(CG. K. Anal, De. 13. ©.312.) zu 6. 28. Tit. 7. 29.2. 
UN 8.5 
Zu 571. 6. 806. x —— eines Beamten zufolge eines 
Beſchluſſes des Königl. Staats: Minifterii hat den Ver: 
luft feines erimirten Gerichtöftandes nicht zur Zolge, dies 
fett. vielmehr Caſſation voraus. 
(Refet. v. 6. Zanuar 1832, v. K. I. B. Bb. 89, ©. 147.) 
8. 807. Eben fo ift auch, mit ‚Ausnahme ber Referens 
— darien, zur Erhaltung des eximirten Gerichtsſtandes es 
nicht nothwendig, daß dem auf ſein Anſuchen entlaſſenen 
Beamten bei ſeiner Entlaffung fein Charakter qusdruͤck⸗ 
lich vorbehalten wird. 
U Mefer dv. 27. October 1834. 0. 8. 3. ©. Bi. 44. S. 800) 
Bu $. 108. 6. 808. Ueber die Erwerbung von Grundſtücken durch 
"Stadt»Communen vide Reſcript vom 8. October 1832, 
6. K. De 16. ©. 951) zu $- 83. Tit. 6. Th. 2. 


Zu $. u "80. Vide Regulativ über das Sefchäftsverfahren 
. 188f- für den Magiftrat in Berlin vom 14, July 1834. (0.8. 
Annal. Bd. 18. ©. 756-781.) 
Sx⸗ gutigpe⸗ 6, 810. Die den Magiſtraten hiernach beigelegte Be⸗ 
fugniß zur Einziehung unſtreitiger Abgaben und Beitraͤge 
Zu zu Gommunallaften iſt nicht Ri Leiſtungen, die auf einem 
: enger Zitel beruhen, mithin auch nicht auf den 
Canon von erbpadhtöweife ausgethanen Grundſtuͤcken zu 
"beziehen: In diefer Hinficht Reh den Magiftraten- Fein 
Vorzugsrecht vor. Privatperfonen zu.. 
(Refeript v. 7, Juny 1834. v. K. Annal. Bb. 18, e. 409.) 


— 


* 
\ 
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$. 811. Ueber die Abnahme der Gemeinderechnungen 3u$.150Ff. 
vide Reſcript v. 9. July 1832. (v. 8. 3. B. Bo. 40, Ä 
©. 201.) zu $. 56 ff. it. 7. Th. 2. A. 2. R. 8. 586. 

'$. 812. Mit dem 1. Januar 1834 fallen in den Mes Aufhebung 
biatftädten ber Provinz Pofen ſaͤmmtliche bisher noch. be: Per, gewerb: 
ftandene Handelö: und Confumtionsabgaben von Waa— perföntihen - 


ren, ferner die Abgaben und Leiftungen, welche für die ———— 
Berechtigung zum Betriebe von Gewerben in beſtimmten in ben, Ser 
Terminen, oder eins für allemal entrichtet werden, in der der Provinz \ 
Art weg, wie ſolches durch die $$. 17. ü. 18. des Gera, g iss 
feßes vom 26. May 1818 (Erg. $. 5537—5539.), $.1. —175. 
der Verordnung vom 8. Februar 1819, $. 30. deö Ge⸗ 
werbfteuergefeged vom 2. November 1810 und Declara⸗ 
tion vom 19. Sebruat 1832 vorgefchrieben ift. — Ferner 
fallen weg alle Abgaben und Leiftungen 
a)’ für. die Befreiung von gewerblichen. Zwangs⸗ und 
Bannrechten (Getränfezwang); 
b) für die Ueberlaſſung oder Aufhebung ausfchließlicher 
| Rechte zur Getränfebereitung oder zum Ausſchank; 
c) für den zwangsweifen Gebraudh von Walfmühlen, 
Malz: und Brauhäufern, Waagen und ähnlichen ge: 
werblichen Anlagen; und J 
‚d) ſaͤmmtliche perſoͤnliche Abgaben und Leiſtungen, ein⸗ 
ſchließlich der perſoͤnlichen Abgaben der Juden, welche 
von -den Kaͤmmereien, Grundherren oder. von den 
Domainencaffen bisher in den Mebdiatftädten der 
‘ Provinz Pofen erhoben find. 

Geſetz v. 13. May 1833, wegen Aufhebung ber gewerblichen 
und perfönlichen Abgaben und Leiftungen in den Mediatftädten der 
Provinz Pofen. g. 1. 2. ©. ©. 1833. ©. 55.) 

$. 813. Die Grundherren follen für den durch dieſe 
Aufhebung erleidenden Verluſt entichädigt werden, bei 
Kämmereien und Domainencaffen follen. dafür blos die 
in Bezug auf jene Abgaben und Leiflungen gewährten 
Gegenleiftungen wegfallen. 
(3.00. O.) 


F. 814. Die Regierungen beforgen die Ermittelungen 
des Betragd der Entfchädigung der Grundherren, die der 
Dberpräfident öffentlich auffordert, nach einer von ihm 
‚ vorgefchriebenen Form binnen drei Monaten präclufivis 
ſcher Frift ihre Anfprüche bei den Regierungen anzumelden. 

Bei diefen Anmeldungen find zu unterfcheiden Die 

Entfchädigungsforberungen, 

Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 16 


* 


/ 
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a) welde nach Sudicaten oder. Vergleichen, ober nad) 
dem Anerkenntniß des Berpflichteten feither unwei⸗ 
gerlich entrichtet worden find; 

b) welche. bereit3 Gegenftand eines Prozeffes find; 

©) welche der Grundherr verlangt, ber Berpflichtete 
verweigert, derentmegen aber nod kein Prozeßverfah⸗ 
ren eingeleitet‘ ift. ! — 

Den Anmeldungen muß die, Urkunde,-auf der die Forde— 

. rung beruht, beigefügt, e& muß Darin der Betrag, und aus 

welchen Naturals, Geld» oder andern Lieferungen oder Lei- 

ftungen fie beiteht, fowie die etwanigen. Gegenleiftungen ges 
nau angegeben werden. Die Regierungen tragen die Ans: 
meldungen in ein für jede Stadt zu eröffnendes Regifter ein 
und m. - — Anmeldungsbeſcheinigungen. 

(8. *. a. a. O. 

$. 815. Nah Eingang ber Anmeldungen iſt deren 
Nichtigkeit feſtzüſtellen. Hierbei, fowie bei Ermittelung 
der Entfchädigung, find außer dem Berechtigten und Ver: 
pflichteten der Vorſtand der betreffenden Gemeinde und 
ein zu dieſem Zwede bei jeder Regierung von: bem Ober: 
präfidenten zu beftellender fiscalifcher Anwalt: zuzuziehen. 
Die Zuziehung der Lehns- und Fideicommißfolger , der 
Obereigenthümer und Wiederkaufsberechtigten, der. hypo⸗ 
thefariichen Gläubiger und anderer Gläubiger des berech- 
tigten Guts ift nicht: erforderlich, — Anerkenntniffe, und 
Vergleiche, welche nah Verkündigung diefes Geſetzes in 
Anfehung der gedachten Abgaben und Leiflungen exfolgen, 
find ohne Zuziehung” bes Gemeindevorfiandes und des 
fiscalifchen: Anwalts unverbindlich. 

‚Ueber die angemeldeten Anfprüche find, wenn. nicht 
bereitö ein Prozeß darüber ſchwebt, die Betheiligten durch 
einen Commifjarius der Negierung zu vernehmen. Wers 

den dieſe befiritten, fo bat der Commiſſarius, wenn er 

feinen Vergleich zu Stande bringt, den Befigftand zw 
ermitteln, welcher von der Regierung. durch ein Reſolut 

feftgefegt wird. Hiergegen fteht binnen. 4 Wochen der 
Recurs an das Minifterium des Innern für Handel und 
Gewerbe, oder der Rechtsweg offen, es kann aber von der 
einmal getröffenen Wahl nicht wieder abgegangen werben. 

Iſt ein Prozeß anhängig, fo wird dem. Gemeindes 

borftande. und dem fiscalifchen Anwalt durch die Regies 
rung hiervon Nachricht gegeben und denſelben überlaffen, 
ſich bei dem Prozeffe als Intervenienten zu melden. - 
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Sobald die angemeldeten Anfprüche durch Anerkennt: 
niß, Uebereinkommen ober rechtskraͤftige Entfcheidung 
feftftehen, läßt die Regierung für jede Mediatſtadt den 
Gefammtwerth der Abgaben und Leiftungen commiffarifch 
unter Zuziehung der Intereſſenten ermitteln, fest denſel— 
. ben ur einen motivirten Befchluß auf eine jährliche 
Geldfumme feft und macht diefe Feftfegung den Bethei⸗ 
ligten befannt. Die unfiritten Leiftungen und Abgaben 
werden nach dem Durchfchnitte der’ legten drei Jahre, 
und die markfgängigen Naturalabgaben nach den Durch: 
fchnittöpreifen der legtverfloffenen zehn Jahre, andere Ab: 
gaben und Leiftungen aber nach vorgängiger Schägung 
durch Sachverftändige zu Gelbe berechnet. Gegen viele 
Feſtſetzung findet Fein Rechtsweg, fondern nur Recurd am 
den binnen + Wochen ftatt. | 
2 : &. d. WU. 


.. $. 816. Den feftgefegten Geldbetrag hat jede Mebdiat- 
ftadt durch Zufchläge zu den Staatöfteuern bis zur Been: 
digung der Ablöfung aufzubringen und vierteljährlich durch 

die Kreiscaffe art die bei Dem Oberpräfidenten zu bildende - 
Amortifationscaffe abzuliefern. Se 

($. 6. a. a. ©.) 

$. 817. Bon dem feftgeftellten Geldwerthe der Abga⸗ 
ben und Leiftungen jeder Mebiatftadt werben Vier Pto— 
sent für die Recepturfoften, Zwei ‚Procent für Erlaffe 
und Ausfälle und Vier und Zwanzig Procent an Offiara 
. oder Grundfteuer abgefegt. und die bleibende Summe 
wird als ablösbare Rente in Quartalraten postnume- 
rando durch die Kreiscaffe an die Grundherren gezahlt. 
"ZERO 1 
G. 818. Die Grundherren erhalten uͤber die ihnen zu⸗ 

‚ftehenden Renten Anerkenntniffe, welche von dem Ober: 
praͤſidenten auögefertigt werden. Die Ablöfung erfolgt 
durch Zahlung des zwanzigfachen Werths in Summen 
von mindeftens hundert Thalern nach vorheriger viertel 
jähriger Kündigung. , 

($. 8 a. a. ©.) J es 

- & 819. Ift die Abgabe oder Leiflung, für welche bie 
Rente gewährt wird, Zubehör eines Gutd, und dieſes 
ein Lehnfideicommiß-, Erbzins» oder Erbpachtögut, oder-mit 
einem Vorkaufs⸗ oder Nießbrauchrechte, ober mit hypo⸗ 
thekariſchen Schulden belaftet, fo wird in dem Anerkennt- 
niffe vermerkt, daß ber Inhaber daruͤber EI 
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gung des Gerichts, bei welchem das Hypothekenbuch 
über dad Gut geführt wird, nicht verfügen darf. Diefe 
Genehmigung darf nur mit Einwilligung der vorgenanns 

ten Realberechtigten ertheilt werden. | | 

(9 a. a. O.) | 
$. 820. Die abgelöften Rentenbeträge, ber welche der 
Snhaber des Anerkenntniffes nach vorftehendem $. nicht 
frei verfügen Tann, find an das Depofitorium des ba- 
felbft bezeichneten Gerichts zu zahlen und nach den Grund: 
fäßen der Ablöfungs= Drdnung vom 7. Juny 1821 über 
GSapitalablöfungen bei Gütern, welche mit Einfchräntung 
des Eigenthums und mit Realverbindlichkeiten belaftet 
find, zu verwenden. ' | 

($. 10. a. a. ©.) 
88231. Den Mebdiatftädten fteht frei, die an die 
Amortifationscaffe jährlich zu zahlende Summe auf ein: 
mal abzuzahlen. — Denjenigen Stadtgemeinden, beren- 
Kämmereicaffen jährliche Zahlungen an ihre Grundherrs . 
fopaften zu leiften haben, die aus dem im $. 812. bes 
. zeichneten Abgabenverhältniffe hervorgehen, ift. geftattet, 
dieſelben nach, den Beflimmungen vieles Geſetzes abzulös 
ſen, ed muß jedoch. diefer Antrag, bei Verluft. der Be: 
fugniß, binnen 6 Wochen nah Publication diefes Ges 
feges angebracht werden. 
. + ($.-12. a2. 13. a. a. ©.) j 


Zum dritten Abſchnitt. 
- Bon. Handwerkern und. Zünften. 


nee _, 823. Alle auöfchließlichen Gewerbeberechtigungen ber 
(ölieftichen Zünfte, Corporationen oder einzelner Individuen in den 
rehtigun Städten der Provinz Pofen find mit der Verfündigung 
Eiiinden des Gefeges vom 13. May 1833 (auögegeben Berlin ben 
ovind 15. Juny 1833) aufgehoben, und Fann die Befugniß 
3u $. 179 um Betriebe des Gewerbes mit der Wirkung eines Unterfa= 
— 400. gungsrechtö ferner nicht. in Anfprucy ‚genommen werden, 


« (Erg. $ (Geſetz wegen Aufhebung der ausschließlichen Gemwerbeberechs 
8arl sg.) tigungen in ben Gtäbten der Provinz Pofen v. 13. Muy 1833. 
©. ©. 1833, ©. 52.) 


‚$. 824. Die Inhaber von ausſchließlichen, veraͤußer⸗ 

j lihen und vererblihen Gewerbeberechtigungen in den 
Städten (Bankgerechtigkeiten) haben für den Verluft der: 
felben einen Anfpruch auf Entfhädigung, wenn 


% 
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a) dad Dafeyn der eben erwähnten Cigenfchaften, na: 
mentlich das Recht, bie Vermehrung der Gewerb⸗ 
treibenden gleicher Art verhindern zu duͤrfen, durch 
hypothekariſche Eintragungsdocumente, oder auf an⸗ 

dere rechtliche Weiſe, es ſey durch Privilegien, oder 

durch den Beſitz eines Unterſagungsrechts, dargethan 
werben kann; 
wenn die producirten ‚Privilegien, Conceſſi onsurkun—⸗ 
den oder andere Beſitzdocumente nicht die Caſſations⸗ 
clauſel — den ausdruͤcklichen Vorbehalt der Meh⸗ 
rung, Minderung oder Aufhebung — enthalten; 

wenn die nach Publication der Declaration vom 10. 

Auguſt 1796 von einem Gutsherrn ertheilte Conceſſion 

mit der en Beſtaͤtigung verfehen iſt. 

($. 3. u. 4. a. a. ©.) 

$. 825. Die Entfhädigung wird nach dem durch. Ab: 
ſchabung ermittelten Werth gewaͤhrt, und zwar von den⸗ 
jenigen, welche, ohne in dem Beſitz einer ſolchen abIö- 
ſungsfaͤhigen Berechtigung zu ſeyn ($. 824.), fortan in 
dem Polizeibezirke einer ‚Stabi das Gewerbe ‚, dem die 

— ung — ‚ausüben. 


b 


— 


— 


e 


g. Nu. 7. a. a. O 
— 826. Der Abloͤſung des Werths einer ‚Gewerbebe: 
. rechtigung kann weder von dem zur Gewerbsabgabe Be- 
rechtigten, noch von ben im Hypothekenbuche eingetra- 
genen ee Bankbeſitzers widerfprochen werden. 
($. 8 


. 827. Die Inhaber von Gemwerbeberechtigungen muͤſ⸗ 
fen fofort von dem’ Magiftrat aufgefordert werden, bin⸗ 
nen drei Monaten, bei Verluſt ihrer Forderung, den Ans 
ſpruch auf Entfhädigung anzumelden und. zu begründen. 
Der Magiftrat erörtert die vorhandenen Erforderniffe des 
Anſpruchs und reicht die Verhandlungen ber- Regierung. 
. zur — nn durch ein Reſolut ein. 

. a. a. O. 

s > "Beife die Regierung ben Entfchäbigungsan- 
ſptuch ald unbegründet zuruͤck, fo fleht dagegen binnen 
+ Wochen nach der Publication entweder Berufung auf 
richterliche Entſcheidung, oder Recurs an das‘ Minifte: 
rium für Handel und Gewerbe frei. Haben die Inter: 
effenten einen Weg einmal gewählt, fo Eönnen fie als⸗ 
dann auf den andern nicht mehr aurhdgehen. 

Ä 6 11. a. a. O.) 


246  Bweit., Th. Acht. Tit. $. 179— 400. 


$. 829. Wenn wegen Berabfaumung der dreimonat: 
Tihen Anmeldungsfrift dem Inhaber der Entfchädigungs- 
anfpruch verloren gegangen ift, fo Eönnen die Realgläubiger 
des Banfbefiges denfelben noch innerhalb einer anderweiten 
praͤchuſiviſchen ars von drei Monaten geltend machen. 
($. 12. a. a. O. 


‚8. 830. Sobald der Anſpruch auf Entſchaͤdigung feft: 
ſteht, wird der Gapitalwerth einer einzelnen Gemerbebes- 
rechtigung nach dem Durchſchnitts⸗, Verkaufs: oder Ber: 
erbungspreiſe in den Sahren von 1797 bis 1832 von 
. dem Magiftrat — in den Städten, welche einem Land: - 
rath untergeordnet find, mit deſſen Zuziehfung — abge: 
fohägt und von der Regierung feſtgeſetzt. | 
($. 13. a. a. ©.) oo 


$. 831. Die Abfchäkung fol fi allein auf die Ges - 
werbeberechtigung befchränfen und deren Werth, fowie es 
nach Publication diefes Gefeßes ermittelt wird, feftitellen. 
Die mit derfelben in Verbindung veräußerten oder ver: 
erbten Realitäten. und Utenfilien werden eben fo wenig 
mit zur Berechnung gezogen, als die auf dem Gewerbs— 
betriebe ruhenden grundherrlichen oder Gameralabgaben, 
welche mit fünf Procent capitalifirt werden. - 
($..14:- a. a. D.) 
$. 832. Gegen die nach obigen Grundfägen ausgemit- 
telte Zare ift ein Rechtöverfahren, fondern nur Recurs 
an das Minifterium des Innern für Handel und Ge⸗ 
werböangelegenheiten zuläfjig. 
($. 15. a. a. ©.) 


* 


$. 833. Für jede einzelne Claſſe von abloͤſungsfaͤhigen 
Berechtigungen wird aus den jährlichen Beiträgen der zur 
Entfhädigung Verpflichteten ein Ablöfungsfond gefammelt 
und bei dem Magiftrat der betreffenden Stadt verwaltet. 
($. 16, a: 4. D.) e . 
$. 834. Diefe Beiträge beftehen aus Sechs Procent. 
jaͤhrlicher Zinfen von dem feftgeftellten Gapitalwerth einer 
Gewerbeberechtigung und werben Zwanzig Jahre lang - 
— von dem Zage ber: Öffentlich befannt zu machenden 
Feſtſetzung der" Taxe an gerechnet — von Jedem, wels 
cher, ohne zu den Berechtigten zu gehören, innerhalb 
diefed Zeitraums das Gewerbe treibt, und zwar fuͤr die 
Sahre feines Gewerbebetriebe&, welche innerhalb diefes 
zwanzigiährigen Zeitraums fallen, entrichtet. 1 
($. 17. a. a. ©.) * 


+ 


* 


” 
v 
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$. 835. Die Einziehung diefer Beiträge beforgt der 
Magiftrat, nöthigenfals im Wege der Erecution, und 
wo dieſe auf die Summe eines ganzjährigen Beitrags 
fruchtlos bleibt, kann dem DVerpflichteten die Fortfegung 
des Gewerbes bis zur Entrichtung des Rüdftandes un: 
terſagt und derfeibe mit einer Polizeiftrafe von 8 bis 14 
Sagen Gefängniß bedroht werben. . 

. (& 18,0. a. O.) 
. 836. Die eingegangenen Summen follen, wo es 

angeht, zinsbar belegt und in angemefjenen Friften von 
dem Magiftrat unter die zur Entfhädigung Berechtigten 
Mm — re getheilt werden. 

($. 19. 4. a. ©. u | 


$. 837. Nach dem Ablauf des zwanzigjährigen Zeit: 
raums find alle Anfprüche der Berechtigten auf. Entfchä= 
digung erlofchen. a 
($.20.0...0) oo. 
$. 838. Die Realgläubiger, welche etwa in Stelle des 
Berechtigten die Entfchädigung in Anfprudy nehmen 
($. 829.), treten dadurch nur in die Rechte und Pflich: 
ten des Berechtigten. Sie müffen fih, wenn der Be: . 
trag ber Realfhulden den ausgemittelten Gapitalwerth 
der Berechtigung überfleigen follte, die Vertheilung der ' 
Entfhadigungsbeträge nach der Priorität ihrer Forderun⸗ - 
gen gefallen laflen. Berbleibt nach ihrer Befriedigung 
ein Ueberſchuß, fo kommt derfelbe dem Ablöfungsfond zu 
ftatten. | — 
($. 21. a. a. ©.) 2 
$. 839. Zur Erledigung der bei Anwendung des $.30, ALaaben 
des Gewerbfteuergefeges vom 2. Nov. 1810 *) flattfin- Su $. 179 
denden Zweifel ift Nachitehendes verorbnet worden. — 400. 
(Del. v. 19. Febr. 1823. G. ©. v. 1832. ©. 64.) ' (Erg. $. 
$. 840, Abgaben, welche auf einen Grundftüde haf- 330 5. 
ten und von jedem Befiger deffelben entrichtet werden 
müffen, es möge das Gewerbe, zu welchem dad Grund 
) Diefe lautet: 
Alle bisherigen Abgaben von den Gewerben, infofern fle die 
Berechtigung zum Betriebe derfelben- betreffen, als: Conceſſions⸗ 
gelb, Nahrungsgeld von cataftvirten Stellen, ‚oder unter welcher 
‚Benennung fie fonft vorkommen, fie mögen alljaͤhrlich oder ein 
Mal für alle Mal an Königliche Caſſen, Kaͤmmereien oder an 
Grundherren entrichtet werden, hören mit Einführung der Ge: 
—— auf. — Eben dieſes iſt der Fall mit den Paraphen- 
geldern. — 
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on ſtuck beſtimmt iſt, betrieben werden oder nicht, gehören 
‘nicht zu den Abgaben von Gewerben, welche nach $. 30. 
= Gewerbſteuergeſetzes v. 2. Nov. 1810. (G. S. 1810. 
— ) mit — der Gewerbſteuer aufhoͤren ſollen. 
(A. a. 
$. 841. ee bei einer mit Grundbeſi ß verknuͤpften 
Abgabe nicht zu ermitteln iſt, ob ſie eine Grundabgabe 
ı fey, oder ob fie die Berechtigung zum Betriebe des Ge- 
end — wird das Erſtere vermuthet. 
(A. $. 2. 
$. 842. Sit eine Abgabe gemifchter Natur, fo daß fie. 
ſich theild auf den Grundbefig, theild auf einen Gewerbes 
betrieb bezieht, fo-bleibt die Abfonderung, bei mangelnder 
„Einigung der Intereflenten, dem richterlihen Ermeſſen 
überlafjen. Hat der -Grundherr ‘wegen einer folchen zu. 
theilenden Abgabe Gegenleiftungen an den Abgabenpflich 
tigen gehabt, fo. follen bei der Abfonderung dieſe Gegen⸗ 
leiſtungen rn werden. 
(4. a. O. g. 3 
$. 843. In — über die Natur der Abgabe entftes 
henden Prozefje ſoll, wenn der BVerpflichtete von der fer 
nern Leiſtung derſelben, als einer Gewerbsabgabe, ent⸗ 
bunden wird, auf den Erſatz der vor Einleitung des 
Prozeſſes an den Berechtigten etwa geleiſteten Abgabe 
nicht erkannt werden, es müßte denn die Zahlung ent= 
weder mit Vorbehalt oder in Folge einer durch Wider: 
ſpruch gegen die Verpflichtung veranlaßten ——— ge⸗ 
Sun, — 1 


s. er Sn ben feit Verkündigung des vom 
2. November 1810 über die in Rede ftehenden Abgaben 
rechtöfräftigen Erfenntniffen, imgleichen in den, darüber 
feit jener Zeit unter den Betheiligten getroffenen, vechtds 
gültigen Abkommen wird durch die — Ver⸗ 
ordnung re geändert, 
A. a. O. $. 5.) 
Siär. Ge: $. 845. Dem fächfi fchen General = Innungs = Artikeln 
FR rt. vom, 8. Sanuar 1780 ift durch die neue Städteordriung 
om 17. März 1831, foweit diefelben nebeneinander 
Bu, vn 179 nicht beftehen fönnen, derogirt, und müffen bie Zünfte 
— 400. danach auch diejenigen Gewerbetreibenden aufnehmen, die 
nicht Bürger find. 
GEeſcr. v. 11. San. 1832, v. K. Annal. Bd. 16. S. 182. u 
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$. 846. Zum Betriebe des Kleinhandels mit Geträn: „Aönk, 
ken auf dem Lande und der Saft: und Schenkwirthfchaft dem Lande 
auf dem Lande und in den. Städten, fowie überhaupt "Starten 
zum Verkauf zubereiteter Speifen und Getränke zum. Ges Zu $. 179 
nuß auf ber Stelle gehört ein polizeilicher Erlaubnißfchein — 
auf eine beſtimmte Perſon und ein beſtimmtes Local. — Hr — 
Dieſer Schein wird in den Städten von der Orts-Poli⸗ 3513 sg.) 
‚ zeibehörde, auf dem Lande von dem Landrath, jedoch im: 
mer nur auf ein Galenderjahr ertheilt, kann aber von 
Zahr zu Jahr erneuert werden. Er wird verweigert, 
wenn die Führung,-die Perfönlichkeit‘ und die Vermoͤ⸗ 
ensperhältnifle des Nachfuchenden nicht genügende Buͤrg⸗ 

haft eines ordnungsmaͤßigen Gewerbebetriebes gewähren, 
oder wenn das Local dazu nicht geeignet feheint. Sind 
wegen Ertheilung oder Verfagung eines ſolchen Erlaubs 
nißfcheind die Communal⸗ oder Polizeibehörde und der 
Landrath nicht einig, fo entfcheidet die Regierung. Die . 
Verlängerung eines einmal ertheilten Erlaubnißfcheins 
kann nur verfagt werden, wenn der Gemwerbtreibende zu 
gegründeten Befchwerden Veranlafjung gegeben hat. Die 
Erlaubniß geht auf die Erben nicht über, auch iſt die 
Polizeibehörde wegen Verweigerung oder Verlängerung 
derfelben nur der vorgefegten Inſtanz nähere Auskunft 
zu ’geben fchuldig. In denjenigen Landestheilen, in wel- 
hen noch ausfchließliche Berechtigungen vorfommen, oder - 
Realberechtigungen noch zu berüdfichtigen find, bleiben 
bie beftehenden Gefege zwar nad) wie vor in Gültigkeit, 
jedoch nur infomweit, als fie mit den obigen Beſtimmun⸗ 
gen nicht in. Widerfpruch ſtehen. Namentlih kann zu 

unſten eines Realberechtigten nie eine Ausnahme ges 
macht werden, wenn die Polizeibehörde die Perfönlichkeit 
befjelben oder das Local zur Ertheilung der Erlaubniß 

. nicht geeignet hält. Ze 
ie Sy Gab. Ord. v. 7. Februar 1335. G. ©. 1835. ©. 

‘8. 847. Zur Aufnahme eines Lehrlings in Zünfte und 3u $. 278. 
Innungen, bei denen noch die fächfifche Zunftverfaffung ° ” 
befteht, bedarf es weder des Nachweifes der ehelichen Ge: 
burt, noch eines Legitimations: Patents, und ift über: 
haupt der Unterfchied zwifchen ehelichen und unehelichen 
Kindern in Rüdfiht auf die gewerblichen Verhältniffe 
auch für die ehemals fächfifhen Länder aufgehoben. 

(Allerh. Cab. Order v. 8. Juny 1833. ©. ©. 1833. S. 78.) 
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3u$.275. 5. 848. Fremde Juden dürfen auch in denjenigen San: _ 

 beötheilen, wo das Edict vom 11. März 1812 (cfr. $. 34. 
1, aA nicht gilt, als Lehrburfchen nicht angenommen 
wer 


— Weſeript v. 25. Jan. 1832. v. K. Ann. Bd. 16. ©. 210,)- 


Bu $. [2 ‚6. 849. Diefe Vorfchriften finden auch auf die nicht 
* zünftigen Handwerker Anwendung. 
Geſcript v. 15. März 1829. v. K. Ann. Bd. 18. ©. 149.) 


Zum vierten Abſchnitt. 
Von Kuͤnſtlern und Fabrikanten. 


3u $. 401 g. 850. Unter den Kuͤnſtlern find hier nur produti⸗ 
—406. rende, welche Arbeiten fertigen, nicht aber darſtellende, 
wie 3. B. Schaufpieler, zu verftehen. | 

(Refer. v. 21. May 1835. v. 8.3.8. Bd. 45. ©. 440.) 


Sum fechöten Abſchnitt. 
Bon. Apothefern. 


Zu $. 851. Das Minifterium der Geiftlichen x. “ Angele- 
456 ff. x; h.genheiten ift ermächtigt, die in den 88.4.5. Tit. 1. der 
(in. $. Apotheker: Ordnung v. 11. Detober 1801 (Erg. $. 3559. 

3559. 8561.) zu Gunften der Hinterbliebenen eines privilegir- 
8561.) ten Apothekers enthaltenen Vorſchriften auch fuͤr die Hin⸗ 

terbliebenen eines conceſſionirten Apothekers in Anwen: 
dung zu bringen. — Die Regierungen muͤſſen daher, ehe 
fie über eine erledigte Eonceffion andermeit verfügen, alle: 
mal erft bei diefem Minifterio anfragen. 
. (Allerb. Gab. Orb. v. 9. December 1827. — Nefeript ı vom 
23. Zuny 1832. v. 8. Annal. Bd. 16. ©. 491.) 

Zus: 8: 852. Kein Candidat ber Pharmacie foll zur Staats 
Anh. 1.100 prüfung zugelaffen werben, wenn er nicht in einer inlän= 
(Erg. "bifchen Apotheke die Apotheferkunft gehörig erlernt und 
5 resp. 5 oder 3 Sabre als Gehülfe ferpirt hat. Sollte 
ein ‚ausländifher Candidat, der diefen Erforderniffen nicht 
genügt hat, -diefe Prüfung zurüdzulegen beabfichtigen, fo 
muß dieferhalb bei dem Minifterio angefragt werben. 

er vom 9. Auguft 1835. Merf. Amtsbl. 1835. ©. 


2 
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zum fiebenten Abſchnitt. | 
Bon Kaufleuten. 


Ritter: 

$- 853. Der ritterſchaftlichen Privatbank in — —— 
find kaufmaͤnniſche Rechte beigelegt, doch darf fie, keine in Pont 
Wechſel auf ſich ziehen und keine auf den Inhaber ge⸗  Weöel, 
ſtellte Papiere in Umlauf fet gen. — — 
tatute der ritterſchaftl rivat o 
23, — 1833, 8. u * Ak 3. ©. 5) IE 746 eg. 

$. 854. Wer dem Käufer feiner Handlung den fernern zu $. 500. 
Gebrauch feiner Handelöfirma geftattet, wird dem Dritten, Ger *. 
der in gutem Glauben mit dieſer Firma contrahirt, verhaftet. ; 

'(Erkenntniß bes ‘Geheimen Obertribunald vom 19. Augu 

1813. ©. u. Str. Ripde. Bd. 1. ©. 138. — ı Erfenntniß d 2 
ben Gerichts v. 6. April 1815. ©. 1a1. a. a. D.) 

$. 855. Bei Forderungen, die fi) aus einem Pacht: Zu 5.691. 
vertrage herfchreiben, find auch Kaufleute unter einander 696. 697. 
nur landuͤbliche Zinfen zu fordern befugt. 

Erkenntniß des ge Obertribunals v. 26, Ianuar 1815. 

©. u. Str. Rſpche. Bd. . 23.) 

$. 856. Ein — welcher ſich in einem conto Zu $. 698, 
finto eine Provifion del credere berechnet, muß feinem 2 
Eommittenten für den Kaufpreis der ihm zum Verkauf 
in Commiffion gegebenen Waaren haften. 


- (Erfenntniß bes nn Obertribunals v. 1. Suny 1818, 
- ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 127.) 


Zum achten Abſchnitt. m 
i | Bon Wechſeln. | u 


g.. 857. In einem Wechfel darf eine Gegenleiflung des au A 718. 
Wechfelgläubigers nicht beſtimmt werden. - - 
(Erfenntniß des — Obertribunals v. 7. Juny 1810. 
S. u. Str. Kiſpche. Bd. 1. ©. 3 fi.) 
$. 858. Ein A| welchen ein Handlungshaus auf Zu $. 714 
ſein an einem andern Orte unter der naͤmlichen Firma 
befindliches Handlungs-Etabliſſement zieht, iſt als ein 
gezogener Wechſel zu erachten. 
. (Erfenntniß des Geheimen —— vom 2. December 
. 1883. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 131.) 
859. Wirklihe Befi — adlicher Guͤter ſind * a 
nicht für wechfelmäßig zu erachten. 
⸗ (Erkenntniß des zweiten Senats des — — 
in v. 26. Suny 1818. ©. u. Stv. Rſpche. Bd. 2 451.) 


> 


« 
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3u.$.765. 6. 860. Das. Belenntniß des Mechfel:Ausftellers, Va- 


‘ Iuta durch eine für den erften Wechfelinhaber geleiftete . 
Bürgfchaft empfangen zu haben, ift für ein gehöriges 
Bekenntniß der Valuta nicht zu achten, | 
EErkenntniß bes on Obertribunals v. 7 guny 1810. 
| ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 3 ff.) 
3u 5.769. 6. 861. Ein von ben Befiker ‚eines adlichen Guts 
ausgeſtellter Wechſel iſt zu Recht beſtaͤndig, wenn der 
Ausſteller darin bekennt, Valuta durch einen abgelaufe— 
nen Wechſel erhalten, auf letztern aber baare Zahlung 
empfangen zu haben. 
—— des Geheimen Oberteisunals vom 19. Detober 
’ : ©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. S. 112.) 
3u 8. 770. fi 862. Eine Rafur bei dem es eines Wechſels 
hebt deſſen Wechſelkraft nicht unbedingt auf. 
(Erkenntniß des Ba area Ein Dofen vom 27. 
May 1822. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 403.) 
3u 8.776. 8. 863. Der Traſſat haftet * — auch dann 
wechſelmaͤßig, wenn der zur Zeit der Klageanſtellung vor⸗ 
liegende Wechſel, zur Zeit ſeiner Acceptation, von dem 
Ausſteller nicht unterſchrieben, mithin ein —————— 
Wechfel war. 
(Erkenntniß des Geheimen Obertribunal vom 30. Suny 1825, 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. S. 175.) 
3u 8.807. $. 864. Der Indoffatar . von einem nicht Mechfels 
833. — fähigen in Wechſelform ausgeſtellten, von einem Wechſel⸗ 
Herr fähigen mittelft eines Indoffament5 procura indoffirten 
1063, Schuldfcheins, kann nach erlofchener Wechfelfraft von feis 
nem Indoffanten nur den wirklich erlittenen Verluſt er: 
ſtattet verlangen. , 


(Erkenntniß des Ober-Landesgerichts zu a vom 
8. November 18235. ©. u. Etr. Rſpche. Bd. 2. ©. 323.). u 


Zu 5.886. 8. 865. Ein Indoffant, der fich wechfelmäßig niht 
‚ verbinden kann, ift zur Bezahlung von Provifion und 
Mechfel : Prozeßkoften nicht verpflichtet. 

nn des Geheimen Dbertribunals v. 9. May 1811. 
| ©. u. Str. Ripde. Bb. 1. ©. 218.) 
‚u 5.861. 8. 866. Die Verbindlichkeit zur Bezahlung eines Meß: 
862. Wechſels hängt nicht von dem wirklichen Eintritt. des 
Meß⸗Handel⸗Verkehrs ab, vielmehr beflimmen die Hand: 
lungö = Gefege des Orts den DVerfalltag. 
(Erkenntniß bes Geheimen Obertribunals vom 1. Februar 
1814, ©. u, Str. Rſpche. Bd. 1. — 
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S. 867. In Anſehung der Naumburger Meß-Wechſel Naumbur⸗ 
iſt unter Aufhebung der Allerh. Gab. D. v. 28. Juny 1825. Ing” 
' (Erg. $. 3645 ff.) und in Verfolg der Verordn. v. 4. Juny 3u.$. 
1819 (6. S. 1819... 141.), Folgendes feftgefegt worden: 862 fi. 
+4) Bu $$. 25. 26. d. Verorbn. v. 4. Juny 1819. (Erg. Zu $. 862. 

$$. 3645. 3646.) . BE 870. 
: Die Berfallzeit der in eine der beiden Meffen un: 
beſtimmt lautenden Wechfel tritt in der Regel am 


.Donnerstage der Zahlmodhe ein. N 
Ä 2) Zu $. 27. a. a. O. (Erg. $. 3647.) 3u $. 876, 
N In beiden Meffen kann jedoch die Zahlung am 877. 


Dienftag oder Mittwoch der Zahlwoche, welche Zage 
zum Scontriren beflimmt find, geleiflet werben, ohne 
daß der Remittent die Zahlung als zu früh geleiftet 
anfechten Fann. | | 
3) Zu $$. 28. u. 30. a. a. D. (Erg. — u: 3667.) Zu $. 864. 
Bei den in eine der beiden Meſſen lautenden 985. 990. 
Mechfeln ift zum Präfentiren, Acceptiren und Pros 
teftiren wegen nicht erfolgter Annahme, bie Zeit 
vom erften Freitage ber eigentlichen Meßwoche, 
Mittags 1 Uhr, bis zum Dienftage vor dem Zahls 
tage, Mittags 12 Uhr, beftimmt. Geht der MWechfel 
nach diefem Zeitpunfte ein, fo muß er binnen 24. 
Stunden präfentirt und, wenn die Acceptation'nicht 
. erfolgt, der. Proteft deshalb aufgenommen werben. 
Doch kann der Bezogene auch nachher noch acceptiren. | 
4) Zu $. 31. a. a. D. (Erg. $. 3676) gu g. 
DSie Einlegung der Proteſte wegen nicht erfolgter 1110. 
Zahlung muß in beiden Meſſen am Donnerstage 
der Zahlmworhe, von Mittags 1 Uhr bis Abends 
8 Uhr, gefhehen. | | ie, 
5) Zu $. 33. a. a. O. (Erg. $. 3682.) | Zu g. 
Die in einer der beiden Meſſen zahlbaren kauf⸗ 1271. 
maͤnniſchen Affignationen müffen bis zum Donners⸗ — 
tage der Zahlwoche Abends 10 Uhr praͤſentirt, ar= 
ceptirt, gezahlt, oder — bei nicht erfolgter Annahme 
und Zahlung — dem anwefenden Affignanten zus 
rücdgegeben werben; .ift biefer nicht anwefend, fo 
muß die Einlegung des Proteftes bis zur bemerften 
Zeit. erfolgen. In Anfehung der jüdifhen Sabbath: 
‚und Feiertage bleibt es bei den VBorfchriften des 
ÜUR. I, 8. $. 872. 989. u. 990, ° 
(Allerh. Cab. Ord. v. 24. März 1831. ©. ©. v. 1881. ©.8.) 
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Zu $; $. 868. Die bei den londoner Kaufleuten ebräuchliche - 
873. * u die MWechfel mit dem Beifabe der Xnreife ihres bie 
— Zahlung leitenden Banquiers zu acceptiren, iſt fuͤr eine 

4017. geſetzliche Acceptation, nicht für eine Aſſignation, zu er 
1118. achten. 
1120. en (Getenntnig bes Geheimen Obertribunald. ©. u. Str. Rſpche. 


Zu . . 869. Wenn in einem ſolchen Falle der Banquier 
‚1022 nicht Zahlung leiftet, fo genügt die Aufnahme des Pro- 
1056. tefted gegen den Banquier, und es bedarf nicht der Auf: 
1110— nahme eined Protefted gegen den Acceptanten felbft. 

1113, — des Geheimen Dbertebunals. S. u. Str. Rſpche. 


Zu g. * 870, Auch ein Jude iſt an einem Sonntag Zah: 
870. 871. lung aus einem Wechfel zu leiften nicht ſchuldig. ; 
| Wenn der zweite und dritte Nefpittag — oder 
1097. Feiertage fi find, muß die Zahlung eines Wechſels am er- 
1084. ſten Refpittage erfolgen. Ein Proteft kann an einem 
1110. Sonn: oder Feiertage rechtögültig nicht aufgenommen 
werben. 
(Erfenntniß bes Geheimen Dertisunat vom 12. Septem⸗ 
ber 1811. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 214.) 
u 8 — $. 871. So lange aus einem Wechſel wechſelmaͤßig 
| gg werben Tann, fo lange findet auch die MWechfel: 
lage wegen der barin verfprochenen, über Ein Jahr 
ruͤckſtaͤndigen Binfen flatt. 
(Erfenntniß bes — SE v..10. May 1815. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 177.) 
3u 5.903. $. 872. Dem Eimande dei Wechfelverjährung kann 
rechtögültig entſagt werben. * 
(Erkenntniß des Geheimen —— vom 16. Januar 
| 1833. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 4, ©. 138.) . 
Zu $. 903. $. 873. Die Reifetverjährung * nach den Geſetzen 
986. Anh. des Ortes, wo die Klage angeſtellt wird, zu beurtheilen. 
‚$. 117. (Erfenntnig bed Ober: — Senats bed Kammerges. 
richte v. 11. April 1825. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 323.) 
Zu 8.908. 874. Ueber bie Wirkung der Anmeldung * Wech⸗ 
Anh.$.115.fel-Forderung, oder einer Forderung aus einem in Wech⸗ 
felform auögeftelten Schuldfcheine bei, einem Gehalts-Ab- 
zugs: Verfahren vide Erkenntniß des Geheimen Obertri- 
bunals vom 19. April 1810. (S. u Str. Ripche Bd. 2, 
©. 104.) zu 750.751. Tit. 11. Thl. 1. A. ER. $.218._ 


3u 5.911. 8. 875. Die unterbrochene Communication zwifchen 
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dem Ort, wor fi ber Wechfelmhaber aufhält, und bem= 
jenigen, wo das Recht gegen den Werhfelfchuldner zu 
verfolgen ift, verhindert den Anfang der Wech ſelverjaͤh⸗ 
rung, ohne daß es der Aufnahme des fuͤr andre Faͤlle 
vorgeſchriebenen Proteſtes bedarf. 
(Erkenntniß des Geheimen — vom 23, October 
1315. ©. u. Str. Ripde. Bd. 1. S. 107.) 
$. 876. Im —— $ i Zeile 3. flatt: $. 38- zu $. 932. 
39." zu leſen „$: 34. 35. 
(Refer. v. 5. May 1834. v. K. 3.83. Bd. 43. ©. 445.) 
$. 877. ‚Die. Form des Protefted’ wird nach dem Ge: „Bu $. 986. 
ſetzen des Ortes beurtheilt, wo der Proteſt eingelegt 


werden muß. 
ya des Geheimen Obertribunals. Se u. Str. Rſpche. 


878. Wenn die vom Praͤſentanten auf dad Comtoir Zu 8.998. 
des zufällig nicht in demſelben befindlichen Bezogenen 
gefhidte Zratte diefem felbfl nach feiner Rüdkunft von 
feinem Commis vorgezeigt und. eingehändigt und von 
ihm ohne Erinnerung Über Nacht behalten worden, fo 
iſt dies für eine ſtillſchweigende Ucceptation zu achten. 

(Erkenntniß des a Obertribunals- v. 2. April 1813, 
S. u. Str. Rſpche. Bd. . 38.) 

8: 879. Der Bedfeitennes gegen den Vormann — aus. a 
erhalten, wenn der Inhaber der acceptirten Tratte zwar ne 
vor dem Verfalltage und vor eröffnetem Concurfe, aber 1110 
nach erfolgter Infolvenz> Erklärung des Acceptanten Be 
hufs der Zahlung und Sicperftellung proteftiren läßt und 
den Nachweis führt, daß eine anderweite Präfentation 
vergeblich gemwefen wäre. 

(Erkenntniß ‚des Geheimen — vom 17. Februar 
1317. S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 250.) 

$. 880. Der Zrafjant ee Sndoffant koͤnnen ſich fo3u$. og 
wenig ald der Acceptant gegen bie Bezahlung des Wechſels 1103. 
mit dem. Einwande fhüsen, daß die Aushändigung des 
mit der Acceptation und ber ganzen Folge ber ndoſſa⸗ 
mente verſehenen Exemplare hicht genlige, vielmehr die 
ſaͤmmtlichen Wechſel-Exemplare, als Prima, Secunda 
u. ſ. w. zuruͤckgeliefert werden müßten. 8 

(Erkenntniß des nr Obertribunald vom ©. u. etr. 
Rtſpche. Bb. 3. ©, 
. 881. Im netten, ift Zeile 4. ftatt: „S. 1056" 3u$. 1121. 


au leſen⸗ „s: 1 
(efer. d. 5. May 1834. 0.8. 3. 8. Bi. 43. ©. 445) 
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$. 882. Die Prolongation eined trodnen Wechfels ift 
“nicht ald eine Novation anzufehen. 
(Erfenntniß des Geheimen Obertribunals v. 16. Sanuar 1838, 
©. u. Str. Rippe. Bd. 4. ©. 158.) 
$. 883. Aus einem trodnen Wechſel, ver das Valuta⸗ 
Bekenntniß des Wechſel-Ausſtellers in der Art enthaͤlt, 


daß er die Valuta durch eine fuͤr'den erſten Wechſelin— 


aus. 1343, 


Zu F. 
1387. 


haber geleiſtete Buͤrgſchaft erhalten habe, kann der Ein- 
wand der nicht erhaltenen Valuta dem dritten Inhaber 
entgegengefegt werden , felbft wenn der Wechfel auf Or— 
ber lautet und der Auöfteller unter die $$. 718 — 724. . 
h. t. benannten Perfonen gehört. - 


Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 7. Juny 1810. 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 3 f.) 


Zum zehnten Abſchnitt. 
WVon Maͤtklern. 


$. 884. Das Ein» und Ausclariren der Schiffsladun⸗ 
gen gehört zu den, den Schiffsmaͤklern allein zuſtehen⸗/ 
den und vorbehaltenen Gefchäften und kann, wenn ber 


Schiffer oder Rheder dies nicht felbft beforgen will, nicht 


von Correfpondenten und Commiffionairs, fondern nur 
von angeftellten Schiffsmaͤklern übernommen werden. ° 


(Bekanntmachung vom 18. April 1833. v. K. Annal, Bd. 
17. €. 794.) | Ä 


Zum eilften Abſchnitt. 
Bon Rhedern, Schiffen und Befrachtern. 
$. 885. Ueber die Verpflichtung der Preußifchen See: 
ſchiffe zur Mitnahme verungluͤckter vaterlaͤndiſcher a 


männer vide Verordn. vom 5. October 1833. (©. © 
‚1833. ©. 122,) 


| Serprotent, $. 886. Da nach dem Gonfulats- Reglement vom 18. 


Zu $.1 
1 
1843, 
2261. 


5. September 1796 und ber Haverei-Drdnung v. 18. Febr. 
1776 den Preußifhen Gonfuls im, Auslande, alfo auch . 
in England, ein unbedingtes Recht zuſteht, Seeprotefte: 

Preußiſcher Schiffer aufzunehmen, fo kann auch eine 
gleiche Befugniß den englifchen Conſuls in Preußen in | 
Anfehung englifher Schiffer, alfo wenn der Seepro⸗ 
teft von dem Capitain eines englifchen Schiffes ‚eingelegt 


Bon Rhedern, Schiffern u. Befrachtern. J. 1445 —2235.. 257 | 
wirb und nur englifche Unterthanen betheiligt find, nicht 


verſagt werben. 


„,,_ Refeript vom 28. Auguft 1834. v. 8. 3.8. Br. 44. ©. 
— 79.) 


$. 887. Diefe Vorfchriften finden auch auf das Ver-3ug.1448 


hältniß_ der Eigenthümer der Stromfahrzeuge zu dem bis 1533. 
Stromfchiffern Anwendung. BE \ 
(Allerh. Cab. Ord. vom 23. September 1835. Nr. 2. ®. ©. 
1835. ©. 222.) ’ 2 
$. 888. Vide Regulativ wegen Ausübung der Rhein⸗ Zu $. 
Ihifffahrt und wegen des Lootfendienftes auf dem Rhein 1445 sg. 
v. 5. Auguft 1834. (G. ©. 1834. S. 149 sq.) s 
$. 889. Vide Allerh. Cab. Order vom 23. November zu 6. 
1831. (G. ©. 1831. ©. 255.) und Allerh. Cab. Order 1434 2q. 
v. 23. September 1835. ad 1. (©. ©. 1835. ©. 222.) 


‚au 9.1176. Tit. 6. IH. 2.4. E RS. 557. u. 558, 


$. 890. Dad Verhältniß zwifchen den Stromfchiffern 3u $. 1620 
und. den Befrachtern ift mach den Beflimmungen der — 1741. 
$$. 869— 920. Zit. 11. Th. 1: Les Allg. Landrechts zu 
beurtbeilen. . ü | 

— Gab. Orb. vom 23, Sept. 1835. Nr. 8. G. S. 1886. 


8 re , 

S. 891. Der Schifförheber, welchem im Befrachtungs: Zu. 1722. 
vertrage die Ladung für die Frachtgelder und Zölle ver: 

pfändet worden, ift für den Fall, da er wegen fchlechter 
Beichaffenheit des geladenen Guts in’ Betreff der Fracht: 


gelder und Zölle nicht hinlänglich gededt ift, nicht bes 


. 


; — 
Angelegenheiten an Dispache- und ſonſtigen Gebühren 193% ff. 


rechtigt, Caution von dem Befrachter zu oerlangen. 
(Erfenntniß des Geheimen Obertribunal® vom März 
1815. ©. u. Str, Rſpche. Bd. 2. ©. 136.) 


Zum dreizehnten Abfohnitt, 
| ‚Von Verſicherungen. Ä | 
$. 892. Dänifche Unterthanen haben in ihren Havarie⸗ 


nicht mehr ald Preußifche Unterthanen zu zahlen, die in 
‚bänifchen Häfen in Betreff diefer Gebühren eben fo wie 
die dortigen Unterthanen behandelt werden | 
‚ (Refcript vom 24. July und 11. September 1838. v. 8, J. 
3.80.32. ©. 85.) 
$. 893. Die im Weftpreußifchen Feuer = Societätörer TB von 
glement vom 27. December 1785. 8. 11. bei Vergütung Sorietäts: | 
Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 17 Zug 2285. u 


q 
— 
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‘von -Partialbränden vorgefchriebene Mobalität fol ferner: 
hin nicht angewendet, vielmehr in allen Fällen, wo ein 


Gebäude nicht ganz, ſondern nur theilweife abbrennt, 
gleichviel ob die Beihädigung nur dad Dach, oder auch 
den übrigen Theil des verficherten Gebäudes getroffen 
bat, der wirkliche Verluft ermittelt, und nur die nach 


dem Verhaͤltniſſe diefes Verluſtes zu dem ganzen Bau- 


werthe bes verficherten Gebäudes abgemeflene Rate ber 


Berfiherungsfumme vergütet werden. | 
(Allerh. Cab. Ord. v. 21. Nov. 1830, G. S. 1831, S. 1.) 


Zum fiebenten und achten Zitel, 
Bon den Juden. | 


Zubenweten F. 894. Für die Juden im Großherzogthum Pofen ift 


berzogthum 

e 

Boten. 
(Erg. $. 


‚2732 — 
3560.) 


‚die innern Verhältniffe der Synagogen: 


eine befondere Verordnung ergangen, welche folgende Be- 
flimmungen enthält: u “ 
$. 895. Die Iudenfchaft jedes Ortes bildet wie bisher 
eine vom Staate geduldete Religionsgefelfchaft, welcher 
in Beziehung auf ihre Vermögendangelegenheiten bie 
Rechte einer Corporation beigelegt werden. Sind die 
Sudenfchaften mehrerer Drte zu einer Synagoge verei: 
nigt, fo foll diefe Vereinigung auch hinfichts der Corpo⸗ 
rationd.= Angelegenheiten fortdauern. | 
(Verordnung wegen des Jubenwefens im Großherzogthum Po« 
fen vom 1. Suny 1833. $. 1. ©. ©. 1833. ©. 66.) | 
$. 896. Der Gorporationdverband fih nur auf. 
Gemeinden ($.20. - 
zit. 2. $. 13 8q. Tit. 6. Th. 2. des Allg. Landrechts), 
und auf diejenigen Gegenftände, welche nachftehend aus- 
druͤcklich als Corporationsangelegenheiten bezeichnet find. 
In allen andern Angelegenheiten findet zwifchen den Mit: 
gliedern der. Judenſchaft Fein ſolcher Verband ftatt, fie 
werben vielmehr in dieſer Beziehung ald Theilnehmer ber 
DOrtögemeinden nach ben für fie beftehenden oder zu ers 
lafjenden Ordnungen betrachtet. 
($. 2. a. a. O.) 
$. 897. Jeder Jude, welcher m einem — — 
Bezirke oder Orte ſeinen Wohnſitz hat, gehoͤrt zur Cor⸗ 
poration. 
($. 3. a. a. ©.) | > 
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$. 898. Stimmfähig in diefer Corporation find alle 
Diejenigen männlichen , volljährigen und unbefcholtenen 
Juden, welche entweder ein Grundflüd befißen, oder ein 
Gewerbe felbftftändig betreiben, oder ſich außerdem felbft: 
fländig und ohne fremde Unterflügung nähren. 
($. 4. a. 0. DO.) Tr 


8. 899. Die flimmfähigen Mitglieder wählen in Ge— 
genwart und unter Aufficht eines Regierungscommiffarius 
eine Anzahl von Repräfentanten, und dieſe wieder in 
„gleicher Art die Verwaltungsbeamten, melde von der 

Regierung beftätigt werden und ihr Amt unentgeldlich 
verwalten. ' ge 

($: 5. a. a. O.) — | 
$. 900. Die Beflimmung der Zahl der Reptäfentanten, 
der Verwaltungsbeamten und die Dauer ihrer. Verwal: 
tung enthält das Statut jeder Corporation, welches bie. 
Regierung nach Vernehmung der Repräfentanten ent: 
wirft und ber Oberpräfibent befldtigt. Bei der erften 
Wahl beftimmt die Regierung die Zahl. 
(8. 6. a. a. ©.) | + 


8. 901. Die Rechte und Pflichten der Verwaltungsbe— 
. hörden und der Repräfentanten gegen einander, gegen 
die Corporation und gegen dritte Perfonen find nach den 
Borfchriften, zu beurtheilen, welche die revidirte Städte: 
ordnung vom 17. März 1831 ($. 638 ff.) über die Rechte 
und Pflichten des Magiftrats und ber Stadtverordnieten 
enthält, ER | 
($. 7. a. a. O. © 67). — 
$. 902. Die Verwaltung der Vermoͤgensangelegenhei— 
ten der Corporation fleht unter der unmittelbaren Auf: 
ficht der Regierung oder ihres. Commiffarius; ohne ihre 
Genehmigung dürfen feine Schulden aufgenommen, Feine 
Grundftüde erworben und veräußert, und Feine neue Ab— 
gaben eingeführt werden. Sie ift berechtigt und ver: 
pflichtet, die. Verwaltung. durch Commiffarien unter Zu: 
ziehung ber Repräfentanten revidiren zu lafien, den Be 
Ihwerden der letztern über ‚die Verwaltung abzuhelfen , 
und darauf zu halten, daß.die Nechnungslegung an diefe 
‚ regelmäßig erfolge. — 
G. s. a. a. O.) 


8. 903. Nach vollendeter- a hr jüdifhen 
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Knaben haben die Verwaltungsbehoͤrden dafür zu ſorgen 
und ſind dafuͤr verantwortlich, daß jeder Knabe ein nuͤtz⸗ 
liches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiſſenſchaftlichen 


Lehranſtalten einem hoͤhern Berufe widme, und daß kei⸗ 


ner derſelben zu einem Handels⸗ oder Gewerbsbetrieb im 
Umberziehen gebraucht werde. Können, fie biefer Ders 

* bindlichkeit durch) Verabredungen mit dem Bater oder 
den Bormündern nicht genügen, fo haben fie fi an den 
Kreislandrath zu menden, welcher die Väter oder Bors _ 
münder (legtere unter Vernehmung mit ber obervors. 
mundfchaftlihen Behörbe) anhalten muß, den Knaben 

einer Wiffenfchaft oder, Kunft, oder dem Landbau, oder 
einem Handwerk, oder der Zabrication oder einer nuͤtz⸗ 
lichen Handarbeit, oder dem Handel, von feften Vers 
fauföplägen aus, zu beſtimmen. re 

($.13.0.00) i 


| $.-904. Den dazu moralifch und koͤrperlich geeigneten 
Juden iſt geftattet, innerhalb ihres militairpflichtigen Als 
terd freiwillig in den Militairdienft zu treten. Durch den 
-Eintritt wird der Eintretende und deſſen Vater vom Res 
crutengelde frei. Ä 
G. 14. a. a. O.) i R, 


$. 905. Die Regierungen müffen daflır forgen, daß 

die ‚Corporationsangelegenheiten in der oben vorgefchries 
benen Art fpäteftens binnen ſechs Monaten nach Publis 
cation diefer Verordnung (ausgegeben Berlin den 2. July. 

1833) geordnet werden. _ Sobald died gefchehen und die, 

.“ Berwaltungsbehörden mit Zuftimmung,der Repräfentans 
ten, Namens der Corporation, die Erklärung abgegeben ° 
haben, daß, fie für die Erfüllung der hier vorgefchriebes 
nen Bedingungen haften wollen, follen. die jüdifchen 
Hausväter und einzelne Perfonen unter nachflehenden Bes 
dingungen naturalifirt werden. 

0. 16.0 a. O. ©. 68.) ee 

| 8 906. Allgemeine Erforderniſſe der Naturaliſation 
ind: — — 

1) voͤllige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels; 

2) die Fähigkeit und Verpflichtung, ſich in allen oͤffent⸗ 
lihen Angelegenheiten ,_ Willenderflärungen , Rech» 
nungen u. dergl. auöfchließlich der deutfchen Sprache 
zu bedienen. — Bon biefem Erforberniß Fann der 


S ı 
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Dberpräfibent ‚auf Antrag - der Regierung. biöpen- 


firen 
2) die Annahme eined beftimmten —— 
G. 17. a. a. O. S. 69). 


907. unter dieſen Vorausſetzungen ſollen in die 


Ciaſſe der naturaliſirten Juden aufgenommen werden dies 
jenigen, welche den Nachweis führen: 
1) daß fie feit dem 1. Suny 1815 ihren, beftänbigen 
Wohnfig in der Provinz Pofen gehabt, oder zu ih⸗ 
rer fpätern Niederlaſſung die ausdruͤckliche Genehmis 
. gung’ bed Staates erhalten haben; 
2) daß fie 
‚entweder. einer Wiffenfchaft oder Kunft fich gewid⸗ 
“met haben, und ſolche .dergeftalt — N fie 
von ihrem Ertrage ſich erhalten fönnenz 
ober. ein, laͤndliches Grundftüd von dem Umfange bes 


figen, daß daffelbe ihnen’ und ihrer Familie hinreis 


enden Unterhalt ſichert; 

oder in einer Stadt ein namhaftes ſtehendes Gewerbe 
mit einiger Auszeichnung betreiben; 

ober in einer Stadt ein Grundftüd von menigftens 


- 


200 Rthlr. an Werth eigenthümlich und fchulden: 


frei befigen; 
oder daß ihnen ein Gapitalövermägen von wenigftend 


5000 Rthlr. eigenthümlich gehört; 


- oder daß fie durch patriotifche Handlungen ein befonde: | 


red Verdienft um den Staat fi) erworben haben. . 
($. 18. a. a. O.) 
$: 908. Diejenigen, welche diefen Nachweis fübien, 
follen von der Regierung bes Bezirks, in welchem fie 


wohnen , mit vorläufigen Naturalifationd-Patenten ver: - 


ſehen werden ‚ in welchen auf die ihnen verliehenen 
Rechte, fo wie auf die ihnen auferlegten ————— 
Bezug zu nehmen iſt. 


($. 19. a. a. O.) | 2 


$. 909. Die folchergeftalt naturalifi rten Juden koͤnnen 
unter Beobachtung der allgemeinen Vorſchriften, in 
Staͤdten und auf dem platten Lande innerhalb der * 
vinz ſich niederlaſſen, Grundſtücke jeder Art erwerben, 
und alle erlaubten Gewerbe treiben. Sie ſind, mit Vor⸗ 
behalt des zu entrichtenden Recrutengeldes, beſondere 


ars ed weder an bie Stagtöcaffen ‚ noch Rämmereien - 
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zu zahlen verbunden, dagegen verpflichtet, alle den Chri- 
ften gegen den Staat und ‚vie Gemeinde ihres Wohnorts 
obliegende Verbindlichkeiten vor der Hand mit der in 
Hinficht der Militairpflichtigkeit feftgefegten Ausnahme, zu 
erfüllen, und mit Ausfhluß der Stolgebühren gleiche 
Laften, wie andere Einwohner zu tragen, 

Mollen fie ihren Wohnort in eine andere Provinz ı 
verlegen, fo bedürfen fie dazu der Genehmigung des Mi: 
nifterö des Innern, und find verpflichtet, fich vorher mit 
der Corporation, zu welcher fie gehören, wegen Ablöfung 
ihred Antheild an den Corporations-Verpflichtungen durch 
- Einigung mit dem. Gorporationsvorflande, oder, wenn 
eine folche nicht zu beweifen ift, nach der Feſtſetzung der 
Regierung fich abzufinden. . | 
(8.20. a. a. O. ©. 70.) 


- 8. 910. Diejenigen jüdifchen Einwohner der Provinz 
Poſen, welche fih zur Naturalifation noch nicht eignen, 
müffen von der Verwaltungsbehoͤrde jeder Corporation 
forgfältig und zwar familienweife nad einem von bem 
Oberpraͤſidenten zu beflimmenden Schema verzeichnet 
werden. Der Landrath des Kreiſes prüft und befcheis 
nigt dieſe Verzeichniffe, die bei der. Ortöpolizeibehörde 
aufbewahrt, alle Jahre revidirt und von neuem befcheis 
nigt werden. | Ä 
(21... a. ©.) 


$. 911. Auf den Grund dieſes Verzeichniſſes ertheilt 
die Drtsbehörde jedem Familienvater ein mit der Num⸗ 
mer des Verzeichniffes verfehenes Gertificat, welches die, 
Namen der fammtlichen Mitglieder der Familie enthals. 
ten, und nach der jährlihen Revifion mit einem Viſa 
verfehen, oder berichtigt werden muß. 

($. 22. a. a. D.) 


$. 912, Solche Certificate werden nur denjenigen Fa⸗ 
milienvdtern und einzelnen volljährigen und felbftftändi- 
en Juden ertheilt, welche den Nachweis führen, daß fie 
fich feit dem 1.. July 1815 beftändig in der Provinz bes 
funden haben, oder, daß ihnen der Aufenthalt in derſel— 
ben fpaterhin ausdrüdlich geftattet worden. 
($. 23. a. a. ©.) — 


‘8 913. Ale, auch die zur Naturaliſation noch nicht 
qualificirten Juden im Großherzogthbum Pofen find vers 
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pflichtet, einen beftimmten Kamilien:Namen anzunehmen, 
unter welchem fie in das anzulegende Verzeichniß einzus 
‚tragen und in den $. 22. der Verordnung v. 1. Juny 
- 1833: vorgefchriebenen Gertificaten aufzuführen find. Die 
Regierungen, denen Die Genehmigung der gewählten Fa⸗ 
miliennamen fowohl für die naturalifirten,‘ als für die 
zur Raturalifation. noch nicht geeigneten Juden zufteht, 
haben hierbei darauf zu halten, daß die Familien-Namen. 
von ben bisherigen jüdifhen Namen nicht abweichen, und 
zugleich auch dahin zu fehen, daß diefes in Anfehung ber 
Vornamen beobachtet merde, welche die jüdifchen Eltern 
ben Kindern beilegen. 
(Aerh. Cab. Ord. v. 22. Dechr. 1838. ©..©. 1834. ©.3.) 
$. 914. Die durch ſolche Certificate nicht legitimirten 
Juden werben als Fremde betrachtet, und nad) ihrer 
Heimath zurüdgemwiefen; die Ruͤckkehr aber: foll ihnen bei. 
einer Strafe von 50 Rthlr. oder verhältnißmäßiger Ges 
fängnißftrafe unterfagt werden. Denjenigen Juden, welche 
fi, feit dem 1. Juny 1815 ohne ausdrüdliche Erlaub⸗ 
niß in der Provinz angefiedelt und: einen Wohnfig 'im 
rechtlichen Sinne dort genommen haben, ift der Ober: 
präfident die Aufnahme und das Certificat zu bewilligen 
befugt. . .. 
6 24. a. a. O. S. 71.) 

F. 915. Alle noch nicht naturaliſirten, jedoch ferner zu 
duldenden und mit Gertificaten zu verfehenden Juden 
figd außer den $. 909. ausgebrüdten Befchräntungen, 
welchen auch die naturalifirten unterliegen,. noch folgen; 
den unterworfen: . | 

a) fie dürfen ihren Wohnſitz in der Regel nur in 

Städten nehmen, ohne jedoch auf die zeitherigen Zus 
denreviere befchränkt zu feyn, find aber zur Gewin⸗ 
nung des fiädtifchen Bürgerrecht nicht fähig. Auf 
dem Lande dürfen fie nur dann wohnen, wenn fie 
entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und 
denfelben felbft bewirthfchaften, oder wenn fie bei 

“ländlichen Grundbefigern ald Dienftboten, oder zum 

Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen 
Gewerbes, 3. B. ald Brenner oder Brauer ſich ver: 
. miethen; 

b) fie find von dem Handel mit Faufmännifchen Red: 

ten ausgefchloffen. ‚Das Schanfgewerbe darf ihnen, 
» ' 
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jedoch nur in Städten, und nur auf den Grund ei⸗ 
- ned befonderen Gutachtens der Ortöpolizeibehörde 
binfichtlich ihrer. perfönlihen Qualificatton, von der 
Regierung geftattet werden. . Der Ein: und Verkauf 
im Umberziehen ift ihnen unbedingt unterfagt. Der 
Betrieb aller audern an fich erlaubten ftehehden Ge— 
werbe darf ihnen unter den beftehenden allgemeinen 
gewerbepolizeilichen- Beftinimungen nicht verweigert 
werden; & 
ec) die Annahme chriftlicher Lehrlinge, Gefellen und 
Dienftboten ift ihnen nicht geftattet. 
vide Nachtr. 8.181. zu $ 221. Zit. II. Th. 1. A. L. R. 
6.214. zu 8.777. 1. c. und $. 465. zu $. 37. Zit. 1. 
MEER: | 
6883.00 0) 


$.:916. Zu ihrer Verheirathung bebürfen diefe Juden 
eines Zraufcheind, der ihnen von dem Landrath ſtempel⸗ 
und Foftenfrei ertheilt wird, fobald fie fih wegen Erreis 
chung des Alterd von 24 Jahren,“ oder wegen ber 
vom Dberpräfidenten ertheilten Diöpenfation legitimi- 
ren, wenn bie Braut eine Ausländerin ift, das ders 


felben eigenthümliche Vermögen von 500 Thlr. beſcheini⸗ 


gen und die Fähigkeiten und Mittel nachweifen, durch den 
. . Betrieb eined gefeglich erlaubten Gewerbes, oder dur) 
. binreichendes eigened Vermögen den Unterhalt. einer Fa⸗ 
milie zu fichern. Die Borkteher der Gorporationen find 
verpflichtet, darauf zu haften, daß diefen Vorfchriften ges 
nügt werde. -. — 
($- 26. a. a. O. ©. 72.) 
$. 917. Die geduldeten Juden koͤnnen Naturaliſations⸗ 
patente erhalten, fobald fie die $. 906. 907. vorgefchries 
bene Qualification nachweifen. Su 
($. 38. a. a. ©.) > 
$. 918. Ausfändifhen Juden ift der Eintritt in das 
Land zur Durchreife, oder zum Betriebe erlaubter Hans 
belögefchäfte geftattet. Dad Verfahren gegen. diefelben -- 
beftimmen die ertheilten, oder noch zu ertheilenden poliz 
zeilichen Vorfchriften. e 
($. 380. a. a. D©.)- \ 1 
$. 719. Vide $. 41. zu $. 22. Einleitung zum A. 
ER. 5. 461. zu Abſchnitt 1. Tit. Th. 2. L e. $. 468. 
— 


* 


— 
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zu $. 136. 138. Tit. 1. Th. 2 1. c. $. 944. zu $. 51 
— 83. Tit. 9. Th. 2. 1 c. $. 986. zu $. 70. Zit. 10; 
Th. 2. 1. c. 8.1053. zu $. 12—17. 8%it.12.%.21.c,; 
und $. 1100. zu Zit. 13, Ip. 2. 1. e. (Erg. $. 5196.) ° 


S. 920. Juͤdiſche Glaubensgenoffen aus dem Großher⸗ zu. 7. 
zogthum Pofen, wenn fich diefelben in andern Provinzen u. 8. 
niederlaffen wollen, müffen ſich zunächft über die Ges 
winnung des Staatöbürgerrechtö in erſtgedachter Provinz 
und über bie Auseinanderfegung mit der jüdifchen Sy— 
nagogen-Eorporation, zu welcher fie zeither gehört haben, \. 
auöweifen. — Ä SE 
Solchen polnifhen Juden, welche dort fich zur 
Naturalifation nicht eignen, kann auch das Staatsbuͤr⸗ 
gerrecht nach dem Edicte vom 11. März 1812 hier nicht 
ertheilt werden. 5 | 
(Refer. v. 28. Auguft 1823. v. K. Annal. Bd. 17. S. 699.) 


$. 921. Das Edict vom, 11. März 1812 über die Juden in 
bürgerlichen Verhältniffe der Juden fol nur in denjeni⸗ und wieder 
gen Provinzen, in welchen es bei- feiner Erlaffung pus Gersimen 
blicirt worden, gelten, in den neuen und wieder erworz (Cfr. Erg. 
benen Provinzen dagegen ald mit dem A. L. R. und der $- 92.) 
A. G. D. eingeführt nicht betrachtet werden, vielmehr in 
legtern, bis zur weitern gefeglihen Beftimmung; fich in 
Hinficht der Verhältniffe der Tuben, lediglich nach ben 
jenigen Borfchriften geachtet werden, welche bei der Be- 
ſitznahme diefer Provinzen, als darin gefeglich beftehend, 
vorgefunden worben find. 7 

(Allerh. Gab. Orb. v. 8, Aug. 1830. ©. ©. 1830. ©. 116.) 


$. 922. Die Städteordnung hat in den Verhältniffen Zu $. 7. 

der Juden nichts geändert. Es bemwendet daher in u-B. 

den Städten bes Herzogthums Sachſen bis zum Er: 

foheinen ‘neuer Beftimmungen bei dem Gefeb vom 16. 

Auguft 1746, fo wie in. den weftphälifchen Landesthei⸗ 

‚len bei der Gefeßgebung des. ehemaligen Königreichs Well: ⸗ 

phalen. Hiernah find die Juden, jenachdem, fie der yeatzuer- 

Geſetzgebung nach zum Bürgerrechte fähig find, oder nicht, Bältniffe der 

zu demfelben zuzulaſſen, oder Davon auszufchließen. tadt Dans 
(Refeript v. 12, Dec. 1832. v. K. Annal. Bd. 16. ©. 960.) Yhyirie dem 


$. 923. Diejenigen Zuden, welche in der Stadt Dans 318.7. 
zig und dem Gebiet derfelben gegenwärtig ihren Wohn: u. 8. 


ort im rechtlichen Sinne dafelbft haben, follen für fich or, 
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und ihre Familien ald mit dem Staatöbürgerrechte ver: 
ſehen nach dem Geſetz vom 14. März 1812 auch ferner: 
hin behandelt und. die Beſtimmungen der Allerh. Gab. 
Order vom 8. Auguft. 1830 auf fie nicht angewendet, -. 
vielmehr felbige für berechtigt angenommen werden, fich in 
ie andern Provinzen und Drtfchaften, in welchen das 
Geſetz vom 11. März 1812 verbindlihe Kraft hat, uͤber— 
— — Dagegen find die ſtaͤdtiſchen Behörden zu 
anzig befugt, bis die bürgerlien DVerhältniffe der Zus 
n m den neu oder wieder erworbenen Provinzen voll: 
andig regulirt fein werden, andern Juden, fie mögen. 
das Staatsbürgerrecht befigen oder. nicht, die, Aufnahme 
zu verweigern, und Juden, bie das Staatöbürgerrecht 
nicht befigen, dürfen fie nur mit Einwilligung der Staats: 
behoͤrden aufnehmen. 2 
(Allerh. Cab. D. v. 25. April 1882. v. K. I. B. 3.44. S. 66.) 
-$. 924. Ueber die Militairpflicht der Juden und deren 
. » @enügung vide Refeript, v. 17. April 1832 (v. 8. Ans 
nal. Bd. 16. ©. 504.) zu $. 52. Tit. 10. Ih. 2. U.2. 
R. 6. 976, | 


Bon den Mennoniten, 


mm . 925. Ueber die Militairpflicht der Mennoniten in 
(Erg. s. den Rheinprovinzen, fo wie in den Provinzen Branden: 
3608— burg und Weftphalen ift feſtgeſetzt worden: ; 

‚ 3731.) 4) Die Mitglieder derjenigen mennonitifchen Familien, 

deren Häupter für ſich und ihre Nachfommen die 

Militairpflicht übernommen haben, oder zu, überneh: 
men noch erklären, follen in allen, bürgerlichen Ber: 
bältnifjen zu den übrigen chriftlichen Unterthanen, 
ohne Ausnahme, völlig gleich behandelt werben. 

2) Die Mitglieder derjenigen Samilien, deren, Häupter 
die Militairpflicht zu erfüllen, für ſich und ihre Fa— 
milien verweigert haben, bleiben fernerhin von der⸗ 

€ felben zwar entbunden, es foll aber i 

a) jeder Familienvater und fernerhin jeder von der 
Militairpflicht freie Mennonit, der. einen eigenen 
Fr Hausſtand führt, oder eigned Vermögen befigt, für 
diefe Befreiung eine jährliche Geldabgabe, die unab— 
änderlich auf eine befonderd zu ermittelnde Einfom= 
menfteuer von drei Procent feftgefegt wird, an bie 
Staatscaſſe entrichten; 
b) jedes Mitglied einer von der Militsirpflicht freien 


’ ) 
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mennonitifchen Familie wird, wie bie in Preußen - 

wohnhaften, vom Militairdienft befreiten Mennonis 

ten Y von der Befugniß, Grundftüde zu. erwerben, 
ausg 

ausgenommen,’ bie fich fchon —— im Beſitz 

einer mennonitiſchen Familie befinden, welche ſich 

der Militairpflicht nicht unterworfen hat, und auch 

—— unterwirft; 

e) jedes Mitglied einer mennonitiſchen Familie iſt zur 
Anſtellung im Staatsdienſte unfaͤhig, ſoll jedoch 
zur Verwaltung eines Communalamtes zugelaſſen 
werden. 

3) Diejenigen mennonitiſchen Familien, deren Haͤupter 

ſich uͤber die Leiſtung der Militairpflicht nicht erklaͤrt 
haben, und nicht noch ſich bereit erklaͤren, werden 
denen gleich behandelt, welche ſie verweigern. 

4) Den einzelnen Mitgliedern ſolcher Familien, deren 

SHaͤupter bie Militairpflicht übernommen haben, bleibt 

jest und kuͤnftig vorbehalten, bei Erreichung des . 
militairpflichtigen Alters die Befreiung vom Militair: 
dienfte nachzuſuchen, und fie fol ihnen, zur Scho⸗ 
nung ber Glaubensmeinungen und des Gemiffens, 
nicht verweigert werden. Dagegen ift ein folcher 
Mennonit nicht allein für, fi und feine Nachkom⸗ 
men ben Belchränfungen feiner. bürgerlichen Ber: 
bältniffe, wie zu 2. unterworfen, fondern auch vers 
pflichtet, | 

a) die Einfommenfteuer der drei Procent von denjeniz 
gen Einkünften, die er aus einem eigenen Vermoͤ— 
gen bezogen hat, feit der Zeit des Anfall diefes 
Vermögens nachträglich zu entrichten; 

b) fich desjenigen Grundbeſitzes wieder zu entäußern, 

welchen er oder feine Vorfahren nur in Folge der 

. Militairpflichtigkeit" zu erwerben befugt gewefen 

find. Zu dieſer Verbindlichkeit hat die Verwal: 

tungsbehörde ihn erforderlichen Falls gerichtlich ans 
zuhalten.* | 

5) Den einzelnen Mitgliedern folcher Familien; ; deren 

— die Militairpflicht nicht übernommen ha⸗ 
en, iſt es geſtattet, durch Ableiſtung der geſetzlichen 
Militairdienſte ſich und ihre Nachkommen von der 
Beſchraͤnkung in ihren buͤrgerlichen Verhaͤltniſſen zu 
befteien, und die Rechte ihrer übrigen chriſtlichen 


— 


eſchloſſen, Hiervon find nur ſolche Grundſtuͤcke 
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— nach der Beſtinmung unter 1. zu er⸗ 
werben 
6) Die Quaͤker oder fogenannten Separatiften werben 
wie die Mennoniten behandelt. 
| n Die Anfiedelung oder Aufnahme neuer Mitglieder 
‘beider Secten ift nicht erlaubt. 
Sollte die Verwaltungsbehörde in befonderen Faͤl⸗ 
len eine Ausnahme. von diefer Beſtimmung bevor⸗ 
f worten zu dürfen vermeinen, fo ift, auf den Grund 
Ze einer neuen. Unterfuchung der obwaltenden perſoͤnli⸗ 
hen Verhaͤltniſſe, die unmittelbare Entſcheidung 
Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs auszuwirken. 
(Allerh. Cab. Ord. v. 16. May 1880. G. ©. 1830. ©. 82.) 


$. 926. Mennoniten find ohne beſondre unmittelbare 
Erlaubniß ‚zur Erwerbung von Erbpachten nicht berech= 
tigt, da die Vererbpachtung ebenfalls eine Species der 
Alienation iſt. 

RER v. 4. October 1830. v. 8. Ann. Bb. 14. ©. 72) 


— 


—— 6. 977. In den zum Verwaltungsverbande der Pro⸗ 
gung ber, vinz Sachen gehörigen, der weftphälifhen Zwiſchen⸗ 
sd —— unterworfen geweſenen Landestheilen, ſoll die 
zer mit benin Folge der fremdherrlichen Geſetzgebung zeither beſtan⸗ 
andger dene Verbindung der Domainen und Rittergüter mit den 
Zu de Stadt: und Landgemeinden, wenn nicht beide Theile das 
Tu, 8, Fortbeſtehen derſelben wünfchen, aufgehoben und die ge⸗ 
dachten Guͤter als fuͤr ſich beſtehend behandelt werden. 
(Geſetz v. 31. März 1888. 5. 1. G. ©. 1888. ©. 62.) 


$. 928. Die Beiträge ber Kittergüter und Domainen 
zu denjenigen Gemeindebebürfniffen und Anftalten, von 
welchen fie feinen Nugen haben, und welche lediglich zum- 
Beten der Gemeindeglieber beflehen, oder für welche die 
Güter auf eigne Koften forgen, hören. vom 1. Be 
1834 an gänzlih auf. - \ 
(F. 2. a. a. O. S. 63. 

8. 929. Was hingegen die während bes Gemeindever⸗ 
bandes entſtandenen Schuld⸗Verbindlichkeiten aller Art, in 
gleichen diejenigen Gemeindeanſtalten anlangt, an welchen 
die Güter Antheil haben, fo dauert die Beitragsverpflich- 

le ber legtern fo lange fort, bis jene Schuldverbind- - 

‚ lichkeiten und bie fonftige —— geloͤſt find., Die 


L) 
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deshalb zwiſchen den Kittergutsbefigern und dem Domais 
nenfiscus auf der einen, amd ‘den Gemeinden- auf ber 
andern Seite abzufchließenden Vergleiche, durch welche 
die Rechte dritter Perfonen nicht gefährdet werden, fols 
Ien von der Königl. Behörde möglichft gefordert werben. 
3.0.0 D) . 

$. 930. Wenn, bei den allgemeinen Berwaltungsfoflen, 
infonderheit bei den Befoldungen ber Bürgermeifter, 
Schulzen und anderer Gemeindebeamten auf die Beiträge . 
der Güter gerechnet worden ift, fo follen die Beiträge 
derfelben . ‚zu dieſem Behufe, damit die Gemeindegliever 
nicht in Folge der Zrennung mehr belaftet werden, fo 
lange fortdauern, bis durch Abgang: ber zeitherigen 
Beamten, oder auf fonflige Weile eine Berminberung der 
Koften bewirkt werden Tann. 

Die Remunerirung aller neu atzuſtelenden Beam⸗ 
ten iſt blos mit Ruͤckſicht auf die Beduͤrfniſſe der Ges 
meinde auszuwerfen, und biefer deren Aufbringung als. 
lein zu überlaffen. - j | 

G. 4 a a. 9.) | Ä 

g. 931. An denjenigen Orten, wo vor Einfuͤhrung 
der fremdherrlichen Geſetzgebung eine gemeinſame Ver⸗ 
waltung einzelner, die Gemeinden und Güter gemein: 
ſchaftlich betreffender Gegenftände beftanden hat, oder die 
Berhältniffe beider in Anfehung der Nusurigen und Ges : 
meindelaften durch Verträge oder herfömmliche Gewohn⸗ 
heiten regulirt geweſen, welche durch jene Geſetzgebung 
außer Kraft gefetzt worden find, ſollen die Intereſſenten 
darüber, ob folche wieberherzuftellen gehört werben, und 
die Landräthe ermächtigt teon diesfallfige Uebereintänfte 
zu beftätigen. 
« (&5.a.0a ©.) N 

$. 932. Die Theilnahme ber Nittergůter und Domai⸗ 
nen an den Gemeinde-Nugungen hört in demſelben Ver: 
hältniffe auf, in welchem fie: von den Gemeindelaften bes 
freit werben. Infofern während des Gemeindeverbandes 
Actien erworben worden find, ſteht ihnen darauf ein Ans 
ſpruch nach dem Verhältniffe zu, in welchem fie. während 
der Zeit entflandene Berbinbigtiten mit ablöfen muͤſſen. 

($. 6. a: a. ©.) 
G. 933. Die Verhandlungen der Gemeinden über bie 
— derjenigen Beduͤrfniſſe, zu welchen die Ritter⸗ 


Io. 
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gutöbefiger und der Domainenfiscus noch beitragepfliche R 


tig bleiben, follen in den Städten unter Theilnahme, in 
den Landgemeinden aber unter Auflicht des Gutsheren 
und, ber Dertreter , des Domainenfiscus ftattfinden, 
und folhen das Necht beigelegt feyn, die Ausführung 


eines fie prägravirenden Gemeindebefchluffes durch Berus - 


fung auf die Entfcheidung der vorgefegten Behörde zu 
bemmen. _ En . 
($. 7. a. a. DO.) : 
$. 934. In Hinficht. der mit den Nittergüitern und 
Domainen vereinigten nicht. ritterfchaftlichen Grundſtuͤcke 
treten die Befiger in das vor Einführung. der fremden 


Geſetze beftandene Verhaͤltniß zurüd,. Wenn aber dieſes 


auf einer inmittelft aufgehobenen herkoͤmmlichen Gewohn⸗ 


heit beruht, und diefe nicht in ber $. 6. beflimmten Art 
wieberhergeftelt wird, fo tritt wegen der Beiträge von 
diefen Grundſtuͤcken das gemeinrechtliche Verhaͤltniß ein. 
(j. 8. a. a. D.) 
. 95. Wenn von folchen Gütern, welche nach diefer 
Verordnung aus dem: Gemeindeverbande. treten, Grund: 


flide dismembrirt, und nicht fogleih mit einem ans 


dern, außer dem Gemeindeverbande ftehenden Gute wies 
der vereinigt werben, fo werben folche der Flur (Felde 
marf) der Gemeinde, in oder an welcher fie liegen, ein= 
verleibt, und bleiben kuͤnftig auch dann in dieſem Ges 
meinbeverbande, wenn fie wieder mit einem von demſel⸗ 
ben freien Gute vereinigt werden. Diefe Borfchriften 
find auch auf die, vom Anfange der Zwifchenhberrfchaft 


bis: zur Publication diefer Beflimmungen (ausgegeben _ 


Berlin den. 28. Juny 1833) von den Domainen abge- 
trennten Grundftüde anwendbar. — | 
($. 9. a. a. O.) 


⸗* 


‚$. 936. Ueber die bei Ausführung dieſer Beſtimmun⸗ 


gen entftehenden Ben de entfcheiben, nachdem vor= 
ber die Betheiligten gehört wurden, in erfter Inftanz die 
Landräthe, von welcher die Berufung an die höheren 


Verwaltungsbehoͤrden, oder im Fall der Gegenftand pri- 


vatrechtliher Art ift, nach der Wahl der Betheiligten, 
die Berufung auf den Rechtsweg flattfindet. Hat diefer 


einmal die Berufung auf die Regierung gewählt, fo ift 


der Rechtöweg verfchloffen. Auch, ift die Regierung, wo 
ber Rechtsweg einmal gewählt iſt, berechtigt und ver: 


” 
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pflichtet, wenn ed nöthig iſt, ein Jaterimiſticum zu 
reguliren. a ee ; 
($. 10. a. a. O.) | 


. 937. Behufs der Verhütung und Beſchraͤnkung ans Kenitätte 
- fledender Krankheiten follen Sanitaͤts-Commiſſionen er. en 
richtet werben, bie in, Städten von 5000 Einwohnern er 
und mehr fortwährend beftehen, in Eleinern und auf dem 
Lande aber bleibt deren Errichtung den Regierungen übers 
laſſen. — Weber die Zufammenfegung und den Wirkungs⸗ 
Freis, fo wie überhaupt über bad Verfahren beim Aus⸗ 
bruch anftedender Krankheiten, über deren Kennzeichen ıc. 

ift ein befonderes Regulativ erlaſſen. - 
(Allerh. Gab. Orber vom 8. Auguſt 1835. —ı Belanntma- 
‘chung des Staatsminifterii v. 28. October 1835. ©. ©. 1835. 
©. 239 — 286. Beilage ©. 1-70) . , 


Zum neunten Zitel, 
Von den Pflichten und Rechten des Adelftandes, 


$. 938. Zur Verhütung rechtlicher Streitigkeiten ber Boloätie 
Familienftiftungen und Familien-Fideicommiffe, für welche "shrtiger Ä 
das Erfordernig ber adlichen Geburt der Ehegattin bes au 8.22. 
zum Genufje berechtigten Familiengliedes durch die Stif— 
tungsurfunde vorgefchrieben, iſt feftgefegt worden: daß 
der Nachweis von vier ablichen Ahnen jederzeit als aus⸗ 
reihend angenommen werden fol, fobald die Stiftungs- 7 
urkunde, ohme eine beflimmte Anzahl nachzumeifender Ah⸗ 
nen namhaft zu machen, den Ausdruck vollbürtig oder 
“ ritterbürtig ‚gebraucht hat. Ueberall dagegen, wo bie 
Stiftungsurtunde die Anzahl der erforderlichen Ahnen vor⸗ 
fchreibt, hat es bei berfelben fein Verbleiben. 

(Allerh. Gab. Orb. v. 4. Sept. 1830: G. ©. v. 1880. ©. 129.) 

8. 939. Das den Standesherren im $. 35. der Ins 3u_$. 34. 
firuction vom 30. May 1820 (Erg. $. 3907.) bewilligte (Ex. $. .- 
Erecutionsrecht bezieht fi nur auf die im $. 42 Nr. 1. en, 
der Verordnung vom 26. December 1808 *) erwähnten 


*) Der $. 42. der Verordnung v. 26: Decbr. 1808 beftimmt | 


e sub Nr. 1.: 


"damit durch frivole Klagen feine Verwirrung und Stodung 
in die Finanzverwaltung gebracht werden Tann, fo autorifl: 


N 


— 
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Revendien, Abgaben und Dienfte, Teinesweges. aber auch 
auf Rüdftände , welche aus Kauf:, Pacht⸗ oder fonftigen 


« Verträgen. herrühren. oder überhaupt auf Anfprüce, die 


etwa unter bie übrigen Nummern des $. 42. der dllgem. 
Berordnung fubfummirt werden Fönnten, 
(Refeript v. 6. Auguft 1830, v. K. Annal. Bd. 14, ©. 491.) 


$. 940. Uebrigens erftredit fich diefe Erecutionsgewalt 


nur auf. das flandesherrliche Territorium, nicht aber auf 


“die außerhalb deſſelben wohnenden Präftantiarien. 


(Refeript v. 5. July 1830. v. K. Annal. Bd. 14. S. 494.) 


3u 85.34. 6. 941. Durch den $. 32. der Inftruction v. 30. May 


(Erg. $. 


Zitel mE 


1820 ift nicht beabfichtigt worden, den Rechtözuftand ver 
Standeöherren ungünftiger zu ftellen, alö er fich bei der 
Einverleibuug ihrer Befigungen in die Monarchie factifch. 
geftellt hatte,. weshalb nur diejenigen ihrer Dominial- 
grundflücde, die, in Folge der fremden Gefetgebung und 
während der Dauer derfelben, durch Zulagscentimen zur 
Grundfteuer oder auf fonflige Weife zu den Communal⸗ 
laften wirklich angezogen worden, ald im Communglver: 
bande wirklich begriffen gewefen betrachtet ‚find; wogegen 
diejenigen ſtandesherrlichen Befigungen,, die, der fremden 
Gefeßgebung, unerachtet und während der Dauer. derfels 
ben, factify vom Communälverbande frei erhalten wor: 
ben, dur die Beflimmung der Inftruction demfelben 
nicht haben einverleibt werden follen, wenn ‚gleich in der 
Provinz, worin fie belegen, die landeöherrlihen Domai⸗ 
nen dem Communalverbande angehören. 

(Allerh. Cab. Ord. v. 14. July 1829. ©. ©. 1829, ©. 117.) _ 


$. 942, Die deutſche Bundesverfammlung hat fich in 


seihöttänd. ihren Sigungen von 18. Auguft 1825 und 13. Febr. 
— 1829, wegen der, den vormals reichsſtaͤndiſchen (in den 


nachfolgenden Verzeichniſſen aufgefuͤhrten) Haͤuſern beizu⸗ 





ren Wir hiermit die Regierungen des gegen ihre Verfuͤgungen 
erhobenen Widerſpruchs ungeachtet 
1) alle Landes: ſowohl, als grundherrliche Revenuͤen, Abga- 
ben und Dienfte unbefchräntt zur Leiftungszeit beizutreiben, 
oder durch die Domainen-Pädhter, Abminiftratoren ober 
bazu angefegte Officianten beitreiber zu laffen, jedoch mit 
Beobachtung der deshalb 
Allgemeines Landrecht Th. 2. Tit. 14. 5. 80 u. 83. 
‘  feftgefesten Mobificationen. 
‚ (Mathis. Band 7. ©. 339 ff. 1. Abfchnitt.) 


[25 Pr 
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legenden Zitel, dahin vereinigt, daß den Fuͤrſten das 
raͤdicat Durchlaucht und den Haͤuptern der graͤfli⸗ 
chen ag das Pradicat Erlaucht ertheilt werde. 
Majeſtaͤt haben dieſe Beſchluͤſſe mit der Maß⸗ 
gabe zu, genehmigen- geruht, daß das Praͤdicat Durch⸗ 
laut nur den Haͤuptern der furſtlichen Familien e er⸗ 
theilt werde. 


C(Allerh. Cab: d. 55*8 1. Fehr. und Prdl. » 8. April 1832. 
®. ©. 1832. ©. 129) - 


A. Verzeichniß der, “in den Preuß. PH “angefeffenen 

‚‚fürftlichen, und gräflihen —— Bee obige 

Befchläffe Anwendung find FE; 

3], Fuͤr ſt liche Haufer: — | * 
Herzog von; Aremberg, gift. gu: Bentheim: 
Steinfurt, Fürft zu Zedienbutg-beda, 

Herzog von:&sroy, Fürft von! Kaunitz-Riet— 

—5 Herzog vbn Lanz: Cordwaren; Fürft zu 

Salm:Salm, Salm:Kyrburg,g:Säalm= 

Fu —— ebutg, 
Sayn⸗-Wittgenſtein⸗Hohe olms⸗ 

Er aunfels, © omg: Lych Yun Sohinfoime, 
u Wie ed. *5 rar a 2 

A Gräflice, —— u miadc 
Graf von Binlberar ————— Sſtor— 
als berg Otodh erg Dtolberg+Rasin u: ı 


„B. Verʒeichniß der in den ißtigen deutſchen Binde: 
Aaaten angeſeſſenen vormals veicheftänd en 
Ma j Ha ni gräflichen h ai, A 


eſt err eich. rd er 2 a 3 
1 Furſten? 


von Auersberg,, von Goltoredo:Mandtet, 
von Dietrihftein. Efterhazy, von Kaunig= 
| alkleere, von Khevenhiller, von Lobko— 
wiß, von Metternich, von KRofenberg, von 
Salm=KReifferfheid:Krauthbeim-Raiz, v. 
Schönburg =: Waldenbutg,‘v.. Schönburg: 
12 Hartenfteim, u. Schwarzenberg, v. Stahs> 
— S —— — — v. Win— 
diſchgraͤtz ungen 
- „AL; Sriflihe Haͤuſer: 
Graf v. Harrach, v. Rucihein, » Soba— 
Grgäng. z. a Landrechte. IV. Thl. 
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Zweit. Th. Neum. Tit. $. 34. 
born⸗Buch heim, v. Stadion, v. Sternberg⸗ 
Manderfgeid, v. Wurmbrand. . 

. Baiern. 


— 


I. Sürften, 
A, die in Baiern domicilirt und mit ehemals reichs⸗ 


A ern Befigungen — ſind: 
Fuͤrſt ger v. Babenhaufen, v. Hohen: 
ie lingsfürft, v. Leiningen, v. Lo⸗— 
Re Wertheim: Freudenberg, v. Loö⸗— 
wenftein- Wertheim: Se Dettins 
gen» Gipielberg, v. Dettingen- allerſtein, 

.Thurn und Taxis. 


B. "Fürften, die zwar außer Baiern domicilirt, jes 


a 


II. Graf v. Stolberg: Stoiber 


doch mit vormals reichöftändifchen Befigungen da⸗ 
ſelbſt beguͤtert ſindd 
Fuͤrſt Eſterhazy, v. Schwarzenberg, Wald: 
de er v. a Daran 
urg. © 


I. Grafen; 
A. die in Baiern domicilirt und mit ehemals reichs⸗ 


ſtaͤndiſchen Befigungen begütert find: 

Graf v. Caftell, Fugger v. Gloett, Fu ger 
v. Kirchheim, Fugger 8 AN 
Giech, v. Ortenburg, v. Pappenheim, v 
Rehternstimpurg, Schönborn, v. Wald⸗ 


2 ER :Baffenpeim. 


tafen, die zwar außer Baiern bomicilirt, jedoch 
mit ehemald veihöftändifhen Beſitzungen bafelbft 
begütert find: 
Straf von Erbach⸗ Wartemberg-Rotb, von 


Stadion. 
Sachſen. — 


Das itise und gräfliche Haus der Herren v. | 
önb 


Hannover. 


I. Fuͤrſtliche Häufer: 


Herzog von Aremberg, Herzog von Looz und 
Corswaren, Fürft zu Bentheim. Ei 
Grafen: | 
v. Stolberg: 
Baal rd ALLE FERNER 


L Fuͤrſtliche Haͤuſer: 


ii 


‚berg, v. Hohenlohe: 
lohe⸗Oehringen, v. FI 
v. 
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Wuͤrtemberg. u 


Fuͤrſt v. Golloredo-Mansfeld, b, Dietrich— 
ſtein, v. — v. Hohenlohe-Kirch— 
a 


burg: Bartenftein, ohenlohe-Walden— 
burg-Jaxtburg, v. Hohenlohe-Walden— 


burg-Waldenburg, vd. Loͤwenſtein⸗-Wert⸗ 


heim⸗Freudenberg, v. Loͤwenſtein-Wert— 
beim»Rofenberg, v.Dettingen-Spielberg, 


v. Dettingen?-Wallerſtein, v. Solms-Braun⸗ 
fels, v. Schwarzenberg, v. Thurn u. Taxis, 


9 BWaldburg-Wolfegg:Waldfee, v. Wald⸗ 


1 


burg: B3eil:Zrauhburg, v. Waldburg-Zeil⸗ 


Wurzach, v.:Windifhgräg, dv. Sayn: Witt: 


genfteinsHohenftein. 
Gräflide Häufer: — 24 
Graf v. Erbach-Wartemberg-Roth, v. Fug⸗ 


| ESEL SEEN BER IL ENNEERZ, Zugger= 
u 


ordendorf, v. Königsegg:Aulendorf, v. 
Neipporg, v. PlättenbergeMietingen, v. 


 Püdlerstimburg, v. Quadt: Isny, v. Rech⸗ 


n. 


berg, v. Schaͤsberg-Thannheim, v. Sta— 
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Zu 8. 34. §. 943. — Gofſtaats⸗ und Militairbehoͤrden, muß 

— 4 (Erg. $. 3878 

2 „def Staat: und Miltein Behörden“ J 
geleſen werden. 
GBetanntinsdjung bes Staateminiſteri » 80. Ro. 1835. G. 
©. 1835. ©, 238.) 

u. 8. Apr Die naturalift rten Juden in der Provinz Po: 
51— 83. fen können auch Rittergüter- erwerben, es werben jeboch 
(Eu: 9° die mit deren Befig verbundenen Ehrenrechte einftweilen 

3.) yon der Staatsbehörde ausgelibt, doch muͤſſen fie die das 
mit verbundenen. Laften tragen. 

£ Gerordnung v. 1. Juny 1833. $. 20. ©. ©. 1833, ©. 70.) 


Bu $. ne 945. Das Edict vom 9.’ October 1807 hat nur 

81. 82. den $. 81., nicht aber auch den $. 82. h, t. aufgehoben. 

(8! In diefem legtern $. ift aber von einem Gewerbe. nicht 

I die Rede, fondern nur von unehrbarer, oder zum gemei= 

nen Volk herabfegender Lebensart, zu welcher eben fo 

‚ wenig irgend ein eigentliches Gewerbe, als ein bafjelbe 

’ treibender Gewerbömann gehört. Welche Lebensart als 
. unehrbar, und weine Glafie des Volks ald eine gemeine 


‘ 
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* betrachten iſt, bleibt in jedem Falle dem Emeſſen 
es Richters uͤberlaſſen. 
ee vom 28. ‚Span 1882, v. K. J. 8. Bd. 39, 


äen zehnten Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Diener des 
Staats. 


$. 946, Zu den Beamten ift derjenige zu rechnen, ber, au 5 
beftimmt ift, die Sicherheit, die gute Dednung und den tn; 68 
Wohlftand des Staats zu unterhalten und zu beförbern, ' 


und dem Staat zu befondern Dienften durch Eid und 


Pflicht Pod ift. Ale diefe Beftimmungen treffen 
auch bei Privat:Juflitiarien ein, weshalb auch diefe zu 
den mittelbaren Staatsbeamten zu rechnen. find. 

(Refer. v. 27. April 1885. v. 8.3.8. Bd. 45. 8.421 ff) 


$. 947. Das, den mit Ausfiht auf Civil⸗Verſorgung Zu $. 14. 
entlaſſenen Neiutairperſonen, bewilligte Wartegeld hat ganz — 
die Natur der Penſion, indem ſolches dem Empfaͤnger 
als Penſion gezahlt ſein wuͤrde, wenn er nicht die Be— 
rechtigung zu einer Civil: Anftellung erlangt hätte. Die 
Sahre, während: welcher eine ſolche Militairperfon fich im 
Genuß eines folchen der Penfion gleich ftehenden Warte: 

eldes befunden hat, für welche fie zu Feiner Dienftlei: v 
"Bumg verpflichtet war, darf fonach bei der Penfions:Be= 
ſtimmung nicht in Anrechnung gebracht werden. 

(Refer. v. 15. April 1835. v. 8. 3. B. Bd. 45. ©. 472.) 


8. 948, Lanbwehr-Mannfchaften, wenn fie ſechs volle — 
Wochen bei den Fahnen verfammelt find, iſt die Claſſen⸗ weh 
fiener auf zwei Monate zu erlaffen. Eben fo auch den "Siafen: der 
Recruten von ber Landwehr⸗Artillerie während ihrer ſechs- feuer. 
wöchentlichen Uebung. us. 


(Auerh. Gab. Order v. 11. April 1836, G. S. 1835, ©. 
9. —6. März 1830. ©. ©. 1830. ©. 47.) 


$. 949. Offiziere und Landwehrmänner, bie, in den 
boͤhern Glaffen fteuern, find, wenn fie zu. den jährlichen 
Uebungen einberufen werben, auf einen Monat von der 


= Claſſen ſteuer frei. 


buah Gib — ‚Map 1388. . ©. 1828. 6.68) 


— 


Fa 
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Zu * $. 950. Durch die gegen einen ausgetretenen, dem⸗ 
48-81. naͤchſt aber zuruͤckgekehrten Militairpflichtigen ausgeſpro— 
chene Confiscation feines Vermoͤgens wird derſelbe von 
feiner Militairpflichtigkeit nicht frei. — Es bezieht ſich uͤbri⸗ 
gens die Feſtſetzung des Confiscations-Erkenntniſſes, mo: 
nach auch das A Dermögen eines folchen 
| ausgetretenen, aber zurüdgefehrten Militäirpflichtigen dem 
r Fiscus zugefprochen ift, nur auf dasjenige, welches ihm 
vor dem Zeitpunkt feiner Nüdfehr zugefallen und vom - 
Fiscus bereits in Beſchlag genömmen if. Auf das nach 
feiner Ruͤckkehr zu erwerbende Vermögen kann der Fis— 
cus Feine Anfprüche machen. 
(Refeript v. 24. May 1838, v. K. Annal, Bd. 17. S. 544.) 


— —— 8. 951. Ueber die Herbeiſchaffung ber zur Ausruͤſtung 
Kineng Det Armee, bei eintretender Mobilmachung bderfelben, ers 
mens forberlichen Pferde ift durch ‚die Verordnung vom 24, 
rn, Bebruar 1834. (G. ©. v. 183% S. 56.) Nachftehendes 
4052 sq,) feftgefegt worden: 5 u 
1) Sobald die Armee, oder auch nur ein Theil derſel⸗ 

. ben auf den Kriegsfuß gefegt wird, tritt für ſaͤmmt⸗ 
liche Staatsunterthanen die Verpflichtung ein, die 
zum Kriegsdienſte tauglichen Pferde, auf die deshalb 
an fie ergebende Aufforderung der Behörden, fofort 
unweigerlich zu geftellen, TE U E . 

2) Audgendömmen von biefer Verpflichtung find nur die 
| Dienftpferde der Beamten und Pofthalter, weil hier 
on der Staatödienft und das Öffentliche Intereſſe Aus: 
| nahmen nothwendig machen. Bei den.Beamten fan 
jedoch nur die zur Ausführung. der ihnen obliegenden 
‚ Dienftgefchäfte wirkliche nothwendige Zahl von Pfer: 
‚ben, und bei den Pofthaltern nur. biejenige Zahl 
verfhont bleiben, deren Haltung ihnen contractlich 
ge zur Körderung der Poften obliegt. Bei eintretenden 
* | bieöfälligen Zweifeln entfcheidet der Kreis-Lanbrath. - 
= Seiner Beftimmung ift, mit Vorbehalt des Recur: 
ſes wegen einer etwaigen Entfchädigung, einftweilen 

ſofort Folge zu leiften: I 
3) Alle übrigen Pferde, ſowohl Luxus⸗ ald Arbeits: 
pferde, und ohne jeden. Unterfchied der Befiger, 
müffen,. fo weit es der Bedarf für die Armee noͤ— 


tbig macht, hergegeben werden. Damit aber diefe 
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nend als möglich gemacht werben möge, wirb ber 
Minifter des Innern und der 34 einer jeden 
Provinz das ei befannt machen, welches 
fie zu liefern hat. Der Oberpräfident der Provinz 
bat danach, in Uebereinftimmung mit dem commans 
direnden General, die näheren Beflimmungen über 


. bie Art der Geftellung, Auswahl und Abſchaͤtzung 


ber Pferde, fo wie über die fonfligen Maßregeln, 
welche für ben orbnungsmäßigen Gang bes Ges 
ſchaͤfts nothwendig find, unter Berüdfichtigung ber 
Dieferhalb ſchon ergangenen Feſtſetzungen nach ben 
DVerhältniffen der einzelnen Landestheile für jede Pros 


vinz in ein befondered Reglement zufammen zu fals 


fen. , Diefe Provinzialreglements find, nachdem fie 

. die Genehmigung der Minifterien ded Innern und 

der Polizei und des Krieges erlangt haben werben, 

| —— die Amtsblaͤtter zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
- bringen. | = 

4) Wo nicht die Ablieferung des vollen Bedarfs und 

in annehmlicher Quantität zur Zufriedenheit des 


commandirenden Generald gefichert ift, und eine Mo⸗ 


bilmachung eintritt, da follen, auf die erſte Auffor: 


berung, alle nicht unter 2) audgenommenen Pferde - 


fofort an diejenigen Orte geftellt werden, welche bie 
Behoͤrde zu ihrer Auswahl und vefp. Annahme. bes 
‘ flimmen wird, 
5) Für den Transport ber Pferde bis zum Geftellungss 
. orte und für die Koften ihrer Fütterung bis & 
Abnahme wird Feine Vergütung gezahlt. Die Ge: 
ſtellungsorte follen jedoch fo beftimmt werden, daß 
ben Pferbebefigern jede a erfpart werde, 
‚bie nicht durch den Zweck der Maßregel ausdrüdlich 
geboten werben, oder, den Umftänben nach, irgend 
J vermeiden ſeyn moͤchte. — 
6) Alle Pferde, welche die. mit Leitung dieſes Geſchaͤfts 
beauftragte Commiſſion — Kriegsdienſt tauglich 
findet, And von ihren Eigenthümern, fo weit fie 
‚gebraucht werben, fofort zur Dispofition der Mili: 
tairbehörde zu ſtellen. Da der Bedarf für die Ar: 
mee vollftändig erreicht werben muß, fo hat bie 
Commiſſion für deſſen Aufbringung zu forgen. 
7 Die Eigenthümer der außgebobenen Pferde erhalten 
für die Weberlaffung derfelben aus Staatscaſſen eine 


\ ® 


# 
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‚angemeffene Vergütung. Die Vergütungdfumme 
wird don einer unpartetifcher Commiſſion durch Abs 
ſchaͤtzung feftgeftelt. Die Abfchägung darf aber 
nicht auf die durch die augenblidliche Gonjunctur 
bei einer Mobilmachung gefteigerten Preife der Pferde 
gerichtet, fie muß vielmehr nad) den im gemöhn- 
‚ lichen Verkehr des Friedens fkattfindenden Preifen re⸗ 
gulirt werden. ’ .» 

Das Marimum der Tare eines einzuftellenden 
Pferdes darf ferner in der Regel die Summe von 
Einhundert Thalern Preuß. Courant nicht überfteiz _ 
‚gen. Pferde, die höher abgefchägt werben, müflen 
zundchft von der Einftellung zutüdgemwiefen werden. 
"Nur dann, wenn unter der Mafje der zur Aushe: 
bung vorgeftellten Pferde nicht fo viel ald das Con: 
tingent des Kreifes beträgt, in dem Werthe von 
Einhundert Thalern und darunter vorhanden oder 
fonft zu beichaffen feyn follten, Tann auf höher 
“ tarirte Pferde, jedoch immer nur bi zum Werthe 
von Einhundert und Zwanzig Thalern Preuß. Cour. 
zurücdgegangen werden. Gelbft wenn noch theurere 
Pferde genommen werden: müßten, vergütet bie 

‚ Staatöbehörde doch micht mehr als Einhundett 
Zwanzig Thaler Preuß. Courant. Bu 
8) Die Abſchaͤtzungscommiſſion befteht aus drei fach. 
verſtaͤndigen, in gutem Ruf flehenden und zu dieſem 
Gefchäft eigends vereideten Zaratoren. 
9) Die Bezahlung der Pferde, nach ihrem abgefchäßten 
Werthe, fol fofort aus den bereiteflen Mitteln der 
Staatscaſſen erfolgen. —V 
10) Des Königs Majeſtaͤt hegen zwar zu Allerhoͤchſt Ih: 
ren — Unterthanen das Vertrauen, daß ſie, 
die othwendigkeit einer ſolchen, die Sicherheit des 
Vaterlandes für den Fall eines Krieges befoͤrdern⸗ 
den Maßregel anerfennend, feinen Augenblid zögern 
“werben, fich derfelben zu fügen: da indeß die regel: 
mäßige und fchleunige Geftellung und Ablieferung 
ber Pferde von dem wichtigſten Einfluffe auf die 
Mobilmachung der Armee ift, fo wollen Allerhöchft 
Sie den Provinzialbehärden die Mittel zur. Fräftigen 
Durhfirhrung diefer Anordnungen indie Hand ge: 
ben‘, und, diefelben ermächtigen, nicht blos gegen 
diejenigen ‚Eigenthümer von Pferden, welche fih in 
) N? j 
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deten Geſtellung fäumig Finden (affen, eine polis 
zeiliche Geldſtrafe von 5 bis 50 Thaler -feftzufegen, 
ſondern auch fofort alle Zwangsmaßregeln eititreten 
zu laffen, welche .die Umftände und die unverzuͤg⸗ 
liche Erreihung des Zwecks gebieten Gegen bie 
feftzufegenden Strafen fol eine ge auf 
richterliche Entfcheidung, fondern nur ein’ Recurs 
' an bie Oberpräfidenten der Provinz flattfinden. | 
11) Die vorftehenden Anordnungen beziehen ſich überall , 
nur auf die Aushebun — zum Bedarf des ſtehen⸗ 
den Heeres und der Garde⸗Landwehr erforderlichen 
Pferde. Hinſichtlich der Provinzial: Landwehr 
behält es aber bei der ſchon durch bie Landwehrord⸗ 
nung vom 21. November 1815 begründeten Beſtim⸗ 
mung dahin fein Bewenden, daß jeder Landwehr: 7 
bataillond= Bezirk die zur Ausrüftun "s feiner Land 
wehr nöthigen Pferde unentgeldlich: beſchaffen muß. 
Den Beſchluͤſſen der Kreisftände bleibt 7 überlaffen, 
ob fie ihre Contingente an Landwehrpferden dur 
Aushebung in derfelben Art wie für die Linie, ober 
im Wege des Ankaufs befchaffen wollen. 
| In dem erſten Falle bleibt aber denjenigen Einge 
ſeſſenen deren Pferde zur Landwehr ausgehoben werden, 
dafür Verguͤtung nach der Taxe zu gewaͤhren. 
Die Geſammtkoſten der Geſtellung der. Pferde zur 
Ausrüftung- der Provinzial:tandwehr follen von den Kreis 
fen in. der naͤmlichen Art aufgebracht werden, wie durch 
die Cabinets · Order vom 17. September 1831 in, Betreff 
der-Koften der Geftellung ber Pferde zu, den Aaurwehr⸗ 
uͤbungen feſtgeſetzt worden iſt. ⸗ 


8. 952, Ueber die Geſtellung ber Pferde zu den Getslung 
Uebungen der Landweht-⸗Cavallerie iſt Nachſtehendes feſt⸗ — Sanb« 
gefegt worden: 
1) a Sorge baflıe if Sache der gandwehr-Bataillons- au TE * 
ezirke. 
2) Die Bevölkerung, nach welcher die Landwehrmann⸗ 2 
ſchaften zu geftellen find, giebt auch‘ den Mafflab 
der Berpflichtung zur Geftellung der Pferde ab. 
3) Da jedoch die Pferde da zu entnehmen find, wo fie 
ſich am geeignetften finden, jo muß die Repartition 
derfelben zwar. auf die zu einem Landwehr⸗Batail⸗,N --2n1 
— gehörigen Kreiſe oder. Kreiötheile nach 
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[4 
‚dem Dferbeflanbe angelegt, bagegen aber unter den  * 


einzelnen Kreifen eine Ausgleihung dadurch bewirkt 
“ werben, daß diejenigen Kreife, welche mehr Pferde 


geftellen, als fie nach dem Berhältniffe der Bevoͤlke⸗ 
2 rung zu geftellen haben würden, dafür von ben andern - 


Kreifen, die weniger Pferde hergeben, nach billigen 
Dergütungsfägen, welche die Regierungen, mit Rüds 
fiht auf provinziele und örtliche Verhaͤltniſſe, pro 
28 und Pferd zu reguliven haben, entjchädigt 
werben. - - ——— 

Eine Geſtellung der Pferde im Wege der Con⸗ 
ſcription iſt zwar nicht zulaͤſſig, und es kann daher 


4 


u“ 


auch die Geftelluug durch Entrepreneurd in Fällen, - 


wo ſolche zur Erreichung des Zwecks unumgänglid 
erforderlich iſt, z. B.-in großen Staͤdten, in Fabrik⸗ 
gegenden, nicht gaͤnzlich ausgeſchloſſen werden; die 
Regierungen und Kreisbehoͤrden ſind jedoch verpflich⸗ 
tet, darauf zu ſehen, und nach Möglichkeit dahin 


ea daß die Pferde, fo weit e5 nach den 


fländen thunlich ift, nicht durch Entrepreneurd, 
fondern vom Lande gegen angemefjene VBergütungss 


ge geftellt werben, welde ben Landwehrcapalleri⸗ 


. en, bie ihre oder. ihrer Angehörigen Pferde- zur 


Uebung mitbringen, oder den  Kreiseingefefjenen, - 
welche zu diefem Zwecke Pferde hergeben, zu ges, 


währen find. = 
5) Die Aufbringung der Koften, welche die Geftellung 
ber Pferde iu den — der Landwehrcavallerie 
veranlaßt, iſt als eine Kreiscommunallaſt zu bes 
handeln, und muß daher in der nämlichen Art er⸗ 


folgen, wie es in Hinficht der Übrigen Kreiscom: . 


munallaften: gefchieht. | 

(Allerh, Cab. Orb. v. 17. Gept. 1831. ©. ©. v. 1881. ©. 228.) 
3u_ $. 52. 8,953. Individuen in dem Alter von 20— 25, Jah⸗ 
(en: . ren „ welche aus einem der deusfchen Bundesſtaaten in das 
Preußiſche eingewandert find, nachdem fie in erflerem 
ihrer Militairpflicht zwar genügt haben, dabei aber nicht 
- zum wirklichen Dienft aufgerufen, fondern disponibel ges 
blieben find, find in den Preußifchen Staaten blos hoch 

| als lanbwehrpflictig zu behandeln. 
(Refeript v. 11. Auguft 1838. v. 8. Ann. Bd. 17. ©. 880.) 
Zu $. 52. -6, 954. Da in der Provinz Weftphalen die Ein- 


5richtung beſteht, bie militairpflichtigen Leute erft mit 21 


! ©, 
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Sahren auszuheben, fo muß auch dad Nichteinziehen bers 
felben zu den Uebungen des erften ... ber Lands 
* erſt nach dem zuruͤckgelegten 33. Lebensjahre ſtatt⸗ 
dr en. — —— 

(Allerh. Cab. O. v. 80. Ian. 1834. G. ©. 1834. &. 20). 
$. 955. Diejenigen, welche nad) dem vollendeten Ergän: 
zwanzigften Jahre in den. Kriegsdienft treten, tretem auch Yerzrupe 
erft um eben fo viele Jahre fpäter aus ihren Verpflich⸗ Zu a 2, 
‚tungen wieber: heraus. ' (Erg. 
» (Allerh. Cab. Order vom 3. November 1833. $. 1. G. S. 4084 sq.) 
1833. ©. 293.) vn m je 
$. 956. Unteroffiziere, Spielleute und Gemeine, welche 
wegen unverfchuldeten, verfpäteten Eintrittd in ben Miliz - 
tairdienft noch über -das vollendete zwei und —— 
Jahr hinaus im erſten Aufgebot der Landwehr verbleiben 
müfjen, follen in Friebenszeiten vom zurüdgelegten 32. 
Sabre ab-nicht mehr mit dem -erften Aufgebot. zu gro: 
‚fen Uebungen herangezogen werben, fondern nur. zur Er⸗ 
-gänzung ihres Zruppentheils im Kriege verbleiben. 
: (20. a. O.) J 


F. 957. Die Verpflichtung zum zweiten. Aufgebot der 
Landwehr hört mit dem zurüdgelegten 39. Jahre allges 
mein. auf, mit Ausnahme derer, welche ausgetreten. ges 
wefen find, ‘oder fich dem Kriegädienfte bösmwillig entzos 

en haben, indem diefe auch im zweiten Aufgebot ihrer 
ep vollftändig während, 7 Jahre zu genügen 

aben. | | , 


- 8. 958, Diejenigen, welche ald alleinige Ernährer ih⸗ (Erg. $. 
rer Familien auf Ein Jahr oder wiederholt zurückgeſtellt 4176. 
werden, follen nach dreimaliger Zurudftelung in gemöhn: Nr. 1.) 
Jichen‘ Friedensverhaͤltniſſen gar: nicht mehr zur Aushe⸗ 
bung, weder für das jtehende Heer, noch zue Ergänzung - 
der Kriegöreferve oder ‚Landwehr herangezogen, vielmehr 
nur noch der allgemeinen Erfagreferve zur Benugung für 
ben Fall eines Krieged oder einer Mobilmachung der. Ars 
mee nach Maafgabe des alsdann ftattfindenden Beduͤrf⸗ 
niffes- uͤberwieſen werben. = PR? 7 
(. & a. a. 9.) | 


8. 989. Diejent en; welche wegen Körperfihwäche drei⸗ (Erg. 5. 
5 maf zurhäfgefteit find, follen nicht mehr zur Ergänzung 4167.) 


* 


/ 
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des Dienſtſtandes bei den Fahnen eingezogen werden, 
ſondern zur Ergaͤnzung der Kriegsreſerve dienen, wenn 
fie bis zum zuruͤckgelegtem 25. Jahre felddienſtbar wer: 
den moͤchten. — Tritt ihre Dienſtfaͤhigkeit erſt nach zu⸗ 
rxüͤckgelegtem 25. Jahre ein, fo finden die Beſtimmungen 
des vorigen $. Anwendung. Be 
(@. 5. a. a. D.) 


8. 960. Auf diejenigen, welche bei Publication diefer 
gg ea Berlin den 20, December 1833) 
ſchon aus dem erſten Aufgebot, der Landivehr auögetreten 
waren, finden diefelben Feine Anwendung. 
(6. 6. a. a. O.) 
—— * $. 961. Die Militair-Dienſtzeit wird überall erſt von 
” dem Tage des wirklichen Eintritts bei den Fahnen ge- 
zechnet, und die Zeit, welche die Mannfchaften nach er⸗ 
folgter Aushebung noch in heimatlichen Verhältnifjen zus 
bringen, nicht zur Dienflzeit gezogen. a: 

($. 7. a. a. ©.) | 
Bu 5 * $. 962. Die Beſtimmung des $. 69. der Erſatz-In⸗ 
Ä as; ſtruction vom 30. Juny 1817, wonach die einzigen Er- 

Nr. 1.) nährer hülflofer Wittwen vom Dienfte im ftehenden Heere 
zurüdgeftelt werden follen, findet auch bei unehelichen 
"und bei rite- adoptirten Söhnen, nicht aber bei bio: 

Ben Pflegekindern Anwendung. 

“(Refer. v. 18. Dec. 1831. v. K. Annal. 8b. 15. ©, 800.) 
gaoleitunn 6. 963. Die zum einjährigen freiwilligen Dienft eins 
Dienftpfliht tretenden jungen Pharmaceuten koͤnnen, infofern von 
macaten. ihnen Gebrauch gemacht werden kann, ihre Militairpflicht 
3u $.52. unter nachftehenden Bedingungen in den. Militairapothes 

ken ableiften: . | r Ä 
4) Nur ben, zum einjährigen freiwilligen Dienft über- 
haupt berechtigten jungen Leuten ift die Annahme 
geftattet, auf die zum dreijährigen Dienft eintreten 
ben Freiwilligen kann fie nicht auögedehnt ‘werden. 
.2) Der pharmaceutifche Freiwillige hat fi neben dem 
Nachweis, daß er zum einjährigen freiwilligen Dienft 
überhaupt berechtigt fei, noch durch genügende Zeugs . 
nr darüber auszumeifen, daß er nach vorfchrift- 
maͤßiger Lehrzeit bereit zwei Jahre als Gehülfe in 

‘ einer Apotheke conditionirt hat, und während‘ deſſen 

wenigftens ein Jahr hindurch bei der Receptur be: 


Von den Staatsbienern. & 52, 285 
;. födfigt geiefen, auch von ganz untabelhafter: Fuͤb⸗ 


”. ung: Der 
3) Bei’ diefen Yharmaceutifchen Freiwiligen kommen 
°: alle für Ableiftung der Militairpflicht burch- dem-freis 
willigen chirurgiſchen Dienft gegebenen Beſtimmun⸗ 
‚gen zur Anwendung, und das Verhaͤltniß derfelben 
waͤhrend ihrer Dienftzeit wird dahin feftgeftelt, daß 
‘fie in der Eigenfchaft als Gehuͤlfen bei den Arzneis 
DispenfirsAnftalten der Militairlazarethe eintreten, 
"in ‚gleicher Kategorie mit. den in denfelben: befchäfz 
tigten Compagnie⸗Chirurgen flehen, und ber; fpeciels 
len Aufſicht und Leitung des der Dispenſir⸗Anſtalt 
ti : obern Militair= Arztes. untergeordnet 
ſind. 0 Bart EC 1:37, 
..4) Die, Annahme dieſer pharmaceutifchen Freiwilligen 
2. mndeb mup.fate, = 
a) in Dispenfir » Anftalten der ‚größeren "Gatkifons 


Lazarethe, und vorzugsmeife in Berlin, (allgemeis 
med Garnifon-Razareth), Breslau, Coblenz, Ein, 

- Danzig, Düffeldorf, Erfurt, Glatz, Glogau, Ks 
nigöberg in. Preußen ,. Luxemburg, Magdeburg, 
Mainz, Minden, Münfter, Neiffe, Pofen Mills: 

dam (Garde = Jäger, Neferve + Infanterie Regie : - 
ment, Invaliden 2c.), Saarlouis, Schweibnig, Spans ⸗ 
dau, Stettin, Thorn, Zoigau, Zrier, Well. 

b) In Dispenfir:Anftalten eines Regiments bis zwei 
Infanterie-Bataillons abwärts, in denen die Ans 
ftelung nachzulaffen ift, wenn.die ad a) aufges 
führten Dispenfir-Anftalten . mit ſolchen pharmaz 
ceutifchen Freiwilligen hinlänglich. verfehen ſind: 

Berlin (Lazareth des Kaifer Alerander-Grenaz , 
dier⸗Regiments), Berlin (Lazareth des zweiten 
Garde⸗Regiments), Brieg, Colberg, Cuͤſtrin, Frank⸗ 
furt a. d. O., Graudenz (Stadt), Potsdam (Las 
zareth des erſten Garde-Regiments), Potsdam Qua 
(Garde du Corps und Garde-Huſaren), Ruppin, — 
Stargard, Stralſund. | — —— 
— Gab. Ord. v. 18. Nov. 1880. v. K. Annal. Bo. 15. mbuiigge 
8. 963%: Die »Zöglinge ber. medizinifch = chirurgifchen kalten. 
Lehranſtalten koͤnnen hinfichtlich der Ableiftung ihrer Mi: 7, 
litairpflicht zur Kategorie der Stubirenden an den Uni⸗ 4061). 


Mm 
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verfitäten gezählt, ober doch minbefiend nad; der In- 
firuction vom 13. April 1825 behandelt werben, wonach 


ſolche Individuen, welche gerade in der Erlernung eined 


Gewerbes begriffen find, die ohne nachtheiligen , Eins 
flug: für. fie nicht unterbrochen werben kann, bis. zum 
Anfange ihres. 23.. Lebensjahres zurädgefielt, und 
ber; Kriegöreferve. uͤberwieſen werben können. — Auch 
koͤnnen diefelben ‚ihre Militeir-Dienft:Verpflichtung durch 
den Dienft ald. Compagnie oder Escabrons Chirurgen 
nach den: Beflimmungen v. 7. Auguft 1820 ablöfen. — 
Diejenigen Individuen aber, welche fich zum ordentlichen 
Studium an den mebdizinifch= chirurgifchen . Lehranftalten 
melden und fi) weder in einem. fo. vorgerüdten Alter . 
befinden , daß ber Eintritt in das ftehende Heer von ih: 


Fra verlangt wird, noch fo jung find, daß 
e 


vor dem Eintritt ihres 23. Jahres ihr Triennium abs 
ſolviren können, -bürfen . ald ordentliche Zuhörer in das 
Inſtitut nicht —— werden, bevor ſie nicht die 
Genuͤgung ihrer Militairpflicht, oder ihre Untauglichkeit 
zum Militairdienſt nachgewieſen haben. | 
"" (Refeript v. 10. Zuly 1829. v. K. Annal. Bb. 19. ©: 63%) 


Alte, 5. 964. Während die Präparanden bed Schullehrer— 
Schul⸗ ff; 
nz 5; . oe 

kann deren Einziehung weder zum ftehenden Heere noch 
Zu 8. 52 zur Landwehr flattfinden. Sie müflen, wenn ihre Mis 


2} ltairDienfipfliht nach den’ allgemeinen gefeulihen Ber 


andes in den Schullehrer-Seminarien ſich befinden, -- 


flimmungen eintritt, zwar mit der » 20jährigen Alters⸗ 
Claſſe loofen, ihre Zurüdftelung bis zur vollendeten 
Schullehrer-Ausbildung-ift aber unbedenklich, und“ erfolgt 


-fodann ihre Einftellung je nachdem fie dürd bad Loos 


uͤr die Linie, die Kriegäreferve oder die Landwehr be= 


ſtimmt find. (cfr. ai Gab. Order v. 29, Detober 


1827. Erg. $. 4102.) ie Provinzia-Schul-Collegien - 
— ———— zu ſehen, daß Behufs des ſechswoͤchentlichen 

intritts in den Militairdienſt die Schlußzeit des Lehr⸗ 
Curſus mit dem 1. April jeden Jahres zuſammentrifft, 
und haben die Seminar-Directoren der Departements⸗ 
Erſatz⸗ Commiſſion diejenigen Schulamts:Candidaten an- 
zuzeigen, bie ihren Eurfus alljährlich vollenden. — Be: 
vor fich die Schulamts:Candidaten nicht über den Erfolg 
des Looſens, und wenm fie danach zur«Linie oder Kriegs⸗ 
teferve beſtimmt worden, über gemachte: fechömöchentliche 
Hebung bei: dem ftehenden Heere auögewiefen haben, 


’ 
4 
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koͤnnen fie nicht als SchulamtssGehülfen oder Schullehe 
rer angelelt werden. — Die ſechswoͤchentliche Uebung 
haben fie: nur einmal zu machen, ihre fpdtere. Einberus 
- fung zu ben Landwehr-Uebungen iſt davon unab⸗ 
haͤngig. Kandidaten des hoͤhern Lehrſtandes, die in .ges 
lehrten Seminarien gebildet find, find eben 
fo zu behandeln, diejenigen aber, welche fich durch ‘das 
Probejahr bei den Gymnaſien zur Anftellung qualificiren, 
haben hierauf vorläufig nody keinen Anſpruch. 2 
, (Refeript v. 5. Januar 1829, v. K. Annal. Bd, 13. 6, 74.)“ 
$..965. Die in den Seminarien auögebildeten Schul⸗ 
amts:Gandidaten, die als Recruten ber Kriegöteferve ober 
der Landwehr resp. zu ſechs⸗ und vierwöchentlicher erfter 
Ausbildung ‚eingezogen werben, muͤſſen von den Militair⸗ 
Behörden zu jeder Zeit. zur Uebung angenommen 


u. (Refeript v. 8. Sehr. 1830. v. K. Annal. Bb. 14... 6. 190.) 
$..966. Wenn Schulamtd:Candidaten bei ihrem Aud:3u_$. 52. 
tritt aud dem Seminar — ſechswoͤchentlicher Uebung im (Era. $- 
MWaffendienfte von den Militairbehörden noch nicht Für, 402) 
tauglich erachtet find, fo kann ihnen die Verwaltung 
eines Schulpoftens immer anvertraut werden, um fo 
mehr ald die. Anftellung der Elementarfchullehrer für bie 
erften drei Jahre in der Regel nur eine proviforifche iſt. 
— In diefen Fällen ift in bie Anflellungs-Decrete ein, 
die nachträgliche fechöwöchentliche Uebung für den Fall. 
der fpätern Dienfibrauchbarkeit betreffender Vorbehalt zu 
übernehmen. | ! | | | 
Meſcript v. 29, März 1831, v. K. Annal. Bb. 15, ©. 177.) 


8. 967. Die Zöglinge der Bärtner: Anftalt zu Schoͤ⸗ Qualificas 
neberg und’ Potsdam, welche bie Lehrflufe der Garten" fäneiger" 
Künftier beftanden haben: und mit dem Zeugniffe des⸗ z, 158 
fallfiger Qualification verfehen find, find ohne weitere” (Grg. $. - 
Prüfung ihrer wiffenfhaftlihen Qualification zum 4075.) 
einjährigen freiwilligen Dienft berechtigt. | 
‚(Refeript v. 19. Zuly 1829. v. 8. Annal. Bd, 13. ©, 669.) .. 


8. 968. Daffelbe gilt von den in den Navigations- 
Schulen zu Schiffcapitaind und refp. Steuerleuten wife 
ſenſchaftlich ausgebildeten jungen Leuten, wenn fie durch 
ein Attefl der für bie Schifföführer und Seeſchiffbauer 


\ 
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ereichteten Gommiffion nachweifen, daß ſie im; ‚ben: dortigen 
Prüfung: ‚beftanden haben, 7. - 
eſeript v. 6. ——— v 8 Annal. 30. 16.6.2608. 
— v. 28. Juny 1332, 9. a. O. S. s08.. 
fo wie: auch, non den Schulern der hoͤhern Stadtſchul⸗ 
zu Culm, welche die exſte Claſſe derfelben mit dem Zeug⸗ 
niſſe der Reife. verlaſſen, und den Schuͤlern des Pros 
— zu Deutſchkrone und-Röffel,. welche die erſte 
laſſe deflelben mit dem: Zeugniß der Reife für. die elas- 
sis -secunda eined. Gymnaſiums verlafien, jeboth vor⸗ 
Läufig für dieſe drei Lehtern nur auf diei Jahre 
(Refer.) v. A8. Mayh 11832, 6. K. Annal. »v5.16, &. 608.) — 
Reer.»mi 16 July 182. 8.718, as a. . MRefer.. v. 
Ahril 1888 Bd. 17. S. 6650. a. a. O.) GER la“ 
ig969;: Diejenigen Stubdirenden o welche n'mit van 
geugniſſe Nr. 3. von Gymnaſien abgegangen: find, muͤſſen 
ihre Qualification zum einjährigen freiwiligen Militair⸗ 
dienſt durch eine beſondre muͤndliche Prüfung vor der 
Oepartemente⸗ Pruͤfungs⸗Commiſſion nachweiſen. 
0) te RER =, 22. Junv 1882, v. K. Annal. Bb. 16. 2 502.) 
#258.3970. Es haͤngt von dem Ermefien ber Departe⸗ 
ments-Prifungs-Gommiffion ab, ob Binzjunger Menſch, 
welcher mit: dem Gymnafialatteft über. ſeine wiſſen⸗ 
| fehaftliche. Qualification verfehen iſt, ſich um des⸗ 
halb), weil.er das Gymnaſium ſchon längere ;Zeit:- vers 
iaſfen hat, noch ‚einer —— Pruͤfung nnterwer⸗ 
fen muß. 
Meſer. v7 Auguſt 1838. v. 8. Annal. Bd. 17. ©. FR 


Zu $. 52. 971. Gymnafiaſten, welche ſich dem theologiſchen Stu⸗ 
— J bium widmen wollen, koͤnnen keine Pititar-Zurkdftels 
4 ungs⸗ Atteſte ertheilt werben, vielmehr beſchraͤnkt ſich das 

net) "Gireular ‚bom: 26. Jung 41822 (Anmerf. zu Erg. . 

.. 4176). nur ‚auf‘ ſoſche Indioiduen, bie ſchon das Stu⸗ 
dium „der Zheologie aufs; einer, Univerſi taͤt angefangen 


I. _Baben..., 
a: fe. v. 8 u. 1% März. 1833. v. 8. ‚ Annal, 8: 17. € 


Zu _$. 52, g. — Die Vorſchriften des 8. 95 der’ Erſatz⸗ In⸗ 
— ſtrüction vom 30; Juny 1817. (Erg. :$: 4208.) ſind auf 
) Diejenigen , weiche dutch einjährigen Eintritt in; den Mis 
litairdienft ihrer Militairpflicht genügen, nicht anwendbar: 

| (Refeript v. 18. Juny 1883,90. K. Annal. Bd. 17. &.548.)- 


— 


\ ‘ . 


Don den Staatödienern: 6. 92. | | 289 


8. 973. Sciffsleute auf Preußifchen Schiffen, welche , Smäguns 
nach andern Welttheilen fegeln, wird der Schiffsdienft gfict der 
auf den von ihnen zu leiftenden Militairdienft angerech: zu 4. 52. 

“net, jedoch. nur, wenn fie fich gut aufführen, fi) wäh: (Erg. F 
- rend der Seereife Feiner der im Allg. Landredt Th. 2. 4229.) - 
Tit. 8. $. 1606 bis 1616 incl. verzeichneten Vergehen 
fchuldig machen und deshalb oder eines gemeinen Ver—⸗ 
brechend wegen;. nicht zu einer mehr als ſechswoͤchent- 
lichen Gefängnißftrafe verurtheilt worden find. | r 
(Allerh. Cab. Orb. v. 18. Nov. 1832. G. ©. 1832. ©. 230.) 


8. 974. Die Beftimmung der Allerh. Cab. Order vom 3u_$. 52%. - 
4. October / 1827, nad) welder .den Mannfchaften ver: BE 
en Schiffe, die nach andern Welttheilen fahren, i 
die Dienftzeit während folcher Fahrten auf die militairi- | 

ſche Dienftzeit angerechnet werden fol, ift. auch auf die. 
Mannſchaften aller das mittelländifche Meer befahrenden 
Dreußifchen Schiffe ohne Unterfchied der Hafen, mit wel: 
- chen die Schiffe verkehren, jedoch vorläufig nur auf fünf 
Jahre anzumenden. 
DER: Ord. v. 25. März 1833. v. K. Annal. Bd. 17. 
©. 242.) : 


$.. 975. Es können jedoch überhaupt nur Seefahrten, 
. die nach Eintritt in das zwanzigſte Lebensjahr gemacht: 
‘werden, berüdfichtigt, frühere Seefahrten aber nicht ge: 


‚rechnet werden. - 


(Refeript v. 31. März 1834. v. K. Annal. Bb. 18. ©. 582.) 
$. 976. Zunge Leute jüdifchen Glaubens, die zum ein: Miltaire _ 
jährigen freiwilligen Dienft zugelaffen werden müffen, Pen 
önnen, wenn fie dazu qualificirt find, ihre Militair:3u $. 92. 
pflicht auch als Compagnie:Chirurgen erfüllen, und ſteht 
ihnen die Beflimmung des $. 9. des Edicts vom 11. 
März‘ 1812. (Erg $. 3766.) in diefer Beziehung nicht 
entgegen, da hier nicht von der Verleihung eines Staats⸗ 
amts, fondern von der Erfüllung einer allgemeinen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Verpflichtung die Rede ift, welcher auch die 
Suden unterworfen find. Ä | 
Bon dem Eintritt in das Gardecorps find für 
_ jet die Juden noch auögefchloffen. | 
 (Refeript v. 17. April 1832, v. K. Annal. Bd. 16. ©. 505.) . 


$. 977. Die im Auslande erzeugten Söhne ber ohnesu $. 52. 
Emigrationd:Confens ausgewanderten Preußifchen Unter⸗ 
Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Ihl. 9 
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find für diesſeitige -‚Militairpflichtige nicht ans 
zufehen. | 
(Refeript v. 6. Sept. 1834. v. K. Annal. Bd. 18. &. 647.) 
au & 8. 978. Der Dienfteid. aller unmittelbaren und mittel 
so. baren a des Staats ift dahin abzuleiften: 
Ah N. N. ſchwoͤre zu Gott dem Allmächtigen 
und Allrwiffenden , daß, nachdem ich zum . . 
des... . . beftellt worden, Seiner Königlichen Mar 
a jeftät von Preußen, meinem Allergnädigften Herrn, 
ich unterthänig, treu und gehorfam feyn, und alle 
. mir vermöge meines Amts obliegenven Pflichten 
nach meinem beſten Wiffen und Gewiffen genau ers 
füllen will, ſo wahr mir Gott helfe u. f. w. 
Bei ben Dienfteiden der mittelbaren Staatsdiener tritt 
biefem Formular unabgeändert diejenige. Eidesnorm bins 
zu, mittelft welcher fie fich, den vorgefchriebenen Beſtim⸗ 
mungen und den ſpeciellen Verhaͤltniſſen gemaͤß, dem un⸗ 
mittelbaren Dienſtherrn zu verpflichten haben. 
(Alferh. Cab. Drber v. 5, Nov. 1833. G. S. 1883. S. 291.) 


G6. 979, Wenn ein Beamter in feinem Reſſort einen | 
‚andern Witkungskreis erhält, oder zu einem andern Vers 
waltungszweige übergeht, fo ift er auf den früher geleis 
fteten Amtseid zu vermeifen und bat dabei fchriftlich oder 
zum Protocol zu erflären, daß er fich bei der Uebers 
nahme des neuen, fpeciell zu benennenden Amtes durch 
din zuvor abgeleifteten Eid für’ alle feine neuen Amtös 
* verhaͤltniſſe eidlich verpflichtet erachte. 
(Allerh. — Ord. v. 10. Februar — u. Reſcript v. 10, 
April 1835. v. 8. J. B. Bb. 45. ©. 471.) 

6. 980, Die Vorſchrift findet auch Anwendung, wenn 
ein Auscultator. zum Referendarius und ein Aſſeſſor oder 
— ⸗Juſtizrath zum Oberlandesgerichtsrath ernannt 
wird. 

(Refeript v. 15. März 1885. 0. K. J. B. Bb. 45. ©. 471.) 


3a. 68. 8.981. Die Abnahme des Dienfteides ift nicht als eine 
Handlung, die nur gerichtlich vorgenommen werden fann, 
 anzufehen, und ift daher die Zuziehung einer Gerichtö- 
— bei der Vereidigung der Verwaltungsbeamten nicht 

nothig 
60. (Reſcript v. 24. Februar 1829. v. K. Annal. Bb. 13. e. 2.) 


Zu 6. 
—3 A . 982. Wegen des Beitritts zur Allgem. Wittwen⸗ 


4 


Von den Staatsdienern. F. 69 q. 201 


Verpflegungs⸗Anſtalt vide Allerh. Cab. Order v. 27. 
Februar 1831. (G. ©. 1831. ©, 3.) und Publicondum _' 
vom 18. May 1835. (Merl. Amtöbl. 1835. ©. 138.) 
zu $. 602— 652, Zit. Il. h. 1. $. 197. bis $. 199.) 


$. 983. Mittelft Allerh. Cab. Order vom 5. Septem- Unterftäg 
.» ber 1835 ift genehmigt: — 


1) daß für jeden Bezirk eines Landes-Juſtiz⸗Collegii ein Sahne 
Fond zur Unterflügung hülfsbebürftiger Kinder Der u66de 
ftorbener Juftizofficianten gebildet und die depofi:" | 
talmäßige Verwaltung deffelben den PupillensGolles 
gien übertragen wird. | 

2) Bu, bdiefem Bond find Fünftig alle Arten freiwilliger 
Beiträge zu vereinnahmen, welche bisher an die Ju— 
ftigofficiantensWittwencaffe eingefandt werden muß: 

- ten und alle, freiwilligen Zuwendungen und Legate 
anzunehmen, welche demjelben fonft werden gemacht 
werten. F 

3) Aus demſelben find nur noch nothdürftige Unter- 
Rüßungen für die Kinder verftorbener Suftizoffician- _ 

ten, den Söhnen big zum zurüdgelegten fiebzehnten 
und den Zöchtern bis zum zurücgelegten funfzehnten - 
Lebensjahre zu bemwilligen. Werden bei der Zumen; 
dung felbft andere Beftimmungen vorgefchrieben, oder 
noch befondere Bedingungen aufgeftellt, fo find die: 
felben genau zu befolgen. . 

4) Die Beflimmung der Höhe der zu bemilligenden 

‘  Unterflügungen und die Auswahl unter den Bewer: 

‚ bern bleibt den Pupillen-Gollegien überlaffen, da die 
Euranden, welche aus diefem Fond Unterflügungen 
u nehmen haben, unter der Aufficht der Pupillen- 
Goflegien fliehen, und diefe daher am beften bie 
Bermögenöverhältniffe der Einzelnen Eennen zu: ler: 
nen und bie Bedürftigkeit der Goncurrenten gegen 

‚einander abzumwägen im Stande find, 

5) Zunähft find die Kinder der. nach dem 1. Januar 
1836 mit Tode abgehenden Juftizbeamten zu be 
tüdfichtigen, und haben dagegen die Oberlandeöge: - 
richte von biefem Zeitpunfte ab, Leine weitern An: 

‚träge auf Anmeifung von Erziehungsgeldern an bie 
Suftizofficianten-Wittwencaffe einzureichen. 

6) Zur Verwaltung diefes Fonds bedarf eö Feines Etats, 

aauch might der Einfendung der Ren an die | 

1 


/ 


b 


292 Zweit. Th. Zehnt. Kit. $. 70. J 


Koͤnigl. Oberrechnungskammer. Die Praͤſidien der 
Oberlandesgerichte haben jedoch jaͤhrlich mit dem 
Jahresberichte den Depoſital-Extract Über die Vers 
waltung des Depofitalbeftandes einzureichen, und eine 
Ueberficht von den Perfonen, welche unterflügt find, 
und der Summe, die fie erhalten haben, beis 
zufügen. | 
(Refeript vom 14. September 1835. Merf. Amtsbl. 1835. 
&. 238. 239.) | —J 
3u $. 70. 6. 984. Kreischirurgen find. befugt, die Uniform der 
(Sig. Ans achten Claſſe zu tragen. 
z (Refeript vom 15. September 1832. v. K. Annal. Bd. 17. 
g. 13.) &: 221.) — | Ä 
* — Bauinſpectoren gehoͤren zur Uniform-Claſſe 
r. 6. | 
Keſcript v. 4. July 1854. v. K. Annal. Bb. 18. ©. 640.) 
3u$.70sg. 6. 986. Die naturalifirten Juden in der Provinz Pos 
fen find zu Staatsämtern und zu den Stellen der Mas 
giffratsdirigenten nicht wahlfähig. on ‘ 
(Verordnung v. 1. Juny 1833. $. 20. ©. ©. 1833. ©. 70.) 
3u_$. 70. 8, 987. Der jedesmalige Polizelprafident der Haupts 
— — und Reſidenzſtadt Berlin hat den Rang eines Miniſte- 
rialrathes der zweiten Claſſe. — 
— Gab. Ord. v. 26. Februar 1834. ©. ©. v. 1834. 


* 


Zu $. 70. 6. 988. Die Kreis-Juſtizraͤthe haben den Rang und die 
(Erg, 5 damit verbundenen Rechte det Dber:Landeögerichts-Räthe, 
4435.) welche ihnen jedoch vorgehen, — 

(Verordn. v. 80. Nov. 1888. $. 2. G. S. 1833. ©. 297.) 


Juſtzratbs- 5. 989. Den mit dem Range eines Raths zu begna⸗ 
Zu, $. 70.digenden® AJuftizcommiffarien, Advocaten und Notarien 
(Erg. $. fol künftig nur der Titel: Juſtizrath beigelegt, und Die: 
4428.29.) jenigen, die bereits den Titel: Juſtiz⸗Commiſſionsrath er 
halten haben, follen künftig ebenfalls als Juſtizraͤthe be= 
"zeichnet werden. Sie haben den Rang ber -Zitular: 
Zuftizräthe. (Erg. $. 4435.) Den richterlihen Beamten 
bei den collegialifch= formirten Untergerichten derjenigen 
Provinzen, in welchen die Allgemeine Gericht3:Drdnung 
gilt, wenn fie eine mit dem Rathstitel verbundene Stelle 
erhalten, wird ber Titel: Land» und Stadtgerichts⸗, Stadt⸗ 
gerichts⸗, Landgerichts:NRath, nach dem Gefchäftsfreife des 
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Gericht, bei welchem fie angeftellt- find, beigelegt, und 
tritt diefer Titel auch, bei den noch in Amtöthätigkeit: bes 
findlichen Beamten ſofort an die Stelle des Titels: 
"Suftizrath. - | are 0 
Site behalten den im Rangreglement vom 7. Febr. 
1817 (Erg. $. 4435.) ihnen beigelegten Rang. 

(Allerh. Cab. Orb. v. 1. Nov. 1886. G. &. 1835. S. 230.) 


$. 990. Die. durch 8. 79. Tit. 10. Th. des A. 2. Su 
N. angedrohete Geldbuße bis. Funfzig Thaler oder Ge: 
fängnißftrafe bis Sechs Wochen fol eintreten, wenn Per: 
foren, welche die Ordination zu-einem geiftlichen Amte 
“ nicht erhalten haben, fich geiftlicher Amtshandlungen ans 
maßen, inöbefondere das heilige Abendmahl austheilen, 
die Gonfirmation, eine Trauung oder Taufhandlımg bors 
nehmen, mit. alleiniger Ausnahme des Falles einer Nothe 
- taufe nach der gefeglichen Beftimmung. Sollte über die. 
Nothtaufe an einem Orte weder durch Obfervanz noch 
dutch die Provinzials Kirchenordnung etwas fefigeftellt 


| ſeyn, fo hat das ProvinzialsConfiftorium mit Genehmi: 


gung des Minifteriumd der geiftlichen Angelegenheiten 
Das Erforderliche anzuordnen und durch die Amtöblätter 
befannt zu machen. | | sur — 

| (Allerh. Cab; Order v. 9. März 1834, G. &. 1334. S. 60.) 


$. 991. Die Beflimmungen wegen der bei einer laͤn⸗Zu 5. 98. 
ger als vierwöchentlichen Dauer des Urlaubs einzubehal: Anh. d. 
tenden. Hälfte des Gehalts ber Civilbeamten (Erg. $. der, 
4480.) find auch auf die mit firirten Diäten. angeftellten — 
Distarie®in Anwendung zu bringen, da firirte Diäten 
dem Gehalte in jener Beziehung gleich zu achten find. — | 
Ob bei den zu einer Reiſe Behufs der. Wiederherftellung' 
der Gefundheit, jeboch ohne eigentliche Badecur, jener 
Abzug flattfinde, oder nicht, - iſt in jedem einzelnen Fall 
nach den obwaltenden Umftänden zu entfcheiden. . 

(Refcript v. 28. May 1829, v. K. Annal. Bd. 18, &, 205.) 


8: 992. Von einem: neu angeftellten Beamten , be Prafianeh. € 
bald nach feiner Anftellung und ohne das ihm beigelegte ri “u 
‚Gehalt ein ganzed Jahr hindurch bezogen zu haben, wies 4497. 
der aud dem Staatsdienſt geichieden, oder auf eine, zum 4530q.) 
gefeglichen Anſpruch auf Penfion nicht berechtigende: Stelle 
- übergegangen ift, kann das "ır zum Penfions:Fond nicht 

von dem ganzjährigen Gehalt, fondern nur von bemijes 
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nigen Theile, welchen er innerhalb des Jahres wirklich 
- bezogen hat, ‚gefordert werben. a. 
(Refeript vom 10. Februar 1885, v. 8. J. B. Bd. 85. ©. 
227. 228.) | | 


Bu 4. 99. g. 903. Ueber die Amtöentfegung und Amtsentlaffun 
der Givilbeamten vide v. 8. 3.8. Bd. 45. ©. 29—86. 


e 3um elften Titel. | 
Bon den Rechten und Pflihten der Kirchen und 
geiftlichen Geſellſchaften. 


Zitteir 8. 994. An die Stelle des Mititair-Rirhen-Reglements 
- Drtmung. vom 28. März 1811 tritt die Militair-Kirchen⸗Ordnung 
vom 12. Zebr. 1832. vide Erg. $. 4640. 4682. 4687. 
4707 — 4709. 4713 — 4717. #719—4727. 4741—4749. 
4821 — 4834. 4841 — 4848. 4857. 4858. 4863 — 4873. 
4885. 48386. 5072. 5073. ; — 

(Militair⸗Kirchen⸗Ordnung vom 12. Februar 1882. Einles 

tung. G. ©. 1832, ©. 69.) 
. 995. Für die GarnifonsKiche zu Berlin und Hofs 
und GarnifonzKirche zu Potsdam gilt fie aber nur, im 
foweit fie mit: den für diefelbe und die dortigen Milis 
tair-Kirchens und Schulanftalten beftehenden oder fünftig 
erfolgenden landeshertlichen Vorfchriften vereinbar iſt. 
G6. 118. a. a. O. G. ©. 1882. S. 103.) | 


Audertixch & 996. Zu außerkirchlichen Zuſammenkuͤnften zu Re⸗ 
Ice Aufamz gi ginnasUebungen, und zu dem häuslichen Gottesdienſt iſt 
su Rellz ur den Mitgliedern der Familie ded Hansvaterd und 
utbungen den bei ihm wohnenden, feiner Hauszucht unterworfenen 
.% Yo, Perfonen der Zutritt geftattet. Jede diefe Grenze über: 
—  fchreitende Zuſammenkunft zu außerkirchlichen Religionds 
Uebungen, welche ohne obrigfeitliche, bei dem Gonfiftorio, 
— nachzuſuchende Genehmigung erfolgt, iſt ver⸗ 
oten. | Ä 
(Alterh. Cab. Ord. v. 9. März 1834. v. K. Annal. Bd. 18. 
8.76) . | — 
In 5. 24 3 997. Diefe Erlaubnig muß allemal vor erfolgten 
Ankaufe ertheilt werden. | 
(Refeript. v. 1. Sulo 1880. v. K. Annal. Br. 14. ©. 55%.) 
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. 998. Im Frieden ift die Anzahl der evangeliſchen Run⸗i⸗ 
Mitar Geiler folgende: * En en 
a) ein Feldprobft für die ganze Armee; | 
b) Bei jedem Armee:Corps ein Militair = Oberprediger 
und für jede der beiden Divifionen zwei Divifionss 
prediger. Bei den Armeecorps, wo bie Anzahl ber 
fatholifchen Glaubensgenoffen überwiegend ih wird 
fein Oberprediger angeftellt, fondern deffen Amt eis 
nem ber Divifionsprediger übertragen. | 
e) Eine Anzahl von Garnifonpredigern, nämlich einen 
in Berlin, einen in Königsberg, einen in Breslau, 
‘fo wie in denjenigen Seflungen, in welchen Bein 
sub b) genannter Prediger ijt und die Geelforge 
für die Befagung nicht dem Ortsgeiſtlichen übertragen 
werben kann, oder wo wegen der Strafanfialten ein 
eigner Prediger nothwendig iſt. | . 
d) Die Prediger der Invalidenhäufer, der Cadettencorps 
und der Militair-MWaifenhäufer. | 
(Militair⸗Kirchen⸗Ordnung vom 12. Zebr. 1832, 8: 1. ©. ©. 
1832. &. 70.) 
$. 999. Die Beftimmungen des $. 1. der Inftruction zu $. 61.. 
vom 12. Februar 1799 (Erg. 8. 4571) find durch das (Erg. 
Refcript v. 30. May 1833 wieder in Erinmerung gebracht, #71 
und ift dabei den außerordentlichen Regierungsbevollmächs s 
tigten an den Univerfitäten zugleich aufgegeben, bie Stus 
direnden der Theologie bei ihrem Abgange von der Unis 
verfität mit dem Inhalt defjelben bekannt zu machen, 
und fie wegen der Prüfung ah dasjenige Gonfiftorium, 
in deffen Bezirk fie geboren find oder ihr Domicil has 
ben, zu verweilen. ' ar ; 
(Refeript vom 30. May, 1833, v. 8. Annal. ®b. 17. 8. 
650. 651.) , E 


$. 1000. Die zu Divifiong-Predigern beflimmten Geifts Sale 
lichen müffen außer dem zur Erlangung des Wahlfaͤhig⸗ Militeier 
keits⸗Zeugniſſes erforderlihen Examen pro Ministerio zu $. 61. 
fih auch noch einer wifjenfhaftlichen Prüfung vor. ber 
wiſſenſchaftlichen Eraminations> Sommiffion unterwerfen, 
und foll dabei vorzüglich auf folhe Individuen Rüdficht 
— werden, welche ihre Faͤhigkeit als Lehrer ſchon 
“bei einem Gymnaſium bewährt haben. | 
(Militeir-Kirhen-Drbnung vom 12. Februar 1832. 5. 14: 
G. ©. 1832, ©. 74.) 


% 
\ 


Obere ber 


296 3weit. Th. Eift. Tit. $ 113 19. 
5. 1001. Der Feldprobſt ift der unmittelbare Borge: 


| seite. feste der gefammten Militairgeiftlichkeit, der Vertreter 


us. 
113 sq. 


der ‚militairifchen Intereffen, und das Digan des, dem 
Kirchenwefen in höherer Inftanz vorgeſetzten Minifterii 
der geiftlichen Angelegenheiten und des Krieges in Bezug 
auf Diefe Gegenftände, an deren Arbeiten er in Fries 
denszeiten ald Meferent oder Gorreferent Theil nimmt. 
Mährend des Krieges gehen alle, fonft den Eonfiftorien 


zuſtehenden Befugniffe und obliegenden Pflichten auf den 
Feldprobſt über... In der Regel verfieht er auch die Fun— 


ction eines Oberpredigerd des Gardecorps. — Der Felds 
probſt ift, als foldher, nur den Minifterien der geiftlichen - 
Angelegenheiten und des Krieged unmittelbar untergeords 
net. Der Militair-Oberprediger fleht zu den in feinem 
Bezirk fich befindenden Garniſon- und fonftigen Militair 
predigern im Verhältniß eines Superintendenten zu ber ' 
Beiftlichen feiner Diöcefe. Er hat Sitz und Stimme 
im Gonfiftorio der Provinz und vertritt dort bie milie 


tairifchen Angelegenheiten. 


(Mititair-Kirchen-Orbnung dv. 12. Febr. 1832, $.2. G. ©. 
1832, ©. 70. 71.) Ä ! 


$. 1002. Sn. ihren Verhältniffen als Militairbeamte 
fiehen der, Oberprediger unter dem’ commandirenden Ge= 
neral des Armeecorps, der Divifionsprediger unter dem 
Divifiond:Commandeur und der Garnifonprediger unter 
den Commandanten und Gouvderneuren des Orts, deren 


Autorität fich jedoch nur auf Anordnungen für die Milis 
_ tairgemeinde nach den beftehenden äußern Firchlichen Ein- 


richtungen, nicht aber auf die eigentliche Verwaltung der 
geiftlichen Amtögefchäfte bezieht. Ne. 
(6.21. 22.28, a. 0. 0. ©. ©. 1832. ©.-76. 77.) 


$. 1003. In diefen legtern ſtehen die Divifions- und 
Garnifonprediger zunächft unter dem Oberprediger der 
Armeecorps, und mit diefem fowohl unter dem Conſi—⸗ 
orid der Provinz ald auch unter dem Feldprobft, und 
in höherer Inſtanz unter dem Minifterio der geiftlichen 
Angelegenheiten. Die Conduitenliften werdeh von den 
Dberpredigern dem Conſiſtorio eingereicht. Urlaub zum 


Verreiſen in eignen Angelegenheiten erhält der Militair- - 


En. von feinem Milttairvorgefegten, und wenn die 
wefenpeit "über acht Zage dauern fol, unter Zuftims 


Ba \ ⸗ 


% 
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mung des Oberpredigers, und wenn biefer verreifen will, 
des Conſiſtorii. | 
(5.24. 25. 32. a. a. D. ©. S. 1832. ©. 76.79.) 


8. 1004. S. die Gebührentare für die Superintendens Bu $. 
ten dei-Provinz Sachſen p. 21. April 1832. ©. ©. v. 
"18 2. S. 138. | | 


t 


>. 8.1006. Die Anlegung einer Kirchhofes liegt, wo nicht v. Bepräbs 
befondere Ausnahmen ftattfinden, den Kirchenz, nicht den Bu 188, 
. 761 
(Refeript v. 30. November 1832. v. K. Annal. Bd. 16.©. 926) — 764. 
$. 1007. Die Veräußerung gefchloffener Begraͤbniß- Kirspöfe. 
pläge ift den Kirchengemeinden und Gommunen in der 33 
egel nicht vor Ablauf von 40 Jahren ſeit erfolgter f 
Schließung geftättet. Bei befondern Fälen kann zu eis | 
ner frühern Veräußerung den Kicchengemeinden von dem 
Miniſterio der geiftlichen Angelegenheiten, den Commus 
nen aber von diefem und dem Minifterio des Innern und 
der Polizei Erlaubniß ertheilt werden. 
(Refeript v. 28. Ian. 1830. v. K. Annal. Bd. 14. ©. 184.) 


$. 1008. Diefe Genehmigung u Zu 5.194 


1) bei jevem Erwerb von Grundftüden, Ä 219. 220. 
2) beiDeräußerung von ganzen Landgütern und Häufern, * 

von dem Miniſterio der geiſtlichen zc. Angelegenheiten, 
3) in allen übrigen Fällen aber von den Regierungen 

ertheilt werben, welche rüudfichtlih der katholiſchen Bi: 

fhöfe deren verfaffungsmäßige Rechte auch hiebei nach 

$. 18. der Dienftinfiruction vom 23. Detober 1817 zu 

beachten haben. 


(Refer- v. 15. März 1832. v. 8. Annal. Bb. 16. &. 100.) 
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Srennung 8,1009. Gegen die Trennung ber Parochie fteht den. 


s sien. kirchlichen Zheilnehmern Fein Widerfprucherecht zu, fons 


dern es kommt nur auf Abfindung der begründeten Ent: 
ſchaͤdigungsanſpruche an. Ueber die Trennung felbft ents 
ſcheidet der Staat. Die zu den biesfallfigen- Verbands ‘ 

lungen competente Behörde tft die Regierung, nicht das 


Gonfiftorium, zur definitiven Feftftelung der Parochial: 


verhältniffe ift fie aber nur in den Fällen berechtigt, wenn 
bie Gemeinden und ber Patron darein gemilligt haben, 
fonft gehört die Entiheidung vor das Minifterium der. 
geiftlichen Angelegenheiten. Wenn die Nothmwendigkeit 
einer Zrennung der Parochie durd das fachkundige Urs 
theil der kirchlichen Behörde fetgeftellt ift, fo folgt dar: 
aus die Verpflichtung ber Intereffenten zur Uebernahme 
der daraus erwachſenden Koften, wie bei jeder andern 
nothwendigen Einrihtung im Kirchenwefen. Entfchädis 
gungsanfprüche aus der allgemeinen Erfparung des Aufz . 
wandes für die Unterhaltung des Kirchenmwefens finden 
nicht ftatt. Die Intereffenten erhalten durch die Firch- 
liche, Verbeſſerung das Aequivalent für die Erhöhung der 
Parochiallaften, und fommt eö nur darauf an, durch bils 
lige Vertheilung ded bisher gemeinfamen Kirchenvermdz - 
gend und durch fonft angemefjene Beftimmungen die Laft 
und die Vortheile auf allen Seiten in ein gehöriges Vers 
bältniß zu ftellen. — Auch die. blos zufälligen, auf feis 
nem beſtimmt erworbenen Rechte beruhenden und daraus 
garantirten Vortheile, welche einzelnen Intereffenten bei 
der Auflöfung des bisherigen Kirchenverbandes verloren 
jeben, begründen feinen Entfchädigungsanfprucdh. Hierzu 
ind nur ſolche Verlufte von Vortheilen, oder ſolche zu 
übernehmende Nachtheile geeignet, weldhe auf. einzelne 
Intereffenten vor den übrigen, über die in der firchlichen 
Verbeſſerung anzunehmende Schadloshaltung hinaus, und 
zum Abbruch beflimmter, mwoblerworbener Rechte derge: 
ftalt fallen, daß Diele Betheiligten ihre bisheriges Recht 
nicht ihrem eigenen Rechte, fondern dem firchlihen Ges _ 
ſammt⸗Intereſſe aufopfern müflen. Hierzu gehören haupt: 
fählih die Anfprüche der Geiftlihen und übrigen Kir: 
chenbedienten für ihre Verluſte bei der Parochiaftrennung. 
Andere begründete Anfprüche werden nicht häufig vor: 
tommen, oder, wo der Fall eintritt, leicht feftzuftellen 
feyn. Der für Abfindung folcher Anfprüche verpflichtete 
Theil find diejenigen übrigen Intereſſenten, zu deren 


J 
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Firchlichem Vortheile die zu vergütenden Verlufte oder bes 
fondern Laften ͤbernommen werden, und die Abfindung ges 
hört mit zu den Koften der, neuen Parochialeinrichtung. 
Iſt eine gütlihe Einigung unter allen Interefjenten 
nicht zu erreichen, fo ift zu verfuchen: 
die übrigen Betheiligten, die mit der Parochial-Um⸗ 
legung einverftanden find, dahin zu bewegen, daß 
fie fi) im Voraus zur Gewährung deſſen verpflichs 
ten, was bie Entfchädigungs:Prätendenten auf ihre 
Forderung rechtlich erftreiten werden, , 
worauf fofort mit der Umlegung vorgefchritten werben | 
kann. ‘Ohne diefe Erklärung kann nur bei bringendem 
Bedürfnig mit der Ausführung vorgefchritten werden, 
worüber dad Minifterium zu enticheiden hat, 
| Fehlt ed an den Mitteln zur Beftreitung der Paros 
hial-Cinrichtungsfoften, fo muß ohne Veränderung im 
Parochialverhältniffe felbft, gemeinfchaftlid von mehreren 
an einander grenzenden Parochien für ihre beiderfeitigen 
von der Parochialkirche zu entfernt liegenden Diftricte an 
einer ſchicklichen Stelle eine Filialkirche angelegt und mit 
einem gemeinfchaftlichen Hülfsprediger verfehen werben, 
welcher fid, befonders bei ertheilter Zuficherung des bers 
einftigen Einrüdens in die Hauptfielle, mit einem gerins 
gern Dienfteinfommen begnügen würde. — Die Unterhals 
tung dieſer Filiatkirche würde nad) Analogie des $, 728. 
h. t. gemeinfchaftliche Sache der Gefammt:Parochien feyn, 
wogegen es wegen Unterhaltung der Hauptfirche nebft 
- Zubehör bei der biöherigen Einrichtung, und namentlich 
auch bei der a an die Filialkicche ges 
wiefenen Parocialbezirks, fein Bewenden behält. 
(Refer. v..29. Juny 1829. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 869.) 


$. 1010. Im Großherzogtbum Pofen find auch die Zu $. 261. 
nichtkatholifhen Befiger zehntenpflichtiger Grundſtuͤcke 
den Behnten oder das Mepkorn zu geben gehalten. 
(Erkenntniß des Ober : Appellationsgerichts gu Pofen vom 
24, Januar 1827. ©, u. Str. Rſpche. Br. I. ©. 370.) 
$. 1011. Zu der Mititairgemeinde überhaupt gehören: Mititairr 
1) fämmtliche in activem Dienft befindliche Offiziere, Un "Zu y. 
teroffiziere und Soldaten ; 278 sy. 
2) die mit Imactivitätögehalt, Wartegeld oder Penfion, 
entlaffenen Offiziere, fo lange fie den Militairges 
richtsſtand behalten; 
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3) alle Militaicbeamte und Militairhandwerker, melde 


ihrer Beflimmung nad den Zruppen ins Feld und 
beim Garnifonmwechfel folgen müffen; 


. 4): die Seflungsbeamten, und. die an den Feſtungen an⸗ 


geſtellten Militair⸗ Delonomie + Beamten; s 
5) die Zeughaus-Beamten in Feſtungen und offenen 
Staͤdten; 


6) die Militairlazareth- Beamten; 


Mean s 


es} 
ro. 
275) 


7) die Militair-Kirchendiener und Garnifon: Schullehrer; 
8) die Frauen ſaͤmmtlicher genannter Perſonen und ihre 
Kinder, fo lange dieſe ſich im vaͤterlichen Haufe bes 
- finden, die sub Nr. 2—6,. und 8. genannten ‚Per: 
fonen jedoch nur dann, wenn am Orte ihres Aufent- 
halts ein Militairprediger oder.ein mit der Seelforge 
für dad Militair beaufttagter Civilprediger fich befindet. 
Mit dem Tode einer Militairperfon treten. deren 
Wittwe und Kinder zur Civilgemeinde über. — Gefinde 
der Militairperfonen gehört nur, wenn. eö feiner Herr 
Schaft ind Feld folgt, während diefer Zeit zur Militairges 
‚meinde. — Auf unbefimmte Zeit Beurlaubte gehören zur 
Civilgemeinde. . 
I pe — v. 12, Februar 1832. $. — 37. 
$. 1012.. Zur Abwendung der Beſorgniß: durch Ans 
"nahme der Union in dem bisherigen Genuffe der-an die 
reformirte oder lutheriſche Confeffioh gefnüpften Stiftuns 
gen, Schenkungen oder auf andere Weife erworbenen - 
Vortheile beeinträchtigt zu werden — ift verordnet, daß 
Niemand befugt fenn fol, einer reformirten oder lutheris 
fchen Gemeinde, ingleichen einer geiftlichen oder weltlichen 
Kirchen oder Schulftelle dergleichen Rechte aus einem 
von dem Beitritt zur Union Yergenommenen Grunde vor⸗ 
zuenthalten oder zu entziehen. u 
(Auerh. Gab. Order v. 30. April 1830. ©. ©. 1830. ©. 64) 


$. 1013. Eine un ift als erlofchen ——— 


a. €) oder bie Zahl der Eingepfarrten fortwährend fo ges 


ring geweſen ift, daß zu einem ordentlihen Pfarr: 
—— kein Beduͤrfniß vorhanden war. 
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. Zweifel über das Dafeyn biefer Bedingungen follen zur 
Entfcheidung Sr. Majeftät. des Königs vorgelegt werden. 
(Geſ. v. 183. May 1833. über erloſchene Parochien 2c. 8. 1. , 

2. ©. ©. 1833. ©. 51.) — en 

$. 1014. Das Vermögen einer erlofchenen Parochie 

foll zum Vortheil der Religionspartei derfelben Provinz F 
“verwendet werden, welcher die erloſchene Parochie ange-⸗ 
hört hat, das vacant gewordene Kirchengebäude fol jes _ 
doch der an diefem Orte vorhandenen Parochie einer ans 


dern chriftlichen Religiondpartei zugewiefen werden, in ° 


fofern dazu ein Beduͤrfniß vorhanden if. 
($. 3. u. 4. a. a. 9.) BR: 


G. 1015., War ein Theil des übrigen Vermögens der 
Parochie ausfchließlih und unzweifelhaft zur Erhaltung 
des Kirchengebaudes beflimmt, fo fol derfelbe auch ferner’ 
mit demfelben verbunden bleiben. 
(5. a. a. Q.) \ — 
$. 1016. ‚Ueber die Stimmenzaͤhlung bei der Concur: Zu $. 34. 
ren; meherer Gompatrone vide Erkenntnig des Geheimen 852. 605. 
Obertribunals v. 5. December 1825. ©. u. Str. Rſpche. 
Br. 3. ©. 131. Ä 


$. 1017. Ueber das Recht des Eonfiftorii, die Vocatio: Zu $. 336. 
nen der Prediger zu beftätigen, die Beftätigung ganz zu 6° f- 
verfagen, oder fie in ber vorgelegten Form zu verwerfen 
und fie anderd mobificirt zu verlangen, ift der Meg 
Rechtens nicht, fondern nur Beſchwerde bei ber vorges - 
festen Behörde zuläffig. ‚ 

"> (Refeript v. 20. July 1830, v. 8. J. B. 36.36. ©1388) 

$. 1018. Die Einführung der Militair Oberprediger Zu 8. 
in ihr Amt gefchieht durch einen Deputirten des Gonfis. 40% sq- 
fiorit, die der übrigen Militair-Prediger im Auftrage des 
- Confiftorii durch den betreffenden Militair-Oberprediger, 


bei den mobilen Truppen, im Kriege aber durch dem deſſen 


” Function verfehenden Divifionsprediger, auf Anweifung 
“des Feldprobfted. Der Einführende erflattet "hierüber 
dem Gonfiftorio, und während bed Krieges dem Feld» 
probft, Bericht. — Die bei den Feldlazarethen angeftell: 
ten Prediger kann der Feldprobft felbft einführen, oder 
dies einem amdern Militairs Prediger übertragen, oder 
auch ihm nach gefchehener Drdinirung durch die Lazareth- 
Direction einführen laffen. Wo die Seelforge fiir die 


302 Zweit. Th. Eift. Tit. $. 412, 
Militairperſonen einzelner Garniſonen Givilgeiftlihen über 
tragen ift, werden diefe von ben Eonfiftorien der: Pros 
vinz, und binfichtlih der katholiſchen Beifllihen unter 
> Mitwirkung der betreffenden bifchöflihden Behörde, dem 
. Minifterio der geiftlichen Angelegenheiten zur Beftätigung 
vorgefcplagen. Ihrer Introducirung und Vocirung bedarf 
es eben fo wenig, als der bei ben Militairpredigern 
‚gedachten wifjenfchaftlihen Prüfung. 
(Militair: Kirchen: Par vom 12. Februar 1832. $. 16— 
. @. ©. 1832. ©. 75. 76.) 
— $. 1019. Die — und Ernennung des Feldprobftes 
®. Willtait- und des Garnifonpredigerd zu Berlin bleibt der Beftim- 
Br ji wirt mung Sr. Majeftät des Königs überlaffen, eben fo auch 
die Ernennung der Militair:Oberprediger auf den gemein- 
ſchaftlichen Vortrag der Minifterien der geiſtlichen Ange: 
legenheiten und des Krieges, denen dad Gonfiftorium der 
Provinz von der Erledigung einer folchen Stelle fofort 
Anzeige zu Machen hat. | 
Zu ben übrigen Militair=Predigerftellen fchlägt. i im 
Frieden das Gonfiftorium der Provinz ein taugliches 
Subject nach gehaltener Probepredigt vor der Militair- 
‚gemeinde, und demnächftiger Zuftimmung des betreffenden 
Militäirbefehlshaberd unter Einfendung, der Pruͤfungs⸗Ar⸗ 
beiten, der Probepredigt und der Erklärung des Befehls=. 
habers dem Minifterio- der geiftlichen, Angelegenheiten zur 
Beftätigung vor. Im Kriege geſchieht diefer Vorfchlag 
— Fig den Feldprobſt, ohne defjen Mitwirfung überhaupt 
feine kg Militairgeiftlihen bei den mobilen 
Truppen und Militairlazarerhen erfolgen darf. 
(Militair: —— — vom 12. Februar 1832, 8. 7— 
10. G. S. 1832, 72 — 74. 
$. 1020. Sinf htlih der Vocirung und Orbinirum 
der evangeliſchen Militairprediger Fommen bie Derſche⸗ 
ten fuͤr die evangeliſchen Civilprediger, 
( . 16. a. a. O. ©. ©. 1832. ©. 75.) 
binfichtlich der römifch =Fatholifchen aber bie bei Belegung 
der Eatholifchen Givilpfarren geltenden Grundfäge in Anz 
wendung. Die desfalls erforderlichen Cinleitungen ge⸗ 
fchehen auf Veranlaffung des Minifterii der geiftlichen 
"Angelegenheiten durch die betreffenden Gonfiftorien bei 
den biſchoͤflichen Behörden. 5) 


($. 18. a. a. ©.) 


# 
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$. 1021, Diefe Vorfchrift findet auch auf Militeirper- Bu is ee 


fonen und Militair-Geiftlihe Anwendung. 

Militair. Ki 2 d vom 12, Feb 1832, * 
F — r Kirchen⸗ 78 nung vom Februar $. sg. 

$. 1022. . alen Fällen, wo eine geiftliche — 

handlung von einem andern, als dem eigentlich competen⸗ 
ien Geiſtlichen verrichtet wird, muß fie derjenige Predis 
ger, dem fie eigentlich zufommt , in fein Kirchenbuch 
fragen. 

($. 43. a. a. O.) 


$. 1023. Die Stolgebühren der Militairs Geiftlichen zu 5. 423. 


‚ find feftgefegt in den S 100 — 106. a re 
chen: — vom 12. Februar 1832. G. ©. 1832. S 
98 — 100 

g. 1024. Die Beftimmung der Auerh. Cab. Order Siolnin⸗ 
vom 24. May 1809. (Erg. $. 4754.) gilt auch für die Zu $. 
Provinz Weftpbalen und hat in bdiefer Beziehung die — 
Königl. Regierung zu Muͤnſter folgende Beſtimmungen (Er 5 
erlaſſen: Kein Pfarrer oder Geiſtlicher darf für die nicht 4757 
von ihm verlangten noch vollzogenen pfarramtlichen Hands 
lungen Stolgebühren fordern. — Diefe werden Aur bems 
jenigen Pfarrer, der folche ‚verrichtet bat, nach freier, 
wechfelfeitiger Webereinkunft, in deren Ermangelung nad - 
dem bei der Pfarre, von deren Verwalter die Handlung Ä 
verrichtet wird, hergebrachten Gebührenfage vergütet... 
Dagegen fol der. competente ‚Geiftliche, welcher die Pfarrs 
handlung nicht verrichtet hat, für die Eintragung in fein 
Kirchenbuch vier Silbergrofhen erhalten, welche von 
dem den Act verrichtenden Geiſtlichen zugleich mit ſei⸗ 
nen eignen Gebuͤhren einzuziehen, und vierteljaͤhrlich mit 
der Nachweiſung der vorgekommenen Faͤlle jenem einzu⸗ 
ſenden ſind. 
tn vom 27, Februar 1834. v. K. Lanal Bd. 

$. 1025. Für die evangeliſchen Pfarrer wird dieſe Ge⸗Su 5. 431. 
‚nehmigung bei dem Gonfiftorio der Provinz, für die Fa: 
— bei dem Ober⸗Praͤſidio der Provinz nachge⸗ 
udt. - 

(Refeript v. 21. März 1829, v. K. Annal. Bd. 18. ©. 73,) 

$. 1026. Die Ertheilung. diefer Erlaubniß ift, im Fall 

eine Parochialhandlung von eihem evangelifchen Geiftlis 


ur 
7 
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chen bei. einem Fatholifchen. Eingepfarrten vorgenommen 
werben foll, ein für allemal den Superintendenten und im 
zweiten im vorigen $. gedachten Falle den Landräthen 
delegirt. — Dieſe Erlaubniß ift auch dann erforderlich, 

wenn. in gemifchten Ehen bie Taufen und Begräbniffe 
der Kinder nad dem Willen beider. Eltern von dem Pfar- 
ver der Mutter vorgenommen werden, jeboch ift bei Kin⸗ 
bern. unter Jahren der Pfarrer des Vaters nur fo 
lange für competent zu betrachten, als das Kind nicht 
den Unterricht in der Religion der Mutter zu erhalten - 
—— hat. 

Der Pfarrer, fuͤr welchen die Erlaubniß zu einer 
ihm nicht zuſtaͤndigen Parochialhandlung ertheilt iſt, hat 
ſolche in das Kirchenbuch einzutragen und dem compes 
tenten Geiftlichen anzuzeigen, damit fie biefer gleichfalls 
Gedoch ohne Nummer) in dem Kirchenbuche verzeichne. 

(Refer. v. 20. May 1833. v. K. Annal. Bb. 17. ©. 378.) 


Trauung ”. 8. 1027. Dem evangelifchen Militair-Geiftlichen fteht 
a die Zaufe jedes in feiner Gemeinde gebornen ehelichen 
tige. Kindes zu, deſſen Vater fi) zur evangelifchen Religion 
PR im Sygbefennt, die der unehelichen Kinder aber nur, wahn 'die 
eo, Mutter zur Militairgemeinde gehört. — Erkennt der Va⸗ 
“ter die Baterfchaft an, fo ift diefe im Kirchenbuche zu 
+ vermerken, um das Fünftige Erbfolgerecht des auf den , 
Namen der Mutter au taufenden unehelichen Kindes zu 


vr iiitaiegicäen Drönung vom 12. Sehr. 1832. $. 59. G. 
©. 1332, ©. 86. 87.) 
$. 1028, Diefeiben Grundfäge, gelten auch bei Trauun⸗ 
gen. Das Aufgebot einer Milifairperfon braucht nur am 
Garnifonorte zu gefchehen, wenn fie fi) auch noch Fein 
Jahr dafelbft befindet. — Außer den allgemeinen, auch) 
bier geltenden Beflimmungen ift wegen der Zrauungen 
‚noch verordnet, daß fein Militair-Geiftlicher. eine Trauung 
vornehmen oder ein Dimifjoriale ausfertigen darf,’ wenn 
ihm nicht 
a) bei einem Dffizier. der Königl. Heirathöconfens, bei 
einem Unteroffizier und Soldaten der Conſens des 
Commandeurs, bei einem Militairbeamten der Con: 
ſens ber vorgefeßten Militair: Behörde 5 
b) ein von dem Prediger der Braut ausgehändigter 
"Schein, daß die Proclamation in Bezug auf fie res 
gelmäßig und ohne Bi geſchehen; 


* 
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c) wenn der Bräutigam ober ‚bie Braut, ober beide 
‚. "Ausländer find,. ein Atteft des Givilgerichts uͤber 
ie bei demfelben von ihnen eidlich abgelegte Vers 
- ficherung bes ehelofen Standes — 
vorgelegt ift, welche Atteſte er in feiner Regiſtratur aufs 
bewahren muß. | * 
(4. 68. 64. a. a. O. J 
$. 1029. Die Leichenpaͤſſe ſollen fernerhin durch die 
Regierungen, nach Be A rang Berge Un: 3u $. 468. 
terfuhung ausgefertigt werden. Wird die Leiche ur — — ° 
. mehrere Provinzialbezirfe geführt, fo muß die den Leis 
chenpaß ausftellende Behörde, den Regierungen der ans 
dern Bezirke von ‚der Ertheilung des Pafles Nachricht 
geben, atich die auf dem Wege zundchft berührten Polis 
zeibehörben des benachbarten Regierungsbezirks davon 
benachrichtigen. .- . —— 
(Allerh. Gab. D. v. 9. Juny 1833. G. ©. v. 1833, S. 73.) 


$.. 1030. Die Kirchenbücher beftehen “ Kiehenbie 


1) in einem Zaufregifter, iiaie-Seite | 
2) einem Zrauungsregifter, tee auß 
3) einem Zodtenregifter, ae ——— 
4) einem Confirmandenregiſter, AB1 sq. 
von denen die sub 1—3. ‘genannten doppelt, geführt 504. 


werden müffen, damit bei irgend einer Veränderung der 
Truppen das Duplicat dem neuen Geiftlichen abgegeben 
werden kann. Beim Ausbruch des Krieges wird nur 
‚ ein Eremplar mitgenommen, dad zweite, nebft den ents 
behrlichen Papieren der Kirchenregiftratur wird bem zus 
ruͤckbleibenden Oberprediger übergeben.— Die Eintragung 
in die Zodtenregifter, ſowohl im Frieden ald im Kriege, 
—5 — nur auf Anzeige des naͤchſten Vorgeſetzten des 
erſtorbenen, dem auch allmonatlich die Anzeige der in 
den Lazarethen Verſtorbenen gemacht wird. Außerdem 
muß in jedem Lazareth, und zwar wenn ein Prediger 
da iſt, durch dieſen, ein beſonderes Todtenregiſter geführt 
werden. — Aus dieſen Kirchenbuͤchern koͤnnen die Mili—⸗ 
taitgeiſtlichen nach den allgemein hieruͤber ertheiiten Vor⸗ 
ſchriften Atteſte, unter Beidruckung des Kirchenſiegels aus: 
Zellen. — Die mit der Seelſorge fuͤr das Militair beauftrag⸗ 
ten evangeliſchen und katholiſchen Civil-Geiſtlichen bedienen 
ſich hierzu ihres gewoͤhnlichen Kirchenſiegels, muͤſſen aber 
bei der Unterſchrift bemerken, daß das Atteſt in Folge 
Ergaͤnz. z. preuß. Landrechte. IV. Thl. 20 


‘ 


4 
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| “ ber ihnen überfingehen Seelförge eitgefleit, un aus 
ihren "mitteteifehen Kirchenbuͤchern extrahirt ſei 
rm Airäns Aare, vom. 12, Sebrnar 1832. $. — 
82. ©. ©. 1832. ©. 90— 93.) 
Kichmdb 5, 4031. Die Berfügung, vom 23. Auguft 1819 [GR 
3u $. 489. 8. 4878.) ift dahin mobificirt: i 
(Er4.f daß in den darin sub 1. u. 2 gedachten: Fällen in 
4878.) dem Kirchenbuche auf Grund’ des Gopulationsfcheis 
ned oder beigebrachter gerichtlich beglaubigter Attefte, - 
oder ber: Berhandlung über das Anerkenntniß der 
Baterfchaft,‘ welche Beweisftüde : beim Kirchenbuche 
verbleiben mie, von dem: ge ein ben bes, 
treffenden Inhalt des Atteftes ꝛc. kurz: angebender 
Vermerk gemacht, und demnaͤchſt in das aufzuſtel⸗ 
us. Iende Taufzeugniß mit aufgenommen werden fol. 
Be > „wer. 1831. u. 2 ‚ Det. 1831. v. K. J. B. 
Bdi 38. 
au 3. $. — — Gebühren für: bie Einteagungen ı in 08 
501 54. Kirchenbuch gehören dem Küfter; für bie Zührung bes 
Duplicats des Kirchenbudhe.. , 
een v. 21. Febr. 1835; Merf. Amtsbl. 1885, ©. 


44,) 


1033. Die Verordnung vom. 12. April 1822; (re. 


N 


en 
—* —— 4879.) kommt auch für die Militairgeiſtlichen in Am | 


entf@gung, wendung. Wegen. Amtövergehen wird ihre Suspenfion 
SEE der vom ner wegen — und — ihre Dienf | 


Halten umd deB — — * rn tritt der deld⸗ 
probſt an die Stelle des Conſiſtorii. 

a De — ——— vom 12: Behruat 1832, $. 29. 
ni ©. 1832.,©.78,) 

3u $. - 8. 1034. Die Stimmungen: des Ediets vom 2. May 
56 fi. ABl (Erg. 5. 4890-4896.) finden auch in den che⸗ 
ers - mals fächfiichen Provinzen AUnmendung. P 


\ — (Refer. v. 16. Decht. 1888. v. K. Annal. Bd. 18. ©. 712) 


1035. Jede Militairgemeinde, bei ber. ein Militairpre⸗ 
* angeſtellt iſt, erhaͤlt auch einen eigenen Militair— 
kuͤſter, den der Prediger auswaͤhlt und der Militairbes 
feh!shaber beftätigt. Die RE ‚wird vom Dreblger 


#,.# 


#* 


Von ben Richengefelfjaften. $. 618. 307. 


dem: Militair-Oberpiediger, durch diefen dem Gonfiftorio 
und von der Militairbehörde dem Militairs:Dekonomie:Der 


partement des Kriegsminifterii angezeigt. -. | 


-Die Küfter muͤſſen außer ihren Amtöfunctionen auch 


auf Erfordern an ——— des Unterrichts, welcher in 


den Regimentsſchulen den Unteroffizieren und Soidaten 


gegeben wird, Antheil nehmen, wofür fie verhaͤltniß⸗ 
" mäßig verhunerirt werben. — Der Militairprediger ift ihr 
fer Vorgefegter, und demnächft ftehen fie unter dem... 


naͤch 
Oberprediger des Armeecorps und dem Conſiſtorio der 


Provinz. Hinſichtlich ihrer Correction und Beſtrafung 
gelten die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. Vorzugs⸗ 


weiſe ſind zu dieſen Stellen qualificirte halbinvalide Un⸗ 


terofficiere beſtimmt. BL 
(Militair- Kicchenordnung vom 12, Febr. 1832. $. 109 — 112. 
©. 100..101.) J 


$. 1036. Alle eigentliche, Militair⸗ oder Garniſonkir⸗ 
hen find Eigenthum des Staats, ſtehen unter landes⸗ 


Verwal⸗ 


tung des 
— 


herrlichem Patronat, und muͤſſen, da die Mitglieder der Berne 


Militairgemeinden nie zu Beiträgen dafuͤr herangezogen 
werden dürfen, im Hall die Einfünfte des. Kirchen: Xera: 


xiums nicht ausreichen, auf Koften des Staats. unterhal: 
ten werben. : Alle zu machenden Ausgaben müͤſſen aber 


erft von ber Intendantur, der Corps geprüft und von 
biefen ,. oder vom Kriegsminifterio genehmigt werden. — 
Bo Civilkirchen für das Militair mit benußt werben, 


Zu 
618 29. 


werben die perſoͤnlichen Parochiallaſten und Beiträge der 


Militairgemeinde ebenfalls vom Staate getragen. 
(ilitair⸗ Kirchen: Ordnung vom 12. Februar 1832. 5. 118, 


116, 119. ©, ©. 1832. ©, 101— 104.) 


— 


$. 4037. Ueber die Verwendung und Verwaltung des 
Kirchennermögens führt, nad den Vorfchriften-bes Als 
gemeinen Landrehts das Kriegsminifterium die Ober: 
aufſicht. 

G. 113, a. a. ©.) , 

$. 1038. Zum Behufe diefer Verwaltung fol bei jeder 
Kirche. ein Curatorium oder Kirchencollegium aus drei 
Perfonen gebildet werden, nämlich; | 


a).dem erſten Kirchenvorſteher und erſten Gaffencurator, - 


deſſen Stelle dem Commandanten, oder dem beflen 

Befugniffe ausübenden Befehlöhaber der Garnifon 

zufteht. Iſt diefer Batholifcher SEHIhen,. fo wählt 
0 


vorkcher. 
u 


619. 


308 Zweit. Ih. Eift. Tit. $. 619. 624. 


er unter ben hoͤhern Dffizieren ber Garnifon einen 


: Stellvertreter 5 


b) dem zweiten Kirchenvorfteher und Gaffencurator, 


‚welches ſtets ber Garnifonprebiger, oder ber dieſen 


vertretende ‚Givilgeiftliche feyn muß; 
e) dem britten Kirchenvorfteher und Nendanten, wozu 


ein rechnungdführender Offizier, oder ein am Orte 


permanent ftationirter Beamter der Militairverwals' 


* 


tung gewählt werden Fann. 


Die Vorfchläge zur Bildung dieſes Kirchencolle ii gehen 


durch den Commandanten an das Generalcommando, 
welches dem Kriegsminiſterio daruͤber Bericht erſtattet. 
G. 144. a. a. O) | 
$. 1039. Die Zunctionen der beiden erſten Kirchenvors 
ſteher beſchraͤnken fih auf die DOberauffiht. Sie haben 


daher zu forgen, daß das Vermögen der Kirche gehörig 
fihergeftelt, die Einnahme zum Aerario gebracht werde, - 


revidiren allmonatlich die Kirchencaffe, zu der jeder der drei 


‚ Vorfteher einen befondern Echlüffel hat, und die nur im 


Beifeyn geöffnet und Aller gefchloffen werben barf, controllis 
ren bie Buchführung, berathen mit dem Rendanten die 
Unterbringung der Gapitalien, fo wie die nothwendigen 
Reparaturen und Anfchaffungen und haben die Aufficht 
über die Kirchengeräthe und dad Kirchen:Inventarium. 
Der Rendant beforgt die. Einnahmen, Ausgaben und 
Buchführung. — Alle diefe Aemter müffen unentgelblich 


‚beforgt werden. Die 85. 623 2q. it. II. Th. 2. des 


A. L. R. finden auch hier Anwendung. 
($. 115. a. a. ©.) - 


‘ 1040. Die Revifion der Kirchenrechnungen, fo weit 


- 


diefelbe nicht vor die Oberrechnungsfammer gehört, ges - 


ſchieht, nachdem die Intendantur folche vorbereitet, durch 
das Generalcommando. Die Decharge wird von der Ins 
tenbantur contrafignirt und vom commandirenden Gener 
tal vollzogen. er 
($. 117. a. a. ©.) 
$. 1041. Die Concurrenz des Pfarrerd bei der Vers 
waltung des Kirchenvermögens Tann ben zweiten Vor⸗ 


ſteher nicht erfegen. 


1 


(Berordn. vom 8, Xuguft 1885. Merf. Amtsbt. 1835. ©. ' 
67: 168.) | | 


„+ 


» 
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 $. 1042. Die Wahl der Kirchenvorfteher bedarf Feiner. 3u d. 624. 
Beftätigung der Regierung, und ift eine Anzeige an- dies s 
felbe nur dann erforderlich, wenn die Superintendenten z 
Bedenken gegen die Perfon der Gewählten haben. - 
5, (Belanntmahung vom 25. Juny 1834. v. K. Annal.. Bb. 

18. ©. 871.) ı — 
G. 1043. Eingehende Capitalien und Beſtaͤnde von Su $ 
Kichen-, Schul: und milden Stiftungscaſſen über -Funf- 634. 639. 
zig Thaler, follen, wenn fich Feine fichere Gelegenheit 

x bypothekarifchen Unterbringung darbietet, in Staats⸗ 
chuldfcheinen angelegt werden. Eu 
A — vom 11. May 1833. v. K. Annal. Bd. 17, 


$. 1044. Bei Sparcaffen dürfen dergleichen Gelber 
ohne — —— des Miniſterii der geiftlihen Ange: 
Tegenheiten ‚nicht belegt werden. Wenn dieſe Genehmi- 
gung — wird, muß das Statut der Anftalt 
n Urfchrift eingereicht werben. — 
GBekanntmachung v. 24. September 1834. v. K. Annal. Bd. 

18. 8.701). . | | = F 
$. 1045. Bei Erbverpachtung en der Pfarr⸗, Küftes Zu. $. 617. 
reis und Schuldgrundftücde iſt die Zuziehung der Ge 6; 
‚meinde:Repräfentanten nicht erforderlich, wohl aber die 
Austheilung in Erbzins, weil letztere, nicht aber erftere 
eine Veräußerung, d. h. eine Eigenthums-Uebertragung 
in fich fließt. — — 

(Refer. v. 22. Auguſt 1833. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 643.) 


. 1046. In allen Prozeffen, in welchen Kirchen, oder Zu 8.654. 
andere hinfichtlich ihrer Vermögens: Beauffichtigung den 
Kirchen gleichftehende Stiftungen und als Klä . 
ger oder Beklagte auftreten, müffen die Gerichte der bes - 
treffenden Königlichen Regierung den Klagebeantwortungd- 
Zermin unter Mittheilung einer Abſchrift der Klage be- 
kannt machen und bei der Mittheilung des Erkenntniſſes 
an die Parteien derfelben gleichzeitig eine vollſtaͤndige Ab⸗ 
fchrift des Erfenntniffes zur Nachricht überfenden. 

" (Refer. v. 17. Sept. 1835. Mer. Amtöbl. 1835, S. 208.) 


$. 1047. Die Rechnungen folcher Kirchen, deren Ein: Zu $. 69. 
nahme nicht über 100 Thle. jährlich beträgt, und bie 
nach) og der Taufenden Ausgaben einen nicht über 5 
Thir. fich belaufenden Ueberſchuß behalten, Tönnen, wenn 


* 


\ 2 


3u 8. 784 


3 


| 
i 


10 Zweit. Th. Erf. Tit. 6699-860: 


die Patrone und Gemeinden es wünfchen, nut alle drei = 


Buß. 
f- und Gerichtöherrfchaften zu den kirchlichen und Schul⸗ 


Jahre abgenommen werden. Ä — 
(Refer./v, 12. März 1888. v. K. Annal. Bd. 17. S. 377.) 


$. 1048. Ueber bie Beitragspflichtigkelt der Patrone 


- bauten in dem ehemals Königl. Sachfifhen Landestheilen, 


fon im Wege der Gefeßgebung unter Zuziehung der be—⸗ 


treffenden Provinzialftände entfchieden, und ale‘ Pro⸗ 
zefle über dieſen Gegenftand, fie mögen bereits ſchwe⸗ 
ben, oder deren Einleitung nachgefucht werden, follen bis 


> dahin ſuspendirt werben. 


(Refer. v. 28, April 1829. v. K. Annal. Bd. 13. S. 291.) 
$. 1049. Zur Uebernahme Feiner Reparaturen in ihs 
ven Dienſtgebaͤuden find die N rediger und Schullehrer 
in Oftpreußen ebenfalls verpflichtet. Die Anfchaffung 
neuer Zhüren und Fenfter, wenn die Reparatur der 
vorhandenen "nicht mehr für zweckwaͤßig erachtet werden 
kann, ift jedoch von denfelben nicht zu verlangen. Y- 
- (Refer: v. 9. Dechr. 1838, v. K. Annal. Bb. 18. ©. 702.) 
$. 1050. Bei Feftfegung des Interimiftici in Streits 
fällen wegen  folcher Erweiterungen - der Tirchliheh ober 
Schulgebäude, oder folcher neuen Anlagen berfelben, für 
deten Nothwendigkeit die Regierung entfchieden ‚hat -ift 
die Koftenvertheilung in gleicher Weife anzuordnen ,: ie 
bei Reparaturen der Gebäude in ihrem bereits beſtehen⸗ 
den Umfange. eu Ser ee 
(Rex. 'v: 16. July 1829, v. K. Annal. Bd: 18.6522.) \ 


hentbee _ ‚$ 4661. Die Schleſiſche Zehentwerfaffung foll: ganz. fo, 
Sehen, wie fie. nach der Order vom 3. März 1758 big zum 6. 
au 8 8 Februar 1812 beftanden hatte, allgemein wieder...herge: 
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Pau 


$ 
) 


-Kirchenanftalt, gehörigen 


ftellt werdon.. Dabei verfteht es fih von felbft, daß dies 
jenigen Kirchenbeamten, bie in Verfolg der Allerh. Cab. 
Drder vom 6. Febr. 1812 (Erg. $. 4958.) bereitd in den 


Beſitz folcher BZehentabgaben gelangt find, die ein zur 


Gonfeffion der berechtigten Kirchenanftalt nicht gehöriger 
Grundbefiger entrichten muß, während der Dauer ihres. 
Amtes dieſes Befiged nicht verluftig gehen, vielmehr die 
Verpflichtung des nicht jur Gonfeffion der ‚berechtigten 

Grundbeſitzers zur Entrichtung 


der Zehenten erſt mit dem Wechſel der empfangenden 


Beamten aufhört, indem nm auf die Nachfolger das 
Recht zum Genuffe nicht. übergehen fol. Dergleichen 


* — 
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) Kirchenbeamte muͤſſen ji — ı- wenn e thſam bofunden 
werden ſollte, ihnen daſtir eine, nach den Gru 86 
/ Abtöfungsorbnung vom 7, Junv 1824 zu ermittelnde, 
 Entfhädigung anzumweifens fih gefalen Iafien,. dieſe bes 

für anzunehmen. ..: , er ae 
- (Alp. Eab. O. v. Ad: Buny 1831. G. S. 1881. ©. 460 


Zum zwoͤlften Titel. 
Von niedern und höheren. Schulen. 


1082. Die biefen Beftimmungen entgegenfiehenden Bu $. 

Borſchriften des Gewerbe⸗Polizeigeſetzes vom .7. Gepte 3 u. 8. 
ber 13141 88. 83 86 ſind, infoweit fie. die Porkhri ⸗ 

sen des Allgem. Landrechts abändern, euiaehpben, und. 
Iegtere wiederhergeſtellt. Die Zeugniffe follen ſich nicht 
ST gie Züchtigkeit zug Unterrichtdertheilung in Bezichung _ 
Af Kenntniffe befchranten, fondern ſich auch auf Sittlih: 
Bit nd Lauterkeit dev. Gefinnungen in yeligiöfer und PD: 
titifder- Hinficht erfivedien. — Ausländern dürfen folche 
Zeugniſſe ohne —— des. Miniſteriums bed In⸗ 
nern und der Polizei von ber betreffenden Auffichtöbes 
hoͤrde nicht ausgefertigt werden. — al 
uerh. Gab. O. v. 10. Zuny 1894. ©. ©. v. '1834..6.135.) a. 
4.6.1053. Die jüdischen Corporationen in der Provinz du $:, 12 
Bofen, und befonders ihre Derwaltungsbehörben_ find 17 
verpflichtet, dafür zu forgen, daß es feinem ſchulfaͤhigen (Bra, * 
Kinde vom 7. bis zum zurüdgelegten 14. Jahre an dem — 
gehobrigen Schulunterrichte fehle. Sie find dafür ver- 
antwortlic, daß alle Kinder in diefem Alter die öffent: 
lihen Schulen, d.. b. die chrifllichen, oder die mit Ge: 
nehmigung des Staats nach einem befimmten Lehrplan 
eingerichteten, und mit qualificirten, durch die Regierung 
beftätigten Lehrern befegten jüdifchen Schulen — beſuchen. 
Ganz dürftigen Kindern müflen die nöthigen Kleidungs⸗ 


* 
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+ Hide, Schulgeld und ſonſtige Schulbeduͤrfniſſe aus den 


dafür beſtehenden Fonds, oder aus dem Corporations⸗ 
vermögen gewährt werden. — Privatunterricht ber Kin: 
der ift ben Eltern ausnahmsweiſe mit ausprüdlicher Ge⸗ 
nehmigung der Regierung geflattet. 2% 

Ze een vom 1, Jung 1833. $. 9. 10. G. ©. 1833. 


— 


312°: Bwelt: Th. Bwölft. Tit. 6.2649. | 


F. 1054. Für den Religionsunterricht der Kinder zu 
forgen, bleibt jeder Gemeinde überlaffen, jedoch follen 
ald Lehrer hierzu nur ſolche Perfonen zugelaffen werden, 
die vom Staate die. Erlaubniß zu einem Lehramte erhals 
ten haben. — Die Lehrfprache beim öffentlichen Unters 
richt auch in den jüdifhen Schulen ift die deutfche, 

($. 11. 42. a. 0, ©.) 


Zu g. 2600. $. 1055. Obrigkeitlich angeſtellte Schullehrer, infon- 
50—53. derheit auch die Elementarlehrer find als öffentliche 
Beamte anzufehen,-und ein von ihnen begangener Zuͤch⸗ 
tigungserceß ift als ein den Beflimmungen der Allerh. 
Gab, Order vom 6. März 1821 unterliegended Dienfts 
vergehen anzufehen. . Ä 
 (Refer. v. 4. März 1834. v. K. 3.8. Bd. 43. ©. 117.118.) 


3u $.32ff. 5. 1056. Ueber die Beitragspflichtigkeit der Patrone 
und Gerichtöherrfchaften zu den kirchlichen und Schul: 
bauten in, den ehemals Saͤchſiſchen Landestheilen vide 
Reſcript v. 28. April 1829 (v. K. Annalen Bd. 13. 
©. 291.) zu $. 699 ff. Zit.11. Th. 2. A.2.R. $. 1048. 
raten „_ 8. 1057. Die Militairs, Ober: und Divifiondprediger 
‚Seittichen find verpflichtet, bei Ten Divifionsfchulen in der Geſchichte, 
a. Wiititatee Geographie, deutfchen und franzöfiihen Sprache, fo wie 
nein der Elementar: Mathematik, wöchentlich unentgeldlih 
3u $. 49.acht bis zehn Stunden Unterricht zu ertheilen. -Sie fies 

(Erg. $ ben in Bezug bierauf zu dem Divifions:Commandeur 
5072. und der Schuldirection in dem Verhälmiß der übrigen 
Lehrer der Divifionsfchule, und nehmen auch an der Dis 
* rection der Schule Theil. — Ihre Entfernung aus die— 
fen Functionen kann nur in Uebereinſtimmung des Con⸗ 
ſiſtorii und des General-Commandos geſchehen. | 
(Militair⸗KirchenOrdnung vom 12. Februar 1832. 5. 88 — 

85. ©. ©. 1832. ©. 98.) 

G. 1058. In jedem GarnifonOrte fol eine Elemen⸗ 
tar: Schule für Kinder der Unteroffiziere und gemeinen 
Soldaten, und der diefen gleich ftehenden niedern Miliz. 
tairbeamten eingerichtet, oder Givil-Elementarfchulen da= 
zu benugt werden. — Der Befehlshaber der Garnifon 
und der Militair-Geiftliche find verpflichtet, darauf zu hals 

ten, daß dieſe Unterrichtö-Anftalten benust werden, und 
wenn ed wirkliche Garnifon: Schulen ſind, flehen fie un: 
ter deren unmittelbarer Aufficht, und die Lehrer. find den 
Anordnungen des Lestern unterworfen. — Die Oberpres 
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biger und. das Gonfiftorium find bie controllirende Bes 
hörde und der Provinzial-Schulrath revidirt dieſe Schus 


len ebenfalls. 


Die Beſetzung der Garniſon-Schullehrerſtellen 
ſchieht vom Kriegsminiſterio auf den Vorſchlag des 
fehlshabers der Garniſon und des Predigers, die ihren 
a. bei dem General:Commando der Provinz einreis 

Auf den Unterriht in den von Militairkindern 


— Civilſchulen kann der Prediger nicht unmittel⸗ 


bar einwirken, er muß ſie jedoch von Zeit zu Zeit befus 


hen, und etwanige Bemerkungen durch den Oberprediger 
dem Gonfiftorio anzeigen. 


Diefe Borfchriften finden auch auf die in einigen 


Garmiſon⸗Orten in Folge befonderer Stiftungen errichteten 


Militairfhulen Anwendung, infofern deren Berhältniffe 


nicht durch. befondere Iandeöherrlihe Verordnungen feſi⸗ 


miffien für die Smmatriculation niedergefegt werden, (Gr 


geſetzt find. 
(6.86 —93. a. a. ©.) 

1059. Vide Reglement für die Prüfung der au den Zu $. 54 ff. 
Univerfi täten übergehenden Schüler vom 4. Juny 1834, | 
genehmigt durch die Allerh. Gab. Order vom 25. Sum 
1834 (v, 8. Annal. Bd. 18. ©. 375). 


$. 1060. In der 39. Sitzung der deutſchen Bundes⸗ Univerfitds 
verfammlung vom 14. November 1834 find wegen ber ee 
Univerfitäten und anderer Lehr und Erziehungsanftalten Hans-Soms 
folgende Befchlüffe gefaßt: 3u $. 

M Es fol auf den Univerſitaͤten eine eigene Com⸗ — 
welcher der außerordentliche Regierungsbevollmaͤchtigte, sie ) 
oder ein von der Regierung dazu ernannter Stellver⸗ 


treter deffelben beimohnen wird. Alle Studirende find 


verbunden, ſich bei diefer Gommiffion innerhalb zwei 
Zagen nach ihrer Ankunft zur Immatriculation zu mels 
den. Acht Tage nach dem vorfchriftömäßigen Beginnen 
der Borlefungen darf, ohne Genehmigung, der von der 
Regierung hierzu beftimmten Behörde, eine Immatri⸗ 
culation mehr ftattfinden. Diefe Genehmigung wird ind» 
befondere dann erfolgen, wehn ein Studirender die Ver: 
zögerung feiner Anmeldung durch Nahweifung gültiger 


Verhinderungsgruͤnde zu entfchuldigen vermag. 


Auch die bei einer Univerfität bereit5 immatricus _ 


lirten Studirenden müuͤſſen ſich beim Anfange eines 
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jeben- Semefters in den, zur Immatriculatien beſtimm⸗ 


den 


ten Stunden bei der Gommiffion melden und fich über 


inzwifchen gemachten Aufenthalt ausweifen. 


PR - TER v..5, Druember 1835. Art. 1. G. S. 1835. | 


2) Ein Studirender, welcher um die Immatricula⸗ 
tion nachſucht, muß der Commiſſion vorlegen: 
” Wenn er das akademie Studium beginnt — ein- 


Zeugniß feiner wiffenfchaftlichen Vorbereitung zu dem: . 
felben, und feines- fittlichen Betragens, wie folches 
durch ‘die. Gefege feined Landes, dem er angehört, 
vorgefchrieben ift. — Wo noch Feine Derordfiungen 
bierüben, beftehen, werben fie erlaffen und von der 
Regierungen einander bekannt gemacht werben: 


b) Wenn der Studirende ſich von einer Univerfität auf | 


e) 


d) 


eine andere begeben hat, auch von. jeber früher be: 
ſuchten — ein Zeugniß des Fleißes und ſittlichen Be⸗ 
tragens. 
Wenn er die alademiſchen Studien eine Zeit lang 
unterbrochen hat — ein Zeugniß uͤber ſein Betra⸗ 
gen von der Obrigkeit des Orts, wo er ſich im 
legten Jahre längere Zeit aufgehalten hat, in wel⸗ 
dem zugleich. zu bemerken ift, daß von ihm eine 
öfentige Lehranftalt nicht befucht fey. _ 

Paͤſſe und Privatzeugniffe genügen nicht; doch 
kann bei folchen, welche aus Orten außer Deutfhs _ 
land fommen, bierin einige Nachficht fattfinden. 
Sedenfalls bei ſolchen Studirenden, die einer väter: 


- lichen ober vormmundfchaftlichen Gewalt unterworfen 


etwa erkannten Strafen, nebſt ber Urſache en = 


find — ein obrigfeitlich beglaubtes Zeugniß der El— 
tern, oder derer, welche ihre Stelle vertreten, daß 
der Studirende von ihnen auf die Univerfität, yo 
er aufgenommen zu werben berlangt, gefandt ſey. — 
Diefe Zeugniſſe find von der Immatriculations- 
Commiſſion nebft dem Paffe der Studirenden bis zu 
feinem Abgange aufzubewahren. It” alles diefes 
beobachtet, fo erhält der Studirende die gewöhnliche . 
Matrifel, die aber in keinem der Bundesftaaten flatt 
eines Pafjes angenommen werden kann. 
(Art. 2. a. a. ©.) | en 1 


3) In den Beugniffen über das Betragen find die 
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anzufuͤhren ‚ und zwar in allen Fällen, wo irgend eine 


Strafe wegen verbotener Verbindung erkannt. iſt. Die 


Anführung der Beflrafung : wegen anderer nicht erhebli⸗ 


her Contraventionen kann nach dem Ermeffen der Bes 


hoͤrde entweder‘ ganz unterbleiben, oder nur im Allgemei⸗ 
nen angedeutet werden. In allen Zeugniffen .ift, wo 


möglidy mit Angabe der Gründe, zu bemerken, ob der 


Inhaber der Theilnahme an: verbotenen | Verbindungen u 


verdächtig geworben fey, oder nicht. 
Seder iſt verpflichtet um diefe Zeugniffe fo zeitig 
nachzufuchen,. Daß er fie bei der Immatticulation vpr⸗ 


jeigen Tann, and die Behörden müſſen ſolche ohne 


ufenthalt auöfertigen, falls nicht Gründe der Verweige⸗ 
rung vorliegen, weldhe auf Verlangen der Studirenden 
befcheinigt werben muͤſſen. Gegen die Verweigerung 
kann berfelbe wen Recuts an die Behörde nehmen. — 


Korn ein Studirender bei: der Immatriculation die er⸗ 
forberlichen Zeupniffe ‚nicht vorlegen, verſpricht er jedoch 


- bereh Nakhlieferung, fo Bann er nach dem Ermeflen der 


Smmatricnlations:Commifflon, vorerſt ohne Immatricu: 


lation auf die akademiſchen Befege verpflichtet und“ zum 


Befuche der Collegien zugelaffen werben. "— Von Geis 
ten der Univerfität fol aber fofort an die Behoͤrde, wel: 
che bie Zeugniffe: auszuftellen. oder zu beglaubigen hat, 


um Nachricht gefchrieben werden, welche von“ derfelben 


ohne Aufenthalt zu: ertheilen iſt. 
(Art 8. a. a. D.). . 
4) Die Immatriculation ift zu verweigern: 


a) Wenn ein Studirender fich zu ſpaͤt dazu melbet 


und ſich ‚deshalb nit genügend entſchuldigen Tann. 


(At 1). | 

b) Wenn er bie — Zeugniſſe nicht vorlegt. 
— Erfolgt auf die Erkundigung von Seiten der 
Univerſitaͤt laͤngſtens binnen Vier Wochen vom Ab⸗ 
gangstage des Schreibens an, keine Antwort, oder 
wird die Ertheilung eines Zeugniſſes, aus welchem 


Grunde es auch ſey, verweigert (Art. 2.3.), fo muß 
der Angefommene in der Regel fofort-die Univerfis - 
tät verlaffen, wenn fich die Regierung nicht aus bes - 


fonderd rüdfichtswürdigen Gründen bewogen findet, 
ihm den Befuch der Collegiem unter der im vorigen 
Artikel enthaltenen Befchränfung noch auf eine bes 
ſtimmte Zeit zu geflatten, — Auch bleibt ihm: unbe: 


' 


\ 
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nommen, wenn er ſpaͤter mit den erforderlichen 
Zeugniſſen verſehen iſt, ſich wieder zu melden. 


e) Wenn: der Angefommene von einer andern Univer⸗ 


— 


d) Wenn ſich gegen den Ungelommenen ein-bringender 


fität mittelft deö Consilii abeundi  weggemiefen. ift. 


— Ein folder kann von einer Univerfität nur dann. 
: wieder angenommen werden, wenn die Regierung 
dieſer Univerfität, nach vorgaͤngiger, nothwendiger⸗ 


mittelſt des Regierungs⸗Bevollmaͤchtigten zu. pflegen⸗ 
der Ruͤckſprache mit der Regierung der Univerſitaͤt, 


- 


welche die Wegweiſung verfügt bat, ed geftattet. _ 


Zu der Aufnahme eines Relegirten  ift nebſt dem 
die Einwilligung der Regierung des andes dem 
er angehört, erforderlich. 


‚Verdacht ergiebt, daß er einer verbotenen: Verbin⸗ 


‚dung angehört, und er ſich von bemfelben auf eine 


befriedigende Weiſe nicht zu reinigen vermag. 
Die Regierungs:Commiffaire werden Darüber was 


» hen, baß bie Univerfitäten jede Wegweiſung eines 


Stüdirenden von der Univerfi ität, nebſt der genau 
zu bezeichnenden Urfahe, und einem Signalement 
der Wegweiſung ſich gegenſeitig mittheilen, zugleich 
aber auch die Eltern des Weggewieſenen, oder de⸗ 
ren Stellvertreter davon benachrichtigen. 

(Art. 4. a. a. ©.) 


5) Jedem Studirenden werben vor ber Immatricus 


Yation die Vorfchriften der 88. 3. u. 4. des Bundeöbe: 
ſchluſſes vom 20. Sept. 1819 (Eng. $. 5129. 5136.) 
über die in Anfehung der Univerfitäfen ‚zu ergreifenden 
Maafregeln, ‚fo wie die Beflimmungen der: hier folgen- 
den Artikel, in einem wörtlichen Abdrude eingehändigt, 
welcher ſich mit folgendem Neverfe fehließt: - 

Sch Endesunterzeichneter  verfpreche mittelft meiner 


Namensunterfhrift auf Ehre und Gemwiffen, 


4) daß ich an Feiner verbotenen oder unerlaubten Ver: 


bindung der Studirenden, insbefondere Feiner bur- 
ſchenſchaftlichen Verbindung , ‚welchen Namen dies 


ſelbe auch) führen mag, Theil nehmen, auch an ber: 


gleichen Verbindung in Feiner Beziehung näber oder 
entfernter mich anfchließen,, noch folche auf irgenb 
eine Art befördern werde; 


2) daß ich weder zu dem Zwecke gemeinſchaftlicher Be⸗ 
rathungen über. die beſtehenden Geſetze und Einrich⸗ 


4 
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tungen des Landes, noch zu jenen ber wirklichen 


Auflehnung. gegen’ obrigkeitliche Maßregeln mit Ans 


dern mich vereinigen werde, Insbeſondere erkläre. 


ich mich für verpflichtet, den Forderungen, welche 


die, diefem Reverfe vorgebrudten Beftimmungen ent⸗ 


halten, ſtets nachzufommen, widrigenfalls mich als 


len gegen deren Uebertreter dafelbft ausgefprochenen - 


Strafen und nachtheiligen Folgen unweigerlich zu 
unterwerfen. 


Erſt nachdem diefer Revers unterfchrieben ift, findet bie 
Immatriculation flatt.. Wer die Unterfchrift verweigert, 
ift fofort ohne alle Nachficht von der Univerfität zu entz 
fernen. Ä 


(Art. 5. a. a. 9.) Fi i 
6) Vereinigungen ber Studirenden zu wiflenfchaft- 


lichen oder gefelligen Zwecken, können mit Erlaubniß der 
Regierung unter den von letzterer feflzufegenden Bebins 


u; 


gungen flattfinden. Ale andre Verbindungen der Stus 
direnden. fowohl unter fih, ald mit fonfligen. geheimen 


Geſellſchaften, find als verboten zu betrachten. 
AArt. 6. a. a. ©.) . a 


7) Die Zheilnahme an verbotenen Verbindungen 


fol, unbejchadet der in einzelnen Staaten - beftehenden 
firengeren Beflimmungen, nach folgenden Abſtufungen bes 
ftraft, werben : | | 


1) 


die den Umftänden nach zu fchärfen, belegt werben. : 


2 


3) 


Die Stifter einer ‚verbotenen Verbindung und alle 


diejenigen, welche Andere zum Beitritt verleitet oder 
zu verleiten gefucht haben, follen niemals mit bloßer. 


Garcerftrafe, fondern ‚jedenfall mit dem Consilio 
abeundi, oder nach Befinden mit der Relegation, 


Die übrigen Mitglieder folher Verbindungen follen 


mit ftrenger Garcerfirafe, bei wieberhofter oder feſt⸗ 


gefegter Zheilnahme aber, wenn fchon eine Strafe 
wegen verbotener Verbindungen vorangegangen ift, 
oder andere: Verſchaͤrfungs ruͤnde vorliegen, mit der 


Unterſchrift des consilii abeundi, oder dem con- 


silio.abeundi felbft, oder bei befonders erfchwerens 


den Umfländen, mit der Relegation, die dem Bes 
finden nad zu, fchärfen ift, belegt werben. 
Snfofern aber eine Verbindung mit Stubirenden 


anderer Univerfitäten, zur Beförderung verbotener_ 


. 


\ 
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- Verbindungen, Briefe wechfelt, ober durch Deputirte- 
communicirt, fo- follen - alle diejenigen Mitglieder, 
welche an biefer Correſpondenz thaͤtigen Antheil ge⸗ 
nommen haben, mit der Relegation beſtraft werden. 

9 Auch diejenigen, welche, ohne Mitglieder ber Geſell⸗ 
ſchaft zu ſeyn, dennoch für die Verbindung thaͤtig 
gewefen find, follen, nad Befinden. der Umſtaͤnde, 

"nach obigen Strafabfiufungen befträft werden. 

8) Wer wegen verbotener Verbindungen beſtraft wird, 
verliert nach Umſtaͤnden zugleich die akademiſchen 
Benefi izien, die ihm aus oͤffentlichen Fondscaſſen oder 
von Staͤdten, Stiftern, aus Kirchenregiſtern u. ſ. w. 
verliehen ſeyn moͤgten, oder deren Genuß aus irgend 
einem andern Grunde an die Zuflimmung ber 
Staatöbehörden gebunden iſt. Desgleichen verliert 
er die feither etwa genoffene Befreiung bei Bezah- 
lung der Honorarien für Borlefungen., _ 

6) Wer wegen verbotener Verbindungen mit dem con⸗ 
silio abeundi belegt ift, dem Fann bie zur — 
aufnahme auf eine Univerfität erforderliche Erlaubniß 

(Urt. 4. litt. d.) vor Ablauf von ſechs Monaten, 
und dem, der mit ber Relegation, beftraft worden, 

vor Ablauf von einem. Jahre nicht ertheilt ‘werben. 
— Sollte die eine oder andere Strafe theils wegen 
verbotener Verbindungen; theils wegen anderer Ver⸗ 
gehen erfannt werden, und das in Betreff verbote: 
ner Berbindungen zur Lafi fallende Verſchulden nicht 

ſo groß geweſen ſeyn, daß deshalb allein auf Weg⸗ 
weiſung erkannt ſeyn wuͤrde, ſind die oben ai * 

neten Zeitraͤume auf die Halfte befchränft. 

7 Bei allen in den afademifchen Gefegen des betref- 
‚fenden Staats erwähnten Vergehungen : der Studi: 
renden ift, bei dem Dafeyn non Indicien, nachzus 
forfchen, ob bazu eine verbotene Verbindung nähern 
oder entfernten Anlaß. gegeben habe. — Wenn dies 
der Fall ift, fol es als erſchwerender Umſtand an⸗ 
geſehen werden. 

8) Dem Geſuche um Aufhebung der Strafe der Weg⸗ 
weifung von einer Univerfität in den Fällen und. 

nach Ablauf der fefigefegten Zeit, wo Begnadigung 
ftattfinden fann (Nr. 6. oben), wollen die Regieruns 
gen niemals willfahren, wenn der Nachfuchende nicht 
glaubhaft — daß er bie Zeit der Verweiſung 


Bon tlidernin höheren Schulen. & 67-129. 319 


von det Univerfität nuͤtziich verwendet, Tich eines ums 
tadelhaften Lebenswandels befliſſen hat, und Feine 
glaubhafte Anzeigen, daß er an verbotenen Berbins 
dungen Theil genommen, vorliegen. 2 
(Art. 7. a. a. O.) PR Dr st 
8) Die Mitglieder einer burfchenfchaftlichen, oder einer 
auf politiſche Zwecke unter irgend einem Namen gerichs 
teten unerlaubten Verbindung’ trifft: (vorbehaltlich der 
etwa zu verhängenden Griminalftrafen) gefchärfte Reles 
gation. Die fünftig aus foldem Grunde mit gefchärfter 
Melegation Beftraften follen eben fo wenig zum Civil⸗ 


dienfte, als zu einem firchlichen. oder Schulamte, zu eis. : 


ner akademifhen Würde, zur Advocatur, zur ärztlichen 
oder chirurgiſchen Praris, innerhalb der Staaten des Deuts 
ſchen Bundes zugelaffen werden. — Würde fich eine Res 
gierung durch befonders erhebliche Gründe bewogen fins 
Den, eine gegen einen ihrer Unterthanen wegen Verbin- 
Dungen ben bezeichheten Art, erfannte Strafe im Gnaden⸗ 
wege zu mildern ober nachzulaffen, fo wird diefes nie ohne 
forgfälfige Erwägung aller Umftände, ohne Ueberzeugung 

- von dem Austritt des Verirrten aus jeder gefegwibrigen 
BVerbindung und ohne Anordnung der erforderlichen Aufe 
fiht gefchehen. < 
| (rt. 8. a. a. ©.) 


9) Die Regierungen werben das Erforderliche vers 


fügen, damit in Fällen, wo politifche Verbindungen auf 


Univerfitäten vorkommen, fammtliche übrige Univerfitäten e 


‚alsbald davon benachrichtigt erden. 
P (Art. 9. a. a. ©.) \ 


10) Bei allen mit afabemifchen Strafen zu belegens 


den Gefeswidrigfeiten, bleibt die criminelle Beftrafung, 
zrach Befchaffenpeit der verhbten gefegmwidrigen That, und 
insbeſondere auch dann ‚vorbehalten, ‚wenn ber Zweck 


der Verbindung der Studirenden, oder die in Folge der⸗ 


felben begangenen Handlungen die Anwendung härterer 
Strafgefege nothwendig machen. 
(Art. 10. a. 0. O.) 
11) Wer gegen eine Univerfität, ein Inſtitut, eine 
Behörde oder einen afademifchen Lehrer eine fogenannte 
Verrufserklaͤrung direct oder indirect unternimmt, foll von 
- allen beutfchen Univerfitäten ausgefchloffen feyn und 
diefe . Ausſchließung Öffentlich, befannt gemacht werben. 
Diejenigen, welche die Ausführung folder Verrufserklä- 
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tungen; vorfäglich befördern, werben, nach den Umſtaͤnden, 
mit dem consilio abeundi, oder mit ber Relegation beftraft 
werden, und es wird: in Anfehung ihrer Aufnahme auf 
eine andere Univerfität dasjenige, ftattfinden, was oben 
Art. 7. Ne. 6. beftimmt ift. — Gleiche Strafe, wie die Be: 
förberer vorgedachter Verrufserklärungen, wird diejenigen 
Studirenden treffen, welche fich Berrufserklärungen ge: 

% Privatperfonen erlauben, oder daran Theil nehmen. 

— Eandesgefeggebung bleibt die Beflimmung, überlafs 
fen, in wie weit Verrufserklärungen außerdem als In⸗ 
jurien zu behandeln ſind. 

(Art. 11. a. a. O.) 

12) Jeder, der auf einer Univerfi tät ftudirt hat und 
in den Staatödienft treten will, ift verpflichtet, bei dem 
Abgange von der Univerfität, ſich mit einem Zeugniſſe 
uͤber : die — die er beſucht hat, uͤber ſeinen 

Fleiß und ſeine Auffuͤhrung zu verſehen. Ohne die 
Vorlage dieſer Zeugniſſe wird keiner in einem deutſchen 
Bundesſtaate zu einem Examen zugelaſſen, und alſo auch 
nicht im Staatsdienſte angeſtellt werden. Die Regierun⸗ 
gen werden ſolche Maßregeln treffen, daß die auszuſtel⸗ 
lenden Zeugniſſe ein möglichft genaues und beftimmted 
Urtheil geben. 

Vorzüglich haben diefe Zeugniſſe ſich auf die Frage 
der Theilnahme an verbotenen Verbindungen zu erſtrek⸗ 
ken, und werden die außerordentlichen RegierungsBevolls 
mächtigten angewiefen, über den gewiſſenhaften Vollzug 
der A ou wachen. 

(Art. 12. a. a. ©.) 

13) Die — Gremien, als ſolche, werben 
ber von ihnen ausgeübten, Strafgerichtöbarkeit i in Criminal: ° 
und allgemeinen Polizeifachen über die Studirenden allent: 
halben entbunden. Die Bezeichnung und Zufammenfegung 
berjenigen Behörden, welchen diefe Gerichtöbarkeit übertra= 
gen werden fol, bleibt den einzelnen Landeöregierungen 

berlaffen. Vorſtehende Beſtimmung bezieht ſich jedoch 
eben ſo wenig auf einfache, die Studirenden außerdem 
betreffende Dieciplinar-Gegenftände, namentlich die Auf: 
fiht auf Sitten, Studien, Beobachtung der afademis _ 
fihen Statuten, als auf Erkennung eigentlich akademi⸗ 
ſcher Strafen. 

(Art. 13. a. a. O.) 


’ 44) Die Beſtimmungen der At 143 12. ſollen auf 


“ 


i 
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6 Jahre als eine verbindliche Verabredung beftehen, vors 
behaltlich einer weitern Uebereinfunft , wenn fie nach den 
inzwifchen gefammelten —— fuͤr iii er⸗ 
are werden. 

(Art. 14. a. a. D.) 

1060°®- Die proviforifchen ——— des Be⸗ „Su * 

ſch uffes der deutfchen Bundesverfammlung vom 20, „Sept. 
1819. $.2. und 3. (Eig. '$. 5128. 5129.) follen forts- ($ 5* 
waͤhrend in Anwendung gebracht werden. 5129) 

ne Patent dv. 25. September 1832. Nr. 5. ©. ©. 1832.) 

& 1061. Ueber das Verfahren gegen relegirte, confi: — 
Türte und excludirte Studenten find folgende Beſtimmungen sie, Stus 
ergangen: 

1) Diejenigen Studenten, welche von einer Diesfeitigen E73 

Univerfität relegirt, confi liirt oder excludirt werden, 
müffen den Drt der Univerfität fofort verlafjen; den 
relegivten und mit dem consilio abeundi belegten 
Studenten ift bei der durch die afademifche Behörde 
ihnen. dieferhalb zu machenden Mittheilung zugleich 
zu eröffnen, daß fie auf drei Jahre, dem ercludirs 
ten, daß fie auf ein Jahr in der betreffenden Unis 
verfi tätsftabt und der Umgegend berfelben nicht 
wieder erfcheinen dürfen. 

2) Eine Ausnahme von- diefer Feftfegung findet nur zu 

Gunſten der confiliirten oder ercludirten Studenten 
in dem Falle ftatt, wenn diefelben an dem betreffens 
den Univerfitätsorte ihre Heimath haben. 

3) Die Polizeibehörde des Drts ift von der rechts« 
Eräftig gewordenen Relegation, Conſiliirung oder 
Erclufion dur die akademiſche Behörde fofort zu 
‚benachrichtigen, damit ber Beſtimmung ad 1) Ge⸗ 

mnuͤge gefchehe. | | 

4) Ge * der relegirten, confiliirten oder ercludirten 
Studenten um Wiederaufnahme bei einer Univerſitaͤt 
koͤnnen, infofern nicht die Ausnahme ad 2) eintritt, 
nur von folben Orten aus, an denen fich Feine 
Univerfität befindet, ‚angebracht werben. 

5) Rüdfichtlich - der Univerfität zu Bonn ift beftimmt, 
daß unter deren Umgegend , worauf es nach ber F 
Beftimmung ad 1) anfommt, ein Umkreis von 4 Meis | 
len zu verftehen ift. 

(Sircular:Refeript ber Rinierta-Commifen v. 2. May 
1884. v. K. Annal. Bb. 18. 87.) 

Ergaͤnz. 3. preuß. — W. Thl. 21 
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Zu F. 8. 1062. Die Verordnung vom 28. December 1810, 
— das Reglement vom 18. November 1819, die Inſtruction 
8 d. eod. dato und die Alerh. Gab. Order v. 21. May 
5150) 1824 gelten, vom 1. July 1835 ab, aud für die Unis 
-verfität Greifswald. Die Dieciplinar- und Polizei⸗Ge⸗ 

walt wird durch ben Regierungs-Bevollmädtigten, den 

Rector, den Univerfitätörichter und den akademiſchen Se 

nat ausgeübt. 

— Cab. O. v. 15. März 1885. Nr. 1. ©. ©. 1835. 


fr 1068. Der afabemifche Senat wird aus dem Nector, . 
Protector; den-Decanen der vier Facultäten und aus 
vier vom Concil zu wählenden ordentlichen Profefforen 

gebildet, und geht auf ihn ARD, * —— der Frei⸗ 

iſch⸗ und Stipendien-Sachen uͤb 
| (Nr. 2.u.% a. a. O.) 
$. 1064. Die für die andern gandes-Univerfi täten gel⸗ 
tenden Gefege follen auch in Greiföwald gültig feyn. - 
(Nr. 3. a. a. ©.) 

‚..$. 1065. Das große Concil befteht noch fort, feine 
Function erftredt fih aber nur auf die Wahl des Res 
ctors, der Senatöbeifiger , der Beauffichtigung des Lehr⸗ 

wefeng einfchließlich der Anfertigung des. Lections:Catas _ 

i logs, der Bibliothef-Angelegenheiten, Annahme des aka: 

demiſchen Buchhändlerd und Buchdruders und Ausuͤbung 
der über mehrere Kirchen und Schulen ber — zu⸗ 

| flehenden Patronatrechte. 

(Nr. 5. a. a. ©.) 

. g. 1066. Den Viſitations-Beſcheiden vom 11. May 
1775 und 20. December 1795 wird durch vorſtehende 
Beſtimmung derogirt. 

ü (Nr 6.0.0 ‚D) | 

3u $. 67. $. 1067. Die Suriften: Facultaͤten der uUniberſi taͤten in 
den Koͤnigl. Landen dürfen ſich mit Abfaſſung von Er: 
kenntniſſen in Polizeis und Criminalſachen, die ihnen aus 
andern beutfchen IBRDEBILRRIER zugeſchickt werden, nicht 
befaſſen. 

(Publ. Patent vom 31. Mir, 1835. ©. S. 1835. ©. 45.) 

Su $. 103. 6. 1068. Die Vorfchriften ber Refcripte vom 4. Aus 

* — guſt 1810, 15. October 1821 u. 21. Sept. 1827 (Erg. 

a $. 5166 bis 5169.) find wieder in Erinnerung gebracht 

‚ 5169.) durch die Refer. v. 17. Dechr. 1829, v. 8. 3. B. Bd. 


⸗ 
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34. ©. 467. Reſcr. v. 16. Juny 1831. v. K. J. B. 
vo. 37. ©. 377. Ä 


$. 1069. Wenn in einem afademifchen Abgangszeugs Univerfr 


nifje vermerkt wird, daß der Inhaber defjelben der _gangs: 
Theilnahme an einer verbotenen Studenten:Berbindung au‘ 1. 
oder Gefelfchaft überwiefen oder verdächtig geworden fey, ' 
fo muß die auöftellende afademifche Behörde darin jeder: 
zeit die befondere Verbindung oder Gefellfchaft, zu wels 
cher er gehört hat, oder gehört zu haben — iſt, 
namhaft machen. Es iſt aber in keinem Falle zulaͤſſig, 
daß die akademiſche Behoͤrde ihre Aeußerung uͤber den 
vermeintlichen Zweck der Geſellſchaft beifuͤge. 

(Allerh. Cab. O. v. 16. Auguſt 1834.v. K. J. B. Bd. 4. 
S. 108 — 110.) 
$. 1070. Die Verordnung vom 13. April 1810, durch Verbot_des 
weldhe das» früher beftandene Verbot des Beſuchs frem- Ele 
‘der Univerfitäten aufgehoben ift, ift für die ganze Mon; Yniverfitäs 
archie fuspendirt. Ein Inlaͤnder, der auf einer frem: Zu $. 129, 
den Univerfität ftudirt, hat, ohne Rüdficht auf die Dauer (Erg..$. 

feiner dortigen Studien, allen Anfpruch auf ein öffentliches 2786.) 

. Amt, wohin auch die medicinifche Praris gehört, für im: 
mer verloren. Diejenigen, die bei Publication der Allerh. 
Gab. Order v. 20. May 1833 auf einer auständifhen ' 
Univerfität fludiren, müffen nach Ablauf des Semefterö 
bei Vermeidung der obigen. Strafe zurüdfehren. Für 
die „Univerfitäten Erlangen, Heidelberg und Würzburg 
tritt dies Verbot unbedingt in Kraft, zum Befuche der 
übrigen fremden Univerfitäten kann für jest der Minis 
ſter der Unterrichtöangelegenheiten befondere Erlaubniß 
ertheilen. 

(Alerh: Cab. D. v. 20. May 1853. G. ©. 1833. ©. 85. 86.) 
. 41070% Auf die fchmweizerifchen Univerfitäten Zürich und 
Bern ift das unbedingte Verbot‘ des -Befuchd derfelben 
zum Behuf der Studien für jeden Preußifchen Untertban, 
er mag zu den beutfchen Bundesftaaten oder zum Koͤnig⸗ 
reich Preußen oder zum Großherzogthbum Pofen gehören, 
ebenfalld ausgedehnt, und hat derjenige, welcher diefer 
Verordnung entgegenhandelt, die im vorfiehenden $. be= 
ſtimmten Strafen verwirkt. 

(Allerh. Cab. DO. v. 18. December 1834. ©. ©.1834. ©. 188.) 


, Ä 21* 
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Zum Dreizehnten Titel. 
Von den Rechten und Pflichten des Staats. 


ee 5. 1074. Seine Majeftät der König haben zwei Jus 
flizminifter ernannt, von denen dem einen die Hortfühs 
rung der Geſetz⸗ Revifion in allen ihren Theilen, mit Eins 
ſchluß der Provinzialgefeße, fo wie die oberfte Leitung der 
SuftizzAngelegenheiten füt die Rheinprovinzen, dem ans 
bern die oberite Leitung und Beauffichtigung der Juſtiz⸗ 
verwaltung für alle übrigen Provinzen, nebft den Lehns⸗ 
fachen , übertragen if. — Vorſchlaͤge zur Belegung fol» 
N cher Zuflig: Stellen, die eine Allerhöchft vollzogene Bes 
ſtallung oder unmittelbare Genehmigung erfordern, oder 
mit denen Sig und Stimme in einem Provinzial» Dbers 
gericht verbunden ift, Verſetzungen aus einem Departes 
ment in das andere, Beſtellung der Mitglieder der Im⸗ 
mediat⸗ Examinations⸗Commiſſion, fo wie die Annahme 
der Conduiten-Liften find gemeinfchaftlich. Bei. Kranfs | 
heit oder Abwefenheit vertritt der eine Minifter den 
‘andern. ' 
(Allerh. Gab. O. v. 9. Febr. 1882. ©. e. 1832, ©. 15.) 
(Erg. Ans 6. 1072. Vide- ed: Gab.. Order v. 6. Febr. 1835. 
mer. 858.) (Gef. Samml. 1835. S. 10 —12.) — Regulativ wegen 
Vertheilung der Gefchäfte zwifchen den Minifterien des 
Innern und der an des Handels, Fabriken: und 
we (0. 8. 3. B. Bd. 45. ©. 237 — 241.) 
> nen 1073. Die wegen Vergehen gegen die Aceifer und 
‚aim, "Belt erkannten Strafen kann der Finanzminifter aus 
5.9. erheblichen Urfachen ganz oder zum Theil erlafjen, auch 
kann mit feiner Genehmigung eine bieferhalb eingeleitete 
— Unterſuchung niedergeſchlagen werden. Auf 
ewerbeſteuer und andere directe Steuern iſt dieſe Bes 
ſtimmung nicht anwendbar. 
(Reſcr. v. 15. April — — Reſcr. v. 27. Juny 1834. v. 
Er: B. Br. 43. ©. 647 — 649.) 
—— X . 1074. Ueber die Erhaltung der Landtagsfaͤhigkeit 
i tz gitterfchaftlicher Güter nach Ablöfung der Reallaften, iſt 
* Folgendes feſtgeſetzt worden: 
sen ae 41) Wenn in Folge des Gefeges v. 13. July 1829 (über 
- (€ SER die Ablöfung der Reallaften in denjenigen Landes 
nn ) -theilen, welche vormals zum Königreich — 
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ten,.zum Großherzogtbum Berg und zu ben frans 
zöfifchen Departements biesfeits des Rheins gehört 
haben (Era. $. 2729». u. ff.), die Ablöfung der 
Dienfte, Naturalz und Gelbdleiftungen durch Gapis 
talzahlung erfolgt, und dadurch das Einkommen eis 
nes landtagäfähigen Rittergutes unter den Betrag 
vermindert wird, welcher nach Art. 7. der V. v. 17. 
May 1827. (für die Provinz Sachſen Erg. $. 
5205.) und nach Art. 11. u. 16.. der V. v. 13. 
Suly 1827 (für Weftphalen und die Rheins 
provinzen Erg. ibid.) in den benannten Provins 
zen ald nothmwendig zu Erhaltung der Landtagsfäs 
higkeit bei eintretender Zerftücdelung erachtet worben 
ift, fo foll es dem Befiger geftattet feyn, die Quas 
lität feined Gutes zu erhalten, wenn er fich anheis 
fhig macht, den Ertrag defjelben zu ergänzen. 

2) Diefe Ergänzung kann durch neu anzufaufende 
Grundflüde erfolgen, welche fo: gelegen find, daß fie 
mit dem Gute verbunden und mit demfelben bes 
wirtbfchaftet werden können. 

. 3) Bei Gütern, welche. vor der Ablöfung mehr als Eins 

taufend Thaler Reinertrag gewährt haben, muͤſſen 

fo viele neue, Srundftüde diefer Art mit dem Gute 
verbunden werden, daß ber Reinertrag deffelben wies 

— auf wenigſtens Eintauſend Thaler gebracht 

wird. 

4) Wenn aber ein Gut zeither bereits weniger als Eins 

| taufend Thaler Reinertrag gewährt hat, fo muß . 
nachgewiefen werden; daß das ganze Ablöfungscas 

pital, auf den Ankauf folcher, mit dem Gute conſo⸗ 
lidirter Grundftüde verwandt worden fey. | 

5) Zu dem Anfaufe wird denjenigen, welche fich zu 
folhem bereit erftären, eine vierjährige Frift geftate 
tet. Während der erften zwei Jahre verbleiben fie 
ungeftört in dem Befige der zeither ausgeübten 
Rechte. Wenn fie nach Ablauf derfelben nicht die 
Ergänzung der Güter in der. oben vorgefchriebenen 
Art nachweifen, fb ruhen diefe Rechte während ber 
beiden nächftfolgenden Jahre und find nach Vers 
fluß derfelben, wenn die Ergänzung nicht nachgewies 
fen wird, ald erlofchen zu betrachten, 

6) Wenn ein Gutöbefiger vor Ablauf der erflen zwei⸗ 
jährigen Friſt dem Landrath des. Kreifes glaubhaft 
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ov. 
im Grad 
Pofen, ; 


u befcheinigen vermag, daß es ihm während berfels 
‚ ben an Gelegenheit zum Anfaufe der zur Ergänzung 
erforderlichen Grundftüde gefehlt, daß er aber das 
Ablöfungscapital in dem nad) $. 3. und 4. erfor: 
derlichen Betrage auf ein fremdes Gut hypotheka⸗ 
riſch verfichert habe, fo fol die Landtagsfähigkeit 
aud im dritten und vierten Jahre von ihm oder 
feinem Nachfolger im Beſitze ausgelibt werden. buͤr⸗ 

‘fen, fo ‚lange das Capital unvermindert in feiner 
oder feines Nachfolgers Hand bleibt. Auch foll es 
dem Gutsbeſitzer geftattet feyn, wahrend diefer zwei 
Sahre durch ein eigerres, zum Gute nicht gehöriges 
Grundſtuͤck für die Sicherheit des Ablöfungscapitals 
Gaution zu ftelen. Nach frucditlofem Ablauf diefer 
Friſt erlifcht die Landtagsfähigkeit, und der Landrath 
willigt in die Löfhung der etwa eingeträgenen . 

Caution. 

7) Die Landtagsfaͤhigkeit ſolcher Guͤter, welche ſelbſt 
ohne einen Ritterſitz blos in Natural- oder Geldz 
renten beftehen, erlifcht Durch die "Ablöfung gegen 
Capital fofort. Sollte der Befiger das Abloͤſuͤngs⸗ 
capital. zur Erwerbung und Confolidirung von Grund 
ftlüen verwenden, fo. werden darüber, ob einer fol= 
chen neugebildeten Beſitzung die Kittergutöqualität 
zu verleihen fey, Se. Majeftät, auf Antrag des 
Befigerö, nach Lage der Umftände, befondere Ent: 
ſchließung faffen. —— 

8) Die Landraͤthe find beauftragt, über die Befolgung 
diefer Borfchriften zu. wachen; den Oberpräfidenten 
aber ſteht, mit Vorbehalt des Recurſes, die Ent: 

ſcheidung und Feftfeßung zu. | = 
(Auerh. Cab. O. v. 1. Auguft 1891. ©. ©. 1831. ©. 171.) 
$- 1075. In Anfehung der durch das Gefeb vom 27. 
März 1824, wegen Anordnung der Provinzialftände im 
Gtoßhetzogthum Pofen (Erg: $. 5192. Nr. VIIL) vorbes 
haltenen näheren Feſtſetzungen, ift Nachftehendes verord⸗ 
net worden. | 
Art. I. Nachdem dem Majorate, welches der Graf _ 
Athanafinus von Raczynski geftiftet, in Verbindung 
mit den künftig noch zu ftiftenden Majoraten, eine Col» 
leetivſtimme im erften Stand verliehen worden , befteht 
nunmehr diefer Stand: | 
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a) aus dem Füuͤrſten von Thurn und Tarxis, wegen 
des Fuͤrſtenthums Krotosgyn; 

b) aus dem Fürften von Sulkowski, wegen feines 
Samilienmajorates Reißen; 

c) aus den Beſitzern der. zu einer Collectivſtimme zu 
vereinigenden Majorate, welche Stimme einſtweilen, 
-und bis zur Errichtung anderer Stiftungen dieſer 
Art, der Graf Athanafius von — 
allein zu führen hat; 

d) aus der Ritterſchaft. 

Art. OH. Die von der Kitterfchaft nad) dem. Geſetze 

vom 27. März 1824 zu beſtellenden Abgeordneten wer⸗ 

den dergeftalt vertheilt, daß zu wählen hat: 

1—18) die Ritterſchaft der Iandräthlichen Kreife 
Poſen, Schrimm, Schroda, Wreſchen, Ple: 
ſchen, Adelnau, Oſtrzeszow, Krotoszyn, Krös 
ben, Srauftadt, Koften, Samter, Snomraclam, 
Snefen, Wongrowiec, Schubin, Wirfig und 
Birnbaum, jeder einen, madt . 18 Abg 

19) Die Ritterſchaft der Kreiſe Bomſt und Mefe: 

tig zufammen 1Ab 
20Desgl. die Kreiſe Bukund Oboruitk 1 : 

21 Die Kreife Bromberg und Mogilno . 1 x .- 

22) Die Kreife Ram und Chodzieſen. 1 = 


- 


22 Abg. 


Art. II. Von den dem Siande der Staͤdte zuge⸗ 
flandenen 16 Deputirten haben zu wählen: :; 
1) Die Stadt Pofen . 2 Deput. 
2—7) Die Städte Rawicz, Liſſa Frauſtadi, 
Meſeritz, Bromberg und Gneſen, jeder 1, 
madht 
8—15) Die Heinen mit Virilſtimmen nicht be⸗ 
theiligten Staͤdte in den Kreiſen: 
8) Birnbaum, Bomſt und Meſeritz 
9) Obornik, Samter, Buk und Pofen . 
10) Wrefhen, Schroda, Schrimm und Piefchen 
11) Oſtrzeszow, Adelnau und Krotoszyn . 
12) Frauftadt, Kröben und Koften 
13)Bromberg, Schubin und Wirſitz 
14) Mogilno, Gnefen und Inowraclam . 
15) Gparnifan ,- Chodzieſen und Wongrowiet 1 


16 En 


V 


— 


nn 
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Art. IV. Sur Wahl der vom Stande der Landges 
‚meinden abzufendenden adıt Abgeordneten beſtehen dieſel⸗ 
ben Wahlbezirke, welche Art. III. unter 8. bis 15. zur 
Mahl der Deputirten der mit Collectivſtimmen verfes 
benen Städte geordnet worden find. 


Art. V. Im Stande der Ritterfchaft find, die fons 
fligen geſetzlichen Erforderniffe vorausgeſetzt, wahlberech⸗ 
tigt, und waͤhlbar: die Beſitzer derjenigen Güter, welche 
in den Hypothefenbüchern ‚der Landgerichte zu Pofen und 
Bromberg ald Nittergüter aufgeführt find. Hieruͤber 
fol eine Matrikel angefertigt und zur Allerhöchften Boll: 
ziehung vorgelegt werden. 


Art. VI. Die Landtagöfähigkeit eines Gutes geht 
durch Zerftüdelung verloren : ng | 
a) bei Gütern, welche 1000 Morgen und tarunter 
enthalten, bei jeder Verminderung der Subflanz; 
b) bei größeren Gütern, wenn fie bis auf weniger als 
1000 Morgen verkleinert werden. Unter diefen 1000 
Morgen, welche zur Erhaltung der Rittergutöqualts 
tät erforderlich find, müffen wenigftend 500 Mor⸗ 
gen urbaren Landes verbleiben. 


Art. VII. Wenn im Hypothefenbuche mehrere vors 
artl3 getrennt gewefene Güter auf einem Folio eingetras 
gen find, fo behalten Se. Majeftät Sich für den Fall 
der Trennung, wegen Beilegung der Rittergutöqualität 
an bie — Theile, auf beſondere Anzeige, die Als 
lerhöchfte Entfchließung vor. Ä 


Urt. VII. Behufs der Wahlen der Landtagsdepus 
‚Kirten im Stande der Städte ift zunächft, und bis zu 
anderweitiger Beftimmung nad) Regulirung des Commus 
nalmwefens in denjenigen Städten, weldhe Birilftimmen 
haben, nach der bei der erſten Wahl beobachteten Weife 
zu verfahren. 

In denjenigen Städten dagegen, welche nach Art. I. 
ad 8—15 zu Gollectivflimmen vereinigt find, wählt die - 
Bürgerfchaft je auf 150 von Chriften bewohnte Feuer: 
fiellen einen Wähler , welcher, um wählbar zu feyn, we⸗ 
nigftens ein Grundeigentbum von 300 Rthlr. an Werthe 
befigen muß. 


Art. IX. Bei denjenigen ftädtifchen Grundbefigern, 
welche aus ber Klaſſe ber ſtaͤdtiſchen Gewerbtreibenden 


— 
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zu Landtagsdeputirten gewaͤhlt werden ſollen, muß der 
Grundbeſitz und das Gewerbe zuſammen SER 
bei Städten mit Virilſtimmen einen Werth von 4000 


KRthlr., . Ä 

ve den übrigen Städten einen Werth von. 1500 Rihlr. 
baben. | 

Der Betrieb des Aderbaues auf ftädtifhen Grund» 
ſtuͤcken ift fir ein flädtifched Gewerbe zu achten. Die 
auf ftädtifcher Feldmark wohnenden Grundbefiger werden 
den ftädtifchen gleichgeftellt. | 

Auch follen ſtaͤdtiſche Grundbefiger, die zum minde— 
fien zehn Jahre lang ein flädtifhes Gewerbe betrieben, 


‚von demfelben aber fich zurüdgezogen haben, gleich den 


wirklichen Gemerbtreibenden wählbar feyn. | Ber 
Art. X. Diejenigen ‚ländlichen  Grundeigenthümer, 
welche das Wahlrecht ausüben (Gef. v. 27. März; 1824 
§. 12.), follen zum wenigften ein ländliches Grundftüd 
yon dreißig Magdeburger Morgen befigen. ! 
Urt. XL Ein Beſitz von -gleihem Umfange wird 
auch für die Bezirfswähler erfordert. Aue De 
Art. XII. Behufs der Wahlen der Bezirkswaͤhler ift 
jeder Iandräthliche Kreis in drei Bezirke zu theilen, und 
von jedem 'derfelben ein Bezirköwähler zu ernennen. | 
Art. XIII. Als Deputirte der Landgemeinden felbft 
find aber nur diejenigen wählbar, welche ein ländliches 
en von wenigftens fechözig Magdeburger Morgen 
efitn. | | | | 


| Art. XIV. Zu den Wahlen der Abgeordneten der . 
eollectivwählenden Städte und der Landgemeinden ift vom 


Landtagscommiffarius eine möglichft in der Mitte jedes 
Wahlbezirks gelegene Stadt zu beftimmen, mobei jedoch 
zugleid auf Zugänglichkeit des MWahlorts und auf das 
Borhandenfeyn eines fchiklichen Locals für die Wahlver: . 
fammlung Rüdfiht zu nehmen ift. - Auch hat derfelbe 


denjenigen Landrath zu ernennen, welcher die Wahl zu 


leiten bat. | | | 
Art. XV. Damit die Landtagsverfammlungen immer 
möglichft vollzählig bleiben, find für jeden Landtagsab⸗ 
— zwei Stellvertreter zu waͤhlen, von welchen 
erjenige zuerſt einberufen wird, welcher die meiſten 
Stimmen fuͤr ſich gehabt hat. 
Der einberufene Stellvertreter bleibt, wenn ein Land⸗ 


% 


> 
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tagsabgeordneter bei der. Eröffnung des Landtages bis 


zu Ablauf der erfien von diefem Zeitpunct an.laufenden _ 


Woche zu erfcheinen behindert ift, für bie ganze Dauer 
des Landtages Mitglied deffelben, der Abgeordnete geht 
aber unterdeß in die Stellung des erften _Stellvertres 
terö über. _ . 

Art. XVI. Die Landtagsabgeorbneten der Ritter: 
fchaft, Städte und Landgemeinden erhalten für jeden Tag 
drei Thaler Diäten, und für jede Meile der Hinz und 
Nüdreife einen Zhaler und zwanzig Silbergrofhen an 
Reiſegeldern. | zZ 


Art. XVII. Jeder Wahlbezirk hat abgefondert die | 


Entfhädigung der von ihm gewählten Abgeordneten in 
fich‘ aufzubringen. EL 

Auf die Rittergüter jedes Wahlbezirks werden diefe 
Koften nach der Gründfteuer oder Ofiara vertheilt. 

Die mit Virilftimmen verfehenen Städte deden die 
Koften gleich andern Communalbedürfniffen. 

Auf. die collectiomählenden Städte werden bie Ko= 

ften für den Abgeordneten des Bezitfs-auf die einzelnen 
zum Bezirk gehörigen Städte nach der Bevoͤlkerung ver: 
theilt. Der hiernach jeder" Stadt zufallende Beitrag 
ale ift demnaͤchſt wie andere Communalbedürfniffe zu 
deden. - * 
Die Koſten für bie Deputirten der Landgemeinden 
find von fämmtlichen nicht zu der Ritterfchaft oder den 
Städten gehörenden Einfaffen des Wahlbezirks nach dem 
Fuße der Glafjenfteuer aufzubringen. 


Art. XVII. Die allgemeinen Koften. des Landtages - 


- 


find auf ſaͤmmtliche Mitglieder deſſelben gleihmäßig zu 


vertheilen, wobei der auf jeden Abgeordneten fallende 


Betrag von dem Bezirke und Stande gleich den Diäten 


und Keifekoften aufzubringen iſt. 


Art. XIX. Endlih wird, zur Erläuterung des 8. 5., 
1. des Gef. v. 27. März 1824, beflimmt, daß die Ab- 
tretung eines Grundftüdes vom Vater an den Sohn bei 
Lebzeiten des Erfteren, und in der Ritterfchaft die Suc- 
ceffion der Seitenverwandten in einem Stamm: und Fi⸗ 
deicommißgute, welches von einem gemeinfchaftlichen 


Stammvater herrührt, det Vererbung in abfleigender 


Linie gleich gehalten werden foll. 
(Verordnung v. 15. Dec. 1830..6. ©, 1832. ©. 9.) 


| 
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$. 1076. Wenn auf den zur Ernennung der ritterfchaft: (Erg. ß. 
lichen Deputirten der Thuͤring'ſchen Wahlen zufantmen zu N 
berufenden Wahlverfammlungen aus dem Alt:Querfurter, *. 
dem Neuſtaͤdtiſchen Kreiſe und dem Stift Naumburg-⸗ 

Zeitz kein wahlfaͤhiger Gutsbeſitzer erſcheint, oder der Er: - 
ſchienene die Mahl ablehnt, fo koͤnnen die Waͤhler für 

die naͤchſte Wahlperiode einen Gutöbefiger aus dem Wahl: 

bezirke ohne Beſchraͤnkung in Hinfiht feiner des Orts 
feister Anfäffigkeit wählen. * 

(Allerh. Cab. O. v. 15. Juny 1833. G. S. 1833.' ©. 74.) 


$. 1077. Die-Stadt Halbau ift im fändifcher Bezie— Ag $. 
hung aus dem ftädtifchen Wahlverbande ausgefchieden ner 
und zu dem der Landgemeinden übergegangen. 183) 
(Allerh. Cab. ©. v. 24. October 1833. ©. ©. 1833. ©. 127.) 
$. 1078. Die Stadt Alt:Landöberg hat gemeinschaft: Propinglals 
fi mit den sub A. II. 50—69, genannten Städten (Cr. $. 
den Landtags-Abgeordneten zu wählen und wird hinter 5198. A. 
Oranienburg eingefchaltet — die Städte Lebus, Müllrofe II. 50— 
und Bukow wählen mit den sub Nr. 70— 90; benann: &- er 
ten Städten und treten nach Seelow ein, die Stadt Gö-4_ 9712. 
rig nimmt an den Wahlen der unter B. 11. 4. aufge: v. 9) 
führten Städte Theil, erhält ihren Pla hinter Son: - 
nenburg, und wählt gemeinfchaftlid mit den Städten - 
Königswalde, Sternberg, Schermeißel und Lagow einen 
Abgeordneten. zum Kreiötage des Eternbergfchen Kreifes. 
. _ (Allerh. Cab. Orb. v. 26. Oct. 1835. G. ©. 1835. ©, 229.) 
& 1079. Die mit Altmärkifchen Städten zu einer Col: (Erg. $. 
lectioftimme vereinigten Städte der Driegnig koͤnnen aus A- U; 
ihrer Mitte einen befondern Abgeordneten oder Stellver: — 
treter für den Communal:Landtag der Kurmark waͤhlen. 
(Auerh. ab. Order v. 26. Oct. 1835. ©. ©. 1835. ©. 
229. 230.) - " 


8.1080. ir die Communallandtage im Markgraf: gommu⸗ 


thum Niederlauſitz iſt Nachſtehendes feſtgeſetzt worden: iz der & 

‚ Die Communallandtage der Niederlaufig bleiben mit ek 
ben in den folgenden $$. vorgefchriebenen Abänderungen 5195 sq. 
in ihrer bisherigen objervanzmäßigen Berfaffung. 5250 sq.) 

(Verordn. v. 18. Nov: 1826. $. 1. G. ©. 1826. ©. 110.) 

$. 1081. Die Befiger der Vafallengüter in den Herr: 

» [haften Sorau und Zriebel, Neuenzelle und Forft und- 
Pfoͤrten erhalten, in Gemaͤßheit der den Vafallen der er- 


fen dieſer Herefhaften ſchon ehemals zugeſtandenen Bez. 


/ 


- 
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fugniß, das Recht, zwei aus ihrer Mitte zu waͤhlende 
Collectiv⸗ Abgeordnete auf den Communallandtag zu ſchik⸗ 
ken, welche daſſelbſt an der Rittertafel Platz nehmen und 
nit derſelben ſtimmen. Der eine dieſer Collectiv-⸗Abgeord⸗ 
neten wird von den Herrſchaften Sorau, Zriebel und 


Neuenzelle, der andere von denen ber Herfchaft Zorft 
und Pförten gewählt. | 


(A. a. O. $. 2) 
$. 1082. Diefe zwei Abgeordneten haben auch die Bes 
fugniß, auf den, nach $. 18. der V. v. 18. Nov. 1826 
abzuhaltenden Conventen des älteren Gubener Kreijes zur 
Verwaltung der von dem Landtage. refforfirenden Ange: 
legenheiten, zur Wahrnehmung der Intereffen ihrer Com⸗ 
mittenten, zu erfcheinen. | — | 
(Allerh. Cab. Drd. v. 29. April 1829. &. S. 1829. ©. 38.) 
6. 1083. Den Befigern unmittelbarer Rittergüter, 
welche ald Mitglieder. der Ritterfchaft auf dem Commus 
nallandtage bis jetzt nicht zugelaffen worden find, ift über= 


laſſen, in Gemäßheit der nach der feitherigen DVerfaffung 


beftehenden Einrichtung, die Aufnahme bei den Städten 
nachzufuchen. Wird die Aufnahme in einzelnen Fällen vers 
weigert, fo behalten Sih Se. Majeltät, auf den Antrag 


“ 


bes Betheiligten, die Entfcheidung Allerhoͤchſt felbft vor. 


(Verordn. v. 18. Nov. 1826. $. 3. X. a. ©.) 


. 1084. Da, nach der Beftimmung des Landtagsabs 


ſchiedes v. 17. Auguft 1825. Litt. A. Nr. I. 3., und 


der V. de eod. Art. U. Litt. C. Nr. L. 1. die Pro: 


vinziallandtagsabgeordneten der nieberlaufigifchen Ritter: 


fchaft auf den Communallandtagen gewählt werden, fo 
find zu denjenigen "Berfammlungen ded Communallands 
tages, in welchen dergleichen Wahlen vorgenommen wers 
ben follen, alle nach Vorfchrift deö Geſetzes vom 1. July 
4823. und der V. v. 18. Nov. 1826. zur Wahl und 
Mählbarkeit befähigte Befiger der in den ritterfchaftlichen 
Matrikeln aufgenommenen Güter hinzuzuziehen, ohne Uns 
terfchied, ob diefelben zum Gommunallandfage abmittirt 
worden find, oder nicht, oder ob ihre Güter etwa zu 
ben auf dem Communallandtage durch zwei Collectiv⸗ 
Abgeordnete vertretenen Vafallengütern. gehören. 

(A. a. O. $. 4.) a 


$. 1085. Den Abgeordneten der Städte Ludau, Lübben, 


Buben und Kalau, denen bisher außſchließlich das Recht, 


% 


4 


— 
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. auf dem Gommunallandtage zu erfcheinen, zugeſtanden hat, 


J 


treten die beiden, nach Vorſchrift Art. I. Litt. C. Nr. IE 
2. und 3. der V. v. 17. Auguft 1825 für den Provins 
ziallandtag erwählten, Collectivabgeorbneten der übrigen 
Stände hinzu. . 
(X. a. O. Nr: 5.) — 
$. 1086. Der baͤuerliche Stand wird hinfuͤhro durch 
vier Abgeordnete und zwar durch die beiden jedeömaligen 
Provinziallandtagsabgeordneten diefes Standes und berem, 
Stellyertreter auf dem Cemmunallandtage vertreten. 
(8. a. D. Nr. 6.) ' ae | | 
$. 1087. In dem alle, wenn der Provinziallandtagss 
abgeorbnete des in der B. v. 17. Auguft 1825 Art. IL 
‚Litt. C. Nr. II. '3. bezeichneten ſtaͤdtiſchen Wahlbezirk, 
aus dem Städten Senftenberg und Finfterwalde, oder: 
wenn ber Abgeordnete des bäuerlichen Standed von dem, - 
am angeführten Orte unter Nr. IIL 2. aufgeführten 


MWahlbezirt aus den Aenitern Senftenberg und Finfters 


-walde erwählt feyn follte, fo ift,. da den genannten Stäbe 
ten und Aemtern ein Antheil an den Inftituten und fons 
fligen GCommunalangelegenheiten der Niederlaufig nicht 
zufteht, mit Ausfhluß derfelben eine anderweite Wahl in 
dem betreffenden Wahlbezirfe zu veranlaffen. 

. & a. D. 8. 7.) 

+ $ 1088. Die Abgeordneten des Bauernſtandes erhal⸗ 
ten ihren Pla an der Rittertafel und flimmen mit ders 
felben; fie find aber berechtigt, in Angelegenheiten, „welche 
nur ihren Stand betreffen, oder bei denen für ihren 


Stand ein von der Ritterfchaft abweichendes Intereſſe 


flattfindet, ihre Meinung in separato zu Protocol zu 
geben, und auf höhere Entfcheidung nach $.9. (8: 1089.) 


zu probociren. | 


(A. a. O. 8. 8.) 

8. 1089. In dem Falle, wenn ein Stand ſich durch 
den Beſchluß der Verfammlung in feinem Intereffe verlegt 
glaubt, oder wenn.der Bauernftand nach dem $.8. ($.1088.) 
ein von dem ber Rittercurie abweichende Votum zum 
Protocol giebt, ift die betreffende Angelegenheit durch 


den Oberpräfidenten zur Entfcheidung derjenigen Behörde 
- gu bringen, von welcher diefe Angelegenheit reſſortirt. 


(A. 0.8.8.9) | 
$. 1090. Zum Königl. Commiſſarius bei dem Comm 


% 
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nallandtage iſt em. für allemal der Dberpräfi dent der 

Provinz Brandenburg beftelt ; derfelbe ift alſo bei allen 

Verhandlungen die Mittelöperfon der Königlichen Beho⸗ 

den mit den dort verſammelten Ständen. 
(K.a.2.$.10) 

8. 1091. Der Vorfitzende auf dem Communallandfage 
und deſſen Stellvertreter werden von fämmtlichen Com: 
munal:Landtagsmitgliedern nach Stimmenmehrheit aus 
den Standesherren und ber Rittetfchaft für die Dauer 
von drei Jahren gewählt, und Sr. Majeftät dem Könige 
durch den Minifter des Snnern zur Beftätigung präfentirt. 

(X. a. ©. 8. 11.) 

$. 1092. Dem Vorfigenden fteht_ die nämliche Mirf- 
famfeit mit gleichen Verpflitungen und gleichen Befug- 
mffen zu, welhe dem Landtagsmarfchall auf dem Pro: 
vinziallandtage angewiefen ift. | 

(A. a. ©. $. 12.) 

$. 1092% Der Communallandtag tritt altaͤhrlich ein⸗ 
mal, und zwar in den Wintermonaten, in Lübben zus 
fammen. 

(X. a. ©. $. 13.) 

8. 1093. Die Einberufung der Stände, ‚gefchieht, nach 
bisheriger Obfervanz, durch die Landesdeputation. Dem 
- DOberpräfidenten ift jedoch zuvor von dem Zeitpuncte des 
Bufammentrittö Der Stände Anzeige’ zu machen, und find 
demfelben die Gegenftände, weldhe auf dem Communals 
landtage zur Sprache gebracht werben follen, mitzutheilen. 

(A. a. O. 8. 14.) 

$. 1094. Dem Oberpräfidenten ift endlich auch von 
dem Schluſſe des Communallandtages Anzeige zu erſtat⸗ 
— Fe die IT: an ihn einzureichen. 

a. O. 8. 

8. 1095. In Beziehung auf bie Einrichtung der 

Kreistage (in der Niederlaufig) fol die unterm 


‘ 


17. Aug. 1825 für die Kurz und Neumark Brandenburg 


erlaffene Kreistagsordnung in den dermalen beſtehenden 
ſechs landraͤthlichen Kreiſen ber Niederlauſitz mit folgen⸗ 
den Nr —— — zur Anwendung kommen. 
a 
$. 1096. Die Seht der auf ben Kreistagen zuzulaſſen⸗ 
den ſtaͤdtiſchen Deputirten fuͤr einen jeden Kreis iſt, wie 
EU: feſtgeſetzt: 


- — 
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4) im Gubener Kreife: Zu | 
a) von der Stadt Guben auf . . 1 Abgeordneten. 
b) von der Stadt Sürftenberg auf 1 desgl. 


zuſammen auf 2 Abgeordnete. 
2) im Sorauer Kreiſe: 
a) von der Stadt Sorau auf. . 41 Abgeordneten 
b) von den übrigen im Kreife Bee 

nen Städten uf . . 1 desgl. 


zuſammen auf 2 Abgeordnete. 
3) im Luͤbbener Kreiſe: 
a) von der Stadt Lübben auf 1 Abgeordneten 
. b) von der Stadt Beeskow auf 1 beögl. 
c) von er; a — des Krei⸗ 
ſes auf — 4desgl. 


— auf 8 Abgeordnete. 


. 4) im Ludauer Kreife: 


a) von dem Stadt Ludau auf . 1 Abgeordneten 
b) von den übrigen —n ded Kreis 
fes auf. ; a 1 desgl. 


zuſammen auf 2 Abgeordnete. 
5) im Kalauer Kreiſe: 
a) von der Stadt Kalau auf . 1 Abgeordneten 
b) von den übrigen Städten des Kreis % 
fs uf. . . 2 desgl. 


— auf 3 Abgeordnete. 
6) im Spremberg: Hoyeröwerdaer Kreiſe: 
von. den ſaͤmmtlichen im Kreiſe bele: | 
— Be auf. =. ee AABEDDARE 
17.) 


g. 1097. Die zur Verwaltung der von dem Commu⸗ 
nallandtage reſſortirenden Angelegenheiten, nach der aͤlte⸗ 
gen Kreiseintheilung der Niederlaufis unter Vorſitz der 
Landesdeputirten flattgehabten Convente finden in ihrer 
obfervanzmäßigen Einrichtung, jedoch mit Hinzuziehung 
von zwei, unter Leitung der Landräthe zu erwählenden 


- Abgeordneten der Magifträte der bisher nicht vertreten 


gewefenen Städte, und von drei in eben der Art von 
den Bezirföwählern zu wählenden u ale bes 
et noch ferner Statt. 

a 
$. 1098. Der Zoewriſdent der Provinz hat die zu 
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ber Ausführung ‚der vorſtehenden Beſtimmungen erfordere 
lihen Verfügungen zu veranlaffen, Ä er 
(. a. 2. $. 19.) | 


8. 1099. Auf den nach der Niederlaufigifchen DVerfafs 
fung flattfindenden Gonventen der Bafallengutöbefiger 
der Herrfchaften Sorau und Triebel follen hinführo drei 
Abgeordnete des Standes der Landgemeinden zugelaffen 
werden, ımd zu dem Ende find alle zu den genannten 
Herrfchaften gehörenden Randgemeinden, einfchließlich der 
Domainendörfer, in drei Bezirfe einzutheilen, und ‘es ift 
in jedem diefer Bezirke von den Ortswaͤhlern, unter Yufs 
fiht und Leitung des Landraths, ein Abgeordneter zu 

- wählen, welcher jedoch jederzeit ein im Dienfte befindlis 
cher Schulze oder Dorfrichter fein und. das zur Qualifis 
cation eines bäuerlihen Provinziallandtagd = Deputirten 
geſetzlich erforderlihe Grundeigenthum befigen muß. | 

(Allerh. Gab. Order v. 11. July '1829. ©. ©. 1829. ©. 64.) 


(rg. $. $. 1100. Auch die natüralifirten Juden in der Provinz 
5196.) Poſen Eönnen nicht ald Deputirte zu ben Kreistagen, 
Provinzialsz und Communal:Landtagen gewählt werden. 


(Berorbn. v. 1. Zuny 1833. $. 10. ©. ©. 1833. ©. 70.) 


prosinglor 5. 1101. Das Recht, einen Abgeordneten ber Nitters 
der, Mieberz ſchaft zum Provinziallandtage zu wählen, oder als fols 
(Erg. 5. her gewählt zu werden, wird im Marfgrafthpum Nies 
5798.) derlaufit begründet: 
4) durch den Beſitz eines dafelbft belegenen unmittels 
baren Rittergutes, welches nach der zeitherigen dor⸗ 
tigen Verfaſſung einen Befiger ablihen Standes 

‚zur Lands und Kreisftandfchaft befähige;s - 
2) tur; den Befis eines jeden. andern bafelbft beles 
genen Gutes, dem durch eine befondere Urkunde 
dad Vorrecht, zur ritterfchaftlichen Standfchaft auf 
dem Provinziallandtage zu befähigen, von Sr. Mas 
jeftät verliehen worden ift, welche Auszeichnung Als 
Verhöchftdiefelben jedoch nur ſolchen Gütern ertheilen 
wollen, die einen nach den Abfchägungsgrundfägen 
des Neumärkifchen ritterfchaftlichen Greditvereins zu 

ermittelnden Neinertrag von mindeftens 1000 Rthir. 
jährlich gewähren, und denen bie Gerichtsbarkeit auf 
die auf ihren Grundftüden wohnenden nicht erimirs 

ten Perfonen zufteht. 

(Bererbn. v. 18, Nov. 1826. Art.1. ©. ©. v. 1826. ©. 114.) 
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$. 11014 In die nach der Verordn. v. 17. Auguft: 


1825. (Art. III. $. 5198.) in einem jeden landräthlichen 
Kreife anzulegenden Matrikeln find nur die zu den im 
Art. I. bezeichneten zwei Kategorien gehörigen Güter aufs 
zunehmen. 

(%. a. D. Art.2) \ 


$. 1102. Gutöbefiger, welche nach zehnjährigem Befig (Er 


ihr Befigthum verkauft, und nach der -Zeit ein folches 
wieder erworben haben, find zu fländifchen Depktirten 
nicht wählbar. \ 


(Refeript v. 4. Juny 1833, 9. 8. Annal. Bd. 17. ©. 423.) | 


$. 1103. Wenn ein Rittergut durch” Zerſtuͤckelung oder 
Verringerung die Ritterguts-Eigenfchaft verloren hat, und 
in den Nitterguts:Matrikeln gelöfcht werden fol, fo muß 

1) zuvoͤrderſt der Befiger des Guts.von dem Landrath 

— zur Erklärung aufgefordert, und mit feinen Eins 
wendungen gegen die Löfchung gehört, und fodann 
dad Gutachten der auf dem Kreistage — in der 
Altmark und Niederlaufig aber der auf dem Come 
munal:£andtage verfammelten Nitterfchaft erfordert 
werben. 

2) Demnächft hat der Landrath unter Beifügung ber 
aufgenommenen Verhandlung an den Oberpräfidenten 
zu berichten, beziehungsweife der Communal-⸗Lan 

ı bemfelben fein Gutachten einzureichen, worauf lebte⸗ 


rer die Sache dem Minifter des Innern und der 


Polizei zur Entfcheidung vorlegt. 
3) Wird auf Löfchung entfchieden, fo ift von dem Land. 
tath auf dem Kreistage unter Anführung der bes 
‚ treffenden Verfügung des Minifterd des Innern und 
der Polizei die Bemerkung einzutragen, daß das Gut 
. gelöfht ‚worden, auch darüber eine befondere Ver— 
handlung aufzunehmen: FEB NE 
(Allerh. Cab. O. v. 11. Januar 1835. G. ©. 1835. ©. 9.) 


$. 1104. Die von den Ortöwählern und den Befigern 


einzelner, zu feinem Gemeindeverbande gehörenden bäuer: @ 


lichen Grundbefißungen zu erwaͤhlenden Bezirkswaͤhler, 

denen die Wahl der Provinzial-Landtagsabgeordneten des 

Standes der Landgemeinden obliegt, ſind fuͤr die Dauer 

der jedesmaligen Wahlperiode zu erwaͤhlen, und es iſt 

nad Ablauf einer jeden von den Wahlen für die erſten 

Provinzial⸗Landtage anhebenden, fechsjähigen Wahlperiode 
22 


J 


Ergänz. 3. preuß. Sandrechtes IV. Thl. 
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die Wahl neuer Bezirkswaͤhler anzuordnen, von welchen 
demnach alle während: der Dauer diefer Wahlperiode nd» 
tthig werdenden Wahlen der Provinzialstandtagsabgeords 
neten des Standes der Landgemeinden und der Gtellvers 
treter derfelben bewirkt werden. müffen. Sollte aber ber 
eine oder der andere Bezirfswähler im Laufe einer Wahl: 
periode durch Tod oder andere Umftände ausſcheiden, ſo 
muß an ſeine Stelle ein anderer fuͤr die noch übrige Zeit 
der Wahlperiode gewählt werden. 
‘ : (Allerh. Gab. ©. v. 27. Febr. 1830. ©. ©. 1850.,©. 46,) 
Dr $. 1105. Wenn es auf dem Landtage begehrt wird, 
koͤnnen auch die Gutachten und Petitionen der Provinzials 
ftände gleichzeitig mit » der gefchichtlichen Darftellung und 
dem Landtagsabfchiede, auf Koften der Stände, abgedrudt 
werben, infofern die Gutachten, und Petitionen zu den 
2 die gefchichtliche Darftellung und in den OR 
abfchied aufgenommenen Gegenftänden- gehören. 
(Allerh. Gab. O. v. 2. Nov. 1833. G. ©. 1834. © 8.9.) 
er $. 1106. Ueber das Verfahren der Kreisftände bei Ab» 
ee ; fafjung und Weberreichung 0. Petitionen und Eingaben 
5249. , Holgendes feflgefegt worden: 

1) Die Wirffamkeit der Kreisftänbe, als ſolcher, ift auf 
die Verhandlungen ber Kreiöftände felbft bef raͤnkt, 
fo daß alſo Petitionen und Eingaben; welche Na— 
mens ber Kreisftände‘ uͤberreicht werden folen, auf 
dem SKreistage ſelbſt zu berathen, abzufaffen und 
von ben anwefenden Mitgliedern der Kreisverfamm: 
lung zu vollziehen find. Daß dies gefchehen, ift 
immer in dergleichen Eingaben ausdrüdlih zu be= 
merken. Da in den verfchiedenen Kreisordnungen 
beſtimmt ift, daß, nach erfolgter gehöriger Convo= 
cation, die Anmwefenden durch ihre Belchlüffe die 
Außengebliebenen und Abwefenden verbinden, fo ift 
die nachträgliche Einholung der Unterfchriften der 
legteren weder nothwendig noch zulaͤſſig. Ed muß 
jedoch bei: der Convocation bemerkt werden, daß der⸗ 
— Eingaben in Vorſchlag gebracht werden 
ollen 

Wenn Faͤlle vorkommen, eine ſchleunige au⸗ 
ßerordentliche Zuſammenberufung der -Kreisftände 
nothwendig machen, fo ift der Landrath, nad) Ins 
halt der Kreisordnungen, berechtigt, ſolche zu vers 
fügen. Unterläßt aber berfelbe eine folche nothwens 


* 


dige Zuſammenberufung, ſo iſt es jedem Mitgliede 
ber Kreisſstage erlaubt, einzeln oder im Vereine mit 
andern Mitglievern, beim Landrathe auf deren Aus⸗ 
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ſchreibung anzutragen, und, wenn letzterer darauf 


“nicht eingeht, ſich darüber bei den vorgeſetzten Bes 
- hören zu befchweren, welche darauf. das Nöthige 


ı nad Lage der Sache zu verfügen haben.‘ Die Bitte 
fteler aber haben fich hierbei nicht ald Kreisftände, 


fondern nur ald Einzelne zu geriren. | 
3) Wenn eine Beſchwerde über die Geſchaͤftsfuͤhrung 
des Landraths ſelbſt der Gegenftand ift, -über “wels 


hen von Einzelnen ein Kreistagsbefpluß für nothe 


- wendig erachtet wird, fo hat die Regierung, wenn 
fie die Sache dazu angethan findet, eine außeror- 
dentliche Kreisverfammlung. durch einen Kreisdeputirs 
ten zufammenberufen, und unter deſſen Vorfig ab: 


| halten zu lafien. 
4) In allen Fällen ift es, wie ben fämmtlichen einzel- 


nen Unterthanen und Gorporationen, fe auch den - 


Mitgliedern der Kreisberfammlungen und den le&ter 


ren felbft, erlaubt, fih in dem vorgefchriebenen 
Gange an die Behörden und an des Königs Majes 
- ftät Selbft zu wenden. Es bewendet aber hierbei 
allenthalben in Hinficht der Unterfchrift folcher Ein: 
gaben bei den oben ertheilten Vorfchriften. 
(Allerh. Cab. D. v. 27. Ian. 1830. G. ©. 1830. ©. 7.) 
6. 1107. Den Kreiöftänden ift eine Theilnahme an ber 
Beranlagung der Glaffenfteuer und Prüfung der dagegen 
erhobenen Befchwerden in folgender Art gewährt worden. 


Sährlich bildet fich eine Freiöftändifche Commiffion, _ 


zu welcher auf den Kreiötagen von jedem der verfchiedes 


nen Stände ein Abgeorbneter zu wählen ift. 


Nachdem die Elaffenfteuer:Rolen, in Gemäßheit der | 


. Beflimmungen des Gefeges v. 30. May 1820 $. 8., be: 
kannt: gemacht worden find, beruft der Landrath biefe 
Commilfion unter feinem Borfige zufammen, und legt 
derfelben die Duplicate der Steuerrollen mit einer Zu: 


fammenftellung des Soll: Einfommens aus dem ganzen 


‚Kreife zur Einfiht vor. - 
Der Commiffion fteht es frei, allgemeine Bemers 
Zungen über die Gefegmäßigfeit und verhältnißmäßige 


Gleichheit und Veranlagung zu- machen, welche hiernaͤchſt 


von dem Landrathe ‚der Regierung zur — Pruͤfung 


und Entfcheidung einzureichen find; auf Erhöhungen oder 


340 3Zweit. Th. Dreizehnt, zit. 


# 


Ermäßigungen einzelner Steuerquoten anzutragen, iſt je 


doch der Commiſſion nicht geftattet. 


Die gegen die Veranlagung eingehenden Beſchwer⸗ 
den ber — werden, nachdem die Ortsbehoͤrden 


-barüber gehört worden, von dem Landrathe ber gedach⸗ 


ten zu diefem Zweck befonders zu verfammelnden Com: 


miffion zur Begutachtung zugeftellt, und demnächft unter 


Beifuͤgung des Iandräthlichen Gutachtens an die Regies 


rungen: beförberts | 
Da zur Ausführung diefer Anordnung erforderlich 

ift, daß die Befchwerden zu einer: beflimmten Zeit voll 

ftändig vorliegen, fo müffen die Geſuche um Ermäßigung 


ber Glafjenfteuer in einer Prächufiofrift von acht Wochen 
nach der im $. 8. des Gefeges v. 30. May 1820 vorges 
‚Schriebenen Bekanntmachung der Steuerrollen bei dem 


Landrat) eingegeben werden. Die Regierungen haben 


dieſen Termin jährlich, fobald die Steuerrollen den Orts⸗ 
behoͤrden zugegangen find, durch die Amtöblätter anzu« 
‘zeigen. Der Recurs an das Finanzminifterium muß in 


einet Präclufivfrift von vier Wochen, nach dem Ems 
pfange der Entfcheidung der Regierung, ergriffen: werden. 
Reclamationen gegen die im Laufe des Jahres vorkom⸗ 
menden neuen Befteuerungen werden ferner in bisheriger 
Art behandelt ; jedoch erftredt fich auch auf diefe die fefts 


geſetzte Prächufivfrift, welche von dem Tage der Zuftellung 


(Erg. $. 


des Auszuges aus der Steuerrolle an zu rechnen ift. 


* 


(Alterh. ‚Gab. ©. v. 17. Ian. 1830. &. ©. 1830. &. 19.) 


8. 1108. Die Einfendung von Stimmzetteln zu 
ben auf den Kreistagen zu verhandelnden Gegenftänden iſt 


nur bei den Landrathöwahlen zuläffig (Erg. 6 52496.)3 
dagegen iſt den abweſenden Kreisſtaͤnden nach 8 


. dd. der 
Kreisorbnung (für die Churmark) geftattet, fofern fie 
Verhinderungsgründe nachweifen, einen ber Anwefenden 
zu ihrer Vertretung zu bevollmädtigen. Jedoch 
darf in biefem Falle bei einer Wahl die Vollmacht nicht 
den Wahl:Candidaten, dem die Stimme zu ertheilen fey, 
namhaft machen, fondern dem Bevollmächtigten muß freie 
Hand gelaffen feyn, die Stimme feines Mandanten nach 
Maaßgabe des Nefultats der Discuffion abzugeben. 
(Refer. v. 25. Ian. 1834. v. K. Annal. Bb. 18. ©. 108.) 
$. 1109, Wegen der Provinzen Alt:Borpommern und 


9289.) Hinterpommern ift in Beziehung auf die Communal- 
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Landtage beflimmt, daß vorläufig für den Zeitraum von 
Sechs Jahren Behufs abgefonderter Behandlung der 
dem einen und dem andern Landestheile zuftändigen bes 
fonderen Sommunal:Inftitute unter den nachfolgenden Bes 
flimmungen getrennte communal:landtägliche Verhandlun⸗ 
gen Statt finden koͤnnen. | 

1) Es foll die durch die Verordnung vom 17. Auguft 

1825 (Erg. $. 5289 ff.) für Alt: Vorpommern und 
Hinterpommern angeorönete gemeinfchaftlihe Com⸗ 
. munal:£andtagd-Verfammlung, den Beflimmungen 
biefer Verordnung gemäß, nach wie vor alljährlich 
zuſammentreten. 

2) Diefelbe hat ſich jedoch nur mit den, beiden Landes⸗ 
theilen gemeinfchaftlichen Angelegenheiten zu befchäfs 
tigen, und find demnach alle, den einen- oder den 
andern berfelben nicht etwa ausfchließlich allein an« 

ehende Propofitionen an fie zu richten. J 
Nach Eröffnung des gemeinfchaftlichen Communals 
Landtags iſt es den Abgeordneten von Alt-Vorpom⸗ 
mern einer Seitö,und den von Hinterpommern andrer 
Seits geftattet, Behufs gleichzeitig abgefonderter Bes 
rathung über die, beiden nicht gemeinfamen, Com⸗ 
munal: Angelegenheiten fi) von einander zu trennen, 
und ‚zwei befondere Communal-Landtags-Verſamm⸗ 
lungen zu bilden. 0 2 
4) Zu dem Ende hat eine jede diefer befondern Lands 

tags: VBerfammlungen aus der Mitte der Abgeordnes 

- ten der Ritterfchaft einen, von Sr. Majeftät dem 

König zu beftätigenden Vorfigenden auf drei Jahre 
zu wählen. Auch follen ale für den gemeinfchafts 
lichen Communal-Landtag erlaffene geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften und Beſtimmungen auf einen jeden deſſel⸗ 
ben Anwendung finden. — 
5) Deren Wirkſamkeit aber darf auf’ andere als den 


3) 


betreffenden Landestheil ausfchließlich angehende Ges 


genftände durchaus nicht auögedehnt werden, welche 
vielmehr dem gemeinfchaftlihen Communal-Landtag 
vorbehalten bleiben müffen. 2 
6) Die Berathungen diefes legteren dürfen, aber durch 
bie gleichzeitigen Verhandlungen der beiden getrenn= 
ten Landeötheile in Feiner Art aufgehalten ‘werden, 
wohingegen diefen es geftattet fein foll, wenn fie 
alle ihre vorliegenden Angelegenheiten bis zum 


\ 


\ 
’ 
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Kreidordn. 


Schluſſe des gemeinſchaftlichen Gommunal-Lanbtags 
nicht zu Ende zu bringen vermögen, bis zu deren 
Erledigung annoch nad) dem Schluffe deſſelben zu⸗ 
ſammen zu bleiben. 


= (Eanbtoge.ä0fähieh für bie Beooinziatflände des Serzogtjums 
er v. 4, Febr. 1830. Abſch. I. v. K. Annal. Bd. 


§. 1110. Einem Rittergutöbefi ger, der bie ganze Ver: 
waltung eines Guts einem volljährigen Sohne förmlich 
und auf immer übertragen hat, ift unter Zuftinnmung 
der Kreiöftände geftattet, demfelben auch die Wahrneh⸗ 
mung ſeiner freisftändifchen Befugnifje zu übertragen, 
jedoch mit der Bedingung, daß der Vater fich nicht, die 
Ausübung der Kreisftandfchaft für ein anderes in demfel⸗ 
ben — belegenes Gut vorbehalten darf. -_ 
— Gab. Ord. v. $1. März 1831. p. K. Annal. Bd. 15.- 


$. 1111. Der: Landrath hat der ihm vorgeſetzten Re 


gierung - nur diejenigen Kreistags-Beſchluͤſſe zur Beſeiti⸗ 
* I vorzulegen, durch welche neue Berwaltungs:Normen 


eftgefegt und den Kreis-Einfaflen neue Berbindlicheiten 
auferlegt. werden follen; die innerhalb der feſtgeſetzten 
Srundfäge wegen Fortführung der laufenden Verwaltung 
gefaßten Befchlüffe bedürfen der Beflätigung der Regie 


rung nicht. Diele ift aber berechtigt, fich zu jeder Zeit 


davon zu überzeugen, ob die Landräthe die hiernach der 
Beftätigung bedürfenden Belchlüffe wirklich vor der Aus— 
führung ihnen vorlegen, und nad Befinden anzuordnen, 


daß nad) jedem Kreistage ihnen ein Verzeichniß ſaͤmmt⸗ 


3u8.2.18. 
14. 


licher Befchlüffe überreicht werde mit der Anzeige , ‚bei 
welchem berfelben der Landrath die Beftätigung für ers 
forderlich“halte, oder nicht , und bleibt der Landrath das 
für verantwortlich, daß Befchlüffe, welche der Beſtaͤti⸗ 
gung bedürfen, vor derſelben nicht ausgeführt werden.” ' 

Eandtags⸗Abſchied für die — des Ba en 


Pommern v. 52) Februar 1830. Abſch. UI 8. 2. v. K. Annal. 


Bd. 14. ©. 652 


$. 1112. — iſt verpflichtet, die Koſten der Bes 
wachung einer landeöpolizeilichen Strafanftalt zu tragen. 


Erkenntniß des 1. Senats des D.R. Gerichts zu Frankfurt v. 
17. April 1822. — Des zweiten Senats beffelben Collegii v. 12. 
Februar 1823 und des Obertribunals v. 10. April 1324. 
S. u. Str. mr Br. 1. ©.102) _ 
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Zum vierzehnten Lite, © 
Von den Staatseinkünften. und fiscalifhen Rechten. 


$. 1113. Ueber das Verfahren rüdfichtlich des Hypo: Zu z. 11ff. 
thekenweſens der Domainen und Forften in den alten und ' 
in den neuen und wieder vereinigten Provinzen vide Sn: 

uction vom 16. Suny 1834 und 1. July. 1835. v. 8. 

B. Bd. 45. ©. 512 ff. | w 

$. 1114. Der Domainen-Schulden-Etat vom 12. April Domginen: 
1809 bezieht fich Tediglich “auf die dem Hausgeſetze he 
17. December 1808 (Erg. $. 5413 ff.) unterworfenen ‚Toreibun 


> ⸗ ⸗ ., der, D 
-Domainen. Die Veräußerung und Berpfändung der feits nen ıc. vom 


omainens 


dem eingezpgenen 'ehemald geiftlichen Güter ift nach ben Zamainen 
deshalb ergangenen befondern gefeglichen Vorfchriften zuz — 
beurtheilen. Eben ſo wenig koͤnnen die vor Emanirung (er * 
des allegirten Hausgeſetzes ſtattgefundenen veraͤußerlichen — 
Verfügungen über die Domainen bier zur Sprache kom⸗ 
men. Nur von den feitdbem vorgefommenen Domainen⸗ 
und Forft:Veräußerungen und Verpfaͤndungen ift hier die 
. Rebe, und von biefen gilt Folgendes: | 
Die Verpfändungen werden mit Vorbehalt näherer x 
Beſtimmung für jest ſaͤmmtlich als folche Poften ange: 
nommen, die vom Domainen:Schulden:Etat abzufchreis _ 
ben find: Ä 
A. Berfäufe, 
B. Erbverpadhtungen, 
. €. Ablöfungen. | - | 
3u A. Dig Verkäufe betreffend, fo unterfcheidet das 
Geſetz en 
- 4) die zu den Domainen gehörigen Bauergüter, Muͤh⸗ 
- len, Krüge und andere einzelne Pertinenzien, und 
" 2) alle uͤhrigen Domanialgrundftüde, Gefälle und Rechte. 
Die Gegenftände zu 1. foll der jevesmalige Souve: 
rain, fowohl mittelft Lebertragung des vollen Eigen: 
thums gegen Entgeld, als mittelft Erbverpacdhtung 
oder zinöpflichtiger Verleihung zu J—— 
feyn, ſobald er ſolches den Grundſaͤtzen einer ſtaats— 
wirthſchaftlichen Verwaltung gemäß findet, und die 
Vorſchrift des’ $. 5. des Etats (Erg. $. 5417.) kann 
hierauf nicht angewandt werben. 
Die Gegenftände zu 2. fol derfelbe zwar, auch 


* 
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ohne Einfchränktung zu erbverpachten, mittelft Uebertra— 
‚gung des vollen Eigentbums gegen Entgeld aber nur 
dann zu veräußern befugt feyn, wenn das wahre Bes 
duͤrfniß des Staats eintritt, und mit dem Kaufgelde 
- Schulden bezahlt werden müffen, welche in der Erhals 
tung defjelben entftanden find. — Auf den Fall des 
Verkaufs folher Gegenftände findet alfo der $. 5. 
des Edicts volle Anwendung. 
+. &8 fragt ſich alfo nur bei Domainen- Verkäufen, 
was unter den,andern einzelnen Pertinens 
zZien zu verftehen fey? | 
Das gerade Entgegengefeste von Bauergütern, Mühs 
len, Krügen und andern einzelnen Pertinenzien find 
ganze Domainengüter, Vorwerke und Forftparcelen, und 
fönnen daher unter „andern einzelnen Pertinen« 
zien‘ nur folche einzelne Gebäude, Grundftüde und Ges 
rechtfame verftanden werden, welche nicht. ald Theile grös 
Berer Güter, Vorwerke und Forfiparcelen mit diefen in 
ungetrennter Verbindung, fondern für fich beſtehend vers 
pachtet, oder fonft bewirtbfchaftet und benust worden 
find , feinesweges aber folhe Gebäude, Grundftüde und 
Gerechtfame, welche erft bei der Veräußerung von den 
Vorwerken und Forfirevieren getrennt worden find, und 
ift es biernach unbedenklich: 
daß Behufs der Berichtigung des Befiktiteld der 
Domainentäufer die Abfchreibung der Kaufgels 
der von dem auf die Domainen der Provinz res 
partirten Staatsfchulden- Quantum | 
1) nicht erforderlih ift, fobald die Verkäufer 
Banergüter, Mühlen, Krüge und ſolche einzelne Ges 
genftände, als z. B. Gebäude, Gärten, Aecker, 
Miefen, Brüche, Straßenpläge und andere bisher 
nicht cultivirte Stüde und Ziegeleien, Kalkbrennes 
reien, Brau⸗ und Branntweinbrennereien, Zorfmoore, 
Holztämpe, Fifchereien und Jagdgerechtfame auf ane 
dern als den Domainen-Vorwerks-Feldmarken und 
außer den Forfigrenzen u. ſ. w. betreffen, ‚welche 
bis dahin nicht Theile gahzer Vorwerke und Forfts 
teviere ausgemacht haben ,. fondern welche Fiscus 
für fich beftehend befeffen und benußt hat, und de—⸗— 
ren Ertrag daher, wenn fie überhaupt bis dahin 
ſchon einen ‚folhen gewährt haben, auch in den Ans 
Khlägen und Special-Etats nicht mit unter den Vote 
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werks⸗ und Forftrevier-Erträgen, fondern beſonders 
aufgeführt iſt; Ä bin 

2) dDiefelbe aber allerdings erforderlich ift, 
fobald die Verkäufe ganze Vorwerke und Zorfires 
viere oder auch folhe Stüde, als Gebäude, Gärten, _ 
Acker, Wiefen, Brüche, Zorfmoore, Baus und’ 
Brennereien, Biegeleien, Kalköfen, Forſtgrundſtuͤcke, 
Fifchereien, Sagdgerechtigkeiten. in den Vorwerks— 
Feldmarken und Forftreviergrenzen u. f. w. betreffen, 

: welche bis dahin wirklich, wenn auch noch fo kleine 
und unbedeutende Theile der Vorwerke und Forften 
ausgemacht haben, mit benfelben ungetrennt zus 
fammen benugt und bewirthfchaftet find und erſt Durch 
die Veräußerung von denfelben getrennt werben. 

Zu B. Die Erbverpadhtungen betreffend, fo 
verſteht es fich von felbft, | 

1) daß in Hinficht aller derjenigen Gegenſtaͤnde, welche 

- mach dem Borftehenden ohne Abfchreibung auf das , 

Staatöfchuldenguantum verfauft werden können, auch 

bie Erbverpachtung ohne folche Abfchreibung erfols 

gen kann. Die Erbverpahtung an fi iſt in 

deſſen nach 8. 3. litt. c. des Gefeßes (Erg. 8.5415.) 

auch. in Hinficht aller übrigen Gegenftände, alfo au 

in Hinfiht ganzer Vorwerke und Forfireviere, ein⸗ 

zelner von demfelben abgezweigten Theile, ohne die 

Einſchraͤnkung wegen der Abfchreibung völlig frei 
gegeben, und es hat daher, wenn dennoch die Frage 
darüber entftanden ift, ob und melde aus Erbs _ 
pasptverträgen über dieſe Gegenftände herrührens 
den Zahlungen zur. Abfchreibung auf das Staatös 
fchulden : Zilgungs - Quantum geeignet wären oder, 
nicht? dies nur in den verfchiedenen Nebenbedins 
gungen, welche die neueren Erbpachtverträge enthal. 
ten, feinen Grund. — In diefer Beziehung find 
nun zu unterfcheiden: \ 

a) Die Erbftandögelder. Diele an und für fich 
betrachtet fönnen da, wo der Erbpäcdter den gans 
zen ausgemittelten Ertrag nad Abzug der übers 
nommenen Laften und Ausgaben ald Erbfanon über: 
nimmt, niemalö Gegenftand der Abfchreibung fein; 

» , e5 fommt hierbei jedoch oͤfters der Fall vor, | 
aa) daß unter dem Erbftandögelde zugleich der Werth 
des Inventarii mit berechnet ift. Hier enthält der 


2 
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Erbpypachtscontract zugleich einen, Verkauf des In⸗ 
ventarii und das Erbftandögeld iſt alſo inſoweit, 
als er den darunter mit begriffenen Werth des 
Inventarii betrifft, allerdings zur Abſchreibung 
geeignet und nur der Ueberſchuß der Erbſtandsgel⸗ 
der uͤber den Inventarienwerth datf nicht abge: 
fhrieben werben; 
- bb) daß bei Feftftelung des Erbcanons ein Theil des 
Netto-Ertrages abgefebt und zu Capital berechnet 
dem Erbftandögelde zugefegt if. — In diefem Falle 
enthält das Erbſtandsgeld zugleich ein Ablöfungs- 
Zu capital von einem Theil des Ertrages, und,,diefes 
* Abloͤſungs⸗Capital muß allerdings abgeſchrieben 
werden, und 
cc) daß bei der Erbverpachtung dem Acquirenten für’ 
ben Fall der Ablöfung des ganzen Kanons zugleich 
: die Verleihung des vollen Eigentums ohne wei⸗ 
tere befondere Bezahlung zugefihert wird. In 
diefem Falle ift anzunehmen, baß der Werth des 
event. zugefidherten Dbereigenthums fchon in dem 
Erbftandögelde mit begriffen fey. Nach der Allerh. 
Cab. Dider v. 8. Aug. 1818 (Etg. $. 1071.) foll 
der Werth des Dbereigenthumd in ben Fallen, wo, 
darüber durch die Sontracte nichts Anderes beſtimmt 
ift, bei der Abföfung mit 1 Procent vom Abloͤ⸗ 
fungs-Capital des Kanons bezahlt werden. Der ſich 
biernad) ergebende Werth ded Dbereigenthums 
muß daher auch in dieſem Falle zur Abſchreibung 
kommen. | 
Außer diefen-Fällen, und infoweit ed nach den Bes 
flimmungen zu aa, bb, ce nicht aus _befondern Gründen 
theilweife zur Abfchreibung geeignet ift, muß das Erb- 
ftandögeld überall von der Abfchreibung frei bleiben, 


b) Inventarien-Gelder. Diefe werden auch da, 
wo fie befonders noch aufer dem Erbftandögelde 
bezahlt werden, unbedenklich zur Abfchreibung geeig⸗ 
net feyn, weil das Inventarium wirklich verkauft 
wird, und fich annehmen läßt, daß der Erbfanon 
um ben Betrag der Zinfen von dem Inventarien 
werthe hoͤher zu ſtehen gekommen ſeyn wuͤrde, wenn 
das Inventarium von dem Erbverpaͤchter nicht ia 
bezahlt werden müffen. 


* 


—E 


notiren, denn hier befinden ſich die 
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0) Gapital:Betrag vom Erbkanon. Diefes 
— iſt an und für ſich ebenfalls nicht zur Abfchreibung 
geeignet, jo lange das Abloͤſungs⸗Capital noch nicht 
wirklich eingezahlt iſt; indeſſen kommt auch bier 
oͤfters der Fall vor, ; —— 
aa) daß die Erbpaͤchter verpflichtet ſind, einen beſtimm⸗ 
ten Theil des Kanons oder den ganzen Kanon 
innerhalb einer beſtimmten Friſt abzuloͤſen. — In 
dieſem Falle kann zwar der Capital-Betragresp. 
des beſtimmten Theils oder des ganzen Kanons 
nicht eher von dem Staatsſchulden⸗Tilgungsquan⸗ 
tum abgefchrieben werden, als bis die Einzahlung 
defjelben wirklich ‚erfolgt ift, und zwar um fo 
weniger, als es dem Fiscus unbenommen ift, fich 
jederzeit über den Erlaß diefer Verpflichtungen 
mit den Erbpächtern zu vereinigen; dagegen muß 
derfelbe vorläufig bei, den Abfchreibungen vor ber 
Linie als bereitö disponirt bemerkt werben; 


‚bb) daß den Erbpächtern contractlich. die Befugniß zur 
Abloͤſung des Kanons zugefichert ift, ohne folche 
von den biesfälligen gefeglihen Beftimmungen abs . 
hängig zu machen. — In diefem Falle kann zwar 
ebenfalls der Gapital-Betrag des Canons nicht eher 
abgefchrieben werden, als bis er wirklich einges 
zahlt ift, wohl aber muß er ebenfals vor der Bir 

nie alö bereits disponirt bemerkt werben. 


Sn allen andern Fällen, wo die Gontracte über die 
Ablöfung des Kanons nichts beftimmen / oder den Erb⸗ 
pächtern zwar die Befugniß dazu, aber nur fo lange als 
die Ablöfung von Domainen:Gefällen überhaupt gefehlich 
zuläffig ift und nur unter den Bedingungen, welche zur 
Beit, da die Ablöfung bewirkt wird, gefeßlich feyn wer 
ben, zufichern, darf hingegen der Sapital;Betrag des Ka⸗ 


nons nicht eher abgefchrieben werben, als bis die Ein- 


zahlung deffelben wirklich erfolgt ift, und ift auch bier 
fein Grund vorhanden, folchen ea vor der Linie zu ° 
rbpächter, welhe 
feit ee des Edictd die Erbpachten übernommen, 
mit den Erbpächtern, welche fhon bi8 und incl. 1806 
geerbpachtet haben, in ganz gleicher Lage, und es iſt noch 
ar nicht abzufehen, ob fie überhaupt und in wie weit 
fe während der Zeit, daß die Ablöfung noch geſetzlich 


‘ 
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uläffig ift, von der allen Domainen-Präftantiarien zuftes 
a Befugniß Gebrauh machen werden. 
Zu C. Von den Ablöfungen, d.h. von den durch 
Einzahlung des Gapital-Betrags wirklich realiſirten Abloͤ⸗ 
fungen, muß Alles gelten, was von den Verkäufen jelbft 
gilt und find daher auch hier zu unterfcheiden: A 
4) Ablöfungen von Gefälen und Gerechtfamen, welche 
auf Bauergätern, Mühlen, Krügen und folchen eins 
zelnen Objecten, ald 3. B. Gebäuden, Gärten, Wie: 
fen, Aedern, Brüchen, XZorfmooren, ehemaligen 
Straßen: Plägen oder fonft vormals uncultivirten 
Stüden, Ziegeleien, Kalkbrennereien, Holztämpen, 
Tifcherei:Gemwäffern und Jagdrevieren außerhalb der 
Domainen = Borwerfö: Feldmarkfen und Forftreviere 
haften, die fchon zur Zeit der Erfcheinung des Edicts 
vom 17. December 1808 nicht mehr Theile ganzer 
Domainen = Borwerfe und Zorftreviere ausmachten, 


un 
2) Ablöfungen von Gefällen und Rechten, welche auf 
veräußerten ehemaligen Vormerken und Forftrevieren, 
und ſolchen Gegenftänden , die zur Zeit der Erſchei— 
nung des Edicts noch Theile ſolcher Vorwerke und 
Forftreviere ausmachen, haften. . 
Diie Capital⸗Betraͤge, welche durch die Ablöfungen 
zu 1. eingehen, find überall nicht, die Gapital-Beträge, 
welche durch die Ablöfurg zu 2 eingehen, dagegen aller: 
dings zur Abfchreidung geeignet. 
(Refer. v. 1. Suny 1832. v. 8. 3. B. Bd. 39. €. 978. 
nebft Beilage.) er 


16. $. 1115. So lange der in ber Allerh. Gab. Order vom 


(Erg. $. 27. May 1820 (Erg. $. 5419. 5420.) vorbehaltene Nach⸗ 


6419. 


trag zu dem Domainen:Beräußerungs:Etat nicht mitges 
theilt ift,_und darin nicht die früheren Beflimmungen in 
Bezug auf die Summe, bis zu deren Höhe Domainen ' 
einer Provinz zu veräußern, abgeändert werden, müffen 
fi) die Oberlandeslandesgerichte nach jenen früheren Be: 
flimmungen achten, und bedarf es einer Ueberficht der in 
der ganzen Monarchie veräußerten Domainen nicht. 
(Refeript vom 8. Oct. 1830. v. K. I. B. Bd. 36. ©. 296.) 


3u 8.16. $. 1116. Die Berichtigung des Beſitztitels für den 


Käufer einer Domaine oder die Abfchreibung einer Pars 
cele kann im Hypothekenbuche nicht eher erfolgen, als 


— 
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bis die Zahlung des Kaufpreiſes und deſſen Abſchreibung 
vond dem Staatsſchulden-Etat von der Koͤnigl. Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden beſcheinigt worden iſt. 
Die 88. 13. Tit. 10. Thl. J. A. L. R. fo wie $$. 227. 
231. Tit. 2. 1. c. ſtehen dieſem nicht entgegen, da nach 
$. 16. h. t. Domainen hur in fo weit an einen Provins 
zialbefiget gelangen können, ald der Staat dagegen auf 
“ andere Weife ſchadlos gehalten worden ift. | 
(Refeript v. 5. July 1833. v. K. 3. B. Bd. 42. ©. 185.) 


$. 1117. Das von der Hauptverwaltung der Staats⸗ Zu $. 
fchulden auszuftellende Atteft über die geleifteten Zahlun: en 
gen für Veräußerung von Staatögütern, und Ablöfung — 
von Domainen-Renten ꝛc. braucht nur von dem Praͤſiden⸗ 5457) 
ten oder Einem Mitgliede des Collegii vollzogen zu werden. 
(Refer. v. 14. Sanuar 1832, v. K. Annal. Bd. 16. ©. 60.) 


$.1118. Wenn aus dem, den Domainen-Beräußerungs: Zu $. 16. 
verträgen beigefügten Genehmigungs-Refcripte der Haupt: - 
——— der Veraͤußerung und die Hauptſumme der 
Veraͤußerungsgelder conſtiren, und mit ſelbigen der In— 
halt der Verträge übereinftimmend befunden werden, 
fo dürfen die Gerichtöbehörben nicht weiter prüfen, ob 
die übrigen Vertragsbedingungen mit den vor Abfchluß 
bes Gefchäftes von den betheiligten Minifterien genehmigs 
ten übereinflimmend find. — Finden aber in einzelnen 
Fällen die Gerichte Bedenken über den Inhalt ſolcher 
Verträge, fo bleibt es ihnen: überlaffen, fich zur Befeitis 
gung derfelben, oder dr Berichtigung der Verträge, mit 

den Negierungen in Schriftwechfel zu fegen, oder höhere i 
Befcheidung darüber zu verlangen. Ä 

(Refer. vom 21. Iuny 1833. v. 8. 3.8. Bd. 41. ©. 423.) 

$. 1119. Die Ausbietungen größerer Domainen-Pertis „34 $ 
nenzien zur Verpachtung, Wererbpachtung oder zum a a 
Verkauf follen unter Angabe des anfchlagsmäßigen Lo- | ur 
. carii ber zu verpachtenden und des Taxwerths der zu \ 
‚ veräußernden Domainen:Örundflüde und unter Hinweis 
fung auf dad Amtsblatt, in welchem dad Auögebot ent: 
halten ift, -in den mit der Staatözeitung exfcheinenden 
allgemeinen Unzeiger aufgenommen werden. — Es bes 
darf hiernach der Publication. folcher Auöbietungen dur 
fämmtliche Amtöblätter der Monarchie in der Regel nicht, 
. und auch die Inſertion in die Amtöblätter oder Zeituns 

gen benachbarter Regierungen kann ſich auf die Fälle bes 
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ſchraͤnken, wo eine baldige Bekanntwerdung des erfolgten 
Auſgebots in jenen Regierungsbezirken von beſonderem 
Intereſſe fuͤr die Verwaltung iſt. 
(Reſcr. v. 26. Januar 1829. v. K. I. Annal. Bd. 13. S. 25.) 
seautionen 8. 1120. Wegen Regulirung des Cautionsweſens für 
3u $. 45.die Staatscaffen: und Magazinbeamten ift Folgendes feft: 
geſetzt worden: = a 
1) Die Caution der Beamten, welche eine Staatscaffe 
oder ein Magazin zu verwalten, oder auch blos 
Einnahme von "Geld, oder von Materialien, dem 
Staate angehörig, zu beforgen haben, follen fortan 
in folgenden Beträgen beftellt werden: _ 


-a) ‘von einem Rendanten einer Generals oder einer Res 
gierungshauptcaffe, deögleichen einem Hypotheken: 
bewahrer in den Landestheilen des rheinifchen 
Rechtsſyſtems mit 6000 Rthlr.; U 

b) von einem Rendanten einer Provinzialſteuer⸗, Ober⸗ 
landesgerichts⸗, Sportul⸗ und Salarien⸗, Oberbergs 
amts⸗, Hauptzoll- oder Hauptſteueramts⸗ und 

Klreisſteuercaſſe, einer Domainen⸗Rentei⸗ oder Forſt⸗ 
caſſe, oder eines groͤßeren Magazins, ingleichen 

von einem Vorſteher eines bedeutenden Poſtamts 
mit 3000 Rthlr., jedoch nur infofern als das jährs 

Ä liche Dienfteinfommen des Beamten 900 Rthlr. 

erreicht oder überfteigt ; Ä 
von einem Rendanten einer der eben genarmten und 
allen anderen. Gaffen und Magazinen, ingleichen 
von dem Vorfteher eines Poftamts, deſſen jährliches 
Dienfteintommen die Summe von 900 Rtyhlr. nicht 
erreicht, mit dem-Betrage eines zweijährigen Dienft: 
einfommens, mit der Maaßgabe, daß die Caution 
Ein Zmölftheil der gewöhnlichen einjährigen Eins _ 
nahme. ‘der Gaffe nicht überfteigen fol; e 
von einem Sberbuchhalter bei einer Centrals und 
Regierungshauptcaſſe, als Stellvertreter des Ren 
danten, und für Saffencontrolleurs, Caſſirer und 
“andere Beamten, welche nächft dem Beamten an 
dem Geldempfang oder an der Verwaltung von 
Magazinvorräthen unmittelbar Theil zu nehmen 
haben, mit dem Betrage eines einjährigen Dienfts 
einkommens; 
e) von ſolchen Subalternen und Unterbedienten, insbe⸗ 
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fondere ber Juſtiz⸗ und Poftverwaltung, welchen ih: 
ver dienſtlichen Stellung nad die Einforderung 
oder der Transport von Geld oder. geldwerther Ges 


genſtaͤnde obliegt, mit dem DBetrage eines halbjäh: 


jährigen Dienfteinfommens; 


Dienftverhältniffes eines jeden Inhabers der Stelle 


feftgefeßt ; | | 


vereinigt, wofür derſelbe cautionspflichtig if, wird 
"die Caution nur einmal nach feinem Gefammtein: 


kommen der vereinten Stellen geleifte. Sind da= 


f) in den unter c. d. e. bezeichneten Faͤllen werben 
die Gautionen nach Abftufungen von 25 Rthlr., 
durch die vorgefeßten Behörden für die Dauer des 


von einem Beamten, welcher mehrere Functionen 


bei Stellen verbunden, wofür Gautionsfäße nad - 


verſchiedenen Maapfläben (c. d. e.) normirt find, 


fo muß die Gaution nah dem-höchften Satze feſt⸗ 
geftellt werden. F 


2) Jede Amtscaution muß fortan baar ih Silbergeld 


erlegt werden, bevor die Einfuͤhrung des Angeſtell⸗ 
ten in das ihm zugedachte Amt ſtattfinden kann. 


3) Kein zur Cautionsbeſtellung nach obigen Beſtim⸗ 


mungen verpflichteter Beamte ſoll von der baaren 
Einzahlung der Caution befreit ſeyn. 


4) Die fämmtlihen Cautionen werden zur General: 


flaatöcaffe eingezahlt, welde dem Gautionöbefteller 
darüber eine. mit fortlaufender Nummer verfehene 
und. von dem Gaffencurator vifirte Empfangsbefchei> 
nigung ertheilt. Geſchieht die Zahlung der Caution 


‚an-eine untergeordnete Gafje, fo hat dieſe eine In⸗ 
terimsquittung zu ertheilen, und bie Befdrherung-_ 


des Geldes an die Generalftaatscaffe und den Em: 
pfangfchein zu beforgen.. 


5) Das Gautionscapital fol dem Beamten mit Vier 


vom Hundert verzinfet werden, und ein jeder Gau: 
tionöfteller ift ermächtigt, den Betrag der halbjähri: 


gen Binfen "mit Ende des Monats Suny und De: 


cember aus der von ihm verwalteten Caſſe, fofern 


lethztere Ueberfchüffe abzuliefern hat, zu entnehmen, 


und die Quittung ald baares Geld einzurechnen. 
Sn den Fällen, wo bie Zinfenerhebung auf dieſe 
Weiſe nicht: ftattfinden kann, erfolgt:diefelbe in den 


\ 
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eben gedachten Zerminen bei derjenigen Caſſe, aus 
welcher der Beamte fein Geld zu erheben hat. 

6) Der Betrag der Gautionscapitale wird demnaͤchſt 
bei der Hauptverwaltung der Staatöfchulden als ein 
befonderes Depofitum verwaltet. 

7) Sobald das .Dienftverhältniß, für welches eine Gaus 
tion beftellt worden, aufgehört, und aus ber Amtös 
führung nichts mehr zu vertreten ift, wird gegen 

| . Auslieferung bes quittirten Empfangsfcheines die 
J— baare Zuruͤckzahlung der Caution geleiſtet. 

| 8) Den gegenwärtig fchon angeftellten Gaffen: und 

Magazin: und andern Beamten,- welche durch Staats⸗ 

oder andere Schuldfcheine oder Verfchreibungen oder 

- Berpfändungen von Smmobilien ihre Amtscaution 

- geleiftet haben, bleibt freigeftelt, es dabei unveräns 
dert zu belaffen, oder innerhalb fechs Wochen; vom 
Tage der Bekanntmachung diefes Befehls ab, fich 
zu erklären, daß fie die bisherige Caution zurudnehs 
men, und ftatt dereri die Sicherheit in baarem Gelde, 
nach den jest ertheilten Vorfchriften, beftellen wollen. 
Erfolgt diefe Erklärung nicht, dann gehen die ald 
Gaution eingelegten Schuldddcumente, mit Ausnahme 
‚jedoch der Kypothefenverfchreibungen auf Grund» 
file, in das Eigenthum des Staat3 über, die darin 
verfchriebenen Summen werden dem Gautionöbeftels 
ler nach der Beflimmung zu 5 verzinfet, und es 
bleibt dem Staate vorbehalten, wenn fünftig die 
Gautionsverbindlicjkeit aufhört, entweder den Ber 
trag der Gaution vol, nach dem Nennwerthe der 
 Obligation in baarem Gelde zutüdzuzahlen, oder 
dafür eine Schuldverfchreibung von gleicher Art und 
u demfelben Betrage, ald womit die Caution bes. 

Belt worden, zurüdzugeben. | 
‚ Die bisher durdy Eintragung auf Grundſtuͤcke oder durch 
Hinterlegung hypothekariſcher Activforderungen beftellten 
Gaufionen bleiben unverändert, und der Cautionäbeftels 
ler muß ſich auch die Zinfen, welche davon zu erheben 

ſind, nach wie vor felbft einziehen. 

(Allerh. Cab, Orb. v. 11. Febr. 1832. ©. ©. 1832, ©. 61.) 
3u 8. 45. $. 1120%° Die Allerh. Cab. Order v. 11. Februar 
1832 bezieht fich in Anfehung der Gaufion auf alle dies 
jenigen, welche von Seiten des Staats beftelt find, Gels 


x 
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der zu erheben oder zu verwalten, ohne Unterſchied, ob 
dieſe Gelder Privat-Perſonen oder dem Staate zuſtehen. — 
Es muͤſſen daher auch die von den Auctionatoren 
beftellten. Gautionen, deren. Höhe analogifh nach den ' 
Beſtimmungen der gedachten Cabinetsorder zu berechnen 
find, dem Königl. Finanz: Minifterio ausgehändigt werden. 
(Refer. v:.25. Suny 1832. v. 8. J. B. Bd. 39. ©. 441.) 


$. 1121. Die Allerh. Gab. Order vom 11 Sebruar Gautioneh | 
1832 findet auch auf Depofital:Rendanten Anwendung, Et Ä 
bat aber in’ Anfehung der bereits vegulirten Cautionen 
nichts ändern wollen, und findet nur bei 'neu angeftellten 
Nendanten. in Anfehung der Höhe der Tautionen An— 
wendung. Wie viel von der Caution, eines Rendanten, 
der die Depofitäls und. Salarien-Caffe des Gerichts zu 
- verwalten hat, ald Gaution für jede diefer Caſſen zu 
rechnen fey, muß nach den vormwaltenden Umftänven bei. 
Beftimmung der Höhe deſſelben feftgeftellt, und nach den 
Cautionsinſtrumenten, bei deren Aufnahme diefer ne 
forgfältig zu beſtimmen ift, beurfheilt werden. 
(Refer. v. 9. April 1832. v. 8; I. B. Bd. 39. ©. 488.) 


$. 1122. Bezieht alfo der Depofital:Rendant über 900 
Thir. Dienfteinfommen, fo muß et 3000 Thlr. Caution 
beſtellen. Erreicht ſein Dienſteinkommen jene Summe 
nicht, ſo muß er eine Caution ſtellen, welche dem zwei⸗ 
jaͤhrigen Betrage des Dienſteinkommens gleich iſt, inſofern 
nicht die Gaution der gewöhnlichen einjährigen Dienfte 
einnahme überfteigt. Diefes "2 wird nach dem Durche 
ſchniti der Einnahme an baaren Geldern und Documen⸗ 
ten von den leßten drei Jahren berechnet, ohne daß auf 
die Beftimmung des 8.5. Zit. 2. der Depofital-Prönung 
Rüdfiht genommen wird. 

Bekleidet der Depofital-:Nendant mehrere Functionen, 
und läßt fich nicht feftftellen, wie viel von feinem Dienft- 
einkommen auf die Verwaltung der Stelle als Depofis 
tal-Rendant zu rechnen ift, fo muß angensmmen werden, 
daß die Hälfte des firirten Dienfteinfomnrens und das⸗ 
jenige, was von der Befoldung auf die Depofital-Ges 
bübhren gewiefen worden, das Einfommen des Nendans 
ten bleibt, : welches bei Berechnung der Caution zu 
Grunde zu legen. 

Geſcr. v. 18. Juny 1882. v. K. J. B. ®b. 39. ©. 480) 

. 1123. Bei Berechnung der Cautionen der Actuas 

Ergaͤnz. z. preuß. Landrechte. IV. Th. | 


N > 


3514 Z3Zgwelt. Th. Vierjehnt. Tit. 6. 45, 


rien bei, den Inquiſitoriaten iſt analogiſch nach den Bes 
flimmungen des vorigen $. zu verfahren, und ift die Häkfte 
| ihres Dienfteinfommens ald das Einfommen zu betrach: 
„ten, welches bei Berechnung der Gaution zum Grunde - 
- zu legen iſt. F 
(Reſcr. v. 10. Februar 1834. v. K. J. B. Bd. 43. S. 150.) 
3u 8.45. 6. 1124. Bei Beflimmung der Höhe der von ben Bos 
ten zu leiftenden Gautionen kommt derjenige Theil ihres 
Dienfteinfommens, welches auf Meilengelder gewiefen iſt, 
‚ nicht in Anrechnung. Die Cautionen der Actuarien bei 
ben Gerihtöämtern, welche die Gaffenverwaltung führen 
und dafür Zantieme beziehen, find nur nach dem Er 
trage diefer Zantieme abzumefjen, 
(Refer. v. 4. Zuny 1882. v. 8. I.:B. Bd. 39. S. 440.) 
8. 1125.. Neu anzuftellende Gerichtdactuarien bei den 
nad) ‚der Inftruction vom 4. May 1820 gebildeten Ge: 
richtöämtern müffen für die Verwaltung der Salariens- 
caffen. ohne Unterfchied ded Dienfteinfommens 100 Thlr. 
Gaution beftellen, von deren Erlegung die Einführung in 
das Amt und Zahlung des Gehalts abhängig if.  - 
(Referer. v. 1. October 1832, v. 8. 3. B. Bd. 40. ©. 445.) 
$. 1126. Gontrolleure der gerichtlichen Salarien= und 
Sportulcaffen, wenn fie als folche befonderes angeftellt 
worden, und in diefer Qualität eine befondre Befoldung 
beziehen, muͤſſen ebenfalls Gaution beftellen; ift jedoch 
das Amt des Controlleurs ein Nebengefchäft’des Beams 
ten, für welches er Feine Nemuneration erhält, - fo kann 
dafür ‚keine Gaution gefordert werden. - - 
| Boten und Erecutoren bei Obergerichten und Unters 
gerichten erfter Claſſe (AGD. I. 25. $. 3.) müffen 100- 
Thlr., bei Untergerichten zweiter Claſſe 50 Thlr. Caution 
beftellen. | —— 
Geſcr. v. 16. July 1882. v. 8, I. B. Bb. 40. ©. 193.) 
$. 1127. Boten, welche zur Einziehung. von Koſten 
‚und Erecutionen nicht gebraucht werden, vielmehr nur mit . 
der Aufwartung und den Infinuationen befchäftigt find, 
find von der Gautionsftellung frei. — 
(CWeſcr. v. 27. Auguſt 1832, v. K. J. B. Bd. 40. ©. 195.) 
F. 1128. Wenn die ald Boten, Executoren, Landreiter 
oder ſonſt als Unterbeamte anzuſtellenden Invaliden die 
resp. auf 100 Zhlr. und 50 Thlr. normirte Caution fofort 
‚zu befiellen außer Stande find, fo ift ihnen deren fucceffive 


’ 


— 
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Abtragung durch Gehaltsabzüge von jährlih 25 Thlr. ' 
nachgelafjen. — Die Ablieferung ber Cautionen an die: 
General: Staatdcaffe erfolgt-in vollen Raten von 25 Thlr. 

(Refeript v. 17. September 1832. v. 8. I. B. Bd. 40. 
— — Reſcript v. 21. Bebr. 1884. v. K. I. B. Bd. 48, 


$. 1129. Domainens und Rentei⸗ Amtsdiener muͤſſen, 3u$.45. 
wenn ihnen die Einziehung von Gefaͤllen übertragen wird, — 
ebenfalls eine nach den Beſtimmungen der Allerh. Gab. 
Order vom 11. Februar 1832 zu normirende Gaution 
befteken ;. können fie diefe wegen Unvermögens nicht baar 
leiften, fo muß diejelbe durch Gehaltsabzüge innerhalb f 
Jahresfriſt regulirt werden, Von ben bereitö angeftells 
ten Amtödienern kann fie nur gefordert werden, wenn 
‚ihnen. deren Beftellung bein Dienftantritt zur Bedins 
gung gemacht ift. | 
as —— vom 7. Maͤrz 1838. v. K. Annal. Bd. 17. 
$. 1130, In allen Faͤllen, ferbf wenn bie: Gautionen Zu g. 45. 
baar beftellt werden, muß doch ein befonderes Gautions= 
Document aufgenommen werben, um den Umfang ber- 
Amtscaution für alle Arten der Defecte, Schäden, Strafe, 
Unterfuchungsfoften . und auch für die Koften der Aus- 
-mittelung der Defecte und Vertretung ber Beamten waͤh⸗ 
vend der Umterfuchung feftzuftellen. — Die Recognitions⸗ | 
Icheine, welche die General-Staatscaffe über die deponits .. 
ten Gautionen auöftellt, müflen den Beamten auögeants 
wortet werden. 
— dv. 4. April 1834, v. K. J. B. Bd. 43, ©. 563, 564.) 
. 1131. Beamte, welche bisher Feine Dienftcaution Bu 8.45. 
v ie gehabt haben, folche aber nach ber Allerh. Gab. 
xder vom 11. Februar 1832 zu leiften verpflichtet find, 
müfjen diefelbe beftellen, wenn fie fih in Anfehung ihres 
Dienfteinfommens verbeffern. Es wird aber die Caution 
nur im Verhältniß zu der Zulage regulirt, deren Höhe 
die Gautionsfumme beftimmt. Da, aber die Gautionen 
baar nach Abftufungen von 25 Thlrn. regulirt werden 
ſollen, ſo bleibt derjenige Theil des Dienſteinkommens 
eines zur Caution verpflichteten Beamten, wovon die Cau⸗ 
tion nicht 12", Thlr. überfteigt, außer Anfas, wogegen, 
wenn die Gaution über 12’ Thlr. betragen würde, 
25 Zhlr. voll als, Caution berechnet werden follen. 
(Refeript v. 30, März 1835. v. K. J. B. ” * ©. 236.) 
* 


” 
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45 $. 4132. 1) Alle diejenigen älteren Beamten, welche 


mach den vor der Allerh. Gab. Drder v. 11. Februar 
1832 gegebenen adminiftrativen Vorſchriften, oder 
nad) der Praris nicht für cautionspflichtig “gehalten 
wurden, find von einer nachträglichen Gautionäbeftels 
lung frei, infofern fie nicht felbft zum Erfordern 
‚derfelben durch ihr Benehmen Anlaß geben, megen 
‚der übrigen aber, die ſchon nach der frühern Ver: 


faſſung dazu verpflichtet waren, bleibt eö dem Erz 


meſſen des Verwaltungs:Chefs: überlaffen, entiveder 
die nachträgliche Berichtigung der Gaution zu fors 
dern, oder die Diöpenfation bei des Königs Maje: 
ftät in Antrag zu bringen. — 
2) Beamte, welchen Geldverwaltungen als Nebenamt 
uͤbertragen ſind, haben nur in dem Falle Caution 
zu beftellen, wenn fie Verguͤtung dafür erhalten, und 
zwar auf. Höhe des doppelten Betrags der Nemus 
neration. 
3) Auf Beamte, welche Ausgabefonds z.B. zu Bureau⸗ 
bedürfniffen, Schreibmaterialien u. f. w. gegen ben 
Genuß einer Zantieme von den Erfparnifjen ver: 
walten, findet diefes Feine Anwendung. - | 
4) Ganzleidiener, welche beiläufig die Beforgung von 
Geldbriefen zu übernehmen haben, find der Regel 
nach nicht cautionspflichtig, doch bleibt es 
-5) in beiden zu 3) und 4) gedachten Fällen dem Er: 
meſſen des Verwaltungs-Chefs überlaffen, bei der 
Anftellung folher Beamten von denfelben Gaution 
zu verlangen. — 
Neu anzuſtellende Stempel-Receptoren muͤſſen 
Caution beſtellen, hinſichtlich der aͤltern bleibt es bei der 
fruͤhern Verfaſſung, falls nicht Ausnahmen nothwendig, 
oder bereits Cautionen beſtellt find. 
(Refer. v. 1. April 1833. v. K. J. B. Bd. 42. ©. 153.) 
Zu d. ASff. $. 1133. Diejenigen Beamten, die nur auf Hoff: 
nung und zu ihrer Ausbildung dienen, haben nicht nö= 
thig, Amtscautionen zu beftellen. Es bedarf daher auch 


Peiner Gautionsbeftellung von Seiten derjenigen Indivi— 


duen, die, mit Civil: Berforgungsfcheinen verfehen, Anz 


fprühe auf Botenbedienung haben und, ohne Gehalt e 


zu befommen, Botengefchäfte zu ihrer Uebung und Bor: 
bereitung verrichten. Wenn aber außeretatemäßige Bo— 
ten gegen Remuneration angenommen werden und zur 


ı 
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‚Einziehung von Gerichtskoften — werden ſollen, ſo 
muͤſſen ſie Caution leiſten, und wenn ſie nicht die volle 
Caution ſogleich aufbringen koͤnnen, wie andere Boten ſolche 
durch Abzug von ihrer Remuneration bis zur Summe von 
25 Thlr. jährlich leiften. Fungiren diefe Hülfsboten län= 
er ald ein Jahr, fo muß ihre Gaution, wie bie ber 
übrigen Beamten, dem König. Finanzminifterio übers 
fandt werden. h — 
(Refer. v. 8. October 1832. v. K. I. B. Bd. 40. ©. 447.) 


$. 1134. Wenn ein Beamter eine Caution in Hypo: Zu 3-45 fl- 
thefenverf&hreibungen oder, Effecten biftellt hat, und in 
Folge einer Veränderung feiner amtlichen Stellung eine 
böhere Gaution -beftellen muß, fo muß ihm die frühere 
Gaution zurüdgegeben, und die neue nach $. 8, der Ber: 
ordnung vom 11. Februar 1832 baar beflellt werden. 
| (Refeript v. 31. Dec. 1832. v. 8. 3. B. Bd. 40. ©. 446.) 


$. 1135. Auch ein Dritter kann für ben Beamten Gau: du $. 45 
tion beftellen, es muß “aber. die Gaäutionsbeftellung in Be: Er 
ziehung auf den Staat unbedingt und unwiderruflich fein. 

Die Kaution geht in das Eigentbum des Staats über, 
und wenn fie, ein Dritter beftelt, fo kann er fih nur 
das Recht auf die Caution nah Loͤſung des Gautions: 
verbandes und. Erledigung der daraus herzuleitenden An— 
fprüche vorbehalten. Caution auf beflimmte Zeit oder 
auf Kündigung kann nicht angenommen werben. Der: 
gleichen Berabredungen zwiſchen dem Gautionöbefteller 
und dem Beamten, für den er fie beftellt, darf den Staat ' 
nie verpflichten, für 'diefen muß die einmal geleiftete 
Gaution unverändert bleiben. — 

(Refer. v. 28. May 1882. v. K. J. B. Bd. 39. ©. 438.) 

$. 1136. Die neuen, in baarem Gelde einzuzahlenden Zurükzahs 
Gautionen find durch die Negierungs:Hauptcafje an die Gautionen. 
General: Staatscaffe unter Angabe des Tauf- und Fami:3u $. 45 
liennamens des Beamten, feines Wohnorts, des Amts- 
verhaͤltniſſes, wofür die Caution beſtellt wird, und dee 
Datums der geſchehenen Einzahlung abzufuͤhren. Die 
von den Regierungen nicht reſſortirenden Behoͤrden koͤn— 
nen die Cautionen direct oder durch die Regierungs-Haupt—⸗ 
caffen an die General-Staatöcafje befördern. Sind. nocd 
ältere Gautionen abzuliefern, fo müffen ſolche befonders 
beclarirt werden, und wenn die Ablieferung zur Vervoll⸗ 
ftändigung einer älteren Caution erfolgt, fo iſt Die Nr. 
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des über dieſe Gaution bereits ertheilten Empfangsſcheins 
der General⸗Staatscaſſe anzugeben. Eine Anzeige an das 
Finanz⸗ Miniſterium von der erfolgten Ablieferung en 
Gaution ift nicht mehr nöthig. 
Werden Cautionen erledigt, welche in baarem Gelde 
erlegt find, fo kann die Zuruͤkzahlung des Capitals nebſt 
den bis zum Zahlungstage verlaufenen Zinſen gegen Zu⸗ 
ruͤckgabe des Cautions-Empfangſcheins, unter Beifuͤgung 
einer Beſcheinigung der vorgeſetzten Dienſibehdide daß 
das Dienftverbäftnib des Gautionaird aufgelöft und aus 
ſolchem von demſelben nichts mehr zu vertreten iſt, und 
“gegen. Quittung des legitimirten Eigenthümerd, aus der 
Regierungs = Häuptcaffe geleiftet‘, und der Betrag aus 
der General⸗Staatscaſſe wieder eingezogen werben. Die 
von der Regierung night reffortirenden Behörden können 
"gegen Einfendung gedachter Erforderniffe dergleichen er» 
ledigte Cautions⸗Capitalien nebft Zinfen durch die Negies 
rungs-⸗Hauptcaſſe oder Direct aus der General:Staatöcaffe 
beziehen. — Kommen jedoch Cautionen zur Erledigung, 
welche in Staatö» oder anderen Schuldverfhreibungen 
beftelt find, fo muß deren Zurückgewaͤhrung jedesmal 
bei dem Finanz: Miniflerium in Antrag gebracht werden. 
| Bon den gegen die fr 1832 1.1833 vollzogenen Gaus 
; tiond=3infen- Etats fi ergebenden Veränderungen find bis 
zum 1. Juny und 1. Dec. 1833 nad) dem beiliegenden 
Schema Zu: und Abgangs-Nachweifungen einzureichen, 
‚welche den Regierungen Behufs der ——— Juſtifica⸗ 
tionen ——— zuruͤckgeſendet werden. | 
Behörden, die nicht von ben Regierungen reſſor— 
tiren, ige: benfelben die nöthigen Data hierzu zeitig 
mittheilen. 

Für das Sahr 1834 ift ein vollftändiger Cautions⸗ 
Zinſen⸗Etat aufzuſtellen und bis zum 1. Sct. einzurei⸗ 
chen. — Dagegen iſt von 1834 ab die Aufftellung eines 
Etats, oder die Einfendung von Zu: und Abgangs:Nach: 
teifungen nicht mehr erforderlich, weil ſich erwarten läßt, 
daß im Laufe diefed Jahres die Regulirung bes. ältern 
Gautionswefens volftändig beendigt fein wird, und dann 
der Zu: und Abgang gegen den Etat von 1534 bei dem 
Finanz: Minifterio. verfolgt und die Ausfertigung jener 
Nachweiſungen dort beforgt. werden fol. 


(Refer. v. 22. März und 15. April 1833. v. K. 3. B. 
Bd. 41. S. 488.) 
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Eintragung. 1137. Die Eintragung der fi scalifchen Vorrechte 
fihen Bor: auf die Immobilien der Caſſen-, Magazin- und Domais 
ee nenbeamten; und anderer Verwalter Öffentlicher Güter und 
Iien b. Sr Einkünfte, fowie der Domainenpächter findet nur auf Ar: 
weriien. trag der vorgefegten Dienftbehörde. flatt, und foll nur 
= $- verlangt - werden, wenn befondere_Umftände eine ermei: 
(Go. 6 terte Sicherftellung des fiscalifchen Intereſſe erfordern, 
5481__ Dder wenn eine Caution nicht beftellt ifl. Die bisherigen: 
5483.) Eintragımgen behalten zwar ihre Wirkfamkeit, die vor⸗ 
geſetzte Behörde kann aber, wenn Caution beftellt iſt, 
und nicht befondere Gründe obwalten, bie Löfhung be: 

willigen. 
— — Cab. Ord. vom 2. July 1833. ©. ©. v. 1833. 
Bu $. 45. , $. 1138. Ueber bie Rechte des Fiscus auf bie illata 
47.65.66. et invecta feiner Domainenpädhter vide Erfenntniß, des 
Geheimen  Obertribunald vom 20. März; 1833 (©. u. 
. 7 ©tr. er BD. oe * 274.) zu $. 395. zit. 21. 
HL A. L. R. 8.4 


Bu $. $. 1139. Bei Aa — des Reſcripts vom 
78— 80. 9, Februar 1820 (Erg. $. 5492.) kommt es hauptſaͤchlich 


aa darauf an: 
5492.) ob die von ben Berwaltungsbehörben (wohin auch 


Magiſtraͤte gerechnet werden mliſſen) geforderte Abs 
gabe in der Eigenfhaft einer Communal: 
Abgabe verlangt-und verrechnet wird, 
Mo bie der Fall ift, hat der vom Exequendo aufge: 
fielte Einwand; 
daß er aus allgemeinen Gründen ‚von der ge: 
forderten Abgabe frei fey, ‘. 
nur die Verflattung zum rechtlichen Gehör, nicht aber 
die Suöpenfion der Erecution zur Folge. 
(Refer. v. 15. März 1831. v. 8. 3. B. Bd. 37. ©. 86.) 


"Bu $. $. 1140. Nur diejenigen Laſten find in Beziehung 
73.79. auf diefe VBorfchriften nicht als allgemeine, fondern als 
ſpecielle zu eradten, zu welchen beftimmte Individuen 
aus fpeciellen Rechtstiteln, 3. B. Berträgen, Teftamenten, 
verpflichtet find, Behauptet aber Jemand, daß er von 

‚einer allgemeinen Laft wegen befonderer Umftände, die 

die Anwendung ber allgemeinen Gefege auf ihn aus: 
fhließen, befreit fey, fo ift die Beruͤckſichtigung ‚diefey 
befondern — Save ber Verwaltungsbehörben. 
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De Rechtömeg ift nur zuläffig, wenn ber fpecielle Ans 
ſpruch auf Befreiung auf ‚einen ie Nechtötitel ges 
gründet wird. i 
BE — vom 25. Detober 1838. v. 8. 2. B. Bi. * 


$. ni Zu ben in diefem $. gedachten Abgaben gebl. 3u $. 78. 
ren die an die Kirche und —— it nicht, vielmehr bleibt 
deren Einziehung den Gerichten uͤberlaſſen, weil Leiſtungen, 
welche Pfarrer, ee und Schulbediente zu fotdern has 
ben, nicht den landesherrlichen und Communal:Abgaben 
gleich zu flellen find. — Eine hiervon abweichende Ob: 
fervanz iſt auch in Litthauen_ nicht anzunehmen. 
(Rofer. v. 5. Suly 1833, v. 8. 3. B. Bd. 42. ©. 115.) 


Zum funfzehnten Titel. 


Von ben Rechten und Regeln des Staats in An: 
jehung ‚der Landftraßen, - Ströme, Häfen und 
Meereöufer. 


$. 1142. Ueber die Gültigkeit des Kurfächfi fchen Stra: Bu $. De 
* Bau⸗-Mandats v. 28. April 1781 in vormals Saͤchſi⸗ 
ſchen Landestheilen des Merfeburger und Erfurter Regie: 
rungssDepartementd vide Bericht des Oberlandesgerichts — 
zu Naumburg vom 8. November 1831. v.8 J. Bd. | 
39. ©. 350. 

$. 1142° Weber die Verpflichtung der Wegräumung — 

des Schnees von den Kunſtſtraßen ift feſtgeſetzt: 

1) Wenn eine Chauſſee dergeſtalt verſchneiet, daß die 
Paſſage nicht blos erſchwert, ſondern dergeſtalt un— 
terbrochen wird, daß fie mit den gewoͤhnlichen Un: 
terhaltungsmitteln nicht wiederhergeftellt werben fann, 

ſo follen die Einwohner des Orts, in deren Felds 
mark ſich der Schneefall ereignet, fogleih zuſam⸗ 
mentreten und mit vereinten Kräften das eingetres 
tene Hinderniß zu heben bemüht ſeyn, ohne. dafür 
Vergütung zu erhalten. Jedoch ſoll diefe Hülfsleis 

‚ fung nur in fo weit unentgeldlich gefordert werden, 
als fie fih auf einen achtftündigen Urbeitötag be: 
fchränfen- läßt. Die Localpolizerbehörben find verpflichz 
tet, für die Ausführung diefer Maßregel ſpeciell Sorge 
zu tragen und erforderlichen Falls die unverzuͤgliche 
—— des — in Anſpruch zu nehmen. 


— 


/ 
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Eremtionen find hierbei nicht zu gelatten, Die 


Bertheilung der Arbeiten auf die Einwohner des 


Orts hat die Localbehörde zu ermeflen, wenn ber 


“" regierung deshalb billige Grundfäge, mit Rüdficht 


2) 


Landrath nicht zeitig genug darauf einwirken Fann. 
Iſt aber bei einem einzelnen Vorgange ein Zweifel. 


über die Repartition entftanden, fo hat die Provinzials 


auf die befonderen Provinzialverfaflungen, zur Beobs 
‚ahfung in fünftigen Fällen vorzufchreiben. | 

Wenn verfchneiete Fuhrwerfe aus dem Schnee auss 
zugraben find, fol die Arbeit von den Anwohnern 
-auf den Beftimmungen zu 1. ohne Beſchraͤnkung auf 


- eine Stundenfrift, unentgeldlicy verrichtet werben. 


8) 


ter in erforderlicher Zeit und Zahl nicht Dingen koͤn⸗ 


Menn es nöthig befunden wird, außer den vorgedach⸗ | 
ten Fällen, eine Chauffee vom Schnee zu reinigen, oder - 


wenn in dem alle zu 1) mit der achtflündigen Hülfsleis 
ftung der Anwohner nicht auszureichen. ift, ſo fol die 
Chauſſeebaucaſſe die Koften tragen. Die Wegebaus 
SInfpectoren follen jedoch, wenn fie freiwillige Arbei. 


nen, die Polizeiobrigfeiten der in der Nähe ber 


Chauſſee belegenen Orte um die Geftellung von Ars 


beitern gegen Bezahlung des an dem Drte und zu 
der Zeit gewöhnlichen Tagelohns requiriren, und bie 
betreffenden Behörden einer ſolchen Requifition uns 


.  verzüglich zu genügen verpflichtet feyn. Dem Lands , 
‚rathe muß von dem DBerfügten durch die Wegebaus 


Inſpeetoren in jedem Fall Nachricht gegeben werben, 


2 


bamit derfelde das Verfahren nach Bewandtniß der 
Umftände controlire. 
Die Landräthe, welche auf dergleichen Ereigniffe In 
ben Wintermonaten aufmerkfam feyn müffen, wers 
ben ermägptigt, den Wegebau-Infpectoren im fchleus 
nigen Fällen untergeordnete Beamte, oder fonftige 
uverläffige Perfonen, insbefondere auch die Chaufs 
— Ad zu fubftituiren. Zugleich aber haben 
fie darauf zu halten, daß von der zu 3) gedachten 


* Geftelung der Hülfsarbeiter nicht ohne dringende 


rau und nur bei- gänzlihem Mangel an 
freiwilligen Ar 

haben Sorge zu tragen, daß das Zagelohn. richtig 
und puͤnktlich bezahlt, Fein Mißbrauch getrieben, 


und jede etwa entſtehende Streitigfeit geſchlichtet 


beitern Gebrauch gemacht werde. Sie 
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werde. Reicht ihre Autorität in einzelnen Fällen 
nicht hin, fo haben fie Behufs der Remedur die Pros 
vinzialregierung fofort in Kenntniß zu feßen. - 
(Allerh. Cab. O. v. 8. März 1882. ©. ©. v. 1832. ©. 119.) . 
8.1143. Die. Beflimmungen des Edicts uͤber bie Argretung 
Verbindlichkeiten der Unterthaneu in der Kurmarf, in Boden zu 
Anfehung des Chauffeebaues, d. d. Berlin den 18. April 
1792 (vgl. Erganz. Th. 3. ©. 275. Note) ad $. XVII. 30.137. 
Nr. 15. sub a—ı, find aufgehoben, und es follen an — 
deren Stelle bei den Geldentſchaͤdigungen für abgetres 
tenen Grund und Boden, zur Anlegung von Chauf: 
ſeen und zu den Chauffee-Cinnehmer: und Wärterhäufern 
und Gärten, folgende Vorfchriften zur Anwendung fommen:. 
8) Wenn contribuable Bewohner des platten Kandes, des 
ren Befisungen noch nicht im Hypothekenbuche einges 
‚tragen find, weil die gutöherrliche und bäuerliche Auss 
_ einanderfegung noch nicht RI: ift, zum Chauffeebau 
Land herzugeben haben, fo koͤnnen ihnen die Ent» 
ſchaͤdigungsgelder dafuͤr ausgezahlt werden, fobald 
fie die einwilligende Erklärung der Gutsherrſchaft 
beibringen. F 
b) Die Regierung beſtimmt hierzu einen angemeſſenen 
Termin. Geht die Einwilligung der Guteherrichaft 
innerhalb defjelben nicht ein, fo deponirt die Regies 
rung, welche den Chauffeebau leitet, dad Geld bei 
dem Gerichte, welchem der dazu berechtigte Grunds. 
befiger unterworfen ift, und dies regulirt die Aus: 
zahlung zwifchen ihm und der Gutsherrfchaft nad) 
den gefeglichen VBorfchriften, am Wege der Güte oder 
durch richterliche Entfcheidtung. Die Nugung deö - - 
Gapitald verbleibt inzwifchen demjenigen, der das 
Land. abgetreten hat. ’ | 
ec) Befigern von Nittergätern kann die -Geldentfchäbis 
* gung, wenn fie 200 Rthlr. nicht überfleigt, und 
fein offener Arreft über ihr Vermögen ausgebracht 
iſt, ohne allen weitern Nachweis ausgezahlt werben. 
Bei höherer Entfhädigungsfummen muß ber Rits 
tergutöbefiger, wenn das Gut verfchuldet ift, ein At 
teft der Hypothekenbehoͤrde beibringen, daß er mit 
den ‘Geldern den erften hypothekariſchen Gläubis 
ger, welcher den Conſens nicht ertheilt, wegen de « 
eingetragenen Capitals, befriedigt, oder biefelben zur \ 
Ablöfung der etwa eingetragenen Präftationen vers 


— 
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wandt hat, und das Capital ober bie Präftation auf 
fo hoc) gelöfcht worden, oder daß fämmtliche Hy: 
potheken⸗ Antereffenten in die Auszahlung an ben Bes 
figer gewilligt haben. 

d) Kann er binnen einer von der Regierung hierzu zu 
beſtimmenden billigen Frift das Atteſt nicht beibrine | 
gen, oder. mangelt ihm die freie Dispojition üben 

das Gut, fo zahlt die ‚Regierung das Entſchaͤdi⸗ 

| gungsſsquantum zum Depoſitorio des Landesjuſtiz⸗ 
collegii; das letztere verwahrt die Entſchaͤdigungs— 

ſumme bis der Grundbeſitzer den zu ce) gedachten 
Machweis geführt bat, oder verwaltet fie, mit Ruͤck⸗ 
fiht auf die Diepofitionsbefhränfung, als einen .. 
Lehnes und Fideicommißflamm, oder als, ein Sub: 
ftitutionscapital ic. 

e) Alle übrige zu a) und c) nicht gedachte Eigenthiis, 
mer ländlicher oder ftädtifcher Sn dftüdfe werden bei 

Zahlungen ı folcher Art wie die Nittergutöbefiger zu 

eg) und d) behandelt, mit dem Unterfchlede, daß ihs 

nen ‚ohne das zu c) gedachte gerichtliche Atteft nur 
eine Entfhädigungsfumme bis zu 10 Thlr. ein: 
fhlieklih unbedingt, und ein Mehreres nur unter 
der Bedingung des Nachweifes ausgezahlt werben 
kann, daß, des abgetretenen Grundftüdes unerach⸗ 
tet, die eingetragenen Gläubiger bei Landgütern noch 
| innerhalb der erflen zwei Drittel, bei: ftädtifhen 
Grundſtuͤcken noch innerhalb der erften Hälfte des 
Werthes gefichert bleiben, und daß im Falle der. Des 
‚pofition die Zahlung nicht an das Landesjuſtizcolle— 
gium, fondern an das Gericht erfolgen muß, welches 
‘das Hypothekenbuch über das Grundftüd führt. 

9 Sn den zu ec) d) e) bemerkten Fällen theilt die Re— 
gierung das Zahlungsprotocoll der betreffenden Hy: 
porhefenbehörde zu den Grundacten mit. Eine Abs 
ſchreibung des abgetretenen Landes vom Hauptgut 
iſt nicht erforderlich. 

g) Die Verhandlungen ber Regierungen und der Ge: 
‚richte über diefen Gegenftand, fo wie die Quittuns 

en oder die GConfenfe ver Hypothekarien, erfolgen 
flempel: und fportelfrei bis zur geichehenen Depos 
fition; auch werben feine Depofitalgebühten' anz 
gefeßt. 

(Verorbn. v. 8. nr 1832. ©. e. 1832. e. 202.) 
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$. 1144. Das in der vorftehenden Verordnung ($. 1143 ) 
vorgelchriebene Verfahren bei Auszahlung der Entſchaͤdi⸗ 
gungsfumme ıc. findet auch in, der Provinz Preußen 
Anwendung. 
(Allerh. Gab. O. v: 17. Febr. 1838. G. ©, 1833. ©. 23.) 


6(. 1145. Desgleichen in der Provinz Poſen und 


Sachſen. 


(Allerh. Cab. O. v. 22. Aug. 1833. A. a. O. ©. 117. — 


 Allerh. Cab. Orb. d. 18. October 1884. ©. ©. 1834. 6. 179.) 


$. 1146. Auch ift es in den genannten vier Prpvinzen 
auf die Geldentfhädigungen für den zu Anlegung von 


Kanaͤlen und zu öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund 


- 


und Boden anzuwenden. 
(Allerh. Cab. D. v. 26. Dec. 1835. ©. ©. 1834. ©. 8.) 


$. 1147. Die Beflimmung im $. 3. des Regul. v. Zu 8.15, 


‘29. Mai 1816 (Erg. $. 5505.), daß die dafelbft erwähnte 
Erklärung ıc. bleibenden Effect haben folle, ift das 
hin declarirt worden: dgß den Eigenthümern von Luruss 
pferden, welche ſich für die Entrihtung der Geldabgabe 
erklärt haben, geftattet werden Fann, flatt derfelben die 
Theilnahme an der Naturalgeftellung des Vorfpanns zu 
wählen. Die diesfällige anderweite Erklärung muß aber 
mindeſtens drei Monate vor Anfange des naͤchſten Jah: 
res abgegeben werden. Denjenigen Eigenthümern von 
Luruspferden hingegen, welche ſich für die Zheilnahme 
an der Vorfpanngeftellung erklärt haben, foll zwar ebens 


falls nachgegeben werden, von der früheren Erklärung: 


wieder abzugeben, und die Geldabgabe zu übernehmen; 
dieſe anderweite Erklärung muß aber minveftens ein Jahr 
vor dem Anfange des näcften Jahres erfolgen, in.beis 


Erg. & 
>r 


den Fallen übrigens bis zum naͤchſten Jahre die Leiftung 


nach der früher abgegebenen Erklärung ftattfinden. 
‚ (Allerh. Gab. Order v. 14. July 1831. ©. ©. 1831. S. 170.) 
$. 1148. Der Bau neuer und, die Unterhaltung ſchon 
beftehender Chauffeen, in fo ‚weit beides aus Staatsmit: 
teln erfolgt, ift dem Chef des Seehandlungs>Infituts, 
Mirklihen Geheimen Dber:Finanzrath und Präfidenten 


J 


Rother, übertragen. | 


(Auterh. Cab. Drd. v. 17. May 1834. v. K. 3. B. Bb. 43. 
©. 461,) * 


4 

Verwal⸗ 

tung der 
unſt⸗ 


ſtraßen. 
—17 
— 28, | , 


F 
8. 1149. Ueber die dabei zur Anwendung kommenden 


Grundfäge ift folgende Inſtruction Allerhöhft ‚ertheilt 
worden: - Ä A 


* 
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1) Bei dem Neubau und der Verwaltung der Chauſ⸗ 


ſeen werden dem Chef des SeehandlungssInftituts 
alle Befugniffe zuftehen, welche bisher der Minifter 
' des Innern für Handel, Gewerbe und Bauweſen 
gehabt hat. | Re. DES | 

(Inftruction v. 17. May 1834, $. 1.0. 8.3.2. Bd. 49. 
©. 461 — 463.) j x 
2) Die Regierungen und die fibrigen Provinzials fo wie 
bie Local-Behörden find demgemaͤß verpflichtet, den 
in dieſer Beziehung an fie ergebenden Anforderungen 
des Chefs des Seehandlungs=Inftituts zu entfprechen. 
3 ($ 2 & & D.) j ; | . 
3) Die Wege: und Dber-Wegebau-Infpectoren, die Wes 
gebaumeifter und die Wegewaͤrter find ihm unters 
geordnet und werden von ihm angeftellt.- Bei ders 
gleichen neuen Anſtellungen werden die Wegebaus 
meifter und die obern Wegebaus Beamten in bet 
Negel aus der Zahl der geprüften und dazu als 
fähig anerkannten Zechnifer, welche ſich bereitö eine 
* praftifche Erfahrung erworben haben, die Wegewaͤr⸗ 
ter aber, foweit es thunlich ift, aus noch tüchtigen, 
“mit dem Givil-Berforgungsfchein verfehenen Invalis 
den gewählt. Diejenigen Techniker, welche fich bei 
der Wege: Berwaltung, durch Kenntniß, Rechtliche 
feit, Umficht und Dienftbefliffenheit. auszeichnen, fole 
len auf Empfehlung des Chefs des Seehandlungs⸗ 
Inftituts, nach Maßgabe ihrer Qualification, auch ' 
zu andern Baubedienungen befördert werden. 

-- (8.3.00. 9.) Ze _ 
4) Imgleichen haben die WegegeldsEmnehmer, in fos 
weit fie durch ihre Dienft:Inftruction zur polizeilis 
chen Mitauffiht der Kunftftraßen verpflichtet find, 
die durch die WegebausBeamten an fie gelangenden 
Beſtimmungen des Chefs des Seehandlungs:Inftis 

tuts zu befolgen. A | 

($. 4 a. a. ©.) 


5)-Bei dem Neubau -ift indbefondere auf bie bald» 
möglichfte Vollendung der mit Allerhöchfter Bewil⸗ 
ligung bereit3 angefangenen Straßenzüge Ruͤck— 
fiht zu nehmen. Vorzugsweiſe aber. müfjen unter 
den fhon im Bau begriffenen Chauffeen Riejenigen 
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gefördert werben, welche fir das commercielle und 
gewerbliche Intereffe von Wichtigkeit find. Ä 

($..5.. a. a. O.) 2 

6). Anträge und Vorfthläge der Provinzial, Commu⸗ 
nal⸗ und anderer Behörden, wegen . der fernerweit 
zu bauenden Kunftftraßen, find an den Chef des 
SeehandlungsInftitutö zu richten, welcher fich, nach 
vorheriger Prüfung, mit den Miniſtern des Krieges 
und der Finanzen darüber zu berathen, und nad 
den Refultaten diefer Berathung den Bauplan ded 

naͤchſten Jahres zur unmittelbaren Genehmigung Sr. 
Majeftät vorzulegen hat. Der Bau foldher neuen 
Straßen muß jedoch theild von der Vollendung der‘ 
bereitö angefangenen Chaufjeen , theild von den das 
ir disponibel zu machenden Geldmitteln abhängig 
leiben. \ ‚ 
16640). x a 

T) Bei dem Neubau der Chauffeen ift mit möglichfter 
Sparfamkeit zu Werke zu geben, und jeder unnüge 
Koftenaufwand zu vermeiden. 

‘ (8. 7. a. 0.9.) 

8) Es dürfen jedoch die Erfparniffe nicht in fchlechter Ars 
beit gefucht, vielmehr müfjen die wefentlichen Theile 
der Chauffeen durchaus "tüchtig und dauerhaft hers - 

eftellt werden. Befonderd muß auf eine angemefs 

ene Stärke der Steinbahn; auf einen flandfeften 
Bau der Brüden und Durchlaͤſſe, und auf die Ver 
meidung von ‚bedeutenden Steigungen gehalten 
werden. J I 

— G . 8. a. a. O.) | 
9) Dagegen ift mit Beruͤckſichtigung der Rocal-Verhälts 
niffe und des vorhandenen Bebürfniffes die zum 
Theil überflüffige Verbreitung des Weges befonders 
auf den - VBerbindungsftraßen zu befchränfen, das 
Zerrain mit möglichfter Vermeidung bedeutender 
Erdarbeiten ohne Rüdficht auf firenge Beibehaltung ‘ 
gerader Linien forgfältig zu wählen, bei großen 
Dammfhüttungen und bei den Brüdenanlagen, 
welche eine ungünftige Stelle haben, auf eine Ver⸗ 
legung und die Erfparung eines theuern Grunds 
baues Bedacht zu nehmen, bei Errichtung der Eine 
nehmers und Wärterhäufer, bei den Meilenfteinen, - 
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bei der Raſen- und Grabenarbeit und bei allen Nes 

benwerfen nicht über das dringende Bebürfniß hins 

auszugehen. 

($. 9. a. a. O.) — 
10) Unter dieſen Modificationen iſt die von dem Mini⸗ 

ſterium des Innern fuͤr Handel, Gewerbe und Bau⸗ 

weſen unterm 6. April.d. I. ergangene, zum Druck 
‘- beförderte Anmweifung zum Bau und zur Unterhals 

tung der Kunftftraßen in Anwendung zu fegen. 

($. 10. a. a. ©.) 


11) Es muß ferner auf eine wohlfeile VBerdingung , ſei 
88 des ganzen Baued oder einzelner Theile deffels 
- ben gefehen, und eine Ausführung auf — 
oder Tagelohn nur ausnahmsweiſe nachgegebe 
werden. | j 
($. 11. a. a. ©.) 


12) Dabei ift überall die ſtrengſte Aufficht und Controle 
zu führen. Beamte, welche ſich Beruntreuungen zu 
Schulden kommen lafjen, oder durd ihre Nachläffige 
keit dem Bau Schaden zufügen, muͤſſen fofort ents 
fernt und ohne Schonung der Ahndung des Ges 
feges überlaffen werden, dinfen fich auch auf eine 
MWiederanftellung Feine Hoffnung machen: 

($. 12.000.) 


13) Eine wefentliche Erſparniß läßt fich weiter von eis 
ner vafchen Förderung des Baues und von einer 
prompten Bezahlung der gefchehenen Leiftungen ers 
warten, weil dadurch die Aufſichts- und Adminifiras 
tionsfoften vermindert und übertriebene Forderungen 
der Entrepreneurd, Lieferanten, Handwerker und 

* Arbeiter vermieden werden. 
($. 13. a. a. ©.) 


14; Auch die bisher fehr anfehnlich gewefene Ausgabe 
für die Grunde und Nubungs:Entfchädigung muß 
ein Gegenftand befonderer Aufmerkfamfeit feyn, und 
mit Hülfe der landräthlichen Aemter und Commus 
nal-Vorſtaͤnde, ſchon vor Einleitung des Baues 
darüber mit den Eigenthümern, ein Abkommen ges 
teoffen werden. Voͤllige oder theilmeife Verzichtleis 
ftung auf Grundentfhädigung fol bei der “Ges 
nebmigung neuer Chaufjee: Anlagen oder bei der 


\ 
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Wahl der Richtung derſelben beſonders beruͤckſichtigt 

werden. ur 

$ 14. a. a. O). 

15) Auf die Unterhaltung der Chauſſeen, welche bisher 
noch Manches hat vermiſſen laſſen, muß die größte 
- Sorgfalt verwendet werden. Sie erreichen ihren 
Zweck nur dann, wenn fie fortwährend in gutem 
' Stande erhalten werden. | * 

($. 15. a. a. ©.) J 
16) Bei der Straßen-Unterhaltung treten im Allgemei⸗ 
nen dieſelben Grundfäge der Sparſamkeit und einer 
tüchtigen Ausführung ein, welche oben für den Neus 

bau gegeben worden find. 


Die Straßen müfjen zum öftern, befonders im. 


Fruͤhjahr und Herbſt, unterfucht, und zur Vermei— 
dung eined größern Schadens in Zeiten Worbereis 
tungen zur Verbeſſerung der ſich zeigenden Eleinen 
Mängel getroffen, auch die Wegewaͤrter ſtrenge zur 
Arbeitfamkeit angehälten werden. . 

($ 16. a. a. ©.) | 


17) Zum Neubau find zunaͤchſt die für das laufende 


Sahr dazu auf. die General-Staats-Caſſe angewiele- 
“nen ‘Gelder zu verwenden. Fir das Sahr 1835 
und die folgenden Jahre follen dazu jährlich 500,000 
Rthlr. auf das Drdinarium dieſer Caſſe gebracht 
und “in regelmäßigen Quartal:Raten an das: See: 
bandlungs-Inftitut abgeführt werden. 
.. (17. a0 09.) . 
18) Es werden dem Chef des Seehandlungs-Inftituts 
zur Unterhaltung der Chauffeen die erforderlichen 
Gelder nach dem bisherigen jährlichen Durchfchnittefag 


zur Dispofition geftellt, und nach der fich ergeben: _ 


den Vergrößerung der Chauffee-Meilenzahl vermehrt. 
(. 18. a. a. ©.) —— 
19) Da indeſſen nad) den Sr. Majeſtaͤt dem König vorge⸗ 


legten Ueberfichten diefe Geldmittel nicht himreichen, um, 


‚ ben Neubau der angefangenen und die Inftandfegun 

. ber fhon vorhandenen Chauffeen, welche fich zum Theil 
in einem ſchlechten Zuftande befinden, fo rafch zu 
fördern, als es der Zweck erheifcht, fo hat das See: 
handlungs-Inftitut, mit Benußgung feiner Fonds und 
feines Credits» den Mehrbedarf zu befchaffen. ' Die 

Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 24 


⁊ 


‘ 
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Vorſchuͤſſe, welche dad Inftitut dadurch leiftet, werben “ 

demfelben- aus den zum Neubau und zur Chauffee 

Unterhaltung ausgemworfenen Etatsſummen fuccefjive 

erfegt , und bis dahin mit fünf vom Hundert ver: 

infet. Ueber die Zinfen ift dem Finanzminifter am 
chluffe eines jeden Jahres ein beglaubigter Ertract 

aus den Seehandlungsbücern vorzulegen, auf deffen 
Grund der Betrag zur Zahlung im folgenden Jahre 
auf das Ertraordinarium der General:Staats Gaffe 
fofort angewiefen wird. Findet der Finanzminifter 
bie fortlaufende Verzinſung der folchergeftalt vorges 
fchoffenen Gelder nicht angemefjen, fo fteht es ihm 
frei, folche der Seehandlung aus. disponiblen Mits 
teln zuruͤckzuzahlen. 

($. 19. a. a. ©.) F 

20) Zur beſſern Ueberſicht iſt bei dem /Seehandlungs⸗ 

Inſtitut eine beſondere Chauſſee-Bau-Caſſe einzurich⸗ 
ten, welche ihre Einnahmen theils aus der General⸗ 

Staats Caſſe, theils aus der Haupt-Seehandlungs⸗ 
Caſſe bezieht, und dagegen den Regierungs:Haupts 

— Caſſen, fomweit deren Mitwirkung für nöthig erach— 
tet wird, und den Special: Bau: Gaffen die zum 
Bau erforderlichen Gelder Überweifet, auch die Aus— 
gaben für die Gentral:Berwaltung ber. Chauffeen zu 
beftreiten hat. j 

($. 20. a. a. D.) 

21) Die END und Erhebung der Wegegelder 
verbleibt dem Finanzminifterio, von welchem auch 
die Befegung und Beauffichtigung der Geld-Einneh: 

+ merftellen veffortirt. Ueber die Stellen zu den neu 
zu erbauenden Häufern für die Wegegeld-Einnehmer 
bat fich der Chef des Seehandlungs-Inftitutd dem⸗ 
gemäß mit dem Finanzminifter zu einigen. 
($. 21. a. a 0D.).- \ 
22) Das für die Gentral:Verwaltung erforderliche Pers 


\ 


fonal-hat der Chef des Seehandlung®:Inftituts theils 


aus von ihm zu mählenden Technikern, theils aus 
dazu geeigneten Adminijtrationd: Beamten zuſammen⸗ 
zufegen, und den Etat zu deſſen Beſoldung, fowie 
zu den Gentral:Uusgaben zur Allerhöchften Genehmi= 
gung vorzulegen. Von biefer Gentral:Behörde eꝛm⸗ 
pfängt die Chauffee-Bau:Caffe ihre Anweifungen. " 
G. 22. a. 0.0.) - . 
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23) Damit ber Chef des Seehandlungs⸗ Inſtituts im 
Stande ſey, die ihm ertheilten Voͤrſchriften in ihs 
rem ganzen Umfange' und ohne Zeitverluft. zu ers 
füllen“ bleibt es ihm .überlaffen, ohne Mitwirkung 
der Ober⸗Bau⸗ - Deputation oder anderer Behörden, 
jedoch mit Berudfichtigung der im $. 6. enthaltenen 

- Beftimmung, blos mit Hülfe feiner Gentra:Ber- 
‚waltung und ber dabei angeftelten Techniker ſelbſt⸗ 
ftändig den Lauf der Chauffeen und die Bauweiſe 

zu bejlimmen, die Anfchläge zu erfordern, zu revis 
diren und feflzufegen, die Ausführung des Baued 
in eigener Adminiftration oder in Entreprife. einzus 
leiten und zu beaufjichtigen, die dazu erforderlichen 
Gelder zu vermilligen und anzumweifen, und die Abs 
nahme der gebauten Chauffeen bewirken zu laſſen. 
Sollte er jedoch in ‚befondern Fallen dad Gutachten, 

eine Super:Revifion oder die Feftiegung der. Ober⸗ 

- Bau: :Deputation wuͤnſchen, fo. hat diefe Behörde die ' 
von ihm direct an fie gelangenden Anfragen und Are 
beiten. vorzugsweife zu fördern. Desgleichen find 
die Bauräthe der Regierungen, und, fomeit es bie 
übrigen Dienftgefchäfte der Lands und Waflerbaus 
Inſpectoren zulaſſen, auch dieſe utdig⸗ den ihnen 
von dem Chef des Seehandlungs⸗Inſtituts in Bezug 
auf die Chauſſeen ertheilten Aufträgen zu genügen, 
wofür ihnen bei Reifen nur bie — Diäten 
und Keifefoften bewilligt werden. / 

($. 23. a. a: O.) 

24) Die Rechnungen der Chauſſee⸗Bau⸗Caſſe wird der 
Chef des Seehandlungs-Inſtituts zur Reviſion an 
die Ober⸗Rechnungs⸗ Kammer befördern laffen, wos 
gegen es ihm freifteht, die Spectal:Bau- Rechnungen 
zue Abkürzung des Gefchäftöganges nach + feiner 
Wahl au) durch einen von ihm reffortirenden, bei 
dem Bau nicht betheiligten Rechnungs : Beamten 

rüfen zu laffen und demnaͤchſt die ER sr 
m Ay — 
$. 24. a. a. O.) 

25) = ——— Central⸗Buͤreau, die davon abs 
aͤngige Chauſſee-Bau⸗Caſſe und die zum Bau in 
den Provinzen befindlihen Beamten werden alle 
Vorrechte der fiscalifhen Stationen und Beamten, 
folglich auch für ihre mit dem ar und mit 


* 
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dem Rubrum: herrſchaftliche Chauffee-Bau-Sadıen, 
zu verfehende Gorrefppndenz, fowie für die DVerfens 
dung von Geldern mit der Poft nad) den darüber 
J .. Vorſchriften bie Portofreiheit zu mr 
Ben haben. 
($. 25. a. a. ©.) 


Nr: $. 1150. Vide Bekanntmachung vom 45. "2 1828 
17—28. und Chauſſeegelder⸗Tarif v. 28. April 1828. (8. S . 1828 
S. 65—68.). 
ui: $ 1151. Der Staat kann fein Recht, Jemand des ge: | 
18. 19. meinen Wohls wegen zum Verkauf feiner Sache zu 
zwingen, einem Dritten eigenthümlich überlaffen. 


i (Erfenntniß des . DObertribunals v. 7. Juny 1831, - 
J * u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 225.) 


3u 5. 88. 8. 1152. Vide uebereinkunft unter den Uferſtaaten des 

| ‚ Rheins, und auf die Schiffahrt diefes Fluſſes fich bezie— 
hende Ordnung vom 19. — 1831. G. S. 1831. ©. 
71-154. 


su $. 97. 8, 1153. Das — vom 3. May 1797 wegen 
Befugniß, auf dem Saalfttom Kähne zum eignen Gebraud) 
halten zu dürfen, ift aufgehoben. 

(Berordn. vom 2. Februar 1835. Merf. Amtsbl. 1836. ©. 27.) 


 3u8.80sq. $. 1154. Vide Freundſchafts⸗, Schifffahrt: und Hans 
dels⸗Vertrag zwifchen Preußen und den vereinigten Staa 
ten von Mexieo. Vom 18. Februar 1851. Gef. Samml. 
1835. ©. 21—36. 


3u $. 80. $. 1155. Vide Polizei-Orbnung für die Häfen und 
| Binnengewaͤſſer von Stettin und Swinemünde ©. S. 
1833. ©. 88— 95. 


Su 8.80. 8. 1156. Befiger von Gütern, die das Strandrecht ü in 
öl. 87. ‚ früheren "Zeiten erworben haben, find daffelbe auch noch 
jest in den Füllen auszuüben berechtigt, in welchen fi 

der Staat daffelbe vorbehalten hat. 
(Erkenntniß des on sim v. 17. Zuny 1824. 

S. u. Str. Rſpche. Bd. 296.) 

Be. . 1157. Cfr. Vertrag — — und Sadı= 
— ſen-Weimar und Eiſenach wegen der Verbrauchs— 
sen Staa: ſſeuern, welche an der aͤußern Grenze des Preußifhen 
u. 88. Gebiets von dem Verkehr der darin eingefchloffenen ſou— 
verainen großhergoglichen Aemter a und Oldis⸗ 


4 


| 
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a Eu U werben, vom 27. Suny 1823. ©. ©. 1823. 


Vertrag zwifchen Preußen und Anbalt:Bern: 
burg, älteflsregierendem Haufe, wegen. der Verbraudss 
fleuern, welche von dem Verkehr des im Preußifchen Ges 


» biete eingefchloffenen fouverainen herzoglichen Amtes Muͤ h⸗ 


. 
— 


lingen erhoben werden, vom 10. October 1823. G. S. 
1823. S. 177. 

Vertrag zwifchen Preußen und Anhalt-Bern— 
burg’ über, die Anfchließung des obern Herzogthums 
Anhalt:Bernburg an das Preußifhe Steuerſyſtem, vom 
10. October 1823. ©. ©. 1824. ©, 1. 

Bertrag zwifchen Preußen und dem Fürftenthbum 
Lippe wegen der Gefälle, welche an der äußern Grenze 
des Preußifchen Gebiets von dem Verkehr der darin ein» 
— —— Fürftlich Lippeſchen ſouverainen Gebietstheile 

ipperode, Cappel und Grevenhagen erhoben wer⸗— 


den, vom 8. bis 17, Juny 1826. ©, ©. 1826. ©, 101, 


Vertrag zwifhen Preußen und. Anhalt:Berns 
burg wegen Anfchließung des untern Herzogthums Bern 
burg an das Preußifche indirecte Steuerfyften, v. 17. Juny 
1826. ©. ©. 18%. ©. 65. . | 

Vertrag zwifchen. Preußen und-Medlenburg: 
Schwerin wegen BeitrittS zum Preußifchen indirecten 


Steuerſyſtem mit den vom Preußifhen Staat umfchloffes 


nen großherzoglichen Zandeötheilen, vom 2; Dec. 1826. 
G. ©. 1827. ©. 1. ' 
Zoll: und Handelövertrag zwifchen Preußen, und 


Heffen: Darmftadt.v.3. May 1828. G. S. 1828.©.50. , 


Bertrag zwifchen Preußen und Anhalt-Koͤthen 
und Anhalt:Deffau wegen Befreiung der beiderfeiti- 


“ gen Unterthanen vom Eibzolle, deögleichen die Zoll: und 


Verkehrs-Verhaͤltniſſe zwiſchen den beiderfeitigen Landen 
betreffend, vom 17. July 1828. G. ©. 1828. ©. 95. 
und ©. 99. : 
: Vertrag zwifchen Preußen und Sachſen-Mei— 
ningen wegen gegenfeitiger Erleichterung des Verkehrs 
der beiderfeitigen Unterthanen vom 3. July 1829. ©. ©. 
1829. ©. 105. | ; ' 
Vertrag zwifchen Preußen und Sadfen: Eo: 
burg: Gotha, gleichen Gegenftandes, v. 4. July 1829. 
G. ©. 18%9. ©. 111. 


— 


378° Bwelt, Ih, Funfehne. Tit. $.88. 
Vertrag zwifchen Preußen und Sadfen:Co» 


burg:Gotha, wegen der Gefälle, welche an der aͤu⸗ 


Bern Gtenze des Preußifchen Gebiets von dem Verkehr 
des darin eingefchloffenen Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ Go⸗ 


thaiſchen Amtes Volkenrode erhoben werden, vom | 


4, July 1829. ©. ©. 1829. ©. 121. 


- Vertrag zwifchen Preußen und den Fürften von 
Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenſtein und Eberss 


Dorf, den Beitritt zum’ Zollverbande betreffend, vom 9. 
December 1829. G. ©. 1830. ©. 105. - 

Bertrag zwifhen Preußen und dem Landgrafen 
du Heffen, den Beitritt defelben mit. dem Oberamte: 
Meifenheim zu einem Verbande mit den: weftlicyen 


Preußifhen Provinzen, in Beziehung auf die Erhebung 


der Zölle, ingleichen der Abgaben vom Salze, von ber 
Fabrication des Branntweind, vom Braumalze und vom 
inländifhen Weine und Zabad betreffend, vom 31. 
December 1829. ©. ©. 1830. S. 49. 


Dertrag zwifchen Preußen und Sachſen-Co— 


burg-Gotha über den Beitritt des Fürftenthums Lich 


tenberg zu einem Zollverbande mit den weſtlichen preus 
Bifchen Provinzen, v. 6. März 1830. ©. ©. 1830. ©. 57. 


Vertrag zwifchen Preußen und dem Großherzog⸗ 
thum Didenburg wegen Bereinigung des Fuͤrſtenthums 


Birkenfeld mit den weftlihen Preußifhen Provinzen 
8 einem Zollſyſtem, vom 24. July 1830. G. S. 1830. 
S. 121. en 


. Vertrag zwifchen Preußen und Sachſen-Wei— 
- mar über den kuͤnftigen Beitritt des Großherzogthums 


zum Zollverbande der oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen, 


vom 11. Februar 1831. G. ©. 1831. ©. 45. 


Dertrag zwifhen Preußen und dem Fürftenthbum 
Waldeck und Pyrmont über die Vereinigung des Für: 
ftentbums Walded mit den weftlichen Preußifchen Pros 


vinzen zu einem Zolfpftem, vom 16. Aptil 1831. ©. S. 


1831. ©. 159, 2 | 
Vertrag zwifchen Preußen. und Anhalt: Bern= 


burg,-die Erneuerung der Verträge wegen Anfchließung : 
der verfchiedenen Anhalt: Bernburgifchen Landeötheile an 


das Preußifche indirecte Steuerſyſtem betreffend, vom 17. 
May 1831. ©. ©. 1831. ©. 53. 5 | 


\ 
[4 


’ 
“ 


4 
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Uebereinkunft zwifchen Preußen und Sachſen⸗ 
— Weimar-Eiſenach wegen Ausführung ber Artikel.3. 
und 7. des Vertrages vom 11. Februar 1831 und wegen 


Erledigung einiger anderer vorläufig getroffenen Verabre⸗ 
bungen, vom 17. Auguft. 1831.. ©. ©. 1831. ©. 171. 


Soll⸗ und Handelövertrag zwifhen Preußen und 


dem Großherzogtbum Heſſen einerfeits, und dem Churs 
fürftenthbum Heffen andererfeitö vom 25. Auguſt 1831. 
G. ©. 1831. ©. 227 — 242. = ’ 


Vertrag zwifchen Preußen und Anhalt:Bern« 


burg, den Beitritt des legtern-zu dem zwiſchen Preus 
gen, Anhalt: Köthen und Anhalt: Deffau. wegen. 
gegenfeitiger Aufhebung des Erbzolles unterm 17. July 


1828 geichloffenen Vertrage betreffend, vom 17. May 


‚1832. ©. ©: 1832. ©. 145 
Zoflvereinigungsvertrag zwifhen Preußen, Kür« 


Heffen und dem Großherzogthum Heſſen einerfeits 


und Bayern und MWürtemberg andererfeits, vom 
22. März 1833. G. ©. 1833. ©. 145. 
Zollvereinigungsvertrag zwilhen Preußen, Kurs 


| heſſen, dem Großherzogthum Heffen, Bayern, und 


MWürtemberg einerfeit5 und Scachfen andererfelts, vom 
30. März; 1833. ©. ©. 1833. ©. 210. 


v Vertrag zwifchen Preußen und Sadfen wegen 
‚gleicher Befteuerung innerer Erzeugniffe, vom 30. März 
1833. ©. ©. 1833. &. 230, . 


Vertrag zwifchen Preußen, Kurheſſen, Sads 
. fon: Weimar: Eifenah, Sahfen: Meiningen, 
Sahfen:Altenbarg, Sachſen-Coburg-Gotha, 
Schwarzburg:-Sondershaufen, Shwarzburgs 
Rudolſtadt, Reuß-Schleitz, Reuß:Greig und 
Reuß:Lobenftein und Ebersdorf wegen Errichtung 
bes Thüringifhen Zoll: und Handelövereind, 
vom 10. May 1833. ©, ©. 1833. ©. 232. 

Bertrag zwifchen Preußen, Kurbeffen, bem 
Großherzogihum Heffen, Baiern, Würtemberg 
und Sachſen einerfeitö und den zu dem Thüringfhen 


⸗ 


Boll: und Handelsvereine verbundenen Staaten. 


wegen Anfchliefung des letztern Vereins an den Ges 


fammt=3ollvereim der erfieren Staaten, vom 11. May 
1833. G ©. 1833. ©. 2%. u 


x — 
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Zoll⸗Cartel zwifhen Preußen, Kurheffen, dem 
Großherzogthum Heffen, Baiern, Würtemberg 
und Sachſen einerfeitö und den zu dem ehrt Sich 
Zollz und Handeldvereine. verbundenen Ötaaten 
‘ andererfeitd, vom 11. May 1833. ©. ©. 1833. ©. 258. 


Bertrag zwiſchen Preußen, Sachſen und ben 
zu dem Thuͤringſchen Zoll: und Handelöpereine 
verbundenen Staaten wegen gleicher Befleuerung innerer 

Erzeugniffe, vom 11. May 1833. ©. ©. 1833. ©. 265. 


2 Bertrag zwifchen Preußen und Schwarzburgs». 
Mudolftadt, betreffend die Zoll: und Handelsverhältniffe, 
‚ ingleichen die Befteuerung der innern Erzeugniffe in der 
Unterherrfchaft des Fuͤrſtenthums Schwarzburg:Rudolftadt, 
vom 25. May 1833. G. ©, 1833. ©. 269. 
Vertrag zwifchen Preußen und Sadhfen-Wei: 
mar-Eiſenach, betreffend die Zoll: und Handelöverhälts" 
niffe, ingleichen die Befteuerung der innen Erzeugniffe in 
den großherzoglichen: Aemtern Allftedt und Oldis— 
leben, vom 30. May 1833. G. ©: 1833. ©. 774. 
Bertrag zwifhen Preußen und Schwarzburgs 
Sondershaufen, betreffend die Zoll: und Handels: 
verhältniffe, ingleichen die Befteuerung der innern Erzeugs 
niffe der Unterherrfchaft des Fuͤrſtenthums Schwarz: 
es —— vom 8. Juny 1833. G. S. 1833. 
. 279. ? 


Dertrag zwifhen Preußen und Sachſen-Co— 
burg: Gotha, betreffend die Zoll: und Handelsvereine, 
ingleichen die Befleuerung der innern Erzeugniffe in dem _ 
Herzoglih Sachſen-Coburg-Gothaiſchen Amte Volken— 
rode, vom 20. Juny 1833. ©. ©. 1833. ©. 284. 

Zufag-Artikel zu dem Zollvereinigungsvertrage zwi: 
fhen Preußen, Kurheſſen und dem Großherzogthum 
Oeſſen einerfeits und Bayern und Würtemberg 
andererfeitd, vom 31. Oct. 1833. ©. ©. 1833. ©. 162%, 

Zufag-Artifel zu dem Zollvereinigungsvertrage zwis 
fhen Preußen, Kurheffen, dem Großherzogthum 
Heffen, Bayern und Würtemberg einerfeitd und 
Sachſen andererfeits, vom 31. October 1833. ©. ©. 
1833. ©. 228. ee 


Bekanntmachung wegen Verlängerung der Convention 
vom 23. Suny 1821, dad Revifionsverfahren auf 


Von der Zollgetechtigkeit u. $. 88. 877 

— wibe betreffend, vom 16. May 1834. ©. ©. 1834. 
. 70. | | Ä | 

Bekanntmachung wegen be3 Zutrittö verfchiedener 


beutfcher Regierungen zu dem unterm 11. May 1833 
‚zwifchen Preußen, Bayern, Sachſen, Kurbeffen, 


dem Großherzogtbum Heffen und den bei dem Thüs | 


ringfhen Zoll: und Hanbdelövereine betheiligten 


Regierungen TERN Zolltractat, v. 11. July 1834. ', 


G. ©. 1834. 


Vertrag zwifhen Preußen, Bayern, Sadfen, 


Würtemberg, Kurheffen, dem Großherzogthum 

Heffen und den zu dem Thüringſchen Zoll: und 

Handelsve reine verbundenen Staaten einerfeitd, und 

Baden andererfeitd wegen Anfchließung des Großhers 

zogthumd Baden an den Gefammt: Zollverein ber 

fee Staaten, vom 12. April 1835. ©. ©. 1835. 
. 145. | 


$. 1158. Unter‘ ben zufäligen Ereigniffen, welche nach Zu $.121. 


. 69. der Zolordnung vom 26. May 1818 einen An: | 


pruch auf den Erlaß der Steuer begründen, Fann eine 
Verminderung des ‘Gewichts, die durch Eintrodnen, Eins 
gähren, Verftäuben und Berdunften der Waaren entfteht, 
nicht verfianden werden. 

(Allerh. Gab. Orb. v. 8. Januar 1838. G. ©. 1828. S. 19.) 


$. 1159. Die Verfendung ‚von baaren Geldern durch, 


5538 uu.) 


g 
’ 
} 


Geldfen: 
ungen mit 


Erprefje ift zuläaffig. — Auch find alle aus dem Auslande er 
mit Privatgelegenheit anfommende, nach einem Drte des zu $. 148, 


Auslandes beftimmte Geldfendungen,. wenn fie durch das 
Preußiſche Gebiet ohne: Umladung und ohne Wechfel der 
Transportmittel nur‘ tranfitiren, ‚dem Poflzwange nicht 
unterworfen. Dagegen bleiben alle Gelvfendungen, welche, 
mit Privatgelegenheit aus dem Auslande kommend, nad) 
einem Orte des Inlandes beftimmt find, oder aus dem 
Snlande herrührend mit Privatgelegenheit nach dem Aus⸗ 


(Erg. $. 
5555.) 


lande befördert werden follen, auch in dem Falle dem 


Poſtzwang unterworfen, wenn bie Faͤſſer, Kiften oder 
fonftigen Behältniffe, in denen dad Geld verpadt ift, ein 
höheres Gewicht haben- als die Gefege für die Annahme 
von Geldfäffern zur Poft bemwilligen. 
(Refer. v. 26. Rov. 1833. v. K. Annal. Bd. 17. ©. 921.) 


$. 1160. Ein Poſtamt ift zu der ihm fonft gefeglich 3u $. 185. 


obliegenden;Vertretung für die Verfehen der Poftbedienten 


+ 


378 Buelt Dh. Sechnchat. Bit, 5 834, 
und Poſtillone nicht verpflichtet, wenn der Feind * Zeit 


des entſtandenen Verluſtes die Poſtrevenuͤen gezogen hat. 


ask des Geheimen Obertribunals vom 1. Auguft 1811. 
S. Str. Rſpche. Bd. 1. ©. 194. — vom 10. April 1816. 
unb 10. Zuly 1816. a, a. O. &, 198.) 


Zu in. 6. 1161, Bei einer jährlichen Verfendungs-Summe von 
25,000 — 50,000 Rthlr. Fönnen Zehn, und über 50,000 


3620 ig Kıplr. Sunfzehn, und bei innerhalb eines halbjährigen Zeits 


Zu $._ 


raums vorfommenden Berfendungsfummen von 100,000 - 


bis 200,000 Rthlr. Fünf und Zwanzig, und über 200,000 
Mthir. Drei und Dreißig ein halb Progent an Porto ers 
laſſen werden. 

(Allerh. Gab, Orb. v. 21. — 1829. G. S. 1829. S. 18,) 


g. 1162 Das Geſetz vom 28. October 1810 iſt in den 


924 neu und wieder erworbenen Provinzen als publicirt nicht 


Bu $. Sg. 


# 


2 


zu betrachten. 


(Bericht des Geheimen Obertrbnal⸗ an hp — 
rium vom 20. Ausuſt 1834. v. K. J. B. Bd. 44. 33 — 338.( 


Zum fehzehnten Titel 


Bon ben Rechten des Staatd auf bersenlofe 


und Sachen. 


$. 1163. Einer Stadt gebührt, vermöge ihres Weiche 
bildsrechts, das Eigentbum an ben innerhalb ihres Weich⸗ 


bildes belegenen Gütern, welche nicht Andern aus einem 
befondern Zitel gehören. Fiscus kann daher dergleichen 
Güter nicht als ihm zuftändig in Amfpruch nehmen. 


(Erfenntniß des Geheimen a vom 21. Sanuar 
1820, ©. u. Str. Rfpde. Bd. 1. ©. 238.) 


345.165. 6. 1164. Wegen bes Rechts der Städte auf erbloſe 


- Bu $. 34, 


J (&ı 


Verlaffenfchaften vide Refcript vom 30. April 1831. (v. 
K. Annal. Bd. 15. ©. 346.) zu $. 1—178. Tit. 8, 
Th. 2. A. L. R. $. 635. 


$. 1166. Die für die Todtung eines Wolfes ausge⸗ 


(0048), fette Prämie ift den Korfibeamten auch dann zu zahlen, 


wenn die Zödtung durch Gift erfolgt, und diele, fo wie 


die Legung des vergifteten Luders nadgewiefen , und. 
keine gegründete VBermuthung dafür vorhanden if, daß 
dad Raubthier auf Veranlafjung eines andern — 


verendet iſt. 


Geſcript v. 20, Juny 1888. v. K. Annal. Bd. 17. S. 482.) 


- er) 
{ 


A 


> 


Von. den echten de3 Staats x. $. 45— 314. ‚379 


$. 1166. Die nach den Provinzial: und Landesgeſetzen 3u_$. 35. 
vorgefchriebene Schonzeit für das Roth- und Dammwild — ) 
ift zwar nicht allgemein aufgehoben, es ift jedoch den f 
Regierungen geftattet, den Iagdberechtigten, der fich durch 
Werminderung feines Wildftandes von der Vergütung. 
des Wildſchadens gegen den Berechtigten befreien will, 
auf feinen Antrag zu ermächtigen, das Roth: und Damm⸗ 
wild auch während der Schonzeit in feinem Jagdbezirk 
zu ſchießen. ‚Den Pächtern hoher fiscalifcher ISägden iſt 
dieſe Erlaubniß nur zu ertheilen, wenn nach dem Ermefs 

fen der KocalsForftbeamten der Abfhuß zur Verhütung 
von Wildfehäden nothwendig ift, und die Regierung bie 
-Weberzeugung hat, daß der Jagdpachter diefe Befugniß 
nicht mipbräuchlich auödehnen wird. . | 
(GWeſcr. v. 17. December 1833. v. K. Annal. Bd. 17.8.9088.) | 
$. 1167. Die General:Salzdirection iff aufgehoben und Salve 
bie obere Leitung der Salz: Berwaltung- der General: 3u $. 71, 
Direction der Steuern übertragen. Er | 
(Allerh. Cab. D. v. 21. März 1829. G. ©. 1829. ©. 42. 43.) 
$. 1168. Die Einkünfte aus den in der Schleſiſchen gr 
Bergorbnung v. 5. Juny 1769. Cap. XXXI. $$. 1. inSctefien. 
und 2 beffimmten [zwei] Kirchen: ımd Sculfuren, 3u 3.138 


* 


ſollen, wie bisher geſchehen, ſo auch ferner nicht der a 


Kirche des Abbauortes befonderd berechnet oder zur: Dis» 
- pofition geftellt; fondern von den Behörden nach dem jes 
deömaligen Bedürfniffe für kirchliche und Sculzwede, 

auch vorzüglich zum Beften der Berg-Knappfchaftsgee 
noffen und deren Kinder, ohne Unterfchied der Confeffion, z 
auch an folhen Drten verwendet werden, wo ber eigents 
liche Freibau jener Kure nicht flattgefunden hat. 

(Berorbn. v, 9. März. 1830. &. ©. 1850. ©. 48.) 


. 8. 1169. Bei Klagen wider Gewerkfchaften, in Ange: Lesitimas 
“ legenheiten, die nicht zur Gefchäftsführung des Schicht> Kinzen vi: 
meifterö gehören, fol der Tehnöträger der Repräfentant A Ge 
der Gewerffchaft und als folcher zu allen procefjualifchen _ ten. 
Berhandlungen, zu welchen nach den Grundfägen Feine Su $. 314. 
Specialvollmacht erforderlich ift, legitimirt feyn. ‘ 


* (Allerh. Cab: Order v. 2%. October 1831. ©. ©. 1831. 
8,8%) | 


N i 
880 3weit. Th. Siebenzehne. Tit. $. 10— 61; 


+ Zum fiebenzehnten Zitel, 
Von ben Rechten und Pflichten des Staats zum 
befondern Schuge feiner Unterthanen. 


Zum erften Abſchnitt. 
>. , Bon ber Gerichtöbarkeit. 


| Bon dar 8. 1170. Den Polizeibehörden -fieht, wie andern. Ver: 
keit. waltungsbehörden gegen die ihnen untergebenen Beamten - 
3u $. 10ff. nicht allein die Disciplinargewalt, fondern auch bei Dienft: 
| vergehen das Recht der vorläufigen Unterfuchung und bie 

. Befugniß zu, entweder auf Dienftentfegung im abminis 
firativen Wege, oder mit Genehmigung des vorgefeßten, 
Minifterii bei dem competenten Gericht auf Eröffnung der .. 
fiscalifchen oder GriminalsUnterfuchung anzutragen. Iſt 

. In folhen Fällen die Verhaftung des Angefchuldigten 
‚ nothwendig, fo find fie auch hierzu berechtigt, und muß 
dann der Befchluß, ob auf Eröffnung einer gerichtlichen 
Unterſuchung anzutragen, befonders befchleunigt werben. 

‘ Eine Sontrolle von Seiten der Juftizbehörden findet hier: 
bei nicht Statt, auch ift Feine Zeit zu beflimmen, binnen 
welcher die der Polizeibehörde, überlafjene, Unterfuchung - 
beendigt fein muß. Findet eine Verzögerung Statt, fo , 
fieht dem Verhafteten der Weg der Befchwerde offen, fo 
wie ed auch dem competenten Gericht unbenommen ift, 
bei einem zu feiner Kenntniß gefommenen, lange dauerns 

* den Arreft eines Beamten davon dem Chef der Juſti 
zur weitern Veranlaffung Anzeige zu machen. > 

" (Refer. v. 3. December 1830. v. 8. 3. B. Bd. 36. ©. 300.) 


—Zu $. 10. 8. 1171. In denjenigen Landgemeinden der Provinz 
1. 61 1 — 

41.61. Sachſen, welche zum ehemaligen Königreich. Weftphalen 
gehört haben, find die Befiger der Gerichtöbarkeit zu den 
$. 10. 1. c. des A. L. R. vorgefchriebenen Anftalten pers 
fönlicy oder durch qualificirte Stellvertreter berechtigt, und 
perpflihtet. Die Polizeigerichtöbarkeit verwaltet dad Pa⸗ 
trimonialgericht. - Haben Gutsbefiger die Gerichtöbarfeit 
früher befeflen, fie aber nach Aufhören der Fremdherr⸗ 
fchaft nicht wieder erlangt, fo find fie zu diefen Anftalten 
auf den ihnen eigenthümlich gehörigen Höfen und Grund 
ſtucken unter unmittelbarer Auffiht des Landraths bereche 


r 
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tigt und verpflichtet, die Polizeigerichtsbarkeit “aber üben 
die dazu angeordneten Staatöbehörden aus. 
‚oy. vom 31. März 1838, 6. 3. Litt. c. d. G. ©, 1838. 


9 1172. In den Bezirken, welche ſonſt der Patrimos 
 nialgerichtöbarkeit unterworfen gewefen, oder wo diefe eis 
nem Königl. Gericht übertragen ift, gebührt dem letzteren 
auch die Verwaltung der Polizeigerichtöbarkeit, ed darf 
jedoch von dem Gerichtöheren Fein neuer Beitrag zu den 
Jurisdictionskoſten dieferhalb gefordert werden. — Die 
Polizei: Gerichtöbarkeit umfaßt das Polizeiftrafrecht in feis 
nem ganzen Umfange und hat. die, Uebertretungen ‚der 
Polizeigefege zu unterfuchen und zu beſtrafen, dagegen 
en die Einwirkung der Polizei bei Streitigkeiten zwis 
fchen Herrſchaft und Geſinde, bei Beſchwerden der Reis 
. fenden über Gaftwirthe und‘ Handwerker vor den Inha⸗ 
ber der Polizeigewalt. 

e a v. 18. Suny 1834, Merf. Antebl 1831. 


s rs Die Verwaltung der Polizei⸗ und Polizei⸗ 3u $. 107. 
gerichtebarfeit fann ebenfalls durch Stellvertreter, deren $. 73 ff. 


Qualification von der competenten Behörde anerkannt 
und nöthigenfalld durch eine Prüfung feſtgeſtellt, ift, aus: 
geübt werden. Für die Handlungen und Unterlaffungen 


‚ eines ſolchen Stellvertreterd iſt der Gerichtöherr nicht 


verhaftet, infoferh er nicht den Verfügungen des Erftern 
vorgreift, ihn an der Erfüllung feiner Pflichten hindert, 
oder fonft bei den etwanigen Verſehen deſſelben nad) 
$ 91 ff. h. t. in einer Verfchuldung iſt. Bei der Prä- 
entation eines folhen fortwährenden Ötellvertreters 
muß die beflimmte Erklärung, daß er die Rechte des 


Gerichtsherrn felbftfiändig und fortdauernd aus⸗ 


üben foll, abgegeben werden, 
(Refeript v. 27. Juny 1834. v. K. Annal. Bd. 18. ©. 458.) 
$. 1174. Juden, wenn fie auch Befiger oder Pächter 
eined mit der Polizeigerichtöbarkeit beliehenen Guts find, 
find, dennoch zur perfönlihen Ausübung der Polizei: 
gemalt nicht qualificitt. 
:  (#efeript v. 25. April 1831. v. 8. Ann. Bd. 15. ©. 357.) 


.90— 97, 


Zu F. 
— 14. 


g- $. 
5717 ff.) 


$. 1175. Anträge der Nittergutöbefiger auf Abtretung Zu $. 23. 


der ihren Gütern zuftehenden Patrimonialgerichtöbarkeit 


an ben Staat follen für jegt noch abgelehnt werden. * 


Geſcript v. 27. Ausuſt 1830. v. K. 3.8. 8. 36, ©. 142.) 


u } 
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> » | 
Seriöte 8. 1176. Patrimonialrigter müflen alle Monate Ges 
ge der „ 
Patrimo: richtstage abhalten, indem nur dann angenommen werden 
Zu$ 2300. fan, daß jeder Gerichtöangefeflene im Stande ift, feine 
(Erg. 5. gerichtlichen Gefchäfte fo einzurichten, daß ſolche bei der 
5721 89.) jedesmaligen‘ Anwelenhelt des Richterd vorzunehmen find | 
— Die Parteien find auch nur in dem Falle verpflichtet, . 
Reiſekoſten und Diäten zu zahlen, wenn der Patrimonials 
sichter monatlich Gerichtötage abhält und dennoch in der 
Zwiſchenzeit die Anſetzung eines. Localtermins in Anfag 
gebracht wird, | Me 
Eine Ausnahme von der Verbindlichkeit, monatlich 
Gerichtötage zu halten, kann nur mit Einwilligung ber 
° Gerichtöeingefeffenen durch Gemeindebefchlüffe . feftgeftellt 
werden, und wenn in den beftehenden Juftitiariats:Cors 
tracten eine geringere Anzahl von Gerichtötagen ald 12 
feftgeftellt worden, fo kann darauf feine Rüdficht ges 
nommen werden, vielmehr bleibt es den Gerichtöherren 
unbenommen, mit den Richtern wegen Abhaltung von 
monatlichen Gerichtötagen zu contrabiren. 
— (Refer v. & May 1833. v. 8. I. B. Bd. 41, S. 481. — 
Nefer. v. 9. März 1835. v. K. J. B. Bo. 45. S. 228, 229.) 
Zu F. 2%. 8.-1177. Wenn Erben eines Gerichtöherrn einen neuen 
Juſtitiarius beftellen, und bei dem vorgelegten’ Erbriceß 
fonft nichtö zu erinnern ift, fo kann die Beitätigung des 
Juſtitiariats-Contracts um deshalb nicht verfagt werden, 
weil der Befigtitel noch nicht berichtigt if. — Sft aber 
dieſes hg einen noch lebenden Gerichtöheren eingetras 
gen, fo kann ein von dem Nachfolger des titulirten Bes 
ſitzers gefchloffener Suftitiariats = Contract nicht eher bes 
flätigt werden, als bis für diefen Nachfolger der Beſitz⸗ 
titel im Hypothekenbuche berichtigt worden ift. \ 
(Refeript vom 11. September, 1830, v. K. 3. B. Bd. 36. 
S. 142. — Refer. v. 17. Sanuar 1831. v. 8. 3. 8. Bd. 37. 
79) . Ä \ en 
su fr 8. 1178. Wegen bes erimirten Gerichtsſtandes vor bes 
T—D,. richtigtem Befigtitel vide Refer. v. 16. September 1834. - 
ad $. 7. zit. 8. Ih. 2. des Allg. Landrechts $. 804. 
ee 8.1179. Erbtbeilungsverträge bedürfen zu ihrer Güls 
träge. tigkeit nicht Der Vollziehung vor dem perfönlichen Richter, 
u 20. vielmehr ſteht den Gontrabenten frei, den Theilungsreceß 
-vor irgend einem Gericht, vor Notar und Zeugen, ja 
ſelbſt außergerichtlih zu ſchließen. — Es ändert hierbei 


r 


N 


D 
. 
- 
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nichts, wenn auch Srundftüde zum Nachlaß gehören, es 
verfteht fich aber von felbft, daß bezüglich diefer die Hy⸗ 
pothefenbehörde die Beobachtung derjenigen Form verlans | 
gen fann, die dem’ gefeglichen Vorſchriften über die Form '— 
rt Smmobiliar:Berträge entfpricht. 

(Refcript v. 13, Kebruar 1833. v. 8. 3. B. Bb. 41. ©. 215. 
Cir. * 111— 118. 123. Zit. 17. 39. 1. A. E. R. 8. 8. Tit. 46. 
Th. 1. und $. 71. Sit. 7. Th. 3. 4. ©. D.) 


5 1180. Ueber die Befugniß der Notarien ; zur Auf: 3u $. 
nahme von Altentheilöverträgen und Verträgen uͤber bie Br 
Gütergemeinfhaft vide Refeript v. 10. April 1835 (v. K. ER 
J. B. 30.45. ©. 415.) zu $. 602. 603. Zit. II. Th. 1. 
— und $. 422. Tit. 1. Th. 2. A. ur 
. 498. 


$. 1181. Handlungen, bei denen die gerichtliche Auf: Serichttich e 


ahmeı 


" nahme voraefchrieben ift, können nicht blos fehriftlich oder 23 a 


vor einem Notar errichtet und dann ihrer Unterfchrift und au 
ihrem Inhalte nach vor Gericht anerkannt, müffen vielmehr 
zu ihrer Gültigkeit gerichtlich. aufgenommen werten. 

(Refer. v. 27. Eeptember 1833. v. 8. 3.8. Bd. 43. ©. 103. 
104. — Refer. v. 14. Februar 1834, &. 100. 101, — Reſcr. v. 
3. Zuny 1832, S. 452 — 454.) i 

$. 1182. Juſtitiarien, die nicht am Orte des Gerichts Zu 8.60. 
wohnen, koͤnnen mit ihren Gerichtöeingefeflenen aus. der: 
felben Jurisdiction auch am Orte ihres Wohnfiges Hant» 
lungen ber freiwilligen Gerichtöbarfeit vornehmen „ jobald 


bei dem vorzunehmenden Geſchaͤfte nur Intereſſenten aus 


derſelben Jurisdiction concurriren und der Juſtitiarius 
das Geſchaͤſt als Richter des Orts vornimmt, wo die 
Paciscenten wohnen. Dagegen iſt ihnen nicht geſtattet, 
Gefchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit andern Pers 
fonen dafelbft aufzunehmen. . _ 

 (Refer. 2 26. April 1832, und 28, July 1832. v. 8. I. B. 
Br. 40. ©. 183.) . 

$. 1183. Juſtiz-Commiſſarien find befugt, auf ihren Bu $. 74 f. 

eigenen Gütern die Patrimonialgerichtöbarkeit felbft, zu 
verwalten, und ſteht ihnen hiebei der $. 469. des Anhangs 
zur. Allg. Gerichts-Ordnung nicht entgegen, ba dieſes nur 
von der Ausübung der Patrimonialgerichtöbarkeit aus eis 
nem Juſtitiariats-Verhaͤltniſſe fpricht. 

(Refeript v. 7. Sanuar 1831. v. 8. 3. B. Bd. 37. S. 80.) 


$. 1184. Ein Gutsherx, welcher bei dem Depofitorium zu $. 7% 


— 


J 
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feines Patrimonialgerichts dad Amt des Kendanten, oder 
eined Curators übernimmt, muß den Dienfteid leiften. 
(Refer. v. 16. April 1833, v. 8. 3. Bi Bd. 41. ©. 429.) 


Zu $. $. 1185. Die Juſtitiariats-⸗Contracte ſind dahin zu 
74.— 85. — daß den Jurisdictionarien der Widerruf nur 
auf den Fall frei bleibt, wenn fie die Jurisdiction bleis 

bend mit einem Königlichen Gerichte vereinigen, oder fie 
einem Kreisgerichte beitreten. 


(Refer. v. 18. Januar 1828. v. K. J. B. Bd. 31. ©. 5. 157.) 


Kindte , $. 1186. Ein Jurisdictionar, welcher vor Einführung 
RE der Preußiſchen Geſetze einen Zuflitiarius auf Kündigung 
au 0 76ff angeftelt hatte, ift auch nach Einführung derſelben zur 

"Kündigung befugt. — Es kann aber von ihm verlangt. 
werden, daß er einen Juſtitiarius ohne Kündigung be- 
i ſtell e. 

| (Refer. v. 10. Zuny 1831. v. 8. J. B. Bd. 37. ©. 333.) 

Zu 77 fi $. 1187. Actuarien und Schreiber der Patrimonialges 
richte gehören nicht zu den unauffündbaren Beamten, und 
Eönnen daher von dem Patrimonial: Gerichtöheren entlaſ⸗ 
ſen werden, ohne einen Anſpruch auf Entſchaͤdigung oder 
Penſion machen zu koͤnnen. 
Guieſct. b. 4. October 1830. v. K. I. B. Wh. 36. ©. 144) 


Zu 6. $. 1188. Dem Patrimonialrichter darf niemal8 der Ge⸗ 
77,103, nuß ber Sporteln überlaffen werden. 
(Refer. dv. 18. May 1835. v. 8. 3. B. Bd. 45. ©. 425.) 
$. 1189. Auch auf die Gebühren für die erfte Anles 
gung der Hppothefenbücher findet diefe Beflimmung Ans 
wendung. 
(Refer. v. 21. Sept. 1830. v. 8. J. B. Bb. 36. ©. 142.) 


$. 1190. Auch Stempelgelber , Regiſtratur⸗ und Inſi⸗ 
nuationsgebuͤhren duͤrfen den Juſtitiarien nicht uͤberlaſſen, 
ſondern muͤſſen, ſo wie Gebuͤhren fuͤr Subalterngeſchaͤfte 
überhaupt, dem Gerichtsherrn berechnet werden. Dages 
gen kann den Suflitiarien geſtattet werden, ſich außer ih⸗ 
rem firen Gehalt 
a) bei denjenigen tichterlichen Geſchaͤften, fuͤr welche die 
Allgemeine Gebuͤhrentaxe für die Untergerichte dem 
Richter Commiſſi ionsgebuͤhren bewilligt, den Genuß 
dieſer Commiſſionsgebuͤhren und 
| N die bei dem Gericht auffommenden Gopialien in 


\ 
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zahlbaren Parteifachen gegen Uebernahme der Vers 
pflihtung, das, gefammte Schreibwerk auch in Ar⸗ 
men⸗ und Official⸗Sachen fo. wie die Anſchaffung 
der erforderlichen Schreibmaterialien aus eignen Mit⸗ 
teln zu beſorgen, 
bei —— * der Contracte mit den Gerichtsherren vor⸗ 
zubehalten. 
(Reſcr. v. 22. April 1833. v. K. I. B. Bd. 42. ©. 294.) 


#; 1191. Bei den Commiffionsgebühren wird vorauss 

gefetzt: 

daß fie zwar ‚am Orte, wo das Gericht ſeinen Sitz 
hat, aber außer der gewoͤhnlichen Gerichtsſtelle nach 
der Natur des Geſchaͤfts oder auf ER der Pars 

teien vorgenommen werden. 

- Zur Gefchäfte, die der Juſtitiar in feiner Wohnung aufs 

‘ nimmt, paſſiren nie Commiffiondgebühren. 
“ (Refer. v. 13. Nov. 1833. v. 8. I. B. Bb. 42. ©. 295.) 


$. 1192. Wenn ein Königliher Juſtizbeamter Juſti⸗Zu $- 79. 
fiariate Übernehmen will, fo hat das Oberlandeögericht 
beſonders darauf zu fehen, daß ein folcher Beamte fich 
nicht durch Uebernahme von Patrimonialgerichten und 
Geſchaͤften überlade. — Insbeſondere muß bei Königlis 
chen Suftizbeamten 
a) bei der Annahme des erſten Patrimonialgerichts 

genau feſtgeſtellt werden, ob das Koͤnigliche Amt 
bisher vorſchriftsmaͤßig verwaltet worden iſt, und ob 
es uͤberhaupt die Annahme von Nebenaͤmtern ges 
ftattet, _ 

b) Keinem Königl. ‚Suftizbeamten darf die Annahme eis 

ned neuen Patrimonialgerichtd ohne vorgängige Jus 
ſtiz⸗Viſitation der bisher von ihm verwalteten, und 

ec) überhaupt niemals geftattet werden, wenn er außer 

feinem Hauptamte der Privat-Jurisdiction über 2500 
Gerichtseingeſeſſene verwaltet. 
(Refeript v. 23, Aprit 1833. v. K. J. B. Bd. 4. ©. 433.) 


$. 1193. Die Vereinigung mehrerer Patrümonialgeriähte Zu $. 80. 
unter einem Juſtitiar iſt wünfchenswerth, und foll 
viel wie möglich befördert iwerden. Nur muß darauf ge 
fehen werben, daß fein Ort zu weit, insbefondere nie 
über drei Meilen von dem Site des Gerichts entfernt 
liege, und: muß vor det Drganifation einer Fre Ders. 
Grgänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl. 


J 


Bu $. 102, 
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einigung der Plan dem Juftizminiflerio zur Genehmigung 
vorgelegt werben. Einem fo veremigten Gericht foll die 
Dezeihnung: „Patrimonialstandgeriht ”" und 
dem Gerichtöhalter den Zitel: „Landrichter“ beigelegt 
werben. | f 

(Refer. v. 27. Nov. 1832. v. K. I. B. Bb. 40. ©. 417.) - 


-$. 1194. Bei Patrimohialgerichten Fönnen die Schulzen 
u den Erecutionen und Infinuationen gebraucht (U. 2. R. 
7.8. 53. 86. 4. © O. J. 7. 8. 25.) und kann 
ben Patrimonialgerichtöherren im Allgemeinen die Anftels- 
lung befonderer Boten und Erecutoren nicht zugemuthet 
werben. Iſt nach den örtlichen Verhältniffen die Bes 
nugung der Schulzen zu diefen Gefchäften unausführbar, 
fo find dem ‚Gerichtöherrn die nöthigen Vorkehrungen zu 
überlaffen, damit die Erecutionen und Infinuationen ers 
folgen Fönnen. . Daß der Gerichtäherre das Botenlohn 
tragen müffe, kann im Allgemeinen nicht angenommen 
werben, es ift vielmehr in jedem fpecielen Sale aus dem 
Auflitiariatscontract zu beurtheilen, ob und in wie fern 
der Gerichtöhalter oder dad Dominium für die Beſchaf—⸗ 
fung des Boten und Erecutors zu forgen bat, und wenn 
Lesteres eintritt, von dem Dominium zu begehren, daß es 
eine angemeffene Anordnung zur Erledigung desfallſigen 
Bebürfniffes treffe, und wenn es zögert, eine ſolche auf 


- beffen Koften zu veranlaffen. — Daß für jeden einzelnen 


Hall die Meilengebühren auf Rechnung des Dominii ans 
efegt werden, kann, wenn leßtered damit nicht einvers 
* — iſt, nicht genehmigt werden, vielmehr iſt in Er: 


‚ wägung zu ziehen, ob nicht in Betracht der mehrfach 


Zu $. 108, 


im Jahre vorfommenden Falle für geringere Koften bie 
nöthig werdende Einrichtung getroffen werben Fann. 
(Refeript v. 8. Octooer 1831. v. 8. 3.8. 36.33. S. 339.) 


8. 1195. Wenn in Zufunft die interimiftifche Verwal: 
tung eined Patrimonialgerichts5 wegen Säumigkeit des 
Surisdictionars in Erfüllung der ihm, als folhem, obs 
liegenden Pflichten einem Königlichen Gerichte übertragen 
wird, oder wenn bie Uebernahme diefer Verwaltung freis 
willig auf den Grund eines mit dem Gerichtäheren abzua 
fließenden Vertrages erfolgt, fo foll der Jurisdictionarius 


ſtets von der Zahlung bes Suftitiariatögehalts an die Sas 
‚ lariencaffe des Königl. Gerichts entbunden, und ber letz⸗ 


tern dagegen die Sportel-Einnahme bes Patrimonialge, 


⸗ 
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richtö, welche dann einer befondern Verrechnung nicht _ 
bedarf, überwiefen werden. ‘ 

. Wegen ber vergangenen Fälle bleibt es bei den Bes 
ſtimmungen der mit den ein — Gerichtsherren abge⸗ 
ſchloſſenen Jurisdictions⸗Vertraͤge. If den Jurisdictio⸗ 
narien bei unfreiwilliger Sie ihres Patrimonials 
gerichtö durch Königliche Gerichte neben den von ihnen 
gezählten Juſtitiariats- Gehalten auch der Genuß. der 
Sporteln entzogen, ohne daß diefelben, vermoͤge des bes 
ftätigten Juſtitiariats-Contracts, ihrem Suftitiar außer 
dem ihm gezahlten Gehalt auch noch die Sporteln zu 
überlafen hätten, und diefelben treten hiegegen mit Res 
clamationen auf, fo müffen die Oberlandesgerichte dem 
- Zuftizminifterio Behufs der Prüfung Bericht erftatten, ob 
es angemeflener ift, ‚dem Reclamanden das gezahlte 
Suftitiariatö:Gehalt , oder die zur Caſſe des Königl. Ges 
richts gefloffenen Sporteln des Patrimonialgeri tö zus 
ruͤckzuzahlen. 

(Refeript v. 20. Nov. 1880. v. K. J. B. Bb. 86. ©. 308. 
— Reſcr. v. 15. July 1831. v. K. J. B. Bd. 88. ©. 9.) 


6. 1196. Weder von Schuld⸗ — IRRE, Untechals 
kann außer den Sisgebühren etwas für lang Bmiptde, Sefäng- 
ober ein Beitrag zu den Koften der Unterhaltung ber, os 
Gefängniffe geforbert werden, vielmehr find diefe Miethe i 
und Koften lediglich als eine Laft der Gerichtsbarkeit ans © 
zufehen, und daher da, wo der Staat die Gerichtöbarfeit 
ausübt oder deren Laſt zu tragen hat, in Schuld und 
Injurienfahen aus dem Extraordinarium ber betreffens 
den Salarien:Caffe, in Criminal» und fiscalifchen Unters 

fuchungsfachen aber aus dem Griminalfonds zu zahlen. 
(Refer. v. 6. Dctober 1834, v. 8. J. B. Bd. 44. ©. 857.) 


& 1197. Ueber die Natur des Ruthenzinfes in der Zu $. 113. 
Stabt Cremmen vide nn v. 10. Detober 1831. | 
v. K. J. B. 3b. 40. S. 197 

$. 1198. Ueber vie Natur — die — des Zu $- 116. 
Schußgeldes vide Refeript v. 20. Juny 1831 (v. K. 
J. Ems e 37. 8 329.) zu $. 484, Tit. 7. Th. 2. 
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Zum zweiten Ahfohnitt, 
Bon Auswanderungen, Abfahrts- und Abſchoßgeldern. 


Ju $ 127.. 8. 1199. In die zu ertheilenden Auswanderungs:Cons 
fente ift der Vorbehalt aufzunehmen, daß ſolche als ers 
lofchen anzufehen find, wenn nicht binnen einer nach ben: 
Umftänden auf vier Wochen bis drei Monat zu beſtim⸗ 
menden Friſt die Auswanderung erfolgt. 

(Refer. v..28. Dechr. 18838. v. 8. Annal. Bd. 17. ©. 1110.) 


———— 8. 1200. Wegen Aufhebung ber Abfahrts⸗ und Abs 
— ſchoßgelder find folgende Verträge mit mn Staa 
FI ten gefchloffen: 
1) Mit dem Herzogthbum Warfhan. - 
(Sonvention vom 4. Nov. 1810. ©. ©. 1810. ©. 135.) 
2) Mit Bayern. 
— vom 4. Juny 1811. G. ©. 1811. ©. 248. und- 
12. Febr. 1817. ©. ©. 1817. ©. 31) 


8) Mit Frankreich. \ 
(Sonvention vom 6, Kugufi, 1811. ©. ©. 1811. ©. 47. 
2. Dechr. 1811. G. ©. 1312. ©, 178. u. 15. Sept. 1817. 
®. ©. 1817. ©, 297.) 

4) Mit Medlenburg:Strelig. 

(Sonvention vom 6. Aug. 1811. &. ©. 1811. ©, 250: und 
17. May 1817. ©. ©. 1817. ©. > ' 

5) Mit Medlenburg- Schweri 
(Convention vom 16. October 1811. 5 ©. 1811. S. 350.) 

6) Mit Anhalt>Köthen. 

' (Convention\vom 20. Nov. 1811. 5 ©. 1811. ©. 371. u. 
28. Sept. 1817. ©. ©. 1817. ©. 298.) 

7) Mit Baden, in: 
(Sonvention vom 30. December 1811. ©. &. 1812. &. 7.) 

8 Mit Sahfen: Coburg. 

(Gonvention vom 10. Febr. 1812. &. S. 1812. ©. 11. und 

. 6. October 1816. G. &. 1817. ©. 10.) 

9) Mit der Schweizeriſchen 0,1612 6. 10. 
———— vom 3. März; 1812, 163 und 

Oct. 1817. ©. ‚©. 1818. ©. 1.) , 


10) Mit Naffau. 


(Sonvention vom 8. April 1812. = e. 1812. &. 35. und 


- 31. Oct. 1816. ©. ©. 1817, ©. 


11) Mit once 
Sn wenige vom 8. Aprit 1812, - S. 1812, ©. 86. und 
23. May 1815. G. S. 1815. ©. 83.) 


x 
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12) Mit Italien. 

(Sonvention vom 5. July 1812. ‚©: gu 1812. S. 93. u. % 
Auguft 1812. ©. ©, 1812. ©. 

13) Mit Anhalt: Deffan. on | 
(Sonvention v. 22. Zuny 1812. ©. 2 1812, & 113, und 
23. December 1816. ©. ©. 1817. ©. 14.) 

14) Mit Sahfen=: Gotha und Altenburg. 
(Sonvention dv. 27. Nov. 1814. ©. ©. 1814. S. 141.) 

15) Mit fämmtlichen deutſchen Bundesfiaaten. 
(Bunbesacte vom 8. Suny 1815. G. ©. 1818. Anh. S. 154. 
Verordn. v. 11. May 1819. ©. ©. 1819. > 134.) 


16) Mit Hannover. 
(Sonvention v. 16, Sept. 1816. G. ©. 1817. ©. 9.) 


47) Mit Walded. 
(Eonvention v. 22, December 1816. ®.. 6; 1817.'@. 11.) 


18) Mit Sadhjen:- Weimar 
(Sonvention v. 23. December 1816. ©. ©. 1817, ©. 13.) 


19) Mit Didenburg. 
(Gonventiön'v. 12. Februar 1817. G. ©. 1817. &..52.) 


20) Mit Sachſen-Hildburghauſen. 
(Sonvention v. 3. May 1817. ©. ©. 1817. ©. 123,) 


21) Mit Sadfen. 
(Convention v. 17. May 1817. 6. S. 1817. S. 182.) 


22) Mit den Niederlanden. . 
(Sonvention v. 3. Juny 1817, ©. &, 1817. ©. 149.) 
23) Mit Würtemberg wegen der zum beutfchen 
Bunde nicht gehörigen Deeußiihen Provinzen. 
(Sonvention v. 8. December 1817. ©. ©. 1818. ©. 8.) 
24) Mit Schwarzburg- Rubsiaht wegen ber 
zum - Bunde nicht gehörigen PEN, 


Prov 
— v. 21. März 1818. ©. ® 1818. S. 85.) 


25) Mit Sicilien. 
(Gonvention v. 26. May 1818. ©. e. 1818. ©. 157.) | 
26) Mit Heffen: Darmftadt wegen der nicht zum. 
deutfchen Bunde gehörigen Seen BE: 
(Sonvention v. 3. Juny 1818. ©. S. 1818, 


27) Mit Braunfhmweig- Lüneburg. 
(Gonvention v. 16. December 1818. ©. S. 1819. ©. 52.) 


25) Mit Churheffen. 
(Sonvention v. 19. December 1818. ©, ©. 159, S. 1.) 


29) Mit Sahfen- Meiningen. 
(Sönvention v. 22, Januar 1819, G. S. 1819. ©. 20.) 
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30) Mit Schwarzburg: Sondershaufen. 
(Sonvention v. 22> Januar 1819. G. ©. 1819. ©. 20.) 


31) Mit Shaumburg=kippe. 
Gonvention v. 20. Februar 1819. G. S. 1819. S. 62.) 
32) Mit dem Fuͤrſtenthum Bar 
(Sonvention v. 6. März 1819. . ©. 1819, ©. 69,) 
33) Mit Hohenzollern> —— 
ECWonvention v. 6. März 1819. G. ©. 1819. ©. 70.) 
34) Mit Reuß-Plauen juͤngerer Linie. 
(Convention v. 16. Maͤrz 1819. G. S. 1819. S. 71) 
35) Mit Reuß älterer Linie, 
(Convention v. 22. März 1819. ©. ©. 1819. ©. 72.) 
36) Mit dem Fürftenthum Liehtenftein. 
Gonvpention d. 29. März 1819. &. ©. 1819, ©. 7%) 
37) Mit Heffen- Homburg. ” 
(Sonvention v. 16. April 1819. G. ©. Se ©. 80.) 
38) Mit Hohenzollern: Hechinge 
(Sonvention v. 23. September 1819, $ ©. 1819, ©. 217.) 
39) Mit Sardinien - 
(Eonvention v. 18, Februar 1820. G. ©. 1320. ©. 73,) 
40) Mit den Nordamerifanifhen Freiftaaten.. 
(Allerh. Gab. O. v. 11. April 1822. G. ©. dv. 3828, ©, ‚181.) 
41) Mit Dänemark. 
(Sonvention v. 2. May 1822, G. ©. 1822, &. 173.) 
42) Mit Hamburg. 
(Sonvention v. 16. Julh 1923. G. &. 1888. e. 185) ” 
43) Mit Rußland. 
(Sonvention v. 3. May 1824. G. ©. 1824, ©. 165.) 
44) Mit Schweden und Norwegen. 
| (Sonvention v. 81. July 1826. G. &, 18%6, ©. 78.) 
45) Mit den vereinigten Staaten von Amerika. 
TI v. 1. May 1828. 14. März 1829. G. ©. 1829, 


46) Mit Meriko. | 
(Sonvention v. 18. Februar 1831. — S. 1835. ©. 28.) 


47) Mit Belgien. 
(Keſcript v. 13. San. 1886. v. K. J. B. BVo. 4, ©. 186.) - 
48) Mit Defterreich, 


en 2 . 24. July 1835. G. ©. 1835. ©. 193. 19. 
8. Gent. 1835. ©. ©. 1835. ©. 220. 221.) 


49) Der inländifche Abſchoß ift aufgehoben. . 
Cuerh. Cab. Ord. v. 21, Juny 1816. ©. ©. 1816. &, 199.) 


— 
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. 1201. Ueber den Eintritt dieöfeitiger im Derzpgthum Bu 5. 127. 
Sachfen mit Lehngütern angefeflener Bafallen in frembe (Erg. An: 
Kriegsdienfte vide. Allerh. Cab. Ord. v. 26. April 1835 ee 
und Refer. v. 1. May 1835 (v. 8.3. B. Bd. 45. ©. 411. 
412.) zu $. 147 ff. Zit. 18. 25.1. A. k. R 8. 337. 
$. 1202. Die Beftimmung in dem nebenallegirten $. — 
bezieht ſich nur auf das völlige Ausſcheiden aus dem Un-Zu 8.19. 
tertbanen-Berhäftniffe, nicht aber auch auf die Fälle, wenn 
ein Curande: zu ferner Ausbildung, 3. B. zum Studiren, 
zur Erlernung eines Gewerbs oder zur Wanderung auf 
einige Zeit ind Ausland geht. . —* | 
Weſct. v. 24. Februar 1834. v. 8.9. B. Bb. 48. ©. 119,) 
$.- 1203. Wenn die Abichoßfreiheit aus den in der Ge: Zu 8.161 ff. 
ſetz — enthaltenen Staatsvertraͤgen klar hervorgeht, (Dr: 
fo ift der abſchoßfreien Verabfolgung einer Exrbichaft we: ) 
gen eine Communication. des Oberlandesgerichts mit der. 
Regierung nicht nothwendig. Nur in den Fällen, in wel: 
chen es zweifelhaft ift, oder welche fich durch Feinen in 
der Geſetzſammlung publicirten Staatsvertrag erledigen, 
muß die Communication ferner Statt finden, 
(Nefer. v. 27. July 1829. v. 8. 3. B. Bd. 34, S. 113.) 


Zum achtzehnten Titel, | 
Bon Vormundichaften und Curatelen. 


$. 1204. Ueber Adoptiv⸗Kinder muß nach dem Tode 3u 5.990. 


des Adoptiv: Vaterd die Bevormundung erfolgen, wenn 
gleich der natürliche Vater noch lebt. Denn über das 
Dermögen, welches das adoptirte Kind befaß, verliert der 
natürlihde Vater mit der gefchehenen Aufhebung feiner 
väterlichen Gewalt den ihm. fonft zuftehenden Nießbrauch 
(U. 2. R. U. 2. $. 697. 716.); daſſelbe wird nach $. 
447. 1. e. ein freies Vermögen und es gebührt dem Va⸗ 
ter nur die vormundſchaftliche Verwaltung. ($. 159. 1.’ e.) 

Der $. 696. 1. c. fteht dieſem nicht entgegen, ba 
hiernach dem natürlichen Vater doch die unbefchränkte 
Verwaltung des von ben Adoptiv-Eltern ererbten Vermö- 
gend nicht überlaffen werden kann. — Wird der natürliche 
Vater zum Vormunde beftellt, fo treten, die Vorfchriften 
$. 990. h. t. ein. ; | 

(Refer. v. 10. Det. 1831. v. 8. 3.8. Bd. 38. ©. 292.) 

8. 1205. Ein großjähriger, unter väterlicher Gewalt gu $, 
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ftehender Sohn kann ohne Zuziehung eines Curators mit 
feinem Vater rechtöbeftändig contrahiren, und in dem. 
Contract Laften und Berbindlichfeiten übernehmen. 
.  (Erfenntniß bes Geheimen Obertribunals. vom 7. Auguft 1828. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 257.) , 

er 8. 1206. Die Gerichtöämter find in allen Vormund⸗ 
— ſchaftsſachen competent, bei welchen, ohne Ruͤckſicht auf 
Zu 8. 86. die Höhe des Vermoͤgens der Curatel nur ein Vermoͤ⸗ 
gensobject von 200. Thlrn. wirklich. zu verwalten ift. 
Unter Verwaltung ift aber nicht zu verftehen, wenn das 
Gericht nur die Dberaufficht auf die Erhaltung der Sub» 
ſtanz führt, vielmehr ſetzt eine Verwaltung eine Bes 
Ihaftigung mit der Benusung eines Grunds 
ftüds, oder Verwendung der Revenüen und 
Zinſen eines Grundftüds oder Capitals voraus. 
(Refer. v. 12. März 1831. v. 8. J. B. Bd. 39. ©. 141.) 
gend tin 86. 1207. Bei nach nebenallegirtem $. eingeleiteter 
ordneter Special⸗Curatel, müffen Klagen, die gegen den Pupillen 
Special: in foro rei sitae angebracht werden, von dem für bie 
3u 5. 82. Öutöverwaltung beflimmten Gurator geführt, ımd zu den - 
Bormundfchaftsacten desjenigen Gerichts ; welches dieſer 
Gurator zu dirigiren hat, vorgelegt werden. 
ae vom 16. Suny 1834. v. K. 3. 8. 3b. 43, ©. 431 
3u 5.161. $. 1208. Bei Geiftlihen muß diefe Genehmigung durch 
| die Superintendenten bei dem Conſiſtorio nachgefucht 
werden, wobei die Lesteren fich gutachtlich darüber dus 
Bern müffen, ob die Uebernahme der Bormundfchaften 
- ohne zu beforgende Vernachläffigung der Amtöpflichten 

dem betreffenden Prediger geftattet- werben Fann. 
(Belanntmahung vom 17; December 1832, v. 8. Annal. 
Bd. 16. ©. 926.) | Ä 
* 8.173. 6. 1209. Wenn ein Vater den von ihm feinen Kins 
1 dern beſtellten Vormund von den gefeblichen Einfchräns 
kungen der vormundfchaftlichen Adminiftration befreit hat, 
Ä fo erſtreckt fi diefe Befreiung auch auf Zumendungen, 
welche fpäter ein Anderer den Kindern vom Todestage 
des Vaters ab verliehen hat, fofern dem letztern dieſe 
Zumendungen bekannt geworben find. 
| (Erfenntniß des Geheimen Obertribunals v. 29. Auguft 1827. 

F ©. u. Str. Rſpche. Bd. 3. ©. 3.) | i 
$. 1210. Beurlaubte Landwehroffiziere find in ihre 
heimathlichen Verhältniffen nicht ald im wirklichen Milis 


8 
— 
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tairdienft flehend zu betrachten, und mithin von der 
Uebernahme von VBormundfchaften nicht entbunden. 
“ (Refer. v. 18. Auguft 1834. v. 8. Annal. Bd. 18. S. 642.) 
$. 1211. In nebenallegirtem $. ift Zeile 6. ſtatt: „Ein⸗Su $. 282. 
leitung” zu leſen „Zhl. 1. Zit. 3. = 
(Refer.:v. 17. Juny 1831. v. 8. 3. 8. Bd. 37. ©. 323.) | 
$. 1212. In nebenallegirtem $. ift Zeile 5. flatt: „fünf 3u 8.295. 
ten’ zu lefen: „vierten.“ | e 
(Refer. v. 17. Juny 1831. v. K. I. B. Bd. 87. ©. 323.) 
$. 1213. Die Kreisjuſtizraͤthe ſind verpflichtet, in allen Zu F. 
Fällen, wo das Geſetz es verlangt, oder die Intereſſen⸗ 39%24- 
ten darauf antragen, die Siegelungen des Nachlaffes vors 
zunehmen. —— 
(Verordnung v. 30. November 1833. $. 4. Nr. 2. ©. ©. 
1833. ©. 298.) — 
$. 1214. In nebenallegirtem $. iſt Zeile 2. ſtatt: „mi Zu 5. 444. 
norennen” zu lefen: „majorennen‘. 
(Refer. v. 17. Zuny 1831. v. K. I. B. Bd. 87. ©. 323.) 
$. 1215.. Das Vermögen der Pflegebefohlnen’ darf bei 3u $. 45%. 
eigner — der Gerichte in ausländifhen Pas Anh. d. 
pieren, von welcher Art fie auch feyn mögen, nicht ans z 
gelegt werben. Finden fich dergleichen Papiere in einem 
Nachlaß vor, fo müflen fie fofort verkauft werben. | 
(Refer. v. 24. April 1833. v. 8. 3. B. Bd. 41. ©. 435.) | 
$. 1216. Wenn auf einem Grundftüd hypothekariſche aus 472 
Forderungen für einen Guranden haften, und diefes von 928 ff. 
der nach dem Landtagsabfchiede für die Markt Branden- 
burg und die Laufiß vom 27. April 1832 ertheilten Ers 
laubniß zur Ausfcheidung aus, der Kurs und Neumärkis 
fhen Städte-Feuer-Societät Gebrauh machen will, fo 
fommt es darauf an, ob, wenn das verhaftete Grunds 
ftüd ein Haus ift, ländliche Beſitzungen dazu gehören, 
welche allein fchon der Hypothek feft zureichende Sicher: 
heit gewähren, oder ob fonft befondere Umftände das pers 
fönlihe Vertrauen zum Schuldner motiviren, und ob ı 
überhaupt die hypothekarifche Forderung unbedeutend ift. 
— In diefen Fällen kann die vormundfchaftliche Behörde 
den Antrag der Vormünder und des verpflichteten Schuld: 
ners, befonders wenn es Vater oder Mutter der Curan⸗ 
den find, wohl gewähren. — Betrifft aber die Hypothek 
ein Darlehn aus dem GeneralsDepofitorio, fo muß eine 
viel firengere Prüfung eintreten, und kann nur bei volls 
fländiger Sicherung des Depofitoriumd der Conſens jum 


⸗ J 
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Austritt ertheilt werden. — Ueber ‚die Zuläffigkeit eines 
folhen Verfahrens muß die Prüfung der Sicherheit nach 
$. 47. Zit. 1. der Depof. Ordnung, vorangehen. 
Eben fo müffen auch alle Umftände veiflid erwogen ' 
® werden, wenn ein einem Pflegebefohlenen gehöriges 
Grundflüd aus der Societät ausfcheiden fol, und na- 
mentlich bedürfen in diefem Falle die Statuten der Ber: 
ficherungsanftalt, welche zur anderweiten Verficherung ge: 
wählt werden, einer forgfältigen Prüfung: -- 
(GWeſcr. v. 12. Nov. 1832. v. 8. 3. B. 3b. 40. ©. 414) 
ee 6. 1217. Die Vorfchriften wegen Veräußerung von 
meine Grundftüden der Minorenmen find auf Zheilung eines 
‚ggntbums gemeinfchaftlichen Eigenthums nicht zu beziehen, und 
“jährigen. bleibt die Genehmigung diefer Lediglich der Vormund⸗ 
Zu — ſchaftsbehoͤrde des betheiligten Minorennen uͤberlaſſen. 
— (Reſcr. v. 24. Juny 1880. v. K. J. B. Bd. 35. ©. 270.) 


Zu $ 6. 1218. Wer mit einem Vormunde, unter Genehmi⸗ 
pe 1 gung des vormundfchaftlichen Gerichts, in Fällen contra: 
* Hirt, in welchen die Gefebe zugleich die Approbation der 
diefem Gerichte unmittelbar vorgefeßten höhern Inſtanz, 
oder die Approbation des Chefs der Juſtiz erfordern, wird 
zum fofortigen Rüdtritt berechtigt, wenn bie vorgefeßte 
höhere Inftanz ihre Genehmigung verfagt, i 
(Erfenntnig des Geheimen Obertribunals ©. u. Str. Rſpche. 

| Bd. 1. ©. 302.), 

Berfauf d. 8. 1219. Sowohl in den in den nebenbegeichneten $8. 

Ger Dino: gedachten Fällen, als überall, wo ſchon das Gefeg von 

hate der Nothwenbigkeit einer Subhaftation bei der Verduße- 

3u 8 316 rung von Pupillengrumdflücden dispenfirt, bedarf ed Feiner 
5738. . Dispenfation der vorgefekten Behörde. — Das Refeript 
vom 23. März 1816 (Erg. $. 5905.) bezieht fich ledig: 

lich auf die Frage: , 

wann anzunehmen fei, daß dem Pflegebefohlenen 
Bortheile angeboten werden, die er von einem 
Fremden nicht zu erwarten habe, 

a und hat die Entfeheidung diefer Frage in jedem einzelnen 
Falle, in dem das VBormundfchaftögericht anfragen zu muͤſ⸗ 
fen glaubt, an die vorgefegte Behörde verwiefen. — Das 
Nefeript vom 5. September 1812 - (Erg. 5908.) fpricht 
nur die Nothwendigkeit einer Taxe aus. | 

A ante, v. 16 April 1834. v. 8. 3.8. Bd. 43. ©. 456 


”- 
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$. 1220. ‚Die dem Juſtizminiſter ertheilte Ermächti- Zu $. 
gung zur Bewilligung des außergerichtlichen Verkaufs 
liegender Gründe der Pflegebefohlnen, und zur Diöpens gr, 5. 
fatton von der öffentlichen Verfteigerung erſtreckt fi) auch 5894.) 
auf den Yall, wenn dad Gebot zwar unter dev Zare ift, | 
jedoch nad dem pflichtmäßigen Gutachten ber Intereffens 
ten und der 'vormundfchaftlihen Behörde, das wahre Befte 
der Pflegebefohlenen durch den außergerichtlichen Verkauf 


nicht. gefährdet, vielmehr befördert wird. 33 


(Allerh. Gab. ©. v. 7, Febr. 1835. ©. ©. 1835. -©. 17, 18.) 


$. 1221. Die, nach $. 586. d. Tit. aus der Cab. O. Diepenfar 


vom 23. Sept. 1812, dem Suftizminifter zuftehende Be: Subhater 
fugniß zur Dispenfation von der Nothwendigkeit der Sub: or under 
haftation bei Veräußerung unbeweglicher Güter der Pfles Güter der 
Bene ift in allen bei den Untergerichten fchives - nen. 
enden Vormundfchaftöfachen den Pupilencolkegien ber SU S 586. 
Oberlandeögerichte und im Großherzogthum Pofen dem ie 
dortigen Ober: Uppellationdgerichte übertragen. 
(Auerh. Cab. Ord. v. 10. Nov. 1830. G. ©. 1830. ©. 14.) | 


- $. 1223. Bei der Erbesauseinanderfegung über den Weberlafs: 
väterlihen Nachlaß zwifchen den Kindern und der Mut: —— 
ter dürfen der letztern aus ber Guͤtergemeinſchaft Grund⸗ 34 8.550: 
ſtuͤke ohne gerichtliche Taxe nicht Überlaffen werben. 568. 576 

ae vom 2. Juny 1834, v. 8. I, B. Bd. 43. ©, 454 — 580. 
$. 1124. Die 88. 696. 728 —735. haben auch in Zu $. 696. 
— und Rügen die geſetzliche Kraft und. Guͤl⸗728-736. 

tigkeit. u | 

| (Alter. Gab. Orb. v. 6. Juny 1831, ©. ©. 1831. ©. 68.) 

. 1225. Die Majorennitäts-Erflärung ift nicht von der Meiorennts 
ng der Erklärung der Boränker und des — 
vormundſchaftlichen Gerichts abhängig. Die Vormund-⸗8u $- 714. 
fchaftögerichte flehen auch in diefer Beziehung unter der | 
Dheraufficht des Juſtizminiſters und müfjen deffen Ans 
“ weifungen, wie in andern Suftizangelegenheiten, unbes 
dingt nachkommen. Ä | 

„(Refer. dv. 10. März 1834. v. 8. 3.8. 3b. 44. ©. 79. 80.) 

. 1226.- Ein Minderjähriger, deſſen Großjährigfeits- zu $. 717. 
Erklärung von feinem Vater, in einer legtwilligen Vers 
ordnung in Antrag gebracht worden, darf nicht erſt unter 
Vormundjchaft geftelt werden, um ben Vormund deſſelben 


J 


” 


\ 
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über die Zuläffigkeit der Großjährigkeits: Erklärung zu 
vernehmen, wenn der Minderjährige \ 
a) zur Zeit der Errichtung der letztwilligen Verordnung 
das 20. Lebensjahr bereits zurüdgelegt hatte, und 
b) wenn er von diefer väterlichen Beftimmung Gebrauch 
| machen will. | 
/ Der nebenallegirte $. febt voraus, daß urfprünglich eine 
Bormundfchaft eingeleitet gewefen, und daß fpäter erſt 
der Zeitpunkt eingetreten ift, da von der Aufhebung der 
Vormundfchaft die Rebe fein fonnte. — In dem erften 
Halle befchränft fih die’ Mitwirkung der: obervormunds 
fchaftlihen Behörde nur darauf, was ihr das Geſetz bei 
ber Entlafjung aus der väterlichen Gewalt zur Pflicht 
macht, nämlich 
a) nach DBerlautbarung des väterliben Willens und 
Einholung der Beiflimmung des Sohnes ($. 216. 
Tit. 2. Th. I. A. 2. R.) und 
b) Ausfertigung eines beglaubigten Zeugniſſes darüber 
G. 217. .L.) = '° 
Geſcr. v. 22. July 1833. v. K. I. B. Bb. 42. ©. 122) 
ibung mit $. 1227. Durch die Verheiratbung eines Pflegebefohl: 
mit ginem nen weiblichen Gefchlehtö mit einem Ausländer wird in 
Bu 5. 736. Bezug auf die bisher geführte Vormundſchaft, ſoweit nicht 
bie Rechte des Ehemanns eine Abweichung nothwendig 
machen, nicht3 geändert. Der Termin ihrer Volljährig: 
keit kann auch nur nach den bdiesfeitigen und nicht nach 
den Gefegen des Auslandes beurtheilt werden, welcde 
auf eine in hiefigen Landen eingeleitete Bormundfchaft 
feine Anwendung finden. Dieſe Grundfäge find durch 
. bie Allerh. Cab. Orb. vom 27. July 1828 genehmigt. 
(Refer. v. 31. July 1828. v. 8. I. B. Bd. 32. ©. 87.) 
3u$.780f. 8. 1228. Diefe Vorfchriften finden, ohne Rüdfiht auf 
Provinzial-Gefege, überall Statt, wo die Gütergemeins 
ſchaft gefeglich if. Es kommt diefes durchaus nicht dars 
auf an, was die provinzialrechtlihen Beflimmungen we: 
gen des Anfangs der Gütergemeinfchaft feflfeßen, vielmehr - 
bleibt diefelbe bis zur erfolgten Aufhebung der Vormund⸗ 
ſchaft ausgefest. 
(Refer, v. 1. März 1833. v. 8. 3. B. Bo. 41. ©. 215.I— 
Allerh. Cab. Orb. v. 5. Aug. 1833. v. K. J. B. Bd. 42. ©. 124.) 
— —— $. 1229. Wenn ein Ehemann bei Eingehung feiner 
_ 791. Ehe wegen Minderjährigkeit fih unter Bormundfchaft bes 
79. funden hat, und deshalb die fonft nach ProvinzialsGefegen 
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ftattfindende ehelithe Gütergemeinfhaft füspendirt geblies 
ben ift, fo fleht demfelben,, fo Igut wie den weiblichen 
Minderjährigen, eine dreimonatlihe Friſt, vom Tage der 
erreichten Großjährigfeit angerechnet, zu, um durch ges 
‚richtliche "Erklärung die eheliche Gütergemeinfchaft aus: 
zufchließen. 

(Erkenntniß des Ober: Landeögeriht3 von Oftpreußen v. 12. 
Dctober 1827. S. u. Str. Rſpche. Bd. 2. ©. 312.) J— 
--$. 1230. Zum Behuf der Aufhebung der Bevormun⸗ Zu g. 
dung eines rechtöfräftig dafuͤr erklärten Wahn: oder Bloͤd⸗ 815. 816. 
finnigen bedarf es der Abfaflung eines förmlichen Erkennt: 
niffes nicht, 2 | 

(Refer. v. 81. October 1831. v. K. 3. B. Bb. 88. ©, 803.) 

$. 1231, Die Todeserflärung eines Verfchollenen ohne Torsserfid 

Edictaleitation ift nur erft nach Ablauf von 40 Jahren Zu 8; 
feit der resp. Einführung und Wiedereinführung des 854 855 
Algen. Landrechts oder der fpätern Majorität defjelben 
zuläffig, denn die im $. 17. des Publicandums zum Allg. | 
Landrecht vom 5. Februar 1794 aufgeftellten und in den 
fpätern Patenten wiederholten Vorfchriften wegen der 
Verjährung find auch bei Zodeserklärungen anwendbar, 
fo wie überhaupt auf alle Friften, welche das Allgemeine 
Zandrecht außer dem Prozeßverfahren vorgefchrieben hat. 

(Refer. v. 24. Ian. 1834. v.8. 3.8. Bd.43. ©. 120. 121.) 

S. 1233. Bei Curatelen, Behufs der Auseinanderfegung „Drfaree 
bed Vaters mit feinen Kindern über das mütterliche Ver: _ Ien. 
mögen findet, fofern damit feine Bermögensverwaltung FU — 
verbunden iſt, eine Decharge nicht Statt. Dies geht De . 

fhon aus ber Beflimmung des $. 961. Zit. 18 Th. I. 
a. 2. R. hervor , wonach das gefeglihe Vorrecht in das 
-Bermögen des Gurators nicht wie bei einer wirflichen 
Bormundfchaft, bis zum geleifteten Verzichte fortdauert 
S 892.), ſondern aufhört, fobald das vormundfchaftliche 

ericht oder der majorenne Curande das Gefchäft ausdruͤck⸗ 
lich oder flilichweigend für berichtigt angenommen hat. 
(Refer. v. 16. Juny 1834. v. 8. 3.8. Bb. 48. S. 460. 461.) 


Zum neunzehnten Ditel. 


Von Armenanſtalten und milden Stiftungen. 


$. 1234. Vide Regulativ betreffend die Einrichtung 3u $. 19. 
der Landarmen-Berwaltung in Alt:Pommern v. 26. März 
1831. v. 8. 3. 8. Bd. 37. ©. 70. , 


- 


⸗ 
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(Erg. An: 5. 1235. Vide Regulativ über die Organifation eines 


merk. 
— 376b.) 


Juͤdiſche 
en 


Curatorii zur Verwaltung der Angelegenheiten des Cha⸗ 
rité Krankenhauſes zu Berlin, und über deſſen Wirkſam⸗ 
keit zur Verbeſſerung des Krankenhaus-Weſens in der 
Monarchie, vom 7. September 1830. (G. ©. 1830. 
©. 133 bis 139.) FE 

‚.& 1236. Ueber die jüdifhen Stiftungen fleht den Ge— 
richtsbehoͤrden, ohne Unterfchied des Zwecks, Feine Ober⸗ 
aufſicht zu, vielmehr iſt dieſe den berechtigten Familien⸗ 
gliedern, resp. den Rabbinern zu überlaffen. 

(Refer. v. 4. März 1831. v. 8. I. B. Bd. 37. ©. 76.) 


. Bu $. 10. 8. 1237. Wenn zwifchen zwei Communen Streit ent: 


11.-15. 


fieht, wer von ihnen die Verpflegung eines Armen zu 
übernehmen hat? fo iſt die Negierung befugt,.ein In= 
terimifticum feflzufegen,, und gegen die Commune, welde 
fie verpflichtet hält, die erforderlichen Befehle zu erlaffen 
“und zur Erecution zu bringen. - 
(Refer. v. 14. May 1833... 8. Annal. Bd. 17. ©. 578.) 
$. 1238. Gegen diefe Entfcheidung ift der Rechtsweg 
zwar zuläffig, es halt jedoch die Vollftredung des Ins 
terimiftici nicht auf. — Wenn aber die Verpflegung und 
Unterflügung eines Armen von Iemand aus einem pris 
vatrechtlichen Verhältniß (3. B. der Verwandtfchaft) ges 
fordert wird, fo muß dies im Fall des Widerſpruchs im 
Wege Rechtens gefchehen, und muß die öffentliche Armens 
pflege bis zur Entfheidung der Sache, mit Vorbehalt 
der Erftattung, dem Armen die nöthige Unterſtuͤtzung 


gewähren. 


(Refer. v. 31. Auguft 1833. v. 8. Annal. Bb. 17. S. 810.) 
$. 1239. Wenn eine Gemeinde einen Armen verpflegt 


F hat, und es ſich nunmehr von Erſtattung bereits 


verwendeter Almoſen von einer andern Gemeinde handelt, 
ſo kann die Regierung ebenfalls ſich der Entſcheidung und 


vorlaͤufigen Vollſtreckung ihrer Entſcheidung unterziehen, 
ſo daß, wenn fie die ſich weigernde Gemeinde zur Er: 


ftattung der Koften für fchuldig hält, fie diefe auch ‚mit 
Vorbehalt ded Rechtsweges dazu anhalten Fann, — Sie 
kann aber auch die Entſcheidung von ſich ablehnen und 
a Gemeinde fogleih zum Nechtöweg vers 
weifen. - - 
(Nefer. v. 28. Juny 1834. v. K. Annal. Bb. 18. ©. 553.) 


315.15. 6. 1240. Arme, heimathlofe Perfonen müffen, in Er: 


% 
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mangelung eines Provinzial : Armenverbandes, von dem 
Orte verpflegt werden, wo ſie betroffen werben. 

(Refer. v. 24. Auguft 1833. v. K. Annal. Bb. 17. &, 811.) 
8. 1241. Wenn ein durcreifender Handwerksgeſelle 
auf dem Lande erfranft, fo muß er dort verpflegt wer⸗ 

. den, und iſt die Dorfgemeinde nicht befugt, denſelben nach 
der naͤchſten Stadt zu ſchaffen. Unter den Armen und 
Unvermoͤgenden, deren der $. 15. h. t. gedenkt, find 
Handwerksgeſellen mit begriffen. | 
— — vom 17. December 1888. dv. K. Annal. Bd. 17. 


$. 1242. Nach den in der Provinz Oftpreußen und Bu $. 15. 
in der Churmark geltenden Provinzialgefegen, muͤſſen hei⸗ 
mathlofe, zur Arbeit unfähige Individuen in den Landar⸗ 
menanftalten derjenigen Provinz, in welcher der Hei: 
mathlofe zulegt feinen Wohnfig gehabt, verpflegt 
werden. Nach diefen Grundfägen ift auch zu entfcheiden, 
wenn ed fih darum handelt, ob eine von diefen beiden 
Provinzen für die DVerpflegung eines - folchen Indivi⸗ er 
duums verhaftet if. 

(Refer. v. 18. Sept. 1834. v. 8. Annal. Bh. 18. ©. 868.) 

$. 1243. Die Armen: und VerforgungssAnftalten der Zu $. 42. 
Gemeinden gehören nicht zu den hier gedachten. Diefer 
$. fpricht von moralifchen Perfonen, begreift -alfo nur 
folhe für fich beftehende Inftitute, deren Subjectivität von 
ber der Kommunen abgefondert ift, und die daher, obs 
wohl unter der Curatel der Kommunen oder Staatsbe— 
hörden ftehend, doch nicht beliebig eingezogen werden 
fönnen. — Sn Hinſicht auf die Verträge der erfigedacdh: 
ten Anftalten find alfo nur die in Communalfachen vorge: 
fchriebenen Förmlichkeiten, zu beobachten. 

(Refeript v. 9. Sept. 1834. v. 8. Annal. Bd. 18. ©. 867.) 

1244. Zur Veräußerung der Güter der milden Zu $. 
Stiftungen, wenn gleich ihre Verwaltun 29 nach der Städte: 42. 43, 
ordnung mit der des Armenweſens Be ge —_ 
fegt-ift, ift die $. 219. Zit. 11. Th. II. A. L. R. vor: 

‚ gefchriebene Einwilligung ber Staatsbehörden erforderlich, 
and kann von ben Städten über biefelben nicht disponirt 
- werden. 

(Refer. v. 16. April 1831; v. K. Annal. Bd. 15. ©. 345.) 

$. 1245. Es ift überhaupt, durch die Städteordnung 
in ben Rechten und or ber Stiftungen nichts 


* 
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geändert, die Oberaufficht des Staats Über deren Ver: 
waltung und Vermögen dauert fort, und ben flädtifchen 
Behörden gebührt die unmittelbare Aufſicht und Mitwirs 
fung nur infofern, als fie theild aus der Ortspolizei 
hervorgeht, theild in dem Intereſſe der Stadt begründet 
ift, welches die ftädtifchen Behörden wahrzunehmen haben. 


(Refer. v. 16. April 1832. — Refer. v. 20. April 1832, v7. 
K. Annal. Bd. 16. ©, 430, 431,) . 


ESbrowologiſdes Reifen 


aller 


in den Nachtraͤgen zu den Ergänzungen des — — 
| meinen Landrechts aufgenommenen Geſetze, Verord⸗ 
nungen, Minifterialverfügungen ꝛc. | 


- 





18308. 
Verotdn. vom 26. December 1808. $. 137. 
- 1812. 

Def vom 17. April 1812. '$. 560. Nr. 6. 
117. 
Cabinetsordre von 18. März 1817. 8. 579. 

Ä 1824. . ge — 
Abkommen vom *i Juny 1824. 8. 81. 
1826. 
Verordn. vom 18. November 1826. $. 1080 — 1098.. 
Eabinetsordre vom 25. November 1826. ' $. 220, > 
| . “1827, E 
Verordn. vom 2. Juny 1827. — 223. 


Convention vom 26. November 1827. 8. 237. 
Convention vom 27. November 1827. . 237. 


Ergänz. 3. preuß. en IV. Ihl. 26 oe 


! 


* 


ME bBGhronolbottces Magen 


cTadbinetsordre vom 9. December 1827. . 861. 


Convention vom 11. December 1827. $. 237. 


1828. 

Convention vom 4. Januar 1828. $. 237. 
Convention vom 8. Januar 1828. 8. 237. 
Cabinetsordre vom 8. Januar 1828. $. 1158. 


Convention vom 9. Januar 1828. $. 237. 


Convention vom 10. Januar 1828. $. 237. 
Convention vom 18. Januar 1828. 9. 237. 
Refer. vom 18. Ianuar 1828. $. 1185., 
Convention vom 7. Februar 1838. 8. 2337. 
Convention vom 19. Februar 1828. $. 237. 
Gefeg vom 23. März 1828. $. 546, Nr, 4. 
Gabinetsordre vom 3. May 1828... $. 949. 
Convention vom 13. Suly 1828. $.:237. 
Reſcr. vom 24. Suly 1828. $. 892, 
Refer. vom 31. July 1828. $. 12727. 
Gefeg vom 2. Auguft 1828. $. 58 — 64. 
| Refer. vom 14. September 1828. $. 892, 


1829. 


Reſer. vom 5. Januar 1829. $. 964. 
Declar. vom 21. Januar 1829. 8. 626% 
Convention vom 23. Januar 1829. $. 237. 
Refer. vom 26. Januar 1829. 8. 1119. 


Gabinetdrde vom 24. Behr 1829. $ 1161. 


efer. vom 24. Februar 1829. 5 981. 
Refer. vom 15. Mär; 1829. $. 559. 849. 
Cabinetsordre vom 21. März 1829. $. 1167. 
Verordn. vom 29. März 1829.  $. 40. 
Refer. vom 27. April 1829: $, 525. 
Mefer. vom 28. April 1829. , 1048. 1056. 
- Cabinetsordre vom 29. April 1829. $. 1082. 
Mefer. vom 4. May 1829. $. 579. Ä 
Convention vom 8. May 1829. $..237. 
Gabinetsordre vom 9. May 1829. $. 563. 
Refer. vom 28. May 1829. $. 991. 
Refer. vom -30. May 1829. 8. 805. 
Gabinetsordre vom 6. Juny 1829. $. 195. 
Refer. vom 29. Juny 1829. $. 1009. 
Refer. vom 10. July 1829. 


$. 9 
Cabinetsordre vom 11. July 1829, $ 637. 1009. j 


% 


— 


Weſcr. vom 22. May 1830. 8. 340. 


"Cabinetsordte vom 28. März 1830. J. der. 
Reſcr. vom 12. April 1830. 8. 78 
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Refer. vom 13. Julh 18%. 8.166. ! 


Cabinetsordre vom 14. July 1829. $. 9. 
Refer. vom 16. July 1829. 8.4050. 
Refer. vom 12. September 1829. $. 584. 

Convention dom 30. October 1829. $. 237. 


Gabinetsordre vom 11. November 1829. 6. 268, 


Cabinetsordre vom 30. November 1829. .$. 220. 292" 


— vom 17. December 1829. $. 1068. 


1830. 


Gabinetsordee vom 5. Januar 1830. $. 548. 
Cabinetsordre vom 17. Januar 1830, $. 1107, 


Reſcr. vom 21. Januar 1830. $. 521. 


Gabinetsordte vom 27. Januar 1830, & 1106. 

Refer. vom 28. Januar 1830. $. 100% 

Refer. vom 8. Februar 1830. - $. 965. | 
Landtags Abfchied vom 14. Februar 1830. $. 1109. 1111. —F 
Cabinetsordre vom 27. Februar 1830. _$. 1104. 


Cabinetsordre vom, 28. Februar 1830. 8. 220. 292; 


Gabinetsordre vom 6. März 1830. -$. 948. 
Eabinetsordre vom 9. März 1830. $. — 
Cabinetsordre vom 13. März 1830. 


Reſcr. vom 19. April 1830. $. 556. 

Gabinetsordre vom 30, April 1830. x 1012. , 
Gabinetsordre vom 16. May 1830. $ ME 4°. - 
Refer. vom 17. May 1830. $. 130. Ä k 


Gabinetsordre vom 20. Juny 1830. $. 114. 
Gefeg vom 22. Juny 1830. $. 446. DE De 
Nefer. vom 24. Zuny 1830.  $. 1217. | — 


Reſcr. vom 1. July 1830. . 997. 


Refer. vom 5. July 1830. $. 209. 940: 

Refer. vom 14. July 1830. — 472 

Reſcr. vom 20. Zulp: 1830, 8. 1017. 

Reſer. vom 24. Zum 1830. $. 618. et 123 
Refer. vom 6. Auguſt 1830. $. 939. ee — 
Cabinetsordre vom 8. Auguft 1830. $ 57. 349. 921. 


Anweiſung vom 8. Auguft 1830. $. 349. 


Refer. vom 13. Auguft 1830. $. 420. 

Refer. vom 27. Auguft 1830. 8. 1175. 
Eabinetsordre vom 4 EUER 1830. %. 938. 
: 26* 
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; N ’ 

Mefer. vom 10. September 1830. $. 219. 

Refer. vom 11. September 1830. $ 1177. 

Reſct. vom 21. September 1830. $. 1189. 
Mefer. vom 4. October 1830. $. 926. 1187. . 

Refer. vom 8. October 1830. 8. 1115. 

Gabinetsordre vom 10. November 1830. ,- $. 1221. 

Gabinetsordre vom 18. November 1830. $. 963. 

Cabinetsordre vom 20. November 1830. $. 1195. 
Cabinetsordre vom 21. November 1830. $. 893. 
Reſcer. vom 3. December 1830, $. 1170. 

Refer. vom 6. December 1830. $. 349. 
Verordn. vom 15. December 1830. $. 1075. 


‚1831. 


Gabinetsordre vom’ 1. Zahuar 1831. $. 116. 123* 125 —127. 
Hefer. vom 6. Januar 1831._ $. 405. 
Mefer. vom 7. Januar 1831. 555. 1183. 
Refer. vom 17. Januar 1831. $. 1177. 
Refer. vom 18. Januar 1831. 8.201. 
Gabinetsordre vom 25. Januar 1831. '$. 574. 
_  Cabinetsordre vom 27. Februar 1831. $. 197. 
Refer. vom 4. März 1831.- $. 1236. 
Refer. vom 5. März 1831. $. 637* 
Mefer. vom 12. März 1831. ° $. 1206. 
Refer. vom 15. März 1831. $. 202. 
Städteordnung, Verordn. und Cabinetsordre vom 17. März 
1831. 5. 638798. | 
Gabinetsordre vom 24. März 1831. 6. 867. 
Regul. vom 26. März 1831. $. 1234. 
Refer. vom 29, Mär; 1831. $. 966. 
Refer. vom 31. März 1831. $. 1110. 

Sefes vom 31. März 1831. 8. 571. 
GCabinetsordre vom 13. April 1831. 8. 644. 
Refer. vom 16. April 1831.. 8. 144. . r 

Refer, vom‘ 24. Aprit 1831. $. 5. | 

Reſcr. vom 25. April 1831. $. 1174. 
Gabinetsordre vom 26. April 1831. $. 644. 
Gabinetsordre vom 28. April 1831. 8. 640. 

' Refer. vom 30. April 1831. N, gr 

Verordn. vom 6. Juny 1831. 

Gabinetsordre vom 6. Juny * : 1124. 
Reſer. vom 10. Juny 1831. 8. 615. 1186. 
Reſcr. vom 16. — 1831. $. 1066. 


⸗ 


— 
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"Gabinetsordre vom 16. Juny 1831. $. 1051. 
Refer, er 17. Zuny 1831. $, 175. 243. 1211. 1212. 
12 


Reſcr. vom’ 20. Juny 1831. $. 618. 619. 
Gabinetsordre vom 2. July 1831. $. 598. 
Gabinetsordre vom 12. July 1831. $. 254. | 
Cabinetsordre vom 14. July 1831. — 1147. 

Reſcr. vom 15. July 1831. $. 1195. | 

Refer. vom 30. July 1831, $. 462, 

Gabinetsordre vom 1. Auguſt 1831. $. 1074: 

“ Cabinetsordre vom 23. Auguft 1831. $. 292 « 

Cabinetsordre vom 27. Auguft 1831. $. 604. 
Gabinetsordre vom 17. September 1831. $. 952. 

Reſcr. vom 22. September 1831. $. 629. 

Reſcr. vom 30. September 1831. 8. 1031. 

Mefer. vom 1. October 1831. $. 637 * 

Gabinetsordre vom 8. Detober 1831. $. 255. 10; 

Refer. vom 10. October 1831. $. 1204. 

Inſtruction vom 13. October 1831. $. 123. 

Refer. vom 17. October 1831. $. 1031. 

Refer. vom 21. October 1831. 8. 45. 

" Gabinetsordre vom 21. October 1831. $. 522. 

Cabinetsordre vom 31. October 1831. $. 164. 

Reſcr. vom 31. October 1831. $. 1230. : 

Mefer. vom 10. November 1831. $. 588, 

Reſcr. vom 16. November .1831. 3 50. 
Kefer. vom 18. November: 1831. 581. 

Cabinetöordre vom 21. November 1834. $. 294. 

‚ Eabinetsordre vom 23. November 1831. . $. 557. _ 
Gabinetsordre vom 4. Detember 1831. $. 50. -» 
Gabinetsöidre vom 11. December 1831. $. 594. 

Refer. vom 16. December 1831. $. 274. 365. 

Reſcr. vom 17. December 1831. - N 318. 

Reſcr. vom 18. December 1831. 8. 962: 
Refer. vom 24. December 1831. 8. 613.. | 


1852. — 


Gabinetsordre vom 4. Januar 1832. $. 641. 

Reſcr. vom 6. Januar 1832. 8. 806. 968. 
Refer. vom 11. Januar 1832. $. 803. 845. 

Refer. vom 13. Januar 1832. 8. 71. 

Reſcr. vom 14. -Sanuar 1832, — 1117. 

Reſct. vom 15. Januar 1832. $. 569. 


Er. 


= 
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Declar. vom 15. Januat 1832. $. 606. 

Wefer. vom: 23. Januar 1832. $. 506. 508. "945. 
Reſct. vom 25. Januar 1832. 848, 

Mefer. vom 27. Januar 1832. S. 435. 

>MRefer. vom 3. Februar 1832. $. 295. 

Refer. vom 6. Februar 1832. 8. 351. 
Eabinetsordre vom 9. Februar 1832. $. 36. 1071. 
Mefer. vom 10. Februar 1832. 8. 519. 
Gabinetsordre vom 11. Februar 1832. $. 1120, 
Mefer. vom 12. Februar 1832. $. 245. 


Wilitair-Klrchenordn. vom 12. Februar 1832. g.471. 994. 


995. 998. 1000 — 1003. 1011. 1018-024. 1027. 
1028. 1030. 1033. 1035 — 1040. 1057. 1058. 
Abkommen vom 18. Februar 1832. $. 81. 
Declar. vom 19, Februar 1832. $. 839 — 844 
Mefer. vom 20. Februar 1832, $. 464. . 
Cabinetsordre vom 21. Februar 1832. F. 942. 
Mefer. vom 24. Februar 1832. 6. 129. 
Cabinetsordre vom 8. März 1832. $. 1142 * 


Reſcr. vom 15. März 1832. N 1008. 


Refer. vom 19. März 1832. $. 454. iR 
Mefer. vom 23. März 1832. $. 542. 550. 
Mefcer. vom 26. März-1832. 9. 356. - 


Keſcr. vom 2. April 1832. 8. 37. 


Mefer. vom 9. Aprit 1833, $. 1124. 

Refer. vom 16. Aprit 1832. 8. 1245. 
Reſcr. vom 17. April 1832. $. 976. 

Mefer, vom 20. April 1832. $. 1245. 
Gabinetsordre vom 24. April 1832. $. 1121. 
Gabinetsordre vom 25. April 1832. 9. 923. 
Mefer. vom 26. April 1832. $. 1182. 


. Gabinetsordre vom 27. April 1832. 8. 546. Nr 4 


Cabinetsordre vom -28. April 1832. $. 636. 
Public. vom:28. April 1832. $. 942. . 
Gabinetsordre vom 14. May ‚1832. .: 8. 625. 
Refer, vom 18. May 1832, 8. 968. - 
Refer. vom 28. May 1832. $. 1135. 

Refer. vom 1. Juny 1832. 8. 1114. 

Refer. vom 4. Juny 1832. 8. 1124. 

Mefer, vom 14. Juny 1832, $. 542. 

Refer. vom 18, Juny 1832. $. 1122. 
Cabinetsordre vom 19. Juny 1832, 8. 251. 
Refer. vom 22, Juny 1832. 5.969. — 


Reſcr. vom 25. Suny 1832. 
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Reſer. vom 23. Suny 1832. $. 


Mefer. vom 26. Juny 1832, 
Refer. vom 28. Juny 1832. & 968 
Gabinetsordte vom 4. July 1832. s 620: 641. 
Mefer. vom 9. July 1832, $. 386. 
Belanntmahung vom 14. Sum 1832. $. 621. 
Refer. vom 16. July 1832. $. 968. 1126. 
Gabinetsordre vom. 17. July 183%. $. 641. 

Gefeg vom 19. July 1832. $. 353. 

Mefer. vom 23. Zuy 1832. 6. 1182. 

Gabinetsordre vom 24. Sup 1832. $. 546. Nr. 3. 641. 
Verordn. vom 27. Zuly, 1832. $. 9. 

Gabinetsordre vom 4. Auguft 1832. .$. 293, 
LCabinetsordre vom 8. Auguſt 1832. 6. 1143. 

Reſcr. vom 9. Auguſt 1832. $. 293. | 
 Gabinetsordre vom 20. Auguft 1832. $. 342, 
Gabinetsordre vom 22, Auguft 1832. $. 549. 
Gabinetsordre vom 27. Auguſt 1832. $. 1127. 

‚ Betanntmahung vom 14: September 1832. $. 439. 
KReſcr. vom 15. September 1832. $. 984. 

Refer. vom 17. September 183% $. 65. 212. 502. 1128. 
‘ Publicat.= Patent vom 25. September 1832. . $. 1060 * 
Refer. vom 29. September 1832. 8. 320, 
Reſcr. vom 1. October 1832. $. 1125, » 
Reſct. vom 8. October 1832. $. 564. 

Refer. vom 12, October 1832. $. 400. 

- Refer. vom 15. October 1832. $. 542. 614. 
. Cabinetsordre dom 27. October 1832, $. 641. 
Mefer. vom 28.. October 1832. $. 166. 
Nefg. vom 6. November 1832. T 269. 
Refer. vom 9. Novemben; 1832. 587. 
Gabinetsordre. vom 11. November 1832. $. 641. 
Refer. vom 12. November 1832. $. 1216. 
Gabinetsordre vom 18. November 1832. $. 973. 
Refer. vom 27. November 1832. $. 1193. 

Refer. vom 30. November 1832. $. 1006. | 

Refcr, vom 3. December 1832. $. 257. 

Refer. vom 12. December 1832. $. 922. 
Bekanntmachung vom 17. December 1832. $. 1208. 
Snfteuct. vom 18. December 1832. $. 575. 
— vom 31. December 4832. $ 1134. 
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1838. 


- Reſtt. vom 16. Januar 1833. 6. 746. 


‚ Eabinetsorbre vom 21. Januar 1833. $. 246. | 

Statuten der Pommerfchen Privatbant vom 23. Januar 
1833. $. 186, 372. 853. 

Mefer. vom 1. Februar 1833. $. 41179. a 

Gabinetsordre vom 3. Februar- 1833. 8. 26. 

Bundestagsbefchluß vom 12. Februar 1833. $. 337. 

Gabinetsordre vom 17. Februar 1833. $. 1144. 

Reſcr. vom 25. Februar 1833. $. 317. 544. 545. 

- Mefer, vom 1. März 1833, $. 112. 1228. 

- Bekanntmachung vom 7. März 1833: $. 11299. 

Nefer. vom 8. März 1833. $. 911. | 

Nefer, vom 12, März 1833. $. 4047. 

Refer. vom 14. März 1833. $. 971, 

Reſcr. vom 16, März 1833. 7% 

Reſcr. vom 17. Mär; 1833. $. 1005. - 

Gabinetsordre vom 17. März 1833, $. 641. 

Refet. vom 22. März 1833. $. 1136. — — 

Keſcr. vom 25. Maͤrz 1833. 8. 974. 

Reſcr. vom 30. März 1833. $. 1131. 

en ns 31. Maͤrz 1833. $. 1, 576. 927 — 936. 
171 

Refer. vom 1. April 1833. . 1132, 

Refer. vom 7. April 1833., $. 355. —— 

Reſcr. vom 10. April 1833. , $. 238. 

Mefer. vom 13. April 1833. 86. 325. 5 

Mefer. vom 15. April 1833. 9. 1136. 

Mefer. vom 16. April 1833. 8. 1184. 

Bekanntmachung vom 18. April 1833. 8. 884, 

Reſcr. vom 22. Aprit 1833. $. 1190. - | 

Reſcr. vom 23. Aprit 1833. $. 397. 1192.. 

Mefer. vom 24. April 1833, 8. 1215, 

Reſcr. vom 25. Aprit 1833. $. 525. 

Refer. vom 26. April 1833. 8. 968. 

Reſcr. vom 2. May 1833. $. 1176. 

Refer. vom 4. May 1833. $. 583. Ä 

Geſetz vom 13. May 1833. 8. 239. 449 — 452, 456. 
.457, 459. 812 — 821. 823 — 838, 

. Refet. vom 14. May 1833. $. 1237. 

Mefer. vom 20, May 1833. 8. 1026, 

Sabinetsordre vom 20. May 1 33, $. 1070, 
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Reſcr. vom 21. May 1833. 6. 438; 

Refer. vom 22. May 1833. $. 436. 

Refer, vom 24. May 1833. 8. 950. _ 

Reſcr. vom 29. May 1833. $. 473. 

‚ Gabihetsordre vom 29. May 1833. $. 493. 

Mefer. vom 30. Day 1833. $. 999. 

Verordn. vom 1. Juny 1833. $.41. 42. 181. 214. 461. 
465. 468. 894— 912. 914— 918. 944. 986. 1053. 
1054. 1100. 

Reſcr. vom 4. Suny 1833. $. 1101 * 

Reſcr. vom 5. Juny 1833. §. 52. 

Reſcr. vom 7. Juny 1833. 6. 484. 

Gefeg vom 7. Juny 1833. $. 227. | 

Gabinetsordre vom 8. Zuny 1833. $. 847. 

Cabinetsordre vom 9. Juny 1833. $. 1029. 

Refer. vom 10. Juny 1833." $. 248. 

Gabinetsordre vom 15 Juny 1833. $. 1076. — 

Geſetz vom 17. Juny 1833. $. 215. u 

Refer. vom 17. Juny 1833. $. 348. \ ' 

Refer. vom 18. Juny 1833. $. 

Refer. vom 21. Juny 1833, x 1118. 

Hefer. vom 22. Juny 1833. 

Reſcr. vom 24. Juny 1833. $ 

‚ Wefer. vom 28. Juny 1833. $. 

Refer. vom 2. July 1833. $. 771. 

Refer. vom 5. July 1833. 8. 1116, 114. 

Gefeg vom 7. Zuly 1833. $. 227. 

Cabinetsordre vom 11. July 1833. $. 252. 

Reſcr. vom 12. July 1833. $. 396. s 

Refer. vom 13. Suly 1833. N 577. 

Gefeg vom 14. Julh 1833. 8. 547. F 


Reſcr. vom 15. Julp 1833. % 137. 


.  Kabinetsordre vo 


Refer. vom 16. Suly 1833. 6. 630. | 
F 18. Sul. — $. 633. 

Refer. vom 19. July 1833. $. 407. | 

Refer. vom 20. July 1833. — 166. 

Refer. vom 22. July 1833. 1226. 

Reſcr. vom 27. July 1833. 8. 665. 

Refer. vom 31. July 1833. $. 437. 631. 

Reſcr. vom 3. Auguft 1833. §. 580. 

Cabinetsordre vom 5. Auguft 1833. %..641. 1228, 

‚Refer. vom 7. Auguft 1833. $. 970. 

Refer. vom 11. Auguft 1833. $. 953. 
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-* Wefer, vom 22. Auguft 1833. $. 1045. 
Cabinetsordte vom 22. Auguft 1833. $. 118. 
Mefer. vom 24. Auguft 1833. $. 1240. - 

Mefer. vom 26. Auguft 1833. 86. 259. 

Mefer. vom 28. Auguft 1833. . 

Derorbn. vom 30. Auguft 1833. 8.7. 

Refer. vom 31. Auguft 1833. $. 1238. 

Mefer. vom-2. September 1833, $. 507. 

Mefer. vom 6. September_1833. $. 556. 

Reſcr. vom 16. September 1833. $. 347. 
Reſcr. vom 20; September_1833. $. 330. . 
Mefer. vom 27. September 1833. 8. 204. 1181. 
Cabinetsordre vom 29. September 1833, $. 208. 


Caobinetsordre vom 6. Detober 1833. $. 165. 


» 


.  Mefer. vom 7. October 1833. $. 603. 

Refer. vom 22, October 1833. $. 802. 
Gabinetsordre vom 23. October 1833. N 335. 
Gabinetsordre.vom 24, October 1833. - 8. 1077. 
Mefer. vom 25. October 1833. $. 1140. 
Reſcr. vom 28. October 1833. $. 258, 
Gabinetsordre vom 2, November 1833. $. 641. 1105. 

- Gabinetsordre vom 3. November 1833. 955. 
Reſcr. vom 4. November 1833. $. 335. 338. 
Gabinetsordre vom 5. November 1833. $. 660. 978. 
Mefer. vom 11. November 1833. 8. 256. - . 

Mefer. vom 13. November 1833. 8. 1191.  - | 
Weſcr. vom 15. November 1833. N 601. 

Mefer. vom 16. November 1833. $. 585. 
Gabinetsordbre vom 23. November 1833, $. 641. 
Gabinetsordre vom 24. Navember 1833. 8. 608. 
Mefer. vom 25. November 1833. 8. 216. — 
Cabinetsordre vom 26. November 1833, 8. 641. 
Mefer. vom 26. November 1833. 8. 1159. — 
Bericht vom 27. November 1833. $. 484. | 

BVerordn. vom 30. November 1833. $. 244. 988. 1213. 
Gabinetsordre vom 7. December 1833. -$. 484. 
Refet. vom 9. December 1833. $. 1049. 

Refer. vom 14. December 1833. $. 136. 
Reſcr. vom 16. December 1833. N 1034. 
Reſcr. vom 17. December 1833. 9. 1241. 
Cabinetsordre.vom 18. December. $. 641. 
Gabinetsorbre vom 22. December 1833. $. 913. 
Abkommen vom 23. December 1833. $: 81. 


‚ Refer. vom 24. Februar 1834, $. 1202. 


KReſcr. vom 1. März; 1834. r 203. 


I; 
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Reſcr. dom 26. December 1833. $. 474. - 


Cabinetsordre vom 26. December 1833. $. 1146. 
Refer. vom 28, December 1833. 5. 1199. 
. 1834. 

Refer. vom 13. Januar 1834. 6. 755, 
Mefer. vom 15. Januar 1834. 8. 477. 
Refer. vom 24. Januar 1834. $. 1231. 
Mefer. vom 25. Januar 1834. 8. 1108. 
Refer. vom 28. Januar 1834. $. 735. 


Cabinetsordre vom 30. Januar 1834, 6. 954. 


Cabinetsordre vom 1. Februar 1834. 5. 64. . 

Neglement vom 8. Februar 1834. $. 282. 374. _ 

Mefer. vom 8, Februar 1834. $. 406. 

Refer. vom 10. Februar 1834. $. 1123, 

Refer. vom 12. Februar 1834, & 206, 

Refer. vom 14. Februar 1834. $. 147. 204. 363. 478. 
494. 1181. { * 


Gabinetsotdre vom 18. Februar 1834- $. 509. . 
Refer, vom 21. Februar 1834, 6. 11. | 
Refer, vom 22. Februar 1834, $. 509. 


Verordn. vom 24. Februar 1834, $ 951. 
Cabinetsordre vom 25. Februar 1834. $. 374. 
Gabinetsordre vom 26. Februar 1834. 8. 987. . - 
Reſcr. vom 27. Februar 1834. 8.1024. 


Refer. vom 4. März 1834. 8. 1055. 

Verordn. vom 4. März 1834. 6. 327. 359. 

Refer. vom 5. Mär; 1834. N 581. 

Refer. vom 9. März 1834. $. 996. .' u 
Cabinetsordre vom 9. März 1834. $. 990. 
Reſcr. vom 10. März 1834. 9. 1235. _ - 
Cabinetsordre vom 18. März 1834. $. 448. 

Reſer. vom 27. März 1834. $. 536.” - 

Mefer. vom 29. März 1834, F. 585... - 


Reſcr. vom 31. März 1834. 8. 975. n” 


Berordn. vom 31. März 1834. $. 12— 35. 
Refer. vom 2. Aprit 1834. 8. 632. 

Mefer. vom 4. April 1834. $. 360. 1130. 
Refer, vom 5. April 1834. 6. 739, | 
Reſcr. vom 14. April 1834. F. 612. 


Refer. vom 15. April 1834. $. 38. =. 


- 


42 Ehronologiſches Regiſter. 


Reſecr. vom 16. April 1834. FR. 14219. 
Reſcr. vom * April 1834. 8. 1533. 
Reſcr. vom 


May 1834. $. 106. 140. 175. 213. 235. 


236. :243. 271.,289. 324. 395. 419. 423. 430. 


433. 516. 530. 553. 876: 881. 
Reſcr. vom 10.May 1834. ' 8. 269. 
Nefer. vom 12. May 1834. $. 138. 
Refer. vom 17.May 1834. $. 1148. 
Inſtruct. vom 17. May 1834. $. 1149, 
Circul. vom 18. May 1834. $. 1061. 
Reſcr. vom 18.May 1834. $. 707. 


Gabinetsordre vom 29.May 1834. 8. 626 — 


Reſcr. vom 2. Juny 1834. $. 501. 1217. 
Mefer. vom 3. Juny 1834. $. 204. 478. 
Bekanntm. vom 3. Juny 1834. $. 1181. 

- Refer. vom 5. Suny 1834, 8. 759. 

Pefer. vom 6. Suny 1834. $. 135 * 
 Mefer. vom 7. Juny 1834. $. 810. 
Gabinstsordre vom 8. Juny 1834. $. 623. 

. Gabinetsordre vom 10. Juny 1834. $. 1052. 


Bekanntm. vom 13. Suny 1834. $.. 1172. 


Inſtruct. vom 16. Suny 1834. $. 1113. 
Reſcr. vom 16. Juny 1834. 8. 1207. 1233. 
Reſcr. vom 23. Sun 1834. $. 463. 
Bekanntm. vom ‚25. Juny 1834. $. 1042. 
Reſcr. vom 27. Juny 1834. $. 41173. 
Mefer. vom 28. Juny 1834. d. 1239. 
Verordn. vom 30. Juny 1834. $. 326. 331. 


541. 
Gabinetsordre vom 30. Suny 1834. $. 425. 
Mefer. vom 4. July 1834. $. 985. 


F Abkommen vom 5. July 1834. $. 81. 


Cabinetsordre vom 14. July 1834. 8. 6. 
Refer. vom 18. July 1834. $. 1233. Nr. 8 


339. 481. 


Gabinetsordre vom 19. July 1834. $ 3 e 253. 
4. 


Gabinetsordre vom 24. Zul) 1834. 

Reſcr. vom 27. July 1834. 6. i208. ur 

Reſer. vom. 28. July 1834. $. 314. 
Reſcr. vom 31. July 1834. $. 624. 
Negulativ vom 5. Auguft 1834. 6. 888. 

Refer. vom 7. Auguft 1834. $. 470. 

Refer. vom 9. Auguft 1834. %. 585 * 

Reglem. vom 16. Auguſt —— $. 230. FE 


l. 


=. 
% 


Geſetz vom 23. Auguft 1834. N 546. 
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Cabinetsordre vom 16. Auguſt 1834. $. 1069. 
Reſcr. vom 18. Auguft 1834. $.1210. 
Bericht vom 20. Auguft 1834. $. 454. 

Refer. vom 25. Auguft 1834. 343.-500.. 


Refer. vom 26. Auguft 1834. $. 585 ® 


$ | 
Reſcr. vom 28. Auguft 1834. — 886. Er: 


Reſcr. vom 31. Auguft 1834. $. 475. 

Reſcr. vom 6. September 1834. 8. 977. 

Reſcr. vom 8. September 1834. 8. 428. 

Reſcr. vom 9; September 1834. 8. 1243. 
Reſer. vom 12. September 1834. 6. 556. i 
Refer. vom 15. September 1834. 8. 428. 
Nefer. vom 16. September, 1834. ‘. 804, 
Bekanntm. vom 24. September 1834. $. ‚1044. 


 Refer. vom 3. Dttober 1834. 6. 188. 204. 267. 357. 
401. 


* 


Refer. vom 6. Detober 1834. na 1196. 

Reſcr. vom 10. Dctober 1834. $. 187. . 
Refer. vom 18. October 1834. $. 167. 495. ' 
Cabinetsordre vom 18. October 1834. $. 1141. 


Reſcr. vom 27. October 1834. $. 807. 


Reſcr. vom 31. October 1834. 8. 525. 5277. | 


- Gabinetsorbre vom 31. October 1834. $. 64. 


Gabinetsordre vom 6. November 1834. '$. 190.247. 


Reſcr. vom 10. November 1834... $. 476.. 


Refer. vom 22. November 1834. - $. 484. 


Cabinetsordre vom 29. November 1834. $. 641. 


Gabinetsordre vom 5. December 1834. $. 641. 
Refer. vom 8, December 1834. 8. 444. 
Gabinetsordre vom 12. December 1834. $. 641. 
Gabinetsordre vom 18. December 1834. $. 1070 * 


Cabinetsordre vom 21. December 1834. $. 537. 


Reſcr. vom 30. December‘ 1834. — 634. 
Reſcr. vom 31. December 1834. $. 537. 


Ä . 1885. | 


Gabinetsordre vom 11. Januar 1835. $. 1103. 


Berordn. vom 22. Januar 1835. $. 332. 

Derordn. vom 2. Februar 1835. $. 1153. 

Refer., vom 4. Februar 1835. $. 152. % 
Gabinetsordre vom 7. Februar 1835. $. 846. 1220. 
Gabinetsordre vom 10. Februar 1834. $. 979, 
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Refer. vom 10. Sebruae 1835. 5.992. 

- Gabinetsordre vom 16. Februar 1835. $. 336. 
Mefer. vom 21. Februar 1835. 8. 190. — 
Verordn. vom 21. Februar 1835. 8. 1032. \ 
Cabinetsordre vom 24. Februar 1835. $. 572. : 
Refer. vom 2. März 1835. $. 146. 151. 152. 
Nefer. vom 9. Mätz 1835. $. 1176. 
Mefer. vom 15. März 1835. $. 980. 
- Gabinetsordre yom 15. März 1835. $. 1062 — 1066, 
Reſcr. vom 16. März 1835. $. 148. 
‚ Gabinetsordre vom 18. März 1835. $. 641. 
Reſcr. vom 21. März 1835. $. 367. - : 
Declar. vom 21. März 1835. $. 367. 
Gabinetäordre vom 28. März 1835. $. 64. 
Publ. Pat. vom 31. März 1835. $. 1067. 
Heſer. vom 10. Aprit 1835. $. 205. 498. 979. 
Cabinetsordre vom 11. April 1835. $. 948. 

Mefer: vom 15. Apeit 1835. $: 358. 947. 
Cabinetsordre vom 20. April 1835. $. 641. 
Geſetz vom 25. April 1835. $.'610. 
Gefeg vom 26. April 1835. 9. 240. ' 
‚ Gabinetsordre vom 26. April 1835. $. 337. 


- 


- MRefer. vom 27. April 1835.  $. 946. 


Reſcr. vom 1. May 1835. $. 264. 337. 

Refer. vom 6. May 1835. $. 321. - 

Refer. vom 11. May 1835. $. 626. j 

Nefer. vom 13. May 1835. $. 1188. 

Public, vom 18. May 1835. $. 198: 199. 

Inſtruct. vom 21. May 1835. $. 128. 

. Wefer. vom 21.May 1835. 86. 850. Ä 

Gabinetsordre vom 23. May 1835. $. 641. 

Cabinetsordre vom 3. Juny 1835. $. 641. ° 

Verordn. vom 8. Juny 1835. -$. 286. 319. 

‚Gabinetsordre vom 10. Juny 1835. $. 207. 

Gefeg vom 16. Juny 1835. $. 285. 

Geſetz vom 29. Juny 1835. $. 333. 589. 590, 591. 
595 —597. 599. 600. 602. | 

Bericht vom 29. Juny 1835. . $. 609. j 

- Gabinetsordre vom 1. Auguft 1835, . 609. 751. 

Gabinetöordre vom 8. Auguft 1835. $. 937. 

Berordn. vom 8. Auguft 1835. $. 1041. 

Verordn. vom 9. Auguft 1835, $. 852, . 

Gabinetsorbre vom 15. Auguft 1830. $. 64. 


* 
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Geſetz vom 17. Auguft 1835. 6. 9. 


Gabinetsordre vom 18. Auguft 1835. $. 570. 


Cabinetsordre vom 28. Auguft 1835: $. 561. 641. 


Gabinetsordre vom 3. September, 1835. $. 641. 
Sabinetsordre. vom 5. September 1835. $. 544. 


- Refer. vom 14. September 1835. $.- 983. 


Refer. vom 17. September 1835. $. 1046. 
Gabinetsordre vom 23, September 1835. $. 558. 887. 
Gabinetsordre vom 24, September 1835.  $. 64 


- Cabinetsordre vom 30. September. 1835. $. 515. 


Gabinetsordre vom 3. October 1835. 642. 
Gabinetsordre vom 18, Ditober 1835. $. 64. 


Verordn. vom 22. October 1835. -$. 131—135. : 
Cabinetsordre vom 26. Octobte 1835. $. 593. 1079. 


Belanntm. ‘vom 28. October 1835. $. 937. 
Gabinetsordre vom 1. November 1835, $. 989. 


Gabinetsordre vom 14. November 1835. $. 658. 


Bekanntm. vom 30. November 1835. $. 934 
Bekanntm. vom 5. December 1835. $.- 1060.. 
Gabinetsordte vom 5. December 1835. $. 641. 
Gabinetsordre vom 12. December -1835.. $. 641. 


Verordn. ‚vom 19. December 1835. 39. _ 


Alphabetifhes Sachregiſter. 


J A. 

Abfahrt f. Abſchoß. 

Abgaben. Eintragung derſelben in das —— bei Berichti⸗ 
gung des Beſitztitels im Herzogthum Weſtphalen, Fuͤrſtenthum Siegen und 
den Grafſchaften Wittgenſtein $. 29. — gewerbliche ge perfönliche, deren 
Aufhebung in ben Mediatftädten der Provinz Pofen. S. Städte, mit⸗ 
telbare, in der Provinz Poſen. Abloͤfungen.“ 

Abgangszeugniffe f. Studenten. | 

Abldöfungen. Kintragungen der Capitals⸗ Entfhädigungen in das Hy | 
pothekenbuch des belaſteten und berechtigten nn 6.333. — ber Abgas 
- ben aus bem Kirchen und Schulverbande $.612. ©. Hypothekenre 73 
Kündigung, Domainen. 

Abſchoß. Berträge mit auswärtigen Staaten wegen Aufhebung deſſel⸗ 
ben $. 1199. Wie Erbſchaften zu — Rai die Abſchoßfreiheit aus 
den publicirten Staatsvertraͤgen klar iſt $. 1 
Acceptation, ſtillſchweigende, eines —* $.878.. ©. Wechfel. 

Actuarien ſ. Patrimonialgeriht, Gaution. 

Adel. Was unter dem Ausdrud vollbürtiger ober ritterbürtiger Adel 
zu verftehen $. 938. Verluſt deffelben durch unehrbare Lebensart $. 945. 

Adeliche f. Ehe. 

Adoptiv-Kinder. Deren Bevormundung nach bem Tode des Adop⸗ 
tivvaters $. 1204. | 

Alimente. Verzicht auf. diefelben gegen Entgeld $. 311. Ein Ber: 
gleich über die Alimentation eines: unehelichen Kindes, ben der mütterliche 
Großvater abſchließt, bedarf der Beftätigung und Genehmigung der vor 
mundſchaftlichen Behörde nicht $. 314. ©. Entfagung, Shwä nge | 
ru 


n9. 
on von Lehngütern und Lehnſtaͤmmen durch Familien⸗ 
e 
Altentheil hat. die Natur der Alimente $. 208. Wirkung ber Ap: 
pellation bei Prozefien uͤber daſſelbe $. 203. Form der Verträge über bafe- 
felbe $. 204. 205. S. Laudemium. 
Alt:Landsberg f. Provinzialftände. 


4 


8 


. müffen $. 867. Nr. 5. 


N 
A 


Amt — Bankgerechtigkeit. 417 
Amt, ſtaͤdtiſches. Rücktritt von demfelben, wenn es freiwillig ohne 
Verpflichtung dazu übernommen ift $. 802. ü 
‚ Amtsblatt. Welche Bekanntmachungen unentgeldlich aufgenommen 
werben müffen $. 37. Was ſich zur Infertion in daffelbe eignet $. 37. 38, 
Amtsdiener fi Caution. 
Amtshandlungen, geiftlihe. Strafe derer, die fich derfelben un- 
befugter Weife anmaßen g. 990. Ausnahmen wegen ber Nothtaufe $. 990, 
Wo die Genehmigung einzuholen, wenn folde von einem katholiſchen Geift: 
lichen « bei einem evangelifchen Eingepfarrten oder umgekehrt vorgenommen 
werden fol $.1025. 1026. In welchen Fällen fie überhaupt eingeholt wer⸗ 


den muß $. 1026. Eintragung berfelben in das Kirchenbuch $. 1026. 


Anleihen, ftäptifche, f. Magiftrat. 

AUnmweifung. Rechte des Affignatars aus einer acceptirten Anweifung, 
wenn, derfeibe auf den Affignanten zurüdgeht $. 302, 

Apotheker. Verfahren, wenn eine Apotheker: Gonceffion erledigt ift 


| $. 851. Zulaffung der Candidaten der Pharmacie zur Staatsprüfung $. 852. 


Archiv, ftädtifches, deffen Veräußerung |. Magiftrat. 
Arme. Entſcheidung ber Streitigkeiten über deren Verpflegung und 


Negulirung eines Interimiftici $. 1257. Wenn es fih um Erftattung der 


Verpflegung handelt 5. 1239. Wem deren Verpflegung obliegt $. 1240. 
Was unter dem Ausdrud: Arme zu verftchen 5.1241. Deren Verpflegung 
nad den in ber Provinz Oftpreußen und ber Churmark geltenden Provin: 
zialgefegen $. 1242. ©. Armenanftalten, Handwerksgeſelle. . 

Armee. Herbeifhaffung der zur Ausrüftung derſelben erforderlichen _ 
Hferde $. 951. Allgemeine Verpflichtung zur Geftellung tauglicher Hferde - 


8. 951. Nr. 1. Ausnahmen und Entfcheidung darüber $. 951.Nr.2. Be 
kanntmachung bes Gontingents und Aushebung felbft $. 951. Nr. 8. 4 6, 


Rransport der Pferde bis zum Geftellungsort und Futterungsfoften $. 951. 
Nr. 5. ’ Vergütungsfumme, Feftftellung und Bezahlung verfelben $. 951. 
Nr. — Verfahren gegen: die ſich Weigernden $. 951. Nr, 10, ©. 
Landwehr. | 
Armen-Anſtalten, welche derſelben die Rechte moralifcher Perſonen 
haben F. 1243. Foͤrmlichkeiten bei Verträgen mit denſelben $. 1243. Wer 
in die Veräußerung ber Güter berfelben willigen muß 8.1244. Ob und weldyen 
Einfluß die Städteorbnung auf biefelben ausübt $.1245. ©. Schenkung. 
Affignation, kaufmaͤnniſche. Wann bie in den Naumburger 
Meſſen zahlbaren präfentirt, acceptirt, gezahlt oder zuruͤckgegeben werden 
5. ©. Anmweifung. | ; ’ 
Aufgebot. Wo die Dispenfation davon nachzufuchen %. 474. 475. 


Der Juden 8: 475. Unterfagung deffelben, fo. wie der Trauung $. 476. 


Auseinanderbau. In wie fern die Vorfchriften wegen Auseinander- 
bau der Gehöfte für.die Churmark auf andre ‚Provinzen anzuwenden $. 112, 

Auseinanderfegung f. Ehefrau. 2 

Ausländer f. Majorennität. 


Auswamderungs:GConfend. Mit welchem Vorbehalt derfelbe aus: 


zuſtellen $. 1198. In welchem alle er nur erforberlich ift 5. 1202. 


‚Auszug f. Altentheil, 


B. 


Bankbeſitzer ſ. Gewerbeberechtigungen. ER 
Bankgerechtigkeit ſ. Gewerbeberehtigungen. 


Ergaͤnz. z. preuß. Landrechte. IV. SH. 27 


' 418 | Bannrechte — Befigtitel. 


Bannrechte f. Zwangs- Und Bannrehte, Branbmweingwang. 
Baudienft. Was dazu zu rechnen $. 616. | 
Bauergut. Verſchuldung deſſelben über ein Viertel des Werths 8. 613. 

In welchen Fällen es hiezu feines Conſenſes bedarf $. 614. | 
Bauerlehn, Aufhebung des Lehnverbandes ber Bauerlehne in ben 

Domainen $. 349. j 
Bauinfpectoren. Deren Uniform $. 985. 


Bauten längs den Chauffeen $. 115. Strafe, wenn von ber ertheil: 


ten ‚polizeilichen Erlaubniß abgewichen wird $. 135 * Ueber bie Beitrags: 


pflichtigkeit der Patron» und Gerichtsherrfchaften in den ehemals fächfifchen 


gandestheilen zu den Kirchen- und Schulbauten $. 1048. Mer bie 


‚einen Reparaturen bei den geiftlichen Dienftgebäuden in Oftpreußen zu übers 


nehmen bat $. 1049, Regulirung des Interimiftici bei Streitigkeiten wegen 
der Beiträge zu den Kirchen: und Schulbauten $. 1050. 
Beamte. Wer zu benfelben zu rechnen $. 946. Deren Entlaffung 


und Entfegung F. 993. Städtifhe, Befoldungszahlung an diefelben bei 


erfolgter Suspenſion $. 636. Rechte der Stabt auf deren Entlaffung anzu⸗ 


tragen $..636. Pepſionirung berfelben $. 636. ©. Caution, Compen⸗ 
fation, Dienfteid, Fiscus, Penfion, Polizgeigerihtöbarkeit, 
Wittwen:-VBerpflegungsanftalt. 
R Befrahter. Deſſen Verhaͤltniß zu dem Stromfdiffer S. 890. ©. 
eder, 
Begräbniß-Caffen. Genehmigung berfelben F. 209. 
Beneficialerbe. Deſſen Verpflihtung zur Bezahlung von Prozeß—⸗ 
koſten $. 148. Rechte beffelben im erbfchaftlichen Liquidationsprogeß, wenn 
er während der Dauer feiner Abminiftration des Nachlaſſes ausftchende For⸗ 
derungen eingezogen und bamit Nachlaßſchulden bezahlt hat $. 149. i 
Bergmefen. Ueber die Anwendung ber Vorfchriften des Hypotheken⸗ 
weſens im Herzogthum Weftphalen, Fürftentyum Siegen und den Graffchafs 
ten Wittgenftein auf Gegenftände des Bergmefeneigenthbums $. 14. 
Beihädigung Wer für den Erfag der bei einem Auflaufe befchäs 
digten Sachen verhaftet. ift $. 94. Rechte des Befchädigten bei fortbauerns 
den Beichädigungen $. 98. Bei Befchädigungen beweglicher Sachen $. 99. 
Befis. Unredliher $. 100. Defjen Folgen $. 107, 281. Ob der 


Beſitz des perfönlichen Rechts, eine Rente oder Penſion Iebenslänglich oder 


auf ungemiffe Zeit zu beziehen, durch poffefforifche Rechtsmittel gefhügt wers 
ben Tann $. 104, j 

Befigtitel. Erforberniffe zur Berichtigung befjelben im Herzogthum 
Weftphalen, Fuͤrſtenthum Siegen und ben Graffhaften Wittgenftein $. 16. 
Wenn berfelbe für den in der Mutterrolle als Steuerpflicytigen vermerften 
Beſitzer berichtigt werden fol $. 17. Wenn der Befiger das Grundftüd fett 
den, 1. December 1825 noch nicht 10 Jahr lang ununterbrochen befeffen hat 
6. 18. Wenn ein Andrer, als ber. in der Mutterrolle eingetragene Gteuers 
pflihtige, die Berichtigung verlangt $. 19. Vernehmung des Befigers über 
ben Realſchulden-Zuſtand, Laften und Abgaben $. 29. Aufgebot der Reals 
prätendenten. $. 20. 30. Wer darunter zu verftehen $ 29. Feftftelung des 
Realfchulden : Zuftandes $. 22. Welche Realberechtigte und Hypothekglaͤubi⸗ 
ger fpeciell aufzuforbern $. 22. Nr. 2. Aufforderung der Inhaber von Res 
cognitionen $. 23. Folgen ber unterlaffenen Meldung $. 24. Wenn "bie 
Sdentität des Grundftüds mit dem im Documente verpfändeten zweifelhaft 
tft 5.25. Eintragung einer Proteftation 5.25. Bekanntmachung der Befige 
titelberichtigung $. 30. Verpflichtung des Eigenthümers zur Befigtitelberich- 


\ 


Pr } 
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Befigtitel- Berichtigung‘ — Caution. 419 
tigung $. 165. Verfahren gegen ben fäumigen Befiger 5. 166. 167. Be: 
richtigung befjelben, wenn bag Grundftüd im Wege der nothiwendigen Sub: 
baftation erftanden ift $. 167. ©. Domainen, Gütergemeinfdhaft, 
Mandatstlage, Priorität, Realfordrungen 
iz e NG ſ. Befigtitel, Guͤtergemein— 

aft | 

Beftätigung f. Vertrag. | 
Betrug Sf. Teftament. j h 
Bezirksvorſteher f. Magiftrat. - 
Bezirtswähler. Deren Wahl $. 1104. S. Provinzialftände. 
Blödfinnigkeits- Erklärung f. Bormundfhaft. AR: 
f. Saution. er | | 

ranbweinzwang. derfelbe durch Vertrag und Berjährun 
noch — — kann $. — — — —— jahrang 

rau: und Brennereien. Deren Anlegung auf ländlichen Grund: 

ftüfen in der Provinz Pofen $. 456. ö G , Ä 

Bücher, kaufmaͤnniſche, f. Kaufleute. 
Buͤrge. Verhaftung der» Erben beffelben, wenn dem Gläubiger die 
Theilung der, Exrbfchaft nicht vorfchriftsmäßig bekannt gemacht iſt $.,329. 
©. Bürgfhaft, Zahlung. j 1 

Bürger. Deren Verpflichtung zur Uebernahme unbefoldeter Stadtaͤm⸗ 
ter $. 789. Enticyuldigungen $. 790. Befreiungen $. 791. Welche Perfo: 
nen bie Erlaubniß ber Staatsbehörben zur Uebernahme von Stadtämtern 
haben müffen $. 792. Folgen der unbegründeten Weigerung, biefelben zu 
übernehmen $. 795. ©. Magiftrat, Städteordnung, revibirte 

Bürgermeifter f. Magiftrat. | 

Bürgerreht. Wem baffelbe frei zu ertheilen $. 627. Das durch 
die revidirte Städteordnung eingeführte wird nicht frei ertheilt $. 628. Ob 
Wittwen der Bürger und gefchiedene Ehefrauen daffelbe gewinnen müffen, 
wenn fie ein neues Gewerbe anfangen $. 629. Veriuſt deffelben bei Veraͤn— 
derung des Wohnſitzes $. 630. Staͤdteordnung, revibirte. 

Bürgervermögen f. Stabtgemeinde. 

Bürgf haft der Krauensperfonen, nad) welchen Gefegen fie zu beur- 
theilen $. 49, Der Ehefrauen im Herzogtum Weftphalen, Fürftentyum 
Siegen und den Graffhaften Wittgenflein $. 6. In Schkefien, Aufhebung 
der Rubolphinifchen Polizeiorbnung vom 19. Zuny 1577. Art. 2. $. 7. Für 
3infen, wann biefelbe erlofchen ift $. 279. Folgen der Verbürgung als 
Selbftfhuldner $. 280. & Ehefrau. N 

Bütow f. Provinzialftände. . 


z 6. 


Gaffen, königliche, f. Zahlung, Compenfation. 

Saution der Beamten, hierüber muß allemal ein befonderes Gautiong- 
‚bocument aufgenommen werden $. 371, 1130. Der Staatscaffen- und Dar 
gazinbeamten $. 1120. Höhe derfelben $. 1120. Nr. 1. Wie diefelbe gelei- 
ftet werden muß: $. 1120. Nr. 2 Wer fie leiften muß $. 1120, Nr. 3. 
8, 1120 » 1132, 1135. Wo fie eingezahlt und wie fie befcheinigt wird 
8. 1120. Nr. 4. 8.1120 1133. 1136. Verzinſung bderfelben und Erhebung 
der Zinſen $. 1120. Nr. 5. Verwaltung. der Gautionscapitalien $. 1120. 
Ar, 6. Rüdzablung derfelben $. 1120, Nr. 7. 8. 1136. Wie «3 mit ben 


J 27 * 


I, 


ud 


420 . Gautionsdoeument — Commiſſion. 


bereits beſtellten Cautionen zu halten $. 1120. Nr. 8. $. 1134. Caution 
der Depoſitalrendanten $. 1121. Wenn derſelbe mehrere Funktionen befleis 
bet $. 1122. Der Actuarien bei den Inquifitoriaten F. 1123. Der Boten 

. 1124, 1126, 1127. Der neu anzuftellenden Actuarien bei den Gerichts: 

mtern. $. 1124, 1125. Der Erecutoren $. 1126, Der Gontroleure ber ge: 

richtlichen Salarien= und Sportelcaffen $. 1126. Gucceffive Abtragung der 
Gaution ‚bei den als: Unterbeamten anzuftellenden Invaliden $. 1128. Gau: 
„tion der Domainens, Rentei: und Amtsdiener $. 1129. Cautionsdocumente. 
ge % 1130, Gautionsbeftellung von Beamten, bie früher Feine beſtellt hatten, 
und Regulirung derfelben $. 1131. Durch einen Dritten $. 1135. 

Gautibasdécument f. Caution. 

Certioration f. Ehefrau, Frauensperſon. 

Ceſſion der Actien der Pommerſchen Privatbank $. 186. Streiti⸗ 
ger Rechte an Juſtiz-Commiſſarien F. 187. Das im Prozeſſe erſtrittene 
Recht zur Koſtenerſtattung kann dem Mandatar cedirt werben 8. 188. Par: 
tialceſſionen $. 190. Kann ein: Correalverpflichteter, welcher vom Gläubiger 
jura cessa erhalten hat, fofort gegen feine Mitverpflichteten Erecution nach⸗ 
fuchen , wenn die —— des Glaͤubigers ſchon vor der Ceſſion rechtskraͤf⸗ 
tig feſtſiand $. 191. In zeichen Kalle der Eedent einer bnpdtpefarifihen 
Fordrung zur — ‚verpflichtet ift $. 193. - Wenn ber Eedent ver⸗ 
tragsmäßig für dfe Sicherheit der Fordrung haftet, fo ift der Ceffionar zur 
Kündigung berfelben binnen 3 Monaten nicyt verpflichtet 8.194. Unter wels 
zez — abgetragene Hypothekenfordrungen cedirt werden koͤnnen? 

320. Ob ber. Schuldner befugt iſt, bei Hypothekfordrungen, bie auf zwei 
Grunbftäden ‚eingetragen ftehen, über den locumauf einem Grundftüd zu 
bisponiren, wenn der Gläubiger auf bie. hiemit beftellte-Sicherheit verzichtet ? 
8. 321. Ob Ceſſion aus — auch bei dem Recognitionsſyſtem zulaͤſſi ig 
‚if? F. 321. ©. Pfandbriefe. 

Charite: A SORERDANE zu Berlin. Deffen Verwaltungsange 
legenheiten N 1235, 

CS hauffee. Berivaltung der Kunftftraßen überhaupt $. 1148. 1149. 
Reffort: Verhättniffe, Wegebeamten $. 1148. 1149. Neubauten $. 1149, 
Nr. 5 ff. Grund: und Nusungs: Entfch digung $. 1149. Nr. 14, $. 1143, 
1144. 1145, 1146, Auszahlung der Entfihädigungägelder $. 1143. Sn wel: 
chem Falle bie leere N zugezogen werben müffen $. 1143«- Uns 
terhaltung der Chauffeen $. 1149, Nr. 17 ff. Chauffeebau: Eaffe $. 1149. 
Nr. 20. Wegegelver $. 1149. Nr. 21. Rechnungen der Chauffeebau : Gaffe 
$. 1149, Nr. 24. Central: Bureau $. 1149, Nr. 22, 25. Berpflichtung der 
Unterthanen zur Wegraͤumung des Schnees von den Shauffeen $. 1142.» 
In welchem Salt Vergülung für die dabei geleifteten Arbeiten gegeben wird 
$. 1142 Nr. 3. ©. Bauten. 

Chirurgen f. Militairpflidt. 

Glaffenfteuer. Befreiung der auf fechs volle Wochen einberufenen 
Landwehr: Mannfchaften $. 948. Der in den hohen Glaffen fteuernden Offis 
—* ie Landwehrmänner bei den jährlichen Uebungen $. 949. ©. Kreis⸗ 

n 


FCobicille. Deren Aufnahme burch die Kreisjuſtizraͤthe $. 244, 

Colonat im Münfterfchen — egen Beweis der ſteuerartigen 
Natur der Abgaben von denſelben $. 3 

&ommiffion. In weldyem — ein Kaufmann feinem Committenten 
Er Fr Kaufpreis ber ihm in Sommilfion gegebenen Waaren einftehen muß 


- 


! 


Commifflonde — Curatel. 41 


Sommifftondr r Kaufgelb.- — 

Communalabgaben. Befretung von benfelben, wenn en Grunds 
ſtuͤck zu Öffentlichen oder gemeinnügigen Ve. beftimmt iſt $. 623. . Her 
anziehung der Staatödiener zu denfelben $.. 625 Patrimonialrichter fi nd zu 


den Staatöbienern zu rechnen $. 626. Welche Perfonen davon frei find 


6. 626° b. Erecutivifhe Einziehung derfelben $. 1139, 


Communal:Landtage im Markgrafenthum Nieberlaufig 


$. 1080, Abgeordnete der WBafallengüter in den Hetrfchaften Sorau und 
Zriebel, Neuenzelle, Forft und Pforten $. 1081. 1082, Rechte der Befiger 
unmittelbarer Nittergüter $.-1083. Wahl der Provinzial:Landtags-Abgeords’ 
neten $. 1088. Abgeorbnete der Stäbte’tudau, Lübben, Guben und Kalau 
F. 1084. Vertretung des bäuerlichen Standes $. 1086.- Mit wen bie Abs 
geordneten deſſelben flimmen $. 1088, Separatvotum derſelben $. 1088. 
Entſcheidung, wenn ſich ein Stand durch einen Beſchluß verletzt glaubt 
$: 1089. Koͤnigl. Commiſſarius $. 1090. Wahl und Beſtaͤtigung des Vor—⸗ 
figenden und deſſen Stellvertreters $. 1091.- Seine Functionen $. ‚1092. 
Verfammlungsort $. 1092, Wie die Einberufung der Stände gefchieht 
$. 1093. Schluß des Communallandtags und Einreichung der Landtagsab— 
fhtüffe $. 1094. ©. Kreistage. 

Sn Alt» Vorpommern und Hinterpommern. Abgeſonderte 
Behandlung der dem einen ober dem andern Landestheile zuſtaͤndigen befon- 
dern Communal-Inſtitute $. 1109. Gemeinſchaftliche Communallandtags⸗ 
Verſammlung $. 1109. Nr.1.2.. Trennung in zwei Verſammlungen $. 1109, 
Nr. 3.5.6. Wahl und Beftätigung der Vorfigenden $. 1109. Nr. 4, 


Gommunalfteuer f. Kirhengrunpftüde. 


‚Compenfation mit der Goncursmaffe eines Beamten, dem vor eräff- 
neten Concurſe von der ihn befoldenden Behörde ein Darlehn unter der Ber 
dingung der fucceffiven Rüdzahlung von feinem Gehalte gegeben iſt $. 306. 
Der Eönigl. Caſſen gegen ihre Gläubiger mit einer ihr von einer andern koͤ—⸗ 
‚niglihen Caſſe cedirten Fordrung $. 307, ©. Beneficialerbe. 

Gonceffions-Gebühren. Ob bdiefelben ferner‘ erhoben werben koͤn⸗ 
“nen ‚$. 804, 

Goncurs f. Gompenfation, Kaufcontract. 

Condictio indebiti, Wehn die ne A aus einem Rechtsirrthum 
geleiftet ift $. 300. 

gungiecanear: EFERDING Was unter dem zutünftigen Vers 
mögen zu verftehen $. 9 

Conſolidation. "Br biefelbe wird bei einer in das Hypotheken⸗ 
buch eingetragenen Fordrung die perfönliche lie sa zwifchen dem’ 
Schuldner und Gläubiger nicht aufgehoben $. 3 

Gonful f. Seeprotefte, Vollmacht. 

Controlleur f. Saution. 

Gorporationen, ftädtifche, ſ. Magifrat. 

Gorrealverpflichteter. ob fh derfelbe, wenn er ben Gläubiger 
bezahlt hat, bei’dem Regreß 9 die Mitverpflichteten feinen Znchei in 
Abzug bringen laſſen muß $. 92. . Eeffion. 

Credit f. Juden in der en Poſen. 

Culturedict vom 14 September 1811. Deſſen Guͤltigkeit in den 
zum ehemaligen Koͤnigreich Weftphulen gehörig geweſenen kandetthellen §. 485. 
ſ. Diömembration. 

Furatel ſ. Decharge. 


— 
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422 Damipfmafchinen — Dismembration. 


D. 


Dampfmaſchinen dürfen nicht ohne beſondre polizeiliche Erlaubniß 


aufgeftellt werden $. 116. Bor Ertheilung . derfeldben muß ein Situations- 


plan eingereicht werden $. 116. 117, Wie diefer befchaffen fein muß $. 117. 
Wenn die Dampfmafchine bei Bergwerken ober zu andern Anlagen gebraudyt 
werden foll 8.117. In welchem Falle Nivellementspläne einzureichen $. 113. 


‚Wie der Bauriß befdhaffen fein muß $. 119. Mafchinen : Einrichtung $. 120. 


Befchreibung derſelben d. 121. Einreihung von Duplicaten $. 122. Pflich: 
ten der Polizeibehörde vor Ertheilung der Genehmigung $. 123. . Deffent: 
liche Bekanntmachung ber beabfichtigten Anlage $: 123 « Ueber bie dagegen 
angemeldeten Einwendungen enticheidet die Polizeibehörde $. 123. Wann 
die Bekanntmachung erfolgen muß $. 124. Unterfuhung der Anlage nad 
erfolgter Aufftellung der Mafchine und Befcheinigung hierüber $. 125 Fols 
gen, wenn die Dampfmaschine ohne polizeiliche Erlaubniß aufgeftellt ijt, oder 
von der genehmigten Aufftellung abweicht $. 126. 127. Zranslocationen der 
Dampfmafchinen $. 18. Dampfmafchinen, die unter unmittelbarer Auffiht 
koͤniglicher Behörden betrieben werben $. 129. 

Darlehn. Ob die Annahme eines in ber Hoffnung des Darlehng: 


Empfanges oder gegen mündliches Verfprechen der Darlehnszahlung ausge: 


ftellten Schuldverfchreibung den Gläubiger zur Darlehnszahlung verpflichtet? 
$. 79. In welchem Falle der Empfänger eines Darlchns, wenn er für dafs 
felbe mit einem Grundftüd Sicherheit beſtellt, nicht perfönlich verhaftet 
ift? 8. 210. An Militairperfonen, ohne Sonfens $. 212. Gegen wen ber 
Fiscus in diefem Falle Klage anftellen muß $.212. Zurüdzahlung deffelben, 
menn die Valuta in Geldpapieren gegeben ift?.$. 22%. ©. Compenfa- 
tion, Juden, Münzforte, Papiere, Valuta, Wechſel. 
Deharge Oh diefelbe bei Euratelen Behufs der, Auseinanderfegung 
nn mit feinen Kindern über das mütterliche Vermögen ftatt findet? 


. \ 

Depofition. Ob derjenige als Depofitar verhaftet ift, welcher eine 
frembe,. ihm nicht befonders übergebene Sache in ein ihm gehöriges Behält: 
niß zu bringen geftattet? $. 287. 

Depofitum f. Zahlung, Patrimonialgeridhte. 

i A ERSIFAE ftändifche. Qualification zur Wählbarkeit derfelben 


Dienftablöfung f. Lehen, gutsherrlihe und bäuerlicdhe 
Berhältniffe 

Dienftbote f. Gefinbe. ‘ 

Dienfte. Anfangszeit derfelben $. 615. Ungemeffene,  Begrün: 
dung ber Unmöglichkeitstlage $. 617. 

Dienfteid der Givilbeamten $. 978. Hinweiſung auf den bereits ger 
leifteten bei Veränderung ber amtlichen Stellung $. 979. 980. Wie derfelbe 
abgenommen werben muß $. 981. - eo: 

Diemembration. Zuziehung der Öypothefengläubiger bei denfelben 
$. 406. Rechte der Realberechtigten bei benfelben und Wirkung des ertheil: 
ten Gonfenfes $. 407. Aufhebung der Vorfchrift des $. 2. Litt. b. und 
des $. 3. des Sulturcdictd vom 14. September 1811 bei Dismembrätionen 


- $. 436. 437. Bertheilung der Kirchen: und Schulabgaben $. 438. Kiri- 


rung der Neubau: Remiffionen $. 439. Im welchen Fällen es des Confenfes 
ber Regferung nicht bedarf $. 569. 


i Divifiond » Prediger — Ehefrau. 422 


Diviſions-Prediger ſ. Militair-Geiſtliche. 
Domainen undForſten. Hypothekenweſen derſelben F. 1118. Ver⸗ 
Außerung und Verpfaͤndung derſelben F. 1114. Abſchreibung vom Domainen⸗ 
Schulden-Etat g. 1114. Verkäufe, Erbverpachtungen, Abloͤſungen, Berich« 
tigung bes Beſitztitels $. 1114. Was der, Käufer zuvor nachweiſen muß 
$. 1114. 1115, Abfchreibung des’ Kaufpreifes vom Staats » Schulden - Etat 
$. 1116. Wie das Atteft hierüber audgeftellt fein muß $. 1117. Prüfung 
der Verträge durch die Gerichtsbehörden $. 1118. Wie die Verpachtungen, 
Beräußerungen oder Vererbpachtungen ber Domainen befannt zu machen find 
$. 1119. ©. Grundfteuer, Stabt- undb Landgemeinden. 
Domainen:Shulden: Etat f. Domainen. | 
Dorfgemeinden. Berträge bderfelben wegen Theilnahme an ben Las 
ften und Rugungen in dem zum ehemaligen Koͤnigreich Weftphalen gehörigen 
Antheil der Provinz Sachſen $. 571. Bermwaltungsangelegenheiten derfelben 
6. 572. Xheilnahme der Neuanziehenden an den gemeinfamen Nusungen 
573. Erwerbung von Rittergütern durch diefelben, einzelne Claſſen oder 
nehrere Mitglieder berfelben 5. 574. Vorgaͤngige Prüfung durch die Pro: 
vnzialregierungen $. 575. Nr. 1. Zahlung bes Kaufpreifes $. 575. Nr. 2. 
‚Ubernahme von Correalverbindlichkeiten von Seiten der Gemeinde oder ganz 
zer Glaffen berfelben $. 575. Nr. 3. Verpfändung des Gorporationsvermds 
genz $. 575, Nr. 4, Genaue Ermittelung der Erwerber $. 575. Nr. 5 
Berugung des erworbenen Guts, Regulirufg der Laften und Abgaben $. 575. 
- Nr.6. Wie weit fih die Prüfung der Regierungen überhaupt erftredt 
$. 975. Nr. 7. Uebernahme von Pachtungen, Kauf und Verkauf von Sms 
mobtien, Gontrahirung von Schulden in den zum vormaligen Königreich 
Weftzhalen gehörigen Landgemeinden der Provinz Sachſen 3.576. Commus 
nallaten $. 577. 
' 8 errichte Beitreibung der gutsherrlichen Gefälle durch dieſel⸗ 
en $. . ' 
Dorffchulze. Deffen Remuneration 8.579. In ben zu den ehemals 
weftpbälifchen Landestheilen gehörigen Dorfgemeinden $. 580. Deffen Praͤ⸗ 
fentation und Beftätigung durch den Landrath $. 531. 582. Ob einem Jus 
den das Schulzenamt übertragen werden Tann $. 583. Verfahren, wenn ein 
Erbſchulze ſich meigert, das Schulzenamt zu verwalten ober nieberzulegen 
$. 534, 685. 585 - Befoldung des Stellvertreters $. 585 “ 585 b. 


| €. 


Ehe. Berbot berfelben wegen Ehebruch $. 463. ungleiche eines Ad⸗ 
lichen, wer barein willigen muß_$. 464. Heiraths-Conſenſe der commiffarifch 
befchäftigten  DObergerichts= Affefforen $. 470. Der evangelifhen Militatrs 
Geiftlidhen 5. 471. Der Geiftlihen, Directoren, Rectoren und Lehrer an 
Gymnafien und Geminarien $. 472. Der Berg:, Huͤtten- und Galinen- 
Arbeiter $. 473, | 

Ehefrau. Wird in allen zum Reffort der Generalcommilfion achöri: 
gen Auseinanberfegungen von dem Ehemann vertreten $. 431. In mie weit 
diefelbe berechtigt ift, aus ben Gehaltsabzügen ihres -Ehemannes Sicherheit 
für ihr Eingebrachtes zu verlangen? $. 483, Ob eine während der Ehe 
ohne Conſens des Ehemannes gemahte Schuld derfelben nach getrennter Ehe 
gültig wird? $. 486. In welchem Falle die Uebernahme der Schulden bes 
Ehemannes auch ohne Gertioration gültig iſt? F. 273. Ob dieſelbe ohne 


⸗ 
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424 Ehegeloͤbniſſe en Erbestegitimattongatteft. * 


x 


| Gertioration als Bürgin- verhaftet ift, wenn fie fich ‘in Einem Inftrument 


— 


mit ihrem Ehemanne als Selbſt- oder Mitſchuldnerin verpflichtet hat? $. 276. 
277. Ob deren Certioration erforderlich iſt, wenn in Einem Inſtrumente 
die Ehefrau ſich als Hauptſchuldnerin und der Ehemann als Buͤrge vers 
pflichtet? 8.278. Deren Gertioration bei Uebernahme von Berbindlichkeiten, 
wenn fie für fich ein Gewerbe, treibt $. 488. ©. Bürgihaft, Witt: 
wen = VBerpflegungs » Anftalt, Gütergemeinfhaft, Kaufver 
träge, Ehemann. Ä wi 

Ehegelöbniffe im ftandesherrlichen Gebiete Solms-Braunfels $. 464. 

Eheleute f. Ehefrau, Ehemann, Ehefcheidung, Güterges 
meinfhaft, Kaufverträge, Juden. | 

Ehemann. Deffen perfönlie Verhaftung für die Binfen eines auf 
dem Gute feiner Ehefrau eingetragenen Capitals $.416. Deſſen Nießbrauch 
an dem Vermögen der Frau $. 4854. Rechte der Gläubiger des Ehemanncs 
an biefem maritalifchen Niebbrauch J. 484. Ob die Unterfchrift des Schuld— 
fcheins der Ehefrau Seitens des Ehemannes wine Genehmigung der Schutt 
enthält $. 487. , Verhaftung des Chemannes für eine conferttirte Schuß 
g. — ©. Ehefrau, Eheſcheidung, Guͤtergemeinſchaft, Kau: 
verträge. 

Ehefheidung. Ob der Umftand, daß die Ehefrau vor eingegangeier 
Ehe mit andern Männern Umgang gepflogen, den Ehemann zur. Ehefdei- 
dung berechtigt? $. 466. Wann ift bei einem mit tinem Schiffe weggegan⸗ 
genen Ehegatten bösliche Verlaffung anzunehmen? °$. 502, Auf Grund uns 
überwindlicher Abneigung $. 505. Ob ein Vorbehalt, bei einer fpätern Shes 
fheidungsilage die in einem frühern, zurüdgenommenen Ehefcheidungsprizeffe 
ausgemittelten ober angebrachten Zhatfachen wieder aufnehmen zu Edınen, 
zuläffig ift? $. 506. Ende des maritalifchen Nießbrauchs und der intaimis 
ftifch bewilligten "Alimentengelder bei rechtskräftig getrennter Ehe $. 507. 
Wann muß nad einem Ehefcheidungsprozeffe eine neue Trauung er’olgen 
$. 508. Wirkung der Eheihheidung in Bezug auf bie Militairwittwen:Gaffe 
%. 510. Auf die allgemeine Wittwen-Berpflegungs:Eaffe $. 510: ©. Ber: 
fagung der eheltichen Pflicht. 

Eigenthum. Ob der Staat fein, Recht, Jemanden zur Abtretung feie 
nes Eigenthbums zum allgemeinen Beften zu zwingen, einem Dritten. übers 


laſſen kann? $. 111, 


Eigenthbum, gemeinfhaftlihes, f. Pupillen. ER 
Eigenthbum, getheiltes, f. Hypothefenbud., 
Einfprud f. Aufgebot. 
Eintragung f. Hypothelenbud. 
— ung, unfreiwillige, ſ. Magiftrat, Beamte, Geiſt— 
liche. Ä 
Entfagung. Wann diefelbe ausdrüdlich erfolgen muß? 8.54. In 
wie fern ein Vertrag, wodurch jemand gegen Entgeld auf Alimente verzich— 
tet, als Entfagung oder Vergleich angufehen und der Beflätiging des ordent⸗ 
lichen perfönlichen Richters bedarf? $. 86. 

Entfhädigung vom Staate für die dem gemeinfamen Wohl geo— 
pferten Vortheile $. 55. In welchem Kalle der Erbpadjter einer Mühle für 


die aufgehobene Befreiung vom Wegezoll Entſchaͤdigung verlangen fann? 
8. 90. ! 


Erbe f. Bencficialerbe, Erbfhaftsentfagung, Pfandrecht. 


Deſſen Legitimation ſ. Verwandtſchaft. 


Erbeslegitimationsatteft aus Teſtamenten S. 158. 


* 


J 


zinsherrn bei deren Veräußerungen $. 351. ©. Verkauf. 


4 A , f ‘ 


Erdpacht — Feidprobſt. | 0.435 


Erbpacht ſ. Hypothelenbud, Kirhenpermögen, Menno 
niten, Städte, Domainen unb Korften. 

Erbpadhtscanon. Defjen Herabfesung wegen Aufhebung ber verlies 
henen Gerechtigkeit $. 421. Ob derfelbe vom Magiftrat executiviſch eingezo⸗ 
gen werben kann, wenn ein ftäbtifches Grundftük im Erbpacht befeffen wird? 
$. 810. ©. Erbpadtscontract. 

Erbpahtscontract. Aufhebung deffelben wegen rüdftändigen Gas 


nons $. 418, 


Erbpahtsgrundftüd f. Erbpachtsgut, Dismembration. 
— FARBE Deffen Sequeftration wegen rücftändigen Ganons 


Erbpädter f. Entfhädigung, Gewährsleiftung. 

—— der Eheleute ſ. Guͤtergemeinſchaft, Kinder, une 
eheliche. — | 

Erbfhaft. Bon welcher Zeit an dem im Zeftamente eingefeßten Ins 


teſtaterben die Frift zur Erklärung über den Antritt oder die Entfagung ber 


Erbſchaft läuft $. 142. Theilung derfelben ſ. Bürge, Erbfchaftsents, 


Tagung. 


Erbfhaftsantritt f. Erbfhaft, Erbfhaftsentfagung. 
Erbihaftsentfagung. Wie lange kann einer Erbidhaft entfagt 
werben? $. 144. Ob die Vorfihriften des Allg. Landrechts wegen Antritt 
oder Entfagung der Erbfhaft auch auf den Nachlaß eines Ehegatten in. der 
Chur: und Neumark Anwendung findet? $. 143. Zu weflen Gunjten der 
Erbe entfagen fann $. 147. ©. Erbidhaft, Schenkung. 
Erbſchulze f. Dorffhulze . 
Erbtheilungsverträge. Form bderfelben $. 1179. 
Erbverpadtung f. Domainen. 
Erdverträge. Aufnahme derfelben durch die Kreisjuftizräthe 5. 244, 
Deren Ausfertigung $. 264, 
Erbzins f. Kiryenvermdgen, Erbzinsgüter ⸗ 
Erbzinsguͤter. Deren rechtliche Natur in der preußiſchen Herrſchaft 
Hohenſtein %. 350. Merkmale bes vollen und bes nutzbaren Eigenthums an 
denfelben nach dem Gefes vom 21. April 1825 $. 851. Conſens des Erbs 


Erziehungsanftalten f. Schenfung. 
Erecutoven f. Caution. 


1 
» 


 LZacultäten: Iuriften auf: inländifchen Univerfitäten follen Teine Er— 


kenntniſſe in ihnen zugefandten Polizei- und Criminalſachen abfaffen $. 1067, 


Bamilienfideicommiß. Zuziehung der Familienglieder und Anmar: 
ter bei Verhandlungen über dafjelbe vor den General: Gommifjionen $. 541. 
Welche Anwarter und Farhilienglieder bei Aufhebung eines aus Grundflüden . 


. beftehenden Familienfideicommiffes gugugieben H 542. 544, Form der Der: 
. Adel 


träge über, Aufhebung berfeiben $. 545, , 
$amilienftiftung. Bekanntmachung der Erledigung derſelben nach 
der zwifchen Preußen und Sachſen abgefchloffenen Convention $. 540. Zus 
ziehung der Anwarter und Familienglieder ‚bei Aufhebung derfelben $. 542. 
544, ©. Abel. — 3J 
Feldprobſt ſ. Militair-Geiſtliche. 
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Feuerſocietät für bie gefammten Eleinen Städte im Kb: 
X — Preußen. ira die Brandentfhädigungsgelder gezahlt werben 


ö Beuerfocietäts:- Reglement, weftpreußifches, vom 27. Der 
cember 1785. Vergütung von Partialbränden nach demfelben- &. 898. 
— ⸗Verſicherung f. Subſtitution, fideicommiffa- 
ri i 

Fidefcommiffe. Anwendung ber Werorduung bom 9, Juny 1827 

auf diefelsen in den jenfeits der Elbe belegenen Provinzen $. 40. Im ehe: 
- maligen Großherzogthum Berg $. 546. 547. Fortbeſtehen derfelben und 

Succeſſion in diefelben $. 546. Nr. 1. Veraͤußerungen derfelben und fonftige 
Dispofitionen über diefelben vor dem 23, May 1828 $. 546. Nr. 2. Erb: 
theilungen $. 546. Nr. 3. Rechte der Anwarter an das Fideicommiß und 
deren Anmeldung 8. 546. Nr. 4. 5. Anfprüdie an den Fideicommißbefiger 

F. 546. Nr. 6 Im Herzogthum Weftphalen $. 548. Rechte der Anwarter 
und Succeffions: Ordnung ER 549, Wie die Eintragung der Bideicommißs 
qualität gefchehen muß $. 5 

Biielenumißfoiger J. gutsherrlid - ———— Verhaͤlt—⸗ 
niſſe, Fideicommiffe. 

—Fideicommißgut ſ. gutsherrlich— baͤuerliche Verhaͤltniſſe, 
Fideicommiſſe, Lehngut. 

Firma. Foigen des geſtatteten Gebrauchs derſelben 8. 854, 

Fiscus. In mwelhem Falle. derielbe die Veruntreuungen feiner Offi— 
cianten vertreten muß? $. 93. Deſſen Rechte ald Verpächter gegen die von 
den Domainenpädhtern bei Endigung des Gontracts in bem Gute vorhande— 
nen Sachen und Effecten $. 431. Gintragung der fiscalifhen Vorrechte auf 
die Immobilien der Caſſen-,, Magazin: und Domainenbeamten $. 1137. ©, 
Darlehn, Landeshoheit, Verpäkhter, Berzugzinfen. 

Flußbauten f. Chauffee. 

Form der Rehtsgefhäfte und Verträge Wonach bieſelben in 

Bezug auf die Sachſen-Weimar-Eiſenachſchen, Sachſen-Altenburgiſchen, 
Sachſen-Koburg-Gothaiſchen und Reuß-Plauenſchen Landestheile zu beur⸗ 
theilen? F.81. Welche Form bei Vertraͤgen von Perſonen, die ber Gerichtds 
barfeit ber er Gerichte in ben ESCHER ADNER Mainz und Zur _ 
remburg unterworfen find, zu beobachten $. 8 

Korften. Anmendbarfeit ber kim Forſt- und Sagborbnung 
vom 24. December 1777 in dem Lauenburg -Bütowicdhen Kreife $. 136. ©. 
Domainen. 

‘ &rauensperfon. Deren Berwarnung iſt nicht erforderlich, wenn 
dieſelbe als Inhaberin einer für fie auf ihrem Grundſtuͤck eingetragenen For— 
.. einem: andern Gläubiger Priorität einräumt $. 274. ©. Bürg: 
ſchaft. 

Fuhrverband in Pommern, Lauenburg und Buͤtow zur wechfelfeiti- 

gen ——— bei Neubauten iſt aufgehoben $. 570. 


©. 


reagiert Militair: Geiftlicdhe. 
Geburt, ehelidhe, f. Zünfte 

» Gefälle, gutsherrlice, f. — 5 
Gefaͤngnifſe. Deren Unterhaltung $. 634. 1196. 


Gefahr — Geſi indeltreitigketten ML. u 


„Betase de ber verkauften Cache, mann fie der Käufer übernehmen muß? 


Gehalt. Abzug von demfelben bei ertheiltem Urlaub $. 991. 
Geiftlihe f. Amtshandlungen. 
. © ee enten. Berwandlung von Naturalpraͤſtationen in feſte Geldren⸗ 
ten $. : 
Geldfenbung f. Poftzwang 
& 4 Berfahren bei Einziehung und unterbringung eines fol 
en 8. 940. 
Gemeindeauflagen. Deren Einführung f. Magiftrat. 
Gemeinderehnungen. Abnahme berfelben $. 536. 
Gemeindevermögen. ſ. Magiſtrat. 


Gemeinheitstheilung f. gutsherrlich— bäuerlice Verhaͤlt— 


niſſe, Lehn, Magiſtrat. 


General-Depoſitorium. Verfahren, wenn ber Beſitzer eines bei 
der Chur⸗ und Neumaͤrkiſchen Städte: Keuerfocietät verficherten Grunvftücks, 


- worauf ein General: Depofital: Bapital hafter, aus biefem Berbande auss 


ſcheiden will $. 1216. 

General: Innungs= Artikel, — ——— In wie weit denſelben 
durch die revidirte Staͤdteordnung derogirt iſt $. 8 

Gerihtsamt. Deſſen Competenz 2 1 Bormundföaftsfaden g. 1206. 

Gerichtsbarkeit, academiſche $. 1060. Nr. 

Gerihtsbarkeit, freimillige. —* ah derfelben von Ju⸗ 
fitiarien an ihrem Wohnorte aufgenommen werben fönnen $.1182, ©. Por 
a Patrimonialgerihtsbarteit. j 

‚Gerihtötage ſ. Polizeigerihtsbarkeit. 
Gerihtsftand, erimirter, durch Befis eines Ritterguts $. 804, ob 


derſelbe durch Entlaffung zufolge eines Beſchluſſes des Staatsminifterii ver⸗ 


* 


foren geht? $. 806. Sb ein auf fein Anſuchen entlaſſener Referendar den⸗ 
ſelben behält? $. 807. 

Gefchlechtsvormundſchaft. "Aufhebung derfelben in dee Provinz 
Schleſien, dem Lauenburg: Bütowfchen Kreife und den beiden dem Göslin« 
ſchen Regierungsbezirke er — Enclaven, ſo wie im 
Frankfurter Regierungsbezirke $. 7 
Geſellen. Rechte der — — Geſellen unter einander $. 849, 

St ellſ chaften „ geiftliche. Deffentliche vom Staat genehmigte ſ. 
Schenkung. 

Geſetze. Vorſchlaͤge zum Erlaß eines ſpeciellen Gefetzes gehen von 
beiden Juſtizminiſtern aus &. 36. 

Gefinde. Ob ein Dienftbote für außergewöhnliche Dienfte n zur 
heiten der Herrfihaft eine befondre Belohnung fordern Tann $. 2 Ob 
beim Miethen deſſelben der Geſindeſchein producirt werden muß $. Ss ©. 
Gutsherrfhaft, Kunftaärtner, Revierjäger, Schäfer. 

Gefindeorbnung. Anwendung berfelben auf. Schiffer und Sciffs- 
volk $. 557. Auf Stromfhiffer und Schiffsknechte = 558. Auf Gewerbe: 
— und deren Gehuͤlfen und Lehrlinge 8.559. ©. Geſindeſtreitig— 

eiten 

Geſindeſchein f. Gefinde. 

Gefindeftreitigfeiten. Competenz ber Polizeibehorden in denſel⸗ 
ben 8.560. Wann diefelbe einfchreitet, wie deren Entfcheidung zu executiren 
und Provocation auf gerichtliches Gehör $. 560. Nr. I. Feftfegung der Pos 
Kizeiftrafen $. 560. Nr. IL. IIII. Competenz ber Polizeibehörden wegen Er: 
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fuͤllung cöntractmäßiger Verbindlichkeiten während des Dienſtes und bei Bes 
leidigungen bed Geſindes gegen bie Herrſchaft $. 560. Nr. IV. Bei Strei- 
tigfeiten wegen £ibree und Koft $. 560. Nr. V. j j | 


Gemwährsleiftung., In wie fern bei der Erbpacht das Recht des 


I, 


— 


uebernehmers, die Sachen in contractmaͤßiger Art zu fordern, durch Verjaͤh⸗ 


rung verloren geht? $. 91. ©. Ceſſion. 

Gewalt, väterlidhe. Ob ein großjähriger, noch unter vaͤterlicher 
Gewalt ftehender Sohn mit feinem Vater ohne Zuziehung eines Curators 
contrahiren fann? $. 523. ©. Minderjährige. 

Gewerbe f. Willenserklärung. 

Gewerbeberehtigungen. Aufhebung der ausfchließlichen in ben 
Städten der Provinz Pofen $. 823. . Bankgerechtigfeiten $. 824. In wel: 
Ken Fällen. die Inhaber derfelben Entfhädigung für deren’ Aufhebung bean: 
fprüdyen Eönnen? $. 824. rmittelung der Entfhädigung $. 825. Der 
Ablöfung kann nicht widerfprochen werden $. 826. Auffordrung zur Liquis 
‚ bation der Entfhädigungen und Zeflftellung derfelben d. 827. Wann der 
 Entfhädigungsanfpruch als unbegründet zurüdgewiefen wird. $. 828, Rechte 


ber Realgläubiger des Bankbefigers bei der Ablöfung $. 829. 833. Berech⸗ 


nung bed Gapitalwerthes der Gewerbeberechtigung $. 850. Was abgsfchägt 

wird? $. 831. Rechtsmittel gegen die Tare &. 832, Ablöfungsfond $.- 833. 

Beiträge zu demfelben $. 834. Einziehung derfelben $. 835. Belegung ber 

eimgegüngenen Eummen $. 836, Erlöfchung des Entfchädigungsanfprudys 

ı  Gewerbefreiheit f. Willenserklärung  . a 
Gemwerbefteuer. Welche Abgaben durch diefelben aufgehoben find ? 

$. 839, 840. Wann Zweifel entfteht, ob eine Abgabe eine Grundabgabe ift, 

‚ ober 'ob fie vom ‚Gewerbe entrichtet wird? $. 841. Abgaben gemifchter Nas 

tur $. 842. Erſatz der indelicte gezahlten Abgaben $. 843.. Wirkung fruͤ 

herer rechtsfräftiger Erfenntnifje $.. 844. 

" Gewerkſchaft. Legitimation bei Klagen wider bdiefelben $. 1169. 
Goͤritz f. Provinzialftände. I *: 
Greifswald f. Univerfitäten. 

Groß: und Kleinbürger f. Städteordbnung, redidirte, 

Gropjädti keit f. Majorennität. \ 

Grundgerehtigkfeit.. Ueber das onus probandi bei dev Negatorien- 
klage gegen ben Beſitzer des berechtigten Grundjtüds 8.105. Deren Erwers 
bung durch Verjährung $. 442. 444. . ZI: 


Grundfteuer. Priorität der vorbebungenen bei Domainenverfäufen, | 


$. 857. ©. Dismembration. | 

Grundftüde, ftädtifche. Deren Erwerbung durch Auswärtige in 
- Städten, wo die repidirte Stäbteprdbnung eingeführt ift $. 803. Deren ‘Ans 
und Verkauf f. Magiftrat. ; 

Guben f. Sommunallandtag. ’ 

Gütergemeinfhaft. Welche Gefese anzuwenden, wenn die Aus— 
fchließung derfelben, wo fie gefeglich ftatt findet, durch Vertrag erfolgt, die 
BerheirgthHung vor Einführung des Allgemeinen Landrechts flatt gehabt und 
die Öffentliche Bekanntmachung -unterlaffen? F. 10. Ob die in Danzig gel: 
tende auch auf Eheleute, die einen: erimirten Gerichtäftand haben, fich er- 
ſtreckt? 8.493, Verfahren, wenn die bei Gingehung der Ehe durch Vertrag 
ausgefchloffene Gütergemeinfchaft fpäterhin durch Vertrag eingeführt werben 
folt 8. 494. Deren Ausfchliefung bei Verheirathung des Minderjährigen 
.$. 1228. Binnen welcher Zeit nach erreichter Majorennität diefelde ausge⸗ 


/ 


* 


Gutsherrlich · bͤuetliche Verhältniſſe — Hadatie. 429 


ſchloſſen werden Tann? $. 1229. Kann bei der Guͤtergemeinſchaft bie Beſig⸗ 
titelberichtigung für den‘ bisher als Beſitzer bekannten Ehegatten verlangt 
werben? 8.495. Wo müffen Verträge über Ausfchliefung der Gütergemein: 
haft aufgenommen werben? '$. 498. Erbrecht bes Überlebenden Ehegatten 
und der Kinder bei der Gütergemeinfchaft in der Herrfchaft Gimborn : Neu; 


ftabt F. 499. Rechte des überlebenden Ehegatten. an den ihm verbleibenden- 
Miteigentbum $. 500. Verfahren, wenn bei der Auseinanderfegung zwiſchen 


der Mutter und ben Kindern die Mutter Grundftüde aus der Gütergemein- 
ſchaft annehmen will $. 501. ©. Juden. 


Gutsherrlihsbäuerlihe Verhältniffe. Zuziehung der Hypo⸗ 


thefgläubiger und Realberechtigten bei Capitalabfindungen $. 588. Nr. 1. 


$. 589. In weldyem Falle eine Zuziehung bderfelben nicht erforderlich ift?" 


$. 590, Wenn fich diefelben auf ergangene Bekanntmachung nicht melden 
$. 588. Nr. 2. Anzeige von dem abgefchloffenen Receß an die Hypotheken— 
behörde und Eintragung eines vorläufigen Vermerks $. 588.-Nr. 3. Ver: 


fahren, wenn bie Gläubiger ſich melden $. 588. Nr. 4 Vorbehalt der ges. 


feslihen Verwendung der Ablöfungscapitalien $. 988. Nr.4.5. Wenn diefe 
nachgewieſen ift $. 588. Nr. 6. enn fi) nur einige der Intereffenten mel: 
den F. 588. Nr.7. Wenn bie Ablöfungsgelber beponirt werben 8.588. Nr. 8. 
Streitigkeiten über die Verwendung ber: Ablöfungscapitalien $. 538. Nr. 9. 
Rechte der Realberechtigten bei Veräußerung von Abfindungsländereieh Be: 


hufs Dedung der Einrichtungskoſten $. 591. Verwendung der für bie Hof: 


wehrgelder gezahlten Ablöfungen d. 595.. Verwendung der Ablöfungscapita- 
lien zu ben neuen Einrichtungen und Rechte der Realberechtigten in diefer 
Beziehung $. 596. Was zu den Einrichtungskoften gerechnet wird? $. 596, 
Nr. 1.-b Wenn in dem Betriebsplane des Hauptguts eine Aenderung 
nothwendig wird $. 596, Nr. 2. Befonders bei Lehn: und Fideicommißgü: 


teen $. 596. Nr.2. Rechte des Gutsbefigers oder Abgabeberechtigten auf den “ 


von der General-Commiffion feftgefesten Gelbbebarf 8.597. Rechte ber Real: 
berechtigten, fi die Verwendung nachweiſen zu laffen F. 597. Rechte der 
Lehn⸗ und Fideicommißdefiger zur Verpfändung der. Subftang des Guts $. 598. 
599. Wie lange ben Gutsbefigern überhaupt bie Befugniß zu Berpfändun- 


gen 2c. wegen der Einrichtungsfoften zufteht? $. 600. Wirkung der Ausein: - 


anberfegung in Beziehung auf die Rechte dritter Perfonen $. 601 — 603, 
Sm Großherzogthum Pofen, dem Eulm: und Michelauſchen Kreife, und in 
den Landgebieten ber Stadt Thorn und Danzig Fönnen Provocationen eben= 
falls fofort bei den General: Commiffionen angebracht werden $.' 604. ©. 
Hülfsdienfte, Zehn, | 

Gutsherrſchaft. Zuͤchtigungsrecht derfelben $. 587. Gegen Gefinde 

im Hofebienfte $. 537. . 
H. 
* / 
- Halbau, Stadt. Deren Ausfcheiden aus dem ſtaͤdtiſchen Wahlvers 
bande $. 1077. ; - 

. Bandwerfögefelle Wem beffen Verpflegung obliegt, wenn er atı 
der Reife erkrankt? 8. 141. © * PR 7 
ı Haushaltsetat f. Magiftrat. 

Hausofficianten. In.wie fern biefelben ald Bevollmächtigte ihrer 
Dienftherren Prozeffe führen können? $. 269, ' 
.  Pavarie: Angelegenheiten der dänifchen Unterthanen $. 892, 


’ 
* 


N 


» * 
- 
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Heimfallsreht. PVererbungsgrundfäge $. 608, 609. Ablöfung befs 
felben in der Provinz Weftphalen $. 610, 

Hofwehrgelder f. gutsherrli:bäuerlihe Verhältniffe 

Hordenſchlag im Magbeburgifchen $: 446. 447. 

Hofpitäler f. Schenkung. 

Hülfsdienfte. Deren Ablöfung im Umfange des Brandenburgifchen 

Provinzialverbandes $. 593. In Ir Provinz Pommern $. 594. 
HPypotheken. Welche derfelben bei Anlegung bes Hypothekenbuchs 
im Herzogtum Weftphalen, Fürftentbum Siegen und den Grafichaften Witt: 
genftein von Amtswegen berüdfichtigt werden müffen? $. 21. Wie dabei zu 
verfahren? $. 22. Db ein Nadlaßgläubiger, welcher auf den Grund eines 
vor eröffnetem erbfchaftlichen Liquidationsprozeffe erhaltenen Titels zur Hy: 
pothek, feine Fordrung erft nad eröffnetem erbichaftlichen Liquidationsprozeß 
zur Eintragumg in das Hypothekenbuch angemeldet und die Eintragung bewirkt 
hat, gegen die übrigen Nachlafgläubiger das Recht der dritten Glaffe er— 
wirbt? $. 150. 

Hypothekenbehoͤrde im Herzogthum Weftphalen, Fürftenthum Sie: 
gen und den Grafſchaften Wittgenftein $. 12. 

Hypothefenbud. Im Herzogthum Weftphalen, Fürftenthum Siegen 
und den Grafſchaften Wittgenftein erhalten nur Grundftüde, nicht aber Ge: 
rechtigkeiten ein folium $. 13. Anlegung deffelben be. gefheiltem Eigenthum 
und bei Bererbpacdhtungen $. 13. Wann die Anlegung des foliums erfolgt? 

$. 15. Folgen der Anlegung befjelben $. 38. Wenn daffelbe noch nicht ans 
gelegt ift 5. 34. Rechte derer, die ein Älteres Realrecht erworben haben 

Eintragung ber beim Verkauf eines Grundftüds gemachten Bedin- 
gungen oder Realftipulationen, wenn ber Befigtitel für den Käufer noch 
nicht berichtigt ift $. 397. Eintragungen und Löfchungen ex officio $. 400. 
©. Beſitztitel. | 

Hypothekenfordrung. Ob der Käufer eines Grundftüds für bie 
‚ in ‚partem pretii übernommene perfönlidy verhaftet ift? 8.77. Die im Wege 
der nothwendigen Subhaftation ausgefallenen müffen gelöfcht werben $. 318. 
©. Sonfolidation, Zahlung. 

Hhpothefengläubiger. Wie diefelben ihre Rechte bei Regulirung 
des Hypothekenweſens im. Herzogtum Weftphalen, FürftenthHum Siegen und 
den Graffhaften Wittgenftein. wahrzunehmen? $. 28. Ob ſich deffen Recht 
auch auf das von einem Dritten fpäter auf dem verpfändeten Grundftüd er: 
richtete Gebäude erftredt? $. 68. Deſſen Necht gegen den Pächter eines 
verpfändeten Grundftüds, wenn das locarium den Pachtwerth nicht Erreicht 

i . ©. Dismembration. 

Hypothekenrecht. Erlöfchung bdeffelben bei Ablöfungen $. 405. ©. 
Öypothefengläubiger. 

Hypothekenſchuld. Weber die perfönliche Verpflichtung bes Erwer— 
bers einer unbeweglichen Sache durch einen ‚fpeciellen Rechtstitel für bie bar: 

auf haftenden Pfand» und Hypothekenſchulden $. 860 — 369. Wenn das 
Grundftüd in einer nothwendigen Subhaftation ‚erworben ift $. 370. 

Hypothelenmwefen im Herzogthum Weftphalen, Fürftentyum Siegen 
und den Grafjchaften Wittgenftein $. 11—35. ©. Bergwefen. 


J. 
Jagd. Ablöfung der Domainenjagden $. 440. 
Illegitimitaͤt ſ. Vaterſchaft. | 


\ ei | 
S$mmatriculation f. Immatriculations: Commiffion. 
Smmatriculations: Commiffion. Deren Errichtung auf ben 

Univerfitäten $. 1060. Werpflichtung des Studirenden, fich bei derfelben zu 

melden $. 1060. Nr. 1. Erforberniffe zur Smmatriculation $. 1060. Nr. 2. 

Wie die Zeugniffe über das Betragen der Studirenden ausgeftellt -fein müfs 


fen? $. 1060, Nr. 3. Wann die Immatriculation verweigert werden, muß? 


$. 1060. Nr. 4. Vor der Immatriculation auszuftellender Revers und Be: 


fanntmahung ber Vorſchriften des Bundesbefchluffes vom 20. September | 


1819 $. 1060. Nr. 5. ©. Univerfitäten, Studenten. 
Sndoffement f. Wechſel. I 
Snnung f. General: Innungs: Artikel, Zünfte. 


Sntelligengblatt. SInfertionszwang in der Provinz Sachſen 5.448. 


ü Juden. Wem bei Schliefung jüdifcher Ehen die Beachtung der Vors 
- fhriften $.' 18 ff. 147. Zit. 1. und $. 187. Anh. $. 89. Zit. 2. Thl. I. 
U. L. R. obliegt $. 462. Ob zwifchen jüdifchen Eheleuten‘, welche nach jü= 
difchen- Ritualgefegen lebten, Gütergemeinfhaft eingeführt wird, wenn fie an 
einem Orte, wo biefe gilt, zur chriftlichen Religion übergehen? 8.492. Im 
Großherzogthum Pofen $. 41. 42. 894 ff. Ihre Verheirathung mit Auss 


länderinnen 8.461. Was die Stelle der Trauung berfelben vertritt? $. 468. | 


Rechte der Judenſchaft eines jeden einzelnen Orts 8.895. Bereinigung meh: 


rerer zu einer Synagoge und r einem Gorporationsperbande &. 895. 896. . 


Wer zur Corporation gehört $: 897. Gtimmfähigkeit in derfelben $. 898. 
Repräfentanten und Verwaltungsbeamte $. 899. Deren Anzahl, Dauer der 
Verwaltung und Statut $. 900. Rechte und Pflichten der Verwaltungs: 
beamten und Repräfentanten $. 901. Verwaltung ber Vermögensangelegen: 


heiten und Oberaufficht der Regierung $. 902. Beflimmung ber Knaben: 


nach vollendeter Schulbildung $. 903. Militairpflichtigkeit $. 904. Binnen 
welcher Zeit die Gorporationsangelegenheiten der Juden geordnet fein müf: 
fen? $. 905. Naturalifation, allgemeine Erforbernifje $. 906. Beſon⸗ 
- dre Erforbernifje $. 907. Naturalifations- Patente 5.908. Folgen ber Was 
turalifation $. 909, Auseinanderfegung mit der Corporation bei Verlegung 
des Wohnorts in eine andre Provinz $. 909. Nicht naturalifirte Juden 
8. 910, Certificate derfelben und deren jährliche Reviflon 5. 911. Wann 
diefe ertheilt werden? $. 912. Annahme eines beftimmten Bamiliennamens 
$. 913. Was die Regierungen hiebei zu berüdfichtigen haben? $. 914. 
Verfahren mit den nicht naturalifirten Juden, die fein Gertificat erhalten 
haben $. 914. Befchränkungen der nicht naturalifirten, aber mit Gertificas 


ten verfehenen Juden $. 915. Dürfen Eeine beraufchende Getränke auf Eres, 


. bit verfaufen $. 181. Können nur gegen gerichtlich aufgenommene Schuld: 
urkunden Darlehnögefchäfte abfchliegen $. 214. Dürfen vor zurüdgelegtem 


24. Jahre nicht heirathen $. 465. rforberniffe zu ihrer Verheirathung - 


überhaupt $. 916, Beſonders mit einer Ausländerin $. 916. Wann die ges 
duldeten Juden naturalifirt werben Eönnen $. 917. Berfahren gegen Beet 
difhe Suden $. 918. Dualification der Juden in ber Provinz Pofen zu 
Staatsämtern und Magiftratödirigenten $. 986. Ob diefelben als Deputirte 
ER ben Streistagen, Provinzial: "und Gommunallandtagen gewählt werden 
önnen? $. 1100. Wenn Juden aus dem Großherzögthbum Pofen in eine 
andre Provinz ziehen wollen. - Gewinnung des Staatsbürgerrechts $. 920. 
Suden in ben neuen und wiebererworbenen Provinzen 
; werben nicht nach dem Ebdict vom 11. März 1812, fondern nad) den ‚Vor: 
ſchriften beurtheilt, welche bei der Befignahme der Provinz dort degolten 
haben $. 921. Die Stäbteorbnung bat in diefen Verhältniffen nichts geäns 


Immatriculation — Juden. 431 


. F L \ . ! 
432 —, Jubden — Kinder, — 

“dert $. 922. Nach welchen Geſetzen die Juden in ben Städten des Herzog⸗ 
Sachſen und in den Weftphälifchen Landestheilen beurtheilt werden 
Zuden in der Stadt Danzig und beren Gebiet z. 928. De— 
ren Verhältniffe 8. 923. Aufnahme neu einziehender $. 923. 

‘©. Aufgebot, Dorfſchulze, Lehrburſche, Militairpflidt, 
Polizeigerihtsbarkeit, Nittergüter, Schulen, Städteord: 
nung, revidirte. . ; et | 

Suftitiariat. Prüfung, wenn ein Eöniglicher Juſtizbeamter derglei- 
chen übernehmen will $. 1192, | 

Suftitiarius gehört zu ben mittelbaren Staatsbeamten $. 946. ©. 
Gerihtsbarkeit, freiwillige, Patrimonialgerichtdbarkeit. 

— Buftizcommiffarius f. Ceffion. — 
| Suftizminffterium. Ernennung von zwei Suftizminiftern und ver⸗ 
fchiedene Functionen berfelben $. 1071. 

Zufizofficianten. Bildung eines Unterftüsungsfonds für die Kin: 
der verftorbenier 8. 983. Verwaltung beffelben $. 983. Nr. 11 Was zu 
demfelben vereinnahmt wird? $. 983. Nr. 2. Wie lange Unterftügung aus 
demſelben gewährt wird? 8.983. Nr. 3. Höhe derfelben $. 983. Nr. 4., 
u a zu berüdfichtigen $. 983. Nr. 6. Rechnungsabnahme $. 983. 

r. 6. ei u 


j Juſtizraths-Titel. Wem derſelbe zu ertheilen 8. 989. * 


8. 


Kämmereivermögen f. Bfkstgemelnbe, Magiftrat.. 
Käufer f. Hypothekenſchuld. \ 
Kalau f. Sommunallandtag. | z 
Kaufcontract. Folgen, wenn der Käufer cine Perfonalfchuld des 
Verkäufers in partem pretii übernimmt $. 78. Rechte der Gtäubiger bei 
‚Verkäufen zahlungsuhfähtger Schuldner $. 169. Wanrenverfauf nad) Mu: 
ftern $. 172, Auf Probe und bis zum Befehen $. 183. Ob es beim Ber: 
auf in Paufch und Bogen einer befondern Uebergabe bedarf? 8.176. Wem 
bei einer Waarenbeftellung unter Kaufleuten die Art des Transportes über: 
laffen ift? 8.478. Rechte des Verkäufers, auf Eredit verkaufte Waaren von 
dem Käufer wegen ausgebrochenen Concurfes zurüdzunehmen F. 179. Korm 
der Kaufverträge zwifchen Eheleuten in flehender Ehe $.478.’479.. ©. Hy: 
pothekenbuch, Hypothefenfhuld, Kaufgeld, Uebergabe. 
Kaufgeld. Ob dafjelbe zur Gültigkeit eines Kaufvertrages über oͤf— 
fentlih feil gehaltene Sachen ausdrüdlich verabredet werden muß? $. 174. 
Sn wie fern ein Gommiffionär für das creditirte verhaftet ift? $. 270, 
i Kaufleute follen ihre Bücher nad) der Berechnungsart der Silber: 


- groſchen führen $. 292. 292b. ©. Verzugzinfen. 


Kinder. Sicherſtellung des Vermögens berfelben, wenn ber Vater zur 
zweiten Ehe “fehreitet 3. 525. Ob ber Vater von ber einmal’ beftellten ©i- | 
cherheit entbunden werden Tann? $: 5%5. Wo bie Cautionsinftrumente zu 
afferviren? $. 526. Prüfung der Sicherheit, wenn der Water die für das 
Vermögen der Kinder zur Sicherheit beftellten Grundftüde verkauft $. 527. 

Kinder, uneheliche. - Ob ein im Ehebruche erzeugtes Kind legiti— 
mirt werben kann? $. 532. Werbindlichteiten des Großvater väterlicher 
Seite zur Alimentation derfelben $. 536. In welder Religion uneheliche 


( 
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Kinder zu erziehen find? $. 587. Grforberniffe gur Begründung bes Erb: 
rechts eines unehelichen Kindes auf ben Nachlaß des Vaters 5.583. S. Ali ' 
mente, Vaterfhaft. | ! 
Kirche f. Schenkung. | 
Kirchen: und Schulabgaben f. Dismembration., 
Kirdhenbud. Durch wen die Eintragung der geiftlichen Amtshand« 
lungen erfolgt? $. 1022. Der Militairgeiftlichen $. 1030. Deren Aufbes 
wahrung und Eintragung in biefelbens Atteſte aus bdenfelben $. 1030. Auss 
züge aus den Kirchenbüchern überhaupt $ .1031. Duplicat $. 1032. . Ge⸗ 
bühren für die Eintragung in biefelden $. 1082. ©. Amtshandlungen. 

Kirchengemeinde. Zufammenberufung ber Mitglieder derfelben in 
Städten, die über 10,000 Einwohner haben $. 563, 

Kirchengeſellſchaft, geduldete. Erlaubniß für diefelben zum An- 
kauf von Gebäuden zu gottesbienftlichen Zufammentünften $. 997. Geneh—⸗ 
migung zum-Anfauf liegender Gründe burch biefelben $. 1008. 
en en Y ——— cke. Wann dieſelben von der Communalſteuer frei 

Kirchenordnung, Militair-, vom 12. Februar 1832 tritt an die 
Stelle des Militairs Kirchens Reglements vom 28. März 1811 8. 994. Des 
ren Anwendung bei ber Garniſonkirche zu Berlin und Hof⸗ und Garnifons 
irche zu Potsdam $. 995. | | 
- Kirhenrehnung. Deren Abnahme $. 1047. 

— Kirchenvermdögen. Anlegung der Gapitalien in Staatgsſchulbſchei⸗ 
nen $. 1048. Bei Sparcafien $. 1044. Vererbpachtung und Verleihung 
in Erbzins: der Kirchen, Pfarr», Kuͤſterei- und Schulgrundftüde $. 1045: 
Was die Gerichte bei den Prozeffen der Kirche zu beobachten haben? 6.1046; 
Militate: Kirchenvermögen, deſſen Verwendung und Verwaltung $. 1036; 
1037. Bildung eines Guratorii ober Kirchencollegiums $. 1038. Kirchen⸗ 
vorfteher, Rendant und deren Bunctionen 8, 1039. Revifion der Kirchen⸗ 
rechnungen $. 1040. J 8 
—Kirchenvorſteher. Ob die Concurrenz bed Pfarrers ben zweiten 
Vorfteher erfegen kann? $. 1041. Ob die gewählten beftätige werben müfs 
fen? $. 1042. ©. Kirchenvermoͤgen. 

. Kirchhof. Wem beffen Anlegung obliegt? $. 1006, Deren Beräuße: 
rung $. 1007. | 

Kreischirurgus. Deffen Uniform $. 984. I 

4 Kreisjüſtizrath. Deſſen Rang $. 988. ©. Sirgelung; Te—⸗ 

: ffament,. ' 
+ Kreisftände. Wie bie Petitionen derfelben abzufaffen und einzurei⸗ 
Ken? $. 1106. Außerordentlihe Zufammenberufung berfelben $. 1106. Nri 
2. 3, Wenn fich .diefelben an des Königs Majeftät wenden wollen $. 1106, 
Nt. 4. Ihre Theilnahme an ber Veranlagung bee Glaffenfteuer und Pruͤ⸗ 
fung der. dagegen erhobenen Beſchwerden $. 1107, 

Kreisftandfhaft. Unter: weldien Bedingungen biefelbe bei Uebers 
gabe eines Guts vom Vater auf den Sohn übergeht? S. 1110.- 

Kreistage. In welchem Falle die Einfendung von Stimmzetteln unb 
Vollmachten zuläffig ift? $. 1108. In der Niederlaufig S. 1095. Zahl 
ber ftädtifchen Deputirten $. 1096. Gonvente $. 1097. Einwirkung der 

Oberpraͤſidenten ber *58 1098. Gonvente der Vaſallengutsbeſitzer ber 
Herrſchaften Sorau unb ebel $. 1099. In Pommern, welde Bes 
ln berfelben der Regierung zur Beftätigung vorgglegt. werben. muͤſſen? 


9 Ergäng. z. preuß. Landrechte. IV. Thl. | 28 


% 


\ 


434 Krugverlag Landweht. 


— Krugverlag. Ob derſelbe in der Provinz Poſen für aufgehoben zu 
erachten? $. 459, Ob und welche Verträge hierüber noch errichtet werben 
Eönnen? F. 460. ' 
Kündigung ber. Hypotheken: Gapitalien bei Ablöfungen $. 405. 
Künftler. Wer darunter zu verftehen? $. 850, | 
Kuͤſter. Erhaͤlt die Gebühren für die Eintragung in bas Kirchenbuch 
Kunftgärtner. Ob diefelben ald Gefinde zu betrachten? $. 555. 
Kunftftraße f. Chaufſee. — 

Kuxe. Kirchen- und Schulfure in Schleſien $. 1168. 


aha 
u 


f 
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Landarmen: Verwaltung in Alt: Vorpommern $. 1234. 
Landesgefeße, allgemeine. Was, darunter zu verfichen? $. 4. 
Landesho,heit. Unterfchieb zwifchen Iandeshoheitlichen und. fiscalte . 
ſchen Rechten $. 60 Ä — 
Landgemeinden. Verwaltungsangelegenhelten derſelben in den zum 
Verwaltungs-Verbande der Provinz Sachſen gehoͤrigen, der weſtphaͤliſchen 
wiſchenregierung unterworfen geweſenen Landestheilen $.1.2. Deren Schul⸗ 
enverhaͤltniſſe in Schlefien $. 565. ©. Stadt- und Landgemeinden, 
gandredt. 7 
Landrecht. Einführung ber Vorſchriften Thl. II. Zit.7..$. 18 — 86. 
auf die Vermaltungsangelegenheiten der Landgemeinden in den zum Berwals 
tungsverbande ber Provinz Sachſen gehörigen, ber weftphälifchen Zwiſchen⸗ 
vegierung unterworfen gemwefenen Landestheilen $. 1. Anwendbarkeit der Vors 
ſchriften beffelben in allen Angelegenheiten ber ftreitigen und freiwilligen Ge—⸗ 
richtsbarkeit, über welche ben Gouvernementsgerichten in ben Bundes feſtun⸗ 
gen - Mainz und Luremburg die Zurisdiction übertragen ift $.3.. S. Buͤrg⸗ 
Schaft, Ehefrau, Gütergemeinfhaft, Verjährung, Verträge. 
Landtag f. Provinzialftände. , | 
Landtagsabgeordnete f. Provinzialftände. : 
Landtagsfähigkeit. Wie dieſelbe den ritterfhaftlichen Gütern, 
melde vormals zum Königreich Weftphalen, zum -Großherzogthbum Berg, zu - 
den franzöfifchen Departements dieffeits bed Rheins. und zur Provinz Sad 
fen gehörten, nad) Ablöfung der Reallaften erhälten wird? F. 1074, Wr. 1, 
Wie die Ergänzung folder Güter erfolgen ‚muß? $. 1074. Nr. 2. Wenn 
das Gut vor der Ablöfung mehr ala 1000 Rthlr. Reinertrag gewährt hat? 
8.1074. Nr.3. Wenn ber Reinertrag geringer war? $. 1074. Nr.4. Wie 
lange. Frift dem Befiger zur Ergänzung; geftattet iſt? $. 1074. Nr. 5.6. 
Wenn das Gut ohne KRitterfig blos in Natural: oder Geldrenten beftehr? 
$. 1074, Nr. 7. Wem die Entfcheidung in diefen Angelegenheiten gebührt ?- 
8.1074, Wie diefelbe bei Zerftüdelung eines Guts im Großherzogthum Pos 
fen verloren geht? F. 1075. Art. VI. "Wie biefelde bei Zufammenlegung 
“ mehrerer Güter erworben werben kann? $. 1075. Art. VII. er 
| Landwehr. Geftellung ber Pferde zur- Mobilmachung ber Provinzial 
Landwehr 8.951. Nr. 11. Zu den Uebungen ber Landwehr:@avallerie $. 952. 
Wem fie obliegt? $.952. Nr.1. Maapftab ber Verpflichtung $. 952. Nr.l2. 
.Mepartition $. 952, Nr.3. Wie die Geitellung zu bewirken? 8.952. Nr... 
Koften $. 952. Nr. 5. Aus beutfchen Bundesftaaten eingewanderte Inbivis - 
duen, bie bort bereits gebient haben, gehören zur Landwehr $. 958, Daum 


— 


A 1 Landwehr⸗Offizier — Lehnſtamm. | ‚435 


der — ——— ber Provinz Weſtphalen F. 954, Derer, bie 
erft nach vollendetem 20. Jahre in den SKriegsbienft treten $. 955. 956. 
. Derer, die ſich dem Kriegsdienſt böslich entzogen haben S. 957. Befreiung » 
derjenigen, welche als alleinige Ernaͤhrer ihrer Familien zurückgefteilt find 
6. 958. S. Armee, Glaffenfteuer, Militairpfligtigkeit. 
Landwehr» Dffizier f. Elaffenfteuer, Bormundfhaft. 
Laſten, allgemeine. In welden Fällen der Rechtsweg wegen Ber 
freiung -von benfelben zuläffig ift? $. 1110. Ob Abgaben an die Kirche, 
Geiftlichkeit und Schulen zu ben allgemeinen Laften zu rechnen? $. 1141. 
S. Abgaben, Befigtitel. | — eg 

Laudemium. Beweis der Verpflichtung zur Entrichtung deffelben 
bei: der Vererbung von WAufticalftellen in Schlefien $. 852. Höhe deffelben 
$. 854. Berechnung bes Werths des Altentheils bei Entrihtung von Lau⸗ 

Lebus f. Provinzialftände. ._ *F 

Legat. Iſt ein, den zwanzigſten Theil des Nachlaſſes nicht -überftels 
gendes , "mündlich aufgetragenes Legat aültig,: wenn dem Notherben nur der 
Nießbrauch des Nachlaffes zugewendet ift? S. 250, Einzichung beffelben, wenn 
. eine Activ»Forbrung mehreren Perfonen als folche binterlafjen ift $. 830, 

Legitimation f. Kinder, uneheliche. 

Lehn. Anwendung der Verorbaung vom 9. Zuny 1827 auf daffelbe in 
ben jenfeits ber. Elbe belegenen gem $. 40.. Ob die demfelben bei Res 
gulirung gutöherrlich » bäuerlicher Werhältniffe, Dienftablöfung, Gemeindeits: 
theilungen ober Reluition von Grundgeredhtigkeiten durch bie General: Soms 
miffion auögemittelte Entfhädigung ohne Beleiyung in die Stelle ber aufges 
gebenen Gerechtſame tritt? $. 366. S. Lehngut, Lehnſtamm, Lehns— 
competenz, Lehnſchulzengut, Geldſtamm. 

Lehngut. Verwendung der dem Beſitzer vom Staate für die Abtre— 
tung eines dazu gehörigen Forſtgrundſtuͤcks gezahlten Entfhädigung F. 345, 
Aufhebung der Vorſchrift des ſaͤchſiſchen Lehnsmandats, wonach Stadtge⸗ 
meinden, welche Lehngüter befigen, die Lehen durch Lehnstraͤger fuchen maͤſ⸗ 

fen $. 335. Ueber die Verhältniffe der im Preußiſchen belegenen Pertinens 
zien bon £ehngütern im Königreich Sachſen und dem Großherzogthum Sadıs 
fen: Weimar $. 338. Wenn biefe Pertinenzien in Zinfen und Dienften bes 
ftehen $. 338. Verfahren bei ofen über diefe Rechte und Bei der Gubs 
baftation des Hauptguts $. 838. b daſſelbe wegen einer eingetragenen, 
nicht für alle Agnaten verbindende, auf die Gubftang des Guts vom Beliger 
aufgenommene Schuld fubhaftirt werden kann? $. 341. Priorität der Capi⸗ 
talsfordrungen und privilegirten Zinsruͤckſtaͤnde der eingetragenen Gläubiger 
unter einander. bei Gequeftration der Revenüen $. 412. ©, Lehn, gut 
herrlich-baͤuerliche Verhältmiffe, Ablöfung. | 
„ebnscompetenz. Bon weldien Gläubigern der Lehnsbeſitzer ſolche 
verlangen Tann? $. 346. | — 
N Verhaͤltnifſe. 
> ehbnshnpothek. Deren Geffionen und Verpfändungen im og⸗ 
thum Sachſen $. 342.843. ven 
— ualitaͤt. Wo dieſelbe im Hypothekenbuch eingetragen ſein 

u 
Lehnſchulzengut. o muß das Obereigenthum im otheken⸗ 
Sud, eingetragen ein $. ie i bel &p f * _ Popot) 

. ehnſtamm. Anwendung ber ehnguͤtern uͤberhaupt ertheilten ge⸗ 
> feglichen Vorſchriften auf dieſelben F. 348, RETTEN IE 
. R 2* 
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436 Lehnstraͤger Magiſtt 
eehnsträger f. Lehn. | | 
Lehranſtalt, mebicinifhe hirurgifhe. Nachwels ber Genügung ber 
Militatpflicht vor der Aufnahme in diefelbe 5. 9653*. ©. Schenfung. 
Lehrburfche. Aufnahme fremder Juden als foldhe $. 278. ©. Ges 
findeorbnung. . 
’ Reibrenten: Vertrag. Die Beflimmung ber Höhe der Renten ift 
der freien Willkühr ber Parteien überlaffen $..206. 207. 
Leihenpäffe. Wer biefelben ertheilt? F. 1029, 


— Seihamt, Eönigliches, für Berlin, fteht unter Garantie und Auffiht 


ber Seehandlung $. 374. Deffen Fonds 8.375. Beamten:Perfonale $. 376. 
Buchführung und Gontrole $. 877. Siegel $. 878. Allgemeine Vorfchrifs 
ten wegen Berpfändung bei bemfelben F. 282. Welche Pfänder, und mie 
hoch biefelben angenommen werben? $. 379. Höhe der Darlehen, Zinsfuß, 


"und auf wie lange das Darlehn gegeben witd? $. 380. Won wem Pfänder 


angenommen werben? $. 381. Abſchaͤtzung berfelben und Zahlung des Dars 
lehns $. 882. Eintragung in bie Bücher F. 383. Pfandfchein $. 884. 
Grundfäge, nach weldyen der Schabenerfag beim Verluſt oder Verderben des 
Dfandes gewährt wird $. 384. Aufbewahrung ber Pfänder und Garantie 
für diefelben $. 385. Nechte des Leihamts in Bezug auf die bei demſelben 
deponirten Pfänder $. 283: 393. inlöfung bes Pfandes und an wen fols 
ches ausgehändigt wird? $. 386. Verfahren, wenn der Pfandfchein verlos 


‚ren iſt. Wenn fih ein Dritter damit meldet $. 387. Prolongation ber 


Darlehne $. 388. Verfahren nach Ablauf der im Pfandfcheine bemerkten 
Frift und Verkauf der Pfänder $. 888 - (Geite 108. $. 16.). Wenn fidy 
der Pfandinhaber noch vor dem Zufchlage zur Cinlöfung melbet $. 389. 
Belanntmahung des Verfaufs und Verwendung bes UWeberfchuffes $. 390. 
Verfahren, wenn der Schuldner den Pfandſchein verloren hat und die Auss 
zahlung des Ueberfchuffes verlangt $. 590. Wenn auf das Pfand oder den 
Ueberfhuß vom Gericht Arreft gelegt ift $. 390. Werpfändung von auf jes 
den Inhaber lautenden Staats- oder Communalpapieren $.391. Verfahren, 
wenn fih Pfandfcheine in einer Concursmaſſe vorfinden $. 393. 
LiquidationdsProzeß, erbfchaftlider, f. Hypothel. 
Löfhungf. Hypothekenbuch, Hypothelenfordrung . 
Lotterie, auswärtige. Auf Bezahlung von Einfageldern in biefelbe 
findet eine Klage ftatt F. 195. | 
gudau f. Sommunallandtage 
Lübben f. Sommunallandtage 


J M. | 
Miller. Ob das Ein» und Ausclariren der Sciffelabungen zu ben, 


den Schiffsmaͤklern vorbehaltenen Gefchäften gehört? 8. 884. 
Maͤklerlohn. Ob bie vom Berkäufer, nach geichloffenem Vertrage, 
einem Dritten ertheilte Zuficherung, ihm für feine Bemühungen von den Kaufr 


rn er zahlen, als Maͤklerlohn oder als belohnendes Geſchenk an⸗ 


Magiftrat. Deffen Verhältniffe zur Stadt überhaupt 5.736. Wore 
aus berfelbe befteht F. 737. Perſoͤnliche Erforderniffe aller Magiftratsbeam= 
ten $. 738. Wenn ein Juftizcommiffarius zum Bürgermeifter gewählt wird _ 
8. 739. Grforberniffe der unbefoldeten Magiftratsmitglieber S. 740. Der 
befoldeten, befonders in Bezug auf ein. von ihnen zu treibendes Gewerbe 
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ober Öffentliches Geſchaͤft 8. 741. Der Vorfisenden 5. 74%, Grnennung ber 
Magiftratsmitglieder überhaupt, Wahlrecht und Wahlform 9.748: Verfah⸗ 
ren, wenn leine abfolute Stimmenmehrheit erreiht wird $. 748. Dauer 
des Amts der befolbeten und unbefoldeten Mitglieder 5. 744. Zeit der neuen 
Wahl S. 745. Wahl auf Lebenszeit $. 745. 746. Beftätigung der Wahl 
'$. 747. Grnennung des Oberbürgermeiftere F. 748. Einführung und Eid 
der Magiftratömitglieder $. 749. Beftellung der übrigen ftädtifhen Beam⸗ 
ten und Diener $. 750. Der Kämmerei-Renbanten und Communal-Caſſen⸗ 
Beamten $. 751. Bezirksvorfteher, deffen Wahl, Betätigung, Dauer ber 
Dienftzeit, Stellvertreter und Stellung „überhaupt $. 752. Befoldung der 
Magiftratsmitglieder, Aufftellung uhb Beftätigung bes Normaletats $. 758. 

enfionsanfprudy der befoldeten Magiftratsmitglieder und. Betrag der Pens 
ion $.744. Ob und in welchem Falle eine’ Verzichtleiftung auf die Penfton 
zuläffig ift? $. 755. Verfahren bei unfreimilliger Penfionirung ber. Magis 
ftratsmitglieder und‘ der Subalternen $. 756. 757. Wegfall der Penfion, 
wenn ber Penfionirte ein andres Staats: oder Gemeindeamt annimmt 9.758. 
Wegen Verbrechen $.760. Wenn dem Entlafjenen eine andre Stellung, ober 
ein geringerer Gehalt angeboten wird, und er biefes ausfchlägt? $. 759. 
Suspenfien, Entfegung und unfreiwillige Entlaffung der Stadtdeamten, bes’ 
ſonders bei Verluft des Buͤrgerrechts $. 761. Amtöverhältniffe des Magis 
ſtrats als Verwalter der ftäbtifchen Angelegenheiten und Aufſicht über ftäbdti- 
ſche Gorporationen und Stiftungen $.762. Als Staatöbehörde — Gefchäfts: 
form, Theilnahme an der Berathung der Kirchen und Schulangelegenheiten- 
8. 763. Ausführende Gewalt des Magiftrats $..765. Bildung befondrer 
Deputationen und Gommiffionen $. 765. Amtsverhältniffe des Bürgermeis 
ſters und Oberbürgermeifterse $. 766. Polizeigewalt des Magiſtrats und 
beffen Verhaͤltniß zu beſonders angeorbneten Polizeibehörben F. 767, Ges 
ſchaͤftsverhaͤltniſſe des Magiftrats und, der Stabtverorbneten : Berfammlung 
6. 768. Verhandlung zwifchen beiden Behörden $. 769. In welchen Källen 
ber a up ein Gutachten der Stabtverorbneten : Berfammlung einholen 
muß? Entfcheidung des Magiftrats $. 770. Befonders in Bezug auf die 
Ausübung des Patronats $. 771. In welchen Fällen der Magiftrat an ben 
Beſchluß ber Stabtverordneten gebunden iſt? $. 772. Entſcheidung ber 
’Stabtverorbneten : Berfammlung $. 773. Bei Niederlaffung der ſich melden- 
den Auswärtigen $.774. Verfahren beim Widerfpruch der Entſcheidung ber 
Stadtverordneten mit der des Magiftrats $. 775. 776. - Entfcheidung durch 
Uebereinftimmung beider Behörden -$. 776:  Entfcheidung mit Genehmigung 
der Staatsbehörben, befonders, bei freiwilliger Veräußerung von Grunde 
ftüden $. 777. Verfahren diebe Verkauf aus freier Hand F. 777. Bei 
Gemeinheitstheilungen $. 778. Bei Veraͤußerung von wiſſenſchaftlichen und 
Kunftfammlungen und Archiven $. 779. Bei Aufnahme neuer und Prolon: 
nation Älterer Anleihen und beim Anlauf von Grundftüden $. 780, ei 
Einführung von Gemeindeauflagen $. 781. Wann diefe überhaupt nur zu⸗ 
läffig it? 8. 781. 783. Durch Zuſchlag zu, den Iandesherrlichen Steuern 
$. 782. Mitwirkung ber Gtaatöbehörben bei Gemeindeauflagen $. 783. 
Nr. 2. Bedingungen ber, Einführung neuer Auflagen: $. 788. Nr. 3. Wie 
diefelben zu erheben? 8.788. Nr.4. Beiſchlag zu den Staatsfteuern 5.783. 
Nr. 5. Zur Gewerbefteuer $. 785. Nr. 6. Zur Grundfteuer F. 788. Nr. 7. 
Zur Glaffenfteuer $. 783. Nr. 8. Zur Mahl: und Sclachtfteuer $. 788: 
Nr. 9. Zur Braumalzfteuer $. 783. Nr. 10. Welche Auflagen nicht im 
Wege bes Zufchlags zu Staatsfteuern aufgebracht werden dürfen? $. 783. - 
Kr. 11. Wenn das Gemelndebedürfnig in Form einer Einfommenfteuer auf⸗ 


— 


* 
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gebracht wird $. 788, Nr. 12. Abgaben für beſondre Anſtalten g. 788. Nr. 18. 
Gompetenz ber Regierungen und der Minifterien zur Genehmigung $. 783. 
Nr. 14. Beiträge der Gemeinde zu ben Hebungskoſten F. 783. Nr. 16, 
Beibehaltung ‚der beftehenden Auflagen $. 783. Nr. 17. Bermandlung bes 
Gemeindevermögensd in Kämmereivermögen $. 784. Feſtſtellung ded Haus: - 
halts: Etats $. 785. Verwendung der Einfünfte $. 786.  Controle der 
Verwaltung durch die Stabtverorbneten. Entfcheibung von Differenzen durch 
die Regierung. Höhere abminiftrative Entſcheidung. Provotation auf ben 
Rechtsweg 8. 787. Abſchluß von Redhtsgefchäften $. 788. Wie wett ſich 

‚ das Erecutionsreht des Magiftrats erftredt? F. 810. In Berlin, Regula: 

tiv über das Geſchaͤftsverfahren bei demfelben $. 810. Beftätigung des Mar 
giftrats in mittelbaren Städten f. Städte, mittelbare. Verpflichtung 
zur Annahme der Magiftratöftellen |. Bürger. Zeftament. 

Majorennität eines Ausländers, wonach diefe zu beurtheilen? $.45, 

Majorennitäts » Erklärung. Wer darüber zu: beftimmen hat? 
8. 1225. In welchem Falle es der Einleitung einer Vormundſchaft über ei⸗ 
nen Minderjährigen nicht bedarf, wenn deffen Grofjährigfeits-Erflärung von 
feinem Bater in einer legten Willenserflärung beantragt ift? $. 1226. . 

' Mandatariengebühren f. Vollmacht. . 

Mandatstlage.mwegen einer Hypothekenfordrung, kann vor Beridh: 
tigung des Befistiteld gegen ben Eigenthümer des verpfändeten Guts ange 
ſtellt werben $, 411. Er 

 Manifeftationgeidb f. Pfanb. 

Matrikel f. Provinzialftände 

Mauer f. Stadtmauer. Zu 

Meifter f. Gefellem. 

Mennoniten in ben Rheinprovingen, den Provinzen Branden 
burg und Weftphalen._ Deren Militairpflichtigkeit F. 925. Folgen der Ge: 
nügung berfelben $. 925. Nr. 1. Wenn biefelbe zu leiften geiweigert wird 
8. 925. Nr. 2. Wenn gar keine Erklärung erfölgt $. 925. Nr: 3. Wenn 
die früher übernommene Verpflichtung zum Militairdienft widerrufen wird 
$. 935. Nr. 4. Folgen für einzelne Bamiltenmitglieder, die der Militair: 
pflicht genügen, ober ſich dazu bereit erklären $. 925. Nr.5. Zur Anfiedelung 
und Aufnahme neuer Mitglieder ift die Allerhöchfte. Genehmigung erforderlich 
6.925. Nr.7. Ob Mennoniten Grundftüde in Erbpacht nehmen können? $. 926. 

Merkpfahl. Werhältnig der Sommiffarien der Gerichte und der Re: 
gierungen zu einander bei Setzung eines Merkpfahls $. 138. 

Mei: Wehfel, Naumburger. Berfallzeit derfelben 8. 867. Nr. 
1. 2. Zeit zum Präfentiren, Acceptiren und Proteftiren der Wechfel $. 867. 
Nr. 3, Proteft wegen nicht erfolgter Zahlung $. 867. Nr.4. S. Wedhfel. 
| Miethsvertrag. Termin bei benfelben über Wohnungen, Speicher, 
Keller, Ställe, Holzhöfe und Gärten $. 425—438, S. Pahtcontract. 

Militair-Apotheke f. Militairpflidht. ’ 

Militairs Dienftzett. Bon welchem Tage an biefelbe gerechnet 
mwirb? $. 961. Eimjährige, Qualification der Böglinge der Gärtner: 
Anftalt zu Schöneberg und Potsdam zu derfelben $. 967. Der in den Nas 

vigationsſchulen zu Schiffscapitains und. Sfeuerleuten ausgebildeten Indivis a 
duen. Der Schüler der höhern .Stadtfchule zu Culm, des Progymnafiums 

- zu Deutſchkrona und Roffel 8.968. Der mit dem Zeugniffe der Reife Nr. 3. - 
abgegangenen Studirenden $. 969. Derer, bie bereits längere Zeit das 

Gymuafium verlaffen haben $. 970. .. j ‚ 
Militair: Geiftlihe Anzahl ber evangelifchen im Frieden F. 998. 


- 


\ 
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Qualification derſelben $. 1000. Beſonders als Lehrer 5.1000. Feldprobſt/ 
beffen unctionen und Rang $. 1001. Oberprediger $. 1002. BDivifiong: 
und Garnifonprediger $. 1003. Urlaubsertheilung $. 1003., Einführung ber 
Militair: Oberprediger. Der bei dem Keldlazareth angeftellten Militairpre- 
biger. Der Givil-Geiftlidyen, denen die Militairgemeinde anvertraut ift. 
Befonders der Eatholifhen $. 1018. Wahl und Ernennung des Keldprob» 
fies, der Garnifonprediger zu Berlin, ber Militair-Oberprediger und der 
übrigen Militair-Seiftlihen 8.1019. Wocation und Ordination der roͤmiſch— 
Fatholifchen  Militair:Griftlichen $. 1020. Zaufen und Zrauungen durch dies 
felben 2 1027. Verpflichtung zum Unterricht in den Divifionsfdyulen $. 1057. 
Bon wem ihre Entfernung aus diefen Functionen ausgehen muß $. 1057. 
Ihre Aufficht über die Elementarfhulen für die Kinder der Unteroffiziere und 
Soldaten $. 1058. Unfreimillige Entfernung, Amtsentfegung und Guspens 


‚fion berfelben $. 1033; ©. Stolgebühren. 


Militairgemeinde. Wer zu berfelben alhorte $..1011. 
Militairküfter. Deffen Anftellung und F$unctionen $. 1035... 
Militairperfonen f. Juden, Stabtgemeinbe. 
Militairpflihtigleit. Ob die gegen einen ausgetretenen Milis 


. tairpflichtigen ausgefprochene Vermögensconfiscatiön denfelben von der Mili: 
“tairpflicht befreit? .$. 950. Wie derfelden vom denjenigen genügt wird, welche. 


dreimal wegen Koͤrperſchwaͤche zurüdgeftellt find * $. 959. 960. Zuruͤckſtel⸗ 
lung ber, einzigen Ernährer hölflofer Wittwen $.:962. Der Gymmaflaften, 


die fich dem theologifchen Studium widmen wollen F. 971. Genügung bers 


felben durch ben Dienft auf preußifhen Schiffen F. 973—975. Der Zus 
den. — Durd den Dienft ald Compagnie: Chirurgen. — Ob biefelben 
in das Garbecorps eimtreten Fönnen? $. 976. Der im Auslande erzeugten, 
ohne Emigrationd: Sonfens ausgewanderten preußifchen Unterthanen $. 977. 
Wie derfelben von jungen Pharmaceuten im Militäirapothefen Genüge geleiftet- 
werben fann? $.963. Wem der Eintritt in diefelbe freifteht? F. 963. Nr. 1. 
Was zuvor nachgewiefen werben muß? $. 963. Nr, 2. Anwendung ber für 
den freiwilligen chirurgifchen Dienft gegebenen Beftimmungen auf diefelben und 
Verhältnig während der Dienftzeit überhaupt 8.963. Nr:3. In melden An- 
ftalten die Annahme der pharmaceutifchen Freiwilligen nur ftatt findet? $. 963. 
Nr. 4. Genuͤgung berfelben durch die Zöglinge der mebdicinifchschirurgifchen Lehr- - 
anftalten $. 963 *- Der Schulamts-Candidaten 5.964. Deren Zurüdftellung 

8.964. Wann biefelben angenommen. werden müffen? $. 965. ©. Juden, 

im Großherzogtum Pofen, Londwehr, Mennoniten, Schul 

amts: Kandidaten. 

Minderjährige. Ob diefelben, wenn fie in väterlicher Gewalt find, 
= — in integrum Anſpruch machen koͤnnen? F. 524. ©. Pu: 
pillen. 

Minderjährigkeit in Neuvorpommern und Rügen F. 56. 

Miteigenthum. Ausdeinanderfigung deffelben durch Verkauf, $. 326. 
Gefchieht im Wege der nothwendigen Subbaftation $. 327. - 

Miterbe. Deffen Rechte und WVerbindlichkeit- in Beziehung auf ben 
Nachlaß 5. 325. Ob vor erfolgter Erbaustinanderfegung auf Andringen eis 
nes Gläubigers eines Miterben die GSubhaftation eines beftimmten ee 


‚an einem zur Nachlaßmaffe gehörigen Grundftüde erfolgen kann? $. 


Folgen einer ſolchen Subhaftation für den Adjubicatar $. 325. 
Mühlen. In welden Provinzen das Gefes vom 28. Dctober 1810 
für publicirt zu erachten? $. 1162. | 
Mühlenzwang ſ. Zwangs- und Bannredt. 


Ä 
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Müllrofe fe Provinzialftände. 
Münzfuß. Was darunter zu verftehen? $. 298. 
Münzforte. Berechnung fremder Münzforte bei Darlehnsverträgen 
$. 219. Darlehnsverträge in fremden Münzforten können in das Hypothe⸗ 
kenbuch eingetragen werden $. 219. Bei Zahlungen im Handel und Verkehr 
‚im Innern $. 292, 292 « b.. 
Mutterrolle f. Befigtitel. = 


N. 


Nachdruck. Konventionen mit ausländifhen Staaten F. 237. Ob 
Buͤchernachdruͤcke, die ſich in einer Privatbibliothet befinden, bei. beren noth« 
wendigem Verkauf mit verkauft werden bürfen? $. 238. 

Notar f. Verträge. 

Nothtaufe f. Amtshandlungen. 

Novation f. Wechſel. | 


rg 


O. 


Dberbürgermeifter ſ. Magiſtrat. 
Oberprediger ſ. Militairgeiſthiche. 
Ordination f. Militairgeiſtliche. 


2 


Daßtcontract. In weldhem Falle ein Pacht- und in welchem ein 
- Micthövertrag anzunehmen, wenn ‚eine fruchttragende Sache mit einer ans 
dern in Einem Contract überlaffen ift? $. 69. Unter welchen Bedingungen 
berfelbe den Erben des Pächters gekündigt werben fann? F. 429, | 
Papiere. Die eine Zahlungsverbindlicdjkeit am jeden Inhaber enthals 
ten, fönnen nur mit Genehmigung des Staats in Umlauf gefeßt werben 
$. 215. 216. Strafe derjenigen, bie dies. ohne Erlaubniß thun $,215., 216. 
Wie die ertheilte Genehmigung befannt zu maden? 8.215. 216. Anfprüde 
der Inhaber folder Papiere S. 215. 216. Ausnahme hinſichtlich der Wech⸗ 
fel $. 215. 216, Auf jeden Inhaber Tautende, deren Außer: und Wieberin» 
coursfegung $. 285. Wirkung der, Außercoursfegung durch Privatperfonen 
für das betreffende Snftitue S. 385. Nr. 1. Verfahren, wenn ber Verluft 
eines außer Cours gefesten dem befreffenden Inftitut angezeigt wird $. 285. 
Nr. 2. Menn von einem Gericht Beichlag auf baffelbe gelegt wirb $. 285. 
Nr. 3. Außercoursfegung durch das Inftitut ober. eine andre Öffentliche Bes 
hörbe $. 285. Nr. 5. Deren Wirkung auf die Zinscoupons $. 385. Nr. 6. 
Auf abgefonderte Zinfen:Recognitlonen oder Zinsſcheine 5.285. Nr.7. Wenn 
weder Coupons, noch Binfen: Recognitionen audgefertigt find $. 285. Nr. 8. 
©. Pfandbbriefe, Verkauf. j x 
Parodie. Deren Trennung $. 1009. Welche Behörde fie leitet 
8. 1009. Auseinanderfegung ber Intereffenten und woher die Koften zur 
Beftreitung der Parochial: Einrichtung zu entnehmen $. 1009. Wann dies 
felbe als erlofchen anzufehen? $. 1018. WBerwendbung des Vermögens berfel« 
ben $. 1014, 1016. ! 


’ 
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Patrimonialgericht. Wereibigung bes Gutöheren, wenn berfelbe 
bei dem Depofitorio das Amt eines Curators oder Rendanten übernimmt 
$. 1185. Die bei demfelben angeftellten Actuarien und Schreiber gehören 
nicht zu ben unauffündbaren Beamten $. 1137. Bereinigung mehrerer unter 
einem Zuftitiar $. 1195. MWeitefte Entfernung ber einzelnen Ortſchaften vom 
Sig der Gerichte 5.1193. Zitel des Gerichts und Juſtitiars $. 1193. Wie 


die Erecutionen und Snfinuationen bei den Patrimonialgerichten zu beforgen? 


$. 1194.» Verfahren, wenn bie Verwaltung des Patrimonialgerichts freimils 
lig ober gezwungen mit einem Königl. Gericht verbunden ift d. 1195. 

Patrimonialgerihtsbarkeit. Deren Abtretung an den Staat 
$. 4175. Abhaltung von monatlihen Gerihtötagen durch den Patrimonials 
richter $. 1176. Wer den Juftitiarius zu beftellen berechtigt it? $; 1177. 
Ob Juftiz- Commiffarien diefelbe auf ihren eignen Gütern felbft ausüben 
können? $. 1183. Suftitiariatöcontracte, und mie biefelben zu beftätigen 
$. 1185. Kündigungsredt des QJurisdictionar $. 1186, 
- Patrimonialrikhter. dürfen die Sporteln nicht beziehen $.- 1188, 
Wohl aber bie erften Gebühren für Anlegung der Hypotheken-Buͤcher $. 1189. 
Commitffionsgebühren, Copialien, Stempelgelder, Regiftratur- und Infinuas 
tionsgebühren $.. 1190. Kommiffionsgebühren der Suftitiarien $.. 1191. S. 
Communalabgaben. 

Patronat. GStimmenzählung bei ber Concurrenz mehrerer Compatro⸗ 
nen $. 1016. ©, Magiftrat. | | 

Penſion. Beiträge zum Penflonsfond 5.99%. S. Beamte, flädtis 

fhe, Magiftrat. “ 

Denfionsanftalt f. Schulen. \ 


Pertinenzien von Allotialgätern, welche im Königreich Sadıfen oder‘ 


dem Großherzogthum Sadjfen: Weimar liegen $. 338. ©. Lehngüter, 

Pfand. Ob baffelbe, wenn im Wege der Erecution ber Mahifeftas 
tiongeid verlangt wird, freigegeben werben muß, und ob überhaupt der Riche 
ter beim Erecutionsgefuh die Freigebung des Pfandes ex officio verlangen 
kann? $. 365. S. Privatbanf, ritterfhaftliche, in Pommern. 

Pfandbriefe. Deren Löfhung und Eintragung, wenn fie mit einem 
Mrivatvermerk verfehen find $.285. Nr. 4. Schleſiſche litt. B., deren Außers 
und Wiederfncoursfegung %. 286. Ob der Schuldner über das mit benfelben 
‚verbunden geweſene Hypothekenrecht anderweit disponiren kann? $.319, Ob 
ber locus abgelöfter Pfandbriefe überhaupt noch. Gegenftand des Verkehrs fein 
kann? F. 30. ©. Geffion. 

Pfandrecht, gefegliches, deſſen Eintragung, wenn der Schuldner 
zwar noch eingetragener Befiger, aber nicht mehr Eigenthümer- des Grunds 
ftüds ift $. 358. Ermerbung beffelben auf Cautionégelder, fo weit ſolche 
künftig dem Fiscus-nicht verfallen, find $. 360, Eintragung eines gefeglichen 
a ae Ziteld zum Pfandrecht nad) dem Zode des Schuldners 

. Pflicht, eheliche, deren Verſagung. Wann biefelbe anzunehmen? 
‚8.503. 504. Ob Armuth und Unmöglichkeit, mehr Kinder zu ernähren, den 
‚Mann von der Leiftung derfelben entbindet ? F. 504. 

Pharmaceuten f. Apotheker, Militairpflitigkeit. 
Polizeibehörde f. Magiftrat. ‘ 


Polizeigerihtsbarfeit. Disciplinargewalt ber Polizeisehörben ge⸗ 


gen die ihnen untergebenen Beamten $. 1170. Verwaltung der Polizeige⸗ 
richtsbarkeit in den Landgemeinden der Provinz Sachſen, welche zum ehema⸗ 


* 


— 


ligen Koͤnigreich Weſtphalen gehört haben |. 1171. Umfang der Polizeige- . 


1 
4 


r 2 * 
s J 


42 | | Polkgeipräfdene — Prufung. 


richtsbarkeit $. 1172. Verwaltung berfelben - durch Zt herneter S. 1178. 
Ob dieſelbe durch Juden ausgeübt werden Tann? $. 1 
Polizeipräfident in Berlin, deffen Rang $. der. Ä 
Porto. Erlaß deſſelben bei jährlihen Verfendungsfummen 8. 1161. . 
Poſtamt. In weichen Fällen daffelbe von der Vertretungsverbindlidh: _ 


* 


Reit de die Verſehen der Poftbediente und Poftillione ‚befreit ift $- 1160, 


Aa bei Gelöfendungen $. 1159, 
egnig f. Provinzialftände 
Priorität der angemeldeten Realrechte bei — dei Hypothes 
Tenwefens im Herzogthum Weftphalen, FürftenthHum Siegen und Graffhaften 
zueen 8.26 — 31. Verfahren, wenn Streitigkeiten entftehen $. 26—31. 
©.-Srauensperfon. 
* Privatbank, ritterfchaftlice, in Pommern. Verkauf ber bei 


—* Singeltgten Pfänder durch biefelbe $. 372. Dat Faufmännifche Rechte 


DER Welche Gefege über die Nothwendigkeit ber Aufnahme def: 


felben entfcheiden? 8.48. Nach welchen Gefegen die Korm beffelben zu beur- 


— 


J 


— 


theilen? F. 877. Ob derſelbe rn an einem Sonn» oder. Feiertage 


werben Tann? $. 870. ©. Mepwedfel, Verjährung, 
echſe 
Proteftation. Erforderniſſe zur Eintragung berfelben $. 401. ©., 


Befistitel, Realforbrungen. 


Proftocollführer f. Stabtverorbneten- Berfammlung. 

. Provingiallandtage im Markgrafenthum Niederlaufig $- 1101, . 
Wodurch das Recht, einen Abgeordneten der Ritterfchaft zu denſelben zu 
wählen, begründet wird? $. 1101, Welche Güter in die Matrikel aufzunehs 
men find? 5. 1101 , 

Provinziallandbtags- Abgeordnete im Markgrafenthum Nieder⸗ 
lauſitz ſ. Communallandtage. 
Proinzialftände. Bekanntmachung der Gutachten und Petitionen 


derſelben durch den Drud,$. 1105. Wahl ber Landtagsabgrorbnneten in ben 


Städten Alt:. Landsberg, Lebus, Müllrofe, Bukow und Görid F. 1078. In 
den Städten der: Priegnis J 1079. Im Großherzogthum Poſen $. 1075. 
Erfter Stand $. 1075. Art. I. Bertheilung der Abgeordneten der Ritters 
ſchaft $. 1075. Art. II. Stand der Städte und Wahl der Deputirten ber= 
felben d. 1075. Art. III. Stand der Landgemeinden und Wahlbezirke, derfels 
ben $. 1075. Art. IV. Wählbarkeit im Stande der Ritterfchaft und Anfer⸗ 


tigung der Matrikel $. 1075. Art. V. Wahl der Lanbtagsbeputirten im 


Stande der Städte S. 1075. Urt. VII. IX. Wahlrecht der Ländlichen 
Grundeigenthuͤmer $. 1075. Art. X. Der Bezirkswähler, und wie diefe zu 


» wählen $. 1075. Art. XI. XII. Wer als Deputirter der Landgemeinden ges 


wählt werben kann? $. 1075. Urt. XIII. Wahl der Abgeordneten ber collecs 
tiv wählenden Städte und der Landgemeinden $. 1075. Art. XIV. Wahl ber 
Stellvertreter für die Abgeordneten $.1075. Art. XV. Reiſekoſten und Diä-- 
ten der Landtagsabgeordneten $. 1075. Art. XVI. Wie diefe. aufzubringen? ? 
8. 1075. Art. XVII. Koften des Landtags überhaupt $. 1075. Art. XVIII. 
Abtretung eines Grundftüds vom Vater an den Sohn, und in der Ritter: 
fchaft Succeffion der Seitenverwandten in.em Stamm: oder Fibeicommißgut 
— ber Vererbung in abſteigender Linie gleich zu achten $. 1075. Art, XIX. 

©. Zuben, Ritterſchaft. 

Prozeſſe f. Hausofficianten. 

Prüfung ber Gandidaten der Theologie $. 999. 


m 
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» Publication Local=polizeilider Werorbnungen in den Städten und 
auf dem platten Lande $. 39. j | J 
Punctation über ein in Pauſch und Bogen gekauftes Gut nebſt Ins 
ventarium $. 85. ©. Berträg. | 
» . Pupillen. Klagen gegen biefelben bei angeordneter &pecialcuratel 
8.1207. Das Vermögen berfelben darf nicht in ausländtfhen Papieren an: 
gelegt werden $. 1215. Wenn ſich dergleichen in einem Nachlaß "vorfinden ? 
$. 1215. Wenn ber Befiger eines Grundftüds, morauf für einen Pupillen 
nn hypothekariſche Fordrung haftet, oder der Pupille felbft, mit feinem 
rundftüd aus der chur⸗ und neumärlifhen Städte: Feuer: Solietät außs 
fcheiden will $. 1216. Theilung eines gemeinfchaftlichen Eigenthums berfel- 
ben $. 1217. In welchen Fällen bei Veräußerung der Grundftücde derſelben 
Subhaſtation erforderlich ift? $. 1219. Fälle, in welchen der Zuftigminifter 
bievon diöpenfiren kann $. 1220. In welchen Fällen die Obergerichte 5.1221. 
Ueberlaffung von Grundftüden an die Mutter bei Erbtheilungen bei beftehens 
ber Guͤtergemeinſchaft $. 1223. Wirkung ber Verheirathung derfelben mit - 
— $. 1227. ©. Gütergemeinſchaft, Majorennitätser 
lärung. r 


ee 


Quäker werden wie Mennoniten behandelt $. 925, Nr.6. S. Men 
noniten 


Quittung f. Eeffion. 

Raff⸗ und Lefeholz. In wie fern das Recht hiezu durch Verjaͤh⸗ 
rung erworben werden kann? $. 102. ’ 

Realberedtigte ſ. Befistitel. 

Realfordbrungen. Die bei einer Subhaftation, einem Concurs⸗ ober 
eiquidationsprozeß ausgefallen, präclubirt oder durch Zahlung getilgt worden 
find, werben bei Anlegüng des Hypothekenbuchs im Derzogthum Weftphalen,. 
Kürftenthbum Siegen und ben Graffchaften Wittgenftein nicht weiter berüd: 
fihtigt $. 27. Verfahren, wenn der Befiger die Aufhebung des Realrechts 
auf andre Weiſe behauptet, dies aber nicht fofort nachweiſen kann $..27. 
. Deren Eintragung in das Hypothekenbuch bei Berichtigung des Befigtitels 

$. 31. ©. Hypothelengläubiger. 

-- Reallaften. Deren Ausmittlung bei Berichtigung des Befigtitels von 
Grundftücden im Herzogtum Weftphalen, Fürftentbum Siegen und den Grafr 
ſchaften Wittgenftäin, wenn das Grundftüd nad dem 1. December 1825 in 
einer nothmwendigen Subhaftation erftanden und ein Präclufiong : Erfenntniß 
ergangen ift $. 32. 

Realrechte. Erwerbung derſelben auf ein Grundftüct im- Herzogthum 
Weftphalen, Fuͤrſtenthum Siegen und den Graffchften Wittgenftein nah An⸗ 
legung des Hypothekenbuchs $. 33. 

Rechtsgefhäfte der Stadtgemeinden f. Magiftrat. 

Rechtsweg. Deſſen Buläffigkeit in Gemeindeangelegenheiten f. Städte. 

Recoanition f. Beſitztitel. 

Reipsftände, vormalige. Titel derfelben und Werzeichnig ber in ben 
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preußifchen und ben beutfchen Bundesftaaten angefeffenen 8. 942, S. Städte, 
mittelbare, Städteorbnung, repidirte. 
- Religionsübungen. Belchränfung der außerkicclichen Zuſammen ⸗ | 
Eünfte zu denſelben $. 996. 
Remiffionen beim Neubau f. Dismembration. 
| : m sonapl f. Saution, Magiftrat, Patrimonialgeridhtss 
arkeit. 

Repräfentationsredt in Schleſien $. 539. 

Refpittage ſ. Wechſel 

Restitutio in integrum f. Minberjährige. - 

Retentionsredt. Deffen Wirkungen bei A erbſchaftlichen 
kiquidationsprozeß $. 414. 

Revierjäger. , Ob bdiefelben als Geſinde zu betrachten? $. 555. | 

. Rheder. Ob berfelbe befugt ift, vom Befrachter Gaution zu verlangen, 
wenn ihm im — —— die Ladung für die Frachtgelder und Zölle 
verpfändet ift? F. 3 

Rheinf aA fi — Regulativ und Oxdnung wegen Ausuͤbung der⸗ 
ſelben $. 888. 115 

Ritterg — Erwerbung derſelben durch naturalifi rte Juben in der 
Provinz Pofen $. 944. Verfahren, wenn bdiefelben in der Matrikel geloͤſcht 
werden follen $. 1103. S. Dorfgemeinben, Stadt- und Landge» 
meinden. 

Ritterfhaft. Wahl der Deputirten berfelben in bem alt · querfur⸗ 
ther, neuſtaͤdtiſchen und Stift-Naumburg-SZeitzer Kreiſe $. 1076. ©. Pros 
vinzialſtaͤnde. 

Ruthenzins in der Stadt Cremmen $. ‚1197. 


©. 


- Bade), unbewegliche.. Ob eine Bockwindmuͤhle dazu zu rechnen? F. 66. 

— : Verwaltung seffocther von der Generaldirection ber Steuern 
g.1 

Sammlungen, ftädtifche. Dem Veräußerung f. Magiftrat. 

Sanitäts: Commiffionen.. Deren Errichtuns in Staͤdten uͤber 
5000 Einwohner $. 937, 

— nsnsziee). Beihädigung, Fiscus, Verjährung. 

Schäfer. Umzugstermine derſelben im Kreife Hoyerswerda $. 561. 

Schantftätte. Deren Anlegung auf dem Lande und in den Städten 
$. 846. Unter welden Bedingungen die Erlaubniß zu -ertheilen oder. zu 
verweigern ift? $. 846.. Wenn Realberechtigungen zu beruͤckſi chtigen ſi nd 
6. 846. Deren Anlegung in der Provinz Pofen $. 457. 

Schenkung an Kirchen, geiftlihe Gefellfchaften, Lehr-, Erziehung®; 
Armenanftalten, Hofpitäler und alle vom Staate genehmigten Unftalten und 
Geſellſchaften, welche Sorporationsrechte haben, müffen von den Vorſtehern 
der vorgelegten Behörde angezeigt werben $. 239. In welchem Kalle die 
Genehmigung Sr. Mäjeftät des Königs erforderlich ift? $. 239. Nr. 2. 10, 
' Berechnung von Zuwendungen, die in wieberfehrenden Präftationen beftchen 
F. 239. Nr. 3. Bon welchem Zage an bie Verbindlichkeit zur Entridtung 
bes Geſchenks feftfteht, und was mit bemfelben verabfolgt ‚werden muß? 
8. 239. Mr. 4. Welche Zuwendungen diefen Einſchraͤnkungen nicht unters 
worfen find? 8. 239. Wr. 5. N ber landesherrlichen Genehmigung. 
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| 
5. 239, Nr. 6. Verwendung ber Revenuͤen des Gefchenkten zu Alimenten 
für — denen der Erblaffer dieſe zu entrichten verpflichtet war $. 289. 
Ne. 7. 8. Gtrafe der Vorftcher, die dergleichen Zumendungen. ohne Bench» 
migung. annehmen 8.239. Nr. 9. Widerruf der Schenkungen beim Unvers 
‚mögen eines Schuldners 5.240. Ob in. der Chur» und Neumark die Glaͤu⸗ 
biger eined Gemeinfchuldners, welcher vor erdffnetem Concurſe auf die Erb- 
Schaft ‚feines verftorbenen Ehegatten zu Gunften der übrigen Erben verzichtet 
. bat, dieſe Verzichtleiftung anfechten koͤnnen? $. 241. Folgen, wenn jemanb 
den Schenkenden an der gerichtlihen Vollziehung der Schenkung hindert 
$. 263. Belohnende f. Mällerlohn. -. na 
Schihtmeifter f. Gewerkſchaft. 
Schiffer f. Gefindeorbnung. — 
— fs⸗Eigenthuͤmer. Deſſen Verhaͤltniß zu den Stromſchiffern 


Schlußzettel. In welchem Falle die Einhaͤndigung deſſelben als eine 
Ceſſion zu erachten? $. 185. | Zu 

Ehonzeit für Roth» und Dammwild $. 1166. | 

Schornfteine Wie weit bie Röhren derfelben fein muͤſſen? $. 180. 
Ruffiihe F. 131 — 135. N 

Schulamts: Ganbibaten müffen vor erfolgter Anftellung ihrer 
Militairpflicht genügen $. 964. Können auch vorher proviforifch angeftellt 
werden $. 966. S. Militairpflihtigkeit. ' | 

Schulen. Zur Anlegung von Privatfihulen und Penfionsanftalteu ift 
obrigfeitliche Genehmigung erforberlich $. 1052. Kür die jüdifchen Corpora⸗ 
tionen in der Provinz Pofen 8. 1053. Befonders in Beziehung auf Reli» 
gionsunterriht $. 1054, S. Militairgeiftliche. 


Schullehrer find als Beamte anzufehen 8.1055. -Wie ein von ihnen, J 


begangener Zuͤchtigungsexceß zu beftrafen? F. 1055. Anſtellung derſelben bei 
den Garniſonſchulen 1058, ' ia j 
Schuädgeld. Deffen Einziehung $. 619. Befreiung davon $. 619. 
Schugverwanbte f. Städteorbnung, revibirte. - 
Schwängerung. Folgen berfelben, wenn beide Theile zur Beit ders 
felben an einem Drte wohnten, wo frangöfifches Recht gilt, und fpäter ihren 
Wohnfig an einem Orte auffdhlagen, wo das Allgemeine Landrecht Anmens 
dung findet $. 43. Wenn bie Geſchwaͤchte an einem Orte wohnt, wo fran« 
zoͤſiſches und ber Schwängerer, wo preußifches Recht gilt $. 44. Forum 
der Schwaͤngerungsklagen $. 515. Ob der Umftand, daß die Gefchrwächte 
früher als Diebin beftraft ift, die Vorfchrift $. 1106. 1108. Zit.L Thl. , 
ACH. ausfchließt? $. 517. : i 
Seehandlung f. Leihbamt. 
| i ee Befugniß der engliſchen Conſuls zur Aufnahme berfel 
en 9. . : ii“ i 
Seeſchiffe. Deren Verpflichtung zur Mitnahme verunglüdter vater 
Iändifher Schiffsmänner $. 885. . - 
Separatiften f. Mennoniten. 
—— nothwendige. Wann dieſelbe verlangt werben kann ? 


Siegelung muß auf Antrag ber Intereſſenten von den Kreisjuſtiz⸗ 
räthen vorgenommen werben -$. 1213. | 

'Sparcaffe f. Kirchenvermoͤgen. 

Staatsaͤmter f. Juben. F 
Staatsdiener fe. Communalabgaben, Stadtgemeinde. 
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“446 Stadt — Stadtverorbnete, 
Stabt ſ. Städte — 
Stadtſchulden ſ. Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. Erwerbung von Grunbftüden durch dieſelbe $, 564. 

- Deren Mitglieder $. 678. Deren Rechte und Verpflichtungen. $. 679... Al: 

gemeine Regeln wegen deren Rechte $. 680. Kämmereivermögen '$. 684: 
Bürgervermögen, genaue Beflimmung beffelben durch dad Statut %. 682, 
Nutzungsrechte außer der Gemeinde d. 683. WBerpflichtungen ‚der Stadtge⸗ 
meinde felbft $. 684. Der einzelnen Einwohner ‚$. 685. Stadtſchulden $. 686. 
Anfang und Ende. der Verpflichtung $. 687. Abweichende Beftimmungen. 
Beſchraͤnkung der Verpflichtung. Militairperfonen $. 688. "Staatödiener-$. 689, 

Bewohner der Feldmark $. 690. Dingliche Befreiungen: $. 692, Perfönliche 

Befreiungen $. 692.. Ausbehnung der Berpflichtungen auf die. Eigenthümer 
von Grundftäden im Stadtbezirk 8: 693. Art ber Ausführung bei Frauen und _ 
Stabtverordneten $. 694. Vorſteher und Vertreter der Stadgemeinden $. 695, 
©. Gefängniffe, Lehn, Magiftrat, Stadt: und Landgemeinden. 
Stadt: und Landgemeinden. Aufhebung der Verbindung berfel: 
ben mit den Domainen und Ritterguͤtern in ben zum Berwaltungsverbande 
der Provinz Sachſen gehörigen‘. der .weftphälifchen. Zwifchenregierung unter: 
worfen gemefenen Landestheilen $. 927. Aufhebung der Beiträge der Dor 
mainen und Nittergüter zu den Gemeinbebebürfniffen $. 928. Auseinanber: 
fegung wegen früher contrahirter Schulden $. 929, Beiträge zu den Ver: 
waltungskoften, und ‚wie lange diefe zu leiſten? $. 930. Wiedereinführung 
früherer Verträge oder Gewohnheiten, wegen Berwaltung. einzelner, bie Ge 
meinden und Güter gemeinſchaftlich betreffenden Gegenftände 5. 931. Aus: 
einanderfegung wegen der gemeinfchaftlichen Nusungen $. 93%, Regulicung 
der fpätern Beiträge und Entfcheidung etwaiger Streitigkeiten 8.938. Wenn 

Grundftüde von, aus dem Gemeindeverbande getretenen Gütern biömembrit 

werben $. 935. SInftanzenzug bei. Streitigkeiten bei der. Auseinanderfegung.. 

Regulirung eines Interimiftici $. 936. — 

S a mauer. Abtragung derfelben, fo wie ber Thore, Thürme und _ 

W lle ⸗ 
Stadtverordnete. Einberufung der Stellvertreter, wenn das Ins 

tereffe der Stadtverorbneten mit dem Gegenftande der Berathung collidirt, 

5.6383. Stabtverorbnete und deren Stellvertreter $. 696. Wechſel berfelben 

$. 697, Stellvertretung 8.698. Wie viel Stabtöerorbnete wenigftens Grund: 

befiser fein müffen $. 699. Wahl der Stabtverorbneten $. 700, Nach Bes 
zirken 8..701. Nach Elaffen 5.702. Fernere Veftimmung wegen ber Wahl 

6. 703 — 705. Wählbärkeit-überhaupt $. 706, 710. 711. Ob Regierunge: 

mitglieder und ftädtifche WVefwältungsbeamte wählbar find ?_ $. 707. 712, 

Schäsung bes Einkommens und bes Grundbefises Behufs der Wählbarkeit 

8. 708. Wahlzeit $. 713, Verzeichniß der. Wählbaren. und Reclamationen 

biegegen 8.714. Verluſt der Stimmfähigkeit und Wählbarkeit 8.715. Wahl 

‚vorfteber $. 716. Wahlliſte 9. 717. Wahltag und deffen Bekanntmachung 

$. 718. WBerpflichtung, auf demfelben zu erfcheinen, Vertretung und Folgen 

des wiederholten unentfchuldigten Ausbleibens $. 719. Wahlhandlung felbft 

. 720. Führung des Protocolls 5.721. Wie gewählt wird? 5.722. Wer 

- bei Stimmengleichheit vorgeht $. 722. Wahl ber Stellverfreter 8.723. Ber: 

» fahren, wenn unter den gewählten Gtabtverorbneten nicht genug Grundbe: 

figee find $. 724. Beftätigung der Wahl und Einführung der Gemwählten 

8. 725. Rechte, Verhältniffe und Vollmacht der Stadtwerorbneten $. 726. 

727. Stadtverordneten-Vorſteher und Protocolführer, ‘fo wie deren Wahl 

5.728, Aumerk. zu 5.729. 3. 6. Pflichten ber Vorſteher und wann berfelbe 


* 


Stadtverordneten⸗ Protocollführer — Städte. 44°] 


fein Amt nieberlegen muß $. 729. Inſtruction fuͤr die Stabtverorbnetin 
Anmerk. zu $. 229. 8. 1 ff. Beftimmung der Zufammenkünfte Anmerk.-zu ' 
$. 729. 8. 4& Eintritt der Neugewählten Anmerk. zu $, 729.85. 5. Rechte 
und Pflichten des Stadtverordneten⸗-Vorſtehers Anmert. zu 8.729. ,7.—9. 
14. 17. 18. 19. 29, 31. 32, 36 —39. Functionen des Protocollführers An= 
merk. zu. $. 729. $. 10. 14. 32, Außerordentliche Sitzungen und wie diefel- 
ben bekannt zur mächen Anmerf. zu $. 729. $. 11. Gewoͤhnliche Sitzungen 
und vorgängige Bekanntmachung der zu berathenden Gegenftände Anmerk; 
zu $. 729. $. 13. Yublication ber Berathungen dburd den Drud. Anmerk. 
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Pflichten dieſer Deputation Anmerk. zu: J. 729, 8. 24 -26. — 
faßt werden muß? Anmerk. zu $. 729. $. 28..30. Art der Abſtimmung, 
befonders bei den Wahlen Anmerk. zu’ $. 729. $. 31. Bekanntmachung und 


fahren, wenn das Intereffe der einzelnen Gtadtverorbneten mit dem ber 
Stadtgemeinden in Widerfprud tritt $. 730, Unterſchrift und Siegel: der 
Stabdtverordneten $. 731. Unentgeltliche Gefchäftsführung $. 732, - Vertre⸗ 
“ tungsverbindlichkeit der Stabtverorbneten überhaupt und der einzelnen Mit- 
glieder. Verfahren in dieſem Falle $. 738. Auflöfung der Stadtverordne⸗ 
ten, Berfammlüng wegen Vernadhläffigung ihrer Pflichten und vorgängiges' 
Verfahren $. 734. 735. ©. Magiftirat. R 
Stadtverordbneten:Protocollführer. Poſtexpediteure find zu 
biefer Stelle nicht wählbar $. 632. ©. Staͤdtverordnete. 
Stabtverorbneten: VBerfammlung f. Magiftrat, Stadt—⸗ 
verordnete. — | 
- Stabdtverordneten: VBorfteher f. Stadtverordnete. 
Stadtverorbneten: Wahl f. Stadtverorbnung, Gtäbte 
orbnurg, revidirte. | ER ann 
Städte. Deren Rechte auf herrenlofe Güter und Erbſchaften $. 635. 
Mittelbare, Gültigkeit der revidirten Staͤdteordnung in denſelben $. 794, 
In ben zu dem Landbezirk der vormals unmittelbaren Reichsftände gehörigen 
$. 79. Nach weldhen Beftimmungen die Rechte der Reichsſtaͤnde und der in 
bnlichen Berhältniffen ftehenden Befiser zu beurtheilen? $. 795. Rechte ber 
übrigen. Befiger mittelbarer Staͤdte $. 796. Bei Abfaffung des Gtatuts, 
Bei Beftätigung der Magiftratömitglieder, Verwaltung. ber Polizei ꝛc. 8.796 - 
797. Unter welchen Einfhränktungen fie. diefe Rechte nur ausüben Eönnen ? 
6. 798. 799. , Beflimmung der Rechte der Befiser von mittelbaren Städten 
im Statute $. 800. Oberaufſicht des Staats über die Städte überhaupt 
durch die Regierungen $. 801. SInftanzenzug in Gemeindeangelegenbeiten, 
_ + Buläffigteit des Rechtsweges und Entziehung der Staͤdteordnung $. 801. 
Städte, mittelbare, in der Provinz Pofen. Aufhebung der 
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gewerblichen und perſoͤnllchen Abgaben in denſelben 8.812, Welche Abgaben 
und Leiftungen aufgehoben find? $. 812. Entſchaͤdigung des Grundherrn 
$. 813. Wie bdiefelbe feftzuftellen? $. 814. Unterſchied zwifchen den ftreitis 
+ gen und unftreitigen Entfhädigungsfordrungen $. 814. er bei Feftftellung 
der Entfchädigung zugezogen werben muß $. 815.- Entſcheidung von Gtreis 
tigfeiten ‚ — einer jährlihen Geldfumme und Rechtsmittel gegen 
dieſe Feftftellung $. 815. Aufbringung der Beldbeträge $. 816, Was von 
bem Geldwerthe der Abgaben und Leiftungen in Abzug gebracht und wie die 
Bahlung geleiftet wird? $. 817. Ertheilung von Anerkenntniffen über die 
dem Grundherin zuftehenden Renten $. 818. Wenn die abgelöfte Abgabe 
oder Leiftung Zubehör eines Lehn:, Fideicommiß-, Erbpadjts: oder Erbzins⸗ 
guts, oder wenn biefes mit einem Vorkaufs- oder Nießbrauchrechte oder mit 
Hypothekenſchulden belaftet ift $. 81% | Wohin die Renten gezahlt werben, 
über die ber Grundherr nicht disponiren Tann? 5. 820. Zahlung ber Abloͤ⸗ 
fungsfumme auf einmal $. 821. ©. Gewperbeberehtigung, Sanis 
‚tätscommiffion. ee ; | 
Städteordbriung vom 19. November 1808. Zufammenftellung 
der nachträglichen Beftimmungen, durch welche diefelbe ergänzt und erläutert 
worden $. 620, 621. Anmendung bes $. 4. berfelben auf Vorftäbte und eins 
zeine Häufer, welche früher nicht zum Communalverbande — haben 
8. 624. Einführung derſelben in bie zum il er r erbande bes 
Königreichs Preußen , Herzogthums Schlefien, Graffchaft Glag und Mark: 
grafenthum Oberlaufig gehörenden Städte $. 644. Verfahren bei’ der Eins 
führung $. 645. Durch die Oberpräfidenten: $. 645. Nr. 1. Wo biefelbe: 
einzuführen $. 645. Nr. 2. Befondre Verleihung $. 645. Nr. 8. Ausmitt⸗ 
lung der ftimmfähigen Bürger $. 645. Nr. 4. Anfertigung der Wählbars 
keitsliften $. 645. Nr. 5: VBorfchläge wegen: Bezirfömittheilung und Anzahl 
ber zu mine Stabdtverordneten $. 645. Nr. 6. Wahl der Stadtverord⸗ 
neten $. 645. Nr. 7. Beftimmüng ber Anzahl und Befoldung der. Magis 
ftratömitglieder $. 645. Nr. 8. 9. Wahl derfelben $. 645. Nr. 10, Func⸗ 
tionen des Commiſſarius $. 645. Nr. 11. Wenn die gewählten Magiftratss 
perfonen nicht beftätigt werben $. 645. Nr. 12. Penftonirung- der frühern 
. Magiftratsmitglieder,. Anweifung der _denfelben a Penfidnen und 
Entfheidung der etwanigen Streitigkeiten hierüber $. 645. Nr. 13, Wir⸗ 
tung ber vollendeten Einführung $. 645. Nr. 14. Gemeinderechnung, deren 
Legung $. 645. Nr. 15. Ertheilung des Bürgerrechts und Erhaltung frühes 
rer Geredhtfame $. 645. Nr. 16. Entmwerfung des Statuts $. 645, Nr. 17. 
Wenn in daffelbe Abweichungen von den Vorſchriften der Städteorbnung aufs 
genommen werben follen $. 645. Nr. 18. 

Städteordnung, revidirte, vom 17. März 1831. PYublicas 
tionspatent $. 638. - Einführung derfelben $. 639— 641. Mobdificarionen im 
Großherzogthbum Pofen $. 642. Die Einführung gefhieht durch den Obers 
präfidenten ober deſſen Commiffarius $.'643. Nr. 1. In welchen Orten fie 
eingeführt wird? $. 643. Nr. 2. Befondre Allerhöchfte Verleihung $. 643. 
Nr. 3. Vorgaͤngige Ermittelungen vor der Einführung $. 643. Nr. 4. 5. 
Aufhebung des Unterfchiedes zwiſchen Groß: und Kleinbürgerh $. 643. Nr. 6. 
Shäsung- bes Grundbefiged und des Einkommens der Einwohner. Wahl: 
fähigkeitsliften $. 643. Nr. 7. Wahl der Gtabtverordneten und Einfegung 
der Stabtverorbneten: Verfammlung $. 643. Nr. 8. Aufhebung der ‘bisheris 
gen Gemeinbevertretung $. 643. Nr. 9. _ Ausfcheiden von einem Dritttheil 
der Stadtverordneten $. 643. Nr. 10. Vorſchlaͤge wegen ber Auzahl und 
Befoldung der Magiftratsmitglieder $. 645. Nr. 11. Wahl der Magiftrats- 


’ 


— 


Standesherren — Straßenbau⸗ Mandat. 449 


mitglieber F. 643, Nr. 12. Anſtellung ber Unterbebienten 8. 648. Nr. 18. 
Bunctionen des Commiffarius des Oberpräfidenten $. 643. Nr, 14. Penfio- 
nen der nicht wieder gewählten Magiftratsmitglieber $ 643. "r.15. Wenn 
diefelben auf Kündigung oder blos commiſſariſch und rorläufig angeftellt 
find $. 643. Nr. 16. 17. Streitigkeiten über die Penfion $. 643. Nr. 18. 
Deren Wegfall $. 643. Nr. 19. Gemeinderechnung, deren Legung $. 643. 
Nr. 20. Einrihtungen. zur künftigen ftädtifchen Verwaltung $. 643. Nr. 21. 
Entwerfung des Statuts $. 643. Nr. 22. Bürgerrecht und damit verbun: 
bene Rechte $. 643. Nr. 23, 24. Erbliche, auf Grundbefig ruhende Berech⸗ 
tigungen zum Bürgerrecht $. 643. Nr. 25. Wenn in Städten früher kein 
frädtifches Bürgerrecht beftanden hat? $. 643. Nr. 26. Peftftellung des 
Stadtbezirke $. 643. Nr. 28. Ausfcheiden ber ländlichen Gemeinden $. 648. 
Nr. 23. Ausgleihung zwifchen den Stadt und Landgemeinden $. 643. 


Ar. 29. Abloͤſung dingliher Befreiungen von ber Stadtgemeinde $. 648. 


Nr. 30, Perfönliche Befreiungen $. 643. Nr. 31. . Folgen der vollendeten 


* Einführung ber Städteorbnung- $. 643. Nr. 32. Statut, beffen Inhalt .. 
646 — 


: 648. Erforderniffe der Gültigkeit deffelben und Beftätigung -$. 649. 
Stadtbezirk $. 650. Werändezung beffelben $. 650. Ausnahmen, befonders 
in Bezug aufı die unmittelbaren Reihsftände und bie Grundftüde von Do« 
mainen' und Rittergütern $. 651— 654. Beiträge der vom ftädrifchen Vers 
mögen ausgeſchloſſenen Grundftüde $. 655. Einwohner $. 656. "Bürger 
und Bürgerredht $. 657. gr des Bürgerredhts. Unentgeltliche 8658. 
659. Bürgerrolle $. 658. 659. Buͤrgereid $. 660. Ableiftung deffelben durch 
einen Juden $. 661. Buͤrgerrechtsgelder $ 662. Nothwendige Eigenfchaf: 
ten zur Ermwerbung bed Bürgerredts $. 663. 
zur Erwerbung beffelben $. 664. Ob Juftizcommiffarien und Aerzte daffelbe 
erwerben müffen? $. 665. Berechtigte 5.666. Freimillige Verleihung $. 667. 
Ehrenbuͤrgerrecht F 668. Werfagung und Entziehung des Buͤrgerrechts nach 
feftftehenden Regeln $. 669. Nach dem Ermeffen der Stadtbehoͤrden $. 670. 
671. - Aufgegebener Wohnfig $. 672. Ruhendes Bürgerrecht $. 673. 
Schusverwandte und deren Rechte $. 674—677, ©. Stadtgemeinde, 
a GStabtverorbnete, Generals Innungsartitel, fädhs 
ſiſche, Juden. 
an Standeshperren. Worauf ſich das denfelben 'zugebilligte Erecutionds 
xecht erftredt? $. 939. Ob daffelbe auch gegen außerhalb wohnende Präs 
ftantiarien ausgeübt werben-Fann? 8.940. Welche Grundftüde der Standess 
herren-als zum Communalverbande gehörig geweſene anzufehen find $. 941. 
Stellvertreter f. Provinzialftände, Stadbtverorbnete. 
Sterbecaffen. Was darunter zu verfichen? $. 208. Wer bie Ges 
nehmigung zur Erridhtung berfelben zu ertheilen hat? $. 208. F 
Steuer. In welchen Faͤllen ein Erlaß derſelben wegen Verminderung 
des Gewichts nicht gefordert werben kann? $. 1158. 
Steuervergehen. Befugniß des Finanzminifters zur Nieberfchlagung 


Stiftungen, jüdifhe. Wem bie Oberaufſicht barüber zuſteht? 
. 1236. S. Armenanftalten, Magiftrat. 
Stolgebuͤhren der Militairgeiftlihen $. 1023. Der Geiftlichen in 
der Provinz Weftphalen $. 1024, — 
Strandrecht. In welchem Falle daſſelbe von Privatperſonen auss 
geübt werden kann? $. 1156. 
Straßenbau-Mandat, churſächſiſches, vom 28. April 1781. 
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ber bifferhalh eingeleiteten Unterfuhhungen und Erlaß der erkannten Strafen. 


+ Berechtigte und Verpflichtete - - 


450 Stromfhiffee — Thurm. 
Deren — Gültigkeit im merfeburger und erfurter "BRegierungs's Departement 
. 1142, | 


Stromfdiffer f. Befrahter, Schiffs: Eigenthümer. 
Studenten. — —— Strafen $. 1060. Nr. 10. Beſonders wer 
gen fogenannter Verrufserklärungen $. 1060. Nr. 11. Abgangszeugniffe 
$. 1060. Nr. 12, MWierdiefelben auszuftellen, wenn ber Stubent der Theil: 
nahme dn einer verbotenen Verbindung uͤberwieſen ober verdächtig geworden 
ift? $. 1069. Verfahren gegen relegirte, confilirte und erclubirte Studenten 
$. 1061. ©. Immatriculations: Gommiffion, Verbindungen. 
 Subhaftation f. Befistitel, Hypothekenſchuld. 
‚Subftitution, fideicommiffarifche. Verpflichtung bes Fiduciarius zur 
Verfiherung der Gebäude des Fideicommißguts 8. 415, 
Suspenfion f. Beamte, Magiftrat. 
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Taufe f. Militairgeiftlicde. 

Teftament.. Wenn der Erblaffer an deffen Errichtung durch phyſiſchen 
aber pfychologifchen Zwang, Bitten oder Betrug verhindert ift $.73. Aufnahme 
derfelben durch bie Kreisjuftizräthe F. 244. Annahme eines von einem Untergericht 
‚aufgenommenen durch ein anderes Untergericht $.245. Aufnahme deffelben von 
Magifträten F. 246. Aus welchen Perfonen die Magiftrats:Deputation beftehen 
muß? 8.246. In denjenigen Städten des Großherzogthums Pofen, denen die re⸗ 
vidirte — noch nicht verliehen ift 8.247. Mitwirkung der Gerichte 
bei den vor Magifträten. errichteten Zeftamenten $. 248. Folgen, wenn bie _ 
Ablieferung des vor dem Magiſtrat errichteten Teftaments nit ohme Zeitver⸗ 
luft an die Gerichte erfolgt S. 248. Ob bie von einem Teftator, der fonft 
fhreiben kann, mit geführter Hand erfolgte Unterfchrift des Protocolls, wel⸗ 
ches deffen legten Willen enthält, von zwei glaubwürbigen Männern bezeugt 
fein muß? $. 249, Privilegtrte, die Vorfchriften des Allg, Landrechts 
wegen ber aͤußern Form der Zeftamente bei anftedienden Krankheiten und 
Sperrung von Käufern und Straßen finden auch in der Provinz Neuvors 
pommern Anwendung $.251. (Militairifche), deren Aufbewahrung $. 252. 
Deren Aufnahme durch die Gouvernementsgerichte der Bundesfeftungen Mainz 
und Luremburg $. 253. Wie das Gericht befegt fein muß? $. 253. Deren 
Aufnahme bei Sperrung einzelner Häufer und Straßen bei anfteddenden Krank⸗ 
beiten durch die bei den Schuscommiffionen angeftellten Perfonen $. 254. 
Ob Perfonen vom Givilftande, in diefem Falle mündlich ihren legten Wils 
len audy vor zwei Zeugen erklären Eönnen? F. 255. Deren Publication von 
Amtöwegen und Vorſchriften zur Verhütung, daß diefelben nicht ganz ober 
zu lange uneröffnet bleiben $. 256. Was ber Richter in biefem Falle F 
thun hat, wenn aus dem publicirten Teſtamente ſich ergiebt, daß der Erb⸗ 
laſſer bereits früher ein Teſtament gerichtlich niedergelegt hat F. 256. Was 
die Ausfertigung eines Zeftaments enthalten muß? F. 257. Verfahren nad 
Publication eines Teſtaments, wenn ber ordentliche Gerichtsſtand des Zeftar 
tors im Auslande, und bdiefer erimirt ober nicht erimirt ift S. 258. Die 
Mittheilung einer Abfchrift des Zeftaments an das Obergericht, mwoburd 
einer Kirche oder milden Stiftung ‘etwas zugewendet ift, ift nicht mehr er» 
forderlih S. 259. ©. Erbeslegitimationsattek, Form. 

"Thor f. Stadtmauer. | i 

Thurm f. Stabtmauer. 


Tod — Verbindungen. | 451 


Tod. Was nachgewieſen werben müß, wenn der Tod eines auf einem 
Schiffe befindlich gewefenen Tarot ohne Edictalcitation und Todeserklaͤ⸗ 
rung angenommen werben foR? $. 65 S. Zodeserklärung. 

Todeserklaͤrung ber aus = Kriegen von 1806 bis 1815 nicht’ zu= 

Au 


+ rüdgekehrten Perfonen $. 58. Erforberniffe derfelben F. 59. 61— 63, 


welche Perfonen dies Verfahren anwendbar ift? S. 60.- Weldher Tag ats 
* Te anzufehen ? 8.64. Wann biefelbe ohne Evictalcitation zulaͤſſi ig 
Traſſat ſ. W echfel. 
Trauung. Siforderniffe, wenn ein —— einer dem Ag. Land⸗ 
recht unterworfenen Provinz. ſich an einem Orte, wo / franzoͤſiſches Eivilrecht 
gilt, trauen laſſen will F. 477. Was fi ber re vor ber 
Vollziehung bderfelben nachweiſen laſſen muß? F. 1028. ©: Ehe, Juden, 
Eheſcheidung, Militairgeiftliche. 
Truppenübungen. Zu benfelben müfjen ehr gegen Ent: 
fhädigung zur — PORN — werben $. 5 


U, , ‚ R" j ! 

Uebergabe Wann dieſelbe bei beſtellten Waaren fuͤr vollzogen zu 
erachten? F. 101. Wirkung ber Uebergaͤbe la an den Buhrmann 
‚$. 101. 177, ©. Kaufcontract, Bert auf. 

Uniform f. Kreischirurgen, Bauinfpectoren. 

Union. Wirkung —— in Bezug auf Theilnahme m Stiftungen 
und Schenkungen $. 1012. 

'Univerfitäten. Einrichtung der zu Greifswald $. 1068. Bildung 
bes akademiſchen Senats daſelbſt F. 1063. Gültigkeit der-auf den übrigen 
Univerfitäten zur Anwendung kommenden Gefege F. 1064, Runctionen des 
großen Eoncils F. 1065. Fremde, Verbot des Beſuchs derfeiben 8. 1070, 
Befonders der fchweizerifchen 8. 1070 S. Gerichtsbarkeit, akade— 
mifhe, Smmatriculationg: Sommiffion, Studenten. i 

Unterbeamte, ſtaͤdtiſche, f. Magifrat. 

Urlaub f. Gehalt. 

— Ob —— zu den ntenſtclen einer Konfipanbtug 
gehören? $. 6 | 


V. 


Vagabunden f. Arme. 

Valuta. Ob das Bekenntniß ber PARK auf Grund — angelegten 
Berechnung die Vermuthung fuͤr' den Empfang derſelben begruͤndet? $. 217. 
Bekenntniß des Empfanges derſelben bei Wechſeln $. 860. Beſonders von 
Beſitzern adlicher Guͤter F. 861. S. Darlehn, Wechſel. 

Bafallen. In welchen Fällen dieſelben zum Eintritt in fremden Mi⸗ 
litairdienſt der Allerhoͤchſten Genehmigung nicht bedürfen? $. 337. 

Baterfhaft. Im welchem Falle die des Ehemannes zu präfumiren ? 
$. 518. 519. Ob in einem Prozeſſe über Slegitimitäts » Erklärung eines in 
der Ehe gebornen Kindes über die Thatſache ber ehelichen Beimohnung ber 
Eid deferirt, oder auf einen nothwendigen Eid erkannt werben tann? 8.520. 

Verbindungen der Studenten, erlaubte und verbotene $. 1060. Ar. 6. 
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Strafen ber Theilnahme an ben verbotenen $. 1060. Ar. 7.” Wefonbers ber 
burſchenſchaftlichen $. 1060. Nr. 8. 9. * 
Vergleich f. Alimente, Entſagung. 
Verjährung iſt in Schleſien nach dem Landrecht zu beurtheilen $. 5. 
Von welchem Tage an die dreijaͤhrige Verjaͤhrungsfriſt der Anfprüce auf 
Schabenerfag wegen. eines außerhalb eines Gontracts erlittenen Schadens zu 
laufen anfängt und worauf fie fich bezieht?. F. 96. Won weldhem Zage an 
dieſelbe läuft, wenn über die Sache ein Prozeß bei dem Reichskammergericht 
gefhwebt hat? $. 156. Wie die Verjährung der Verpflichtung zum Scha⸗ 
denerfag unterbrochen wirb? $. 157. In welchem Palle der Anfang ber 
Mechlelverjährung ohne Aufnahme des Pröteftes verhindert wird? $. 154, 
Db dem Einwande der Wechfelverjährung entfagt werden kann? 8.158, Der 
Zinscoupons von den Schuldverfchreibungen der Zilgungscaffe in den Kreifen 
Paderborn, Büren, - Warburg und Hörter 8.230. Der Verzugzinfen $. 231, 
Der Klagen aus einer Schwängerung $. 513. 514. S. Entfhäbdigung, 
nenne Grundgerechtigkeit, Raff: und Leſeholz, 
Wechſel. | 
Verkauf. Rechte des Verkäufers öffentlicher auf Zeit verkaufter Pas 
piere, bei vermweigerter Annahme derfelben .$. 88. 89. Zu demfelben ift der 
Eigenthümer eines Grundftüds auch vor berichtigtem Befigtitel berechtigt. 
8. 160. Rechte des Erbzinsherrn beim Verkauf eines Erbzinsguts, wenn. 
die Erbzinsqualität nit in das Hypothekenbuch eingetragen und das Gut 
bereits übergeben ift S. 1698. Wer muß bei bem Verlauf bes Grundftüds 
* Curanden für die Uebergabe ſorgen? $. 1638, S. Domainen, Uw 
ergabe. j s 
Berlaffung, bösliche, f. Ehefheidung. 
Vermaͤchtniß f. Schenkung. 
Vermoͤgen, vorbehaltenes, der Ehefrau. Vorzugsrecht der aus bemfeb 
ben dem Ehemanne gegebenen Darlehne bei ausgebrochenem Concurſe $. 482, 
Berpabtung f. Domainen. 
Verpächter. Deffen Rechte. wegen Forderungen aus bem Pachtver⸗ 
bältniffe auf die, bei Endigung des Gontracts in dem Gute vorhandenen 
Sachen und Effecten des Pächters F. 432. Men trifft eine nicht ausdrüds 
lich auf die Perfon geſchlagene Naturallieferung ‘an den Feind, wenn bad 
Gutsinventarium dem Pächter nach einer Taxe als Eigenthbum übergeben iff? 
8.434. S. Fiscus. EM 
VBerpfändung. Die Erklärung ‚eines Schuldners, fein Grunbftüd 
nicht ohne Conſens des Gläubigers verpfänden oder verkaufen zu wollen, if 
ungültig $. 364. ©. Leihamt. 
Berfhollene f. Zodeserflärung. 
Verfiherung f. Subftitution. s 
Vertrag. Wovon bie verbindliche Kraft deffelben abhängt, wenn bie 
Gontrabenten darüber einig find, daß vor Errichtung deffelben eine Punctar 
tion aufgefegt.und vollzogen werden ſoll? $. 84. In wie fern der Rüdtritt 
von einem mit einem Vormunde unter vormundfchaftliher Genehmigung ger 
fchloffenen geftatter ift, wenn die Approbation der biefem Gerichte borgefeds 
ten Inſtanz nothwendig ift und vermeigert wird? $. 75. Ob der Käufer 
einer Quantität, wenn er nicht bie gleichzeitige Ablieferung derſelben beduns 
gen hat, die Annahme einer geringern Quantität verweigern darf? F. 180. 
Welche Verträge gerichtlich aufgenommen werden müffen? F. 1181. - Eines 
großjährigen, unter väterliher Gewalt fchenden Sohnes mit feinem‘ Water 
8. 1205. S. Darlehn, Korm. * 
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a eswandtf Haft. Deren Nachweis Behufs der Erbetlegitimatlen 


Verzugzinſen. Rechte des Fiscus in Beziehung auf dieſelben 5. 227. 
Der Kaufleute bei Forderungen aus einem Pachtvertrage $. 228. Sb ein 
executoriſches —— zu Verzugzinſen von dem fekgefegten Zins⸗ 
ruͤckſtande berechtigt F. 229. ©. Verjährung. 

Vocation. Ueber das Beftätigungsrecht” des Conſiſtorii findet kein 
Rechtsweg ſtatt $. 1017. ©. Militairgeiſtlich 


Vollmadt. Zur Empfangnahme ber zu erftattenden Mandatarienger i 


‚ bühren im Namen feines Mandanten bedarf der Mandatar keiner befondern_ 


ar $. 267. Deren Aufnahme und Atteftirung durch die Conſuin 
Bern orftutß, SInterpretafion bes $. 10. des Geſetes vom 15. Novem⸗ 

ber 

ee Worauf fih die Befreiung -beffelben erſtreckt, wenn der 


Vater denſelben von der vormundſchaftlichen Adminiſtration entbunden hat? 
$..1209. ©. Vertrag. 

Bormundfhaft. Wo und wie bie Genehmigung nadhzufuchen, wenn 
Geiſtliche dergiichen übernehmen? $. 1208, Verpflichtung beurlaubter Lands 
wehroffiziere zur Uebernahme berfeiben $. 1210.. Deren Ende in Neuvors 


"pommern und Rügen 5.1224. Wie diefelbe über einen Wahn: und Bloͤd⸗* 


finnigen aufgehoben wird? $. 1230. ©. Majorennitäts: Erklärung. 
Borfpann. Wie derfsibe von — von kuruspferden au kri⸗ 


fen? 6. 1147. 


“ I 


W. 


Wachen. Wer bie Roften der Vewachung einer ee lichen 


Strafanftalt tragen muß? 6.1 
Wachdienſte. In wie Buͤrger dazu verpflichtet find? $. 637. 


Wapfosrfammlungen ber Bürger. Stellvertreter find bei denfel- 
ben —— g $. 6 


ft man .“ 
Wartegeld der mit Ausfiht auf Siterfergung an kiaffne Militair⸗ 


perfonen hat die Natur einer Penfion $.,9 


Wechſel. Die Anmeldung einer Förderung aus einem Wechſel, oder in 
Bechfelform ausgeftelltem Schuldſcheine bei einem Gehaltsabzugsverfahren 
bat gleiche Wirkung mit ber Liquidation im Concurſe $. 218. Ob die Pro— 
longation eines trocknen Wechſels als eine Novation. anzufchen? 9.315. Ob 
in einem Wechfel eine Gegenlciftung des Gläubigers beſtimmt werben darf? 
$. 857. Ob ein von einem Bandlungshaufe auf fein unfer der nämıichen 
Firma einem andern Drte befindliches Handlungs- Erabliffement, grzogener 


Wechſel als ein gezogener zk betrachten? F. 888 Ob eine Raſur bei d'm | 


Datum deffilben die Wechſelkraft unbebinat aufp:bt? 5.862, Ob ver Trafat 
dem SIndoffatar auch aus einem unvollftändigen Wech'el haftgt? $.' 863, 
Rechte des -Indoffatars gegen den Indoſſanten aus einem von einem nicht 
Wechfelfähigen in Wechſelform ausgeftellten, von einem Wechfelfähigen mite 
telft Indoffgments procura indofjicten Schulbfheins $. 864. Ob ein nicht 
wechſelfaͤhiger a Ei ring von Provifion und Prozeßkoſten vers 
pluͤchtet it? 9.86 ie Bezahlung eines von dem 


a Wechſelͤhigkeit — Zahlung. 


Eintritt des Mephandelss Verkehrs ab? $. 806, Deren Acceptation bei ben 
Tondoner Kaufleuten mit dem Beifag der Adreffe ihres die Zahlung leiftenden 
Banquiers $. 868. Verfahren, wenn der Banquier nicht zahlt $. 869. Ob 
ein Zube an einem Sonntag Zahlung aus einem Wechfel leiſten muß? $. 870, 
Mann muß die Zahlung eines Wechfels erfolgen, wenn ber zweite und britte 
Refpittag auf einen Sonn» oder Feiertag fallen?:$. 870. Deren Berjäh: 
rung und ob dem Ginmwande berfelben entfagt werden Tann? $. 872. Nach 
welchen Gefegen die Wechfelverjährung zu beurtheilen? $. 873. * Ob die uns 
terbrochene Communication zwiſchen dem Orte, wo der Wechfelinhaber und 
Wechfelihuldner wohnen, ben Anfang der Wechfelverjährung hindert? $. 875, 
Wie bei eröffnetem Concurſe der Wechfelregreß gegen den Vormann zu ers 
halten? $. 879. Ob der Zraffant, Indoffant und Acceptant eines Wechfels 
fi mit dem Einwande gegen bie Zahlung Thüsen Tann, daß fämmtliche 
Wechfel: Eremplare zurüdgeliefert werden müffen? $. 880. Einwand ber 
nicht erhaltenen Valuta bei einem trocknen Wechſel $. 883. ©. Meßwech—⸗ 
fel, Proteft, Papiere, Valuta, Verjährung, Binfen. 

Wehfelfähigkeit. Ob Befigerinnen adlicher Güter wechfelfähig 

find? $. 859, — * 
Wegegeld ſ. Chauſſee. 
Wegezoll ſ. Entſchädigung. JR 
Weihbildsrecht der. Städte an den innerhalb ihres MWeichbildes ba 
Iegenen Gütern $. 1163. * 

Weſtphalen, Koͤnigreich, ſ. Culturedict. 

Willenserklaͤrung. Gültigkeit einer ſolchen, welche das Verbot 
der Benutzung eines gewiſſen Grundſtuͤcks zu einem Gewerbe enthält $. 71. 
* Windmuͤhle ſ. Sache. 

Wittwencaſſe, allgemeine, ſ. Eheſcheidung. | F 

Wittwencaffe, Militair-, ſ. Eheſcheidung. 

Wittwen-Verpflegungscaſſe, allgemeine. In welchem Falle 
eine Wittwe nach Trennung ihrer zweiten Ehe wieder zur vollen Witt 
wenpenſion berechtigt ift? $. 196. Welche Eivilbeamte zur Aufnahme in 
dieſelbe berechtigt find? $. 197. Im wie fern die nicht zum Eintritt Vers 
pflichteten zum Austritt und Derabfesung ber Penfion befugt find? $. 197. 
Teftfesung des Betrags der zu verfiddernden Penfion $. 198. Unter welden 
Bedingungen ein im wirklichen Staatöbienft ftehender oder penfionirter Bes 
amte hiezu berechtigt ift? $. 199. Wie weit die Derunterfegung geftattet 
ift? 8. 200. In welchem Falle auf Kündigung angeftellte Beamte beitrittös 
plichtig find? $. 201. Ob Beamte bei Erhöhung ihres Gehalts zug, Erhös 
bung der Penfion verpflichtet find? $. 202. 

Wolf. In welhem Falle dem Forftbeamten die auf Zöbtung deffelben | 
geſetzte Prämie zu zahlen ift? $. 1165. 
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Zahlung. Deren Wirkung, wenn Geld an ein Gericht durch die Poft 
eingefandt, eine förmliche Depofitalquittung nicht verlangt und das Gelb 
unterfchlagen wird? $. 289. Wie diefelbe zu leiften, ıbenn fie in pommer- 
ſchem Gourant !oder Zweidrittelftüden, in Gonventionsgeld ober einer andern 
courfivenden fremden Münzforte' vorbedungen ift? $. 292 296. In Golb 
an koͤnigliche Caſſen $. 294. Was unter Eöniglien Gaffen zu verftchen ? 
$. 295. Wornuf geleiftete Zahlungen in Beziehung auf den Bürgen zu ber 


Sehnten — Zwangsmuͤhle. | 455 


rechnen, wenn biefer ‘bei einem zinsbaren Capital fih nur für biefes, nicht 
‚aber für die Zinſen verbürgt hat? $. 299. Deren Wirkung, wenn ber Ei 
genthümer eines Grundftüds eine darnuf eingetragene Poft tilgt $. 317. 
©. condictio indebiti, Wechſel. 
Behnten im Großherzogthum Pofen $. 1010. In Schlefien $. 1051. 
Binfen. Höhe derſelben nach oftpreußifchem Provinzialrecht $. 223. 
225. Bögerungszinfen $. 224. Anwendung biefer Vorſchriften auf dem 
lauenburg⸗buͤtowſchen Kreis und ben einverleibten mweftpreußifchen Enclaven , 
. 226. Hypothekenrecht der vorbebungenen, aber nicht eingetragenen Zinſen 
4 899..410. Wie lange die in einem Wechfel verfprochenen wechſelmaͤßig 
eingeflagt werben koͤnnen? F. 871. S. Verjährung, Verzugzinfen, 
Bödgerungszinfen |. Verzugzinfen, Binfen. 
Zollordbnung vom 26. May 1818 ſ. Steuer. 
‚  Bollverträge mit auswärtigen Staaten $. 1157. 
Zucht, elterliche. Detention eines Kindes in einer Gorrectionsanftalt 


Zuͤnfte. Aufhebung bes Unterfchieds ber ehelichen und unehelichen Ges 
burt bei den in biefelben aufzunehmenden Lehrlingen $. 847. &..Generals 
IInnungs-Artikel, fähfifche, Juden. | 
Zwang f. Zeftament. 
| Zwangs- und Bannrechte. Deren Aufhebung in ber Provinz Pos 
fen $. 449. Entſchaͤdigung dafür $.450. Begründung bes Entſchaͤdiguͤngs⸗ 
anſpruchs $. 451. Aufforderung der IShhaber, ihre Entſchaͤdigungsanſpruͤche 
anzumelden $. 452. (hiltigkeit des Edicts vom 3. October 1810 im Fürs 
ſtenthum Erfurt $. 454. 
3wangsmühle Ob die Gutsherrfchaft auf einer in Erbpacht gege⸗ 
benen Bwangsmüßle mahlen laſſen muß? $. 455. | 
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Anhang, 
enthaltend die während des Druds erſchienenen 
u Sefege, | Verordnungen x. 
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Zur Einleitung. 


d 1246. Ueber den Begri und bie-fortbauernde Sit. Zu z. 1fl. 
tigkeit des deutſchen Privat: Fürftenrecht3 ſiehe a v. 
12. Januar 1836 zu $. 227. Zit. 12. Th. 1 8.8,  ° 

$. 1285. | 


Zum a Theile. 


\ 


> Zum erften Lite, 
Bon Perfonen und deren Rechten überhaupt. 


$. 1247. Das Publicum eines Ortes ift nicht als eine Zu $. 1. 
moralifche Perfon und als ein ‚Subject von Rechten ans 
zufehen, mithin auch unfähig, ein öffentliches Durchgang ö 
recht durch Verjährung zu erwerben. 
= (Erkenntniß des Geh. Obertribunals v. 22. September 1831. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 289 — 299.) 
‚8. 1248. Ueber den Majorennitätd:Termin , der "Juden. 3.5.8. 
im Paderbornfchen fiehe Refer. v. 3, Juny 1836 zu Tit. 
& DEE 1381. 


# 
# 


Zum zweiten Titel. 
Von Sachen und deren Rechten überhaupt. 


6. 1249. Ueber die Natur der ——— bädigungen bei zu $. J 
Lehnstheilungen ſiehe Erkenntniß des O erichts u —- 
— > - — 1822 zu g. Se Zi. 18. 
LU R. $ 1308 


400 Erfter-Speil. Dritter bis Fünfter Lite. $. 11-108, 
| Zum dritten Liter. 


Von den Handlungen und den daraus entſtehenden 
| Rechten. | 
Zu 5 11. $. 1250. Ueber die Vertretungsverbindlichkeit der Ver⸗ 
| 3. walter von Kirchenvermögen - bei Ausleihung von Gapitas 
lien. ohne Conſens ber geiftlichen Obern fiehe Erfenntniß 
des D. 2. Gerichts zu Halberftadt v. 30. December 1825 

zu $. 636. Zit. 11. Th. 2. A. L. R. $. 1389. 


Zum vierten Zitel, 
Von Willenserklärungen. . 


Zu ß. 4f. $. 131. Ein Vertrag, wodurch die Freiheit eines 
Nacıtr. $. Contrahenten in der Annahme von Arbeitern befchränkt 
71). wird, ift nicht .ald ein die gefeglich gegebene Gewers 
befreiheit befchrärfender oder hindernder Vertrag anzufehen. 
(Erkenntniß des Geh. Dbertribunals v. 6. September 1834, 

» S. u. Str. Rſpche. B. 4. ©. 265 — 267.) 
3u & 8. 1252. Ueber Verträge mit fpanifchen und -fonfligen, 
5—19. auf jeden Inhaber lautenden Staatd> oder Communals 
fhuld:Papieren fiehe Allerh. Cab. Ord. v. 19. Januar 
te zu$39F. Tit. 6. Th. 1. A. L. R. $ 1263 — 

12057. 


a ‚Zum fünften Ziteh 
Bon Verträgen. 


3u 8.3955, 8. 1253. Verträge, welche nad Publication der Vers 

109. ordnung vom 19. Januar 4836 (auögegeben Berlin d. 

30. Sanuar 1836) über fpanifche Staatöfchuld » Papiere 

. irgend einer Art,errichtet werben, follen nur dann, wenn 

fie von beiden Theilen Zug um Zug erfüllt werden, rechtös 

gültig, fonft aber ohne Ausnahme nichtig fein, und es foll 

eine- gerichtliche Klage aus dergleichen Verträgen überall - 

nicht ze werben, auch aus Vergleichen, welche über 

Geſchaͤfte in fpanifchen Staatöfchuld » Papieren gefchloffen 
werben, weber Klage noch Erecution ftattfinden. 

(Berordn. v. 19. Ianuar 1836. $. 1. ©, ©. 1836. S. 9ff.) 


\ 


— 


\ * 


x 


Von Verträgen. $. 39—109. 46%, 


$. 1254, Diefe Vorfchrift bezieht ſich nur auf Ver⸗ 
leiche über folche Gefchäfte, denen durch die anderweiten 
Beftimmungen des $. 103. des Gefeged dv. 19. Januar 
1836 die Klagbarkeit entzogen ifl. — ‚Ueber diejenigen 


“ Gefchäfte, welche vor Publication der Verordnung bereits 


, 


gefchloffen und binnen der vorgefchriebenen Frift gehörig 
angezeigt find, koͤnnen daher, fo wie daraus nad) wie, vor 
ein Klagerecht entfteht, eben fo auch Vergleiche mit rechts 
gültiger — geſchloſſen werden. 

(Weſer. v. 20, Februar 1886. v. K. J. B. 3b. 47. S. 291. 292.) 

$. 1255. Der Abſchluß von Zeitlauf: oder. Lieferungs⸗ 
BDerträgen über fpanifhe Staatöfchuld: Papiere, unter wel⸗ 
chen Modalitäten und in welcher Form er auch erfolgen 
möge, ift’ bei Vermeidung einer den vierten Theil deö bes " 
dungenen Kauf= oder Lieferungspreifes gleichkommenden 
Geldbuße-oder verhältnigmäßigen Gefängnipftrafe unbedingt 
unterfagt, und es fol diefe Strafe ſowohl gegen jeden Gons 
trabenten, als audy außer der nach $. 4. u. 5. diefer Ver⸗ 
ordnung fonft etwa noch verwirkten Strafe, gegen einen je⸗ 
den Anden eintreten, der ald Vermittler, oder fonft auf 
irgend eine Weife bei: dem Abfchluffe ſolcher Verträge mits 
wirkt, Iſt der Betrag des bedungenen Kauf ober Lieferungse 
preiſes nicht, zu ermitteln, fo wird die Geldbuße auf zehn 
Drocent ded Nominalwerthes ber Papiere feftgefegt. 

. 20.009)‘ Kiss 

6. 1256. Alle bereits abgefchloffene, noch laufende Vers 
träge über fpanifche Staatöfchuld Papiere müfjen binnen _ 
acht Zagen nad Publication der gegenwärtigen Verord⸗ 
nung angezeigt und. nachgewiefen werden, und zwar an 
Drten, wo Börfen beftehen, bei den Börfenvorffchern, fonft 
aber in Städten bei der Polizeiobrigkeit und auf dem Lande 
bei‘ dem Landrathe des Kreifed. Bei Verträgen, die nicht - 


- auf diefe Weife angemeldet werden, - foll fodann, auch 


wenn fie aus der Zeit, vor. der Publication dieſer Verord⸗ 
nung batirt find, ein Klagerecht unbedingt nicht ftattfins 
den, aud in fofern fie in Zeitlauf oder Lieferungs-Vertraͤ⸗ 
gen beftehen, die obige Strafe ($. 2. d. Verordn.) zur 
Anwendung kommen. —J 
($:3.0.a. 0), — 

$. 1267. Ueber das von den Maͤklern zu beobachtende 
Verfahren bei Verträgen diefer Art, fo wie überhaupt über 
ins ober ausländifche auf jeden Inhaber lautende Staats⸗ 


. ober Communalfchuld » Papiere, fo wie über die Strafen 


#62 Erſter Th. Sechster u. Siebenter Titel. §. 234. 


» ber unbefugten Maͤkler ſiehe $. 42—7. dieſer Verordnung 
| zu $. 1307 ff. u. 1359 ff. Tit. 8. Th. 2. VERS. 
1374. 1375. | 
3uß.278f. $. 1258. Wer von einem Vertrage zurüdtritt, muß ein , 
285—288. maͤß iges Verſehen vertreten und iſt zum Erſatze des mit⸗ 
telbaren Schadens und des entgangenen Gewinns verpflich⸗ 
tet, und fällt in dieſem Falle dieſe Verpflichtung nur dann 
weg, wenn ber Befchädigte den Schaden durch Unmendung 
ber gewöhnlichen Aufmerkfamfeit hätte vermeiden Fünnen. 
(Srkenntniß des O. L. Gerichts. zu Halberftadt v. 13. Februar 
1824. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 4.-©. 445 — 449.) | 


Zum fehöten Titel 
Bon den Pflichten und Rechten, die aus unerlaubten 
Handlungen entfliehen. 


348.2.  $. 1259. Ueber die Verpflichtung zum Schabenerfage 

8. ff. 10 f. beim Ruͤcktritt vom DVertrage fiehe Erkenntniß des O. L. 

| Gerichts zu Halberfiadt vom 13. Februar 1824. zu S. 

| . 278. Zit. 5. Th. 1. A. 2. R.$. 1258. 

" Bu$.%.16. $. 1260. Ueber die Vertretungsverbindlichkeit der Der 
walter von Kirchenvermögen beim Ausleihen von. Capitas 
ien ohne Gonfens der geiftlichen Obern fiehe Erkenntniß 
des D. 8. Gerichts zu Halberftadt v. 30. December 1825. 
zu 6. 636. Zit. 11. Th. 2. A. 2. R. $. 1389. 

Zu 5.5.6. 8. 1261..Der Schriftfteller, welcher fein dramatifches 
| Werk nicht durch den Drud öffentlich bekannt gemadt 
hat, ift berechtigt,. jede ohne feine Genehmigung zu veran⸗ 

ftaltende theatralifche Aufführung feines Werkes zu vers 

hindern, und, falls folche gefchehen, Entfchädigung zu for: 

Ä dern. — Diefes Recht enthält jedoch nicht die Befugniß, 

' von ser Theaterdirection Rechnungslegung über die Ta— 
geseinnahme und Herausgabe derfelben, . nach Abzug der 
aufgewandten Auslagen, zu verlangen. | 

(Erfenntniß des Geh. Obertribunals v. 6. April 1835. v. 8. 
3.8. Bd. 4. ©. 224— 244.) 


Zum fiebenten Ditel. 
Vom Gewahrſam und Beſitz. 


Zu 8%. 6. 1262. ine Gemeinde kann nur durch die Mehrheit 
32. 54. ihrer Mitglieder, oder durch gehörig beſtellte Repraͤſentan⸗ 


Achter Titel. Vom Eigenthume. %.1—6. Erg. $. 160. 363 


. ten, ben Befis von Rechten ober Sachen mithin auch den 
eines oͤffentlichen Durchgangsrechts, erwerben. 


(Erkenntniß bes Geh. Obertribunals v. 22. September 1831. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©, 289 — 299.) us 


"Zum abten Titel. 
Vom Eigenthume. 


$. 1263. Ueber das Recht: eines Schriftſtellers, welcher zu 5. 1.2. 
fein. dramatifches Werk nicht durch ben Drud öffentlich | 
befannt gemacht hat, jede, ohne feine Genehmigung zu 
veranftaltende theatralifhe Aufführung feines Werkes zu 
verhindern und, falls folche gefchehen, Entfchädigung. zu 
fordern, fiehe Erkenntniß ded Geh. Obertribunald v. 6. 

April 1835 zu $. 5. 6. Zit. 6. Th. 1. A.2.R.5.1261. 

. 1264. Die Beflimmungen der Cab, Ordre v. 28, gu 6.6. 
‚ März 1809 (Erg. $. 150) find durch den Art. 18. der (Erg. $. 
deutfchen Bundesacte nicht aufgehoben. Die Unterthanen , 190) 
anderer deutſcher Bundesftaaten können gleich den diesfeis 
-tigen Unterthanen abelige oder fogenannte Rittergüter und 
Domainengrundftüde im Preußifchen erwerben, ohne daß 
von ihnen bei der Benugung biefer Erwerbungöfähigkeit 
ein Mehreres gefordert wird, als wozu bie preußiichen 
- Unterthanen fidy zum Zwecke einer dergleichen Erwerbung 
verftehen müffen, jedoch dies Alles nur unter der Bedins 

ng, daß fie vermöge des perfönlichen Unterthanenverbans 
—* in welchen fie durch Ableiſtung der homagii’ zu dem 
dieöfeitigen Staate treten, unbeſchadet ihrer Verpflichtung / 
zu dem Staate, welchem fie bisher angehörten, oder doch 


mit Zulafjung defjelben, auch bereit und fähig find, die 


den Beſitzern von Grundſtuͤcken der gedachten Kategorie 
obliegenden Berbindlichkeiten zu erfüllen. — Geftatten eis 
nem Ausländer die Geſetze des Landes, dem er durch fein 
perfönliches, Unterthanenverhältniß ag biefes nicht, 
fo kann er zur Erwerbung folher Grundſtuͤcke nur mit 
unmittelbarer Allerhöchfter Genehmigung zugelaffen werden. 

(Refer. des Min. ded Innern f. Gew., ber ausw. Angel. u. 


des Innern u. der Pol. v. 18. Auguft u. der Juſtiz v. 12, Sep⸗ 
. tember 1836, v. 8. 3.3. Bd. 48. S. 266— 271.) Pr 


] 
f 


464 Erſter Theil. Neunter Titel, $. 361-468. 
Zum neunten Titel. 

Bon der Erwerbung des Eigenthums überhaupt, 

und den unmittelbaren Arten derfelben infonberheit. 


3u 5 861. 8. 1265.- Ueber bie Verhaftung bes Nachlaſſes eines Ehe⸗ 
mannes in ben für Ehefrauen geführten Prozeſſen ent⸗ 
ſtandenen Koften fiehe Refer. v. 18. we 1836. zu d. 
187. Tit. 1. Th. 2. A. L. R. 8. 1320 
Zu $. 418. 6. 1266. Von mehrern Miterben haften biejenigen, wels 
che Erben ohne Vorbehalt geworden find, ſchon um des⸗ 
halb für eine Erbſchaftsſchuld, and kommt ed hierbei dar ⸗ 
auf nicht an, ob eine Theilung des — ſchon er⸗ 
folgt iſt, oder nicht. | 
— des ee Obertribunals vom 5 Januar 1835, 
F Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 337 — 349.) 
=. N 1267. Der Gurator eines Legats it zur Provoca⸗ 
er " tion ber unbekannten Legatarien legitimirt. — Das Aufs 
476, 477. gebot 'diefer Tegtern, wenn fie fi ald Verwandte einer 
480, beflimmten Perfon auszumeifen haben, ift ohne Unterſchied 
der Summe des Legats jedesmal mit einem Termin auf 
neun Monate hinaus zu erlaſſen. 
(Erkenntniß des Geh. Para v. 26. Februar 1833. 
 & u. Str, Rſpche. Bd. 4. ©. 210 — 222.) 
3u 8.468. ‘5. 1268. Das Geſetz — nicht, daß ein Erbpräs 
tendent den Beweis feiner — in der Art fuͤhre, 
daß dadurch die Unmoͤglichkeit des Vorhandenſeins nd: 
herer oder noch anderer Erben unwiderfprechlich dargethan 
werde, ed genügt vielmehr 
für den gefeglichen Erben ber Nachweis feines Vers 
— wandtſchaftsverhaͤltniſſes, woraus ein geſetzliches Erb⸗ 
recht fuͤr ihn entſpringt, die Verſi icherung an Eides⸗ 
ſtatt, dag ihm feine beffern oder gleich berechtigte 
— Miterben bekannt ſind, und der Umſtand, daß der 
Richter ſelbſt keine Vermuthung fuͤr das Gegentheil hat 
und für den Zeftamentöerben 
: eine le&twillige Verordnung, welche an Feinem- -Außern 
Mangel leidet. — — 
Auf Grund dieſes Nachmeifes Fann der Erbe die Verabs 
folgung des Nachlafjes verlangen und iſt es Sache eines 
ſich fpäter meldenden Miterben, feine Anfprüche gegen ben 
im Befig fich befindenden Erben geltend zu machen. 
(Refer. v. 26, März 1836. v. K. J. B. 3b. 47. S. 279,280.) 


Zehnt. Tit. B.d. mitt. Erwerb. ıc. 8.7. Erg. $.481— 1026. 465 


au 1269. Der Verlaſſenſchafts⸗Cutator ift auch befugt, zu $. 473. 
Eröffnung des erbſchaftlichen Liquidationsproceſſes an⸗ 
zutragen. 
* (Reſcr. v. 11. Juny 1886. v. K. J. B. Bd. 47. ©. 568— 

) 


$. 1270. Bor Abfafjung des Erkenntniffes bei dem ger3u $. 476. 
richtlichen Aufgebot herrenlofer Exbfchaften muß der Rich: 
ter ſich die Ueberzeugung verfchaffen, daß den Vorſchriften 
des nebenallegirten $. genügt iſt, welches durch Ableiſtung 
bes $. 16. Zit. 7. Th. 1. A. G. D. vorgefchriebenen Dis 
ligenzeides durch den Eurator des Nachlaffes gefchieht. 

(Refer. v. 18. September 1835. v. K. J. B. Bd. 46. ©. 128.) 

$. 1271. Ueber die Frage, ob dad Publicum eines Drs Zu $. 587. 
ted durch Verjährung erwerben kann, fiehe Erkenntniß des 
Seh. ———— v. 22, September 1831. zu 8. 1. 
Tit. 1. Th. 1. A. L. R. $. 1247. 

$. 1272. Zur Acquifitivverjährung bes Rechts, bomBn 006. 
Steinbrechen eine Abgabe nad) dem Quantum der "gebro: _ 
chenen Steine‘ zu verlangen, wird, da dieſes Recht nur 
bei gewiffen Gelegenheiten, wenn nämlich Steine 
gebrochen werden, benugt wird, ein 4Ojähriger Zeitraum 
erfordert, vorausgeſetzt, daß es in diefem wenigftend zu drei 


_ verfchiedenen Malen auögeibt worden. 


(Erfenntmiß er +. ze! v. 6. May 1834. ©. u. 
Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 2 — 


Zum zehnten Titel. 
Von der mittelbaren Erwerbung des Eigenthums. 


$. 1273. Ein Stäubiger, welcher feine bopotßefarifche 3 Zu $. 7 ff. 
Forderung gegen den fruͤhern, im Hypothekenbuche noch (er: d. 
eingetragenen Beſitzer zu einer Zeit. ausgeklagt hat, nach⸗ — 
dem derſelbe ſchon das Grundſtuͤck an einen Dritten ver⸗ 
kauft hatte, iſt nicht. befugt, feine Forderung von dem Letz⸗ 
tern auf Grund jenes Judicats erecutivifch beitreiben zu 
laſſen. — Aus der Bellimmung des $. 492. Tit. 20.' 
Th. 1. A. L. R. folgt nur, daß er das Recht hat, - 
von dem Dritten bie Zahlung zu fordern, und 
wenn er fie nicht leiftet, fie gegen ihn einzu: 
klagen, nicht aber kann ein gegen dem vierten und ehe- 
maligen Befiger erflrittened Erkenntniß fofort gegen den 

Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Th. 30 


466 Erfter Theil. Eifter Titel. F. 342—727. 


dritten Befiger geltend gemacht werben. (efr. Refer. v. 
19. Januar 1819. Erg. $. 401.- 1026.) 


(Aulerh. Cab. Ord. dv. 8. April 1884. — Reſcr. v. 15, April 
836, v. K. J. B. Bd. 47. ©. 546 — 553.) 


Zum elften Litel, 


Bon den Titeln zur Grwerbung des Eigenthums, welche 
fi in Verträgen unter Lebendigen gründen. 


(Machtraͤge $. 1274. Das Gefeg vom 26. April 1835 über Ders 
$. 169.) träge zahlungsunfähiger Schuldner zum Nachtheil ihrer 
Gläubiger findet auf die vor Publication deffelben gefchlofs 
- fenen Verträge Feine Anwendung. | 

(Refer. v. 18. Suly 1835. v. K. J. B. Bb, 46. ©. 95.) 
Zu $.842, $. 1275. Die aus dem Meiftgebote bei, einer Subha- 
382. flation erworbenen Rechte. können vor dem. Zufchlage auf 
einen Dritten nur durch Geffion, nach dem Zufchlage aber 
nur durch einen förmlichen Kauf: oder Zaufchvertrag über: 
tragen werden. Gefchieht im erſten Falle die Ceſſion nad 
Abhaltung des Licitationstermined, fo muß dad Gericht 
fih die Gewißheit verfchaffen, daß der Geffionar die Gef: 
- fion acceptirt habe, befigfähig fei, und daß die übrigen 

Snterefienten mit der Giffion einverftanden find. Ä 

(Refer. v. 30. Oct. v. 8. 3. B. 46. ©. 481-488.) 
Zu $. 385. $. 1276. Das Anerkenntniß der Forderung Seitens des 
886. (Erg. Schuldners bei Gefjion von Hypothekenforderungen an Ges 
= er b. yichtöperfonen muß zur Zeit der Ceffion erfolgen, ehe die 
187) 5: Umfchreibung auf den Ceſſionar erfolgen Eann. 

s a v. 19. Auguft 1836. v. 8. 3.3. Bo. 48. ©. 207 
3u 8.727. $. 1277. Wenn von Perfonen bäuerlichen Standes, 
welche in dem Bezirke der Kreife Paderbom, Büren, 
Warburg und Hörter, des Regierungsbezirks Minden, 
Schuldbekenntniſſe an. Juden, diefe mögen in jenen Kreis 
fen oder anderswo ihren Wohnfig haben, ausgeftellt wer: 
den, fo findet daraus ohne Unterfchied des Gefchäfte, 
auf welche fie Bezug haben, eime gerichtliche Klage nur 
in fofern  flatt, ald fie vor dem perfönlichen Richter des 
Schuldners aufgenommen worden find. — Der Richter 
ift verpflichtet, die Aufnahme zu verfagen, wenn fich bei 
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der. jeberzeit Dorgunehmenben Prüfung ber Verdacht einep 


Wuchers ergiebt 
* a Gab. Order vom 20. September 1886. Nr. 2. G. ©, 


1278. Die vor Bekanntmachung biefer Verordnung 
(auögeg. Berlin den 3. October 1836) von einem der 
oberwähnten Perfonen an einen Juden ausgeftellten Pris 
vat-Schuldbefenntniffe müffen binnen drei Monaten nad 
jener Bekanntmachung bem perfönlichen Richter des Schuld⸗ 
ners vorgelegt werden; der Richter hat dieſelben in ein 
befonberes ‚fortlaufende .Regifter einzutragen, und die ges 
ſchehene Eintragung auf der Schuldurfumde unter ‚Bei: 
drückung Bed Gerichtöfiegelö zu. vermerken. » Unterbleibt 
dieſe Vorlegung, ſo Liegt dem Juden, welcher eine Schuld⸗ 
forderung an eine ber vorgedachten Perſonen auf ein fruͤ⸗ 
heres Privat⸗Schuldbekenntniß gruͤndet, der Beweis ob, 
daß die Ausſtellung deſſelben bereits vor Bekanntmachung 
ber gegettwärtigen Order erfolgt-ift, — Die Eintragung 
in das Schuldregiſter und ber darüber auszufertigende 

Dermert geibehen | ſportel⸗ und ſtempelfrei. 

(Nr 
4270. Ueber die Beweiskraft der Sqhridſcheine und 3u $. 788: 
die Eintragung ber. Ginwendungen gegen dieſelben fiche 729 
Refer. vom 18. a 1835. zu $. 424—426. it. 20. 
Th. 2. A. L. R. $. 1307. 

. 41280. Wenn ein Zinſenrucſtand auf Grund des Bu $. 821. 
neben allegirten. $. capitaliſi irt wird, ſo ſteht auch der 
Eintragung deſſelben im Wege der Execution als ein neues 
Capital nichts entgegen. — Die Eintragung erfolgt als: 
dann hinter allen dis dahin eingetragenen Forderungen, 
und ‚in formeller Hinſicht muß eben das Verfahren beob⸗ 
achtet werden, welches die. Geſetze bei der Anfertigung eis 
ner Partialceffion vorſchreiben außerdem zur Bermeidung 
jedes Irrthums noch in der Colonne „Geffionen” vermerkt 
werben, daß bie Zinfen bis zum . ... auf den Grund ber 
8.821. Tit. 11. Th. 1. des X. ER. capitalifirt und un⸗ 
ter Nr... .ald ein neues Darlehen eingetragen werben... 

(Arte. vom 30. December 1835. v. 8.3.83. Bb. 46, ©. 
578-575.) 

8: 1381. Diefe Borfchrift. findet au * Anwen⸗ 3u g. 843, 
dung, wenn über einen Theil der Zinfen quittiet und mer 8 
gen des Weberreftes Fein Vorbehalt gemacht iſt. Der 
quättirende Gläubiger erhält auf. die — in dem 
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Falle ein Recht, wenn er ſich dieſe ausdruͤcklich vorbehaͤlt 
und dann dabei, wie bei Theilceſſionen verfahren wird. — 
Der $. 849. h. t. ſchließt nicht allein einen mehr als 
zehnjährigen Rüdftand, fondern auch einen folchen, wel: 
cher aus einer frühern Zeit ald vor zehn Jahren herruͤhrt, 
aus. | | | 
(Refer. vom 4. December 1835. v. 8. J. B. Bb. 46. ©. 
668 — 573.) | 
Zuß.996f. $. 1282. Ueber das Recht eines Schriftftellers, wel 
1034 ff. cher fein dramatifches Werk nicht durch den Drud öffent: 
lich bekannt gemacht hat, jede, ohne feine Genehmigung - 
zu veranftaltende theatralifche Aufführung feines : Werks 
zu verhindern, und, fans folche gefchehen, Entſchaͤdi ung 
zu fodern, fiehe Erkenntn. des Geh. Obertrib. v. 6. April 
1835 zu $: 5—6. Tit. 6. Th. 1. A. E. R. $. 1261. 
Zu $.1075. $. 1283. In allen Fällen, in denen Schenfungen und 
(Nah: Yektwillige Zuwendungen zu Meſſen nah dem Geſetze v. 
‚tröge d. 43, May 1833 (Macträge 8. 239.) der landesherrlichen 
Genehmigung bedürfen, fol diefe durch dad Minifterium 
der geiftlihen Angelegenheiten ertheilt werden. 
| (Ullerh. Cab. Ord. v. 22. May 1836. G. &. 1836. S. 195.) 
3u$.1075. 8. 1284. Wenn in einer Schenfungsurfunde ober in 
(Nat: letztwilligen Verordnungen Zumendungen an verſchiedene in: 
3 landiſche Anftalten oder Gorporationen » gemacht werden, 
fo ift die unmittelbare landeöherrlihe Genehmigung nur 
in Betreff derjenigen Zuwendungen erfoderlich, welche, ein⸗ 
jein genommen, den Betrag von 1000, Thlr. überfteigen. 
eun Semand zu verfchiedenen Zeiten in verfchiebenen 
Urkunden oder durch verfchiedene Handlungen Einer und 
derfelben Anftalt oder Corporation Zumendungen macht, bes 
darf eö der Iandeöherrlichen Genehmigung nur in fofern, als 
eine einzelne Schenfung mehr als die Summe von 1000 
Thlr. beträgt, wogegen, wenn in lestwilligen »VBerordnuns 
gen aus verfchiedenen Zeiten und in verfchiedenen Urkun⸗ 
den auf den Todesfall Zumendungen an Eine und bie: 
felbe Anftalt oder; Corporation gemacht find, dieſe Zus 
wendungen als ein Ganzes und ald aus Einer. Urkunde 
hervorgegangen anzufehen find, mithin die Summen, bie 
Einer und derfelben Anftalt oder Corporation hinterlaffen 
worden, zufammen zu rechnen find, um biernach zu be 
— “ob: die landesherrliche Genehmigung hinzutreten 
muͤſſe. — | 
Wenn mehren Perfonen in Einer und verfelben Urs 
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kunde, z. B. Miterben, Einer und derſelben Anſtait oder 
Corporation etwas zuwenden, und die Zuwendungen die⸗ 
fer mehrern Perfonen 1000 Thlr. uͤberſteigen, fo entſchei⸗ 
det nur der Betrag der Zuwendungen, nicht die Perſon, 
von welcher ſolche herkommt. 

— Cab. Order vom 10. 4 * Reſcr. v. 38. May 
1836, v. 8. 3. 8. Bp. 47. &. 504-505.) 


Zum zwölften &itel. 


"Bon den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, 
welche aus Verordnungen von Todes wegen entftehen. 


$. 1285. Das Oberhaupt einer beutfchen Zürftenfa- Zu $. 227. 
milie ift berechtigt, die Vorlegung der Zeftamente, Inven⸗ 
tarien, Nachlafregulirun en, welche Familiengliever betref- 
fen, nach dem beutfchen Privatfürftenrecht zu verlangen. — 
Das deutſche Privatfürftenrecht betrifft und beflimmt bie 
Rechtöverhältniffe der fürftlihen Perfonen unter einander, 
theils in ihren befondern Familien, theils in der großen 
Zürftenfamilic überhaupt, es derogirt, ald das fpeciellere, 
als ein Singularrecht, dem gemeinen deutſchen Rechte 
und ift auch feineswegd durch das. Preußifche Allgemeine 
Landrecht aufgehoben worden, weil die befondern Rechte 
und Geſetze, unter welche dad Privatfürftenrecht auch’ ge: 
hört, bei und durch Einführung des Landrechts nicht ver 
ändert worden find, vielmehr letzteres nur eintreten fol, 
wenn die Rechte und Berbindlichkeiten der Einwohner des 
Staates und der ihnen gleichzuftellenden Fremden durch 
befondere Geſetze nicht beilimmt worden find, 

$. 1. fi. Ein. Allg. Landredht. 
Hierzu tritt, daß dem einzelnen Reichöfürften auch nicht 
die Macht zuftand, das Privatfüritenrecht aufzuheben. — 
Die durch daſſelbe beftimmten Rechtöverhältnifle, fie moͤ⸗ 
gen aus fpeciellen Hausgeſetzen oder allgemeinen Famiz- 
lien:Obfervanzen abgeleitet werden, haben alfo durch das 
Allg. Landrecht Feine Aenderung erlitten, und hierher ges 
hört auch hauptſaͤchlich das Succeffionsrecht, Apanagiunı, 
Paragium, Regredientrecht u. ſ. w.,.und hierher ift auch 
dad Recht auf Vorkegung der Zeflamente ıc. der einzelnen 
Zamilienglieder zu rechnen. 

— vom 12. Januar 1836, dv. K. J. B. Bd. 47. ©. 


Zu $. 248. 


3u 8. 6. 
257. 258. 
263, 


3u $. 6. 
257. 258, 
263. 


3u 8. 39. 
46, 


# 
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$. 1286. Ueber die Ertheilung der Erbeslegitimations⸗ 
Atteſte ß — Refer. v. 26. März 1836. zu $. 486, Tit. 
9. Th. 1. U 8%. R. 8. 4268. 


8. 1287, Derjenige, welchem in einem Zeffamente 
‚oder Codicill beftimmte Summen oder Sachen hinterlaſ⸗ 
fen werden, muß unter allen Umſtaͤnden für einen Lega— 
tariud angejehen werden, wenn ihn auch der Zeflator eis 
nen Erben genannt bat. — Als folcher gilt er aber 
nicht blos im Verhaͤltniſſe zu den übrigen Erben, 
fondern auch gan fammtliche. Nachlaßſchuldner, ſodaß 
ihn alſo die Einziehung der Erbſchafts-Activa und die 
— der Quittung daruͤber ganz und gar nichts 
angeht 
a are! vom 24. Januar 1836. v. K. I. 8. Bb. 47, ©. 

$. 1288. Die Vorſchrift des 8. 263, kt, wenn 
Erben, welche auf eine beflimmte Sache öder Summe 
angefegt find, nur als Legatarien, ald Gläubiger des 
Nachlaſſes, anzufehen find, findet auch auf Pflichttheils: 
erben Anwendung, die ein Miteigentfum nur dann prä 
tendiren koͤnnen, wenn ihnen der Pflichttheil, ohne Be⸗ 
ſtimmung einer gewiſſen Summe verſchrieben ift, die als 
fo einen aliquoten Theil ihrer Erbpofition zu fordern has 
ben. — Iſt aber der Pflichttheil auf eine gewiffe Sum: 
me. fefigefeßt, fo Fönnen Notherben als Hiteigenthümer 
bed Nachlaſſes nicht angefehen werden, und die Berichti— 
gung, des Befigtitelö der Nachlaßgrundſtuͤcke auf die übri- 
gen im Zeftamente eingefegten Erben nicht widerfprechen. 


(Refer. vom 8. Januar und 26, Februar 1836, v. 8. 3.8. 
Bd. 47. ©. 284—291.) 


Zum dreizehnten Titel. 


Bon Erwerbung des Eigenthums der Sachen und 
Rechte durch einen Dritten. 


$. 1289. Ueber bie Verhaͤltniſſe des Ausſtellers und 
des Remittenten bei Einziehung eines Wechſels ſiehe Er: 
kenntniß des Ober = Appellations⸗ Senatd des Kammerges 
richt vom 13. July 1833. zu $. * Tit. 8. Th. 2. 
A. L. R. $. 137. 


* 
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Zum funfzehnten Litel. 
Bon Verfolgung des Eigenthums. 


$. 1290. Ueber die Wiederincuröfegung der außercurdges Zu $. 50. 
feßten dreiprocentigen, vormals koͤnigl. Saͤchſiſchen Steuer: o (Nahe 
Gredit-Gaffenfcheine im Großherzogthume Sachſen⸗Weimar, a „ 
find nachfiehende Beflimmungen bekannt gemadht. — 

A. Auszug aus der Großherzogl. Sachſen-Wei⸗ 
marfhen Verordnung vom 19. April 1833. 
zur Sicdherftellung des Eigenthums an den 
auf den Inhaber lautenden Staatöfchulds 
Urkunden des Grofßherzogthbums Weimar. 

8. 30. Capitalverfchreibungen und Zinsleiften, auf 
denen unter ber Erklärung | 
„Wird außer Eurs gefegt" 

‚irgend ein Inhaber mit Unterzeichnung feines Wohnors - 

‚ted, des Zages und Jahres, auch feines ganzen Na= 

mens bekundet erfcheint, verlieren dadurch alle Gültigs 

Beit fr jeden andern nicht befonders legitimirten ($.-31) 

‚ Inhaber, fie find alsdann, ohne weitere Frage darüber, 

von wem jene Bekundung herrührt, gleih Schuldur⸗ 

kunden auf einen genannten Gläubiger zu betrachten 

und fallen nicht unter die Beflimmung des 8. 1. 

$. 31. Wil jedoch der benannte Inhaber, oder 
befien zur Sache legitimirter Nachfolger, eine folche 

Staatsihuld:Urfunde wieder in Curs feßen und ihr die 

Gültigkeit für jeden Inhaber wieder verleihen, fo muiß 

er dies gerichtlich zu Protocol erklären, und wehn er 

dem Gerichte nicht perfönlich bekannt ift, durch zwei 

demſelben perfönlih und als glaubhaft wohlbefannte 

Zeugen feine Identitaͤt recognosciren laffen, bamit bie 

Suftizbehörde mit ihrer gewöhnlichen Unterfchrift, mit 

Beifügung des Tages und Jahres, auch mit Beidrudung 

des hierzu verliehenen befondern Stempelö, auf dem 

Documente beurfunde: 

| „Wieder in Curs gefegt." 

‚$. 32. Zu der im $. 31. gedachten gerichtlichen 

Handlung find Unfere beiden Landesregierungen allhier 

und zu Eifenach, ſodann die Juſtizaͤmter zu Allftedt, 

Buttftedt, Geiſa, Ilmenau, Jena, Kaltennordheim, 

Neuſtadt an der Orla, Oftheim, Vacha, Wieſelbach 

und Weida ausſchließlich befugt. 


472 Erſter Theil. Sunfzehnter Titel. $. 50. 51. 


$. 33: . Die. Staatöcafje honorirt Feine Staats: 
fhuld:Urkunde, worauf fich die $. 30. gedachte Erklaͤ⸗ 
rung der Außercuröfegung befindet, wenn nicht zuvor 
die Urkunde auf die $. 31. gedachte Weife wieder in 
Curs gefegt worden ift. 

B. Auszug aus dem Schreiben des Großher: 
zoglih Sahfifhen Staats: Minifteriums, 
Departement der auöwärtigen Angelegen= 
heiten, vom 5. Februar 1836. 

Was nun die Anwendung des diedfeitigen Geſetzes 
vom 19. April 1833 zur Sicherftelung des Eigenthu= 
med an ben auf den Inhaber lautenden Staatöfchuld- 
Urkunden des Großherzogthumd im Allgemeinen betrifft, 
fo bemerken wir zunaͤchſt, daß alle vor dem 15. Oc⸗ 
tober 1833 flattgefundenen Außer= und Wieberincurds 
fesungen vormaliger Königl. Saͤchſiſcher Staatöpapiere, 
mit Ausnahme der unter der Herrfchaft des Preußi- 
ſchen Landrechtd vorgenommenen, ald gar nicht vorhan⸗ 
den betrachtet werden, und das Großherzogliche Land» 
ſchafts⸗Collegium folche Documente ohne Weiteres dem 
jedesmaligen Befiger honorirt. — Außer diefen Fällen, 
und wo überhaupt die Außercuröfehungen als gefeglich 

gültig zu betrachten find, muß die Wiederincurs— 

ſetzung unerläßlich von einer dazu in dem $. 32. des 
Geſetzes ausdruͤcklich autoriſirten Großherzoglidhen 
Behoͤrde geſchehen, indem die Worte des Geſetzes 
dies ganz beſtimmt ausſprechen, und eine Abaͤnde⸗ 
rung deſſelben anders, als im verfaſſungsmaͤßigen 
Wege nicht ſtattfinden kann. — Indeß haben ſelbſt 
Privatperſonen, wenn ſie außer Curs geſetzte Papiere 
wieder in Curs ſetzen wollen, nicht unumgaͤnglich noͤ⸗ 
thig, ihre desfallſigen Erklaͤrungen, Legitimationen ꝛc. 
entweder perſoͤnlich oder durch einen Bevollmaͤchtigten 
grade vor der Behoͤrde abzugeben, welche nach } 32. 
u ber Beurkundung der Incuröfeßung ermächtigt 
it, fondern es genügt allenfall3,. wenn diefe Erklärung ıc. 
nur überhaupt vor irgend cinem Gerichte gehörig 
abgegeben, und nur der Behörde, welcher die vorſchrift⸗ 
mäßige Beurkundung auf dem Ötaatöpapiere ges 
feglich zugeriefen it, urfchriftlich oder in beglaus 
bigter Form mitgetheilt wird, womit nah Maßga= 
be des concreten Falles die Handlung der Incuröfegung 
bedingt if. Um fo weniger aber bedarf es, wenn bie 


“ 
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Außercursſetzung von oͤffentlichen Behoͤrden & chah, der 
Befiellung befonderer Bevollmächtigter. rt eine 
folche Behörde unter Amishand und Siegel, daß fie 
eine von ihr außer Curs gefeßte Urkunde diefer Art 
wieder in Curs gefegt wiffen will, fo verdient eine 
ſolche Erklärung, felbft von einer bloßen Adminiftrativ- 
Behoͤrde gegeben, nach allgemeinen Rechtögrundfägen 
vollkommene Glaubwuͤrdigkeit, und bebarf nicht erft eis 
ned gerichtlichen Anerfenntniffes, ift auch von. den im 
N 32. aufgeführten Großherzoglichen Behörden 
etö für hinreichend geachtet worden, um auf den Grund , 
derfelben die Wiederincuröfegung auf dem Staatös 
papiere wieder zu beurfunden. Uebrigens find- 
diefe Behörden, um der Königl. Preußifchen Staats 
regierung auch bei diefem Anlafje einen Beweis freunds 
fchaftliher Geneigtheit zu geben, angewiefen worden, ' 
in den Fällen, wo Königl. Preußifche Behörden bis zu 
dem Erfcheinen des fraglichen Geſetzes vom 19. April 
1833 diesfeitige, vormals Königl. Saͤchſiſche Staats⸗ 
papiere außer Curs gefeßt haben, die Wiederincurds 
fegung fportelfrei vorzunehmen. 
(Refer. v. 19. April 1836. v.8. 3. B. 86.47. ©. 506-511.) 


Zum ſechszehnten Titel. 


Von den Arten, wie Rechte und Verbindlichkeiten 
aufhoͤren. 


F. 1291. In Ermangelung eines Uebereinkommens uns Bu $. 153. 
ter den Parteien, muß ber Gläubiger, welcher ein Capi⸗ 
tal- und Verzugszinſen daran zu fordern hat, die ihm 
von. feinem Schuldner geleiftete Zahlung zuvoͤrderſt auf 
dad Capital verrechnen. 

(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals vom 8. März 1834, 
S. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 285—287.) 

}: 1292. Der Staat ift zur Rüdforderung von Kriegs: Zu $- 178, 
ſchaͤden, welche er, obgleich fie das Geſetz von der Ver⸗ 179. 180. 
gütung ausgefchloffen, irrthuͤmlich erftattet hat, im Wege 
der eonductio indebiti nicht berechtigt, wohl aber fteht 
ihm die Rüdforderung gegen Diejenigen zu, die ihn zur 
Zahlung derfelben betrüglich verleitet haben. 

(Erkenntniß des Geheimen Obertribunals v. 18. März 1834. 
S. u, Str. Rſpche. Bd. 4. S. 195-200.) | 


Zu $. 484, 


474 Erfter Theil. Siebzehnter. Titel. $. 20-74. 
$. 1293. Der Eigenthümer des Grundflüds tritt ipso 


Anh.$.52.jure in alle Rechte des von ihm befriedigten Gläubis 


(Erg. 5 


3u $. 476. 


* 


gerd, und erwirbt namentlid das Eigenthum der Hypo⸗ 
thek, iſt alfo auch berechtigt, diefelbe gleich einem 
jeden andern Geffionar auf feinen eignen Nas ' 
men übertragen zu laffen. 
.  (Refeript vom 16. Suly 1836. v. 8. J. B. Bd. 48. ©. 
275276.) / | 

$. 1294. Derjenige, welder ein Grundftüd in einex 


482, 484. nothwendigen Subhaftation zugefchlagen erhält, haftet 
And. $.52. dem Gläubiger für eine in Anrechnung auf das Kauf: 


3u $. 20. 


geld übernommene bypothefarifche Forderung ald perfönlis 
cher Schuldner, wird aber von biefer Verhaftung frei, 
wenn er dad Grundftüd weiter verfauft, und der neue 
Käufer die Forderung mit der Verpflichtung, feinen Ver⸗ 
Faufer von der Schuld zu befreien, übernommen, fodann 
dem Gläubiger Zahlung geleiftet und Quittung und Gefs 
fion von ihm erhalten, demnächft aber dad Capital weiter 


cedirt hat. 


21. 28, 


(Erfenntniß des Geheimen Obertribunald vom 5. September 
1833, ©. u. Str. Riſpche. Bd. 4. ©. 325-337.) . 


Zum fiebzehnten Titel, 
Dom gemeinfchaftlihen Eigenthume tberhaupt. 


8. 1295. Ueber die Stimmenzählung bei der Goncur: 
ren; mehrer Compatrone fiehe Erfenntniß des Geheimen 
Obertribunald vom 5. December 1825. zu $. 344. Zit. . 
2.29. 2.4.2. R. $. 1387. 


3u 8. 6051. ı ©. 1296. Ein Miterbe Kann feinen idealen noch unbe= 


69. 
(Nachtr. 
825.) 


N 


66. ſtimmten Antheil an einem Grundftüde, auch nad) be: 


wirkter Befistitel= Berichtigung für fämmtliche Erben, ver: 
pfänden. Es kann jedoch dieſe einfeitige Verpfaͤndung 
nicht die einſeitige Veraͤußerung des verpfaͤndeten pr: 
zur Folge haben. Ebenfo ift auch ein Gläubiger befugt, 
feine judicatmäßig erflrittene Forderung auf ein- feinem 
Schuldner mit Andern gemeinfchaftlic, zugehöriges Grund 
ftüd eintragen zu, laffen, und demnaͤchſt auf den. Verkauf 
des ganzen Grundftuds im Wege der nothwendigen Sub» 


haſtation antragen. Die rechtlichen Folgen der Eintra= 


gung auf einen einzelnen Antheil äußern fich für die Vers 
ordnung vom 4. März 1834 über den Subhaflationspro> 


Dom gemeinjchaftlichen Eigenthum überhaupt. $. 60. #75 


ceß anders, als dies fruͤher ber Fall geweſen. Der Mitei⸗ 
genthümer eines Grundſtuͤcks konnte fonft, wenn er auf 
Subhaftation der Zheilung wegen antrug, den. Fall einer 
förmlihen Verurtheilung der Miteigenthümer ausgenom⸗ 
men, nut im Wege der freiwilligen Subhaftation 
feinen Zweck erreichen. Es wurden dadurch die Rechte 
der Hypothebengläubiger fo wenig berührt, ald dies durch 
den Berfauf aus freier Hand der Fall war. Der auf 
einen einzelnen Antheil eingetragene Hypothefengläubiger 
bat nicht mehr Rechte, als fein Schuldner ſelbſt befaß. 
Er Eonnte daher nur den einzelnen Antheil: oder dad Anz 
recht ſeines Schuldners im Wege: der nothwendigen Sub⸗ 
haftation zum Verkauf bringen. Der Erficher trat das 
durch in die Gemeinfchaft mit den übrigen Miteigenthüs - 
mern (Refer. v. 13. April 1833. Nachtr. $. 325.) und 
fonnte nur erſt im Wege der freiwilligen Subhaftation 
auf den gerichtlichen Verkauf ded ganzen Grundſtuͤds Be⸗ 
hufs der Theilung antragen. 
Anders kommt die Sache feit dem Erſcheinen ber 
Berordnung vom 4. März 1834 über den Subhaftationds 
proceß zu ſtehen. Der $. 2. diefer Verordnung legt der 
Subhaftation, welche auf den Antrag eines Miteigenthüs 
ne. erfolgt, die Wirkungen einer nothwendigen 
= Hieraus ergiebt fi fi ch, daß feit diefer Verordnung der 

iteigenthümer, und in Folge deſſen der auf deſſen Ans 
theil eingetragene Hypotbefengläubiger das Recht haben, 
dad ganze Grundſtuͤck im Wege der. nothwendigen Sub⸗ 
haftation zum Verkaufe zu bringen. 
Br Sing vom 13. Juny 18386, v. K. 9.8. Bd. #7. ©. 

$. 1297. Durd ein vechtöfräftiges Erlenntniß, wel: Zu $. 60 ff. 
ches ein Gläubiger gegen feinen Schuldner, dem ein Mit 
eigentbum an einem Grunbftüde zuſteht, erftritten hat, 
erlangt derfelbe einen Zitel zum Pfandrecht auf die dem 
. Schuldner zugehörigen Immobilien. 

$. 22. Verorbn. v. 4. März 18 

und dadurch — das Recht pr die Sushaftation * 
dieſem gehörigen Antheils, welches nach $. 60. h. t. 
unter den in den folgenden 66 feſtgeſetzten kai 
befonders veräußert werben darf. — Dies Recht kann 
aber auf die Antheile der übrigen judicatmäßig nicht vers 
urtheilten Miteigenthuͤmer nicht ausgedehnt werden, ins 
dem die Vorſchrift des $. 2. Nr. 3. der Verorbnung vom 
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4. März 1834 zwar dem Miteigentbümer auf noth: 
wendige Subhaftation des ganzen gemeinfchaftlichen Grund» 
ſtuͤckks anzutragen geftattet, diefe Befugniß aber auf den 
Gläubiger des Miteigenthuͤmers nicht ausgedehnt werden 
kann, der nur fein Pfandrecht zu realifüren berechtigt 
in — 


So wenig’ der Gläubiger des verurtheilten Miteigen- 
thuͤmers die judicatmäßige Forderung auf die übrigen Ans 
theile des gemeinfchaftlihen Grundftüdes eintragen laf- 
fen kann, ebenfo wenig kann er die Subhaftation der, übris 
gen Antheile verlangen. — Uebrigend bleibt dem Ad ju— 
dicator hiernächft ald Miteigenthüumer unbenommen, zum 
Zweck der Auseinanderfegung von dem ihm nah. $. 2. 
— 3. jener Verordnung nu Buell Rechte Gebrauch zu 
machen. 

—* vom 21. July 1836. v. K. I. B. Bd. 48. ©. 208 

$. 1298, Ueber die Anwendbarkeit diefer Grundſaͤtze 
auf Gütergemeinfhaft fiehe Refer. vom 6. November 
1835 und 10. September 1836 zu $. 377. ff. Zit. 1. 
Th. 2.4.2.8. 5. 1321—1322. 


Zu F. 75. $. 1299. Die Subhaftation eined gemeinfchaftlihen 


N aaa vom 11. April 1836. v. 8. I. B. Bd. 47. ©. 511 
9 | 


Zu $. 107”. $. 1300. Ueber die folidarifche Haft der Erben ohne 
— Vorbehalt ſiehe Erkenntniß des Geheimen Obertribunals 


18 
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. vom 5. Sem: 1806 zu $. 418. 2it. 9. Th. 1. %.% 
R. $. 
— 1301. Ueber bie — der Notherben an: ben Bu $. 117. 
Nachlaß fiehe NRefer. vom 8. Januar und 26. Februar 

1836. zu $. 6. Zit. 12. X. 1.4. 8. R. $. 1288. 

6. 1302. Ueber die Rechte der Exbfpaftögläubiger Zu $.128Ff. 
gegen bie Erben bei Auseinanderfegungen über Bauen:  - 
üter in der Meftphalen fiehe ir vom 2 
Sur fer $. 24. zu $. 240—298. Tit. 7. Th. 2. 

1335 — 1361. 

— * Von der Hypothekenbehoͤrde kann die Ueber⸗ Zu $, 151. 
tragung eined vererbten Gapitald auf den Namen besjeni: 
gen Erben, der ſich im Befige des über die Forderung: fpres 
chenden Inftruments befindet, nicht verweigert werden, wenn 
a) das Verhaͤltniß deffelben als Miterbe dargethan, 

b). die Zhatfache der erfolgten Nachlaßtheilung Durch 

ein Atteft oder eine Ueberweiſung des Verlaſſenſchafts⸗ 
gerichtö oder. des Theilungs⸗Commiſſairs oder durch 
Vorlegung eines gerichtlichen oder notariellen Aus⸗ 
einanderfegungs = Receſſes, oder auf andere Art nach⸗ 
gewieſen wird, und 

c) die übrigen Erben Feine Proteftation zur‘ Berhindes 

rung ‚der Dispofition darüber im Hypothekenbuche 
haben eintragen laffen. 
Ebenſo Tann auch auf ben Grund einer von dem eins 
getragenen. Miterben in authentifcher Form auögeftellten 
Quittung die Loͤſchung der Forderung erfolgen. 


— vom 26. Februar 1836. v. K. J. * Bd. 47, ©. 
376-373.) 


$. 1304. Ueber die Berichtigung de Befi ißtitel8 von Bu $. 199. 
Grundſtuͤcken auf die Firma einer Handlungds ober auf 
den Namen einer andern erlaubten Privatgefellichaft, welche 
feine Corporation bildet, er u vom 8. Januar 1836 
zu $. 13, Zit. 6. Th. 2. U. 2. R. $. 1332, 


Zum achtzehnten Litel, 
| Vom getheilten Eigenthume. 


$. 1305. Ein Vertrag, worin ein Lehnsfolger einem 3u $. 28 
andern Lehnöfolger fein Succeffionsrecht abtritt, kann 00 so. 
mit nr Rechtend abgefchloffen werden. — Die im4og. 499, 
$. 499, h. t. auögefprochene Vermuthung für die Allo: 508. — 
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dials Qualität der baar ausgezahlten Abfindungsfumme 
trifft nur dann ein, wenn gleich berechtigte Lehnsfolger, 
an welche dad Lehn verfällt wird, bei Uebernahme des 
Lehns durch einen derfelben, eine foldye Abfindung Bes 
hufs ihrer definitiven Auseinanderfegung, mit einander vers 
abreden, nicht aber alödann, wenn außer diefem Falle 
bei der Naturaltheilung eined im gemeinfchaftlichen Be: 
fige befindlichen Lehnftüdes zwifchen mehren Familienli- 
nien, eine ‚Geldentfchädigung zur Ausgleichung fiipuliet 
wird. — Sn einem ſolchen Falle ift die Vermuthung fite 
die Lehnseigenſchaft — 2 ER 
. Wenn: indeß die Abficht der. Interefjenten bei der 
Theilung dahin ging, daß die Geldentfchädigung die Lehns⸗ 
eigenfhaft nicht haben follte, ſo müflen diejenigen. In— 
tereflenten, welche ihre Zuſtimmung dazu. gegeben haben, 
die Geldentſchaͤdigung ald Allode für ihre. Perfon ges 
gen. ſich .gelten laſſen. „and Zu 
C(Erkennthuiß des D. &. Gerichts zu Halberftabt vom 16. Nos 
vember 1822. S. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 450-460.) 
Zu 5.340. 6, 1306. Bei: der. beabfichtigten Auslerhung ber 
341. 502. Kaufgelderrefter eines fubhaftirten Lehngutes . brauchen 
u nicht ſaͤmmtliche eingetragene "Agnaten zugezogen zu wer: 
ben, vielmehr genügt ed, wenn bie beiden nächften Agna⸗ 
ten nach $. 87. ff. Zit. 4. Th. 2. A. 2. R. gehört wer: 
be | ee 


nn. — —* — 

Das Reſcript vom 17. Juny 1833 (Nachtr. $. 348.) hatte 
ben fpeciellen Fall vor Augen, da bei einem alten Ruhr. 
3. eingetragenen Lehnftamme die dabei betheiligten Agna= 
ten ſich ausdrüdli in der Colonne Geffionen “hatten 
eintragen laffen, und eben deshalb bei einer Ueberttagung 
des Lehnſtammes auf ein anderes Gut nicht uͤbergan⸗ 
gen werden Fonnten. — 
— 18. April 1886. v. K. J. B. Bb. 47. S. 516 


Zum zwanzigſten Titel. 
au S. 224 Ron dem Rechte auf die Subſtanz einer fremden Sache. 


— 4216. cf. 


A, 8 621807. Der $. 425. hr t., beſtimmt die Wirkung der 
11. 8.4. Eintragung einer -Proteftation ‚gegen die eingetragene For: 
zit. 19. derung innerhalb 28 Tagen bahin, daß dem Schuldner 
en feine Rechte auch gegen diejenigen dritten: Perfonen 
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erhalten werden, welche fhon vor biefer Eintra- 
gung ſich mit dem Gläubiger eingelaffen haben. Er bee 
ſchraͤnkt alfo nicht den im $. 424 h. t. aufgeftellten all: 
gemeinen Grundfaß: | 

wonac die Eintragurig ber Einwendungen gegen die 

Guͤltigkeit des Anſpruchs einem jeden dritten ſpaͤ⸗ 
tern Erwerber entgegenſteht, 
ſondern beſtaͤrkt ihn, indem er ihm einen erweiternden 
Zuſatz giebt. Be: ER 

Der F 426. ſchließt ſich conſequent dieſer Anficht- 
on. Die Worte: „in der Zwiſchenzeit“ wollen offen= 
bar eine andere Friſt bezeichnen, als bie der erflen vier 
Wochen. Hätte man biefe Frift im Sinne ‚gehabt, fo 
würde man den Ausdruck: ‚in diefer Zeit" ‘gewählt has 
ben. Durch den Ausdruck: „in der Zwifchenzeit‘ hat 
man aber die Zeit zwijchen der urfprünglichen Eintragung 
des Anſpruchs, und der Erwerbung defjelben durch einen 
Dritten bezeichnen wollen. — un 

Die 85. 738. 739. Zit. 11. Th. 1. A. 2. R., die 
fih auf Darlehne und den Einwand der nicht empfanges 
nen Valuta beſchraͤnken, ftellen den Sag auf: | 

daß, wenn nad) erfolgter Eintragung des Darlehns 

innerhalb 38 Tagen eine Proteftation wegen nicht 

bezahlter Baluta im Hypothekenbuche vermerkt wird, 

die Prafumtion für die nicht erfolgte Zahlung, aus 

ßerdem aber für die Zahlung fpreche. ; 

Der $. 739. bedient fi der Worte; „wenn nach 
diefen 38 Zagen, und in der Zwifchenzeit, wo feine 
Proteſtation eingetragen iſt,“ und unterfcheidet alfo wies 


er: 
Die 38 Tage und die fpätere Zeit bis zur Ein— 
tragung der Geffion. | . 
Hieraus ergeben fich alfo folgende Rechtsſaͤtze: 
1) Auch gegen einen eingetragenen Anfpruch ift der 
Schuldner Einwendungen zu machen berechtigt. 
2) Er Fann fie aber gegen den dritten redlichen Inha= 
ber nicht geltend machen, wenn er das Recht dazu 
nit durch deren Kundmachung oder Eintragung 
erhalten hat. | | 
In Beziehung auf den Gläubiger felbft ift- die Ein- 
tragung nicht nöthig, alfo auch am keine Zeit gebunden, 
fie kann alfo fo lange erfolgen, als die Forderung noch 
nicht auf einen Dritten übergegangen ift. 
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3) Der Vermerf der Einwendungen im Hypothekenbu⸗ 
he innerhalb. 28 Tagen nach erfolgter Eintragung 
des Anfpruchs erhält diefelben auch gegen denjenigen 
Dritten, welcher fich ſchon vor diefem Vermerke mit 
dem Gläubiger eingelaffen hat. 

4) Außerdem fchügt der Vermerk den Schuldner nur, 
wenn er früher erfolgt ift, als die Geffion oder Vers: 
pfändung des Anſpruchs. | 

5) Bei Darlehnen gilt innerhalb der erften 38 Tage 
u Gunften des Schuldners die Vermuthung, daß 

aluta nicht bezahlt werden, und dieſe Vermuthung 
wirb durch die binnen diefer Frift erfolgte Eintra= 
ung dem Schuldner erhalten. _ 

6) Iſt die Eintragung aber nicht innerhalb 38 Tagen 
erfolgt, fo Fommt dem Gläubiger die Vermuthung 
u Statten, daß die Valuta nad Inhalt des In— 
Shruments bezahlt worden. Will daher der Schulds 
ner biefe Vermuthung widerlegen, fo muß er den 
vollftändigen Gegenbeweis führen. | 

Hieraus folgt: | 

1) daß, wenn der Schuldner innerhalb 38 Tagen bie 
Eintragung feiner Einwendungen oder den Ber: 
mer? einer Proteftation verlangt, diefem, gleichviel, 
ob die Forderung noch im Beſitz des urfprünglichen 
Glaͤubigers, oder ſchon auf einen Dritten übergegan= 
gen ift, ohne Weitered deferirt werden muß. Es 

» genügt der. bloße Antrag, ohne daß ed einer weis 

tern Beicheinigung des Einwandes der nicht erhalte⸗ 

. nen Baluta bedarf, und zwar um deshalb, weil die 

= nah $. 732, Zit. 11. Th. 1. A. L. R. für die 

 . Richtigkeit eined vollftändigen Schuldfcheines fo Tanz 

ge begründete Vermuthung, bis das Gegentheil aus⸗ 

gemittelt werden Tann, bei Schuldinftrumenten, die 

in das Hypothefenbuch eingetragen werden follen und 

eingetragen find, nach $. 738. 1. e., eine Ausnahme 

erleidet. Hier muß nämlich das im Schuldfcheine 

enthaltene Gmpfangsbefenntniß der Valuta durch ein 

38tägiges Stillfhweigen des Schuldners bes 

färft werden, bevor ihm eine rechtliche Wirffamkeit 
beigelegt wird. — 

Die Wirkung der Proteftation geht in diefem Falle 

dahin, daß der Einwand für den Schuldner fo lan 

ge erhalten wird, als er nicht in Zolge der vom 
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Schuldner, auf Rüdgabe des Inſtruments und Loͤ⸗ 
ſchung der Hypothek freiwillig, oder auf Provoca⸗ 
tion des Inſtrumentsinhabers angeſtellten Klage ſeine 
Erledigung findet, oder daß der Beſitzer des Docu⸗ 
mented die Löfchung der Proteflation dadurch herbeis 
führt, daß er hierauf feiner Seits klagt, und dabei 
die erfolgte Zahlung der Valuta Durch andere Bes 
weismittel, ald das Inſtrument felbft, darthut. . 
2) Wird von dem Schuldner auf Eintragung der Proteftas 
tion nach Verlauf der 33 Tage, jedoch zu einer Zeit 
beſtanden, da fich die Forderung noch in den Hans 
den bed erſten Befigers befindet, fo -muß der 
‚Schuldner, wegen der nad $. 739. 1. c. für den 
Gläubiger beftimmten Prafumtion, zur Subftanzi- 
rung feines Eintragungsgefuchs den Beweis der nicht 
erhaltenen Valuta beibringen. — Kann er dies nicht, 
fo muß er zum Wege Rechtens verwielen werben. 
Eine Klage deffelben kann nur durch) Angabe ber 
> Beweismittel Über die Behauptung. der nicht erhaltes 
nen Valuta, wobei auch die Eideszufchiebung - nicht 
ausgeſchloſſen ift, gehörig begrüridet werden. Die 
angeführten Beweismittel dienen alsdann zugleich zur 
Begründung des damit verbundenen Antras 
ges auf Eintragung der Proteftation, die erfolgen _. 
muß, fobald die Inftruction der Klage eingeleitet 
wird. Durch dieſelbe wird der Einwand fo ‚lange 
erhalten, bis entweder der Schuldner. von der Kla= 
ge freiwillig zurüdfteht, oder bis jie rechtskräftig ver 
worfen wird, nn 

3) Geht das Gefuh um Eintragung der Proteflation 

mach Ablauf, der 38taͤgigen Frift zu einer Zeit ein, 
wo die Geffion an einen Dritten gediehen und 

“ dies im Hypothekenbuche vermerkt ift, fo muß 
dafjelbe fofort zurüdigewiefen werden. — _ 

4) Iſt in diefem Falle ‚die Geffion noch nicht im Hy⸗ 
pothefenbuche erfolgt, jedoch bereits zur Kenntniß der 
Hypothefenbehörbe gefgmmen, fo wird die: Ceſſion 
eingetragen und dem Schuldner die Verfolgung feis 
‚ned Rechts im befondern Verfahren vorbehalten. — 

5) Iſt in dem Falle zu 3 und 4 von einer Berpfän- 
dung bie Rebe, fo wird die Verpfändung und Pros 
teftation gleichzeitig eingetragen, letere jedoch unter 
dem ausdrüdlichen Vorbehalt. der Rechte des Pfand» 

Ergänz. 3. preuß. Landrechte. IV. Thl 31 
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glaͤubigers, weil in biefem Falle die Forderung nur 
fo weit aus dem Vermögen: bed urfprünglichen Schulds 
nerö herauögegangen iſt, ald das Recht des Pfand⸗ 
glaͤubigers geht. | A 
(Refer. v. 18. Suly 1835. v. K. J. B. 36.46. ©. 149-157.) 
3u5.A43f. & 1308, Ueber die Anwendung der. Allerh. Gab, Order 
460 ff. vom 8. Auguft 1832 auf Geldentfhädigungen für bie 
| er $- zu Feſtungswerken erworbenen Grundftüde 3. Allerh. 
I Gab. Order v. 25. Apru 1836. zu $.:13 fo Zit. 15. 2. 
2. A. L. R. $. 1392, — 

Zu z. 92ff. $. 1309. Wer in dem Großherzogthume Poſen, dem 
culm= und michelauſchen Kreiſe und der Stadt Thorn 
ſein nach der Aufloͤſung der preußiſchen Behoͤrden, von 
den Gerichten oder Hypotheken⸗Conſexvatoren des Herzogs 
thums Warſchau in die damaligen Hypotheken⸗-Regiſter 
eingetragenes Hypothekenrecht bis zum 15. Juny 1819 
zur Eintragung, in die preußiſchen Hypothekenbuͤcher nicht 
angemeldet hat, verliert ſeinen Anſpruch gegen das Gut, 
welches der dritte Beſitzer zwar vor dem 1. Juny 1819 
erkauft, aber erſt nach dieſem Tage übergeben erhalten hat, 
felbft dann, wenn dem Käufer diefer-Anfpruch bei dem 
‚Kaufe des Grundftids bekannt gewefen ift. 

. (Erfenntniß des Geh. Obertribunals vom 6 November 1838, 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 268— 273.) 

3u 5.492. $. 1310. Ueber die Rechte eines Hypothefen- Gläubis 
gers gegen den dritten Befißer des hier verpfändeten Grunde 
füge fiehe Refer. v. 15. April 1836 und Allerh. Gab. 

der d. 8. April 1834 zu $. 7. Tit, 10. Th. L A. 8, 
R. $. 1273. — 


Zum ein und zwanzigſten Titel. 
Von dem Rechte zum Gebrauch oder Nutzung 
| _ fremden Eigenthums. 


3u 8.170. $. 1311. Ein im Beſitz der Iehnöherrlihen Rechte 
ſich befindender Familten-Sentor ift, im Mangel ausdruͤck⸗ 
licher Beftimmungen im Lehnövertrage, nicht berechtigt, 
ruͤckſtaͤndige Lehnwaare und Lehnsgebühr für Veränderuns 
gen zu fordern, die fi) vor der Zeit feines Seniorats ers 
eignet haben, vielmehr gebühren dergleichen Rüdftände den 
Alodialerben der Senioren zur Zeit. der. Veränderungen. 
(Erkenntniß des Geh. Obertribunals d. 5. Auguft 13839. &. 
u. Su Afpche. Be. 4. & 273-279.) 
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1312. .Ein im- othefenbuche eingetragenes Nieß⸗ zu $. 176, 
brauchsreht muß ge — — — —F Tod * 
Nießbrauchsberechtigten nachgewieſen iſt, und eines Loͤ⸗ 
ſchungsconſenſes deſſen Erben bedarf es nicht. 

"(Refer. v. 26. Juny 1886. v. K. J. B. Bdo. 47. S. 599—601.) 
81313. Ein Bauergut, deſſen Beſitzer vor ausgefuͤhr⸗ Zuh.684 ff. 


* 


ter Auseinanderſetzung mit der Gutsherrſchaft ſtirbt und 
Erben ſeines Nachlaſſes hinterlaͤßt, die jedoch nach den 
Provinzialgefegen, oder — wo dieſe nichts beſtimmen — 
nach den nebenallegirten 88. zur Erbfolge in den Hof 
nicht berechtigt find, falt an jene Erben, und nicht, als 
erledigt, an den Gutöherrn. | 
EErkenntniß des Geh, DObertribunals v. 10, Dctober 1834. 
©. u. Str. Ripde. Bd. 4. S. 380—397,) 


Zum zwei und zwanzigften Titel. 
Bon Gerechtigfeiten ber Grundftüde gegeneinander. 


- 1314. Wenn Jemandem bad Recht auf Lagerholz be: zu $. 215. 
willigt iſt, fo ruhet dieſes Recht, fo lange Fein Lagerholz 
vorhanden ift. . 

Die ge zum Raffholz ift die nämliche, 
wie die zum Raffs und Lefeholz. 

(Erkenntniß des Geh. Obertribunals v. 12. November 1834. 
©. u. Gtr. Rſpche. Br. 4. S. 359 —870,) 

1315. Sofern in einem Erbpacdhtcontracte dem Erb: Zu 5. 224. 
pächter freies Raff» und Lefeholz verftattet wird, fo wird 225. 229. 
ihm dadurch nicht unbedingt hinlängliches Raff⸗ und Refe 231-2. 

“holz zugefichert, vielmehr kann ‚der Erbpachter blos in dem 
einzigen Falle, wenn der Waldbefiger in der Benugung 
des Waldes ſolche Anftalten und Vorkehrungen gemacht 
bat, daß dadurch dem Raff: und Leſeholz-Berechtigten die 
Ausübung feines Rechts ‚vereitelt: worden, eine Entfchädi- 
gung fordern, und zwar in flehendem Holze zu feiner 

othdurft fo lange, bis der Mangel an Raff= und Lefes 
holz aufhört. Die zahlreiche Zulaffung temporärer Haides 
miethe gehört zu folchen Vorkehrungen nicht. 

(Erkenntniß des Geh. Obertribunald vo, 12, November 183%, 
S. u. Str. Rſpche. Bdo. 4. S. 859-870.) 
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Zum drei und zwanzigſten Titel. 
Bon Zwangs⸗ und Banngerechtigkeiten. 


Bu 5.23f. 1316. Die Entſchaͤdigung, welche für die Aufhebung 
(Erg. $. des Mühlenzwanges durch das Edict vom 28, October 
ee) 1810 gewährt wird, gebührt, ohne Rüdficht auf die Zeit 
M der Feſtſtellung der Entfchädigung, dem Befiger zur Zeit 

der Aufhebung des Mahlzwanges. | 
(Erkenntniß des Geh. Obertribunald v. 26. Sanuar 1834. 

S. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 303-825, 

3uS.23F. F. 1317°. Dad Edict vom 28. October 1810 wegen 
Machtr. d. Aufhebung des Mahl:, Bier und BranntweinsIwanges bes 
#54) schränkt fich feinem ganzen Inhalte nach nur auf die das 
mals zur Monarchie gehörig gemwefenen Provinzen, und 
ift in den fpäter neu=s oder wiederenworbenen Provinzen 
bei Einführung des Allgemeinen Landrechts nicht mit ein= 
geführt, fo daß alfo in diefen Landestheilen der Mahl⸗, 
Bier: und Branntweinzwang ba, wo er wirklich beftand, 

zut Zeit noch nicht aufgehoben ift. —— 
(Allerh. Gab. Order v. 23. März 1836. G. S. 1836. ©. 168.) 
$. 1317*. Gegen die Gefaͤhrdung eines ſolchen Bann⸗ 
rechtes ſoll, zur Vermeidung von Progeffen, ber polizeilis 
che Schug nicht verfagt werden, und iſt gegen bie Ent⸗ 
fheidung der Polizeibehörden auch eine Poſſeſſorienklage 

‚nicht zuläffig. | 
(Allerh. Gab. Order v. 5. September 1833 u. 9. April 1836. 

v. K. J. B. Bo. 47. ©. 517-519.) 


Zum zweiten Theile 
Zum erften Liter. 
u Von der Ehe. 


3u $. 186 $, 1318. Für die Trauungen der Juben enthalten bie 
— 138, 68. 25 der Verordnung vom 11. März 1812 und 1815 
udn Scder Verordnung v. 11. März 1812 die gefeglihen Bes 
s. 3798, fimmungen. Im Rüdfiht auf die Nachweifungen, daß 
der Trauung Fein aefegliches Ehehinderniß entgegenftehe 

($. 440. Tit. 2. Th. 2. A. 2. R.) und daß entweder 
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die Audeinanderfegung mit den Kindern aus einer frühern 
Ehe, oder die Erlaubniß der vormimdfchaftlichen Behörde. 
ur Eingehung der zweiten Ehe ($. 18. Tit. 1. Th. 2. 
. 2. R.) erfolgt fer, finden die Vorfchriften 8. 27. Zit. - 
11. Th. 2. A. L. R. Anwendung Diefe VBorfchriften 
folen auh in Neu:Borpommern und im oftrheinifchen 
Theile des Regierungsbezirks Goblenz Anwendung finden. 
(Allerh. Gab. Order v. 29, März 1836, v. 8. J. B. Bb. 47. 
©. 501—504.) * 
1319. Ein Gläubiger, welcher den Wechſelarreſt ex⸗Zu $. 174. 
trahirt, kann die für feinen verhafteten Schuldner ausge: 
legten Alimente aus dem Vermögen der. Ehefrau des 
Schuldners nicht erftattet verlangen, 
(Erkenntniß des DO. 8% Gerichts zu Königsberg v. 6. May 
1829 und des oftpreußifchen Zribunals. ©. u. Str. Ripche. Bd. 
4. €. 461-463.) 
§. 1320. Die Verpflichtung des Chemannes für die zu $. 187. 
Prozeßkoften, fowie auch für die Gebühren und Auslas223—280. 
en eines Juſtizcommiſſarius in den das Vermögen feiner 
Yoga betreffenden, bei feinen Lebzeiten geführten Pros 
zeffen geht auch auf deſſen Nachlaß über. 
= — v. 18. April 1836. v. 8. J. B. Bd. 47. ©. 519. 
$. 1321. Aus rechtskraͤftigen Erkenntniſſen, welche leszu $. 377 
Diglich gegen den Ehemann ergangen find, findet nur die 380..386. 
Erecution in das gemeinfchaftlihe Vermögen außer den 
Grundftüden, Gerechtigkeiten und ber aufden 
Namen der Ehefrau ihres Erblaffers oder Ges 
ſchenkgebers gefchriebenen Gapitalien Statt, 
gegen dieſe leteren ift die Erecution nur aus Erkenntnif: 
fen, welche gegen beide Eheleute ergangen find, zuläffig. 
Der $. 386. h. t. hat weder die Beflimmungen des $. 
378 u. 379 h. t., noch der $. 23. Tit 1. Th. 1. U. ©. 
D. aufgehoben oder mobdificirt, diefe Beftimmungen ftehen 
vielmehr alle in Uebereinfliimmung, wenn man annimmt, 
daß zwar die Grundftüde und Gerechtigkeiten, welche bie 
Form in die Gemeinfchaft gebracht hat, wegen einfeitiger 
Schulden des Mannes bei Unzulänglichkeit des übrigen 
. gemeinfchaftlihen Vermögend angegriffen werben koͤnnen, 
daß aber zu eben diefem Zweck auf Grund diefer Vor: 
fchrift zugleich gegen die Ehefrau ein Erkenntniß ergans 
gen fein muß, welches um fo mehr unerläßlich iſt, als 
jene darüber gehört werben muß, ob nicht anderes Ber: 
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mögen vorhanden ift, welches zur Bezahlung ber einfeiti- 
gen Schulden ded Mannes hinreicht. Rd 
G— v. 6. November 1886. v. K. J. B. Bd. 46, ©. 483 


$. 1322. Ein Gläubiger, welcher alſo nur gegen den 
Ehemann ein Erkenntniß erftritten hat, kann alfo auch nur _ 
beffen Antheil an dem von ihm und feiner Ehefrau in 
Gütergemeinfchaft befeffenen Grundftüd zur Suhaftation 
bringen, und geht dann das Miteigentbum an dem zur 
Hälfte fubhaftirten Grundftüd von dem Ehemanne in fo: 
weit auf den Adjubicatar über, daß biefer ftatt des Ehe⸗ 
manned in das Miteigenthum tritt. Auch bei der eheli⸗ 
chen Gütergemeinfchaft fteht den Eheleuten an ben ges 
meinfchaftlihen Grundftüden ein intellectueller Antheil zu, 
denn, wenn beide Eheleute ein Grundftüd gemeinfchafts 
lich befigen, fo folgt von felbft, daß jedem daran ein Anz 
recht zur Hälfte (die ideale, intellectuelle Hälfte) zufteht, 
wenn auch nad) $. 378 h. t. während der Ehe die Na: 
turaltheilung der einfeitigen Verfügung eines Chegatten 
entgegen ift. — Diefe Befchränkfungen treffen aber nur 
die willführlichen Verfügungen eines Ehegatten, nicht aber 
die Befugniffe der Gläubiger. Die Unzertrennlichkeit des 
Miteigenthbums kann daher die nothwendige Subhaftation 
dbesjenigen Antheils nicht hindern, der dem verur- 
theilten Schuldner gehört, die Subhaftation des ganz 
zen Grundſtuͤcks feßt dagegen ein gegen beide Eheleute 
erftrittenes Erfenntniß voraus. Der $. 23. Tit. 1. Th. 
1. A. ©. O. fieht diefem nicht entgegen, denn hiernach 
ift allerdings die Zuziehung der Ehefrau nur in einzelnen 
bezeichneten Fällen nöthig, bei einfeitigen Schulden bes 
Ehemannes aber nicht erforderlih. Daraus folgt aber 
nur, daß, ber Ehemann allein verurtheilt werden kann; 
allein die Wirkungen des Urtels find verfchieden, jenach— 
dem die Frau mit verurtheilt ift, oder nicht. — Die Eres 
cution findet immer nur nach dem Inhalte des rechtöfräf- 
tigen Erkenntniſſes flatt und befchränkt ſich lediglich auf 
benjenigen, der verurtheilt ift.. Will alſo ein Gläubiger 
das gemeinfchaftliche Vermögen der Eheleute ganz in An⸗ 
ſpruch nehmen, fo muß er die Klage gegen Beide richten 
und ihre Verurtheilung ertrahiren, ehe er gegen Beide mit 
ber Erecution vorfchreiten kann. | 
(Refer. v. 10. September 1836. v. 8. I. B. Bb. 48. ©. 
210— 212.) 
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‚91323, Weber‘ die bäuerliche Erbfolge in der Provinz 3u5.621ff: 
Weltphalen ſiehe Gefe vom 13. July 1836 zu $. 240— 
298. Zit. 7. Th 2.0.8. R. 8. 1335-1361. | 
$. 1324. Ein Ehemann, dejjen Frau fich eigenmächtig Zu $ 684, 
‚und ohne rechtmäßigen Grund von ihm getrennt hat, und 687. 
bei ihrer Ruͤckkehr ihren inzwifchen geführten unbefcholtes 
nen Lebenswandel nicht durch glaubhafte Zeugniffe nach— 
weift, ift zwar berechtigt, auf Scheidung zu klagen; macht 
er. aber von diefem Nechte Feinen Gebrauch und verwei— 
gert dennoch die Wiederaufnahme, fo ift diefe Weigerung 
ein Ehefcheidungägrund für die Ehefrau. 
(Erkenntniß: des Geh; Obertribunals v. 15. Jung 1835. ©. _ 

u, Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 349-859) „ 
$. 1325. Die Verpflichtung des Ehemannes, bie Koſten Zu_$. 726. 
bed Ehefcheidungsprozefles vorzufchießen, bezieht. fich nur (Erg: 8. 
auf dad DBerfahren bis zur rechtöfräftigen Trennung der ‚1348.) 
Ehe, kann aber auf die. Koften, welche wegen des feſtge⸗ 
festen Prozeſſes über, ‚die Ehefcheidungäftrafe erwachfen, 
nicht ausgedehnt werden. — Der Umftand, daß ein Ehe— 
mann fi noch im Befige des Eingebrachten befindet, kann 
hierin nichtö ändern, denn aus der ihm obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zur Erftattung des Eingebrachten, folgt noch Feine 
Verbindlichkeit, nach erfolgter Trennung der Ehe die feiner 
geweſenen Ehefrau zur Laſt fallenden Koften vorzufchießen. 

(Refer. v. 26. Juih 1836. v. 8. I. 8. 48. ©. 212, 213.) 


Zum zweiten Titel. 
Von den wechſelſeitigen Rechten und Pflichten der 
Aeltern und Kinder. J 


$. 1326. Ueber die baͤuerliche Erbfolge in der Provinz zug.27if - 
Weſtphalen fiehe Grfeg vom 13 July 1836. zu $. 240 489 fi. 
— 298. Tit. 7. Th. 2. A. R. F 1335—1361. 

$. 1327. Der $. 667. h. t. enthält die Regel, der d. Zu $. 667. 
100 des Anhanges beftimmt den $. 684. h. t. näher, 669. 684. 
und nach dem Gircular vom 22. July 1805 (Erg. $. 1451.) > — 
bedarf ed jetzt nicht. mehr des in den SS. 669 und 689 gr.. 5. 
h. t. nöthig befundenen unmittelbaren landesherrlichen Gon= 1451.) 
fenfes, vielmehr tritt an die Stelle dieſes Confenfes der 
ded Juſtizdepartements. In Fallen aber, wo nad den 
BVorfchriften des Allgemeinen. Landrechts die Immediat⸗ 
Approbation gar nicht erforderlich gewefen, d. h. in ben 
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Faͤllen, wo weder ber $. 669, noch ber’ £. 698; junet. 
$. 100 des Anhanges, noch der $- 689 eintritt, erfolgt 
die Beftätigung von dem Obergericht ohne alle Concurrenz 

‘ „einer höhern Behörde. 

(Refer. v. 9. April 1811 und 14, ae 1335. v. K. 

— 3.8. Bd. 46. ©. 103. 104.) 


Zum dritten Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der übrigen Mit: 
glieder einer Familie. 


- Bu $.81f. 8. 1328. Ueber die bäuerliche Erbfolge in der Provinz 
Weſtphalen fiehe Öejet vom 13. July 1836. zu $. 240 
| — 298. Zit. 7. 3. 2. U. 8. R. 8. 1335 —1361. 
3u $. 46. $. 1329. Die in mehrern Theilen und Städten des 
Herzogthums Schleſien und der Grafſchaft Glatz zufolge 
älterer Geſetze und Statuten beſtehende Anordnung, wos 
durch die nteftaterbfolge der Blutsvermandten in ber 
Seitenlinie auf gewiffe Grade befchränft ift und die ent= 
ferntern Seitenverwandten durch den Fiscus auögefshlofs 
fen werden, ift aufgehoben und beftimmt, daß eine Ver: 
laffenfchaft nur dann ald erblos angefehen werben fol, 
wenn. der ohne letztwillige Dispofition Verftorbene über: 
haupt Feine Blutöverwandten und. feinen Ehegatten hin= 
terlaffen bat. 
(Alerh. Cab. Order v. 4. Juny 1836. G. ” 1836. &. 196.) 


Zum vierten Titel, 
Don gemeinfchaftlichen Bamilienrechten. 


3u$. 87 fi. 8. 1330. Ueber die Zuziehung der Agnaten bei der Aus⸗ 
128. leihung des Kaufgelder-Reftes eines fubhaftirten Lehnguts 
N 8 u 2 18. * 1836. zu $. 340. Tit. 18. Th. 


Zum ſechsten Litel, 
Bon Gefellfhaften überhaupt, und von Corporatio= 
nen und Gemeinden infonderheit. 


3u 6.8. 8. 1331. Freimaurerlogen muͤſſen bei Verpfaͤndung ihrer 
83. — Grundſtuͤcke den Conſens zu Geſchaͤften dieſer Art beim 
F. Winiſterio des Innern nachſuchen. 
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In Beziehung iauf bie Form der Schuldinftrumente 
ift beftimmt, daß die Ausftellung des Documents in der 
zu diefem Zwecke berufenen VBerfammlung der Gefellfchaft 
von 3 der Mitglieder bewirkt werden muß, und daß zum 


Nachweiſe der Zahl der Mitglieder die Vorlegung des 


Berzeichniffes der Mitglieder genügt, welches am’ leßten 
Sohannistage alıfgenommen und der Mutterloge zur Ein⸗ 
teihung an des Königs Majeftät (Erg. $. 1775.) über 
fandt fen muß. ö * 

CKeſer. v. 11. April 1886. v. K. J. B. Bd. 47. S. 595—598,), 
8. 1332. Die Berichtigung des Beſitztitels von Grund— 
flüden auf die Firma einer Handlungs⸗, oder auf den 


Namen einer andern. erlaubten Privatgefellichaft, welche ., 
feine Corporation. bildet, ift we Por kann die Bes 


tichtigung nur. auf den Namen ber Mitglieder der Geſell⸗ 


(haft als ein gemeinfchaftliches Eigenthum eingetrageti 


werben, — Der $. 199. Zit. 17. Th. 1. A. L. R. fteht 
diefem nicht entgegen und hat nur verordnen wollen, daß, 
Grundſtuͤcke, die auf den Namen eined einzelnen Ge: 
felfchafterd und nicht auf den Namen aller Geſellſchaf⸗ 
ter eingetragen find, in dem Verhältniffe der Gefellfchaft 
zu fremden Perfonen fo wenig für em Eigenthum der 
Geſellſchaft angefehen werden fönnen, als ein Grunds 
ftüd, welcdes auf den Namen eines einzelnen Miterben 
eingetragen ift, als fammtlicyen Miterben gehörig. betrach⸗ 
tet werden. kann. — Das Allgem. Landrecht verweiſet 
zwar im $. 16. h. t. in Rüdfiht auf die Handlungsge⸗ 
felfchaften auf die Vorfchriften des 3. Abfchnittes des 17. 
Titels Th. 1. und des 7. Abfchnittes Zitel 8. Th, 2. A. 
2. R., allein hieraus folgt nicht, daß dadurch die Beſtim— 
mungen des $. 13. h. t. für Handlungsgefellfchaften ha— 
ben abgeändert werden follen. Denn im 7. Abfchnitt des 
8. Titeld Th. 2. ift in Rüdficht der Grundftüde der Hands 
lungsgeſellſchaften nichts Abanderndes beftimmt, diefer ganze 
Abſchnitt bafirt fich vielmehr auf die im 6. Zitel Th. 2. 
und im 17. Titel Th. 1. vorgetragenen allgemeinen Grunds 
fäge, die ihre Gültigkeit alfo beibehalten" müffen, fofern 
fie im Abfchnitt 7. Zit. 8. Th. 2. A. L. R. nicht aufges 
hoben find. | 

a v. 8. Zanuar 1835. v. 8. I. 3. Bd. 47. ©. 368 


2 


3u$.13,. 
16, 


.J 


— 
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Zum fiebenten Zitel 
. Vom Bauernftande, 


Bu $. 82. 8.1333. Wenn Dorfgerichte, die nah $. 73. h. t. ges 
86. Hörig conftituirt und insbeſondere mit einem vereidigten 
Gerichtsſchreiber befsgt find, Zaren im Auftrage der Ges 

richte aufnehmen, fo ift ihre Vernehmung über diefelben 

durch den Richter nicht erforderlich, ed genügt vielmehr, 

wenn fie die im Auftrage und nach der Anweifung, des 

- Richterd aufgenommene Zare in amtlicher Form vollzos 

gen überreichen. EIER ICE > 

(Refer. v. 24, November 1835. v. K. J. B. Bo. 46 ©. 5273 

3u $. 240 8. 1334. Dad Geſetz vom 8. April 1823, die guts⸗ 
berslichen und bäuerlihen Berhältniffe -in dem Großher⸗ 


| (er. 5 zögthume Pofen ꝛc. betreffend, ift dahin declarirt worden: 
2231. 1) Zu $. 2. des Gefeßed. (Erg. 8.2228.) — Ad Merk; 
2253. male einer Adernahrung follen Fünftig angefehen wers 
er den: Te 1 


2273 wenn Spannbienfte von der Stelle geleiftet werben 
2282. müffen; — 
2302. 2) wenn der Beſitzer zu deren Bewirthſchaftung bisher 
2334.) wenigftens zwei Pferde oder zwei Zugochfen gehalten 
hat, und folche dazu auch nöthig geweſen; | 
3) menn ein Lanvbefig an Aedern und Wiefen von 25 
Morgen Preußiſch mittlerer Bodenclaffe. einfchlieglich 
der ald Gärten und Wurthen benußten Stüde, und 
‚ bei einer beffern oder geringern -Bodenbefchaffenheit, 
‚ein jenem Normalgefes gleih zu achtender Umfang 
ſolcher Ländereien zu der Stelle ‚gehört, | 
Findet fih bei einer Stelle wenigftend nicht eins 
dieſer drei Merkmale vor, fo ift ſolche als ein Dienft: 
etabliffement zu betrachten und: nicht regulirungsfä- 
big. — on 
Unter mittlerer Bodenclaffe ift Geeftland zweiter 
Glaffe, und alles Land, was diefem,. gleichzuadhten, 
zu verftehen. Nach. welchen Sägen bie beffern und 
geringern Bodenarten damit auszugleichen find, if 
sub Nr. 15. diefer Declaration beflimmt.. 
(Declaration v. 10. Zuly 1886. $. 1. ©. ©. 1836. S. 204.) 
2) Zu 8.3. u. 4. deö Geſetzes. (Erg. 8.2229. 2230.) — 
Dannifer: und ardere Stellen gleicher Art, d. h. folche 
Stellen, deren Befiger, außer ben für ihren Grundbefig 


ie — — —— — 
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u entrichtenden Dienſten und Zinſen der Gutsherrſchaft 
Kir Zagelohn arbeiten muͤſſen, find ebenfalld regulirungs⸗ 
fähig, wenn foldhe nad) $. 1. diefer Verordnung Aders 
nabhrungen und nad den 88. 3. und 4. des Geſetzes 
v. 8. April 1025 The bäuerliche Stellen zu erachten find. 

($. 2. a. a. ©.) * 

3) Zu N 5. und 20, bed Geſetzes. (Ergänz. 8.2231. 
2253.) — Von der Regulirung werden alle Stellen aus⸗ 
gefchloffen, weldye zu den fchon in den Sahren 1773 von 
ber Krone Preußen in Befig genommenen Zanbeötheilen 
gehörig, erfi nach Aufnahme ded während biefes Befiges 
angelegten Steueranfchläge und Steuerrollen auf Vor⸗ 
werföland errichtet find. — _ | 

Auch haben die Befiger derjenigen Stellen, die ſchon 
bei der Aufnahme der erwähnten Steueranfchläge und 
Steuerrollen beftanden, keinen Anfpruh auf die Eigens 
thumsverleihung folcher Ländereien, welche ihnen nach jes 
ner Zeit vom Vorwerkslande zugelegt find, und wirb 
ruͤckſichtlich dieſes zugelegten Theils die im §. 20. des 
Geſetzes vom 8. April 1823 (Erg. 2253.) getroffene. Bes 
flimmung hierdurch, jedoch mit der Befchränkung aufge 
hoben, daß auch folche Theile der Regulirung umterliegen, 
wenn für fie Ländereien der bäuerlichen Stelle durch Tauſch 
zu ben ee Grundftücden übergegangen find. 

(S. 3. a. a. D. 

4MNA Haus- und Wirthſchaftsbeamte und Dienſtboten 

bed Gutsherrn, welche baͤuerliche Ackernahrungen als Bes 
ſoldungen, Dienſtemolumente oder Dienſtlohn zur Bes 
nutzung beſitzen, koͤnnen auf deren Verleihung zu Eigen⸗ 
thumsrechten keinen Anſpruch machen. — Ihre Rechte 
und Pflichten bleiben aber fuͤr die Dauer der Beſitzzeit 
unverändert. 

($. 4. a. a. ©.) 

5) Daffelbe‘ gilt in den Fällen: | 

1) Wenn bäuerliche Adernahrungen einem Müller, Schmidt, 
Krüger oder einem andern Gewerbetreibenden zur 
Vergütung für gewerblihe Verrichtungen verliehen 
werden. 

2) Wenn eine. bäuerliche Adernahrung mit einer gewerb⸗ 
lichen Anlage in Verbindung bleiben muß, nie in ber 
bisher üblichen Betriebdart der Iegtern eine Störung 
herbeizuführen. 

($. 5. a. a. D.) 
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. 6) Haben aber die im $. 5. bezeichneten. Befiger ges 
werblicher. Anlagen außerdem noch von der Gutöherrfchaft 
Ländereien -- zugewiefen erhalten, fo koͤnnen fie, infofera 
letztere nach $. 1. eine bäuerliche Adernahrung für fich 
ausmachen, zwar davon das Eigenthum erwerben, jedoch 
nur alödann, wenn | 

ihnen diefelben unabhängig von den gewerblichen Ans 
En lagen mittelft befonderer Gontracte verliehen; 
ober 

wenn in den abgefchloffenen Gontracten beiderlei Nah: ” 
rungen, alö befondere, voneinander unabhängige Nah⸗ 
a zungen, beflimmt unterfchieden find; 
oder \ 
wenn bie Befiger folder Anlagen, außer den für 
deren Verleihung der Gutsherrſchaft fchuldigen ges 
:werblichen Arbeiten und fonftigen desfallfigen Ent: 
‚richtungen, -berfelben auch zu Abgaben und Dienften 
‚verpflichtet - find,, wie diefe von einer oder andern 

Claſſe der bäuerlichen Wirthe des nämlichen Ortes an 

die Gutöherrfchaft entrichtet und geleiftet werden müffen. 

($. 6. a. a. ©.) j 

7 Bu $. 22. des Gefeßed. (Ergänz. $. 2255.) — 
Lagen dem bäuerlichen Wirthe nach dem bisherigen Rechts- 
verhältniffe in Beziehung auf die Unterhaltung der Ges 
bäude Verpflichtungen ob, und find, folche von ihm nicht 
erfüllt worden, fo bat die Gutsherrſchaft hinfichtlich der 
nah 8. 22. des Geſetzes vom 8. April 1823 ihr oblies 

enden Verpflichtung zur Herftellung des baulichen Zus 
Bandes der Gebäude nur Dasjenige zu gewähren, was fie 
zu Teiften gehabt haben würde, wenn der bäuerliche Wirth 
reinen Byfbtung nachgefonimen wäre. 

8.7.0000. 


8) Zu $. 38. des Geſetzes. (Erganz. $. 2271.) — 
Unter den Öffentlichen Laften, welche von dem. Betrage 
der dem Gutsheren zu gewährenden Abfindung in Abzug 
gebracht werden, find nur diejenigen zu verſtehen, welche 
der Gutsherr für die bäuerlichen Nahrungen bis dahin zu 
entrichten hatte, feineöwegs aber folche, welche nad) bis: 
heriger Berfaffung die Bauern felbft zu tragen verbunden 
waren. . . 

($. 8. a. a. ©.) J 

9) Zu $. 40. des Geſetzes. (Ergänz. $. 2273.) — 
Welches Maaß von Aedern und Wieſen dem bäuerlichen 
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Wirth verbleiben muß, um für ein. Gefpann "von zwei 

tüchtigen Zugochſen hinlängliche "Arbeit zu gewähren, foll, 

nah den vorkommenden Bodenarten, diſtrictsweiſe bes 

flimmt werden. ($. 15. diefer Verordn.) . 
(9.0.0.8) 


10) Zu $. 49. des Geſetzes. (Ergänz. $. 2289.) — 
In den Fällen des $. 2. bleiben die Beſitzer der regulir= 
ten Stellen verpflichtet, der Gutöherfichaft die für Tage⸗ 
lohn geleifteten Handdienfte in dem Umfange; wie fie es 
bisher zu thun fhuldig waren, und für das bisher übliche 
Zagelohn auch fernerhin zu leiften, und zwar: _ 
a) in den Fällen, wo die Regulirungsfähigkeit ‚bisher 
zweifelhaft und die Auseinanderfegungen bisher ſus⸗ 
pendirt gewefen, bis zum Jahre 1847 einfchließlich, 


und | 
b) in ben übrigen Fällen, während breier Jahre von 
dem durch die Ausdeinanderfegungsbehörbe beflimmten 

Ausführungstermine der Regulirung angerechnet. 

($. 10. a. a. ©.) 

11) Zu $. 69. des Geſetzes. (Ergänz. $. 2302.) — 
Die bäuerlichen Wirthe find verpflichtet,. in hergebrashter 
Art den Arbeitern und dem Gefinde der Gutsherrfchaft 
die ausgewiefenen Wohnungen in, ihren Hofgebäuden auch 
nach Ablauf der im $. 69, des Gefeges vom 8. April 
1823 beftimmten Zrift, jedoch darüber hinaus nicht laͤn⸗ 
ger ald auf Iahresfrift nah dem zur Ausführung der 
Regulirung beftimmten Termine zu. überlaffen. Doch fin= 
det dies in fofern nicht weiter Statt, als die bäuerlichen 
MWirthe mit dem gutsherrlichen Gefinde und den gutsherr⸗ 
lichen Arbeitern in einem und demfelben Zimmer zufams 
men wohnen mußten. _ | 2 

($. 11. a. a. D.) 

12) Zu $. 101. des Geſetzes. (Ergänz. $. 2334.) — 
Die im $. 101. des Gefeges verordneten Befchränfungen 
ruͤckſichtlich des Befiged der an die Gutöherrfchaften zuruͤck⸗ 
fallenden oder von ihnen wieder erworbenen Bauerhöfe 
werben hiermit aufgehoben. 

($. 12. a. a. ©.) 

13) Mit der Verkündigung diefer Declaration (aus: 
gegeben Berlin den 8. Auguft 1836) hört die unter dem 
29, Juny 1829 angeordnete Suspenfion der Auseinans 
derfegungen wegen ber Danniker⸗ und anderer ähnlicher 
Stellen in dem vormals culms und micelau’fchen Kreife 
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gänzlich. „auf. — Jedoch haben die Behörden bie ſiſtir⸗ 
ten Pros von Amtöwegen nicht wieber aufzunehmen, 
vielmehr. bleibt dies den Betheiligten felbft überlaffen. 

($. 13. a. a. ©.) 

14) So weit Gegenftände diefer Declaration durch 
Vergleich, Judicat, oder fonft rechtögültig bereits fortges 
fegt worden, behält es dabei fein Bemenden, felbft dann, 
wenn die Receffe imer die vor Verkündigung gegenwärtis 
ger. Declaration abgefchlofjenen Auseinanderfegungen noch 
nicht förmlich ausgefertigt und vollzogen find. — 

($. 14. a. a. O,) | 

45) Die nad) $. 1. und 9, vorzunehmenden allges 
meinen Ermittelungen und Feflfegungen follen unter Leis 
tung der Audeinanderfegungsbehörde durch befondere Kreis⸗ 
commiffionen, die aus Kreiöverordneten und einem Abges 
ordneten der erfigebachten Behörde zufammengefegt wer= 


ben, erfolgen. — Der Abgeorbnete der Behörden fol für 
' alle Kreiscommiffionen des Departements eine und die naͤm⸗ 


Däuerlide 
Erbfolge in 
der Provinz 
Weſtphalen. 


Zu F. 
240—298, 


lihe Perfon fein. Für jeden Kreis follen vier Kreiöverz 
ordnete beftelt und dieſe auf den Kreidtagen gewählt 
werden. Die eine Hälfte derfelben wird von den Ritter- 
gutöbefigern des Kreifed, die andere Hälfte von den De— 
putirten der Kandgemeinden gewählt. Die Feftftelung der 
Normalfäge erfolgt erſt dann, wenn fämmtliche Kreis⸗ 
commiffionen gehört find. Das Refultat aller diefer Er⸗ 
Örterungen wird non ber Audeinanderfegungsbehörde dem 
Minifterium des Innern für Gewerbeangelegenheiten zur 
Prüfung und Genehmigung vorgelegt, und nachdem letz⸗ 
tere erfolgt ft, durch die Amtöblätter der Regierung zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, 

($. 15. a. a. ©.) 

$. 1335. Das Gefeg vom 13. July 1836. befiimmt 
über. die bäuerliche Erbfolge in der Provinz Weftphalen 
Bolgendes: 

Das Gefeb vom 13. July 1836 fol in der Provinz 
Weſtphalen auf alle Bauergüter (Höfe, Colonate, Kotten, 
und andere für fich beftehende Adernahrungen) Anwendung 
finden, deren Sol: Stätten im Jahre 1806 zu ſolchen 
bäuerlichen Befigungen gehörten, welche damals auf den 
Grund befonderer Provinzialgefehe, Statuten oder Ges 
wohnbeiten nach einer vom gemeinen Erbrecht abweichen: 
den Succeffionsordnung vererbt wurden. Don diefen 
Bauergütern foll mach einer von dem Sufligminifterio zu 
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erlaffenden Inſtruction ein Verzeichniß (Matrifel) ange⸗ 

fertigt werden, jedoch von deſſen Aufnahme die Anwen⸗ 

bung bed jegigen Gefeges nicht abhängen. n 

+ (Gefep über bie baͤuerliche Erbfolge in der Provinz Weftpha- 

Ien v. 13. July 1836. $. 1. ©. ©. 1836... 209 ff) 
$. 1336. Außerdem kann jeder ne. einer unter 
$. 1. nicht begrifferien bäuerlichen Beſitzung diefelbe dem 
gegenwärtigen Gefeg unterwerfen, und zu. dem Ende: in 
die Matrikel ($. 1.) eintragen. lafien. ji 
Gehört die Befigung zu einer unter Eheleuten. befte- 
benden Gütergemeinfchaft, fo kann ein folder Antrag nur 
von beiden Eheleuten gemeinſchaftlich erfolgen. | 
—6. 2. a. a O.) 2 ar 

8. 1337. Das jebige Geſetz foll jedoch Feine Anwen: 

dung finden: — 

a) Auf diejenigen baͤuerlichen Beſitzungen, bei welchen 
auf den Grund beſonderer Vertraͤge oder letztwilliger 
Verordnungen eine von dem gegenwaͤrtigen Geſetze 
abweichende Erbfolge ſtattfindet 

b) Auf die dem Heimfalle noch unterworfenen Guͤter 
Geſetz über die gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe 
vom 21. April 1825 und Declaration vom 24. Nos 
vember 1833), fo lange der Heimfall noch nicht ab» 
gelöft worden ift, und mit Berudfichtigung der im 
— dieſes Geſetzes enthaltenen Vorſchrift; dieſe 

ter ſind gleichfalls in die Matrikel aufzunehmen, 
auch wenn der Heimfall noch nicht abgeloͤſt worden iſt. 

e) Auf diejenigen Beſitzungen, von welchen die jährliche 
Principal: Grundfteuer, mit Ausfchluß der Gebäudes 
fleuer, den Betrag von Fünf Thalern nicht erreicht. 
($. 3. a. a. ©.) Pu 

$. 1338. In der Dispofition über das Bauergut un: 
ter Lebenden oder von Zodeöwegen wird Bein Eigenthuͤmer 
durch das gegenwärtige Gefeg befchränkt, infoweit ihm die 

Borfchrift des $. 25. nicht entgegenfteht. 

Dasjenige, worüber er Feine Beftimmung getroffen 
hat, N Rach u —— dieſes Geſetzes zu beurtheilen. 
.*. a. a. D. 


$. 1339. Wenn eine ben Beſtimmungen des F. 1. u. 
2. unterliegende Befigung zur —— kommt, ohne 
daß von dem Erblaſſer entgegengeſetzte Anordnungen ge⸗ 
troffen find, fo wird das Bauergut nur Einem der Er: 
ben zugetheilt, und die Theilung des ganzen Nachlaffes 
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auf die Weile bewirkt, daß diefer Anerbe die eine Hälfte. 
des reinen Werth ($. 7.) des Guts zum Voraus erhält, 
und die andere Hälfte dieſes Werths, ſo wie das fonftige 
freie, zum Gute nicht. gehörige Vermögen bes. Erblafjers 
. unter ſaͤmmtliche Erben, einjchließlic) der Anerben, zur 
Theilung fommen. 
> Der. Anerbe hat’ für die Berichtigung fämmtlicher 
Nachlaßſchulden zu forgen und erhält die Mittel dazu aus 
dem Nachlafje, foweit derfelbe reicht und dazu erforderlich 
ift; überwiefen. Ä 
($. 5. a. a. D.) ee 
$. 1340.. Kommt es bei einer letztwilligen Verordnung, 
oder einer Verordnung unter Lebenden auf eine Berechs 
nung des Pflichttheils an, fo ift derfelbe von dem Nach⸗ 
laß, nah Abzug des dem Anerben zum Voraus gebuͤh⸗ 
renden Betrages, zu berechnen. Der Anerbe Tann jedoch 
nur. dann auf: einen. Pflichttheil Anfpruch machen, wenn 
er durch das Gut nicht fo viel erhalten hat, als der Pflicht» 
theil jeder der übrigen Erben betragen würde. 
($. 6. a. a. O.) 
$. 1341. Hat der Erblaffer den Werth des Guts nicht 
felbft beftimmt, fo fol diefer nach folgenden Grundfägen’ 
ermittelt werden. | 
a) Der Werth der zum Gute gehörigen Grundflüde und 
Gebäude wird durch den zwanzigfachen Betrag des 
beim Grundſteuer-Kataſter angefegten Reinertrages 
ermittelt. Hierin ift auch der Werth für diejenigen 
Gebäude mit eingefchloffen, welche bei Aufnahme des 
Katafters nur nach der Grundfläche, auf der fie ftes 
ben, abgefchägt find. 

b) Die zum ‚Gute und deſſen Gebäuden nad $. 48 ff. 
und 75 ff. Zit..2. Ih. 1. U. L. RN. gerechneten be: 
weglichen Pertinenzftüde, mit Ausnahme des Felds 
inventariums an Düngung, Pflugarten und Ausfaat, 
jo wie des Vorraths an natürlichem und kuͤnſtlichem 
Dünger ($$. 50. 51. a. a. D.), welche nicht in Anz 
rechnung fommen, werden nach ihrem Werthe befon= 
ders abgefchägt, und dem unter a. ausgemittelten 
Merthe zugefegt. 

ce) Von dem nah a und b. herausfommenden Betrage 

werden die auf dem Gute haftenden Laſten, ‚nach 
dem, durch. die Ablöfungs-Ordnung vom 13. July 
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-... 1829 für den Fall einer Ablöfung beftimmten Ca: 
pitalwerthe, abgerechnet. WR DEE 

d) Ferner werben. davon abgerechnet. fämmtliche Nach: 
laßfhulden, fie mögen auf dem, Gute. haften oder 

‘ nicht, in fo weit fie den Werth des übrigen zu dem 

| Kae ‚nicht gehörigen Bermögens des Erblaffers über: 

eigen. | | 
‚2,2 Dasjenige, was ‚von dem unter a und b beftimmten 
Werthe, nach den unter. c und d- vorgefchriebenen Abzuͤ⸗ 
gen übrig bleibt, bildet den reinen Werth des Gut. 
($. 7.0. a. ©.) En 

. 1342. Erfchöpfen die Schulden nicht: nur das freie 
—* ſondern auch den nach $. 7. a und b bereche ' 
neten Werth, des Gutes, nach Abzug der darauf haften- 
den Laften, fo kann ‚Derjenige, der fonft:ein vorzügliches 
Recht auf dad Gut ‚zum: ermäßigten Preife haben würde, 
daſſelbe mit den Schulden gegen die bloße Verpflichtung 
übernehmen, feinen Aeltern und Miterben, fo weit fie def⸗ 
fen bedürfen, freie Wohnung und nothdürftige Verpfle⸗ 
gung zu gewähren, wogegen die Miterben- gehalten find, 
den Webernehmer nach Kräften durch Arbeitshülfe zu un: 
terflügen. . Ä F 

. 4.8. a a. 2.) | 

$. 1343. Hat der Erblafjer es unterlaffen, unter. feinen 

Kindern den Annehmer des Guts zu beflimmen, und fin- 
det eine freie Bereinigung unter den Erben nicht ftatt, fo 
fommen folgende Regeln. zur Anwendung: | 

a) Vor Allem ftehen Diejenigen, welche an einem andern 

+ Bauergute ($. 1.) Schon Eigenthbumsrechte oder ein 
erbliched Beſitz- oder ein lebenslaͤngliches Nießbrauchs⸗ 
recht erworben haben, oder an eine Perfon verheiz 

rathet find, welcher ſolche Rechte an einem andern 
Bauergute zuftehen,. den. Uebrigen in der Succeffiop 
bes Guts nad. ð 

b) Demnaͤchſt haben die Soͤhne den Vorzug vor den 
Toͤchtern. 

e) Unter den Söhnen gehen die, welche ſich der Land⸗ 
wirtbichaft gewidmet haben, allen Ubrigen vor, nas 
mentlih denen, welche die eltern haben fludiren, 
oder zu folchen Gewerben haben vorbereiten laſſen, 
die nicht mit der. Landwirthſchaft verbunden find und 
auf dem platten Lande nicht betrieben zu werben 
pflegen. 

Ergänz. z. preuß. Landrechte. IV. Thl. 32 
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d) Unter gleichen Berhältniffen haben diejenigen den 

Borzug, welche militärdienflfähig befunden werben, 

* unter — wieder es welche ihren Militär- 
pflichten wirklich genügt haben. 

e) In fo weit ——— Grundſaͤtze nicht ausreichen, 

entſcheidet dad Alter dergeſtalt, daß der Aeltere dem 

Jüngern vorgeht. — | | 


Sind Feine Kinder vorhanden, fo kommen diefel- 
ben Tem. auch bei andern gefetlich gleich berufenen 
Miterben zur Anwendung. 
($. 9. a. a. ©.) 

8. 1344. Gehören zur Erbſchaft mehre ber im $.1. u. 
2. bezeichneten Güter, fo hat der berufene Erbe die Wahl, 
welches Gut er übernehmen will; der demndchft berufene 
wählt dad zweite Gut, und fo fort bergeftalt, daß bei 
mehrern Erben nur Einer berfelden in eine Adernah= 
rung -fuccedirt, und fofern mehr: Güter ald Erben vors 
handen find, der volle Zarwerth ber übrig bleibenden Be- 
fisungen zur Zheilungdmaffe gehört. — 

Ueberfteigen in diefem Falle die fämmtlichen Nach⸗ 

laßſchulden die nach $. 5. zu berechnende Activmaſſe, fo 
werden biefe überfteigenden Schulden von jedem einzel: 
nen Gute nach Berhältniß des Werthes beffelben abge: 
ogen. 
* ($. 10. a. a. O.) L 

$. 1345. Die im $. 1. gedachten Solftätten mit allen 
denjenigen Ländereien und fonftigen Grundftüden, welche 
zur Zeit ded Ableben des Er u mit denfelben be⸗ 
wirtbfchaftet wurden, bilden das Bauergut, welches dem 
gegenwärtigen Gefeß unterliegt. — 
Hat ein foldhes Gut ein eignes Hypothekenfolium, 
fo werden alle Grundflüde, welche demfelben zugefchrie 
ben find, ald Zubehör der Befisung betrachtet, fofern aber 
biefe Beftimmungen nicht ausreichen, alle diejenigen Grund⸗ 
flüde, welche bei Uebernahme des Guts durch den Erbs 
lafjer fchon zu demfelben gehörten. . 
—G. 11. a. a. 09.) 

$. 1346. Stirbt ein Ehegatte, welcher alleiniger Eigen- 
thümer des Banergutd war, fo fteht dem überlebenden 
Ehegatten der Nießbrauch an dem legtern zu, und zwar 
bei der Goncurrenz mit Kindern bid zur Großjährigkeit 
des Anerben, auch, wenn er fi vor Eintritt derfelben 
. wieder verheirathet, bei der Concurrenz mit andern Erben 
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aber bis zu feiner Wieberverheirathung, ober, Falls letz⸗ 
tere nicht erfolgt, bis zu feinem Tode. 

G. 12. aa. ©.) Ä 

8. 1347. Wo ein Bauergut mit zu einer ehelichen Guͤ⸗ 
tergemeinfchaft gehört, bleibt es ben Eheleuten überlaffen, 
diefe Gemeinschaft rüdfichtlih der Erbfolge überhaupt, 
oder auch nur in Beziehung auf das Bauergut durch Ver: 
trag auszufchließen (U. 2. R. Ih. 2. Zit.1. $. 418.) und 
wird dadurch das Bauergut dem gegenwärtigen Gefeg un: 
bedingt unterworfen. 

($. 13.0.0) : : . 

$..1348. Auch wenn die Eheleute von der im $. 13, 
erwähnten Befugniß Eeinen Gebrauch gemacht haben, kom⸗ 
men die Vorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes ebenfalls, 
‚jebody mit den in den folgenden $8. 15. 16. 17. enthal- 
tenen Maaßgaben zur Anwendung. 

($. 14. a. a. ©.) 

$. 1349. Während der Ehe koͤnnen die Eheleute über 
die Erbfolge in dad Bauergut und über die Wahl des 
Anerben nur gemeinfchaftlich beftimmen. 

68 18. a. a. O.) 

§. 1350. Stirbt einer der Ehegatten, ohne daß eine 
ſolche gemeinfchaftliche Beſtimmung erfolgt ift, mit Hin: 
terlaffung von Kindern, fo hat der uͤberlebende Ehegatte, 
fo lange er fich nicht wieder verheirathet, die Befugniß, 
den Anerben unter den Kindern für das ganze Gut zu 
beflimmen. 

Macht aber der überlebende Ehegatte, namentlich 
‚durch feine Wiederverheirathung,. eine Auseinanderfegung 
mit den Kindern nöthig, fo behält er zwar das Befig: 
und Nußungsrecht des Guts in dem Umfange, wie ihm 
folhes von den bisherigen Provinzial: oder Statutarrech- 
ter beigelegt wird; das Eigenthum ded ganzen Bauer: 
gutö aber geht fofort auf den, unter den Kindern ber 
aufgelöften Ehe nach $. 9., und zwar unter den zur Zeit 
der Auseinanderfegung vorwaltenden Umftänden Bu be⸗ 
ſtimmenden Anerben uͤber. Stirbt auch der uͤberlebende 
Ehegatte, ohne daß eine Auseinanderſetzung mit den Kin—⸗ 
dern des Derfiorbenen voraudgegangen und ein Anerbe 
beftimmt worden ift, fo wird der Anerbe nach $. 9., und 
zwar nach den alsdann obwaltenden Verhältniffen beftimmt. 

($. 16. a. a. ©.) | | 

‘8. 1351. Stirbt einer der Ehegatten * Hinter⸗ 
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laffung von Kindern, und ift eine gemeinfchaftliche Be: 
flimmung über die Erbfolge oder über die Wahl des An⸗ 
erben ($. 15.) nicht erfolgt, fo gehen die Rechte des An 
erben auf den überlebenden Ehegatten über, und von dem 
alsdann noch : verbleibenden Nachlaß erhält er den, ver— 
möge ber Gätergemeinfchaft nach den bisherigen Provins 
zial⸗ 4 —— ihm zuſtehenden Antheil. 
« a. A. U. 


$. 1352. Ueberall, wo nach den vorftehenden Beſtim⸗ 
mungen ($$. 12—17.) dem überlebenden Ehegatten. der 
Niepbrauch ded Guts zufteht, ift er ohne Zuftimmung der 
Anerben, :oder deſſen VBormundfchaft, zur Veräußerung oder 
Belaftung des Guts auch an denjenigen Orten nicht be- 
fugt, wo ihm fonft diefes Recht als ein Ausflug der Gü- 
tergemeinfchaft zuftehen würde. — 

($. 18. a. a. O.) 


$. 1353. Die Auszahlung der nad $. 5. ermittelten 
Erbtheile von Seiten des Anerben- oder des Nießbrauchers, 
infofern beide überhaupt nach den gefeglichen Vorfchriften 
dazu verbunden find, kann nur dann verlangt werden, 
wenn die Miterben fich verheirathen oder großjährig ges 
worden find, oder eine frühere Auszahlung zu ihrem bef- 
fern Fortlommen nöthig haben. e 

Ob eine ſolche frühere Auszahlung zum beffern Fort⸗ 
fommen erforderlich ift, beftimmt bei Minderjährigen das 
Vormundfchaftögericht, bei Großjährigen der Landrath des 
Kreiſes, in welchem fie wohnen. 

- (8.19. a. a. ©) | 

$. 1354. Können in den Fällen des $. 19. die Abfin- 
dungen von dem Anerben bezahlt werden, ohne daß diefer 
genöthigt ift, das ihm angefallene Gut über die erfte Hälfte 
des ermittelten Werths zu verfchulden, fo muß er dieſel⸗ 
ben nach Ablauf von zwei Iahren, feit Annahme des 
Bauerguts, an diejenigen Miterben, welche fich verheis 
rathen oder großjährig find, volftändig auszahlen, bis zur 
Zahlung aber mit vier Procent verzinfen. — . 

Können die Abfindungen auf diefe Weife nicht bes 
zahlt werden, fo braucht er nicht mehr als jährlich ein 
Zehntheil der Gefammtabfindung aller Miterben zu zah— 
len, wobei in Gollifionsfällen Diejenigen vorgehen, welche 
zuerft ein Necht auf Auszahlung ihrer Erbtheile erlangt 
haben. Der Anerbe oder Niegbraucher ift jedoch verpflichtet, _ 
den Miterben, welche ſich verheirathen, oder zu deren bef: 
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ferm Fortkommen eine größere Summe erforderlich iſt, ei- 
nen höhern Betrag, felbft bis zur Hälfte des Erbtheils, 
auf einmal auszuzahlen. | ; | 
($. 20.0.0909) 
$. 1355. Der. Anerbe oder Niegbraucher ift ſchuldig: 
a) Seinen Aeltern und zwar in der nach dem Herkom⸗ 
men beftandenen Xrt, | 
b) feinen Miterben, welche ihre Abfindung noch nicht 
ausgezahlt erhalten haben, ie 
c) denjenigen, welche aus einer frühern, nach den Be: 
flimmungen dieſes Geſetzes erfolgten Erbtheilung ein 
foldyes Recht noch zufteht, 
fo weit fie deſſen bedinfen, freie Wohnung, Beköftigung 
und Kleidung, auf dem Gute zu gewähren, diefelben auch 
unentgeldlich zu erziehen. Dagegen find die Miterben auch 
verpflichtet, die ihren Kräften angemefjene Arbeitshülfe 
unentgeltlich zu leiften. | 
($. 21. a. a. OD.) 

$. 1356. Die Miterben erhalten vier Procent Zinſen 
von ihren Abfindungen bis zum Zahlungstage, infofern fie 
nicht von dem Anerben verpflegt werben. ” 

($. 22. a. a. ©.) 

8. 1357. Der abgetheilte Miterbe ift nicht berechtigt, 
ehe er ein Recht zur Auszahlung feines Erbtheils erhal- 
ten hat, über dafjelbe unter Lebenden oder von Todeswer 
gen: zu verfügen. Stirbt derfelbe in diefer Lage ohne Hin- 
terlaffung ehelicher Kinder, fo fällt feine Abfindung in das 

Gut- zurüd. Ä Ä | 
($. 23. a. a. ©.) 

$. 1358. Die Erbfchaftögläubiger Fönnen nach erfolgte 
Erbtheilung, ohne daß es einer befondern Bekanntmachung 
an fie bedarf, fih nur an den Anerben und nicht an die 
Erbtheile der abgefundenen Miterben halten. — | 

Auch find diefe berechtigt, ihre Erbtheile ohne befon- 
dere Einwilligung des Anerben auf das Gut eintragen zu 
laffen. Jedoch muß, fofern diefe Eintragung erfolgt, von 
Amtöwegen eine Proteftation auf zwei Jahre vom Abfter- 
ben bed Erblaffers an, mit den Vorzugörechten vor ben 
Erbtheilen der Miterben, und zwar mit der Maafßgabe 
eingetragen werden, daß binnen diefer Zeit den Erbichafts: 
gläubigern, welche bis dahin einen Zitel zum Pfandrechte 
erworben haben, verftattet ift, dieſes an die Stelle der 
Proteftution eintragen, letztere alſo in eine wirkliche Hy: 
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pothek umfchreiben zu laffen. Die Eintragung und. die 
nah Ablauf der zweijährigen Friſt ohne Antrag zu bes 
wirkende Löfchung der Proteftation erfolgt Foftenfrei. 
($. 24. a. a. ©.) 
$. 1359. Ein Befiger, der keine ehelihe Kinder am 
Leben hat, Tann ein den Vorfchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes unterliegendes, zu dem im $. 7. bezeichneten Preife 
übernommenes Bauergut, ohne Gonfend der Miterben we= 
der an einen Fremden im Ganzen oder theilmeife verkau⸗ 
fen, noch über den Betrag des Annahmepreifes mit neuen 
Schulden belaften, noch endlich von Todeswegen darüber 
verfügen. Er hat aber dad Recht, jedem der Miterben 
das Gut, gegen Uebernahme der Verpflichtungen, unter 
denen er folches übernommen hat, anzubieten, und in die 
Rechte eined abgetheilten Miterben zurudzutreten, fo daß 
zwifchen beiden ein Stellentaufch eintritt und ber neue 
Uebernehmer dem abgehenden Anerben nicht nur die Abs 
findung als Miterbe zu. gewähren, fondern auch Dasjenige 
zu erfatten verbunden ift, was diefer den abgetheilten 
Miterben, auf deren Abfindung, oder den Erbfchaftägläus 
bigern etwa fchon bezahlt hat. | 
Diejenigen Miterben, welche ſich nicht binnen zwei 
Monaten nach diefem Anerbieten, dad Gut unter jenen 
Bedingungen übernehmen zu wollen, erklärt haben, koͤnnen 
den Verkauf an einen Fremden, oder der mehrern Verfchul- 
dung bed Guts nicht weiter widerfprechen. Diefe Bes 
ſchraͤnkung in ber Diöpofitionöfreiheit. erlifcht durch den 
Tod der Miterben, da dieſe das Anrecht auf ihre Erben 
nicht übertragen. — 
($. 25. a. a. ©.) 
$. 1360. Bei den dem Heimfalle unterworfenen Guͤ— 
tern gebührt die nah $. 9. zu treffende Wahl ded Ans 
erben dem Obereigenthümer ober Gutöheren, infofern dem= 
felben nach den bisherigen Provinzials oder Statutarrech- 
ten die Auswahl des Nachfolgers zuftand. _ 
. ($» 26. a. a. O.) 
$. 1361. In foweit das Allgemeine Landrecht den Vor: 
fchriften bed jetzigen Geſetzes entgegenfteht, ift daflelbe 
durch das letztere aufgehoben. Nach beendigter Revifion 
des Provinzialvechtes aber behält das gegenwärtige Geſetz 
nur in den Fällen Wirkfamfeit, in welchen das Provins 
zialrecht nicht etwas Anderes beftimmt. 
' ($. 27. a. a. ©.) 


* 


Achter Tit. V. Buͤrgerſt. $.1—178.€19. $.3283—3287. 503 


$. 1362. Ueber dad Executionsrecht der Mebiatherr: 3u $. 471. 
fchaften in den Städten ſiehe Refer. vom 5. Mär; 1836. 48%. 487. 
zu $. 175. Tit. 8. Th. 2.4.28 8. $. 1368. 


Zum achten Titel. 
Vom Buͤrgerſtande. 


$. 2363. Die revidirte Staͤdteordnung iſt ferner ver⸗ Zzu 5. 1— 
lieben: | 173. 
Der Stadt Graͤtz im Großherzogthume Pofen, durch die —— S. 
Allerh. Cab. Order vom 25. Suny 1836. ©. ©. 1836, ©.. 


Der Stadt Gneſen dafelbft durch die 
Allerh. Cab. Orber v. 13. July 1836. G. ©. 1856. ©. 208. 
Der Stadt Schoͤnlanke bafelbft durch die 
a Allerh. Cab. Order v. 12, November 1836. ©. S. 1836, ©. 


$. 1364. Die Vollmachten zur Führung der Prozeſſe zu $. 1— 
ber a fowol nach der alten, alö der revi⸗ 178, 
dirten Städteorbnung werden durch die Magiſtrate aus⸗ (eg. $ 
geftellt und bedürfen ber Genehmigung der Stadtverorde non. 5. 
neten nicht. — Die Mitwirfung der Stadtverorbneten 773.) 
bei Prozeſſen er fich nur auf die innere Stellung 
derfelben zum Magiftrat, nicht aber kann der Nachweis 
des Beitruͤts derfelben durch Mitvollziehung der Vollmacht 
gefordert werden. 

 (Refcript vom 17. October 1835. v. 8. I. B. Bd. 46. ©. 
501—506.) 


$. 1365. Die Cab. Order vom 14. Detober 1814, wer u $. 1— 
en Modification der Verbindlichkeit der Städte zur Pen: 178. 
———— der ausſcheidenden ſtaͤdtiſchen Beamten beſchraͤnkt 3 $. 
ſich nicht bloß auf Fpäter ausfcheidende, fondern auch auf " aag7, 
die damals bereitö audgefchiedenen flädtifchen Beamten. — Radıtr. $. 

Ein beim Auöfcheiden eines flädtifchen Beamten aus 621. Rr. 
dem Communaldienft über die Höhe. der Penfion geſchloſ- 80.) 
fener Vergleich, in welchem nicht. fpeciell der Tall des 
Eintritt3 in den Staatsdienſt vorgefehen worden, fchließt 
die Anwendung der Cab. Order vom 14. Detober 1811. 
$. 2". nicht aus. Die Penfion ruht mithin bei dem Ein- 
tritte ded Beamten in ein Eönigliches Amt, deſſen Einfimfte 
denen feines ehemaligen flädtifchen Poſtens gleichlommen. — 
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. Einem ausgefchiebenen ehemaligen Magiftratämitglie: 
de, welches eine fiädtifche Penfion bezieht, kann auf dies 
felbe die Penfion, welche er als Eöniglicher Beamter zu 
genießen hat, nicht angerechnet werben. | 

(Erfenntniß des Geh. Obertribunald vom 26. Auguft 1833, 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. S. 410—422,) 

$. 1366. Die Cab. Order vom 14. October 1811 be 
zieht fich auch auf diejenigen ausfcheidenden fädtifchen 
Beamten, welche ‘bei Einführung der Städteordnung als 
Fönigliche Beamte fortgedient haben. 

Der Juſtitiariats- (Watrimonialrichter) Gehalt Fann 
auf die ſtaͤdtiſche Penſion ebenfalls nicht angerechnet werben. 

(Erkenntniß des Geh. Obertribunald vom 16. May 1834. ©. 
u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 410—422,) 

3. 8. 114. 8. 1367. Ueber die Befugniß des Polizeipräfidiums zu 
128 ff. Berlin, die berliner Stadtgemeinde in Prozeflen zu ver: 
treten, ſiehe Erkenntniß des Sch. Obertribunals vom 22. 
Se: 1831. zu $. 10. Tit. 17. Th. 2. A. L. N. 

. 1412. | 

3u 8.175. $. 1368. Die Mebdiatherrfchaften ftehen in der Regel 
zu den Beligern von Bürgerhäufern in den Mebiatftad: 

ten in demfelben Verhältniß, wie die Gutsherrfchaften zu 

den Befigern ländlicher Grundflüde, und in Ermangelung 
befonderer Bertragsbeftimmungen, Provinzialgefege oder 
allgemeiner gefeglicher VBorfchriften müffen ihre Rechte nad) 
denfelben Grundfägen beurtheilt werden, welche in ben 
Gefegen Hinfihts der Rechte der Gutöherrfchaften gegen: 

die Befiger ländlicher Grundftüde aufgeftellt find. Das 

im $. 487. Zit. 7. Th. 2. U. &. R. den Gutöherrfchaf: 

ten ertheilte Recht, unflreitige Zinſen der Gutseingefeffe: 

nen ohne Weitered durch Erecution beitreiben zu: laflen, 

ſteht mithin auch den Mediatherrfchaften zu. — Dies 

‚ Recht iſt nach $. 471. 472. 493. Tit. 7. Th. 2. A. L. R. 

in Bergleihung mit $. 397. 358. Tit. 50. Th. 1. A. 

G. D. ganz unabhängig von dem aufgehobenen Unterthäs 
nigfeitsverhältniffe und nicht blos auf perfönliche, fondern 

auch auf Grundzinfen und folhe Abgaben zu beziehen, 

welche die Einfafjen der Herrjchaft von ihren Stellen zu 
entrichten haben. Es kann aber diefes Erecutionsrecht, 

ohne vorgängige petitorifche Klage, nah $. 487. Zit. 7. 

und $. 86. Zit. 14. Th. 2. A. L. R. nur gegen diejenis 

gen Individuen geltend gemacht werden, welche derglei: 

hen Grundabgaben biöher der Herrfchaft gezahlt haben, 


Vom Bürgerftande. $. 546-614. .: 505 


und nicht etwa durch dagegen erhobenen Widerſpruch bes 

reits zwei Jahre lang ſich im Beſitz der Freiheit von die - 
fer Entrihtung befinden. | *2 
— vom 5. März 1836. v. K. J. B. Br. 47. S. 292 


—— 


$. 1369. Handlungsdiener gehören nicht zu den Perſonen, Zu F. 546. 
‚von denen im Zit. 5. Th. 2.4.2. R. gehandelt wird. — 953. (Erg. 
Zu dem gemeinen Gefinde gehören fie nicht, denn fie $- 1928.) 
find zu Handlungsgefchäften, nicht zu häuslichen Dienften 
‘ verpflichtet. Auch ift die Nichtanwendbarkeit der Gefin: 
deordnung auf fie bereitS durch das Reſcript vom 24. 
Detober 18% (Erg. $. 1528.) ausgefprochen. — Ebenfo 
wenig gehören fie zu den Haus= Dfficianten, dem 
es ift dem Handlungsdiener ald folchem auch nicht ein bes 
ſtimmtes Gefchäft in der Haushaltung oder Wirthfchaft, oder 
die Auffiht über einen gewiſſen Zheil derfelben übertragen. 

$. 177. Zit. 5. Ch. 2. A. 2. 8. 

Sie gehören auch ferner nicht zu den Perfonen, von 

welchen der $. 187. a. a. D. handelt, inöbefondere koͤn⸗ 
nen fie nicht ald bloße Privatfecretaire erachtet werden. — 
Ein Privatfecretair im Sinne des $. 187. ift zu allen 
Geſchaͤften außer dem häuslichen Dienfte verpflichtet, bei 
welchen der Principal für feine Perfon eines Gehülfen be= 
darf, befonderd aber zur Führung der gefammten Gorre= 
- fpondenz. — Der Handlungsgehülfe ift dagegen blos für 
die Handlung angenommen. Die Handlungsdiener find 
auch nicht zu Denen zu rechnen, die mit erlernten 
Wiffenfhaften und fchönen Künften im Haufe Dien> 
fte leiften, denn nicht für Dienfte im Haufe, fondern in 
der Handlung ift der Handlungsgehülfe angenommen. — 
Sie find vielmehr lediglich nach den Vorfchriften 88. 546 
553. Tit. 8. 8%. 2. A. L. R., 88. 7—13 des Ge: 
ſetzes über die polizeilichen Verhältniffe der Gewerbe vom 
7. September 1811 und an Orten, wo Statuten für die 
‚Kaufmannfcaft vorhanden find, nach diefen, und fo weit 
in allen diefen Beflimmungen nicht ausreichende Entfcheis 
dungsnamen vorhanden find, ift auf die Vorfchriften $$. 
869—893. Th. 1. Tit. 11. und Zit. 5. zurüdzugehen. 

; ande: vom 10. Zuny 1836. v. 8. 3. B. Bd. 47. ©. 521 

$. 1370. Ueber die Berichtigung des Befistiteld von zus.614f, 
Srundftüden auf die Firma einer Handlungds ‘oder auf | 
den Namen einer andern erlaubten Privatgefellichaft, wel: 


Zi 
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che Feine Corporation — ſiehe — vom 8. Ja⸗ 
nuar 1836, zu $. 13. Zit. 6. Th. 2. A. 2. R. 8. 1332. 
$. 1371. Wenn Jemand einen auf feine Drder gezo⸗ 
iur, gene Wechſel von dem Auöfteler erhält, um für deſſen 
chnung den Betrag von bem an einem andern Orte 
wohnhaften Zraffaten einzuziehen, und zu dieſem Behuf 
einen am Wohnorte bed Zraffaten befindlichen Dritten 


mittelft eined Indoffaments proeura bevallmächtigt, die: 


fer Dritte auch von dem Traſſaten Zahlung empfaͤngt, 
dieſer aber ſelbſt infolvent wird, ehe er die eingezogene 
Summe an feinen Inboffanten — ben Remittenten — zahlt, 
fo trifft der Verluft in diefem Falle nicht den Ausſteller, 
fondern den Remittenten. 

(Erkenntniß des Ober⸗Appellations⸗Senats bes an 
vom 13, July 1833, ©. u. Str. Rſpche. Bb. 4. ©. 425-438 


3a 3.778. $. 1372. Ein nicht mit einer Faufmännifchen Firma = 


Buß. 
1307. 


terzeichneter Wechfel hat Feine Wechfelfraft, wenn ber 
Auöfteller denfelben blos mit dem Gefchlechtönamen und 
ben Anfangsbuchftaben feines Bornamens unterzeichnet hat, 


| vielmehr bedarf es in dieſem Falle, außer dem Geſchlechts⸗ 
. namen, ber Ausfchreibung des Vornamens. 


(Sreenntniß des Geh. Obertribunalde vom 3. Februar 1834. 
S. u. Str. Rfpche. Bd. 4. ©. 371-380.) 


- * 1373. Die ausſchließlichen Befugniſſe ber öffentlich 
» befte 


Nten und vereideten -Mäkler in Betreff der Unterhand= 
lungen und Bermittelungen von Gefchäften befchränten 
fi lediglich. auf diejenigen Gefchäfte, welche zwifchen 
Kaufleuten unter einander verhandelt und gefclof- 
fen werben, es wäre denn, daß gewifle Arten von Ge— 
fchäften durch befondere Beſtimmungen ohne Rüdfiht auf 


die Perfon ber Betheiligten den Mäklern allein uͤberwie— 


fen wären, oder itberwiefen werden möchten. — So weit 
alfo durch dergleichen befondere Beftimmungen eine ee 
nahme nicht begründet wird, Eönnen folche Gefchäfte, bei 


denen nur ein oder gar Fein Kaufmann betheiltgt 


ift, auch von Denjenigen unterhandelt und vermittelt wer⸗ 
den, die mit Genehmigung ber örtlichen Polizeibehörde 
auf den Grund des $. 122. des Edicts vom 7. Septem⸗ 
bes 1811 dad Gewerbe eined Commiſſionaͤrs betreiben. 
(Refer. ded Min. des Innern für Gew. Ang. und der Berw. 
für Hand., Fabr. umd Baumwefen vom 31. Januar 1836 und der 
Suftiz vom 9. May 1836. v. K. J. B. Bd. 47. ©. 523 —525.) 
$. 1374. Ein Jeder, welcher fi damit - befaßt, auf 
irgend eine Weife zwifchen verfchiedenen Perfonen, wel 
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cher Art fie fein mögen, fchriftlich ober mündlich Ge: 
ſchaͤfte über fpanifche Staatsfchuld- Papiere zu unterhans 
bein, zu vermitteln oder abzufchließen, ohne als Mäfler 
ober Agent für Papiers oder Wechſelgeſchaͤfte vorfchrifts: 
mäßig beftellt oder vereidigt zu fein, fol mit Gefängnißs 
ftrafe von Sechs Monaten bis Drei Jahren belegt werben, 
(Verordn. vom 19. Januar 1836. 6. 5. G. ©. 1836. &. 10.) 
$. 1375. Eine gleiche Strafe trifft Ieden, ber ohne 
öffentlich beftellter und vereidigter Mäkler oder Agent zu 
fein, gegen — (Courtage, Proviſion oder derglei⸗ 
chen) ein Geſchaͤft daraus macht, auf irgend eine Weiſe 
zwiſchen verſchiedenen Perſonen, welcher Art ſie ſein moͤ⸗ 
gen, ſchriftlich oder muͤndlich Geſchaͤfte über ſonſtige ins 
oder auslaͤndiſche, auf jeden Inhaber lautende, Staats⸗ 
oder Communalſchuld⸗Papiere irgend einer Art zu unter 
handeln, zu vermitteln oder abzufchließen, ohne vermöge 
feines Amts⸗ oder Dienftverhältniffes im Auftrage eines 
der Contrahenten zu handeln. — Außerdem bleibt ber: 
felbe für jeden Schaden, welcher für die Betheiligten aus 
einem von ihm unterhandelten, vermittelten oder abges 
ſchloſſenen Gefchäfte über dergleichen Papiere unmittelbar 
oder mittelbar- entfteht, unbedingt verhaftet, und ift zu 
deffen vollftändiger Erflattung verbunden. 
($. 7.0.0. 8.) | \ 
$. 1376. Den Öffentlich beftelten Mäklern und Agen: 
ten ift bei Strafe der Amtsentſetzung unterfagt, uber 
fpanifhe Staatöfchuld= Papiere andere Gefchäfte zu uns 
terhandeln, zu vermitteln oder abzufchllegen, als folche, 
welche fofort von beiden Theilen Zug um Zug erfüllt 
werden. — Auch müfjen alle durch fie abgefchloffenen 


Gefchäfte diefer Art bei Vermeidung einer gleichen Strafe _ 


von ihnen fofort beim Abfchluffe in ihr Taſchen- oder 
Handbuch und fpäteftend am folgenden Zage in ihr Sour: 
“nal eingetragen werden. 

(Verordn. v. 19. Januar 1886. $. 4. ©. ©. 1836. ©. 10.) 
| 8. 1377. Diefe letztere Berpflichtung liegt ihnen auch) 

bei gleicher Strafe beim Abſchluſſe aller Gefchäfte über 
fonflige in- oder audländifhe auf jeden Inhaber lautende 
Staatös oder Communalfchuld.Papiere ob, und müffen 
diefelben ebenfalls am folgenden Zage mit allen dabei 
verabredeten Bedingungen in ein bazu beilimmtes para: 
— — aaa eingetragen werden. 

» a. aq. M. 


1858. 
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3u 8.1889 $. 1378. Die Vorfchriften des Abfchnitts 11. Zit. 8. 
— 1768. des Allg. Landrechts von Rhedern, Schiffern und Bes 
1528. feachtern find auch auf Stromfchiffe anzuwenden. — 
2452. Der Rheder haftet, in Gemäßheit des $. 1525 h. t. 
2456. für die vom Schiffer, während der Reife, wegen des ihm 
2457. untergebenen Schiffes eingegangenen Verbindlichkeiten auch 
dann, wenn 
4) der Sohifeeigentpümer auf dem Schiffe mit anwe⸗ 


fend ift, 
2) ber Schiffer nicht als folcher, fondern al3 angeblicher 
Schiffseigenthuͤmer fich verpflichtet. 
(Ertenntniß des Geh. Obertribunald vom 7. October 1834. 
©. u. Str. Rſpche. Bb. 4. ©. 260 — 265.) 
3u 8.1576. 8. 1379. Für den Fall, daß das Schiff auf der Reife 
(Erg. $. ganz verloren geht, hat das Schiffsvolk gar Feinen An- 
8692.) ſpruch, weder auf Reifefoften noch auf fernere Heuer. 
Pe vom 2. Juny 1836, v. 8.3.8. Bb. 47, ©. 525 


Bu $.2285. BY — Siehe Reglement fuͤr die Provinzial: Feuer = 
| Societät der Provinz Weftphalen vom 5. Sanuar 1836. 
G. ©. 1836. ©. 49 — 74. und Verordnung de eodem 
dato wegen Auflöfung der bisherigen euer » Societäten 
in der Provinz Weftphalen und Ausführung des Provin⸗ 
 ztal= Feuer = Societätö=Reglements vom 5. ca 1836. 
G. ©. 1836. S. 80—84., ferner Reglement für bie 
Provinzial = Feuer = Societät der Provinz Pofen vom 5. 
Januar 1836. ©. ©. 1836. S. 85— 109 und Verord⸗ 
nung de eodem dato wegen Auflöfung der bisherigen 
Feuer-Societäten der Provinz Pofen und Ausführung des 
Provinzial» Feuer » Societätd »Reglements vom 5. Januar 
1836. ©. ©. 1836. ©. 116—120. — 


Zum fiebenten und Ebten Titel. 
Von den Juden. 


(Erg.5.92.° 8. 1381. Der Eintritt der Majorennitaͤt der Juden im 
Rachtr. $-Paderborn’fchen ift, gleichwie bei den übrigen Untertha= 
% nen, mit dem vollendeten 24. Lebensjahre anzunehmen. — 
Die Allerh. Cab. Drder vom 8. Auguft 1830 fieht diefem 

nicht entgegen, da, wie der Art. 1. des Decrets vom 27. 

Sanuar 1808 Bar ergiebt, die Juden allen übrigen Un: 
terthanen in diefer —— und ſonſt gleichgeſtellt wa= 


Zehnt. Tit. Von den Rechten :c, $.98— 102, Erg. $. 4508. 509 


..,.»+, 


$. 1382. In den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg Zuben. 


auf eine materielle‘Prüfung beffelben einzugehen. . °.: 
‚(Alterh. Gab. Order: vom 20. September 1836. Nr. 1. G. 
S. 1836. 8,98.). - ——— — 
$. 1383. Wegen der Form der von Juden mit Perſo⸗ 
nen bäuerlichen Standes in diefen Kreifen abzufchließenden 
Darlehensgefchäfte fiehe Nr. 2. und 3. diefer Cab. Drder 
zu $. 727. Zit. 11. Th. 1.4.2. R. $. 1277. 1278. 


Zum neunten Zitel, | 
Bon den Pflichten und Rechten des Adelftandes. 


$. 1384. Ueber den Erwerb adeliger Grundſtuͤcke durch Zu s. 51— 
Ausländer, fiehe Nefeript vom 18; Auguſt und 12. Sep: 83. 
tember 1836. zu $. 6. Tit. 8.2. 1. A. L. 8... 1264. 


Zum zehnten Litel, 


Bon den Rechten und Pflichten der Diener des 
Staates. | 


$. 2385. Wenn Beamte, welche nach dem durch bie3ug.98 — 
Auerh. Cab. Drder-vom 16. Auguft 1826 angeordneten 102. (Grg. 
Verfahren nach dem Befchluffe des Staatöminifteriums ° 508.) 
zur unfreiwilligen Penfionirung geeignet fein würden, noch 
nicht 15 Jahre gedient haben, fo find fie nad) der Vor⸗ 
fchrift des Penſſons-Reglements ohne Penfion zu entlafs 
fen. — Wenn in einzelnen Fällen Verhältniffe vorhanden 
find, welche im Wege der Gnade eine Ausnahme moti- 


\ 
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viren, fo muß bieferhalb ebenfo, wie in folchen Fällen, in 
welchen die Allerh. Cab. Order vom 4. September 1827 
wider noch nicht 15 Jahre dienende Beamte angewendet 
werden muß, an bes Königs Majeftät berichtet werden. 
(Allerh. Cab. Order vom 31. October und Refcript vom 21. 
December 1835. v. 8. 3. B. Bb. 46. ©. 334—335.) 
zug. 98— $. 1386. Wenn ein Penfiondr, der ‚feine Penfion aus 
103. dem Mititärfonds bezieht, zu einer Criminalftrafe wegen 
— $- Vergehen verurtheilt wird, welche waͤhrend feiner Dienft- 
) zeit verhbt worden find, und, wenn fie damals zur Spras 
che — waͤren, die Caſſation deſſelben zur Folge 
gehabt haben wuͤrden, ſo iſt in dem Straferkenntniſſe der 
gaͤnzliche Verluſt der Penſion auszuſprechen. — 

Wenn ber Penſionaͤr im Penſionsſtande ein gemei- 
ned Vergehen verübt, wofür er im Dienſte die Caſſation 
verwirkt hätte, fo. ift auf den Verluſt der Penfion, nach 
der Größe des Vergehens, für immer oder auf die Dauer 


der Strafe, zu erkennen. 
" — Cab. Order vom 12. November 1886. G. S. 1836. 
37) ° 


Zum elften Zitel, 


Bon den Rechten und Pflichten det Kirchen und 
geiftlichen Gefellfchaften. 


Zu $. 844. $. 1387. Die Stimmenzählung bei ber Concurrenz 
852. 605. mehrerer GCompatrone wird bei jedem Gute nicht" nach 
Ä den Köpfen der Befiger, fondern nad den größern oder 
Eleinen Antheilen, welche den einzelnen Mitbefigern 
an jedem Gute zufichen, alfo nah dem Repräfenta= 
tiondrechte, berechnet. 
(Erkenntniß des Geh. Obertribunala v. 5. December 13235. 
©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 44— 351.) 
3u S. 27. $. 1388. Ueber die Anwendung dieſer Vorfchriften bei 
440, Trauungen der Juden fiehe Allerh. Gab. Order vom 29. 
| März 1836. zu $. 136. Tit. 1. Th. 2. A. L. R. $, 1318, 
Zu $, 686 : $. 1389. Die BVertretungdverbindlichkeit der Verwalter 
—640. von Kirchenvermögen, die ohne Conſens der geiftlichen 
Obern Gapitalien ausleihen, erflredt fih nur auf den 
nzen Theil des auögeliehenen Capitals, der durch vors 
hriftömäßige Sicherheit nicht gededt: ift. ; 
(Erkenntniß des DO. L. Gerichts zu Halberftadt vom 30. Des 
cember 1825.. ©. u. Str. Rſpche. Bd. 4. ©. 442445.) | 
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$. 1391. Weber die Zutheilung eined Gutes zu einer Zu 5. 708. 
beftimmten SchulsSocietät findet der Weg Rechtens nicht 709. 75. 


Statt, wohl aber kann der Anſpruch auf Befreiung von 
Beiträgen zu den Koften der Schulgebäude im Prozeſſe 
verfolgt werben. 


(Refer. v. 8. Sanuar 1836. v. 8. I. B. Bb. 47. ©. 806.307.) 


$. 1392. Weberhaupt ift der Weg Rechtend über bie 
Verpflichtung zu SchulsBaukoften: Beiträgen nicht abges 
ſchnitten. — Das von ber Verwaltungsbehörbe zu regu⸗ 
lirende Interimifticum hat nur den Zwed, die ungefäumte 
Ausführung des Baues zu bewirken, wenn aber berfelbe 
vollendet ift, und nur die Wiedererftattung eines zur Bes 
fireitung deffelben geleifteten Vorſchuſſes flreitig iſt, fo ges 
hört die zum gerichtlichen Reſſort. 

(Refer. v. 25. April 1836. v. K. J. B. Bb.47. S. 534. 585.) 


$. 1393. In allen Landestheilen, in welchen das —— 


vom 14. September 1811 über die Regulirung ber guts⸗ 
herrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe Geſetzeskraft hat, 
find, ſofern nicht durch Vertrag oder rechtskraͤftige Ent: 
Scheidung ein Anderes ausdrüdlich feflgefegt worden ift, 
die Gutöherren nicht verpflichtet, von ben ihnen bei der Re= 
lirung zur Entfchädigung abgetretenen bäuerlichen Grund» 
den zu den Bau= und Unterhaltungsfoften der Kirchens, 
Pfarr: und Küftergebaude, fowie der Schulhäufer und 
Schulmeiftergebaude, Beiträge zu leiften. 
(Declaration vom 14. July 1836. G. ©. 1836. S. 208.) 


Zum zwölften Titel. 
Von niedern und höhern Schulen. 


$. 1394. Ueber die Beitragspflichtigkeit der Gutöherren 
zu den Bauten und Reparaturen der Kuͤſter⸗, Schul: und 
Schulmeiftergebäude von den bei Regulirung der gutöherrs 
lich:bäuerlichen Verhältniffe erhaltenen bäuerlichen Grund: 
ftüde fiehe Declaration v. 14. July 1836. zu $. 710 ff. 
Zit. 11. Th. 2. A. L. R.$. 1393. 


3u$.34. 


$. 1395. Auch zu dem Befuche der Univerfitäten Er: Zu $. 129. 


langen, Würzburg und Heidelberg kann von dem Mini: 
ſter der Unterrichtsangelegenheiten die Erlaubniß ertheilt 
werden. , 

— Cab. Order v. 21. November 1836. G. S. 1836, 


Erg. $. 
ie 
Rachtraͤge 


512 Ziveiter Theil. Dreizehnter Titel. Erg. $. 5230-5407”. 


zum dreizehnten Titel. 


Es s » — 
Von den Rechten und Pflichten des Staats uͤberhaupt. 


Communal⸗ 
Landtage. 


. 1396. Die Gegenftände, welche den Communal- 


$. Landtagen anf Allerhöchften Befehl, oder nach dem Gut— 
‚befinden ber Behörden zur Erklärung oder-Begutachtung 


vorzulegen fein werden, erhalten nicht die Form der Pro= 


. vinzial-Landtagdö-Präpofitionen, und ‚gehen direct an den 


Dberpräfidenten zur auftragöweifen Decke an die 
Stände. Die Gutachten, Erklärungen und Beſchluͤſſe der 
Stände find niemals, in der Form an des Königs Maje: 
fiät oder an irgend eine Behörde gerichteter Eingaben, 
fondern lediglich in der eines voti oder eonclusi zu faſ— 
fen. — Diefelben gehen an den Oberpräfidenten, der, 
wenn fie zum Reffort der Provinzialverwaltung ‚gehören, 
die erforderlichen Verfügungen fofort felbft veranlaßt, und 
die, welche ihrem Gegenftande nah an des Königs 
Majeftät. oder an die Minifterien ‚gelangen müffen, zur 
weitern Veranlaffung an den Minifter des Innern einzus 
reichen hat. — Dem Oberpräfidenten ift demnach von 
ſaͤmmtlichen, auf die Eingaben der Kommunal: Landtage 
zu faflenden Refolutionen Mittheilung zu machen, damit 
derfelbe die Stände durch die Landräthe darnach befchei: 
den Fann. Derfelbe hat außerdem beim Schluffe eines 
jeden Gommunal: Landtages ein Verzeichniß ſaͤmmtlicher 
von den Ständen dafelbft abgegebener Erklärungen und 
gefaßter Beichlüffe, ald fpäter, wenn alle Materialien zur 
Befcheidung der Staͤnde an ihn eingegangen fein werden, 
einen Nachweis von den auf die Erklärungen und Be: 
fchlüffe des Communalsfandtages gefaßten Refolutionen 
und getroffenen Verfügungen durch den Minifter des In: 
nern an des Königs Majeftät einzureichen. — Wenn bei 
den Verhandlungen einer Communal:Landtags:Berfamm= 
lung, in denen Fällen, in welchen nach den Geſetzen ei- 
ne Majorität von Zweidritteln nicht. erforderlich ift, eine 
Gleichheit der Stimmen ftattfindet, entfcheidet die Stimme 
des Vorfigenden. 
wa Order vom 1. Zuny 1826, v. 8.9.8. Bd. 
47. ©. 308304.) * 
$. 1397. Immediat-Vorſtellungen der Communal⸗Land⸗ 
tage, wenn fie Beſchwerden gegen einzelne Miniſter ent⸗ 
halten, werden von dem Oberpräfidenten unmittelbar an 
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bes Königs Majeftät eingereicht. Gleichzeitig wird aber eine 
Abſchrift des die Befchwerden enthaltenden Gommunal:Land: 
tag3:Conclufi nicht nur dem Minifter ded Innern und der 
Polizei, fondern auch dem betheiligten Minifter mitgetheilt, 
(Allerh. Gab: Order vom 17. Juny 1833 und 26. October 
1835. v. K. 3. B. Bb. 47. ©. 305.) 
$. 1398. Die Vorſchriften 68. 12%, und 13, der Kreis: (Era 8. 
ordnung für die Rheinprovinz und Weftphalen vom 13. July 204 
1827 (Erg. $. 5393. 5394.) find dahin ergänzt: Pr) 
baß in der Rheinprovinz flr die Stadtgemeinden nur 
foihe Perfonen, die in der Stadt ein Haus, und 
für die Landgemeinden nur ſoſche zu den Kreistagen 
abgeordnet werden follen, die Innerhalb ihres Mahl: 
bezirks ein Haus mit einem ländlichen Grundftüde 
eigenthümlich befißen. | | 
(Allerh. Cab. Order vom 5. April 1836, ©. ©. 1836, ©. 171.) 
$. 1399. Die Landtagsfoften in Neu:Borpommern 
folen Fünftig ebenfo, wie in Alt-Vorpommern von .jedem 
Stande in fih nah Maaßgabe der Art. 16. und 17. der 
Verordnung vom 17. Auguft 1825 aufgebracht werden. 
li Cab: Drder vom 19. Juny 1836. G. ©, 1836. ©, 


- 8. 1400, Siehe Allerh. Cab. Order vom 14. Novem:3u $. 12, 
ber 1835 wegen Anfertigung und Ausgabe neuer Caſſen⸗ 
anweiſungen. ©. ©. 1836. ©. 169. 170. 


Zum vierzehnten Vitel, 
Bon den Staatseinkünften und fiscalifchen Rechten. 


$. 1401. Abtretungen von Domantaleigenthum für Be: Zu $.16— 
triebs zwecke der Poſt⸗ und Bergwerköverwaltung koͤnnen, 19. _(Crg. 
wenn foldes dem DomainensZiscus feine Einnahme ges 
währt hat, ohne Entihädigung des Domainen-Veraͤuße— 
rungs⸗Fonds flattfinden, Dagegen muß bei definitiver Ues 
berlafjung nußtragender Objecte der Werth der Grund: 
ftüde von den vörgedachten Behörden jedesmal bezahlt 


- 


werden. 
(Allerh. Cab. Order vom 30, September 1836, v. K. J. B. 
Bd. 48. ©. 272, 273.) 





x 


*) In ber Befesfanimlung pro 1836 ift diefe Gab: Order v. 

'19. Zuny.1835 datirt, jeboch nach der &ronologifchen überſicht 

pro 1836 am 19. Zuny 1836 ergangen. 
Ergänz. z. preuß. Landrechte. IV. Thl. 33 
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Su8.73. 86. 1402. Leiftungen, welche ſich unmittelbar auf ein 
79. im Befige einer Gemeinde oder eines Theiles ihrer Mits 
Maqtr. $. lieder befindliches ı Vermögens» Object beziehen und auf 
3140.) Privatrechts:Verhältnifien beruhen, müfjen in ſtreitigen 
Fällen vor Gericht regulirt werden. Dafjelbe iſt au in 
Ermangelung gütlicher Einigung der Fall hinſichtlich fols 
cher Reiftungen, zu denen die Mitglieder einer Gemeinde 
fi wechielfeitig Behufs der Nusbarkeit ihrer Privatbes 
figungen in Anſpruch nehmen, fowie endlich in —— 
aller derjenigen gemeinſamen Laſten, welche zwar aus ei⸗ 
nem Corporationsverbande gleichfalls entſpringen, deren 
Vertheilung jedoch nach dem Geſetze durch den Richter 
feſtzuſtellen iſt. | 
Sn allen diefen Fällen handelt es fih nur um Pris 
vatrechte, die dadurch, daß. fie bei Mitgliedern einer 
Gemeinde flreitig geworden find, ihren Charakter nicht 
verlieren... — 
Ganz anders verhaͤlt es ſich aber in Anfehumg fols 
cher Leitungen, welche den Mitgliedern , einer politifchen 
Gemeinde, ald folhen gegen diefe letztern, zuſtehen. — 
Hier ift nicht mehr von Privatrechten die Mede, denn bie 
Verpflichtungen der Gemeindeglieder, als folcyer, find nicht 
Gegenſtand ihrer privatrechtlihen Dispofition, es handelt 
fi vielmehr von ſtaatsrechtlichen Verhältniffen ‚und von 
der Ausführung polizeilicher Anordnungen, die nach der 
beftehenden Gefeßgebung nicht Gegenſtand einer prozefiuas 
lifchen Erdrterung fein können, indem nach $., 1. Einleis 
tung zur Allg. Ger. Ordn. der richterliche Ausſpruch fich 
auf Sachen und Rechte befchränkten fol, die einen Gegen: 
ftand des Privateigenthumd ausmachen. In der Feſiſtel⸗ 
lung diefer Verhältniffe und der aus ihnen entipringenden 
keiftungen, fowie in der Vertheilung der letztern, werben 
unftreitig Hoheitsrechte ausgeübt, welde nad) $: 36, der 
Berordn. v. 25. December 1808 nicht Gegenftand des 
Prozeſſes fein follen, mithin der ausſchließlichen Compe⸗ 
ten; der Verwaltungsbehörden angehören. Insbeſondere 
wird für die in Rede ftehenden Berbältniffe der $ 78; 
h, t. ald Regel Anwendung finden müffen, wogegen der 
$. 79. die Falle bezeichnet, in denen ausnahmsweiſe die 
Beziehung auf den Rechtsweg ftattfindet. Die Anord⸗ 
nung bed Vertheilungsmaaßftabes folcher Laſten und Leis 
ftungen ift adminiftrativen Refforts. Die Vermaltungsber 
hoͤrden haben daher auch über bie Eriftenz und bie Aufs 
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rechthaltung einer in Beziehung auf die Vertheilung der 
aus dem ftaatsrechtlichen Verbande entfpringenden Laſten 
behaupteten Obſervanz definitiv zu entfcheiden, und dies 
ift eben gerate dann am nothmwendigften, wenn bie Ver: 
theilung diefer Laſten auf Obfervanzen beruhet, die, wie 
fih von felbft verfieht‘, in diefer Beziehung nach den Bes 
bürfniffen und nad) veranderten Umjländen ſich mobificis 
zen müffen, und daher nicht geeignet find, durch gerichts 
liche Enticheidung ftabilirt und der nothwendigen Fortbil: 
dung entzogen zu werden. 

(Refer. des Min. des Inneren u. der Pol. v. 24. Februar u. 
ber Juſtiz dv. 8, April 1836, v. K. J. 3. Bd. 48. ©. 531—534.) 

$. 1403, Ueber das Erecutionsrecht der Mediatherrs du $. 80. 

fchaften in den Städten fiehe Refer. v. 5. März 1836. 
zu-$. 175. Ti. 8%. 48.8. $. 1368... 


Zum funfzehnten Titel, 
Von den Rechten und Regalien des Staats in Anz 


5% fehung der Landftraßen, Ströme, ‚Häfen und 
—9 Meeresufer. 


: 8 1404. Ein Weg verliert durch Die Erklaͤrung des 3.5. 1. 4. 
Staatd, daß er nicht mehr als Landſtraße genust werden 11. | 
folle, die Eigenfchaft einer Landſtraße noch nicht, auch ift 
Die Ummandlung einer Landſtraße in eine Kunftftraße ats 
eine Veränderung oder Verlegung einer andern, dieſelben 
Hauptörter verbindenden Landſtraße nicht zu betrachten. 
Audy geht mit der Erklärung des Staats, daß ein 
Meg nicht mehr als Landſtraße genußt werden folle, die 
Pflicht. defjelben, für die Unterhaltung der Sicherheit und . 
Bequemlichkeit der Straße zu forgen, auf die Befiger der 
angrenzenden Grundfiüde auch in foweit nicht Uber, daß 
fie die Straße auf Verlangen des Staats als gemöhnlis 
hen Cammunicationsweg zu unterhalten verbunden find. 
(Erfenntniß des Geh. Obertribunals v. 7. October 1853. ©. 
u. Str. Rfpde. Bd. 4. ©. 166-182.) 
.: $. 4405. Die Vorſchriften der Verordnung vom 8.3.5 2. ff. 
Auguft 1832 (Nachträge $. 1143.) follen auch auf das —— z. 
Verfahren wegen der Geldentſchaͤdigungen fuͤr die zu Fe⸗ 
ſtungswerken von der Staatsverwaltung erroorbeugn Grunds 
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ſtuͤcke in allen Theilen der Monarchie, in welchen das All⸗ 

gemeine Landrecht gültig ift, angewendet werben. 

179 (Allerh. Cab. Order vom 25. April 1836. ©. ©. 1836. ©. 
.) ‘ 


Bu $ 88. 8. 1406. Siehe Genehmigungsurfunde der in dem Pros 
Gachtr. $tocolle der Rheinfchiffahrtss Central-Commiffion vom 1. 
1152) Detember 1834 enthaltenen ergänzenden Beſtimmungen 
zur Rheinfchiffahrtd:Acte vom 31. März 1831, vom 14. 

Suny 1835. ©. ©. 1836. ©. 121—125. 
Zu $. 88. $. 1407. Siehe Vertrag zwiſchen Preußen, Baiern, 
(NRacıtr. $.Sachfen, Würtemberg, Baden, Kurheffen, dem Großher⸗ 
1157.) zogthume Heſſen und den zu dem thütingifchen Zoll: und 
Handelsvereine verbundenen Staaten einerfeits und dem 
Herzogthume Naflau andererfeits wegen Anfchließung des 
legtern an den Gefammt Zollverein der erſtern Staaten 
vom 10. December 1835. ©. S. 1836. ©. 126—140. 
Vertrag zwifchen Preußen, Baiern, Sachſen, Würs 
temberg, Baden, Kurheffen, dem Großherzögthume Hef- 
fen und den:zu dem thüringifchen Zoll: und Handelsver⸗ 
eine verbundenen Staaten einer Seits nnd der freien 
Stadt Frankfurt anderer Seits, wegen Anfchließung 
ber legrern an den Gelammt:Zollverein der erftern Staa— 
ten. Vom 2. Januar 1836. ©. ©. 1836. ©. 141—156. 
Vertrag zwifchen Sr. Majeflät dem Könige von Preus 
fen einer Seit: und ihren Hochfuͤrſtlichen Durchlauch⸗ 
" ten dem Herzoge von Anhalt-Köthen und dem Herzoge 
von Anhalt:Defjau anderer Seits, die Erneuerung 
ber Derträge über die Zolls und BVerkehröverhältniffe zwi⸗ 
ſchen den beiderfeitigen Landen, ingleichen die Befteuerung 
der innern Erzeugniffe in den herzoglichen Landen betrefs 
fend. Vom 26. Januar 1836. G. ©. 1836. ©. 167 


— A — — 


Zum ſechszehnten Titel. 


Von den Rechten des Staats auf herrenloſe Guͤter 
and Sachen. 


Bu 6.4.16. $. 1408. Ueber den Begriff herrenlofer Erbfchaften in 
| Schleſien und der Graffchaft Glag ſiehe Allerh. Tab. Or⸗ 
a — en 1836. zu $. 46. Tit. 3. Zh. 2. A. 8 


V.d. Rechten des Staats auf herrenl. Güter. $. 72—185. 517 


8. 1409. Die Gutöherrfchaften (dominja) als ſolche zu $. 72. 
find nach fchlefifchem Provinzialrecht nicht berechtigt, Sand 73. 75. 
und Schieferfteine auf dem Boden des Ruſtical-Beſitzers 

zu brechen, und im Falle der Ueberlaffung diefes Rechts 
‚an die legten von denfelben daflır eine Abgabe zu forbern. 

Die revidirte Bergordnung für dad Herzogthum Schles 
fin und die Graffchaft Glag v. 5. Suny 1769 verfteht 
unter dem Ausdruck: „dominiis und Grundherren" 
nicht die Gutsherrſchaft im Gegenfag von den Unters 
thanen, fonsern überhaupt ale Eigenthümer von Grund 
—— Boden, in Beziehung auf die landesherrlichen Rega« 

n. 
(Erkenntniß des Geh. Obertribunals vom 6. May 1834, S. 

u. Str. Ripche. Bd. 4. ©. 200 -200.) 

8. 1910. Bei Beobachtung des im Regulatio über die 3u$.18& ff. 
preußifche Portotare vom 18. December 1824 vorgefchries 
benen Verfahrens wird von ber Poflvermaltung die une 
bedingte Garantie für die von den Gerichtöbehörden zur 
Poſt beförderten Gelder und gelbwerthen Papiere, nad) 
Maafgabe der flattgefundenen Declaration von ber Poſt⸗ 
verwaltung ſo, iange geleiſtet, bis nicht neuere gefegliche 
Beftimmungen ein Anderes hierüber feftfegen. 

(Refer. v. 25. u. 29. Auguft 1835. v. K. J. B. Bd. 46. 
©. 104. 105.) 

$. 1411. Das Regulativ vom 18. December 1824 bes 
flimmt in diefer Beziehung: 

4) Alles intändifche und ausländifche Papiergeld, fo 
wie alle curshabenden Papiere müffen vom Abfender auf 
dem Couvert declarirt werden und zwar: 

a) das inländifche Papiergeld nach dem Nrennwerfhe ; 

b) dad ausländifche Papiergeld und alle . euröhabens 
den Papiere nach, dem jedeömaligen Curſe in preu— 
ßiſchem Gourant. —F 

(Regulativ v. 18. December 1824. 5. 87. ©. ©. 1824. ©. 


— 
Gelder, und Gegenſtaͤnde von Werth in Briefen, . _ 
müffen feft verpadt, mit. einem haltbaren Kreuzcouvert 
verfehen und letzteres muß mit fünf Siegen verſchloſ⸗ 
fen fein. — Dergleichen Briefe dürfen jedoch nicht ſchwe⸗ 
ver, als bid zum Gewichte von 16 Loth angenommen 
werden. Ä 
(3. 83. a. a. O. ©. 256.) 


Zu$.10, 
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3) Größere Geldſummen find in Packeten, Beuteln 
oder Faͤſſern feſt zu verpaden. — Packete oder Beutel 
müffen wenigfterd von doppeltem Leinen-und gut genäht 
fein. — Bei Padeten muß die auswendige Naht gefiegelt, 
bei Beuteln darf die Naht nicht auswendig, der Kropf 
nicht furz, und da, wo der Knoten gefbürzt iſt, muß das 
Siegel deutlich ausgedrüdt fein. — Geld in Faffern darf 
nicht bloß, fondern muß in Beuteln verpadt fein. Die 
Fäffer muͤſſen gut gereift und an beiden Boden berges 
ftalt verſchnuͤrt und verfiegelt fein, daß eine Duffnung des 
Faſſes ohne Berlegung des Fadens oder Giegels nicht 
möglich ift. — -Beutel oder Padete dürfen nicht über 30 
Pr, Säfler — uͤber 120 Pfund ſchwer ſein. 

($. 84. a. a. O. s 

4) Alle Pakete müfjen dem Inhalte angemeffen, nach 
Maafgsbe der — des Transports haltbar verpackt ſein. 

(f. 85. a. aq. O. 

5) Die Bezeichnung (Signatur) der Packete ꝛc. muß 
deutlich, mit der Angabe auf der Adreſſe ubereinſtimmend 
und fo beſchaffen fein, daß fie durch Naͤſſe nicht aufges 
löft wird. Sie muß den Beftimmungsort und bei den 
Geldern und Padereien, deren Werth deelarirt ift, auch 


‚die Summe und den Werth angeben. 


($. 86. a. a. O) 

6) Alles, was nach obigen Beſtimmungen nicht vor⸗ 
ſchriftsmaͤßig verpadt und verfiegelt ift, wird zur Befoͤr— 
derung mit der Poft nicht angenommen. Verlangt der 
Abfender Lie Beförderung dennoch, fo gefchieht foldyes le— 
Diglich auf feine Gefahr, und diefes wird in dem Falle, 
daß ein Poftfchein ertheilt wird, auf-demfelben bemerkt, 

($. 88. a. a. DO) 


Zum fiebzehnten Titel. 


Bon ben Rechten und Pflichten des Staats zum 
befondern Schuge feiner Unterthanen. 


$. 1412. Das Bönigl. Polizei-Präfidium zu Berlin ift 
Namens der berliner Stadtgemeinde zur Anftellung einer 
Klage auf Geftattung des ungehinderten Gebrauchs eines 
durch ein berliner Grundſtuͤck führenden Communicationss 
weges legitimirt. | 
(Erkenntniß des Geh. Obertribunals v. 22, September 1831. 
©. u. Str. Rſpche. B. &. ©. 289 — 299.) 
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$. 1413. Dem Privatgerichtäheren iſt geftattet, die im Su s. Mff. 
Namen: feines Gerichts ausgefertigten und von dem Rich 
ter vollzogenen Hypothekenſcheine und die in das Hye 
pothekenbuch einſchlagenden Verhandlungen durch Beifuͤ⸗ 
gung feiner Namensunterſchrift mit zu vollziehen, ein Meh⸗ 
reres kann derfelbe aber nicht verlangen. — Namentlich 
ift- auch die früher bei, den ftandesherrlichen Gerichten ftatts 
gefundene Form bei Auöfertigungen ber Kaufcontracte dur 
‚die Allerh. Verordnung vom 27. Detober 1810 mit Ab» 
fhaffung des Curialſtyls aufgehoben. 

— v. 22. Maͤrz 1836. v. K. J. B. Bd. 47. S. 29, 


$. 1414. Die von den Patrimonials Gerichtöherren er: Zu 8. 74ff. 
nannten Depofitalbeamten fowol, alö fie felbft, wenn fie f- 
bei ihrem Gerichte an der Deyofitalverwaltung unmittels 
bar Theil nehmen, müffen vereidigt werden, doc) ift eine 
Dispenfation hievon zuläffig, nur muß in diefem Fall der 
Gerichtöhere beiehrt werden, daß er, wenn er einen uns 
vereideten Depofitalbeamten ernennt, das (Gericht alſo nicht 
nach den Vorſchriften der Gefege gehörig beſtellt, deſſen 
Veruntreuungen auch in dem Falle zu vertreten habe, wenn 
er nach Vorſchrift der Geſetze von der Verantwortlichkeit 
fuͤr die Danblungen eines vereideten Beamten entbunden 
fein würde. | 

Den Gerichtsherren, welche die Verwaltung der Ge⸗ 
richtsbarkeit nicht in eigner Perſon ausuͤben, kann uͤbri⸗ 
gens nur die Stelle eines zweiten Curators, und auch 
dieſe nur ausnahmsweiſe in den Faͤllen übertragen werden, 
wenn die Auffihtsbehörde ſich uͤberzeugt hat, daß die Ers 
mennung einer andern zur Verwaltung des Amtö geeignes 
ten Perfon mit erheblichen. Schwierigkeiten für den Ger 
richtöheren verbunden fei. 

(Allerh. Gab. Orber v. 28, July und Refer. v. 81. Zulg 
1835. v. K. 3. B. Bo. 46, ©. 162-164.) 

$. 1415. Wenn ein Patrimonialgerichtöhere zur Einriche Zu IR 9. 

tung der vorfchriftsmäßigen Depofitalgelafje und des Des 
poſitalkaſtens durch Strafbefehle nicht zu vermögen fein 
follte, fo kann der Juftizminifter entweder bie Bearbeitung 
aller: Sachen, mit welcher eine. Depofitalverwaltung vers 
bunden -ift, dem naͤchſten ——— Unterge⸗ 
richte gegen Beziehung der ſuufkommenden Gerichtskoſten 
übertragen, ober veranflalten, daß das Depofitalgelaß des⸗ 
jenigen landesherrlichen Untergerichts, welches an dem Wohn» 
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ort des Suftitiarius feinen Sig hat, von dem Patrimonials 
gericht zur Aufbewahrung feines Depoſitalkaſtens mit bes 
nußt werde. . 
(Allerh. Gab. Order v. 23. July und Refer. v. 31, July 
1835. v. 8. 3.3. Bd. 46. ©. 162.) 

Zu $. 102, 8. 1416. Zu den zur Unterhaltung wohl beftells 
ter Gerichte erforderlihen Koften gehören aud 
die Koften der Juſtizviſitation, als Mittel, eine vorfchriftds 
mäßige SJuftizverwaltung einzuführen und zu erhalten. 
Wenn alfo feine Veranlaffung ift, die durch die Juſtizvi⸗ 
fitation eines Patrimonialgerichts erwachfenen Koften von 
dem betreffenden Beamten einzuziehen, fo fallen. folche, fos 
weit fie in baaren Auslagen beftehen, der Gerichtsherr⸗ 
ſchaft zur Laft, dürfen aber in diefem Fall nur nad) ben 
fiecalifhen Saͤtzen, d. i. in ſoweit liquidirt werden, als 
diefe Koften bei Juſtizviſitationen königliche Gerichte aus. 
ben Salariencaffen zu tragen gewefen wären. 

(Refer. v. 19. May 1836. v. K. I. B. Bd. 47. ©. 582 f.) 


Sum achtzehnten Liter, 
Von Bormundfchaften und Curatelen. 


au 5.221. $. 1417. Der Landgerichtörath Berghauer zu Witten: 
berg bat einen Auszug aus der Vormundfchaftdordnung 
abdrucken laffen, welcher ven Wirkungskreis der Vormuͤn⸗ 
ber und Curatoren, beſonders bei eintretender Vermoͤgens⸗ 
verwaltung, umfaßt. — Den Gerichten iſt anempfohlen, 
— dieſen Auszug anzuſchaffen und bei Gelegenheit der 
Verpflichtung der Vormuͤnder und Curatoren denſelben 
den Ankauf dieſes Auszugs anzuempfehlen. 
. hadeript vom 80. September 1836, v. K. I. B. Bb. 48, 


Bu 8.454. $. 1418, Die Vorfchriften der Verordnung vom 3. April 
(Erg. $, 1815 und der Gab. Drder vom 3. May 1821 "gelten 
5888.) auch bei den Gerichten von Neus Vorpommern, 
(Aller. Gab. Order vom 10. July 1885. Refcript vom 10- 
Su $. 574. April 1835. v. 8. 3. B. Bd, 46. ©, 158160.) | 
Fr $. 1419. Ueber die Rechte der Notherben an den Nach⸗ 
Zu 5. 6golaß fiehe Refer. v. 8. Sanızgr und 26. Februar 1836. zu 
682, $. 6. Zit. 12. Th. 1. A. L. R. $. 1288. 
692. (Erg. $. 1420. Das Recht zur Ernennung von Vormuͤndern, 


Re die von’ ber obervormundfchaftlichen Aufficht befreit. fein 
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ſollen, ift eine blos perfänliche Befugniß Derjenigen, wels 
che den Pflegebefohlenen Vermögen zuwenden, und iſt 
kein Erblaſſer befugt, dad an feine Perfon gefnüpfte Recht 
der ernannteh Vormundfchaft dergeflalt zu übertragen, daß 
ed in ihrer Macht fleht, andere Vormünder mit der Uns 
abhängigkeit von diefer Auflicht zu wählen. 

(Auterh. Gab. Order vom 11. April 1836, 9. K. J. B. 3b, 
47. ©. 527-530.) | | 


Zum neunzehnten Litel, 
Don Armenanftalten und andern milden Stiftungen, 


$. 1421. Eine Verpflihtung der Staatöcaffen zum Er⸗ Zu — 
ſatz von Verwendungen einzelner Communen an heimath⸗ 
loſe Arme findet nicht ſtatt. | 
— er Cab. Order vom 22, December 1836, G. ©. 1837, 


Ebronologiſhes Regſter 


ailer 


in den Anhang zu den Nachträgen aufgenommenen 
Gefege, Verordnungen und Minifterialverfügungen. ; 





1811. 


Mefer. vom 9, April 1811. $. 1377. 
1824. 

Megulativ vom 18. December 1824, 8. 1411 
1826, | 

Cabinetsorder vom 1. Juny 1826. $. 1396. 
1833. 

Großherz. Sachſ. Weimar'ſche Verordnung vom 19. aytit 

1833. 8. 1290 


Cabinetsorder vom 17. Suny 1833, 8.1397. 
Gabinetsorder vom 10. July 1833. $. 1418. 
Gabinetsorder vom 5. September 1833. $. 1317”, 
« 1834. 
Cabinetsorber vom 8. Aprit 1834, 8. 1273, 
1835. 
Nefer. vom 10. April 1835. 8. 1418. 
Genehmigungsurkunde zur Rheinfchiffahrtsacte vom 14, Zus 
ny 1835. $. 1406, Ä 
Nefer. vom 13. July 1835, $. 1274, 
Refer, vom 18. July 1835. 8. 1307. 
Gabinetsorder vom 24. July 1835. $. 1414, 1415. 
Nefer. vom 31, Suly 1835. $. 1414. 1415. 
Reſcr. vom 25. Auguft 1835. $. 1410. 
Reſcr. vom 29, Auguft 1835. 89. 1410. 
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Mefer, vom 14, September 1835. N 1327, 
Mefer. vom 18. September 1835. $. 1270. 
Refer. vom 17. October 1835,  $. 1364. 
Gabinetsorder vom 26. October 1835. $. 1397. 
Reſcr. vom 30, October 1835, 8. 1275. 
Gabinetsorder vom 31. October 1835. $. 1385. 
Nefer. vom 6. November 1835.  $. 1321. 
Gabinetsorder vom 14. November 1835. $. 1400, 
Reſcr. vom 24. November 1835. 8. 1333. 

Nefer. vom 4. December 1835, $. 1281, 

Vertrag vom 10. December 1835. $. 1407. 
Refer. vom 21. December 1835. $. 1385. 

Refer. vom 30. December 1835. $. 1380, 


1836. 


Vertrag vom 2. Januar 1836, 8. 1407. 

Meglement für die Feuerfocietät der Provinz Weſtphalen und 
Verorbnung de eod. dato vom 5. Januat 1836. $. 
1350. 

Meglement für die Feuerfocietät der Probinz Poſen und Bers 
ordnung de eod. dato vom 5. Januar 1836. $. 1380, 

Reſcr. vom 8. Januar 1836. $. 1288. 1332, 1391. 

Refer. vom 12. Januar 1836, $. 1285, 

Verordnung vom 19. Januar 1886. 8. 183, 1256-1237, 

| 1374-1377. 

Mefer, vom 24, Januar 1836. $. 187. 

Vertrag vom 26. Januar 1836. $. 1407. 

Reſcr. vom 31. Januar 1836. $, 1373. - 

Reſcr. des weimar'ſchen Minift. d. ausw. Angeleg vom 5. 
Februar 1836. $. 1290. 

Reſcer. vom 20. Februar 1836. 6. 124. 

Refer. vom 24, Februar 1836. $. 1402, 

Nefer. vom 26. Februar 1836. $. 1288, 1803, 

Reſcr. vom 5. März 1836. 8. 1368, Ä 

Nefer. vom 22. März 1836. $. 1413. 

Cabinetsorder vom 23. März 1836. $. 1317, 

Reſcr. vom 26, März 1836. 6F. 1268, 

Refer. vom 29. März 1836. 8. 1318, 

Gabinetsorder vom 5. April 1836. $. 1395, 

Mefer. vom 8. April 1836. $. 1402. 

Reſcr. vom 9. April 1836. $. 1317”. 

Gabinetsorder vom 10, April 1836. $. 1284, 

Gabinetsorder vom 11, April 1836. $. 1420. 


924 | | Chronologiſches Regifter. 


Mefer, vom 11. April 1836. 3 1299. 1331. 
Reſer. vom 15. April 1836. 8. 1273. 

Mefer. vom 18, April 1836. 8. 1306. 1320, 

Mefer. vom 19, April 1836. 8. 1290, 

Reſcr. vom 25. April 1836. 8. 1392, 

Gabinetsorder vom 25. April 1836, $. 1405. 

Mefer. vom 9. May 1836. $. 1373. 

Reſcr. vom 19. May 1836, $. 1416. 

Gabinetsorder vom 22. May 1839. $. 1283, - 
Nefer. vom 28. May 1836. $. 1284. 

Reſer. vom 2. Suny 1836, $. 1379, 


Reſcr. vom 3. Juny 1836. $. 1381. 


Gabinetsorder vom 4. Juny 1836. 8. 1329, 


Reſcr. vom 10. Suny 1836. N 1369 


Mefer. vom 11. Juny 1836. 8. 1269. 
Mefer. vom 13. Juny 1836. 8. 1296. 
Cabinetsorder vom 19, Sun 1836. 8. 1399, 


 Gabinetsorder vom 25. Suny 1836. 8. 1363, 


. 


Reſcr. vom 25. Juny 1836. $. 1312. 


- Derfar. vom 10. Sul 1836. $. 1334. 


Gabinetsorder vom 13. Suly 1836. - $. 1363, 

Gefeg vom 13, Zum 1836. $. 1335—1361, 

Declar. vom 14. July 1836. §. 1393. 

Reſer. vom 16. July 1836. $. 1293. 

Reſer. vom 21. July 1836. $. 1297. 

Refer. vom 26. July 1836. 8, 1325. 

Mefer. vom. 18. Auguft 1836. $. 1264, 

Reſcr. vom 19. Auguft 1836. %. 1276. 

Wefer, vom 10, September 1836. $. 1322, 

Reſcr. vom 12. September 1836. $. 1264. 

Gabinetsorder vom 20, September 1836, $. 1277, 1278, 
1382. 

Gabinetsorber vom 30. December 1836. 8. 1401, 

Mefer. vom 30. September 1836. $. 1417. 

Gabinetsorder vom 12. November 1836. &. 1336, 1386, 

Gabinetsorder vom 21. November 1336. 8. 1395, 

Refer. vom 22, Desember 1836. $. 1421. 





Alphabetifhes Sachregiſter. 





A. 


Aorintans fi Erbfolge, Lehng 

Adernabrung. Was darunter im —————— Poſen zu verſte⸗ 
ben $. 1334. Nr. 1. 

Adjudicator f. Subhaftatton. 

Adoption. Wo bie Beftätigung berfelben erfolgen muß $. 1327. 
; Agnaten. Ob diefeiben bei der Ausleihung des Kaufgelberreftes eines 
fubhaftirten Lehnguts zugezogen werben müffen $. 1306. 

Alimente. Ob eine Ehefrau bie von einem Wechfelgläubiger vorges 
ee Alimente für den Perfonalarreft ihres Ehemannes erftatten Muß 


— heimathloſe, deren Verpflegung $. 1421. 

Aufgebot unbekannter Legatarien. Durch wen — beantragt 
wird, ur welche Frift für den Termin [in beftimmen $ 1267. 

Ausländer. Erwerb abeliger Güter im —X durch untertha⸗ 
nen anderer deutſcher Bundesſtaaten $. 1264. 


B. 


Bannrechte ſ. Mahlzwang. 

Bauergut. Wirkung, der (ümwebenten — auf Auseinander⸗ 
ſetzung mit der Gutsherrſchaft, auf die Erbfolge in daffelbe $. 1813. In 
Weſtphalen ſ. Erbfolge. 

Bauten. Verfahren bei Streitigkeiten über ben Beitrag zu ben ur 
bau:Koften $. 1391. 1892. Ob die Gutsberren von ben bei — ———— 
gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe als Entſchaͤdigung erhaltenen bäuer * 
Grundftüce zü den Bau: tınd Unterhaltungskoſten der Kirchen-⸗, Pfarr:, K 
fter:, Schulmeifter: und Schulgebäude beitragen müffen $. 1398. 

Beamte In welchem Falle diefelbe bei ‚unfreiwilliger Penſi ionirung 
ohne Penſion zu entlaſſen find $. 1383. ſ. Penſion. 

Bergorbnüung, revidirte, für das Herzogthum Schlefien und bie 
Grafſchaft Glatz. Was biefelbe unter dem Ausdrud; dominia und Grund 


— 
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herren verſteht und ob dieſelben ein Recht zum Steinbrechen auf Ruſtical⸗ 
grundftüden haben $. 1409. | | 

Bergmwerfe f. Domainen. 

Beſitz. Wie derfelbe durch Gemeinden erworben werden kann $. 1262, 

Befigtitel. Ob die Berechtigung deffelben auf die Firma einer Hand: 
lung oder auf den Namen einer andern Privatgefellfchaft geftattet- ift $. 1832. 

Bierzwang f. Mahlzwang. 

Branntweinzwang f. Mahlzwang. 

Bundesftaaten, deutſche, f. Ausländer. 


C. 


Caſſenanweiſungen. Anfertigung und Ausgabe neuer $. 1400. 
-Eeffion.‘ Ah Berihtöperfonen $ 1276, Der Rechte aus einem Meifte 
gebot bei Subhaftationen $. 1275. ©. Hypotheken. | 
Gommunal:2andtag. ** und Einreichung der Gutachten, Ber 
fchlüffe und Immediat:Vorftellungen deffelben $. 1396. 
Communicationsweg Sf. Landftraße. j 
Condictio indebiti. Ob und in welchem Falle derſelbe dem Staat 
wegen gezahlter Kriegsichäden zufteht. $. 129%, j 
‚ Corporation f. Schenkung. Ä 
Surator f. Liquidationsprozeß, Vormund. 


« .. Dannikerftellen In welchem Falle diefelben regulirungsfaͤhig find. 
$. 1834. Nr. 2. 18, vn Biene fl 
Darlehn. Wirkung ber angemeldeten resp. eingetragenen Protefta« 
tion wegen nicht empfangener Valuta und wie Jange dirfelbe eingetragen 
werben Tann $. 1307, | 

Depofitum f. Patrimonialgeridt. 

Diligengeib f. Erbſchaften, herrenloſe. 

Documentef. Patrimonialgerihtsherr. 
.. Domainen. In. welhem Falle biefelben für Abtretung von Grund 
— zur Poſt- oder Bergwerksverwaltung entſchaͤdigt werden muͤſſen 
$. . | 

Dominium f. Bergorbnung, revibirte, für bas Herzogthum 
Schleſien und die Grafihaft Glag. 

Dorfgerihte. Aufnahme von Zaren durch dieſelben und wie fie bes 


fegt fein müffen $. 1333. 
| E. 


Ehefrau f. Alimente, Eheſcheidungskoſten. 

Eheleute ſ. Erbfolge, Guͤtergemeinſchaft. 

Ehemann. In wie fern deſſen Nachlaß für die Koſten und Manda— 
tariengebühren in Prozeſſen feiner Ehefrau verhaftet ift $. 1320. ©. Ehe 
fheidungsftoften _ | — | 

Ehefheidung. Ob die verweigerte Annahme einer Ehefrau, die fich 
eigenmächtig entfernt ‚hat und bei ihrer Rückkehr ihren unbeſcholtenen Wan: 
del nicht befcheinigt, zur Eheſcheidungsklage berechtigt $. 132%. 


r 
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Eheſcheidungskoſten. Wie weit der Ehemann biefelben aus bem 
Eingebradhten feiner Frau vorzuſchießen verpflichtet ift $. 1825. 
Ehefheidungsftrafe. Db der Ehemann auch die Koften bes hier 
er ** Prozeſſes nach rechtskraͤftig getrennter Ehe vorſchießen 
muß $. FE —— — | 
’ — ſ. Eheſcheidungskoſten, Eheſcheidungs— 
ra e XFL 
Entfhädigung. Wie dieſelbe von demjenigen zu leiſten iſt, ber von 
einem Vertrage zurüctritt $. 1258. S. Schriftſteller. & 

- Erbe, - Wie fich bderfelbe zu legitimiren bat, um die Ausantworfung des 
Nachlaſſes verlangen zu können. $. 1268. Wenn die Ucbertragung eines ver- 
erbten- Sapiteld auf feinen Namen, ober deffen Löfhung auf Grund feiner 
Quittung erfolgen fol $. 1508. Ein auf eine beftimmte Sache oder Sum— 
me eingefeäter Erbe ift, wenn er audy nur Pflichttheilserbe ift, nur als Les 
gatar zu betrachten, und kann weder ber Berichtigung bes Befistitels für 
die Übrigen Erben, noch der Einziehung der Erbfchafts:Action widerfprechen 
$. 1287. 1288. Wie Erben ohne Vorbehalt für Erbſchaftsſchulden ver« 
haftet find S. 1266. aan. 

Erbfolge, bäuerliche, in der Provinz Weftphalen nad) dem Geſetz 
vom 13. July 1886. Auf welche -Grundftüde dies Gefeg Anwendung findet 
S. 1335. Verzeichniß der Grundftüde in,eine Matrilel und. Erforderniffe 
zur Gintragung in biefelbe $. 1336. Auf: welche Grundftüde dies Geſetz 
niht angewandt‘ werden Tann $. 1837, Dispofition Über die Bauerguͤter 
unter Lebendigen $. 1338. Nach welchen Grundfäsen Bauergüter bei ber 
Nachlaßregulirung vererbt aperben, und wie ed wegen ber: Nachlaßſchulden 

u halten $. 1389. 1344, Berechnung des Pflichttheils, beſonders des Aner« 
* bes Guts F. 1340, Ermittelung des Gutswerths z. 1841. In welchen 
Faͤllen, unter welchen Bedingungen und von wem es fuͤr die —— 
den übernommen werben kann $. 1342, ‚Wer zur Annahme bes Guts vor« 
züglich berechtigt ift $. 1345. Wenn mehre Güter zum Rachlaß gehören $. 
1344, Welche Grundftücde das Bauergut bilden $. 1345. Rechte des über: 
lebenden Ehegatten $. 1846. Wenn Kinder vorhanden find $. 1350. Wenn 
keine. vorhanden find F. 1351. Bei beftehender Gütergemeinfchaft $. 1847, 
1852, Rechte beider Eheleute, über bie Erbfolge zu beftimmen $. 1349, 
Abfindung der übrigen Erben $. 1953. Wenn zu biefem Behuf das Gut 
verfchuldet werden muß F. 1854. Verpflichtung ber Miterben, fo lange fie auf 
dem Hofe leben ibid. Verpflichtung des Anerben gegen feine Eltern unb die 
nicht abgefundenen Miterben $. 1358. Verzinfung der Abfindungen $. 1356, 
Rechte der abgetheilten Miterben an. ihren Abfindungen 8. 1857. Rechte 
der Erbfchaftsgläubiger nach erfolgter Crbtheilung und Eintragung einer 
Proteftation für diefelben $. 1358. Rechte des Beſitzers eines diefem Ger 
fege unterworfenen Gutes, wenn berfelbe Feine ehelichen Kinder hat $. 1359, 
Wem das Hecht, den Unerben zu beftimmen, gebührt, wenn das Gut dem 
Geimfall unterworfen ift $. 13860. Aufhebung ber Vorfchriften des. Allgem. 
Landrechts durdy dieles Gefeh $. 1361. ' 

- Erbfolge der Seitenverwandten im Herzogthume Schleſien und ber 
Grafſchaft Glas :$. 1329, 

—Erbſchaften, erblofe, was darunter in Schlefien und der Graf: 
fchaft Glatz zu verftehen $. 1329. Beim Aufgebot derfelben muß, vor Abs 
fafjung des Erkenntniſſes, der Nachlaßcurator den Diligenzeid leiften $. 1270, 

Erbfhaftsredhte f. Erbe, Erbfolge, 

Grecution f. Gütergemesinfdaft. 
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Feſtungswerke. Verfahren bei Abtretung von Grund und Boden 
zu denſeiben $. 1405. | * 

Feuerſocietaät für bie Provinzen Weſtphalen und Poſen $. 1380, 

Firma f. Befistitel. 

Kiscus f. Erbfhaft: 

Sreimaurerlögen. Verpfaͤndung der Grunbftüde bderfelben und 
Form der Schuldinftrumente $. 1381. 

Sürftenreht, Private, beutfches, ift nicht burdh das Allgemeine Lands. 
recht aufgehoben. Worin dafjelbe beftcht und Rechte aus demfelben für das 
Samilienoberhaupt, befonders bei Nachlaßregulirungen, Zeftamenten, Inven⸗ 
tarien 2c. det Tamilienmitglieber $. 1285. | | 


G. 


‘ 


Geld f. Poſt. 

Gemeinde f. Arme, Berti. 

Gemeindeleiftungen. Competenz und Verfahren bei Streitigkei⸗ 
ten über die Beiträge zu denfelben 5. 1402, Ä I 

Gefeltfhaft f. Befigtitel. 

A ſ.gutsherrlich-bäuerliche Verhältniſſe, Hand—⸗ 
lungsdiener. * 
te riet EOTIFEIDERE Welche Verträge als dleſelbe befchräntend anzus 
(4 en ’ * = : 2 . 

en, Suden 7 es 

rundherr f. Bergordnung, revidirte, für das Herzogthum 
Schleſien und die Grafſchaft Glatz. — 

Grundſtuͤcke, baͤuerliche, ſ. Judem 

Guͤter, adelige, ſ. Auslaͤnder. 

Guͤtergemeinſchaft, eheliche, ob aus einem gegen den Ehemann 
allein ergangenen Erkenntniß Execution in die zu dem gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögen gehörigen Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten vollſtreckt werden kann $. 
1321. 1322. Folgen, wenn nur der Antheil des Ehemannes allein an dies 
re Grundftüden zc. fubhaftirt wird, befonders für den Adfubitator $. 1822. 

elcher Antheil fteht jedem der Ehegatten an ben gemeinſchaftlichen Grund: 
ftüden zu? ibid. ©. Erbfolge, bäuerliche, in der Provinz Weftphalen. 

Butsherrfhaft f. Bauten, Bergordnung, revibirse, für 
das Herzogthum Schlefien und die Grafſchaft Glatz. 

. Gutsherriih-bäuerlihe Verhältniffe Welche Stellen im 
Poſenſchen bon ber Repulirung ausgefchloffen find 5. 1384. Nr. 3, 5. 6, 
Ob Haus: und Wirthfchaftsbeamte und Dienftboten, welche bäuerliche Acker⸗ 
nahrungen als Befoldung, Dienftemolumente oder Dienfttohn befigen, auf 
Verleihung von Eigenthumsrechten Anſpruch machen fönnen. $. 1834. Wenn 
bergleihen Handwerkern ald Vergütigung für gewerbliche Verrichtungen ver= 
liehen find $. 1334. Nr. 5 u. 6. Obliegenheiten der Gutsherrfchaft in Bes 
zug auf bie Unterhaltung der Gebäude $. 1334. Nr. 7. Welche Öffentliche 
Laften von ber der Gutsherrfchaft zu ae Arge Entfhädigung in Abzug 
gebracht werden können $. 1334. Nr. 8. Wie viel Grumd Und Boden bei 
einem regulirten ‚Hofe verbleiben müffen $. 1334. Nr. 9. Verpflichtung der 
Befiger regulirter Höfe zu Handdienſten 5. 1334. Nr. 10, Zur Gewährung 
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von Wohnungen für das Gefinde der Herrſchaft 5. 1334. Nr. 11. Aufhe⸗ 
bung ber Befchränfungen des Befiserd an den regulirten Höfen $. 1334. 
Nr. 12. Aufhebung ber Suspenfion ber Auseinanderfegungen $. 1334. Nr. 
13. Wirkung früherer Vergleiche und rechtöfräftiger Erkenntniffe $..1334. 
= ri Errihtung von Kreiscommiffionen und deren Yunctionen $. 1334, 
r. 38, ’ u 
Gutsherrfhaft f. Gutsherrlich-baͤuerliche Verhältniffe. 
9. 

Handdienſte f. Gutsherrlich-bäuerliche Verhältniffe. 

Dandlungsdiener. Deren redprliche Verhältniffe und ob die Vor: 
ſchriften Zit. 5. Ih. 2. Allgem. Landredyt auf fie anzuwenden $. 1369. 

Dausofficianten f. Dandblungsbiener. 

Heimfall f. Erbfolge. 

Heuer f. Schiffsvolk. 

Hypothek. Ob der Eigenthämer eines Grundftäds eine von ihm be 
zahlte Hypothek auf feinen Namen umfdreiben laffen kann $. 1298. &, 
Miterbe. 

Hypothekenrecht. Wie ein im Grofherzogthume Pofen, dem culm« 
und michelau’fhen Kreife und der Stadt Thorn nady Auflöfung ber preußi« 
ſchen Behörden in die damaligen —— — a aid a gegen ben 
dritten Befiger erhalten wird $ 130 

Hypothekenregiſter f. ———— 

Hypothekenſchein ſ. Patrimonialgerichtsherr. 

Hypothekglaͤubiger. — Rechte gegen den dritten Beſiter des 
ihm verpfaͤndeten Grundſtuͤcks $. 127 


J. | 


ser Wechſe 

Inteſtaterbfolge ſ. rien Erbſchaft. 

Inventarium ſ. Fürftenredt. 

Suden. Vorſchriften bei Trauungen derſelben $. 1818. unter welchen 
Bedingungen dieſelben in den Kreiſen Paderborn, Buͤren, Warburg und Hoͤx⸗ 
ter zur Erwerbung baͤuerlicher Grundſtuͤcke zu — find $. 1382, De 
ren Majorennität im Pabderborn’fchen $. 1881. S. Schuldſchein. 


Zuftitiariat f. Penfion. 
Juſtizviſitation. Wer die Koften berfelben bei Patrimonialgerich- 


ten trägt, und wie biefelben zu liguidiren $. 1416, 


8. 


Käufer f. Subhaftation. 

Kaufvertrag zahlungsunfähiger Schuldner $. 1274. 

Kirchengebäude f. Bauten. 

Kirhenvermdgen. Vertretungsverbinblichkeit der Verwalter derfel- 
ben bei Ausleihung von Sapitalien ohne höhere Genehmigung $. 1389. 

Kreistag. Bedingung ber ne der Abgeordneten zu benfel: 
ben in den Rheinprovinzen $. 1398 

Ergänz. z. preuß. Landrechte. IV. Thl. 34 
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Kriegsfhäben f. Conductio indebiti, 
KFatergedäude ſ. Bauten. 


8, 


eo A Rechte Desjenigen, dem ein Anfpruch auf baffelbe bewil⸗ 
ligt i 
Landftraße. Wie die Eigenfchaft derſelben, als ſolche, verloren geht 
5. 1404. Wem bie Pflicht zu deren Unterhaltung als s mmırationtintg 
obliegt, wenn der Staat biefelbe als Landſtraße aufhebt $. 1 
Landtage. Aufbringung der Koften derfelben in u Bis 
$. 1399. ©. Sommunallanbdtage. 
Legatarien f. Aufgebot, Erbe. 
Legitimation f. Erbe. 
Lehngut. In welchem Falle die Präfumtion für bie rer a 
2 baar ausgezahlten Abfindungsfummen von bemfelben fpricht $. 1805. 
gnaten. 
Lehnsfolge. Abtretung der Succeſſi onsrechte an einen Andern F. 1305. 
Lehnmwaare f. Senior. 
a Wer auf deffen Eröffnung antragen kann 


edſchung ſ. Erbe, Nießbrauchsrecht. 
M. 


Magiſtrat ſ. Vollmacht. 

Mahlzwang. Wem gebührt die Entſchaͤdigung für die Aufhebung befe 
felben? S. 1816. In welchen Landestheilen das Edict vom 28. October 1810 
Gültigkeit hat $., 1817*. Competenz der Polizetbehörden bei Gefährdung 

defjelben $. 1817 
Majorennitätf. Juden. 

Maͤkler. Deren ausſchließliche Befugniſſe g. 1373. Deren Verpflich— 
tungen bei Gefchäften über fpanifche Staatsjchuldpapiere und fonftige in: und 
ausländifche auf jeden Inhaber‘ lautende Staats: oder Sommunalfchuldpapiere 
$. 1376. 1377. ©. Staatsfchuldpapiere. 

Mediatherrf haft. Deren Rechte gegen bie Beſi iger von Bürger: 
bäufern in Mediatftäbten $. 1368. Befonders wegen erecutivifcher Beicrei: 
bung der ihnen ar Gefälle ibid. 

Mebdiatftädte ſ. Mediatherrſchaft. 

Meiſtgebot ſ. Ceſſion. 

Meffe f. Schenkungen. 

Minderjährige f. Pupillen. 

Miteigenthümer. Bedarf es bei bem Widerfpruche der übrigen ei- 
nes Erfenntniffes, um bie von einem berfelben a Subhaftation bes 
gemeinfchaftlihen Grundftücds einzuleiten $. 1299. Rechte eines Gläubigers 
auf das Miteigenthbum feines Schuldners an einem Grundftüde $. 1296. 
1297. Folgen ber auf feinen Antrag erfolgten Subhaftation bes Antheils 
derfelben ibid. ©. Miterbe. 

Miterbe. Ob derfelbe feinen idealen noch unbeftimmten Antheil an eis 
nem Grundftüde na} berichtigtem Befigtitel für fämmtliche Erben — 
ben kann $. 1296. 


— 
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N, 


Nahlafregulirung f. Fuͤrſtenrecht, Erbfolge, Erbe. 

Nachlaßſchulden f. Erbe, Erbfolge. 2 

Nießbrauchsrecht, lebenslängliches. Deffen Loͤſchung nach 
dem Tode des Berechtigten $. 1312, 


er P. 


Papiere, geldwerthe ſ. Poft. 

Patrimonialgericht. Verfahren, wenn ber Jurisdictionar das Des 
pofitalgelaß und den Depofitalkaften nicht vorfchriftsmäßig einrichtet $. 1415. 
Bertretungsverbindlicykeit des Gerichtsherrn für die nicht vereidigten Depoft: 
talbeamten $. 1414. Ob die Depofitalbeamten bei demſelben überhaupt ver: 
eidigt werben müjffen ibid, Welche Stellen bei der Depofitalvderwaltung von 
dem Gerihtsheren übernommen werden können ibid, S. Inftizgpifitation. 

Patrimonialgerihtsherr. Deffen Rechte bei Ausfertigung von 
Documenten und Hypothefenfcheinen $. 1413. S. Patrimonialgeridt. 

4 zen Stimmenzählung bei der Goncurrenz mehrer Compatrone 
$. | 

Penſion ffädtifher Beamten nad der Gabinetdorber vom 14. Oc: 
tober 1811 $. 1365. Wenn der Penfionirte ein Eönigliches Amt übernimmt, : 
oder eine koͤnigliche Penfion bezieht $. 1365. Wenn derfelbe ald königlicher 
Beamter fortdient oder Juſtitiariate übernimmt $. 1366. Verluſt derfeiben 
wegen Verbrechen $. 1336. S. Beamte. Ä 

Pfarrgebäude f. Bauten. 

Pflichttheil f. Erbe, Erbfolge. 

Polizeibehörde f. Mahlzwang. | 

Poſt. Garantie derfelden für Geld und geldwerthe Papiere $. 1410. 
ie bdiefelben verpadt fein müffen $. 1411. ©. Domainen. 

Privatfecretair f. Handlungsbdiener. 

Progeffe f. Vollmacht. 

Prozeßkoſten f. Ehemann. 

Publicum f. Verjährung. 

Pupillen. Verwaltung bes Bermögens berfelben in Reu:Borpom: 
mern. 


R. 


Naff: und Leſeholz. Was unter dem Ausdrude Raffholz zu 
verftehen $. 1314. Rechte eines Erbpächters, dem freies Raff: und Lefeholz 
zugefichert ift $. 1315. 

Remittent f. Wechſel. 

Reparaturen f. Bauten. 

Rheder. Wofuͤr derfelbe haften muß $. 1378. 

Rheinſchiffahrt. Genehmigungsurkunde $. 1406. 


©. 
Schenkungen an inländifche Gorporationen und Stiftungen. In 


welchen Fällen diefelben der landesherrlichen Genehmigung beduͤrfen $. 1284, 


Wenn diefelben zu Meffen gemacht find $. 1283. — 
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iffsvolf. daffelbe beim Untergange bed 8 Anfprud auf . 
bie Heuer und Reifekoften hat $. 1879. - — 

Schriftſteller. Deſſen Befugniß, die Aufführung feines bramatifchen 
. Werkes zu unterfagen $. 1261. Weihe Entihädigung er verlangen kann, 
wenn biefe wider feinen Willen gefchehen ift ibid. 

Schuldſcheine. Form derfelben, welche von Perfonen bäuerlichen 
Standes an Juden in den Kreifen Paderborn, Warburg, Büren und Hoͤx⸗ 
‚ter ausgeftellt werben und Verfahren bei den bereits früher ansgefteliten $. 
1277. 1278. 

Schulgebäude f. Bauten. 

Schulfocierät. Ueber die Zutheilung eines Guts zu demfelben findet 
Bein Rechtsweg Statt $. 1391. 

Senior. Rechte eines Familienſeniors auf rüdftändige Lehnswaare 
und Lehnsgebühr für Veränderungen vor feiner Zeit $. 1311. 

Bolftätte f. Erbfolge. 

Staat f. condictio indebiti. 

Staatsfhuldpapiere, fpanifhe: In welchen Fällen Verträge 
über biefelben nur gültig find $. 1253. 1254. Strafe ber verbotenen $. 

1255. Verfahren bei den bereits abgefchloffenen $. 1256. Strafe Derjenigen, 
bie unbefugter Weife Gefhäfte über dergleichen und überhaupt über Staats⸗ 
ſchuldpapiere vermitteln $. 1374. ©. Mäller. | 

Stadtgemeinde f. Vollmacht. 

Städteordbnung, revidirte. Deren Einführung in Gräß, Gne- 
‚fen und Schoͤnlanke $. 1363. | , 
—Steinbrechen f. Bergorbnung, revibirte, für bas Herzog— 

thum Schlefien und die Graffhaft Glag. ; 

Steuer: Eredit:Gaffenfheine, fähfifche. Deren In: und Au: 
Pereursfegung $. 2290. 

Stromfchiffe Anwendung des Abſchn. 2. Tit. 8. Th. 2. A. L. N. 
auf dieſelben $. 1378. ©. Rheder. 

Subhaſtation. Ob der Adjudicator für eine in partem pretii übers 
nommene Schuld perfönlich verhaftet ift, und in welchem Falle er beim Ver: 
kauf des Grundftüds von dieſer perfönlichen Verbindlichkeit liberirt wird $. 
1294. ©. Ceſſion, Miteigenthümer. 


T. 


Zaref. Dorfgerichte. 
Zeftament f. Fürftenredt. 
Zrauung f. Juben. 


U. 


 Maiderfitäten. Zum Beſuche der zu Erlangen, Würzburg und Hei— 
delberg Tann Dispenfation ertheilt werben 5. 1895. 


V. 


Baluta f. Darlehn. 
Berjährung. Db das Publicum eines Drts etwas durch Verjährung‘ 


Verlaſſenſchaft — Zollvertrag. 533 


erwerben kann $. 1247. Welche Friſt zur Acquiſitivverjaͤhrung des Rechts, 
vom Steinbrechen eine Abgabe nach dem Quantum der gebrochenen Steine 
fordern zu koͤnnen, erforderlich iſt 8. 1272. 

Verlaſſenſchaft ſ. Erbſchaft. 

Berfehen. Welches Verſehen Desjenige zu vertreten hat, ber von eis 
nem Bertrage zurüdtritt $. 1258. 

Vertrag. Entf digung, Gewerbefreibeit, —— 
Papiere, Verſehen. 

Verzugzinſen f. Zahlung. 

Bollmadht der Stabtgemeinden zur Sährung von Prozeffen — 
nur vom Magiſtrat vollzogen zu werden $. 13 

Bormund. Anempfehlung des von = J—— Berghauer 
herausgegebenen Auszugs aus der VormundfhaftssÖrdnung bei Verpflichtung 
ber Vormuͤnder und Guratoren $. 1417. Wer ben rend bon der Er 
———— Aufſicht befreien, kann 5. 1420. 


Ä 4 
W. 


Wechſel. Wie derſelbe unterſchtieben fein muß $. 1372, Verhaͤltniſſe 
zwiſchen dem Ausfteller und Remittenten eines Wechſels, wenn biefer bdenjel- 
‚ben weiter inboffirt und das Geld bei dem Indoſſatar verloren geht 8. 1371, 


x . - 
. i. 
B. 
j J — 


—— Wor auf bieſelbe, wenn "Gapital ı * Beigugeginfen gefor⸗ 
dert werden koͤnnen, in Ermangelung eines übereinkommens angerechnet wer⸗ 
den muß 1291. 

Zinfen. Wenn nur über einen Sei berfelben quittirt, wegen der 
übrigen aber Fein Vorbehalt gemacht ift 5. 1281. ‚Was unter zehnjähriaen 
Binsrüdftänden zu verftehen ibid. Capitaliſirung ber Bingrüdftände $. 1280 

Zollvertrag mit der Stadt Frankfurt a. M., den Herzogthümern 
Anhalt:Köthen und Anhalt-Drffau und dem Herzogthum Naffau $. 1407. 
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